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Die romanistische, germanistische und kanonistische Abteilung dieser Zeitschrift‘ sind getrennt 
von einander zu beziehen. 


Jeder Band dieser Zeitschrift zerfällt in drei selbständige und auch 
für sich käufliche Abteilungen, in eine romanistische, eine germanistische 
und eine kanonistische. 

Zusendungen für die romanistische Abteilung werden erbeten 
zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Herrn 
Geheimen Rats Professor Dr. Ludwig Dlitteis in Leipzig (Hiller- 
straße 9). 

Zusendungen für die germanistische Abteilung werden erbeten 
zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Herrn 
Geheimen Justizrats Professor D.Dr. Ulrich Stutz in Bonn (Siwrock- 
straße 25) oder des Herrn Geheimen Rats Dr. Richard Schröder in Heidel- 
berg (Ziegelhäuser Landstraße 19). 

Zusendungen für die kanonistische Abteilung werden, soweit es 
sich um Manuskripte von Abhandlungen und Miszellen handelt, erbeten zu 
Händen des Herrn Geheimen Justizrats Professor D. Dr. Ulrich Stutz 
in Bonn (Simrockstraße 25); Rezensionsexemplare und Manuskripte von 
Besprechungen sind dagegen einzusenden an Herrn Professor Dr. Albert 
Werninghoff in Halle an der Saale (Ernestusstraße 6). 


Zur Sicherung rechtzeitigen Erscheinens der Bände sind die Unter- 
zeichneten, als geschäftsführende Mitglieder der Redaktion, mit der 
Verlagsbuchhandlung übereingekommen: 


Manuskripte für Abhandlungen nur anzunehmen, wenn sie bis 
spätestens 15. Juli des betreffenden Jahres in ihren Händen sind. 

Als spätester Termin für die Einsendung von Miszellen ist der 
1. September angesetzt worden. 

Ausnahmen zu gestatten behalten sich die Unterzeichneten der Ver- 
lagsbuchhandlung gegenüber vor. 

Da die Zeitschrift der Savigny-Stiftung in erster Linie die Veröffent- 
lichung selbständiger wissenschaftlicher Abhandlungen zur Aufgabe hat, 
können die unterzeichneten geschäftsführenden Mitglieder der Redaktion 
keine Gewähr dafür übernehmen, daß jede der Redaktion zur Besprechung 
eingesandte Schrift einer Rezension unterzogen werde. Vielmehr können 
Rezensionen nur nach Maßgabe des jeweils verfügbaren Raums veröffent- 
licht werden. Doch werden die im Laufe jedes Jahrs eingegangenen, nicht 
zur Besprechung gelangenden Werke, sofern sie im Buchhandel selb- 
ständig erschienen sind, am Schluß jedes Bandes erwähnt werden, und 
zwar auch dann, wenn die Besprechung für einen späteren Band der Zeit- 
schrift in Aussicht genommen ist. 


Ludwig Mitteis. Ulrich Stutz. Albert Werminghoff. 
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Da in letzter Zeit bei der Germanistischen und bei der Kano- 
nistischen Abteilung der für vorher angemeldete Beiträge bewilligte 
Raum des öfteren sehr erheblich von den Herren Mitarbeitern überschritten 
worden ist, sieht sich die Schriftleitung der genannten beiden Abteilungen 
veranlaßt, bekannt zu geben, daß sie hinfort in solchem Falle, besonders 
aber, wenn der Umfang eines Beitrages 6 Bogen überschreitet, auch dann 
keinerlei Verpflichtung zur Aufnahme anzuerkennen in der Lage ist, wenn 
sie zuvor grundsätzlich eine Arbeit anzunehmen sich bereit erklärt hat. 
Beschluß vom Juli 1915. 


H. Brunner. R. Schröder. U. Stutz. ,A-Werminghoff. 


Inhalt des XXX VI. Bandes. 


Kanonistische Abteilung VI. 


Friedrich Thaner, von Heinrich Singer . 


Dorn, Johannes, Zur Geschichte der Personalpfarreien 
Eichmann, Eduard, Die römischen Eide der deutschen Könige 


Haas, Paul, Das Salvatorium Papst Be IV. an 0 
vom 5. Februar 147 .... & 


Hashagen, Justus, Zur Charakteristik der seistlicken Gerichts. 
barkeit vornehmlich im späteren Mittelalter i 


Kern, Fritz, Luther und das Widerstandsrecht F 
Singer, Heinrich, Das c. Quia frequenter, ein nie in Geltung 
gewesenes „Papstwahldekret“ Innocenz’ IV. Zugleich 
ein Beitrag zur Frage der Selbstwahl im Konklave . 
Miszellen: 
Dorn, Johannes, Jus patronatus . . » x 2 2 2 2 0. 
Heyer, Friedrich, Über Petrus Collivaccinus von Benevent 


Levison, Wilhelm, Zur ee der a 
Servus servorum Dei . 


Levison, Wilhelm, Eine Aufzeichnung über Kölner Kirchen 8 


aus dem 11. Jahrhundert . 


Stutz, Ulrich, Parochus; Reste des Eigenkirchenrechts in 
der Epistola de miseria curatorum seu plebanorum und 


in der Reformation Kaiser Sigmunds 
Literatur: 
Bauer, J., Zur Geschichte des Bekenntnisstandes der Kirche 
im Großherzogtum Baden . .. ; : 
Besprochen von K, Eger. 
Blume, K., Abbatia . . . . U a ET EN 


Besprochen von A. Worminghott. 
Canfield, L. H., Early persecutions of the Christians. . . 
Besprochen von A. M. Koeniger, 
Freisen, J,, Verfassungsgeschichte der katholischen Kirche 
Deutschlands in der Neuzeit : 
Besprochen von L. Kaas. 


Henrici, H., Über Schenkungen an die Kirche 
Besprochen von H. Fehr. 


Hindringer, R., Das kirchliche Schulrecht in Altbayern 
Besprochen von K. Rieker. 


Höhler, M., Tagebuch des A. A. Arnoldi 
Besprochen von C. Mirbt, 


3798859 


384 


405 


478 


2 II 2 
Seite 


Hoppe, W., Kloster Ziona . . . . 2 2 2 nennen. 42 
Besprochen von H. Nottarp. 


Kaas, L., Geistliche Gerichtsbarkeit der katholischen Kirche 


in Preußen Te 465 
Besprochen von K. Bothenbicher. 
Krieg, J., Landkapitel im Bistum Würzburg . . . . .. . 43 


Besprochen von A, 31. Koeniger. 

Leder, P., Acht Vorträge über das älteste Synodalrecht. . 423 
Besprochen von H. Lietzmann. 

Lietzmann, H., Petrus und Paulus in Rom . . . ...413 
Besprochen von U. Stutz, 

Merk, C.J., Anschauungen über die Lehre und das Leben 


der Kirche im altfranzösischen Heldenepos . . . . 429 
Besprochen von A. Werminghoff. 

Riedner, O., Die geistlichen Gerichtshöfe zu Speier . . . 484 
Besprochen von A.M. Koeniger. 

Rost, K., Entstehung der Kirchengemeinde in Saalfeld . . 473 


Besprochen von A.Schultze, 
Uhlemann, K., Verhältnis der ee zur Kirchen- 
gemeinde der Stadt Altenburg. . . A . 473 
Besprochen von A. Schultze, 


della Valle, H., Benediktinerinnenklöster des Bistums Osna- 
brück . . .. R . 447 
Besprochen von H. Noktary 


Vigener, F., Gallikaniısmus und episkopalistische Strömungen 480 
Besprochen von C, Mirbt. 


Wackernagel, R., Geschichte der Stadt Basel II. . . . 429 
Besprochen von A. Werminghoff. 


Wolf, G., Quellenkunde der deutschen Reformationsgeschichte 449 


Besprochen von A. Werminghoff. 


Zur Besprechung eingegangene Schriften. . . . 2.2... .486 
Entgegnung von G. Holzknecht . . ». 2 2 2 2.2.2... 43 
Erwiderung von H. von Voltelini. . . 2 2 2 20.0.4491 
Kanonistische Chronik . . : . 2: 2 2 2 202.0... 49% 


Alphabetisches Namenverzeichnis der Mitarbeiter 
an diesem Bande. 


J. Dorn S.341. 391. — K. Eger 8. 483. — E. Eichmann S. 140.— H.Fehr 

S. 431. — P. Haas S. 293. — J. Hashagen S. 205. — F. Heyer S. 395. — 

L. Kaas S. 451. — F. Kern 8. 331. — A.M.Koeniger S.419. 434. 484. — 

H. Lietzmann S. 423. — W. Levison S. 384. 386. — C. Mirbt 8.478. 480. 

— H.Nottarp 8.442. 447. — K.Rieker 8.477. — K. Rothenbücher 

S.465. — A.Schultze S. 473. — H. Singer S. V.1. — U. Stutz S. 405. 413, 
458 Anm. 1. — A. Werminghoff S. 427. 429. 429. 449. 492. 


Friedrich Thaner. 


Wenige Monate nach dem Tode Heinrich Brunners hat 
auch dessen Landsmann, Studiengenosse und Freund, der 
emer. ord. Professor des Kirchenrechts an der Grazer Uni- 
versität Hofrat Dr. Friedrich Thaner sein arbeits- und 
erfolgreiches Leben beschlossen. Obwohl er sich von der 
akademischen Wirksamkeit schon seit Jahren zurückgezogen 
hatte!), setzte er doch seine Studien und seine stets frucht- 
bare wissenschaftliche Tätigkeit auch nach seinem Rücktritt 
vom Lehramte unermüdlich fort; nach kurzer Krankheit 
starb er am 29. November vorigen Jahres, bis zu seiner 
Erkrankung ununterbrochen mit seinen wissenschaftlichen 
Arbeiten beschäftigt. 

In jeder Hinsicht eine Persönlichkeit von besonderer 
Eigenart und charakteristischem Gepräge, war Thaner ge- 
rade deshalb eine Erscheinung, wie sie heute — und wohl 
nicht nur an den Universitäten — schon recht selten ge- 
worden sind. Thaners Heimat war Oberösterreich; zu Linz 
am 15. März 1839 geboren, besuchte er die Volksschule, 
und kurze Zeit auch die Unterrealschule zu Steyr, endlich 
in den Jahren 1851—1858 das Linzer Gymnasium, zu dessen 
vorzüglichsten Schülern er gehörte. Die juridischen Fakul- 
tätsstudien hat Thaner an der Wiener Universität absolviert 
(an welcher er in der Folge am 2. Juni 1865 zum Doktor 
beider Rechte promoviert wurde) und während seiner 
Wiener Universitätsjahre mit großem Eifer auch philo- 
logische und geschichtliche Studien?) betrieben; diesen 


1) Thaner hatte schon am 4. Juli 1907 um seine Pensionierung 
angesucht, ohne die gesetzliche Altersgrenze für die amtliche Wirksamkeit 
eines Professors (das vollendete 70. Lebensjahr) abzuwarten. 

2) Unterseinen Lehrern sind, in diesem Zusammenhange, insbesondere 
Bonitz und Sickel zu erwähnen. Der im Jahre 1861 —1863 abgehaltene 
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Studien verdankte Thaner seine hervorragenden Kenntnisse 
in der lateinischen Sprache, die er vollkommen beherrschte, 
wie jene gediegene Vorbildung in den historischen Hilfs- 
wissenschaften, welche den Ausgaben Thaners, überhaupt 
seinen Arbeiten im Gebiete der Quellen und der Literatur 
des Mittelalters Vorzüge sicherten, deren sich nur wenige 
rühmen können. 

Thaners besonderes Interesse für das Studium des 
Kirchenrechts, dem er ja später seine Lebensarbeit auch 
in erster Reihe gewidmet hat, führte ihn schon vor seiner 
Promotion nach Berlin, um die Vorlesungen des — damals 
freilich schon schwerkranken — Richter (f 8. Mai 1864) zu 
hören und sich im kanonischen Rechte weiter auszubilden. 
Rücksichten auf seine Gesundheit zwangen ihn jedoch, den 
Berliner Aufenthalt vorzeitig abzubrechen und in die Heimat 
zurückzukehren; nach seiner Erholung zunächst durch meh- 
rere Jahre als praktischer Jurist tätig, konnte er gleichzeitig 
seine Habilitation vorbereiten. Im Monate April des Jahres 
1871 an der Grazer Universität als Privatdozent des Kirchen- 
rechts zugelassen, wurde er auch im Sommersemester dieses 
Jahres sofort mit der Supplierung der erledigten Lehrkanzel 
seines Faches betraut und nach Ablauf des Semesters 
(Allerh. Entschl. vom 3. Sept. 1871) als außerordentlicher 
Professor an die Innsbrucker Universität berufen, wo er, 
am 17. Januar 1877 zum ordentlichen Professor des Kirchen- 
rechts ernannt, bis zum Ende des Sommersemesters 1888 
tätig war. Mit allerhöchster Entschließung vom 5. Juni 
1888 an die Grazer Universität berufen, hat er hier bis zum 
Schlusse des Sommerhalbjahres 1907 sein Lehramt fort- 
gesetzt, und er ist dieser letzten Stätte seiner akademischen 
Wirksamkeit auch im Ruhestande bis an sein Lebensende 
treu geblieben. 

Als Mann der Wissenschaft war Thaner eine durchaus 
selbständige Persönlichkeit von individuellem Gepräge; ein 


„vierte Kurs‘ des (1854 gegründeten) Institutes für österreichische Ge- 
schichtsforschung zählte Thaner zu seinen sechs „ordentlichen Mit- 
gliedern‘; als solche waren wie Heinrich Brunner, auch der Historiker 
Zeißberg und der bekannte Wiener Journalist Karl Felix Kohler Studien- 
genossen Thaners. 


—- VI — 


gewissenhafter Forscher, schon in den Vorarbeiten streng 
solid und zuverlässig, vorsichtig und besonnen in seinem 
Urteile, aber klar, scharf und bestimmt in der Fassung seiner 
Resultate. Dabei von jener gewissen vornehmen Zurück- 
haltung, die — an sich selbst immer die größten Ansprüche 
stellend — bei der Publikation wissenschaftlicher Arbeiten 
vor allem das Interesse der Wissenschaft im Auge hat, 
auch nicht, etwa um äußerer Gründe willen, jeden selb- 
ständigen Gedanken und jede neue Erkenntnis sofort vor 
die Öffentlichkeit zu bringen sucht. Gewiß genügt schon ein 
Hinweis auf Thaners literarisches Wirken, um seine reiche 
und vielseitige Begabung, um die großen Verdienste fest- 
zustellen, die er sich durch seine Schriften!) um die Wissen- 
schaft erworben hat, aber diese geben uns doch noch kein 
vollständiges Bild von dem Gehalt und dem Umfang der 
Geistesarbeit, welche Thaner in seinem Lebenswerke ge- 
leistet. 

In erster Reihe muß hier der grundlegenden Bedeutung 
seiner Arbeiten für die Dogmengeschichte gedacht werden, 
für die Erkenntnis und richtige Würdigung jener Ent- 
wicklung, welche mit Hilfe der rechtsbildenden Tätigkeit 
der Schule das kanonische Recht geschaffen hat (,‚dieses 
ist im buchstäblichsten Sinne ein gelehrtes Recht, das... 
sich zum Gesetzesrechte verdichtete‘‘). Schon die Vorrede 
zu seiner Ausgabe des Rolandus?) hatte das Problem in 
scharfen Umrissen erfaßt, und diese Darstellung, welche in 
späteren, der Rechtsgeschichte wie der Quellen- und Lite- 
raturgeschichte gewidmeten Schriften Thaners weiter aus- 
geführt und ergänzt wurde, ist geradezu bahnbrechend 
gewesen; man gibt nur der Wahrheit die Ehre, wenn man 
hervorhebt, daß Thaners Darstellung in allen ihren wesent- 
lichen Ergebnissen zum unanfechtbaren Gemeingut unserer 


ı) Ein Verzeichnis der selbständig erschienenen, wie der in Sammel- 
werken oder Zeitschriften veröffentlichten Arbeiten Thaners ist am 
Schlusse beigefügt. 

3) Die Stimme der Kritik hat sofort nach dem Erscheinen des 
Werkes rühmend hervorgehoben, daß Thaners „in jeder Hinsicht vor- 
treffliche‘“‘ Leistung die Aufgaben der Rezension und Edition in muster- 
gültiger Weise gelöst hat — Vorzüge, die auch seine späteren Ausgaben 
auszeichnen. 


—- VI — 


Wissenschaft und Lehre geworden ist; ihm ist es zu danken, 
daß nunmehr die Leistungen der Dekretistenschule richtiger 
beurteilt und gewertet, die Eigenart ihrer Methode sowie 
deren Zusammenhang mit der Scholastik genügend beachtet, 
und daß vor allem die rechtsbildende Arbeit der Schule in 
ihrer ganzen Bedeutung erkannt und anerkannt wurde. 
Ein gewissenhafter Forscher, der Quellen und Literatur 
mit unermüdlicher Genauigkeit sammelt und würdigt, dabei 
ein klarer Denker mit scharfem Blick und stets besonnenem 
Urteil, hat Thaner in seinen dogmengeschichtlichen Unter- 
suchungen und kritischen Studien ererbte ‚Denkfehler‘‘ auf- 
gedeckt, überlieferte Irrtümer ausgemerzt. Hierdurch hat er 
sich ebenso ein bleibendes Verdienst um die Rechtswissen- 
schaft erworben wie durch eine Reihe von hervorragende 
Leistungen darstellenden Rezensionen!), die ihm den Anlaß 
geboten hatten, Ergebnisse seines Denkens und Forschens, 
welche er, unabhängig von den besprochenen literarischen 
Erscheinungen, öfter schon vordem in selbständiger Geistes- 
arbeit gewonnen hatte, zu verwerten und in der ihm eigenen 
präzisen Fassung der Öffentlichkeit vorzulegen. Und in 
einer Würdigung seiner akademischen und wissenschaft- 
lichen Tätigkeit darf schließlich auch nicht unerwähnt 
bleiben, daß Thaner noch vor seinem Scheiden von der Lehr- 
kanzel mit großer Entschiedenheit und in wirkungsvoller 
Weise jenen unheilvollen Bestrebungen entgegengetreten 
ist2), die unter dem Schlagworte der ‚Modernisierung‘ des 
juristischen Studiums eine ‚Reform‘ desselben planen, 
welche unsere österreichischen Rechtsfakultäten ihrer Be- 
deutung im Rahmen der Universität, als vornehmster Stätte 
der Wissenschaft, entkleiden möchten, um aus diesen 
Fakultäten einfach Vorbildungsanstalten für die künftige 


!) In den „Göttingischen gelehrten Anzeigen‘, in den „Mitteilungen 
des Institutes für österreichische Geschichtsforschung‘‘ und in der „Deut- 
schen Literaturzeitung‘“. ; 

2) Vgl. das durch die Klarheit und Schärfe des Ausdrucks ebenso 
wie durch die Fülle der in kürzester Fassung gebotenen Gedanken und 
Argumente hervorragende Votum Thaners in den „Äußerungen von Mit- 
gliedern der juristischen Fakultät in Graz über die Frage der Neugestal- 
tung der rechts- und staatswissenschaftlichen Studien‘ (Graz 1907) 
S. 7—9. 
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Berufstätigkeit der Kandidaten der Gerichts- und Ver- 
waltungspraxis zu machen. 

Nach dem Zeugnisse aller, die zu ihm in näheren Be- 
ziehungen standen, war Thaner auch im Privatleben ein 
stiller, bescheidener Mann von verschlossenem Wesen; diese 
seine Zurückhaltung läßt es begreiflich erscheinen, daß er, 
namentlich in vorgerückterem Alter, der Gesellschaft und 
der Öffentlichkeit fast gänzlich fernblieb. Seine Erholung 
und Zerstreuung suchte er in der Natur, für die er stets 
das lebhafteste Interesse bekundet hat (die Botanisier- 
büchse begleitete ihn auf seinen Ausflügen, er war auch 
stets ein großer Freund des Jagdsportes). Es ist sozusagen 
selbstverständlich, daß ein Mann, welcher so wenig die 
Berührung mit der Öffentlichkeit suchte, bei aller Ent- 
schiedenheit seines nationalen und politischen Standpunk- 
tes doch niemals ein Berufspolitiker gewesen ist. Unsere 
Verfassungseinrichtungen und die akademische Tradition 
übertragen jedoch den Rektoren unserer Universitäten als 
solchen politische Repräsentationspflichten, und so erklärt 
es sich, daß Thaner, der im Studienjahre 1885/6 zu Inns- 
bruck und im Studienjahre 1897/8 zu Graz das Rektorat 
bekleidete, damals auch politisch hervorgetreten ist.) 


Heinrich Singer. 


1) Wir würden es nicht für richtig halten, hier etwa auch auf diese 
politische Tätigkeit Thaners näher einzugehen und dieselbe in ihrem 
Zusammenhange mit den Verhältnissen und Zuständen, mit den Ereig- 
nissen kritischer Tage jener Epoche zu schildern. Gewiß wird ja der 
Gegensatz der Weltanschauungen und der durch denselben begründeten 
politischen Programme auch in späterer Zeit stets seine Bedeutung be- 
haupten; diese Gegensätze werden für die politischen Parteien Deutsch- 
Österreichs auch in Zukunft richtunggebend sein. Aber wenn einmal 
der Zeitabstand es gestatten wird, die Kämpfe der Epoche, in welche 
Thaners politisches Auftreten fiel, von einer höheren Warte aus zu be- 
urteilen, wird man wohl auch allgemein das Verständnis dafür gewinnen, 
daß zu jener Zeit die Gegensätze unter den Deutschen Österreichs sich 
so verschärft hatten, weil eben auch deutsche Parteien die Gefahren 
einer von ihnen unterstützten Politik für Staat und Nation nicht recht- 
‘zeitig erkannten und deshalb dieser Politik — obwohl sie dieselbe, ohne 
ihren Grundsätzen zu vergeben, hätten bekämpfen können — damals 
noch Gefolgschaft leisteten. 


Verzeichnis der Schriften Thaners. 


Über Entstehung und Bedeutung der Formel „Salva sedis apostolicae 
auctoritate“‘ in den päpstlichen Privilegien (Sitzungsber. d. phil.- 
hist. Kl. d. kais. Akad. d. Wissensch. Bd. 71, Wien 1872, S. 807 


bis 851). 
Die Summa magistri Rolandi, nachmals Papstes Alexander III., nebst 
einem Anhange Incerti auctoris quaestiones.... Innsbruck 1874. 


(Herausgegeben mit Unterstützung der kais. Akad. d. Wissensch.) 
Zwei anonyme Glossen zur Summa Stephani Tornacensis (i. d. Sitzungsber. 
... Bd. 79, Wien 1875, S. 211—233). 


Die Sprüche Walthers von der Vogelweide über Kirche und Reich.... 
Nördlingen 1876. (Ein populärer Vortrag, den Thaner am 20. Febr. 
1875 zu Innsbruck gehalten hatte.) 


Untersuchungen und Mitteilungen zur Quellenkunde des kanonischen 
Rechts (i. d. Sitzungsber. ... Bd. 89, Wien 1878, S. 601—632). 

Venetianische Fürsprecher. Ein Beitrag zur Geschichte des Eherechts 
(Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. XVI, 1881, S. 209—230). 


Das Religionsbekenntnis von Kindern der sogen. Konfessionslosen 
(Zeitschr. für das Privat- u. öffentl. Recht der Gegenwart, Bd. X, 
1883, S. 698—612). 


Urkunden auf Bücherdeckeln (Mitteil. d. Institutes f. österr. Geschichts- 
forschung, I. Bd., 1880, S. 127—129). 


Zur rechtlichen Bedeutung der päpstlichen Regesten (a. a. O. Bd. IX, 
1888, S. 402—414). 


Zu Pseudoisidor (a. a. O. Bd. XI, 1890, S. 627, 628— kurze Notiz, auf 
Grund von Daten in Briefen Nissl’s an Mühlbacher, auf des letzteren 
Wunsch, veröffentlicht). 


In der Ausgabe der Libelli de lite imperatorum et pontificum saeculis 
XI. et XII. conscripti (Monumenta Germaniae Historica-Scriptores) 
sind von Thaner ediert worden: Widonis monachi epistola ad Heri- 
bertum archiepiscopum (t. I, 1891, p. 1—7), Humberti cardinalis 
libri III adversus simoniacos (das. p. 95—263), Liber canonum 
contra Heinricum quartum (das. p. 471-516; vgl. hierzu auch 
Thaners Ausführungen „Zu zwei Streitschriften des eilften Jahr- 
hunderts“ im Neuen Archiv der Gesellsch. für ält. deutsche Ge- 
schichtskunde, 1891, XVI. Bd., S. 527ff.), Libelli Bernaldi pres- 
byteri monachi (t. II, 1892, p. 1— 168). 

Abälard und das kanonische Recht (Rektoratsrede, gehalten den 2. April 
1886 an der Universität Innsbruck, bei der Verkündigung des Ergeb- 
nisses der Preisaufgaben). Die Persönlichkeit in der Eheschließung 
(Rede ... bei der Inauguration als Rektor... der... Grazer 
Universität am 4. November 1897). Zwei Festreden. Graz 1900. 
(Die Reden sind unverändert abgedruckt; es ist jedoch der ersten 
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ein ergänzender und erläuternder Anhang, der zweiten sind An- 
merkungen beigefügt.) 

Die literargeschichtliche Entwicklung der Lehre vom error qualitatis 
redundans in personam und vom error conditionis (i. d. Sitzungsber. 
d. phil.-hist. Kl. d. kais. Akad. d. Wissensch. Bd. 142, Wien 1900, 
I, 38 S.). 

Anselmi episcopi Lucensis Collectio canonum una cum collectione minore. 
Iussu instituti Savigniani recensuit Frider. Thaner. Fascic. I, 
Oeniponte 1906; fascic. II, Oeniponte 1915 (unvollendet). 

Simulatae nuptiae nullius momenti sunt (Österr. Zentralblatt f. d. ju- 
ristische Praxis, Bd. XXV [1907], 4. Heft, 8 S.). 

Das Kapitel Tua nos: Decretal. Gregor IX., lib. IV, tit. 1, c. 26 (14 S., 
Extrait des „Melanges Fitting‘‘, 1908). 
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Das c. Quia frequenter, 
ein nie in Geltung gewesenes „Papstwahldekret“ 
Innocenz’ IV. 


Zugleich ein Beitrag zur Frage der Selbstwahl im Konklave.') 


Von 


Herrn Professor Dr. Heinrich Singer 
in Prag. 


I. Einleitende Bemerkungen: einige Worte zur 
Kritik der bei Späteren vorkommenden Notizen 
über angebliche Papstwahlgesetze Innocenz’ II. 
und Innocenz’ III. — das c. Quia frequenter nach 
der herrschenden, u. E. gänzlich unhaltbaren An- 
sicht ein erst in den letzten Jahrzehnten der 

Forschung zugänglich gewordenes Gesetz 
Innocenz’ IV. 


Man könnte es einem Kritiker kaum verübeln, wenn 
er jede Nachricht über die Entdeckung eines vordem un- 
bekannten Papstwahlgesetzes schon von vornherein nur 


1) Die hier veröffentlichte Studie hatte ich schon seit längerer Zeit 
vorbereitet. Der im Jahre 1903 zu Rom abgehaltene internationale 
Historikerkongreß gab mir Gelegenheit zu Nachforschungen in den 
römischen Bibliotheken und im Vatikanischen Archive, bei welchen 
ich in den dort vermuteten Materialien und Vorlagen des sogen. Liber 
septimus auch die Quelle, aus der seine Kompilatoren ihren Text des 
cap. Quis frequenter geschöpft haben, zu ermitteln gedachte; die ersten 
Ergebnisse, welche ich da auf Grund der in der Literatur vorliegenden 
Hinweise und der offiziellen Behelfe erzielen konnte, waren jedoch noch 
spärlich. Dem Rate des Herrn Professors Dr. Heinrich Pogatscher 
(Bibliothekar am Istituto Austriaco di studi storici in Rom) folgend, 
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skeptisch aufnehmen würde. Die Angaben über ein Papst- 
wahldekret Innocenz’ II., von dem zuerst Panvini zu be- 
richten weiß!), dürften nur einem Irrtume oder Mißver- 


wandte ich mich deshalb an den Leiter der römischen Expedition der 
Krakauer Akademie der Wissenschaften, Herrn Hofrat Professor Dr. 
Ladislaus Abraham (Professor des Kirchenrechts an der Lemberger 
Universität), der sich schon vordem im Vatikanischen Archive mit den 
dort erhaltenen Materialien zur Vorgeschichte des Liber septimus be- 
schäftigt hatte, und welcher nunmehr, meinen Arbeiten seine Unter- 
stützung gewährend, mir nicht nur aufklärende Mitteilungen über diese 
Vorakten des Liber septimus zukommen ließ, sondern auf meine Bitte 
im nächsten Winter auch weitere Nachforschungen veranstaltete, die 
mich meinem Ziele näher brachten. Im Frühjahr 1904 ermöglichte mir 
das hohe k. k. Ministerium für Kultus und Unterricht einen vierwöchent- 
lichen Aufenthalt in Rom, während dessen ich meine Studien fortsetzen, 
aber leider bei der Kürze der mir zu Gebote stehenden Zeit nicht selbst 
zum Abschlusse bringen konnte. Ich verdanke es der mir in liberalster 
Weise gewährten Mithilfe des Istituto Austriaco, daß ich meine Arbeit 
vollenden konnte: dessen Direktor, Herr Hofrat Professor Dr. Ludwig 
Pastor Edler von Camperfelden, hat mit rühmenswerter Bereit- 
willigkeit auch in den Jahren 1905 und 1906 dem Institutsbibliothekar 
Herrn Professor Dr. Heinrich Pogatscher es ermöglicht, meine Ar- 
beiten zu unterstützen, Herr Professor Pogatscher aber hat mit seltener 
Aufopferung und unermüdlichem Fleiße das noch nicht erschöpfend 
untersuchte Material gesichtet und mir genaue Berichte sowie Abschriften 
zugesandt, auf Grund deren ich wenigstens die (jetzt im dritten Ab- 
schnitte dieser Abhandlung verwerteten) Forschungen im Vatikanischen 
Archive und den römischen Bibliotheken als abgeschlossen betrachten 
‘ durfte. Für die wohlwollende und uneigennützige Förderung meiner 
Arbeiten spreche ich den Genannten auch an dieser Stelle meinen innig- 
sten und verbindlichsten Dank aus. 

Die Erfüllung einer Pflicht der Pietät — seit dem Jahre 1907 hatte 
ich die Sichtung und Inventarisierung des wissenschaftlichen Nachlasses 
meines Lehrers Friedrich Maassen zu besorgen und ich habe in der 
Folge auch schon mit Benutzung seiner Vorarbeiten zwei Abhandlungen 
und Analysen über Werke der Dekretistenschule publiziert — möge es 
entschuldigen, daß ich erst in der letzten Zeit wieder Muße gefunden 
habe, um die schon seit dem Jahre 1903 vorbereiteten kritischen Unter- 
suchungen über das cap. Quia frequenter wieder aufzunehmen, deren 
Ergebnisse ich endlich nach weiteren handeschriftlichen Studien, welchen 
ich interessante und entscheidende Aufschlüsse zu verdanken glaube, 
an dieser Stelle veröffentlichen kann. 

1) De origine cardinalium c. 20. 37.42 (bei Ang. Mai, Spicilegium 
Romanum t. IX p.495. 503. 5806. 507). — Aus der Literatur über das angeb- 
liche Papstwahldekret Innocenz’ U. vgl. m. Hinschius, Kirchenrecht I 
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ständnisse Panvinis oder seiner unbekannten, für uns nicht 
kontrollierbaren Gewährsmänner ihre Entstehung verdan- 
ken, und sein Zeitgenosse Angelo Massarelli kann wohl 
nicht mit Grund als Zeuge für die Existenz dieses Papst- 
wahlgesetzes angeführt werden, da dieses vermeintliche 
Zeugnis offenbar nur auf einen Fehler oder auf eine irrtüm- 
liche Konjektur der Zwischenhände zurückgeht, die uns 
Massarellis Text überliefert haben.!) Zudem handelt es 
sich, wie ich durch ein Beispiel belegen kann, bei solchen 
unrichtigen Angaben nicht immer um Irrtümer, welche wir 
der Überlieferung zur Last legen dürfen: Petrus Johannis 
Olivi zitiert in seiner Quaestio de renuntiatione papae?) 
das c. Licet de vitanda als ein Wahlgesetz Innocenz’ III, 
und die Wiederholung dieser in den erhaltenen Handschriften 
übereinstimmenden Angabe?) läßt es unzweifelhaft erschei- 


8. 265 N. 3; Langen, Geschichte der römischen Kirche von Gregor VIL 
bis Innocenz III. S. 358 N. 3; Grauert im Histor. Jahrbuch der Görres- 
Gesellschaft I S. 595-600; Sägmüller in der Tübinger Theologischen 
Quartalschrift LXXXIV S. 364 ff. 

1) Bei Ang. Massarelli (De modis seu formis per diversa tempora 
observatis in electione pontificum maximorum. .. usque ad Iulium III., 
bei Mai, Spicil. Rom. IX, 527) ist tatsächlich nur von dem Gesetze Ni- 
kolaus’ II. die Rede, welches für alle Papstwahlen bis auf Alexander III. 
maßgebend gewesen; der Name Innocenz I. ist a. a. O. nur durch einen 
Fehler in den Text Massarellis eingeschoben, entweder schon vom 
ersten Schreiber, der nach Mai’s eigener Mitteilung einen sehr schlechten 
Text bietet, oder — wie man nach einer beigefügten Bemerkung Mai’s 
vermuten möchte — von letzterem selbst, den die Angaben Panvinis 
zu einer irrtümlichen Konjektur im Texte Massarellis verleiteten; vgl. 


hierzu die erschöpfenden Ausführungen Sägmüllersa. a. 0. S.371. 372ff. . 


2) Über diese Schrift Olivis s. m. Ehrle im Archiv für Literatur- 
und Kirchengeschichte des M. A. III 500. 525ff.; Seppelt, Studien 
zum Pontifikat... Coelestins V. (Abhandlungen zur mittleren und neueren 
Geschichte, Heft 27) S. 23—37. Ich habe schon vor längerer Zeit den 
vollständigen Text dieser Quaestio Olivis sowie seiner Quaestio über 
die unfehlbare päpstliche Lehrautorität aus der Handschrift CL OL 
N. LXXVII der Markusbibliothek in Venedig kopiert und die Abschrift 
im Jahre 1903 in Rom mit dem Texte des Cod. Vatican. 4986 verglichen; 
auf diese beiden Arbeiten Olivis möchte ich noch in anderem Zusammen- 
hange zurückkommen. 

3) „Postmodum vero Innocentius tertius statuit, quod nullus esset 
papa“‘ (dieses Wort fehlt aus Versehen im Cod. S. Marci), „nisi a duabus 
partibus cardinalium esset electus, prout habetur extra de electione: 
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nen, daß der Irrtum nicht auf die Rechnung eines Schreibers 
zu setzen, daß hier vielmehr dem berühmten Wortführer 
der Spiritualen selbst ein lapsus calami (oder memoriae ?) 
zugestoßen ist. Die geringe Verbreitung dieser Schrift 
Olivis, von welcher überhaupt wohl nur wenige Kenntnis 
nahmen!), und die den Gedanken an einen Irrtum Olivis 
so nahelegende Fassung des Zitates (das angebliche Gesetz 


Licet“. Und: „Huic consonat etiam‘‘ (dieses Wort ist im Cod. Vatic. 
gestrichen) ‚„‚quod extra de electione, o. Licet, dieit Innocentius tertius‘“ . .. 

1) Unrichtig ist allerdings die Behauptung Seppelts (S. 37 N. 3), 
daß „von der quaestio de renuntiatione‘ [papae] „nur die einzige Vati- 
kanische Handschrift bekannt ist“; er hätte vielmehr schon aus den 
Angaben Ehrles (S. 503) entnehmen können, daB diese Quaestio, ebenso 
wie die Quaestio über die Unfehlbarkeit des Papstes, auch in der oben 
(S. 3 N. 2) genannten Handschrift der Markusbibliothek vorkommt. 
Der Cod. Vatican. 4986 stammt aus der Bibliothek des Papstes UrbanV., 
bzw. der päpstlichen Bibliothek von Avignon (s. hier. Ehrle S. 460. 461. 
473f.); der Codex chartac. S. Marci CL IIL N. LXXVII — ein umfang- 
reicher Sammelband saec. XV., dessen Folien 138—151 die beiden Quae- 
stiones Olivis enthalten, — war einst im Besitze des Nikolaus Gallerius 
(Kanonikus der Kathedrale zu Padua und früheren Generalvikars des 
hl. Karl Borromäus), auf dessen Betreiben Antonio Possevino während 
seines Paduaner Aufenthaltes im Jahre 1588 zu Köln die für den Seel- 
sorgeklerus bestimmte „Euangeliorum per universum annum expli- 
candorum ratio“ herausgab, in der Folge im Besitze des Rechtsgelehrten 
Bartolomeo Selvatico (geb. 1533, Professor an der Universität Padua, gest. 
1603 — vgl. über dens. Jac. Phil Tomasini, Gymnasium Patavinum... 
Utin. 1654, lib. II c. 3 pag. 240; Nic. Comn. Papadopoli, Histor. 
Gymnas. Patavini. Venet. 1726. Ip. 261; Gius. Vedova, Biografia degli 
scrittori Padovani II 197 ff.), dessen Sohn Benedetto S., Professor der Me- 
dizin zu Padua (seit 1602, f 1658), die Bibliothek seines Vaters i. J. 1630 der 
Republik Venedig für die damals neubegründete Universitätsbibliothek 
zu Padua schenkte (Tomasini L c. p. 222). Unter den 34 Manuskripten, 
die durch seine Schenkung in diese Bibliothek gekommen waren, 
befand sich auch die Handschrift, welche die erwähnten Quaestiones 
Olivis enthält (Tomasini in d. Bibliothecae Patavinae manuscr. publ. 
et privatae. Utini 1639, p. 84, beschreibt dieselbe sogar an erster Stelle 
unter den 34 Manuskripten, die aus dem „museum nobiliss. viri Benedicti 
Silvatici‘‘ in die Universitätsbibliothek kamen); im Jahre 1791 wurde 
sie, ebenso wie mehr als 60 andere Manuskripte, auf Befehl der Veneti- 
anischen Regierung aus Padua in die Markusbibliothek abgegeben. (Die 
Beschreibung der Handschrift bei Jos. Valentinelli, Biblioth. manusecr. 
ad S. Marc. Venetiar. 1868 ff. II 224, ist durch Lesefehler und Druck- 
fehler entstellt). 
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Innocenz’ III. wird aus dem Dekretalentitel de electione be- 
zogen und soll, wie der bekannte Kanon Alexanders III., 
mit dem Wort Licet beginnen!) mögen es erklären, daß 
nicht auch dieses in den Werken eines berühmten Mannes 
vorkommende falsche Zitat für spätere Schriftsteller die 
Grundlage gewagter Kombinationen geworden ist, welche 
uns die Annahme, auch Innocenz III. habe ein bisher un- 
bekanntes Papstwahlgesetz erlassen, plausibel machen 
sollten.!) | 

Man möchte es darum verwunderlich finden, wie rasch 
sich manche mit der Annahme befreundet haben, Papst 
Innocenz IV. habe in dem c. Quia frequenter ein bisher 
von der Forschung nicht berücksichtigtes Gesetz über die 
Paptwahl erlassen: Schriftsteller, welche noch nicht die uns 
erhaltenen Nachrichten über diese ‚‚Dekretale‘‘ Innocenz’IV., 
und ebensowenig die überlieferten Texte derselben zu über- 
sehen vermochten, traten dennoch im Laufe der letzten 
Jahrzehnte mit steigender Entschiedenheit dafür ein, daß 
auch das vordem „unbekannte“ und unbeachtete c. Quia fre- 
quenter, das Papstwahlgesetz Innocenz’ IV., als eine Etappe 
der Entwicklung in der Geschichte der Papstwahl berück- 
sichtigt werden müsse. 

Als Schulte im Jahre 1867 einen vollständigen, aber 
offenbar verderbten Text des c. Quia frequenter aus der 
von ihm in einer Prager! Handschrift aufgefundenen Samm- 
lung von Extravaganten (der Päpste von Gregor IX. bis 
auf Bonifaz VIII.) veröffentlichte?), legte er — obwohl 

1) Die Bedenken, welche gegen das angebliche, nicht „aus primären 
Quellen‘‘ überlieferte Gesetz Innocenz’ II. erhoben werden, lassen sich 
wohl nicht durch den Hinweis auf die Erwägung beseitigen, daß ein 
solches Gesetz „in die Entwicklung hineinpasse‘“, unter den damals 
gegebenen Verhältnissen „im Interesse der Kirche gelegen hätte‘. Aber 
auch bei der kritischen Wertung des’c. Quia frequenter sollte man sich 
nicht darauf berufen, daß der „Kanon recht gut zu den beiden Wahlen 
Coelestins IV. und Innocenz’ IV. und den dabei zu tage getretenen 
schweren Mißständen passe“: dieses Argument wäre nicht entscheidend, 
selbst wenn seine Voraussetzung, welche übrigens nur ein subjektives 
Urteil, nicht aber die letzterem zu grunde liegenden Tatsachen entnehmen 
läßt, haltbar wäre — was ich bezweifle. 

2) Vgl Schulte, Die Dekretalen zwischen den „Decretales Gre- 
gorii IX.“ und dem „Liber VI. Bonifacii VIII“, ihre Sammlung und 
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diese Annahme m.E. auch schon mit dem Ergebnisse der 
kritischen Prüfung des Prager Manuskriptes im Wider- 
spruche steht — das Kapitel dem Papste Alexander IV. bei. 
Gegen die ‚„Dekretale‘‘ selbst, auf deren Inhalt Schulte 
nicht weiter eingeht, erhebt er nicht nur kein Bedenken: 
er glaubte vielmehr behaupten zu dürfen, daß sie zu den 
im liber sextus nicht aufgenommenen Extravaganten ge- 
höre, welchen Bonifaz VIII. die Geltung reservierte. Diese 
Behauptung, der zu liebe er eine Korrektur im Wortlaute 
des c. 3 de elect. in VI* (I, 6) vornehmen möchtet), ist aber 
offenbar gänzlich vergriffen: wenn Bonifaz VIII. (so wie 
vordem Gregor X.) in der Konstitution Ubi periculum die 
am Wahlorte anwesenden Wähler verpflichtet, die abwesen- 
den Kardinäle durch zehn Tage zu erwarten, so konnte er 
doch unmöglich einer ‚„‚Dekretale‘“ die Geltung reservieren, 
welche vorschreibt, daß ‚‚defuncto s. Rom. sedis antistite 
ac eius corpore tradito sepulture‘ die anwesenden (,‚qui in 
eodem loco fuerint‘‘) Kardinäle „nullis absentibus fra- 
tribus expectatis“ die Wahl des neuen Papstes vor- 
nehmen sollen!?) | 


Verarbeitung außerhalb des liber VI. und im lib. VL (Sitzungsber. d. 
philosoph.-histor. K]. d. Kaiserl. Akademie d. Wiss. Bd. 55), S. 730 unter 
n. VIII. 

1) A. a. O. S. 730 N. 9: „Darauf nimmt das c. 3 de elect. in 6. 
Rücksicht und reserviert sie‘ (d.i. die Dekretale Quia frequenter). „Der 
Text dieses Kapitels nennt freilich in der Ausgabe Alexander III. und 
auch die Glosse weist auf c. 6 X. de elect. hin. Da es aber überflüssig 
war, eine Dekretale, die in der Gregorianischen Sammlung steht, zu 
reservieren, so ist offenbar die Lesart ‘IV.’ richtig.‘‘ Man beachte jedoch 
nur den Wortlaut des Textes, welcher ganz unzweideutig auf die Dekretale 
Licet de vitanda Bezug nimmt (Ideoque omnia, quae pro vitanda dis- 
cordia in electione Romani pontificis..... praecipue a fel. record. Alexan- 
dro papa II. salubriter instituta, omnino immota in sua firmitate manere 
censentes....)! 

Friedberg (Corpus iur. canon. t. II [1881] col. 945. 946 adn. c) 
lehnt bei 0. 3 de elect. in VI (I, 6) die von Schulte als richtig erklärte 
Lesart zwar ausdrücklich ab, teilt jedoch den Text des c. Quia fre- 
quenter nach dem bei Schulte vorliegenden Abdrucke in der zitierten 
Anm. c seiner Ausgabe vollständig mit. 

3) Auf S. 795. 796 ($ 10) der von uns zitierten Abhandlung und, 
damit übereinstimmend, in seiner Geschichte der Quellen und Literatur 
des kanon. Rechts, Bd. II S.41, verzeichnet Schulte die im Liber sextus 
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Bald nach dem Erscheinen der erwähnten Schrift 
Schultes veröffentlichte Sentis in seiner Ausgabe der 
Decretales Clementis octavi!) (des sog. liber septimus) einen 
von den Redaktoren dieser Sammlung im Titel de electione 
aufgenommenen Text des hier richtig dem Papste Inno- 
cenz IV. beigelegten c. Quia frequenter; in diesem Texte 
ist jedoch der ursprüngliche Wortlaut nicht nur durch die 
Weglassung der Arenga gekürzt, auch der dispositive Teil 
des Kapitels erscheint hier gerade bezüglich des oben er- 
wähnten wichtigen und entscheidenden Punktes in seinem 
Inhalte wesentlich verändert, ohne daß dies dem Heraus- 
geber des liber septimus aufgefallen wäre.?) 


nicht aufgenommenen Dekretalen, denen Bonifaz VIIL die Geltung re- 
serviert hat, führt jedoch das c. Quia frequenter nicht an. Da Schulte 
zudem beide Male ausdrücklich bemerkt: „andere als die hier bezeichneten 
hat Bonifaz nicht reserviert‘ (vgl Sitzungsber. Bd. 55 S. 796, Gesch. d. 
Quell u. Lit. d. kanon. Rechts II 41), so möchte man wohl annehmen, 
daß er seine kurz vorher mit solcher Bestimmtheit — vgl oben S.6 N. 1 
— bezüglich des c. Quia frequenter ausgesprochene Behauptung entweder 
schon vergessen hatte oder dieselbe stillschweigend zurückziehen wollte. 

1) Clementis papae VIIL. decretales, quae vulgo nunoupantur liber 
septimus decretal. Clem. VIIL, primum edid.... Franc. Sentis. Fri- 
burgi Brisg. 1870 (diese gewiß sehr verdienstliche und dankenswerte 
Arbeit hätte niemals als eine Ausgabe des liber septimus bezeichnet 
werden sollen; vgl. die Bemerkungen Schultes in der Gesch. d. Quell 
u. Lit. d. kan. Rechts III 1 S. 74 N. 13), lib. Itit.4c.1p. 8.9. 

8) Im Gegenteil, er bemerkt zu lib. Itit. 4 c. 1 (c. Quia frequenter) 
sogar ausdrücklich: „In Cod. membr..... Musei Bohem. Pragensis (oonf. 
Fr. Schulte, Die Dekretalen.....) decretalis nostra iisdem verbis legitur, 
sed Alexandro IV. adscribitur.“ Durch diese falsche Angabe Sentis’ 
scheint auch Sägmüller irregeführt worden zu sein, welcher im Jahre 
1896 (in seiner Schrift über die Tätigkeit und Stellung der Kardinäle 
bis.. Bonifaz VIIL S. 139. 140) das c. Quia frequenter nur in Panvinis 
ungedrucktem Werke De varia Romani pontificis creatione nachweisen 
zu können glaubte, aber in seiner bereits oben angeführten Abhandlung 
„Ein angebliches Papstwahldekret Innocenz’ II. 1139“ (in der Tübinger 
theologischen Quartalschrift [Jahrg. 1902] Bd. 84 S. 376) als entscheidendes 
Zeugnis für „die Richtigkeit‘‘ der Angaben über das c. Quia frequenter, 
für „die Echtheit dieses bisher unbekannten Kanons‘‘ dessen Aufnahme 
in den liber septimus (,c. 1 Clementis pp. VIIL decretal. de elect. I, 4“) 
geltend macht, ohne von dem bei Sentis bezogenen, von Schulte ver- 
öffentlichten Texte irgendwie Notiz zu nehmen (vgl. übrigens auch 
Sägmüllers Lehrb. d. Kirchenrechts II. Aufl. 1909, S. 358 N. 1; II. 
Aufl. 1914, I. Bd. S. 400 N. 5). 
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Anfänglich trotz der Publikationen Schultes und 
Sentis’ wenig beachtet, wurde das c. Quia frequenter (von 
welchem im Jahre 1896 Sägmüller einen — in seinem 
dispositiven Teile mit dem im liber septimus enthaltenen 
wesentlich übereinstimmenden — Text aus Panvinis un- 
gedrucktem Werke De varia Romani pontificis creatione 
veröffentlicht hatte) in der Folge als ein vordem unbe- 
kanntes, zu Unrecht verschollenes Papstwahlgesetz Inno- 
cenz’ IV. angesehen; man glaubte demselben um so sicherer 
seinen Platz in der Geschichte der Papstwahl einräumen zu 
dürfen, weil dieses Gesetz ‚recht gut zu den Wahlen Coe- 
lestins IV. und Innocenz’ IV. und den dabei zu tage ge- 
tretenen schweren Mißständen passe‘.!) 

Alle diese Behauptungen sind jedoch unhaltbar: tat- 
sächlich war das c. Quia frequenter nie als Papstwahlgesetz 
in Geltung. Sollte Innocenz IV. diese von ihm vorbereitete 
Dekretale etwa auch wirklich als Gesetz kundgemacht haben, 
so ist diese Dekretale doch nie als verbindlich anerkannt 
oder von den Wahlkollegien beobachtet worden, so daß es 
nicht erst der mit den bekannten Vorschriften Gregors X. 
beginnenden Konklavegesetzgebung und der Publikation 
des liber sextus bedurfte, um diese Dekretale außer Kraft 
zu setzen. Aber, wie wir sehen werden, ist die Annahme 
viel wahrscheinlicher, daß Innocenz IV. die geplante Dekre- 
tale zwar einem engeren Kreise bekanntgegeben, dieselbe 
aber nicht in einer jeden Zweifel über deren Verbindlichkeit 
ausschließenden Weise als Gesetz promulgiert hat. Wir 
werden demnach das c. Quia frequenter wohl als ein älteres, 
dem 13. Jahrhundert angehörendes Pendant zu der Kon- 
klavebulle Julius’ III. und der Bibelbulle Sixtus’ V. be- 
trachten dürfen.?) 


1) Über die Unzulässigkeit einer solchen Argumentation vgl. oben 
S.5 N.l. 

3) Vgl. bezüglich dieser Bullen Sägmüller, Die Papstwahl- 
bullen u. d. staatl. Recht d. Exklusive S. 18ff. 34ff.; Ang. Massarelli, 
Diarium VII. in ,„Concilium Tridentinum... nova collect, edid. so- 
cietas Goerresiana‘“, t. II. Diarior. ps. II.. ed. Seb. Merkle p. 249. 250; 
Nisius in der Zeitschr. f. kathol. Theologie Jahrg. 1913 S. 706 ff., Jahrg. 
1914, S. 188 ff. 206. 208. 210ff. 215. 
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Die bisher bekanntgemachten Texte des Kapitels sind, 
wie wir später nachweisen werden, nicht die einzigen, welche 
auf uns gekommen sind; die ‚„Dekretale‘‘ ist auch nicht nur 
handschriftlich erhalten, vielmehr liegt ein (durch Weg- 
lassung der Arenga) verkürzter Text derselben in einem, 
allerdings ziemlich seltenen, 1569 erschienenen Druckwerke 
vor. Für die Überlieferung, welche sich in der späteren 
Literatur bis in die ersten Dezennien des 17. Jahrhunderts, 
wenn auch spärlich, nachweisen läßt, waren Bernhard von 
Compostella?) (der jüngere — Kapellan Innocenz’IV.!) und 
Durantis aller Wahrscheinlichkeit nach ursprünglich die 
alleinigen Gewährsmänner; den in der aus der Prager Mu- 
seumshandschrift bekannten Extravagantensammlung vor- 
liegenden Text scheint die Schule gar nicht beachtet zu 
haben.?) Als der liber septimus redigiert wurde, beschloß 
die mit dieser Arbeit beauftragte Kongregation, in den 
Schlußentwurf auch das c. Quia frequenter aufzunehmen, 
weil dasselbe, im Widerspruche mit der damals herrschenden 
und maßgebenden Rechtsauffassung®), die Norm aufstellt, 
daß die eigene Stimme des Gewählten zu seinen Gunsten 
nicht entscheiden und ihm nicht die Zweidrittelmajorität 
verschaffen könne. Die vermeintliche Dekretale Inno- 
cenz’ IV. sollte nicht in deren ursprünglichem Wortlaute, 
welcher mit dem c. Ubi periculum und den Konklave- 
vorschriften unvereinbare Bestimmungen enthält, sondern 
in einer geänderten Fassung Aufnahme finden, die einem 


1) Sein Bericht und seine Angaben waren für die Schule vor allem 
maßgebend; leider fehlt aber in sämtlichen mir zugänglichen Hand- 
schriften seines nur die neun ersten Dekretalentitel behandelnden Kom- 
mentars der Anfang desc. Quia frequenter, welchen Bernhard offenbar 
aufnehmen wollte und der vermutlich in den von Bernhards jüngeren 
Zeitgenossen benutzten Handschriften auch noch enthalten war. 

2) Diese Sammlung, welche, wenn nicht erst zur Zeit Bonifaz’ VIIL, 
so doch jedenfalls nicht vor Gregors X. Tode angelegt wurde, dürfte auch 
kaum größere Verbreitung erlangt haben. 

3) Welche überhaupt bei allen kirchlichen Wahlen, die nicht im 
Sinne des c. 42 X. de elect. [I,6] im Wege geheimer Abstimmung zu 
erfolgen haben, es grundsätzlich für zulässig betrachtet, daß ein bereits 
von anderer Seite Gewählter sich auch selbst die Stimme gebe, und 
deahalb insbesondere auch bei der Papstwahl jedem Kardinal das AkzeB- 
votum zu seinen Gunsten freistellte. 
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Texte des c. Quia frequenter entlehnt ist, der (offenbar im 
Dienste einer von manchen Kreisen der Kurie schon seit 
längerer Zeit begünstigten Agitation, welche sich gegen die 
Anerkennung der Gültigkeit einer durch die eigene Stimme 
des Gewählten entschiedenen Papstwahl richtete) in Rom 
schon vordem, zunächst nur in Privatarbeiten, in Umlauf 
gesetzt worden war. Die Publikation der „Decretales Cle- 
mentis VIII.“ ist bekanntlich überhaupt unterblieben!), und 
die Strömung, welche im Sinne der bisher vorherrschenden 
Rechtsanschauungen die Möglichkeit, sich in offener Wahl, 
und insbesondere im Wege des Akzeßvotums, durch die 
eigene Stimme die Zweidrittelmajorität zu sichern, nicht 
beseitigt sehen wollte, behielt auch in der Folge an der 
Kurie zunächst die Oberhand. Es ist nur dem persönlichen 
Standpunkte Gregors XV. und einzelner seiner Ratgeber 
aus dem Kardinalkollegium zu danken, daß bei der Reform 
der Konklavegesetzgebung durch die Konstitution Aeterni 
patris filius (1621), dem modernen Empfinden entsprechend, 
jede rechtliche Möglichkeit einer Selbstwahl ausgeschlossen 
wurde. Bei den Verhandlungen, welche dieser Neuordnung 
der Papstwahl vorausgingen, scheint jedoch das c. Quia 
frequenter keine Rolle mehr gespielt zu haben. Ausnahms- 
weise hat sich wohl noch ein und der andere Zeitgenosse 
der Reform Gregors XV. mit dieser ‚„Dekretale‘‘ Inno- 
cenz’ IV. beschäftigt?), die allerdings damals außerhalb 


1) Bei den Erwägungen, welche den Papst zu diesem Entschlusse 
bestimmten, dürfte aber das c. Quia frequenter gewiß nicht in Betracht 
gekommen sein — dieses Kapitel, welches im ursprünglichen Entwurfe 
des liber septimus fehlte, hätte man, wenn man es bedenklich fand, ja 
einfach wieder weglassen können! 

3) Die letzten Autoren, bezüglich deren ich dies festzustellen ver- 
mochte, sind Joh. Hieron. Campanile (} 1626 als Bischof von Isernia, 
1608—1625 Bischof von Lacedogna) in seinem „Diversorium juris ca- 
nonici“, das er im Jahre 1620 — also noch vor der Publikation der Bulle 
Aeterni patris filius — zu Neapel im Drucke veröffentlichte, und Joh. 
Bapt. Coccini (} 1641 — vgl über dens. [Dupin] Table universelle des 
auteurs ecclösiastiques t. II... XVII”® siöcle, Paris 1709, coL 1988; 
Hoefer, Nouv. Biographie gen6rale. Paris 1856, t. X 945) in seinen 
nur handschriftlich, im Cod. 2858 [Ms. Gesuit. 729] der Biblioteca Vittorio 
Emanuele, erhaltenen „Lucubrationes historicae super electione Romani 
pontificis“, welche Coccini im Jahre 1626, anläßlich der Bestätigung der 
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Italiens schon so gut wie gänzlich verschollen war. Seit 
dem dritten Jahrzehnt des 17. Jahrhunderts verschwindet 
jedoch das c. Quia frequenter vollständig aus der Literatur: 
niemand macht desselben mehr Erwähnung, und nur so 
läßt es sich erklären, daß in neuester Zeit Kanonisten und 
Historiker die von ihnen wieder aufgefundenen Texte des 
c. Quis frequenter als Zeugnisse eines von ihnen entdeckten, 
vordem unbekannten Papstwahlgesetzes betrachten konnten. 
Diese unsere Behauptungen im einzelnen näher zu be- 
gründen, ist die Aufgabe der folgenden Darstellung. 


II. Dasc. Quia frequenter in der Prager Extra- 
vagantensammlung [Ende des 13. Jahrhunderts] 
— die Zeugnisse und Stimmen der Zeitgenossen 
Innocenz’ IV. sowie die Überlieferung der Schule 
— die vermeintliche Dekretale ist wohl über- 
haupt nicht als Gesetz promulgiert worden und 
war sicher niemals geltendes Recht. — Die An- 
sichten der Schule und die allgemein verbreiteten 
Auffassungen über die durch die Stimme des Ge- 
wählten zu seinen Gunsten entschiedene Wahl. 


Die Prager Extravagantensammlung, bekanntlich ein 
Komplex in authentische Sammlungen nicht aufgenomme- 
ner Dekretalen aus der Zeit von Gregor IX. bis auf Boni- 
faz VIII., enthält einen vollständigen, aber sehr inkorrekten 
Text des c. Quia frequenter. Die uns in der einzigen er- 
haltenen Handschrift vorliegende, erweiterte Gestalt dieser 
Sammlung kann jedenfalls erst unter Bonifaz VIII. ent- 
standen sein!), und selbst wenn die Annahme Schultes 


Konstitution Gregors XV. über die Reform der Papstwahl durch Ur- 
ban VIII., verfaßt hat. (Die Handschrift ist zuerst von Wahrmund 
für seine im Jahre 1892 im Archiv f. kathol. Kirchenr. [Bd. 67] veröffent- 
lichte Abhandlung „Die Bulle Aeterni patris filius und der staatliche 
Einfluß auf die Papstwahlen‘“ benutzt worden; Wahrmund geht auf 
den uns hier allein interessierenden „eigentlichen historischen Teil der 
Arbeit“ Coccinis nicht näher ein und verzeichnet a. a. O. S. 287 ff. nur 
die Kapitelüberschriften.) 

1) Vgl Schulte, Sitzungsber. Bd. 55 S. 756. 757; seine Angabe 
„nach Gregor X.“ ist aber wohl nicht präzis und bestimmt genug, es 
sind ja Dekretalen Bonifaz’ VIII. aufgenommen. i | 
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richtig ist, daß die Reihe der systematisch geordneten 
65 Kapitel (zu denen auch das c. Quia frequenter gehört) 
die ursprüngliche, in der Folge durch Anhänge erweiterte 
Sammlung darstellt, so dürfte doch auch die Entstehung 
der Sammlung in ihrer ursprünglichen Gestalt höchstens 
um zwei Dezennien früher angesetzt werden. Der Text 
des c. Quia frequenter, welcher in der Vorlage der Prager 
Handschrift enthalten war, stammte also schon aus der 
Zeit nach Gregor X., und diese ‚„Extravagante‘‘ des Papstes 
Innocenz IV. konnte demnach damals nicht mehr geltendes 
Recht sein, selbst wenn sie — was aber u. E. sehr unwahr- 
scheinlich ist — überhaupt von Innocenz IV. als Gesetz 
publiziert worden wäre. Der Verfasser der Sammlung hat 
jedenfalls einen Text aufgenommen, der jünger und ver- 
mutlich (wenn wir nicht alle Fehler der Prager Handschrift 
deren Schreiber auf Rechnung setzen sollen) auch erheblich 
schlechter war, als der, uns leider nicht vollständig erhaltene, 
ältere Text des c. Quia frequenter, welchen die Überlieferung 
der Schule den unmittelbaren Zeitgenossen und Gehilfen 
Innocenz’ IV. verdankte. Aber gerade der Umstand, daß 
der uns in der Prager Extravagantensammlung (in welche 
ja das c. Quia frequenter nur infolge der Kritiklosigkeit 
ihres Verfassers Aufnahme gefunden hatte) zugängliche Text 
von der Schule überhaupt nicht berücksichtigt oder auch 
nur beachtet worden ist, verleiht diesem Texte, auch ab- 
gesehen von seiner Vollständigkeit, für uns nicht nur einen 
Seltenheitswert, sondern auch ein besonderes Interesse: er 
ist jünger, aber doch in gewissem Sinne ursprünglicher, als 
jener der Schule; seine Überlieferung ist kritiklos und wim- 
melt von Fehlern, aber sie ist gewiß frei von jeder Tendenz. 
Und in diesem Sinne räumen wir in der folgenden Über- 
sicht der Überlieferung des c. Quia frequenter dem Prager 
Texte den ersten Platz und den Vorrang ein vor dem älteren 
und korrekteren, den wir aber nur in verkürzter Gestalt 
aus den Belegstellen kennen, welche ein und der andere 
Vertreter der Schule in seine Deduktionen über das Recht 
der Papstwahl aufgenommen hat. 

Die Handschrift XVII. A. 15!) (Cod. membran. 


2) Die frühere Signatur: I. B. 4; so war die Handschrift noch be- 
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saec. XIV. incip., fol’) des Böhmischen Museums zu Prag, 
welche auf den Blättern 79—93° die bereits wiederholt er- 
wähnte Extravagantensammlungenthält, bringtinder Rubrik 
de electione auf fol. 79° als zweites Kapitel (n. VIII der 
ganzen Sammlung) den nachstehenden, hier genau nach 
dem Wortlaute der Handschrift mitgeteilten Text des 
c. Quia frequenter: 
Idem. 111.!) 
Quia frequenter in electione sumi(!) pontificis columpna 
Dei viventis tribulationum malleis est cuncussa et sagena 
sumi (!) piscatoris processus?) (zu verbess.: procellis) in- 
tumescentibus agitata, m ( ?) merito ac utiliter providimus 
occurrende (zu verbess.: occurrendum), ut dispendium 
pestis orribilis pati non valeat recidivam. Statuimus 
igitur?), ut defuncto sancte ro[mane] se[dise] amistite (zu 
verbess.: antistite) ac eius corpere (! — zu verbese.: 
corpore) tradito sepulture, cardinalis (zu verbess.: car- 


zeichnet, als Schulte dieselbe untersuchte und beschrieb (vgl. Wiener 
Sitzungsber. d. phil-hist. Kl., Bd. 55 S. 724, und Abhandlungen d. königl. 
böhm. Gesellsch. d. Wissensch. VL. Folge 2. Bd. 4. Abh.: Die kanonist. 
Handschr. d. Bibliotheken.... in Prag, n. CXH S. 52-54) — in der 
Beschreibung Schultes sind mehrere Angaben richtigzustellen, und 
zwar bei Ziffer 2 (Boatinus.'‘. . ad deoretal. Greg. X.): der Kommentar 
schließt schon auf fol 72°; die Angabe bei Z. 3 ist unvollständig und 
ungenau — statt „fol. 74—79. Tract. de fide catholica‘“ soll es heißen: 
„fol 7370-760. Forma katholice fidei, foL 76"°—78Y°: Libellus de 
articulis fidei editus a fratre Thoma de Aquino de ordine predicatorum““. 
Die Sammlung von Extravaganten (Z. 4) schließt schon auf fol. 93°; 
fol. 94 ist leer. Von Z. 5 an sind die Folienzahlen, welche den Umfang 
der einzelnen Stücke der Handschrift angeben, sämtlich unrichtig; bei 
Z. 5 soll es richtig heißen „fol. 95—145“, bei Z. 6 ist zu setzen „fol. 145 
bis 174”° (174Y° und 175” leer, 175° Bruchstücke und Vermerke von 
späterer Hand)“, bei Z. 7 ist zu setzen „fol. 176—189Y°“, bei Z. 8 „fol. 
190—194°°“, bei Z. 9 „fol 194"°—202'°“, bei Z. 10 „fol. 203—309 7°“, 
bei Z. 11 „fol. 309”°—314“. (Der letzte Bestandteil der Handschrift, 
„Distinctiones Abbatis“ [antiqui] zur Dekretalensammlung Gregors IX., 
bzw. Innocenz’ IV., auf fol. 314—326°°.) 

Die Analyse der Prager Extravagantensammlung bei Schulte, 
Sitzungsber. Bd. 55 S. 724-755, das c. Quia frequenter das. unter 
n. VIII auf S. 730. 

1) „ny“ fehlt bei Schulte a. a. O. 

%) Dieses Wort fehlt bei Schulte gänzlich. 

2) Bei Schulte: ergo. 
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dinales), qui in eodem loco fuerint, cessante scismate, 
sine!) violentia laicorum pontificem eligant, nullis ab- 
sentibus fratribus expectatis. Si quis autem ex cardinali- 
bus a leco (zu verbess.: loco), in quo summus pontifex 
obiit, a (?) electione instante discesit?) (zu verbess.: dis- 
cesserit), eligendi potestate se ipsum illa vice privabit 
et hiis®) (richtig: is) universalis pastor et episcopus habea- 
tur, a duabus qui partibus presum (richtig: presentium) 
fratrum eligitur, electo in duabus partibus munere (zu 
verbess.: minime) conputato. 
Schulte legt, wie bereits oben erwähnt wurde®), das 
c. Quia frequenter auf Grund der Prager Handschrift dem 
Papste Alexander IV. bei. Die uns vorliegenden geschicht- 
lichen Zeugnisse, welche die Urheberschaft Innocenz’ IV. 
unzweifelhaft erscheinen lassen5), waren allerdings Schulte 
noch nicht bekannt, aber seine Annahme wird u. E. auch 
schon durch die Ergebnisse einer sorgfältigeren kritischen 
Prüfung des Prager Manuskriptes vollständig widerlegt. 
Schulte hält sich einfach an das ‚‚Idem‘‘ der Inskription, 
das er auf Alexander IV. bezieht, weil die unmittelbar vor- 
hergehende siebente Dekretale der Sammlung (Rubr. de 
electione, c. 1) von Alexander IV. herrührt, welcher auch 
in deren Inskription ausdrücklich genannt wird. Schulte 
hat jedoch übersehen (oder er glaubte nach den von ihm 
adoptierten kritischen Grundsätzen®) stillschweigend dar- 


1) So die Handschrift; Schulte liest unrichtig sive — man könnte 
allerdings, mit Rücksicht auf die anderen überlieferten Texte des Ka- 
pitels (welche Schulte noch unbekannt waren und die hier „seu‘ oder 
„aut“ haben), auch im Prager Texte „sive‘‘ emendieren; ich halte dies 
aber nicht für notwendig, da m. E. auch der Wortlaut der Prager Hand- 
schrift einen guten Sinn gibt. 

2) Schulte: discessit — so wird der Fehler des Schreibers wohl 
nicht „verbessert‘“ (vgl. hierzu die Bemerkungen Schultes über die 
Grundsätze seiner Kritik der Prager. Handschrift, „deren Lesung viel- 
fach erschwert“ ist, a. a, O. S. 724). 

3) Schulte liest unrichtig: hic. 

4) Vgl. o. Abschn. I S. 6. 

5) Und die, wie wir in der Folge noch sehen werden, durch ältere 
Quellen, als die Prager Extravagantensammlung, beglaubigt sind. 

6) Vgl. Schulte a. a. O. S. 724: „Sie‘‘ (die Prager Sammlung) 
„ist eine Abschrift eines älteren“ (?) „Kodex und von einem Schreiber 
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überhinweggehen zudürfen), daß die Inskription in der Hand- 
schrift ‚‚Idem. ı.“ lautet!), nicht aber, wie im Abdrucke 
bei Schulte 8. 730, einfach: Idem. Die nach Idem folgende 
Abkürzung nj. kann aber nur die Ordnungszahl bedeuten, 
wie sich solche — mit oder ohne das Zeichen ’ über dem 
letzten verlängerten Schafte des Zahlzeichens — dem all- 
gemeinen Brauche entsprechend auch sonst in der Hand- 
schrift finden.2) Dem Idem der Inskriptionen, welches das 
der Inskription folgende Kapitel dem als Urheber des vor- 
hergehenden Kapitels bezeichneten Papste beilegen soll, 
wird aber verständiger Weise in den Handschriften natürlich 
niemals eine Ordnungszahl beigefügt, weil dies schon sprach- 
lich unzulässig, zweck- und sinnlos wäre. In der Vorlage 
des Schreibers stand offenbar hier nicht Idem, sondern der 
Name des Papstes, von welchem das Kapitel herrührt, und 
der Schreiber, der die Ordnungszahl — wie dies auch sonst 
bei solchen Zahlangaben nicht selten vorkommt?) — un- 
genau kopiert hatte, hat hier auch irrtümlich ein Idem 
gesetzt, statt die in der Vorlage stehende Abbreviatur für 
Innocentius richtig wiederzugeben. Wie sich nachweisen 
läßt, findet sich derselbe Fehler des Schreibers auch in der 
Inskription eines späteren Kapitels der Sammlung (n. XXIX, 
c.3 de appell.), allerdings mit dem Unterschiede, daß der 
Rubrikator, welcher beim c. Quia frequenter den Fehler 
des Schreibers übersah, bei dem erwähnten späteren Kapitel 
den Fehler verbesserte und die falsche Angabe richtig- 


geschrieben, welcher nicht bloß vom Inhalte wenig verstand, sondern 
auch kein besonderer Lateiner war.... Da es nun hier nicht auf 
diplomatische Genauigkeit ankommt, verbessere ich offenbare Schreib- 
fehler stillschweigend und mache Konjekturen nur dann in Parenthesen 
bemerklich, wenn der Sinn sie unbedingt fordert.‘‘ (Man möchte aber 
glauben, daß dann die Bemerkung eher unterbleiben darf, als wenn die 
Konjektur unsicher ist!) 

!) Vgl oben S. 13 und N. 1. 

2) Ohne das erwähnte Zeichen, wie hier, auch im Incipit der Samm- 
lung (fol. 79), in der Inskription zu n. I (fol. 79) und zu n. III (fol. 79), 
zu n. XXXVII (Rubr. de testamentis [bei Schulte ist die Rubrik nicht 
ersichtlich gemacht] c. Quis nonnulli auf fol. 83), zu n. LXIV (Rubr. 
de sent. excomm. c. 2, fol. 86) u. so öfter. 

®) So z. B. auch in unserer Handschrift bei n. LXXVIL auf fol, 
88°: „UrbanusIIl.“, statt: UrbanusIV. (vgl auch Schulte 9.753 N. 82), 
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stellte, indem er den vom Schreiber herrührenden Vermerk 
für ein Idem in der Inskription!) unausgeführt ließ und 
vor dem gedachten Vermerke die richtige Überschrift 
(Innoc. IV.) mit farbiger Initiale einschaltete. 

Eine besonnene und sorgfältige Kritik kann demnach 
das c. Quia frequenter auch in der Prager Extravaganten- 
sammlung, ungeachtet der evidenten, in der Inskription 
der Handschrift vorkommenden Fehler, nur dem Papste 
Innocenz IV. beilegen. 

Die Zahl der mittelalterlichen Kanonisten, welche des 
c. Quia frequenter Erwähnung tun und sich mit demselben 
beschäftigen, ist, wie wir sehen werden, verhältnismäßig 
recht klein, und selbst aus dieser geringen Zahl müßte, wenn 
wir nur die beachtenswerten Stimmen zählen wollen, noch 
einer und der andere ausscheiden, welcher offenbar ohne 
jegliche Selbständigkeit nur ausgeschrieben hat, was er bei 
einem älteren Autor vorfand. Alle diese Schriftsteller kennen 
und beurteilen die Dekretale Quia frequenter nur auf Grund 
jener Angaben, die der Schule im Dekretalenkommentar des 
jüngeren Bernhard von Compostella und bei dem von 
letzterem abhängigen Durantis zugänglich waren — Ge- 
währsmänner, welchen die Autorität ihrer Wirksamkeit an 
der römischen Kurie zu statten kam. Der jüngere Bernhard 
von Compostella?) war Innocenz’ IV. ‚„Kapellan‘“ und er 
hat seinen — unvollendet gebliebenen — Dekretalenkom- 
mentar auf Grund eines besonderen Auftrages dieses Papstes 


!) In Schultes Analyse der Prager Extravagantensammlung ist 
dieses [I]Jdem des Schreibers wieder übersehen oder ignoriert; vgl das. 
S. 736 zun. XXIX. 

2) Vgl. über denselben aus der Literaturetwa Maur. Sarti et Maur. 
Fattorini, De olaris archigymn. Bononiens. professoribus. Iterum 
edider. Caes. Albicinus et Car. Malogola. Bonon. 1888—1896 t. I p. 
425—427; Schulte, Gesch. der Quellen u. Lit. d. kan. Rechts II 118f. 
Wenn Sarti von Bernhard sagt: „‚Innocentii IV. capellanus fuit, id est 
causarum cognitor“‘, so möchte man id est durch et ersetzt sehen; denn 
die Annahme, daß damals mit der Stellung eines päpstlichen Kapellans 
stets auch jene eines päpstlichen Auditors ohne weiteres verbunden war, 
ist gewiß irrig. (Vgl über die päpstlichen Auditoren dieser Zeit Hin- 
schius, Kirchenrecht I 393—396, Sägmüller in der Tübinger Theol. 
Quartalschr. LXXVII [1895] S. 106, F. E. a Die Römische 
Rota I [1914] S. 6.) 
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begonnen!), an diesem groß angelegten Werke aber auch 
nach Innocenz’ IV. Tode weiter gearbeitet: der uns hier 
am meisten interessierende Kommentar zum Titel de elec- 
tione — einer der letzten und jüngsten Bestandteile des 
von Bernhard unvollendet hinterlassenen Werkes— ist augen- 
scheinlich sogar erst nach der Wahl Urbans IV. (29. August 
1261) verfaßt worden?), und noch unter der Regierung 
dieses Papstes (1261 —1264) dürfte Bernhard, dessen Kom- 
mentar in folge des Todes seines Verfassers?) anscheinend 
über den neunten Titel des ersten Buches der Dekretalen 
Gregors IX. nieht hinauskam®), gestorben sein. Die eigen- 


1) Vgl hierzu die Vorrede Bernhards (unten Beilage I): ... .spe- 
rans etiam per dominum meum, dominum Innocentium papam IIIL, de 
cuius laboribus fabricare propono, dirigi ac certificari de dubiis... sum 
presens Opus aggressus.. .. .. .. Idoirco ego magister Bernardus Compo- 
stellanus, eiusdem domini pape renn .... de ipeius domini Inno- 
centü speciali mandato . = 

%2) Denn Bernhard bespricht ja im Kommentar zum c. Lioet 6 X. 
de elect. [1,6], v. Duabus, Vorgänge bei der Wahl Alexanders IV. und 
Urbans IV.; vgl. die Stelle unten S. 21. 

3) Schon Johannes Andreä berichtet im Prooemium zur Novella 
in Decretales: „Demum.... super hac compilatione scripserunt..... 
Bernardus Compostellanus, qui divina providentia non perfecit.“ Schulte 
(a. a. O. S. 118) verlegt „die Zeit der Wirksamkeit‘“ Bernhards „zwischen ° 
die Jahre 1245 und 1260“, was nach unseren Feststellungen berichtigt 
werden muß, da Bernhard noch unter Papst Urban IV. gelebt und an 
seinem Kommentar gearbeitet hat. 

4) Schultes Angabe (Gesch. d. Quell. u. Lit. d. kan. Rechts II119; 
vgl. auch Sitzungsber. d. kaiserl. Akad., phil-hist. Kl. Bd. 68 S. 56 N. 8), 
daß Bernhards Werk ‚nur die sechs ersten Titel des ersten Buches nebst 
<.2 1,7 umfaßt‘, ist unrichtig: ich selbst kenne drei Handschriften, in 
welchen der Kommentar bis zum c. 9 X. de renunc. [I, 9] vorliegt, obwohl 
ich nur sechs (mir in Bibliotheken des deutschen Reiches, der Schweiz 
und Österreichs zugängliche) Handschriften des Werkes untersucht habe. 
Die von mir benutzten Handschriften sind: 1. Hofbibl. Darmstadt 853, 
foL°, saec. XIII. exeunt. vel XIV. incip., 2. Stück (f. 10-55): Apostille 
Bernardi Compostellani — der Kommentar schließt bei oc. 9 X. [1,9]; 
diese Handschrift wird von mir in den Noten zu meinen Mitteilungen 
mit der Sigle D bezeichnet. 2. Universitätsbibliothek Würzburg mp. 8. 6. 
saec. XIV.: Opus magistri Bernardi Compostellani (vom Glossator der 
Handschrift „lectura Compostellani‘‘ genannt), ein ziemlich korrektes, 
in deutlicher, schöner und großer Schrift hergestelltes Manuskript — 
der Kommentar schließt auch hier bei c.9 X. [I, 9] (vgl. Gross, D. 
Recht an der Pfründe S.149 N. 87); diese Handschrift wird von mir 
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artige und interessante Vorrede Bernhards zu seinem Werke 
ist zugleich ein authentisches Zeugnis für die engen Be- 


in der Folge unter der Sigle W6 bezogen. 3. Böhmisches Museum 
in Prag, in dem seit der Neukatalogisierung der Museumshandschriften 
mit der Signatur XVII. A. 5 bezeichneten Manuskripte, welches 1868 
von Schulte in den Abhandlungen der kön. böhmischen Gesellschaft 
der Wissenschaften VI. Folge HI Bd., Abh. 4 S. 59-61 unter n. 
CXXI besprochen wurde. Schulte, dessen Beschreibung des Kodex, 
ebenso wie die mitgeteilten Kopien, manche Fehler enthält, gibt 
als damalige Signatur der Handschrift „M. 17°“ an (dieselbe Be- 
zeichnung auch bei Schulte in den Sitzungsberichten der kaiserl. 
Akad. d. Wissensch., phil.-hist. Kl. Bd. 55 S. 761 N. 3 und Bd. 68 
S. 109, in dessen Lehrb. d. kath. Kirchenrechts 3. Aufl. S. 72 N. 35 
sowie in der Gesch. d. Quell. u. Lit. d. kanon. Rechts II 119 N. 4); Ott, 
welcher den Kodex offenbar gleichfalls noch unter dessen früherer Sig- 
natur einsah, zitiert als solche „M. 7‘ (vgl. Zeitschr. d. Savigny-Stiftung 
f. Rechtsgesch. XXXIV, kanonist. Abt. III S. 41; daselbst S. 42. 43 
über die interessanten Glossen der Handschrift, welche die Benutzung 
des Werkes Bernhards in der kirchlichen Praxis Böhmens bezeugen). 
Die Folien 217'° bis 260° enthalten als fünftes Stück des Manuskriptes 
die „apostille Bernardi Compostellani‘‘; die Schrift der nicht besonders 
korrekten Kopie saec. XIV. ist kleiner, als jene der früheren Bestandteile 
des Kodex, aber nicht undeutlich. Der Kommentar reicht in dieser (von 
mir in der Folge mit der Sigle P bezogenen) Handschrift ebenso weit, 
wie in den oben unter Z. 1 und 2 verzeichneten Manuskripten. 4. Kön. 
Bibliothek Bamberg. Can. 55 [früher P. II. 3], 60 Quartblätter, saecXIV.; 
der Kommentar schließt bei c. 2 X. de transl. episc. [I, 7] — die Hand- 
schrift wird von mir unten mit B bezeichnet. 5. Universitätsbibliothek 
Würzburg mp. s. 5. saec. XIV.: „Summa magistri Bernardi Con.“ Auch 
diese Handschrift enthält den Kommentar bis zum c. 2X. [I, 7]; sie wird 
von mir im folgenden mit W 5 bezogen. 6. Basel. Öffentl. und Universi- 
tätsbibliotbek C. I. 18, zweites Stück, saec. XIV., am Schlusse defekt 
(es sind Blätter ausgerissen): apostille Bernhardi Compostellani (so die 
Überschrift). Wie die beiden alten Inhaltsverzeichnisse des Kodex — 
cines am vorderen Deckel des Holzbandes auf einem aufgeklebten Streifen, 
das zweite auf einem vorgesetzten Pergamentblatte — bestätigen, ent- 
hielt auch diese Handschrift den Kommentar bis zum c. 2 X. [1,7]: 
». ... ltem apostille Bernardi Compostellani Hispani‘ (im ersten Ver- 
zeichnisse: „Bern. Hisp. Comp. apost.‘‘) „usque ad © Inter corporalia“; 
jetzt ist aber der Kommentar nur mehr bis zum c. 24 X. de elect. [I, 6) 
vorhanden — die Handschrift wird von mir mit Bas. zitiert. 

Die Behauptung Schultes (Gesch. d. Quell. u. Lit. d. kanon. Rechts 
11119 N.4), daß außer den schon besprochenen auch noch die Hand- 
schrift der herzoglichen Bibliothek in Wolfenbüttel 71. 5. Aug. f. den 
Dekretalenkommentar Bernhards enthalte, ist, wie ich mich selbst über- 
zeugt habe, irrig. In den von Schultea. a. O. aufgezählten Manuskripten 
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ziehungen des Verfassers zu Innocenz IV., dem Bernhard 
nicht etwa nur in folge seiner Stellung als päpstlicher Kapel- 
lan und Gehilfe der Rechtsprechung an der Kurie, sondern 
wohl auch schon als ehemaliger Schüler des Bolognesischen 
magister Sinibaldus Fliscus in besonderer Anhänglichkeit, 
Pietät und Bewunderung ergeben war.) Durchdrungen 
von der Überzeugung, daß alle Schwierigkeiten des Rechts- 


französischer Bibliotheken, welche er zum Teil in seinem Iter Gallicum 
(Sitzungsber. d. kaiserl. Akad. d. Wissensch., phil.-hist. Kl. Bd. 59 S. 446. 
448. 468. 472—475) beschrieben hat, soll nach seiner Angabe das Werk 
Bernhards nur biszum c. 2X. (I, 7) vorliegen. Die in der Pariser National- 
bibliothek erhaltenen Handschriften der Apostillae Bernhards kennt 
Schulte offenbar überhaupt nicht; nach den im Jahre 1860 gesammelten 
Notizen Maassens über die Pariser Manuskripte der Dekretistenliteratur, 
welche sich im Nachlasse dieses Gelehrten vorfanden, enthält aber keines 
derselben den längeren Text des Dekretalenkommentars. Maassen, dem 
nach seinen Notizen von den in Deutschland vorhandenen Handschriften 
damals bloß die Bamberger bekannt war, fand das Werk Bernhards in 
folgenden Manuskripten der Pariser Nationalbibliothek: Cod. Lat. 3989 
(fol. 254302). 3991. 3992. 3993. 3993 A (fol. 10—51). 3994. 4135 (fol. 
84—105). 3972 (fol. 179—181°°, ein Bruchstück, nur den Schluß des 
kürzeren Textes enthaltend); S. Victor. 315 (fol. 156—221, die ersten 
sechs Titel umfassend, die Vorrede fehlt — nach Omont, Concordances 
des numeros anciens et des num. actuels des manuscr. latins de la Bibl. 
Nationale [Paris 1903 p. 102] ist Cod. S. Victor. 315 identisch mit dem 
jetzigen Cod. Lat. 14616; vgl. hierzu auch die Angabe Delisle’s über 
das letzte Stück dieser Handschrift im Inventaire des manuser..... du 
fonds latin, in der Biblioth&que de Il’ Ecole des Chartes VI. S., t. 5[Ann. 30] 
p. 31). 

!) Der Wortlaut der Vorrede ist in der Beilage I abgedruckt. Bern- 
hard nennt hier den Papst „dominum meum, dominum Innocentium 
papam IIII.“, und nach dem der Schule geläufigen Sprachgebrauche 
können wir diese Worte wohl in dem Sinne auffassen, daß Bernhard 
hier den Papst als seinen einstigen Lehrer bezeichnet. Die Lehrtätigkeit 
. des nachmaligen Papstes Innocenz IV. als magister Sinibaldus Fliscus 
zu Bologna dürfte in die erste Hälfte der zwanziger Jahre des XIIL Jahr- 
hunderts fallen; daß Bernhard, der vermutlich unter Papst Urban IV. 
gestorben ist, etwa vierzig Jahre früher Schüler des gedachten magister 
gewesen, wäre also nichts Außerordentliches. Andererseits möchte ich 
nicht unterlassen darauf hinzuweisen, daß Durantis, der unmöglich 
ein Schüler des Hostiensis gewesen sein kann, den letzteren dennoch 
„dominus meus‘‘ nennt, was man wohl mit Savigny (Gesch. d. Röm. 
Rechts im M. A.2V 576) nur „als einen sonst nicht gewöhnlichen Ausdruck 
der Verehrung ansehen‘ und aus dem Verhältnisse erklären darf, in 
welchem „Durantis späterhin als Untergebener des Hostiensis erscheint“. 
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lebens auf Grund des großen Werkes seines Lehrers und 
Gönners ihre Lösung finden können, ist Bernhard auch 
stets bestrebt, der Anleitung seines Vorbildes zu folgen und 
jede Frage im Sinne der Intentionen des gelehrten Papstes 
zu entscheiden, dessen bevorzugter Schüler er wohl schon 
einst gewesen und dessen besonderes Vertrauen er auch als 
päpstlicher Auditor genossen hatte.!) 

In diesem Dekretalenkommentar behandelt Bernhard 
das c. Quia frequenter, die „nova constitutio Innocentüi‘, 
beim c.6X. de elect. [I, 6], also in der Erläuterung zu 
AlexandersIII. berühmter Dekretale Licet de vitanda dis- 
cordia, v. Duabus — im folgenden der Wortlaut der 
Stelle, wie sie in den uns zugänglichen Handschriften des 
Werkes vorliegt: 


Duabus. Sed numquid se computato? Videtur quod 
sic?): ff.. quod cuiusg. univers. Plane [l. 4 Digest. (III, 4)]. 
Resp.: Die quod se non computato°), ut infra eod. Cu- 
mana et not. infra eod. Cum in iure [c. 50. 33 X. de 
elect. (1,6). Et probatur expresse in nova con- 
stitutione Innocentii, que sic incipit: Sicut (!) etc.) 
Sed numquid tenentur presentes vocare vel ex- 
pectare absentes? Videtur quod sic, si sunt in 
eadem provincia: infra eod. Coram [c. 35 X. de elect. 
(1,6)]. Hoc ergo ius commune: quod non tollitur, 


I) Vgl. in der Vorrede Bernhards die Stelle: ...cum in apparatu 
decretalium per dominum prefatum composito etc. 


2 ‘....computato. Et quod sic videtur. P. 

®) ....fl. q. cuiusg. innuitur minus plane (!). [S]et domini dicunt 
quod se non comp. Bas. 

4) ....const. domini Innoc. que incipit: S. etc. B.; ...queine. 


Sic etc. D. Bas. Offenbar enthielten die Texte des Werkes an dieser 
Stelle ursprünglich die richtige Angabe des Anfanges der „constitutio 
Innocentii“; vielleicht kommt auch in einer oder der anderen der in 
Italien, Frankreich usw. vorhandenen Handschriften des Bernhardschen 
Kommentares diese Stelle noch in ihrem ursprünglichen (noch nicht von 
unverständigen Schreibern korrumpierten und verkürzten) Wortlaute 
vor. Der seit dem Vorjahre andauernde Kriegszustand hat es mir un- 
möglich gemacht, mir noch vor der Drucklegung meiner Arbeit über die 
Texte der Handschriften, welche sich im nichtdeutschen Auslande be- 
finden, Aufklärungen einzuholen, wie dies meine Absicht war. 


Das c. Quia frequenter. 21 


quare stare prohibetur?!) — C. de testam. Sancimus 
[l. 27 Cod. de testam. (VI, 23)]. Sed que est provincia 
Romane ecclesie? Resp.: inter Capuanam et Pisanam 
provincias?), infra de offic. vicarii Sua [c. 5. X. de off. 
vic. (1,28)]. In novella tamen constitutione pre- 
dicta statutum est quod presentes possunt pro- 
cedere absentibus non vocatis nec expectatis?), 
et si quis de presentibus recedat, iure eligendi 
ea vice se privat, ut ibi dicitur. Dominus tamen 
Guilielmus in electione Alexandri®) IV. et dominus Octa- 
vianus in electione Urbani IV. expectati fuerunt5): sed 
illud de gratia factum fuit. Alii non habent illam 
constitutionem®) pro decretali et diceunt iuri 
communi standum.’) 


Der Text des c. Quia frequenter, welcher dem Bern- 
hardvonCompostella vorlag, war offenbar auch noch dem 
Guilielmus Durantis zugänglich, der unter Clemens IV. 
zum päpstlichen subdiaconus et capellanus sowie zum audi- 


1) probatur W5. 3) provinciam P. 

3) ....nec etiam expectatis W 6. *) pape Al. B. 

5) Über die Wahl Alexanders IV., welche nur wenige Tage dauerte, 
und über die Wahl Urbans IV. fehlen uns genaue, ins Einzelne gehende 
Berichte. (Aus der Literatur vgl. man etwa Maubach, Die Kardinäle 
und ihre Politik um die Mitte des XIII. Jahrhunderts [1902] S. 5öfl. 
und 85ff.; Aug. Demski, Papst Nikolaus III. [Kirchengesch. Studien 
VIl.2, 1903] S. 12ff.). — Der Kardinal „Guilielmus“ (Wilhelm Fieschi) 
war ein Neffe Innocenz’ IV.; der Kardinal Oktavian (Ubaldini) war hin- 
gegen ein entschiedener Ghibelline. — Die Angaben Bernhards, der gewiß 
gut informiert war, sind an sich durchaus glaubwürdig. Nach dem gel- 
tenden Rechte waren die Wähler zwar nicht ohne weiteres verpflichtet, 
vor dem Beginne der Wahl das Eintreffen eines abwesenden Kardinals 
abzuwarten; es darf jedoch nicht überraschen, daß die Kardinäle die 
bevorstehende Ankunft abwesender Kollegen abwarteten, wenn die 
Wahl dadurch nicht wesentlich verzögert wurde, weil ja die Anzahl der 
Kardinäle damals ohnedies sehr reduziert war — nach Alexanders IV. 
Tode bestand ja selbst das vollzählige Wahlkollegium nur aus acht 
Kardinälen. 

6) Alii vel ratio (!) non hab. ill. constit. P. 

7) Bei Bernhard folgen als Kommentar zum Textworte speciale 
die in der Beilage II abgedruckten, von den Späteren viel benutzten Aus- 
führungen, in welchen die Besonderheiten der Papstwahl (,specialitas 
in electione pape‘‘) besprochen werden. 
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tor generalis causarum s. palatii apostolici erhoben worden 
war und bekanntlich 1274 als Begleiter und Gehilfe Gre- 
gors X. am allgemeinen Konzile zu Lyon fungierte, wo er 
bei der Abfassung der Beschlüsse des Konziles mitwirkte.!) 
Zu den mit der Bulle Gregors X. Cum nuper vom 1. No- 
vember 1274 in einer authentischen Sammlung promul- 
gierten Konstitutionen hat Durantis erst nach Gregors X. 
Tode, vermutlich aber noch unter der Regierung des Papstes 
Johann XXI. (f 20. Mai 1277), einen Kommentar verfaßt?), 
welcher im Jahre 1569 von dem Polyhistor Simone Maioli 
aus einer nach dessen eigener Angabe schwer leserlichen 
und auch nicht lückenlosen Handschrift herausgegeben 
wurde.?) Exemplare dieses Druckes sind, namentlich in 


1) Dies berichtet Durantis selbst in seinem Hauptwerke Speculum 
iudiciale (lib. I. tit. de legato. $4 n. 9; vgl. auch Savigny, Gesch. des 
röm. Rechts im M. A.? V 577) in einer die Dekretale Gregors X. Quamvis 
constitutio — jetzt c. 10 de elect. in VI!° [I, 6] — betreffenden Bemer- 
kung und, in viel allgemeinerer Fassung, im Kommentar zu den Kon- 
stitutionen Gregors X., wo er in der Erläuterung der Publikationsbulle 
zu dem W. „Lugdun.“ erzählt: „In quo interfuimus et aliquas de infra 
scriptis constitutionibus edi procuravimus‘‘ (so die Darmstädter Hand- 
schrift des Kommentars fol. 128”"° — im Texte der Ausgabe des Maioli, 
fol. 1”°, fehlt d. W. „edi“; bei Schulte [Gesch. d. Quell. u. Lit. d. kanon. 
Rechts II S. 154 N. 42], welcher die Darmstädter Handschrift benutzt 
haben dürfte, ist deren Wortlaut entestellt). 

2) Vgl. Durantis zum c. Ubi periculum, princ. (Darmstädter Hand- 
schrift fol. 128°°, in Maiolis Ausg. fol 5°): „Hec constitutio revocata 
fuit primo, ut dieitur, per dominum Adrianum papam, et demum [?. d. 
Ausg.: deinde] per dominum Ioannem papam. Et hodie in curia pro 
revocata habetur.“ Schultes Annahme, daß der Kommentar des 
Durantis „bald nach dem Konzile gemacht‘‘ wurde, ist also zweifellos 
unrichtig. Doch ist es wahrscheinlich, daß der Kommentar noch unter 
Johann XXI, oder bald nach dessen Tode verfaßt wurde, da Durantis 
der die Aufhebung des Konklaves bestätigenden Verfügungen späterer 
Päpste (Nikolaus’ III. — der auch schon als Kardinal Johann Gaetani 
der moralische Urheber der Bulle Johanns XXL Licet felicis recordationis 
gewcsen war — vom Jahre 1278 und Nikolaus’ IV. vom Jahre 1289) 
hier noch nicht erwähnt. 

*) In sacros. Lugdun. concilL sub Greg. X. Guilelmi Duranti cogn. 
Speculatoris commentarius. Nunc primum a Simone Maiolo U. L C. 
Asten. inventus et in lucem editus.... Fani, apud Jacobum Moscardum. 
MDLXIX. (Auf unbezeichneten Blättern zuerst eine Widmung an PiusV. 
— datiert „Fani. XV. Cal. Mai. 1569‘ —, dann eine Lebensbeschreibung 
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unsereir Ländern, eine große Seltenheit!), und es scheinen 
auch nur wenige Handschriften des Werkes erhalten zu 
sein.?2) In der Literatur ist dasselbe jedenfalls in den letzten 
Jahrhunderten nur sehr vereinzelt benutzt worden, und 
seine Ausführungen über die Papstwahl, welche Durantis 
an das c. Ubi periculum anknüpft, scheinen überhaupt kaum 
beachtet worden zu sein?®). Nur so wird es erklärlich, 


des Durantis von Maiolus sowie die Vorreden des letzteren und dessen 
„carmen ad lectorem“; dem 106 numerierte Blätter umfassenden Abdruck 
des Kommentars selbst hat Maiolus Summarien und Randnoten bei- 
gefügt, ebenso am Schlusse einen Index titulor. et capitulor. und einen 
Index rerum notabilium.) Simone Maioli war aus Asti in Oberitalien 
gebürtig und vom Jahre 1572 bis zu seiner 1597 erfolgten Resignation 
Bischof von Volturaria in Neapel. 

1) Aus dem Nachlasse Savignys kam ein Exemplar des Buches 
in die Berliner königliche Bibliothek (Sign.: Bibl. Sav. 394). 

2) Da der Text der Ausgabe mangelhaft ist, habe ich auch die 
Darmstädter Handschrift 853 (vgl. oben S. 17 N. 4) herangezogen, welche 
auf fol. 128”°—148”° diesen Kommentar des Durantis enthält. Schulte 
(a. a. O. S. 154 N. 41) führt sowohl die Ausgabe des Maiolus wie die 
Darmstädter Handschrift an und meint, daß auch der Cod. Lat. Monac. 
8803 nicht, wie der Katalog angibt, ein Werk des Durantis „super V 
libr. decretalium‘“, sondern dessen Kommentar zu den Dekretalen 
Gregors X. enthalten dürfte. Ob diese Vermutung richtig ist, oder ob 
die Münchener Handschrift — was ich mit Rücksicht auf die Angaben 
des Katalogs für wahrscheinlicher halte — mit dem bekannten Reper- 
torium aureum des Durantis identisch ist, konnte ich leider nicht fest- 
stellen. Savigny (a. a. O. S. 597) nennt neben der Ausgabe des Maiolus 
die Handschrift der Pariser Nationalbibliothek S. Victor. 223, welche 
auf fol 1—12 unseren Kommentar enthalten soll Der Cod. S. Victor. 
223 (jetzt Cod. Lat. 14584; s. Omont, Concordances p. 102) ist aber 
eine Papierhandschrift saec. XV., welche ein Erbauungsbuch enthält; 
vgl auch Delisle, Inventaire L c. p. 27. Aus Maassens Notizen über 
die von ihm im Jahre 1860 untersuchten Pariser Handschriften ersehe 
ich, daß Savigny die Nummer des Manuskriptes unrichtig angibt; der 
Kommentar des Durantis steht im Cod. S. Victor. 153 (fol. 1—12°°), 
der jetzt als Cod. Lat. 14328 bezeichnet ist (s. Omont p. 101). Mit 
dem Berichte Maassens stimmt auch die Angabe Delisle’s über den 
Cod. Lat. 14328 überein (Inventaire L c. p. 6: „Gregorii X. constitutiones 
cum glossa Willelmi Durandi‘“). 

3) Obwohl Johannes Andreä in der vermehrten Glosse zum c. Ubi 
periculum (v. concilio, Addit. al.) auf dieselben besonders hinweist und 
den grundsätzlichen Standpunkt des Durantis sowie den Inhalt seiner 
Darstellung richtig kennzeichnet: „.... Joannes illam [constitutionem] 
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daß mit diesem Kommentar des Durantis zur Konsti- 
tution Ubi periculum auch der von ihm hier aufgenommene 
Text des c. Quia frequenter bisher unbekannt geblieben ist. 

Durantis glaubt es besonders rechtfertigen zu müssen, 
daß er sich in seinem Kommentar zu der von Gregor X. 
kundgemachten Dekretalensammlung auch mit der seither 
aufgehobenen Konstitution Ubi periculum beschäftige. 
(„„Hec constitutio ......-- 220er 0en pro revocata 
habetur.!) Frustra ergo membranas occupat, ut XIX. dist. 
Si Romanorum [c. 1], quis in scripturis nichil debet esse 
supervacuum, ut LXXVI. dist. Huius [c. 6] et Cod. de 
appell. Ampliorem, $. In refutatoriis, et Cod. de precib. 
imper. offerend. 1. fin. [1.39 $1 Cod. VII, 62; 1.8 Cod. I, 19] 
et supra in prohemio $. Sane.?) Ipsam non intendo glossare 
vel prosequi exponendo; nam culpa similis est prohibita 
discere et docere°®), ut Cod. de malef. et mathem. 1. Culpa 
[1.8 Cod. IX, 18]; abrogate enim legis recitator et auditor 
penam meretur — ut Cod. de vet. iure enucl.1. fin. $. Haec 
omn. [l.3 $ 19 Cod. I, 17] — et ubi fundamentum non est, 
superedificari non potest, ut Cs.I. Q.I c. Cum Paulus 
[c. 26] et c. Illi offerunt [c. 63], de presb. non baptiz. c. Ve- 
niens [c.3X. III, 43], [Cs.] XXIV.Q.I. c. Ubi sana [c. 29). 
Verum quia, licet ius civile destruatur, ratio tamen eius 
durat — ut ff. de capite minutis 1. Eas [l.8 Dig. IV, 5] 
et I. dist. Consuetudo [c. 5] et ff. de fonte l. 1 $. Hoc inter- 
dictum eandem [l. 1 $ 7 Dig. XLIII, 22], supra de constit. 
Translato [c.3 X. I, 2] —, ideo aliqua circa huius materie 
notitiam disputabo et, licet domini cardinales formas pro 


suspendit quoad omnem ipsius effectum. Et ideo Guilielmus noluit hanc 
decretalem aliter glossare, sed prosequebatur hic XIII specialia in elec- 
tione papali et circa illa servabat aliquas quaestiones‘‘. (Für ‚servabat‘ 
wäre richtiger reserabat zu setzen; vgl. unten S. 25 die Stelle des Durantis, 
welche Johannes Andreä im Auge hat.) 

t) Der vollständige Wortlaut dieses Satzes oben S. 22 N. 2, 

2) Es ist offenbar der vierte Satz der Bulle Rex pacificus gemeint, 
mit welcher Gregor IX. seine Dekretalensammlung promulgierte (,‚Sane 
diversas.... declarantur“), vgl Corp. iur. can. edid. Friedberg t. II 
col. 1—4. 

®) So Cod. D; in der Ausgabe: Ideoque ips. n. int. ....nam 
simul e. prohibitum disc. et doc. 
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suo velle varient, tamen quod super hoc a doctoribus tra- 
ditum est et quod super hoc sencio, reserabo.‘‘)!) In seinen 
Ausführungen zum c. Ubi periculum bestätigt Durantis als 
unmittelbarer Zeuge der Vorgänge am Konzile (,‚qui vidit, 
testimonium perhibet veritati‘‘), daß die Konstitution Ubi 
periculum von Gregor X. auf dem Lyoner Konzile und unter 
dessen Mitwirkung erlassen, wenn auch erst nach dem Kon- 
zile promulgiert wurde?); im übrigen aber ist seine Er- 


I) So D,; die Abweichungen des Textes der Ausgabe sind be- 
deutungslos. 

2) Vgl. in der Erörterung des ersten der „specialiter observanda 
in electione pontificis‘ („primum quod due partes cardinalium concordare 
debent‘‘) die Stelle (Ausg. fol. 6, Cod. D fol. 128Y°): „Sed quid fiet, si 
due partes nullo modo consentiunt. Resp.: Invocetur brachium seculare 

. et ponantur in uno conclavi.... Sic enim quandoque factum 
(dieses W. fehlt irrtümlich in der Ausgabe) est. Et presens constitutio 
super hoc satis salubriter providebat. Que cum tam sollempni concilio 
approbante fuerit promulgata, mirum est, quomodo absque universalis 
vel (d. W. fehlt in der Ausgabe) saltem particularis requisitione concilii 
fuerit revocata: ff. de regul. iur. 1. Nichil tam naturale [l. 35 Dig. (L, 17)], 
infra (in d. Ausg. der Fehler ‚et‘ statt infra) de regul. iuris [X. (V, 41)] 
cap. 1. Iniuriam enim facit iudicio reverendissime synodi, si quis semel 
iudicata et recte disposita revolvere contenderit, ut Cod. de summa 
trinit. . Nemo clericus, in prince. [lL 4 Cod. (I, 1)].... Frustra siquidem 
concilii approbatio et assensus requiritur, si sic sine conciliis, quod tam 
sollempniter agitur, revocetur. Fieri (die Ausg. hat ‚sed‘ statt fieri) 
tamen potuit de plenitudine potestatis, secundum quam potest papa 
super omne concilium quicquid placet, ut supra eodem c. Significasti 
[c. 4 X. de elect. (I, 6)]. Indulgeat ei Deus, qui causam prebuit revocandi“. 
Dieses Zeugnis des Durantis (dessen Schlußsätze übrigens Johannes 
Andreä zum Teil in die Glosse zum c. Ubi periculum, v. concilio, auf- 
nahm), bestätigt also im wesentlichen doch die Richtigkeit der herr- 
schenden Ansicht, daß die Konstitution Ubi periculum unter Mitwirkung 
des Lyoner Konziles erlassen wurde. Die Behauptung Goellers (Zur 
Gesch. des zweiten Lyoner Konziles und des liber sextus, in der Röm. 
Quartalschr. XX [1906] 83), daß auch die berühmte Konstitution Ubi 
periculum erst nach dem Konzile erlassen worden sei, ist gegenüber dem 
oben mitgeteilten Berichte des Durantis völlig unhaltbar. Wenn Goeller, 
der den Kommentar des Durantis zum c. Ubi periculum nicht benutzt 
zu haben scheint, sich für seine Ansicht auf eine Äußerung des Durantis - 
in der Erläuterung der Publikationsbulle zur Sammlung Gregors X. Cum 
nuper (v. et post, Ausg. fol. 1'°) beruft, so übersieht er, daß aus der 
von ihm angeführten Stelle sich nur folgern läßt, die Konstitution sei 
nicht auf dem Konzil, dessen Zustimmung eingeholt worden war, sondern 
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örterung der ‚XIII specialiter observanda in electione ponti- 
ficis“ und mehrerer im Anschlusse an diese Ausführungen 
behandelten Fragen wesentlich nur eine Kompilation aus 
den Kommentaren des Bernardus Compostellanus und des 
Hostiensis. Dennoch wird der erstere nur einmal, Hostiensis 
wird viermal zitiert!), während die Verweisungen auf des 
Verfassers ‚„Speculum“ hier, wie auch sonst, in ge- 
schmackloser Weise geradezu bei den Haaren herbeigezogen 
sind, um trotz der Belanglosigkeit dieser Beiträge aus dem 
Speculum auf Kosten der Arbeiten anderer mit dem eigenen 
Verdienste prunken zu können — ein unschöner Charakter- 
zug des Durantis, welcher ja auch in dessen Speculum so 
augenfällig hervortritt, daß dessen Verfasser bekanntlich 
von hervorragenden Rechtslehrern, die noch seine Zeit- 
genossen gewesen waren, des literarischen Diebstahles be- 
schuldigt und sein Gebahren jenem eines Raubvogels ver- 
glichen wurde.?) 


erst nach demselben promulgiert worden (,Hoc ideo dicit, nam quae- 
dam ex eis fuerunt post celebratum concilium promulgatae, videlicet 
illa de elect. c. Ubi periculum.... et qui vidit, testimonium perhibet 
veritati‘“). 

1) Und eines dieser Zitate hat selbst der verehrte „dominus meus“ 
(vgl. hierzu o. S. 19 N. 1) nur dem Umstande zu verdanken, daß Du- 
rantis — schwerlich in folge eines ehrlichen Irrttums — dem Hostiensis 
eine Meinung unterschiebt, welche der letztere tatsächlich abweist und 
mit derselben Begründung, die auch Durantis vorbringt, bekämpft. 
(Vgl. d. Ausg. fol. 6°°, Cod. D fol. 128°: Sed numquid tunc [scil. si due 
partes nullo modo consentiunt] cardinales poterunt alios de novo creare, 
cum quibus valeant concordare ? Dixit dominus meus quod sic: si enim 
possunt creare papam, multo fortius cardinales.... Sed hec ratio non 
procedit: nam capitulum creat episcopum, non tamen potest creare 
rectorem, ut infra [i. d. Ausg.: ut i. tit.] Ne sede vacante c. Illa [c. 2X. 
III, 9]. Et vide in speculo, in tit. de statu monac. v. XXI [cf. Edit. 
F'rancof. 1592 lib. IV part. III p. 407). Das von Durantis gegen die 
bejahende Ansicht vorgebrachte Argument ist aber nahezu wörtlich 
aus Hostiensis, welcher diese Ansicht gleichfalls verwirft, entlehnt, 
ebenso wie die Berufung auf die Dekretale Illa. (Vgl. Henr. cardinal. 
Hostiensis Lectura in V libros Decretal., lib. I tit. 6 c. 6. v. nullatenus 
(Edit. Paris. 1512, lib. I fol. XXXIII'Y°]: ....Non tamen hoc semper 
sequitur. Arg. Ecce enim capitulum creat..... infra Ne sede vac. Illa.) 

2) Vgl. hierüber Savigny, Gesch. d. Röm. Rechts im M, A. V*, 
Ss. 513fl. N. b, S. 586 und N. 1. 
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Im folgenden bringe ich aus dem Kommentar des Du- 
rantis nicht nur den bei ihm vorliegenden (durch Weg- 
lassung der Arenga gekürzten) Text des c. Quia frequenter, 
sondern auch alle dasselbe betreffenden Ausführungen zum 
Abdrucke!), um so in den Mitteilungen aus Bernard von 
Compostella und Durantis dem Leser — m. E. erschöpfend 
— die Quellen nachzuweisen, die für Johannes Andreä und 
jene späteren Schriftsteller des Mittelalters, welche unseres 
Kapitels erwähnen und sich mit diesem beschäftigen, offen- 
bar allein zugänglich und maßgebend gewesen sind. 

Aus der Erörterung des ‚„primum [specialiter observan- 
dum in electione pontificis] quod due partes cardinalium 
concordare debent“ die Stelle (Cod. D fol. 128”, Ausg. 
fol. 6"°): Sed numquid persona electa computabitur in nu- 
mero duarum partium ? Videtur quod sic: ff. quod cuiusque 
universitatis?) nomine, l. Plane [fragm. 4 Digest. (III, 4)]. 
Dic contra, ut supra eod.?) c. Cumana [c. 50 X. de elect. I, 6] 
et infra®) de sortileg. c. III [cap. 3 X. (V, 21)], ubi de hoc. 
Et expresse probatur in novella constitutione Innocen- 
tii IIII. extravaganti e. tit. Quia frequenter. Ubi dicitur sic: 
„Statuimus igitur, ut defuncto sancte Romane ecclesie 


1) Ich halte es nicht für notwendig, die Stellen, welche offenbar 
aus Bernhard von Compostella entnommen sind, im Drucke besonders 
hervorzuheben, da die Übereinstimmung ohnedies augenfällig ist und 
die dem Hostiensis entlehnten Behauptungen und Argumente später 
noch in anderem Zusammenhange behandelt werden müssen. — In der 
Ausgabe des Maiolus ist der Text des Kommentars zum c. Ubi periculum 
nicht vollständig, weil der Herausgeber nur eine Handschrift hatte, 
in der das „nonum et decimum speciale‘‘ ausgefallen war (vgl. die Note 
b des Maiolas auf fol 9°: „Nonum et decimum speciale desideratur 
[in] vitiato codice, unde exemplum sumpsi‘‘), während die Darmstädter 
. Handschrift auch hier den vollständigen Text des Kommentars enthält. 
Die betreffenden Ausführungen (Cod. D, fol 129Y°) sind jedoch nur 
eine Kompilation, die kaum etwas Babe bietet und deren Inhalt 
für uns nicht von Interesse ist. 

2) In d. Ausg.: unius (!). 3) Dieses Wort fehlt im Cod. D. 

4) Dieses Wort fehlt im Texte der Ausgabe. — Das zweite, dem 
Hostiensis (Summa aures, lib. I tit. de elect. n. 18, edit. Lugdun. 1568 
fol 29) entlehnte Zitat paßt hier nicht in den Zusammenhang, da es 
auf eine Bemerkung einer Glosse zum c. 3 X. (V,21) abzielt, die Hostiensis 
L c. bekämpft. 
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antistite ac!) eius corpore tradito sepulture, cardinales, 
qui in eodem loco fuerint, cessante scismate seu violentia 
laicorum, pontificem eligant, nullis absentibus fratribus 
expectatis. Si quis autem ex cardinalibus a loco, in quo 
summus pontifex obiit, electione?) instante discesserit, 
eligendi potestate se ipsum illa vice privabit. Et is uni- 
versalis pastor et episcopus habeatur, qui a duabus parti- 
bus fratrum presentium eligetur, electo in duabus partibus 
minime computato.‘‘ Et hoc verum est, quando proce- 
ditur per viam scrutini; sed quando per viam compro- 
missi, bene?) computatur persona electa, ut supra e.t. 
Cum in iure [c. 33 X. de elect. (I, 6)]. 

In der Erörterung des „secundum speciale‘ die Stelle 
(Cod. D fol. 129°, Ausg. fol. 7): 

Secundum speciale est, quia forte nullus cardinalium 
absentium est citandus vel expectandus, ut in predicta 
constitutione Innocentii IIII. — ut supra vers. ‚Sed 
numquid persona“ —: quia qui scit, certiorari non debet, 
ut ff. de act. empt..et vendit.*) 1. Iin fine[l. 1 Dig. (XIX, 1)] 
et supra c. Cum inter universas [c. 18 X. de elect. (I, 6)]. 
Secus est in aliis electionibus, ut supra eod. tit. Quia 
propter et c. Quod sicut et c. Bone 11.5) [c. 42. 28. 36 X. 
de elect. (I,6).. Quidam tamen non habent predictam 
constitutionem pro decretali: unde dicunt standum esse 
iuri communi, ut videlicet citandi sint qui®) sunt in eadem 
provintia, ut supra eod. tit. c. Coram et in predicto cap. 
Cum inter [c. 35. 18 X. de elect. (I, 6)]. Quod enim non 
mutatur, quare stare prohibetur? — ut Cod. de testam. 
Sancimus [l. 27 Cod. de testam. (VI, 23)]. Est autem pro- 
vintia Romana inter Capuanam et Pisanam provintias, 
ut infra?) de offic. vicar. Sua nobis®) [c. 5 X. de off. vic. 


I) In der Ausg.: etc. (!). 2) In der Ausg.: ....ob. et elect. 

2) Dieses Wort fehlt in der Ausgabe. 

*) „et vend.“ fehlt i. d. Ausg. 

6) Ein Hinweis darauf, daß das zweite der beiden im Titel de 
electione mit diesem Anfangsworte beginnenden Kapitel zitiert wird. 

©) Inder Ausg.: .....decretali: imodic..... ;im Cod. D: .. .quia 
sunt... 
?) Die Ausgabe hat unrichtig „supra“. 
®) Dieses Wort fehlt im Cod. D. 
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(I, 28). Sed prius dietum de officio servatur!), licet 
quandoque aliqui de gracia expectentur, quando prope 
sunt. Non tamen tunc?) citantur et presens constitutio 
eos per decendium expectari, non tamen citari iubebat.?) 


Die Texte des c. Quia frequenter und die dasselbe be- 
treffenden Berichte, welche uns bei den zeitgenössischen 
Gewährsmännern und in der aus letzteren schöpfenden Lite- 
ratur der folgenden Jahrhunderte vorliegen, enthalten auch 
nicht die leiseste Andeutung, daß Innocenz IV. diesen ‚Wahl- 
kanon‘ auf dem Lyoner Konzile vom Jahre 1245 erlassen 
habe. Auch die seit dem Anfange des XVI. Jahrhunderts in 
Rom in bestimmter Tendenz in Umlauf gesetzten Texte, 
deren Wortlaut durch eine Interpolation dem Zwecke dieser 
Agitation angepaßt worden war, bringen die Dekretale Inno- 
cenz’ IV. mit dem Lyoner Konzile nicht in Zusammenhang; 
vielmehr ist Onofrio Panvini, der einen solchen Text in das 
von ihm in den Jahren 1553—1562 verfaßte (bekanntlich 
ungedruckte) Werk De varia Romani pontificis creatione 
aufnahm, die erste und einzige ‚Quelle‘, welche das c. 
Quia frequenter als einen Beschluß der Synode von Lyon 
bezeichnet.*) Ich möchte keinen Augenblick Bedenken 


1) So die Ausgabe; im Cod. D.: de facto serv. 

2) Dieses Wort fehlt in der Ausgabe. 

3) SoCod. D; in der Ausg.: .. . . citantur, cum presens ... .iubeat. 
Unter der „presens constitutio‘“ ist die Dekretale Ubi periculum zu 
verstehen; vergl. auch in den späteren Ausführungen (Ausg. fol. 11, Cod. D 
fol. 130) die Stelle: Quid ergo, si pauciores quam tertia pars cardinalium 
sunt in illa civitate et alii sunt per alia loca dispersi? Resp.: Credo quod 
illi pauci presentes poterunt ad electionem procedere, aliis per decendium 
expectatis, prout hoc tempus pres. constitutio statuebat.... Quid, 
si aliquis ex cardinalibus, nolens stare inclusus cum aliis cardinalibus, 
quia forte infirmatur, renunciat voci sue, ut inde permittatur exire, 
numquid valet‘renunciatio talis et numquid rediens admittetur ad eli- 
gendum? Dominus meus, cum hoe de facto contigit, plene not. hanc 
questionem: de renunt. c. Nisi cum pridem $. Propter malitiam 
[c. 10 $ 5 X. de renunt. I, 9], dicens finaliter quod penitus de his, 
que.... in eius absentia facta sunt, conqueri non potest. [Cf. Henr. 
Cardin. Hostiensis Lectura in V libros Decretal., edit. Paris. 1512, lib. I 
foL LXXXII]. Hec autem questio per presentem constitutio- 
nem determinabatur et per constitutionem Innocentii: supra 
vers. prim., ibi „Sed numquid persona“. 

4) L. c. lib. IV [Cod. Lat. Monacens. 149 fol. 47, Cod. Vatican. 
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tragen, diese Behauptung, welche an sich ebenso unwahr- 
scheinlich ist, wie sie auch allen uns sonst vorliegenden 
Berichten und Zeugnissen widerspricht, nicht etwaigen, für 
uns unkontrollierbaren Gewährsmännern Panvinis!), son- 
dern einfach seiner eigenen unkritischen Mache zur Last 
zu legen, welche hier einem augenfälligen schematischen 
Bestreben zu liebe eine willkürliche Behauptung nicht scheut. 
Den ‚„Wahlkanon‘“, welchen Innocenz IV. erlassen haben 
soll, legt Panvini ohne weiteres der Lyoner Synode vom 
Jahre 1245 bei, um so auch für die Geschichte dieses Kon- 
ziles ein Analogon, ein Seitenstück zu dem berühmten, von 
Gregor X. auf dem zweiten Lyoner Konzile vom Jahre 1274 
erlassenen Papstwahlgesetze zu schaffen. 

Man darf es darum wohl auffallend finden, daß auch 
jene Kanonisten und Historiker, welche in neuester Zeit 
dem c. Quia frequenter, als einem zu Unrecht verschollenen 
Papstwahlgesetze, wieder den ihm vermeintlich gebührenden 


Lat. 6107, vol II fol 297]: „Canon editus ab Innocentio IIII. papa in 
concilio Lugdunensi pro electione Romani pontificis.‘ 

1) Völlig wertlos sind hier für uns die (wohl von Panvinis 
eigener Hand herrührenden) Quellenangaben, welche dem Münchner 
Manuskripte beigefügt sind. Darnach soll das über Innocenz IV. Mit- 
geteilte entnommen sein „Ex F. Ptolemaeo, Theodorico et commentariis 
pontificum bibliothecae Vaticanae‘‘: die beiden genannten Schriftsteller 
aber berichten nirgends etwas über ein Wahlgesetz Innocenz’ IV., und 
die für uns nicht kontrollierbaren „commentarii pontif. bibL Vatic.‘“ 
waren für Panvini schwerlich die Quelle dieses „Wahlkanons‘“, welchen 
er willkürlich dem Lyoner Konzile vom Jahre 1245 beilegt. Wie wir 
weiter unten sehen werden, dürften vielmehr Persönlichkeiten, deren 
engere Beziehungen zu Panvini notorisch sind, dem letzteren den ihnen 
zugänglichen, damals in Rom verbreiteten Text des c. Quia frequenter 
mitgeteilt haben. — Übrigens sind Panvinis Quellenangaben auch sonst 
öfter nicht nur undeutlich, sondern auch unvollständig; so ist z. B. die 
von Panvini (Cod. Monac. 152 fol. 487°) mitgeteilte „Forma de pro- 
fessione Papae facienda“, welche mit dem vom Konstanzer Konzile 
(sess. 39 c. III) vorgeschriebenen Eide des Papstes identisch ist, einfach 
aus der Konziliensammlung Crabbes entlehnt, obwohl Panvini diese seine 
Quelle nicht angibt. Das Filiationsverhältnis ist geradezu in die Augen 
springend; der Text Panvinis unterscheidet sich von dem bei Crabbe auf- 
genommenen (vgl. Petr. Crabbe Concilia omnia etc. edit. Colon. 1538 
t. II fol. 560 [recte 556] und d. edit. Colon. 1551 t. II p. 1155) nur durch 
ein paar Schreibfehler, welche dem Kopisten zur Last zu legen sind. 
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Platz in der Geschichte der Papstwahl sichern wollten, mit 
Panvini diesen ‚Wahlkanon‘ dem ersten allgemeinen Kon- 
zile zu Lyon beilegen. Wenn die erwähnten Schriftsteller 
Panvini auch in diesem Punkte Gefolgschaft leisten, so ist 
dafür vermutlich nicht nur der äußere Grund bestimmend 
gewesen, daB der für sie bahnbrechende Forscher seine 
Kenntnis des c. Quia frequenter zunächst dem Werke Pan- 
vinis verdankte und ursprünglich sogar von der irrigen An- 
nahme ausgegangen war, es sei der ‚„Wahlkanon“ überhaupt 
nur bei Panvini überliefert.!) Maßgebend war vielmehr 
wohl auch die Erwägung, daß diese Schriftsteller das Zeug- 
nis über ein solches gesetzgeberisches Eingreifen Inno- 
cenz’ IV. vor allem deshalb für glaubwürdig hielten, weil 
ein solches Gesetz ‚recht gut zu den Wahlen Coelestins IV. 
und Innocenz’ IV. und den dabei zu tage getretenen schweren 
Mißständen passe‘‘.2) Da mochte ihnen also auch die An- 


1) Vgl. oben S.7 Note 2. 

2) Wir haben schon wiederholt die Bedenken geltend gemacht, 
welche vom Standpunkte der historischen Kritik grundsätzlich gegen 
eine solche Argumentation bestehen. Immerhin muß man es anerkennen, 
daß der führende Schriftsteller unter den Verteidigern des angeblichen 
Lyoner Wahlkanons diese problematische Beweisführung wenigstens nicht 
in erster Reihe als entscheidend behandelt und es nicht versucht, die- 
selbe durch willkürlich kombinierte Berichte über Vorgänge bei der Wahl 
Coelestins IV. und Innocenz’ IV. glaubwürdig erscheinen zu lassen. Aber 
bei Wurm, Die Papstwahl, ihre Geschichte und Gebräuche, 1902, S. 37, 
lesen wir nicht nur die „Verfügung, welche Innocenz IV. auf dem ersten 
Konzile zu Lyon [1245] erließ‘; wir hören da auch, „daß diese Verfügung 
durch die beiden letzten Wahlen veranlaßt war“. Denn „im Konklave 
von 1241 war ein Kardinal gestorben, Sinibald selbst schwer erkrankt; 
die Wahl war anfangs zwiespältig gewesen, fünf Stimmen gegen drei, 
die der beiden Gewählten nicht gezählt, und man war sich nicht klar, 
ob die Zweidrittelmehrheit vorhanden sei‘ (man vermißt hier jedoch 
die Angabe der Quelle, welche von diesen Schwierigkeiten und Unklar- 
heiten in der von Wurm in den Vordergrund gerückten Rechtsfrage be- 
richtet). „Nach Coelestins Tode hatten mehrere Kardinäle die Stadt 
verlassen aus Furcht, sie würden mit Gewalt zur Wahl gezwungen.‘ Die 
zwiespältige Wahl, bei welcher, wie Wurm hier behauptet, die Frage, 
ob die Zweidrittelmehrheit durch die Stimme des Gewählten bewirkt 
werden könne, von solcher Bedeutung gewesen sein soll, muß zwischen 
dem 22. August und 26. September 1241, vor dem Tode des englischen 
Kardinals Robert von Somercote, erfolgt sein. (Über diese Zeitbestimmung 
vgl. jetzt E. von Westenholz, Kardinal Rainer von Viterbo, in den 
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gabe recht plausibel erscheinen, daß Innocenz IV. dieses 
Wahlgesetz nicht lange nach seinem Regierungsantritte, 
und — um dem Gesetze eine erhöhte Garantie seiner Durch- 
führung zu schaffen — unter Mitwirkung des Lyoner Kon- 
ziles erlassen habe. Die von uns veröffentlichten zeit- 


Heidelberger Abhandlungen zur mittleren und neueren Geschichte, Heft 34 
[1912] S. 57 und K. Hampe, Ein ungedruckter Bericht über das Kon- 
klave von 1241 ..., in den Sitzungsber. der Heidelberger Akademie der 
Wissensch., phil.-hist. Kl. 1913 S. 10ff... Der hier allein in Betracht 
kommende Bericht des Matthaeus von Paris über diese Wahl — auf 
Grund dessen übrigens jetzt auch E. von Westenholz (a. a. O. S. 59) 
von einem Streite der Kardinäle „über die Frage, ob einer der Gewählten 
die nötigen Zweidrittel der Stimmen habe“, erzählt — lautet nun (vgl. 
Matthaei Parisiensis mon. S. Albani Chronica maiora, edid. H. R. Luard 
[Rerum Britann. Med. Aevi Scriptor. 57] vol. IV p. 165. 166): ... quinque 
cardinales elegerunt sextum, scilicet Galfridum Mediolanensem ... tres 
vero residui elegerunt quartum, scil. Romanum ...... Nomina eligen- 
tium primum sunt ...... Nomina autem eligentium alterum sunt 
ar Suscitatum est grave schisma inter fratres propter dictas electio- 
nes, quia debet haberi papa et acclamari cuius electioni duae partes con- 
senserint electorum, iuxta decretalem illam Alexandrinam, quae sic in- 
cipit: Licet de vitanda discordia etc. Et sic infecto tanto ecclesiae negotio 
divisi sunt, immo potius dispersi mentibus et corporibus.‘‘ Matthäus von 
Paris weiß also nichts von einem Streite der Kardinäle oder von Zweifeln, 
ob einer der Kandidaten die gesetzlich vorgeschriebene Zweidrittel- 
majorität erlangt habe; er berichtet einfach die Tatsache, daß keiner 
derselben die nach dem Gesetze Alexanders III. notwendige Zweidrittel- 
mchrheit besaß und daß also wegen des Zwiespaltes unter den Kardinälen 
diese Wahl ergebnislos blieb. (Man hat wohl auch bisher den Bericht 
des Matthäus von Paris, soviel ich sehe, zumeist nur in diesem Sinne 
verstanden; vgl. z. B. Hefele-Knöpfler, Konziliengeschichte V, 1087, 
Hampea.a.O.S.13.) Die Annahme, daß bei dieser zwiespältigen Wahl 
die Frage, ob des Gewählten eigene Stimme ihm die Zweidrittelmehrheit 
verschaffen und die Wahl entscheiden könne, auch nur in Betracht kam, 
ist zudem schon mit Rücksicht auf das überlieferte Stimmenverhältnis 
ganz und gar ausgeschlossen. Da diese Wahl noch vor dem Tode des 
Kardinals Robert von Somercote unter dessen Mitwirkung stattfand, so 
betrug die Zahl der Wähler zehn, die Zweidrittelmehrheit demnach sieben 
Stimmen: diese Mehrheit wäre also für den Kardinal Gottfried von Sabina 
auch dann nicht zu erzielen gewesen, wenn man zu den fünf für denselben 
abgegebenen Stimmen auch noch jene des Gewählten selbst hätte hinzu- 
rechnen dürfen. Beide Kandidaten wären wohl auch für einen solchen 
Vorgang niemals zu gewinnen gewesen: sie wollten keineswegs um jeden 
Preis ihre Wahl durchsetzen und die Gefahr eines Schismas herauf- 
beschwören, sie haben vielmehr beide auf die Wahl verzichtet, damit 
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genössischen Berichte und Urteile!) über das c. Quia fre- 
quenter machen die ohnedies von vornherein sehr unwahr- 
scheinliche Annahme vollends unmöglich, daß es sich bei 
diesem „Wahlkanon‘ um ein von Innocenz IV. auf Grund 
eines Beschlusses der ersten allgemeinen Synode von Lyon 
erlassenes Gesetz handeln könnte, und ich möchte übrigens 
der Ansicht Ausdruck geben, daß einer solchen Behauptung 
auch schon bisher unüberwindliche Bedenken im Wege 
standen. Selbst wenn man sich mit dem Gedanken ab- 
finden wollte, daß alle uns vorliegenden Zeugnisse und Be- 
richte über die Geschichte und die Beschlüsse der ersten 
allgemeinen Synode von Lyon gerade in einem so wichtigen 
Punkte unvollständig und lückenhaft seien, so wäre es doch 
einfach unerklärlich, wenn Innocenz IV. ein von ihm — 
und noch dazu auf der Lyoner Synode — erlassenes Papst- 
wahlgesetz nicht in die mit der Bulle Cum in concilio Lug- 
dunensi kundgemachte offizielle Sammlung seiner Kon- 
stitutionen aufgenommen?) und dasselbe ebensowenig in 
seiner späteren Rekognitionsbulle vom Jahre 1253 berück- 
sichtigt hätte. Nicht minder unerklärlich wäre es, wenn 
Innocenz IV. in dem von ihm erst nach dem Lyoner Konzile 
verfaßten Apparate zur Dekretalensammlung Gregors IX., 
in welchem am Schlusse des Titels de electione auch die 
zwei diesen Titel betreffenden Novellen Innocenz’ IV. kom- 
mentiert sind, das c. Quia frequenter weder kommentiert, 
noch auch nur dessen Inhalt berücksichtigt hätte, trotzdem 
er ja im Titel de electione — und zwar nicht nur beim c. 
Cum in iure (c.33) und beim c. Cumana (c. 50), sondern 
auch im Kommentar zu dem Papstwahlgesetze Alexan- 


die einhellige Wahl eines dem Kardinalkollegium nicht angehörenden 
Kandidaten ermöglicht werde. (So erzählen die Annales Stadenses [vgl. 
Monum. Germ. SS. XVI 367], deren Bericht durch den jetzt von Hampe 
veröffentlichten Brief der nach Anagni geflüchteten Kardinäle an ihre 
Kollegen in Rom in eklatanter Weise bestätigt wird; vg. Hampe a a, O. 
S.13. 14. 30.) 

1) „Non habent illam constitutionem pro decretali.“ 

3) Man wird doch nicht etwa behaupten wollen, daß ein’ solches 
Papstwahlgesetz zu jenen Konstitutionen gerechnet werden durfte, die 
nur „von lokaler oder augenblicklicher Bedeutung‘ waren, „kein dauern- 
des Interesse darboten“! 
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ders III. Licet de vitanda (c. 6) — die Frage behandelt, 
ob die Stimme des Gewählten zu seinen Gunsten ent- 
scheiden könne.!) 

Meiner Ansicht nach hat Innocenz IV. die von ihm 
geplante Dekretale Quia frequenter überhaupt nicht als 
Gesetz kundgemacht, oder es ist wenigstens die vielleicht 
vom Papste als Promulgation betrachtete Mitteilung der 
geplanten Konstitution im engeren Kreise der wahlberech- 
tigten Kardinäle und seiner Ratgeber an der Kurie in der 
Folge nicht als rechtsverbindliche Promulgation anerkannt 
worden. Nach dem Berichte des Bernardus Compostellanus, 
welchem Durantis ohne Bedenken sich anschließt?), und 
vor allem mit Rücksicht auf die Tatsache, daß, wie wir 
sehen werden, das im Konklave versammelte Kardinal- 
kollegium, dem Hostiensis angehörte, (ebenso wie dieser in 
seinen literarischen Arbeiten) das c. Quia frequenter ein- 
fach ignoriert hat, daß ferner derselbe die Aufgabe des 
„Wahlkanons‘“ als eine noch ungelöste betrachtet, Fragen 
und Zweifel im Widerspruche mit diesem angeblichen Ge- 
setze Innocenz’ IV. entscheidet, darf man wohl ohne weiteres 
annehmen, daß die Bestimmungen des c. Quia frequenter 
vom Kardinalkollegium überhaupt niemals als verbindliche 
Rechtsnormen betrachtet worden sind. Die der Kurie nicht 
unmittelbar nahestehenden Kreise der Schule aber hatten 
wohl damals von dem Reformprojekte oder der Dekretale 
Innocenz’ IV. vermutlich überhaupt noch keine Kenntnis?), 
und auch später, nachdem ihnen diese ‚„Extravagante‘‘ bei 


1) Wir werden auf diese Aussprüche Innocenz’ IV. noch in anderem 
Zusammenhange eingehender zurückkommen müssen. 

2) Der eine und der andere war Kapellan und Auditor am päpst- 
lichen Hofe, Bernhard von Compostella vordem auch noch in einem be- 
sonderen, engeren persönlichen Verhältnisse zu Innocenz IV., aber keiner 
von beiden findet ein Wort des Tadels oder ein Argument zur Wider- 
legung derjenigen, welche der angeblichen Dekretale Quia frequenter die 
Gesetzeskraft absprechen. 

83) Dies gilt auch von Schriftstellern, welche den seit Innocenz IV. 
erlassenen Novellen besondere Beachtung gewidmet haben und diese ein- 
gehender behandeln; wie wir sehen werden, kennen auch Abbas antiquus 
und Boatinus, dessen Dekretalenkommentar erst nach dem Jahre 1274 
verfaßt ist, das c. Quia frequenter nicht. 
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Bernardus Compostellanus und Durantis zugänglich ge- 
worden war, wird das c. Quia frequenter nur vereinzelt, und 
nur deshalb erwähnt, weil man, die Absicht seines Urhebers 
durchaus verkennend, die Bestimmung, welche die Berück- 
sichtigung der Stimme des Gewählten verwehrt, als das 
punctum saliens betrachtete. 

Daß Innocenz IV. sich mit dem Gedanken einer Re- 
form der Papstwahl beschäftigt hat, daß er — vermutlich 
erst in den letzten Jahren seiner Regierung, nach seiner 
Rückkehr nach Italien — über das geplante Reformgesetz 
mit den Kardinälen und seiner Umgebung beraten hat, daß 
er auf diese Weise sein Bestreben, endlich die Abschaffung 
der unleidlich gewordenen Mißstände bei den Papstwahlen 
zu erzielen, bekunden wollte, wird man gewiß nur begreif- 
lich finden. Der Widerstand, welcher die von ihm geplante 
(vielleicht auch, wenigstens nach seiner Ansicht, schon pro- 
mulgierte) Dekretale nicht zur Geltung kommen ließ, be- 
ruhte sicherlich nicht auf einer grundsätzlichen Abneigung 
der Kardinäle gegen eine Reform der Papstwahl!), viel- 
mehr auf dem u. E. durchaus begründeten Urteile, daß diese 
Dekretale die bestehenden Übelstände nur vergrößern und 
gefährliche Komplikationen im Gefolge haben werde. 

Bisher hatte man vor allem über die ungerechtfertigte 
Verzögerung der Wahlen, welche man der Politik der Kar- 
dinäle zur Last legte, Beschwerde geführt. Die — wie man 
den Kardinälen vorwarf — mißbräuchliche Verschleppung . 
der Wahlen, bei denen die Zweidrittelmehrheit für einen 
Kandidaten. länger, als dies erträglich erscheinen konnte, 
nicht zu erzielen war, fand ein wirksames Korrektiv schließ- 
lich doch nur in den durch solche Mißbräuche provozierten 


1) Drei der Kardinäle, welche nach dem Tode Innocenz’ IV. sich 
zur Papstwahl versammelten, hatten die schmachvolle und grausame 
Behandlung des heiligen Kollegium» während der Sedisvakanz der Jahre 
1241—1243 noch selbst miterlebt (Kardinalbischof Rainald von Ostia, 
der als Alexander IV. auf den päpstlichen Thron erhoben wurde, und die 
Kardinaldiakonen Aegidius von Torres und Richard Annibaldi); ebenso 
die Kardinäle Stephan von S. Maria in Trastevere (f Dezember 1254) 
und Magister Otto (} 1251), deren Wirksamkeit auch noch in die späteren 
Regierungsjahre Innocenz’ IV. fällt — der letztere dürfte allerdings vor 
der Rückkehr Innocenz’ IV. nach Italien gestorben sein. 
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Gewalttätigkeiten der weltlichen Machthaber, welche auf 
diese Weise eine Wahl, und vor allem auch eine ihnen ge- 
nehme Wahl erpressen wollen.!) Im allgemeinen waren die 
schweren Vorwürfe und bitteren Tadelsworte, die gegen die 
Kardinäle und ihre (öfter nur eigensüchtigen Bestrebungen 
oder den Gehässigkeiten persönlicher Gegensätze dienst- 
bare) Wahlpolitik ‚‚in alter und neuer Zeit‘ erhoben wur- 
den, wohl nicht immer unbegründet. Aber gerade hin- 
sichtlich der Wahlen, welche nach Gregors IX. und Coe- 
lestins IV. Tode stattfanden, hat man, wie die von Hampe 
jüngst veröffentlichten Quellen beweisen, bisher das Ver- 
halten der Kardinäle wohl sehr ungerecht beurteilt. Für 
die Verzögerung der Wahl und die traurigen — um nicht 


1) Vgl. die Glossa ordin. zum c. Licet 6 X. de elect. (I, 6) v. Nulla- 
tenus: Quid ergo fiet, si nullo modo duae partes consentiant? Tunc 
brachium seculare se interponere debet: arg. XVIL dist., c. Nec licuit, 
et Cs. XXIH. q. 5, De Liguribus. Ita ut cardinales includantur in aliquo 
loco, de quo exire non valeant, donec consenserint: ita dicitur factum 
fuisse in electione Honorü IIL apud Perusium (dieser Teil der Glosse 
ist älteren Ursprunges und von Bernardus Parmensis aus Apparaten zu 
den alten Kompilationen entlehnt, worauf schon Schulte, Gesch. der 
Quellen u. Lit. d. kan. R. UI S. 500 N. 32, aufmerksam gemacht hat), et 
idem fuit factum post mortem Gregorii IX. Tamen de iure id faciendum 
non est. (Aus dieser Glosse stammt wohl auch das „Additamentum“ 
Panvinis zum c. Licet de vitanda, welches Sägmüller, Die Tätigkeit 
und Stellung der Kardinäle bis Papst Bonifaz VIII., S.140 N. 2, aus Pan- 
vinis Werke De varia Romani pontificis creatione [Cod. Latin. Monac. 148 
fol. 292] mitgeteilt hat.) Auch Hostiensis beschäftigt sich in seiner Lec- 
tura in V libr. Decretalium beim c. 6 X. de electione v. Nullatenus (Edit. 
Paris. 1512 lib. I fol. XXXIII’®, XXXIV) eingehend mit der Frage: 
„Quid ergo, si due partes nullo modo consentiunt ?‘“ Er kennt natürlich 
die Antwort, welche die Glosse (er nennt sie „glossa T.‘‘ — diese Sigle 
bedeutet hier wohl „Tancred‘‘) mit Berufung auf den Präzedenzfall bei 
der Wahl Honorius’ III. („sicut fuit factum, ut fertur, in electione domini 
Honorü III. apud Perusium secundum T.‘) gegeben hat, will ihr aber, 
nachdem er die Gründe und Gegengründe ausführlich erörtert hat, doch 
nicht beipflichten, da zum mindesten „hodie‘, „secundum ultima iura“ 
niemals den Laien eine solche Gewalt über Kleriker von Rechts wegen 
eingeräumt werden könne. Darum sollte, wie er meint, durch ein 
neues Gesetz eine ausreichende Vorsorge getrofien werden. (,Sed 
.... esset constitutio inde facienda, que in his omnibus provideret.““ — 
„Quare satis est evidens, quod per constitutionem novam esset circa hoc 
providendum.‘) 
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zu sagen, himmelschreienden Vorgänge während der Sedis- 
vakanz der Jahre 1241—1243 darf man das Kardinal- 
kollegium nicht verantwortlich machen; denn die Kardinäle 
waren ja einhellig bereit gewesen, auf die päpstliche Würde 
zu verzichten und einen dem Kollegium nicht angehörenden 
Kandidaten auf den päpstlichen Thron zu erheben. ‚Den 
schwersten Teil der Verantwortung für die heillose Ver- 
wirrung der Zustände und .. die lange Dauer der Sedis- 
vakanz hat ..... zweifellos der römische Senator Mat- 
thäus Orsini zu tragen, dessen massive Gewaltpolitik die 
Kardinäle dezimiert, auch dem Papste Coelestin IV. ein 
frühes Grab bereitet, dann das Kollegium zersprengt und 
die in Rom Verbliebenen teils gefangen gehalten, teils sicher- 
lich durch seinen Druck gehindert hat, rechtzeitig ihren 
Anschluß an die Gruppe von Anagni zu suchen.‘“!) Inno- 
cenz IV., der schon im Mai 1244 den Sohn des Senators 
Matthäus (Rubeus) Orsini, Johann Gaötan Orsini (den spä- 
teren Papst Nikolaus IlI.), zur Kardinalswürde erhoben 
hatte, mochte allerdings auch in der Folge, während der 
fortdauernden Kämpfe mit Friedrich II., vor allem die 
Verdienste des mächtigen Guelfenführers, der während der 
Jahre der Sedisvakanz Rom gegen den Kaiser für Kirche 
und Papst behauptet hatte, im Gedächtnisse behalten und 
deshalb auch die von dem Senator gegen die Kardinäle 
verübten schändlichen Gewalttätigkeiten milder beurteilt 
haben.2) So geht denn leider auch die von Innocenz IV. 


1) SoHampea.a.O. S. 25. — Man vergleiche damit z. B. Zöpffel 
(Die Papstwahlen ...... vom 11. bis zum 14. Jahrhundert S. 67): 
„Schon 1241 war der römische Senator gezwungen“ (!), „die Kardinäle 
in das Septizonium einzuschließen, um die lang andauernde Tractatio 
zu beschleunigen. Doch selbst eingekerkert und des notwendigen Lebens- 
unterhaltes beraubt, vermochten sie sich nicht zu einigen. Erst nachdem 
einige“ (?) „„Kardinäle gestorben, andere schwer erkrankt waren, gelangte 
der Wahlakt zum Abschlusse‘‘ — eine Beurteilung der Kardinäle, deren 
Ungerechtigkeit und Einseitigkeit gar nicht mehr überboten werden kann 
und die auch schon nach dem Zeugnisse der längst bekannten Quellen 
jeder plausiblen Begründung entbehrte. 

2) Der politische oder — wenn man will — kirchenpolitische Stand- 
punkt hat übrigens nicht nur einen und den anderen, am großen Ent- 
scheidungskampfe zwischen Papsttum und Kaisertum hervorragend be- 
teiligten Zeitgenossen, sondern selbst noch manchen modernen Historiker 
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zur Reform der Papstwahl geplante Dekretale auf die Frage, 
'wie die Unverletzlichkeit der Wähler und die Wahlfreiheit 
des Kardinalkollegiums gesichert werden könnte, gar nicht 
ernstlich ein!): man erhält vielmehr den Eindruck, daß 
Innocenz IV. über diesen spießigen Punkt möglichst rasch 
wegzukommen sucht, um dem Kardinalkollegium ohne 
weitere Motivierung neue Wahlvorschriften aufzuerlegen, 
deren Befolgung aber nur begründeten Widerstand hervor- 
gerufen und gefahrdrohende Konflikte heraufbeschworen 


zu einer augenfälligen Parteilichkeit für Matthäus Orsini verleitet, deren 
Energie auch nicht mehr mit der Neigung zu lebhafter, subjektiv ge- 
färbter Ausdrucksweise entschuldigt werden kann. In dieser Frage be- 
gegnen sich bisweilen Ghibellinen und Guelfen, wenn auch das Lob, das 
dem gewalttätigen Senator so verschwenderisch gespendet wird, seine Folie 
bei den einen durch maßlose Angriffe gegen die Kardinäle erhält, während 
die anderen alles im schönen Lichte sehen, weil dem Senator das Haupt- 
verdienst am „glänzenden Siege‘‘ des Papstes über Friedrich II. gebühre. 
Wenn wir auch erst durch die jüngst von Hampe veröffentlichten Be- 
richte das grausame, aller Menschlichkeit hohnsprechende Verfahren des 
Senators in seinen Entsetzen erregenden Einzelheiten kennen gelernt 
haben, so war doch schon vordem die Tatsache bekannt und unbestritten, 
daß die Kardinäle die „Qualen kerkerartiger Einschließung‘“ erdulden 
mußten, „welchen ... ein Kardinal erlag‘. Aber Gregorovius (Ge- 
schichte der Stadt Rom im Mittelalter V* S. 209), der den Kardinälen 
imputiert, daß sie „einen kränklichen Greis als Übergangspapst gewählt“ 
hätten, macht auch sie allein für die ‚„‚unerhört lange Vakanz‘“ verant- 
wortlich, weil „die uneinigen Kardinäle die Kirche in der höchsten Not 
verließen‘, „sich in Anagni oder auf ihren Burgen einschlossen‘‘, während 
„der Senator Matthäus Rubeus sich auf die Bresche stellte, welche die 
Kardinäle feige verlassen hatten‘. (Im Wesen nicht verschieden, wenn 
auch maßvoller im Ausdruck, das Urteil über „Matteo Rosso“ bei Stern- 
feld, Der Kardinal Johann Gaötan Orsini [1905] S. 4—6. 132.) Und 
Demski (a.a.O. S.4. 5.8) nennt den „berühmten Senator“‘, dessen „treue 
guelfische Gesinnung“ sein Sohn geerbt hatte, „den alleinigen Schützer 
der hauptlosen Kirche‘, „einen vortrefllichen Mann“; „dem edlen Orsini, 
in dem die kirchliche Gesinnung stets ungeschwächt lebte und“ welcher 
„in der größten Not der Kirche nicht wankte, verdankte‘‘ das Papsttum 
„uicht zum geringsten seinen glänzenden Sieg‘. 

1) Mit der beiläufigen, theoretischen Verwahrung gegen die violentia 
laicorum, welche Innocenz IV. sozusagen in der Parenthese einfügt, ver- 
mochte man doch Gewalttätigkeiten der Machthaber so wenig vorzubauen 
oder dieselben hintanzuhalten, als etwa die gleichartige Wendung ‚,‚ces- 
sante scismate‘ eine tatsächliche Garantie gegen eine Spaltung unter 
den Kardinälen bedeuten konnte. 
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hätte. Zugleich sollte in einer für die Papstwahl damals 
praktisch belanglosen Streitfrage der Schule eine Entschei- 
dung gegeben werden, welche mit der herrschenden An- 
sicht nicht im Einklange war und die Innocenz IV. auch als 
privatus doctor nur in augenfälligem Widerspruche mit 
dem von ihm für die Entscheidung analoger Fälle fest- 
gehaltenen Grundsatze hatte vertreten können. Das Kar- 
dinalkollegium hat also, indem es das Zustandekommen, 
oder wenigstens die Anerkennung der Dekretale Quia fre- 
quenter vereitelte, doch eigentlich nur das wohlverstandene 
Interesse der Kirche verteidigt und seine Pflicht erfüllt; 
es war ein Glücksfall, daß dies ohne Kampf und ohne jeden, 
dem Ansehen der Kirche und der päpstlichen Würde ab- 
träglichen Eclat erreicht werden konnte.!) 

Das c. Quia frequenter wollte die am Sterbeorte des 
Papstes anwesenden Kardinäle verpflichten, sofort nach dem 
Leichenbegängnisse des verstorbenen Papstes zur Wahl 
seines Nachfolgers zu schreiten.?2) Auf die, aus was immer 


1) Hätten sich bei den Papstwahlen in den Jahren 1254—1271 
Verhältnisse ergeben, in folge deren sich ein Teil der Wähler zur Flucht 
vom Wahlorte veranlaßt sehen oder Kardinäle gegen ihren Willen vom 
Sitze der Kurie ferngehalten werden konnten, so hätte der Versuch einer 
Wählerpartei, ihre Gegner mit Hilfe derim c. Quia frequenter aufgestellten 
Normen einfach mundtot zu machen, zu den unheilvollsten Konsequenzen 
führen müssen. 

2) Dem Herkommen entsprechend konnte aber das Leichenbegäng- 
nis auch am Todestage selbst stattfinden, so daß die Vorschrift, daß die 
Wahl erst nach beendeter Leichenfeier erfolgen dürfe, den vom Sitze der 
Kurie abwesenden Kardinälen das Recht der Teilnahme an der Wahl 
selbst dann nicht sicherte, wenn sie den Wahlort in einer Tagreise er- 
reichen konnten. Nach älterem Rechte sollte die Wahl des Nachfolgers 
erst „tercio die depositionis [prioris pape]‘ erfolgen (c. 7 D. 79, aus dem 
römischen liber pontificalis; vgl jetzt Monum. Germ. Histor., Gestor. 
Pontif. Roman. vol. I: Lib. pontific. pars prior, edid. Mommsen 1898, 
LXVIIH p. 164). Wie schon die Kommentatoren Gratians, denen die 
Späteren gewöhnlich unter Berufung auf Huguccio sich anschließen, 
hervorheben, wurde diese Vorschrift zur Zeit des Dekretalenrechts nicht 
mehr als verbindlich betrachtet (‚‚ex consuetudine Romane ecclesie con- 
traria hoc abolitum est“; vgl. meine Ausgabe der Summa decretorum 
des mag. Rufinus p. 169 und CXV N. 91). Ich möchte zudem annehmen, 
daß schon Nikolaus II. in der Dekretale In nomine diese Vorschrift des 
älteren Rechtes absichtlich unberücksichtigt ließ und, im Interesse der 
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für einem Grunde, abwesenden Kardinäle sollte keine Rück- 
sicht genommen, ihre Rückkehr nicht abgewartet wer- 
den dürfen. Jeder Kardinal, der — gleichviel aus wel- 
chem Grunde — „electione instante‘‘ oder gar nach Beginn 
der Wahl sich vom Sterbeorte des Papstes entfernt, sollte 
für dieses Mal sein Wahlrecht verlieren. Die neuen Wahl- 
vorschriften Innocenz’ IV. sollten das Recht der Teilnahme 
an der Wahl ausschließlich den am Sterbeorte des Papstes 
anwesenden Kardinälen sichern, und die Dekretale gestattet 
nicht nur, ihr stringenter Wortlaut erfordert vielmehr ge- 
radezu die Auslegung, daß die Wahl immer und unter allen 
Umständen nur am Sterbeorte stattfinden dürfe. Während 
das bisher geltende Recht (in diesem Punkte noch das Wahl- 
gesetz Nikolaus’ II.) den Kardinälen gestattete, die Wahl 
vorzunehmen ‚ubi congruentius iudicaverint“, wenn in 
Rom, bzw. am Sterbeorte des Papstes die Wahlfreiheit be- 
droht, Bestechungen oder Gewalttätigkeiten zu befürchten 
wären!), verwehrt anscheinend Innocenz IV., trotz der Er- 


Kirche sowie zum Schutze der Wahlfreiheit, die Festsetzung des Zeit- 
punktes der Wahl den Kardinälen anheimstellen wollte — man beachte 
im c. 182 D. XXIH die Fassung der Stelle: ..... statuimus, ut obeunte 

. Pontifice .. cardinales episcopi ......... clericos cardinales 
adhibeant. Die Wähler sollten rücksichtlich des Zeitpunktes der Wahl, 
ebenso wie bezüglich des Wahlortes (l. c. $ 5), in Zukunft nicht mehr durch 
Vorschriften gebunden sein, deren Befolgung unter Umständen die Frei- 
heit der Wahl gefährden und die Wähler einer übermächtigen rechts- 
widrigen Wahlbeeinflussung aussetzen mußte. 

1) Auf diese Bestimmungen der Dekretale Nikolaus’ II. In nomine 
Domini (vgl. c.1 $5 D. XXIII) beriefen sich auch mit vollstem Rechte 
die Kardinäle, welche — zum Teile schon vor Coelestins IV. Tode — 
sich vor den Gewalttätigkeiten Matteo Rosso’s nach Anagni geflüchtet 
hatten. Von ihren in Rom verbliebenen Kollegen am 18. November 1241 
aufgefordert, nach Rom zurückzukehren, wo am 22. November das Wahl- 
kollegium zusammentreten sollte, lehnen sie diese Ladung auf das ent- 
schiedenste ab, schildern eingehend das Martyrium, welchem die Kardi- 
näle unter der grausamen Gewaltherrschaft des Matthäus Orsini im letzten 
Konklave preisgegeben waren, und verlangen, daß im Sinne des Gesetzes 
Nikolaus’ II. die Wahl außerhalb Roms an einem anderen, vor solchen 
Gewalttätigkeiten gesicherten Orte des römischen Patrimoniums ab- 
gehalten werden solle. (Vgl. den Wortlaut des oben S.33 erwähnten 
Schreibens der nach Anagni geflüchteten Kardinäle bei Hampe S. 26. 
27. 30. 31.) 
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fahrungen der Jahre 1241—1243, den Kardinälen jede Ver- 
legung des Konklaves und damit die einzige Möglichkeit, 
die Wabhlfreiheit zu sichern. Es ist zudem bekannt, daß 
gerade in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts das Kar- 
dinalkolleg zeitweilig ohnehin nur auf eine sehr kleine An- 
zahl von Mitgliedern reduziert war; unter solchen Um- 
ständen mußte man, um die Autorität des Wahlkollegiums 
und die Anerkennung der Wahl nicht zu gefährden, offenbar 
mehr als je darauf bedacht sein, allen Kardinälen, deren 
Mitwirkung ohne übermäßige Verzögerung der Wahl er- 
reichbar erschien, auch die Beteiligung zu ermöglichen.!) 
Wäre aber das c. Quia frequenter wirklich geltendes Recht 
geworden, dann hätten auch einige wenige Kardinäle — 
wenn sie nur verwegen und skrupellos genug waren, um ihr 
Ziel rücksichtslos zu verfolgen — sich die augenblickliche 
Abwesenheit der übrigen Mitglieder des kleinen Wahlkolle- 
giums zu nutze machen, ihren Kandidaten auf den päpst- 
lichen Thron erheben und so durch eine formell unanfecht- 
bare Papstwahl ein Schisma heraufbeschwören, das größte 
Unheil über die Kirche bringen können — denjenigen aber, 
welche all dies durch ihre Verwegenheit verschuldet hätten, 
würde von Rechts wegen noch die Anerkennung gebührt 
haben, daß sie nur ihre gesetzliche Pflicht erfüllten, wenn 
sie, ohne jede Rücksicht auf die abwesenden Kollegen, so- 
fort nach dem Leichenbegängnisse des Papstes dessen Nach- 
folger erwählten.?) 


1) Vgl. oben S. 21 N.5. 

2) Bei unserer Würdigung des von Innocenz IV. geplanten Papst- 
wahlgesetzes berücksichtigen wir selbstverständlich nur dessen zweifellos 
authentische Texte, welche uns die Zeitgenossen Innocenz’ IV. über- 
liefert haben. Jene Kanonisten und Historiker, die sich in den letzten 
zwei Dezennien mit dem „Wahlkanon‘ Innocenz’ IV. beschäftigt haben, 
halten sich jedoch, wie bereits oben (S. 7, 8,31) erwähnt wurde, bei ihrer 
Beurteilung des c. Quia frequenter an den Text Panvinis. Diesen Schrift- 
stellern erscheint also der „Wahlkanon“ Innocenz’ IV. gerade in der bei 
Panvini vorliegenden Fassung als ein Gesetz, welches den schweren Miß- 
ständen, die sich bei den zwei letzten Papstwahlen (Coelestins IV. und 
Innocenz’ IV.) ergeben hatten, in Zukunft vorbauen konnte und sollte, 
Bei Panvini, welcher das c. Quia frequenter dem ersten allgemeinen 
Konzile von Lyon beilegt, ist jedoch nicht der ursprüngliche Text des 
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Hingegen hatte der Ausspruch Innocenz’ IV., daß bei 
der Papstwahl die Stimme des Gewählten für die Zwei- 
drittelmajorität nicht den Ausschlag geben könne, unter 
den damaligen Verhältnissen keine erhebliche praktische 
Bedeutung. Gewiß war es nicht konsequent, daß Inno- 
cenz IV. — als Papst im c. Quia frequenter, wie als privatus 
doctor in seinem Dekretalenkommentar — seinen Stand- 
punkt, der die Entscheidung der Wahl durch die Stimme 
des Gewählten perhorresziert, nur für die Papstwahl gelten 
lassen wollte!), während er bezüglich der übrigen kirch- 


von Innocenz IV. geplanten Wahlgesetzes, sondern jene veränderte 
Fassung des c. Quia frequenter aufgenommen, welche im 16. Jahrhundert 
im Dienste einer von manchen Kreisen der Kurie begünstigten Agitation 
in Rom verbreitet wurde. Dieser Text der Dekretale ist am Schlusse 
des vorletzten Satzes interpoliert („Statuimus ......... eligant sta- 
tutis a iure temporibus, absentibus fratribus expectatis‘), 
um die Bestimmungen des c. Quia frequenter mit der seit dem Jahre 1274 
geschaffenen Konklavegesetzgebung in Einklang zu bringen. Darum 
konnten auch die Urheber dieser Interpolation, welche den veränderten 
Text im 16. Jahrhunderte verbreiteten, wie in der Folge die Kompilatoren 
des 80g. liber septimus, ihre Bestrebungen darauf richten, daß das c. Quia 
frequenter, in dieser interpolierten Fassung, im Rahmen der damals 
geltenden Papstwahlgesetzgebung in Kraft gesetzt werde. Zur Zeit 
Innocenz’ IV. jedoch existierte noch kein Konklavegesetz, welches die 
Frist bestimmte, vor deren Ablauf die am Wahlorte anwesenden Kar- 
dinäle die Papstwahl nicht vornehmen durften; die Worte „statutis a 
iure temporibus‘ wären cine inhaltslose Floskel gewesen, und es wäre 
also den Kardinälen tatsächlich ohne jede zeitliche Beschränkung die 
Pflicht auferlegt worden, die Wahl bis zur Rückkehr aller abwesenden 
Kollegen zu verschieben. Ein solches Gesetz aber hätte gewiß nicht die 
bisherigen „schweren Mißstände“ beseitigt, vielmehr diese nur in unerträg- 
licher Weise verschärft, weil es dem Belieben jedes am Sterbeorte des 
Papstes nicht anwesenden Kardinals anheimgestellt worden wäre, die vom 
Wahlkollegium geplante Wahl zu verzögern und zu vereiteln. (Man darf 
sich darum wohl wundern, daß Wurm [a.a.O. S. 37], der den interpolierten 
Text des c. Quia frequenter für den ursprünglichen hält, uns ohne irgend 
ein Bedenken erzählt: „Auf dem ersten Konzile zu Lyon [1245] erließ 
Innocenz IV. über die Papstwahl folgende Verfügung: Nach der Be- 
erdigung des Papstes sollen die am Orte anwesenden Kardinäle die vom 
Rechte festgesetzte Zeit auf die abwesenden warten und dann ohne 
Spaltung und Gewalttätigkeit von Seite der Laien den Papst wählen“ 


1) Konsequenter ist die grundsätzliche Auffassung, welche mehrere 
von Bernardus Parmensis in den Apparat zu den Dekretalen Gregors IX. 
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lichen Wahlen an der herrschenden Rechtsauffassung fest- 
hält, welche die Entscheidung der Wahl durch die eigene 
Stimme des Gewählten von Rechts wegen (c. 33 X. de elect. 
[I, 6])) als zulässig betrachtet und keineswegs mißhbilligt, 
wenn nur die Wahl sich in Öffentlicher Abstimmung voll- 
zieht und der Gewählte erst im Anschlusse an ein von 
anderer Seite im gleichen Sinne abgegebenes Votum für 
sich selbst stimmt, dadurch etwa auch die Wahl entscheidet. 
Diese theoretischen Bedenken hätten aber das Gesetzwerden 
der Dekretale Quia frequenter gewiß nicht verhindert; es 
hätte sich kein ernstlicher Widerstand erhoben und Inno- 
cenz IV. hätte in dieser Frage seinen persönlichen Stand- 
punkt als Rechtslehrer ohne Schwierigkeiten auch als Ge- 
setzgeber zur Geltung bringen können, wenn das geplante 
Reformgesetz sich auf diese der herrschenden Auffassung 
widersprechende, für die Praxis der Papstwahlen aber zu- 
nächst wenig bedeutende Entscheidung beschränkt hätte. 
Tatsächlich war aber dieser Ausspruch (,‚electo in duabus 
partibus minime computato‘‘) nur die Schlußklausel des 
von Innocenz IV. geplanten Wahlgesetzes, dessen wesent- 
liche Bestimmungen als unerträglich, als eine schwere Ge- 
fahr für die Kirche erkannt wurden, und dieser Ausspruch 
konnte deshalb in der Folge auch für die Theorie seine 
Autorität nicht behaupten, wenn der ganzen Dekretale die 
Geltung überhaupt bestritten werden mußte.!) 

Den Schwierigkeiten und Mißständen, welche sich bei 
den Papstwahlen jener Epoche ergaben, konnte durch Vor- 
schriften über die Zählung der Wahlstimmen, durch die 
Anordnung, die Zweidrittelmajorität sei ‚„electo in duabus 
partibus minime computato‘ zu berechnen, gewiß nicht 


aufgenommene (ursprünglich wohl von Tancred herrührende) Glossen 
zur Geltung bringen wollen; sie sind deshalb bestrebt darzutun, daß das 
o. 33 X. de elect. [I, 6] durch das Wahlgesetz des vierten Laterankonziles 
(c. 42 X. de elect.) und das von Gregor IX. erlassene c. 50 X. de elect. 
seine Bedeutung eingebüßt habe. 

1) Das war wohl auch schon der Standpunkt des Durantis, wenn 
er gegenüber den Schlußworten dieser „Extravagante‘“‘ Innocenz’ IV. 
feststellt: „Et hoc verum est, quando proceditur per viam scrutinii; sed 
quando per viam compromissi, bene computatur persona electa, ut supra 
e. t. Cum in iure.“ (Vgl. oben S. 28.) 
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abgeholfen werden. Diese Erkenntnis konnte auch einem 
Manne wie Innocenz IV. nicht fehlen, und wenn er seinem 
Wahlgesetze dennoch die erwähnte Schlußklausel beifügte, 
so kommt in dieser für die damalige Zeit praktisch ziemlich 
belanglosen Schlußbestimmung tatsächlich nur der magister 
der Schule, nicht der Papst und Kirchenpolitiker zum Worte. 
Ihm konnte am allerwenigsten unbekannt sein, daß im Wahl- 
körper, im Kardinalkollegium, der Parteigeist, der Egois- 
mus, die Eifersüchteleien und Gehässigkeiten sich natur- 
gemäß damals um so nachteiliger geltend machten, je kleiner 
oft die Zahl der Wähler geworden war, deren Entscheidung 
der Kirche das Oberhaupt geben sollte. In einem so engen 
Kreise aber waren die gegenseitigen Rivalitäten, Sympathien 
und Antipathien gewiß offenkundig genug, waren Eifer- 
sucht und Gegnerschaft gewiß stets wachsam, um die Ge- 
fahr auszuschließen, daß etwa ein unerwünschter Kandidat, 
dem man die zu einem solchen Vorgehen erforderliche 
Entschlossenheit und Selbstsicherheit zutraute, durch seine 
eigene Akzeßstimme die päpstliche Würde erlange. Wenn 
sich schließlich die Unmöglichkeit ergab, für irgend einen 
der Kardinäle die Wahl zu sichern, so einigte man sich unter 
dem Drucke der Zwangslage am Ende auf einen Kandidaten, 
welcher nicht dem Kardinalkollegium angehörte. Nirgends 
wird m. W. berichtet, daß man in dieser Epoche versucht 
habe, einen Kardinal durch die den Gewählten begünstigende 
Stimmenzählung zum Papste zu machen; es wäre ein solcher 
Versuch unter den damaligen Verhältnissen, wie gesagt, 
wohl auch schon von vornherein aussichtslos gewesen. 
M. W. hat weder bei früheren Papstwahlen, noch bei den 
Wahlen, die im 13. Jahrhunderte vor dem Jahre 1294 
stattfanden, jemals ein Kardinal sich selbst die Stimme 
gegeben; wenigstens hat uns dies keine Quelle berichtet, 
und es ist nirgends auch nur eine solche Andeutung zu 
finden. Vielleicht hat aber Benedikt Gaätani (Bonifaz VIII.), 
dessen Wahl schon in einem Konklave von vierundzwanzig 
Kardinälen vollzogen wurde, bei seiner Wahl (selbstver- 
ständlich erst im Akzeß) für sich gestimmt. Will man diese 
Möglichkeit zugeben, so war doch sein Votum schließlich 
für den Ausgang der Wahl jedenfalls nicht allein entschei- 


Das c. Quia frequenter. 45 


dend, da er ja beim Akzeß mehr als zwei Dritteile der 
Stimmen erhielt.!) Die Wahl Bonifaz’ VIII. wäre dann 
zugleich ein neuer Beleg dafür, daß die herrschenden Auf- 
fassungen in einer solchen Abstimmung nichts grundsätz- 
lich Unzulässiges erblickten; denn auch die leidenschaft- 
lichsten Anklagen und Schmähschriften, welche die Feinde 
dieses Papstes in der Folge gegen ihn verbreitet haben, 
schweigen m. W. über diesen Punkt, weil es aussichtslos 
gewesen wäre, mit dem Vorwurfe einer Handlungsweise, 
in welcher die öffentliche Meinung jener Zeit nichts An- 
stößiges sah?), gegen Bonifaz VIII. Stimmung machen zu 
wollen. 


1) Bonifaz VIII. wurde erst im Akzesse, aber mit großer Majorität 
gewählt (vgl. Souchon, Die Papstwahlen von Bonifaz VIII. bis Urban VI. 
.... 8.15; Hösl, Kardinal Jacobus Gaietani Stefaneschi [Histor. Stu- 
dien, veröffentlicht von Ebering, 61. Heft] S.73fl.; Seppelt, Studien 
zum Pontifikat Papst Coelestins V. [Abhandlungen zur mittleren und 
neueren Gesch., Heft 27] S. 19. 20), nicht schon im Skrutinium, wie 
dies Finke, Aus den Tagen Bonifaz’ VIII. [Vorreformationsgeschicht- 
liche Forschungen II] S. 47, annimmt, der aber doch andererseits wieder 
(S. 53) andeutet, daß Benedikt Gaetani vielleicht für sich selbst gestimmt 
haben dürfte („außer seiner eigenen Stimme‘) — was doch nur im Akzeß, 
nicht in dem vorangehenden geheimen Skrutinium als zulässig gelten 
konnte. 

2) Wir werden später noch Gelegenheit haben nachzuweisen, daß 
die volkstümliche Auffassung in ihrer Toleranz gegenüber der Selbst- 
wahl noch viel weiter ging, als das Dekretalenrecht: Erzählungen, die 
uns berichten, daß Päpste, Bischöfe, Ordensmeister (ebenso aber auch 
weltliche Fürsten) ihre Würden nur durch Selbstwahl — und zwar durch 
eine nach den klaren Normen der Kirchengesetze zweifellos rechts- 
widrige Selbstwahl — erlangt hätten, werden nicht etwa nur von leicht- 
gläubigen Anekdotensammlern verbreitet; wir finden diese Erzählungen 
auch bei ernsten, sonst zuverlässigen Gewährsmännern, und es kann kein 
Zweifel sein, daß sie lange Zeit allgemein geglaubt wurden. Der volks- 
tümlichen Denkweise waren solche Äußerungen eines kräftigen und energi- 
schen Selbstbewußtseins offenbar nicht unsympathisch, und nicht nur 
im Mittelalter, sondern auch noch im 16. und 17. Jahrhundert versuchen 
öfter selbst Theologen und Juristen durch gewagte Deduktionen wenig- 
stens die ausnahmsweise Zulässigkeit solcher Vorgänge plausibel zu 
machen. — Von der Wahl eines Erzbischofes von Narbonne, welche durch 
die eigene Stimme des Gewählten, aber durchaus rechtsgültig und kano- 
nisch zu stande kam, berichtet uns der unter dem Namen Abbas antiquus 
bekannte Dekretalist in seinem ungedruckten Kommentar zum Gesetz- 
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Wenn die von Innocenz IV. in der Dekretale Quia 
frequenter geplanten neuen Normen für die Papstwahl über- 
haupt niemals Gesetzeskraft erlangten, dann blieben selbst- 
‚verständlich in Zukunft auch für die Papstwahl jene Rechts- 
grundsätze über die Selbstwahl in Geltung, welche nach 
den Bestimmungen der Dekretalen in dieser Frage bei den 
Wahlen zu kirchlichen Würden und Ämtern allgemein maß: 
gebend waren.!) Die herrschende Rechtsanschauung über 
die Grenzen der Zulässigkeit einer Selbstwahl zu kirchlichen 
Würden und Ämtern hat sich seit der Zeit des Dekretalen- 
rechtes nicht geändert. Singuläre Meinungen, welche mit 


buche Gregors IX. beim c. 33 X. de elect. [I, 6]; ich teile die bisher m.W. 
noch niemals veröffentlichte Stelle im folgenden nach der Handschrift 
XVII A. 16 des Böhmischen Museums mit (die Handschrift war früher 
mit I. B.3 signiert — keine fortlaufenden Blattzahlen, doch ist jedes zehnte 
Folium jetzt mit Bleistift bezeichnet): „Cum in sure . .....v.cenen. 
Et forte per hoc obtinuit dominus Jacobus quondam archiepiscopus Ner- 
bonensis: qui ab uno de tribus, de quorum numero ipse erat, electus fuit 
et quod ab eo erat factum ratum habuit et, ut dixit, divine miseri- 
cordie se subiecit.“ Es kann sich hier nur um den Erzbischof Jacobus 
handeln, welcher, vordem abbas S. Afrodisii Biterrensis (in der Diözese 
Be£ziers), im Jahre 1258 zum Metropoliten von Narbonne erhoben wurde, 
im August desselben Jahres ein Provinzialkonzil zu Montpellier abhielt und 
im Oktober 1259 gestorben ist (vgl. hierüber GalliaChristiana, t. VI, Paris. 
1739, col. 74. 75). Der in der Literatur Abbas antiquus genannte Kano- 
nist war vermutlich selbst ein Franzose, und sein Kommentar zu den Dekre- 
talen Gregors IX. ist gegen Ende der sechziger Jahre des 13. Jahrhunderts 
verfaßt (Schulte in den Sitzungsber. d. kais. Akad. d. Wiss., phil.-hist. 
Kl., Bd. 68 S. 95, dessen Gesch. d. Quellen u. d. Lit. d. kan. R. II S. 131); 
seine Angaben über die Wahl des Erzbischofs Jacobus von Narbonne 
können darum als durchaus glaubwürdig betrachtet werden. 

1) Erst die Konstitution Gregors XV. Aeterni patris filius vom 
Jahre 1621 hat für das Konklave Sonderbestimmungen geschaffen, welche 
jede rechtliche Möglichkeit ausschließen, daß die Papstwahl durch die 
eigene Stimme des Gewählten zu seinen Gunsten entschieden werde. 
Wenn Grauert (Papstwahlstudien, im Histor. Jahrb. d. Görres-Gesell- 
schaft XX S. 269) behauptet: „Sich selbst zu wählen, galt bei kirchlichen 
Wahlen als ein Ausfluß unerlaubter, unzulässiger Ambition, welche den 
Kandidaten des Amtes unwürdig machte. So die bedeutendsten Kano- 
nisten, Innocenz IV., der Kardinal von Ostia (Lectura zu c. Licet de 
vitanda 1,6) und andere“, so hat er offenbar den Ausspruch eines Ge- 
währsmannes, der nur Fälle unerlaubter und ungültiger Selbstwahl im 
Auge hatte, mißverständlicher Weise ganz allgemein auf jede Selbstwahl 
zu kirchlichen Ämtern bezogen. 
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Rücksicht auf den Kanon Quia propter des IV. Lateran- 
konziles (c. 42 X. de elect. [I, 6]) die Geltung der diese Frage 
betreffenden Dekretale Innocenz’ III. Cum in iure vom 
Jahre 1208, trotzdem dieselbe ins Gesetzbuch Gregors IX. 
(c. 33 X. de elect. [l, 6]) aufgenommen worden, über- 
haupt nicht mehr anerkennen!) oder deren Anwendbarkeit 
durch eine restriktive Auslegung tatsächlich ausschließen 
wollten, sind völlig einflußlos geblieben. Die communis 
opinio der Schule hielt ebenso wie die Praxis der Kirche an 
der Geltung des erwähnten Gesetzes Innocenz’ III. fest; 
diese Dekretale ist seither auch durch mehr als ein halbes 
Jahrtausend wesentlich im gleichen Sinne ausgelegt?) und 
gehandhabt worden. Die nämlichen Gründe und Argu- 
mente, welche für die Schule des Mittelalters bestimmend 
waren, kehren auch in der späteren Literatur wieder; man 
ist bestrebt, die Dekretale Cum in iure in ihrer vollen Gel- 
tung aufrechtzuerhalten und in einem Sinne aufzufassen, 
in welchem sich diese Dekretale in den Rahmen der ge- 
samten kanonischen Gesetzgebung harmonisch einfügen und 
mit dem hier stets anerkannten Grundsatze in Einklang 
bringen läßt, daß niemand sich selbst aus eigener Initiative 
durch sein Votum zu einem Amte befördern dürfe?) — wes- 


1) So wohl zuerst Tancred, der schon seit dem 13. Jahrhundert in 
der Literatur übereinstimmend als der erste genannt wird, der die Selbst- 
wahl „hodie‘‘ (secundum moderna iura) nicht mehr als zulässig betrachtete. 
Dieser Meinung schließt sich Bernardus Parmensis in der Glossa ordinaria 
zu den Dekretalen GregorsIX. an; vgl. beim c. Cum in iure (c. 33 X. I, 6) 
die Glosse v. consentiat i. f. und beim c. Cumana 50 X. de elect. (I, 6) v. Ad 
maiorem partem i. f., beim c. Per nostras 26 X. de iure patronat. [III, 38] 
v. praesenlare i.f., endlich beim c. Ecclesia 3 X. de sortileg. [V, 21] v. 
potestalem i. f. Wie uns der Kommentar des Abbas antiquus zu c. 33 X. 
[I, 6] (vgl. oben S. 45, 46 N. 2) berichtet, hat schon Vincentius Hispanus 
die Behauptung, die Dekretale Cum in iure sei nicht mehr geltendes 
Recht („quod non teneat decretalis‘‘), mit dem einfachen Hinweise auf 
deren Unhaltbarkeit (.... ‚„contrarium asseverant: alias, quare esset 
posita in compilatione‘‘) abgelehnt. 

2) In der Literatur des 13. und 14. Jahrhunderts werden schon die 
Glossatoren der alten Kompilationen Alanus, Laurentius Hispanus und 
Vincentius Hispanus als Anhänger der herrschenden Lehre zitiert. 

3) „A se oriri non debet“: c. 31 Cs. XXIV q. 1; c.3Cs.1gq.6; c. 11, 
c. 19 Cs. VIII q. I; c.7 X. de institut. [III, 7]; c. 26 X. de iure patron. 
[III, 38). 
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halb auch eine solche Selbstwahl gültiger Weise niemals unter 
dem Schutze des Wahlgeheimnisses erfolgen kann.!) 


1) Selbstverständlich kann ich an dieser Stelle nicht ein vollständiges 
Verzeichnis aller Autoren aufnehmen, welche, im wesentlichen überein- 
stimmend, die herrschende Lehre vortragen, deren Grundzüge im folgen- 
den Texte dargestellt sind. Eine solche Liste müßte ja so ziemlich alle 
Schriftsteller umfassen, die sich überhaupt eingehender mit der kanoni- 
schen Wahlgesetzgebung beschäftigt haben; denn die Ansicht Tancreds 
und der Glosse des Bernardus Parmensis, der sich auch im 13. Jahrhundert 
nur sehr vereinzelte Stimmen (Johannes de Deo) angeschlossen hatten, 
war bald gänzlich antiquiert. Die nachstehende Übersicht soll den Leser 
nur über die in Betracht kommende Literatur seit dem 13. Jahrhundert 
beiläufig orientieren: Innocentius IV. Commentar. super V libr. Decretal., 
lib. I tit. de elect., bei c. Cum in iure 33 und bei c. Cumana 50 (Edit. 
Francof. ad M. 1570 fol. 64Y°, foL 77 — da die Drucke inkorrekt sind, 
vgl. man auch die Ausgabe Lugdun. 1540 fol. 27. 32); Abbas antiquus 
(vgl. oben S. 45,46 N. 2), welcher dem Vincentius Hispanus sich ausdrück- 
lich anschließt; Bernardus Compostellanus iunior (vgl. oben S. 17 und 
N.4 — sein Versuch, die herrschende Lehre, der er im wesentlichen sich 
anschließt, in einzelnen Punkten abzuschwächen, ist inkonsequent und 
fand bei den Folgenden wenig Beifall) beim c. Cum in iure 33 (Cod. D 
fol. 43, Cod. W 6 fol. 46, Cod. P fol. 248'°, Cod. B fol. 44°°, Cod. W5 
fol. 31); Henr. Cardin. Hostiensis Summa aurea lib. I tit. 6 de elect. ... 
n. 18 edit. Lugdun. 1568 fol. 29, Lectura in V libr. Decretal. edit. Paris. 
1512 lib. I tit.6 beim c. Cum in iure 33 fol. LII, beim c. Cumana 50 
fol. LXIV, beim c. Ecclesia vestra 57 fol. LXXT'°, lb. III tit. 38 de iure 
patronat. c. Per nostras 26 fol. CXLII’°; Boatinus (Boventinus) Lectura 
super Decretalibus beim c. Cum in iure (in der Wiener Handschrift Cod. 
Lat. Bibl. Palat. Vindob. 2129 fol. 120); Durantis (s.oben S. 28,43); Guiliel- 
mus de Mandagoto, tractatus de elect. novor. praelator. Ps.I c. 48, in 
d. Tractatus universi iuris XV 1 fol 421Y°. 422 (in der Ausg. Colon. 
Agripp. 1674 oum addition. Nio. Boerii .... auct. per Matth. Boysz 
fol. 87, im Anhange zu Jac. Pignatellis Compendium consultat. canonicar. 
p. 52, 53); Joannes Andree Novella super Decretalib. bei c. Licet 6 de 
elect. v. duabus, in gloss. Numquid (folgt dem Durantis), und bei c. Cum 
in iure 33, edit. Tridin. 1512 fol 49°. 50. 69; Henricus Boich (Bohic) .... 
Distinetionum libr. V ad Decretal. Gregor. bei c. Cum in iure, edit. Lugdun. 
1557 fol. 30; Paulus de Eleazariis (Liazariis), Repetitio in c. Nullus de 
elect. n. 13, in d. Repetition. iuris canonici volum. sex, edit. Colon. Agr. 
1618 v. II p. 487. 488; Joannes Calderinus, Repetitio in c. Cum in iure, 
de elect. n. 7.8.12.13.18, in demselben Sammelwerke v. II p. 492—495 
(die Darstellung ist nicht im geringsten originell, nur selbstgefällig und 
geschmacklos); Baldus de Ubaldis Perusinus, Comment. super Decretalib. 
zum c. Cum in iure n. 2, edit. Lugdun. 1551 fol. 92; Antonius de Butrio, 
Super primo Decretal. bei c. Licet n. 24 und beim c. Cum in iure n. 35ff., 
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Die Dekretale Cum in iure (vgl. c.33 X. de elect. I, 6) 
handelt von der per viam compromissi vollzogenen Wahl 


m 


edit. Lugdun. 1556 fol. 98. 131; Franc. Cardinal. Zabarella, Super libr. I 
Decretalium, beim c. Cum in iure, edit. Lugdun. 1558 fol. 137°°. 138; Joannes 
de Imola, Super L Decretal., beim c. Lioet n. 8 und beim c. Cum in iure 
n. 4, edit. Lugdun. 1547 fol. 91”° ff. 103; Abbatis Panormitani Commentar. 
in Decretales, edit. Venet. ap. Juntas 1617 (wegen des stellenweise fehler- 
haften Druckes vgl. man auch die Ausg. Lugdun. 1527), bei c. Licet n. 13 
fol. 110°°, beim c. Cum in iure fol. 140 (bzw. fol. 231 — in den Literatur- 
angaben einzelne Irrtümer, indem z. B. Boatinus als Meinungsgenosse 
Tancreds bezeichnet wird), beim c. Cumana n. 10 fol. 158 (bzw. 258”°), 
beim o. Per nostras (tit. de iure patron.) fol. 187, bzw. 276; Phil Fran- 
chus, In sextum Decretal, zur Reg. iuris LXXX. In toto eto., edit. 
Lugdun. 1547 fol. 241”; Philipp. Decius, In volumen Gregorianum, beim 
c. Lioet, Lugdun. 1540 n. 29 fol. 249 (obwohl er sich zu Ende der Dar- 
stellung ausdrücklich dem Hostiensis anschließt, wird er doch schon 
seit dem 16. Jahrhundert öfter als Anhänger des Standpunktes der Glossa 
ordinaria angeführt); Julius Lavorius de Laurino .... Variar. 
lucubrationum tom. L Romae 1629. tit. IV. De eleotione canonica cap. VI 
n. 16 p. 317. 318, cap. 19 n. 36 p. 434; Paul. Laymann, Quaestiones 
canonicae de electione .... praelatorum ecclesiastic. Dilingae 1627, 
c. VIII n. 88 p. 77—79, und desselben Jus canonicum t. I bei c. Cum in 
iure, edit. Diling. 1666 p. 319ff.; Aug. Barbosa, Collectanes dootorum 
.... in ius pontif. univ. Lugdun. 1688, beim co. Cum in iure, tom. I p. 113; 
Eman. Gonzalez Tellez, Commentaria perpetua in singul. textus .... 
Deeretalium Gregorii IX. t. I: in libr. I Decretal., beim c. Cum in iure, 
edit. Lugdun. 1715 p. 301; Ernr. Pirhing, Jus canonicum .... nova 
methodo explicat. t.I lib.I tit. VI sect. IV $ VII, edit. Diling. 1674 
p. 444fl.; Bern. Sannig, Schola canonica .... Neo-Pragae 1686 t. I 
lib. I Decretal. tit. VI c. IV n. 24 p. 60; F. Petri M. Passerini de Sex- 
tula, Tractatus deelectione. Colon. Agripp. 1692. c. XXII q. IX n. 40-44 
p. 334. 335; Anacl Reiffenstuel, Jus canon. universum t.I lib. I 
tit. VI$4 n. 97— 107, edit. tertia, Ingolst. 1739 p. 283—285; G. F.Scheid, 
Dissertatio iurid. inaugural. de autocheirotonia sive electione sui ipsius 
.... Argentorati 1721 c. II sect. III $ I— XIII p.14—23; Franc. 
Schmalzgrueber, Jus ecclesiasticum universum lib. I tit. VI$VIn.59, 
edit. II* Ingolst. 1727 t. Ip. 171; Georg. Christoph. Neller, Dissertatio 
de sacrae electionis processu. Trevir. 1756, in Schmidts Thesaurus 
juris ecclesiast. potiss. German. t. II dissert. XVII p. 689. 719. 720. 724; 
Phil. de Angelis, Praelectiones iuris canonici 1877 t.I pe. I p. 136; 
Hinschius, Kirchenrecht II 8.665 und N. 3.4., S. 698 N. 5 (die 
beiden letztgenannten wohl etwas zu aphoristisch.. — Berardi, also 
ein Schriftsteller der Naturrechtsepoche, ist m. W. der einzige, welcher 
es versucht, das c. 33 X. de elect. [I, 6] durch eine unmögliche Auslegung 
zu beseitigen und der modernen Auffassung, welche jede solche Selbst- 
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des Dekanes eines Kollegiatstiftes und erklärt, daß diese 
zu Gunsten eines der sieben Kompromissarien entschieden 
ist, welchem drei andere Kompromissarien ihre Stimme ge- 
geben hatten, während die drei übrigen für einen Kanoniker, 
der nicht zu den Kompromissarien gehörte, gestimmt hatten. 
Innocenz III. gibt in dem (von Raymund weggelassenen) 
ersten Satze der Dekretale sogar seiner Verwunderung Aus- 
druck, daß der anfragende Bischof den Fall überhaupt für 
zweifelhaft gehalten habe (‚Cum in iure peritus existas et 
copiam habeas peritorum, non possumus non mirari, quod 
super quibusdam iuris articulis nos consulere voluisti, qui 
nihil aut modicum dubitationis continere noscuntur‘“‘), und 
da kein früheres Kirchengesetz einen solchen Fall ausdrück- 


wahl, bei der der persönliche Standpunkt mitspricht, als Vertrauens- 
mißbrauch betrachtet, im kirchlichen Rechte Geltung zu schaffen (.... 
„consensum compromissarii a tribus nominati pro suffragio haberi .... 
ita absonum est, uti absonum est quemquam semet ipsum eligere posse““ ; 
vgl. Car. Seb. Berardi, Commentaria in iuseccles. univ. t. I Dissert. IV 
c. 8, edit. Venet. 1789 p. 146). Innocenz III. habe im c. Cum in iure 
die Wahl eines der sieben Kompromissarien, für welchen drei der übrigen 
gestimmt hatten, „iuxta compromissi tenorem‘“ als gültig erklärt, weil 
drei ihre Stimmen im Widerspruche mit der forma compromissi, welche 
ihnen die Wahl „ex se vel aliis de gremio ipsius ecclesise‘“‘ zur Pflicht 
machte, einem Kandidaten zugewandt hätten, welcher der Diözese Bayeux 
nicht angehörte („nominaverant extraneum .... qui non erat de gremio 
ecclesiae‘‘)., Diese Behauptung ist durchaus willkürlich, denn der Text 
der Dekretale sagt kein Wort von der Wahl eines solchen extraneus, 
sondern erzählt einfach: „cum unus ex illis septem a tribus ipsorum((also 
der sieben) et alius, qui non erat de numero eorundem (der also nicht 
zu den Kompromissarien gehörte), a tribus aliis in decanum fuerint nomi- 
nati“...., und die Auslegung Berardis läßt sich auch, wenn man den 
von ihm willkürlich supponierten Tatbestand zugibt, nicht aufrecht- 
halten, weil der Papst gerade mit Rücksicht auf den Inhalt des Kom- 
promisses (iuxta compromissi tenorem) das Kapitel nur dann zur An- 
erkennung der Wahl verpflichten konnte, wenn alle Stimmen der Kom- 
promissarien oder deren Mehrzahl („‚omnes pariter vel maior eorum pars‘‘) 
ru Gunsten des Gewählten gezählt werden durften — es hilft also auch 
die Supposition Berardis über die Notwendigkeit, die Stimme des Ge- 
wählten zu dessen eigenen Gunsten entscheiden zu lassen, nicht hinweg. 
Die gewagten Aufstellungen Berardis sind m. W. ziemlich unbeachtet 
geblieben, wohl nur deshalb, weil er in einem Lande schrieb und lehrte, 
in welchem es längst keine kirchlichen Wahlen mehr gab, für die das 
c. Cum in iure in Betracht kommen konnte, 
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lich entscheidet, so versuchte die Schule wohl auch, den 
Rechtsgrundsatz, um dessen Anwendung es sich hier handelt, 
in vermeintlich analogen Bestimmungen des römischen 
Rechtes nachzuweisen. Seit sechs Jahrhunderten berief 
man sich hierfür regelmäßig vor allem auf die 1.4 Dig. 
Quod cuiusqg. univers. nom. (III, 4), und die meisten be- 
achten gar nicht, daß, wie schon Bernardus Compostellanus 
l. c. richtig bemerkte, ‚lex non dicit quod vox propria nomi- 
nato praestat suffragium, sed dieit quod in duabus partibus 
connumeratur nominatus, cum quaeritur, an in nomina- 
tione sint duae partes universitatis praesentes“ ; desgleichen 
öfter auf die 1. 19 prince. Dig. de tutor. (XXVI, 5), obwohl 
in dieser die Frage, ob durch des Gewählten eigene Stimme 
die Majorität hergestellt werden könne, völlig außer Be- 
tracht bleibt; manche Neuere vorwiegend auf $ 1 Instit. 
de satisdat. tutor. (I, 24), eine Stelle, die wohl auch nur 
mit Hilfe von weit ausholenden und nicht unbedenklichen 
Suppositionen herangezogen werden kann.!) Es ist aber 
wohl überhaupt nicht notwendig, die Erklärung für den 
Ausspruch Innocenz’ III., daß der durch den Bischof von 
Bayeux vorgelegte Tatbestand vom Rechtsstandpunkte 
kaum Grund zu Zweifeln bieten könne, erst in irgend 
welchen analog anwendbaren Sätzen des römischen Rechtes 
zu suchen. Wie wir nach den Worten ‚„dummodo electioni 
de se factae consentiat‘‘ annehmen dürfen, hatte ja der 
betreffende Kompromissarius sich selbst überhaupt noch 
nicht (geschweige denn also vorzeitig und aus eigener Ini- 
tiative) die Stimme gegeben, und Innocenz’ III. Verwunde- 
rung über das Verhalten des Bischofes von Bayeux kann 
sich wohl auch einfach daraus erklären, daß der letztere 
nach der Ansicht des Papstes nur mit Unrecht es nicht für 


1) Dieses Bedenken gilt auch gegen die Ausführungen Nellers 
L c. p. 720: „$ 1. [Inst.] cit. magis est ad rem; dicit enim, si duo pluresve 
dati fuerint tutores, eum gesturum esse tutelam, quem maior pars elegerit: 
supponit ergo quod duobus datis unanimis delatio administrationis adesse 
possit, si alter nominaverit alterum et hie consentiat, item quod pluribus 
datis, quam duobus, qui raro ultra tres solent esse, maior pars possit 
uni eorum deferre administrationem: sed quomodo fieret hoc in casu 
datorum trium, nisi consensu proprio unus eorum facere posset maiora ?“ 
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zulässig gehalten habe, dem schon von drei Stimmen ge- 
wählten Kompromissar die nachträgliche Selbstwahl an- 
heimzustellen und das Kapitel zur Anerkennung einer 
solchen, im Sinne des Kompromisses mit Majorität voll- 
zogenen Dekanswahl zu verpflichten, da ja eine solche 
Selbstwahl des Kompromissars den Grundsätzen des kano- 
nischen Rechtes!) nicht widerstreite, welches nur verwehrt, 
daß jemandem die Möglichkeit geboten werde, sich selbst 
in ambitiöser Weise, aus eigener Initiative, ein Kirchenamt 
zuzuwenden. 

Bei allen kirchlichen Wahlen, welche per viam com- 
promissi oder zwar per scrutinium, aber in öffentlicher Ab- 
stimmung erfolgen, ist die Selbstwahl zulässig und die 
eigene Stimme des Kandidaten kann die Wahl zu seinen 
Gunsten entscheiden, wenn derselbe nicht sich selbst die 
erste Stimme gegeben hat, sondern nur im Anschlusse an 
vorher für ihn bereits abgegebene Vota für sich selbst 
stimmt. Hat er in einem Wahlgange die Stimme zu Gunsten 
eines anderen abgegeben, so kann er auch nach dieser 
Abstimmung von seinem Votum abgehen und nunmehr 
durch seine eigene Stimme für sich den Ausschlag geben, 
wenn sein „Akzeßvotum‘“ mit Rücksicht auf das fest- 
gestellte Ergebnis der Abstimmung zu seinen Gunsten ent- 
scheidet.2) In diesen Fällen gilt die Selbstwahl als zu- 
lässig, weil dem Gewählten nicht ein ambitiöses Vorgehen 
zur Last gelegt werden kann: ‚Nec obstat infra de iure 
patronatus: Per nostras. Illud enim verum est, quando 
uni soli data est haec potestas, secus si pluribus, quia tunc 
vocatur a socio vel a sociis .... et tunc non a se ipso 
vocatur, sed ab alio oritur et a Deo vocatur ideoque recte 
consentit.‘‘s) 


» I) Vgl. oben 8.47 N.3. 

ef 2) Ein solcher „Akzeß‘“ ist ihm jedoch nicht gestattet, wenn nach 
den für das Wahlkollegium verbindlichen partikularrechtlichen Bestim- 
mungen, Statuten oder Observanzen die Abstimmung sofort, nachdem 
die Resultatlosigkeit eines Wahlganges festgestellt ist, erneuert wer- 
den muß. 

2) So Hostiensis Summa aurea L. c., ähnlich Panormitan u.a. Die 
Späteren lehren öfter in scholastischer Formulierung: ‚Hoc casu electus 
primo et immediate ac principaliter se ipsum non eligit, cum electio ab 
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Bei jenen kirchlichen Wahlen, welche seit dem vierten 
Laterankonzile, bei sonstiger Nichtigkeit, nur in einer der 
durch den Kanon Quia propter dieses Konziles (c. 42 X. 
de elect. [I, 6]) festgestellten Wahlformen vorgenommen wer- 
den dürfen, ist, wenn diese Wahlen in der Wahlform des 
Skrutiniums vollzogen werden, von Rechts wegen jede Zu- 
lässigkeit einer Selbstwahl ausgeschlossen, weil das Lateran- 
konzil für diese Wahlform die geheime Abstimmung vor- 
schreibt und nach erfolgter Publikation des Skrutiniums 


ipsomet ortum non habeat, sed ab aliis, qui ante ipsum elegerunt: adeoque 
accessorie se coöligit et electioni de se factae consentit eamque complet 
ao veluti perficit. Quod citra notam ambitionis fieri potest.‘‘“ Folge- 
richtig wird auch allgemein zugegeben, daß, wenn drei berufen sind, das 
Wahlrecht auszuüben, und einer von ihnen bereits eine Wahlstimme er- 
halten hat, dieser die Wahl zu seinen Gunsten entscheiden kann (vgl. 
oben S. 45,46 N. 2), sowie daß, wenn nur zwei zur Wahl berufen sind, der 
eine durch seine Stimme die Wahl des anderen einleiten kann, welche 
durch das zustimmende Votum des letzteren perfekt wird. (Hingegen ist 
es wohl bedenklich, wenn die meisten — dem Hostiensis und Panormitanus 
folgend — auch lehren: „Si vero unus solus remansit . non . 

poterit eligere se ipzum ........ putarem tamen, od nomine totius 
collegii poterit dare hanc potestatem alteri, et ille tangquam compromissa- 
rius poterit eligere istum, dummodo cesset fraus et ambitio.‘‘) — Hält man 
an der Geltung der Dekretale Cum in iure und den herrschenden Auf- 
fassungen über die Zulässigkeit einer Selbstwahl fest, so ist es offenbar 
unbegründet, um nicht zu sagen widersinnig, zu behaupten, daß bei einer 
Kompromißwahl die Wahl eines der Kompromissarien ausgeschlossen 
sei, wenn die Wähler die Kompromissarien zu einer einstimmigen Wahl 
verpflichtet haben. Dennoch hat diese Ansicht des Bernardus Compostel- 
lanus iunior (l. c.) einzelne Anhänger gefunden (vgl. z. B. Guilielmus de 
Mandagoto 1. c., Henricus Bohic 1. c.), und Johannes Andreä erzählt in 
der Novella super Decretalibus (beim c. Cum in iure, zit. Ausg. fol. 69), 
daß Innocenz IV. aus diesem Grunde (?) eine Wahl kassiert habe, bei 
welcher von sechs Kompromissarien, denen eine einstimmige Wahl zur 
Pflicht gemacht war, fünf den sechsten gewählt hätten. Ob es nun mit 
dieser Erzählung seine Richtigkeit hat oder nicht, die Ansicht desBernhard 
von Compostella scheint trotz ihrer Unhaltbarkeit eine Zeit lang so viele 
Anhänger gefunden zu haben, daß man sie in der Praxis nicht unbeachtet 
lassen wollte. Vielleicht bietet uns diese Ansicht die Erklärung dafür, 
daß bei der Wahl Gregors X. die Kardinäle es für notwendig hielten, 
in der forma compromissi zur Vermeidung jedes Zweifels ausdrücklich 
festzustellen: .... „quod quinque ex eisdem sex compromissariis de 
sexto ex ipsis sex, vel omnes ipei sex de aliquo alio de collegio dietorum 
cardinalium seu etiam extra ipsum collegium .... concorditer provi- 
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eine Änderung der abgegebenen Wahlstimmen gänzlich un- 
statthaft ist (c. 58 X. de elect. [1,6]. Der Kanon Quia 
propter gilt für alle Wahlen ‚‚in ecclesiis viduatis“, d. h. für 
die Wahl der Bischöfe und jener Prälaten, denen eine all- 
gemeine (quasi-episkopale) Jurisdiktion in ihrer Kirche zu- 
steht!), und bei diesen Wahlen kann also, wenn sie in der 
Form des Skrutiniums vollzogen werden, die Selbstwahl 
niemals rechtlich zulässig sein. Es ist demnach durch das 
Wahlgesetz des vierten Laterankonziles die Anwendbarkeit 
der Dekretale Cum in iure auf die Wahlen, für welche der 
Kanon Quia propter überhaupt nicht in Betracht kommt, 
sowie auf die „in ecclesiis viduatis‘“ stattfindenden Kom- 
promißwahlen beschränkt worden.?) 


deren®‘“‘— sodieformacompromissi beiOder. Raynaldus Annal. ecclesiast. 
Caes. Baronii contin., t. XIV ad ann. 1271 n. 8, edit. Colon. Agripp. 1692 
p. 182. Der Text Raynalds geht, wie alle bisherigen Drucke, auf Marino 
von Ebulo zurück; nach den Angaben Bresslaus (in der Deutschen 
Zeitschr. f. Geschichtswissenschaft 8. Bd. N. F. 2, Vierteljahrshefte S. 132) 
stimmt jedoch offenbar auch der Text des Kompromisses und Wahl- 
dekretes, den Loserth (vgl. hierüber Neues Archiv für ältere deutsche 
Geschichtskunde XXL, 309. 310) im Codex 975 der Grazer Universitäts- 
bibliothek fol. 162—164°° aufgefunden hat, an dieser Stelle mit dem 
bisher bekannten wesentlich überein. 

1) Auf die Kontroverse, ob die Wahl der auf Lebenszeit einzu- 
setzenden Regularäbte, ungeachtet der Vorschriften des Trienter Kon- 
ziles über die Wahl der Ordensoberen (Sess. XXIV Decr. de Regular. 
et Monial. c. 6), auch nach dem neueren Rechte noch per compromissum 
und quasi per inspirationem gültiger Weise vollzogen werden kann, oder ob 
hier nach tridentinischem Rechte die Wahl nur mehr durch geheimes 
Skrutinium stattfinden darf, brauche ich wohl in diesem Zusammen- 
hange nicht einzugehen. 

2) Die Behauptung der Glossa ordinaria, aus dem c. Cumana 50 X. 
de elect. [1,6] sei zu folgern, daß die Stimme des Gewählten niemals 
eine Wahl zu seinen Gunsten entscheiden könne, ist völlig unbegründet 
und haltlos. Diese Dekretale Gregors IX. erklärt die Wahl eines Bischofes 
von Como deshalb für nichtig, weil sich Unberechtigte an der Wahl be- 
teiligt hatten und zudem „contra formam ooncilii generalis‘‘ die vom 
vierten Laterankonzile vorgeschriebene electio communis nicht vor- 
genommen worden war. Die Dekretale betrifft eine Wahl, für welche 
der Kanon Quia propter maßgebend und die im gegebenen Falle durch 
Skrutinium vollzogen worden war; die Frage der Zulässigkeit einer 
Selbstwahl konnte also hier gar nicht in Betracht kommen. Tatsächlich 
ist auch von einer Selbstwahl in dieser Dekretale nirgends die Rede, und 
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Für die Papstwahl kamen nur die Bestimmungen 
Alexanders III. in der Dekretale Licet de vitanda, nicht 
der Kanon Quia propter des vierten Laterankonziles und 
die sich an denselben anschließende spätere Gesetzgebung 
in Betracht; es war allgemein anerkannt und ist niemals 
bestritten worden, daß der Kanon Quia propter sich auf 
die Papstwahl gar nicht beziehe und daß die Bestimmungen 
des c. Quia propter und die ‚forma generalis coneilii“ für 
das Kardinalkollegium nicht verbindlich seien.!) Fand 
auch herkömmlicher Weise ein geheimes Skrutinium statt, 
so konnte doch bei dem an dessen Publikation sich an- 
schließenden, in offener Abstimmung sich vollziehenden 
Akzesse jeder Kardinal, der bereits bei der Wahl Stimmen 
erhalten hatte, sich selbst die Stimme geben, wie dies unter 
der gleichen Voraussetzung auch bei einer Kompromißwahl 
oder sonst einem, nicht in geheimer Abstimmung (scruti- 
nium secretum, privatum), sondern per scrutinium publi- 
cum sich vollziehenden Wahlvorgange als zulässig galt. 
Die Frage, inwiefern die Abstimmung zu eigenen Gunsten 
statthaft ist und ob die Entscheidung der Wahl durch die 
eigene Stimme des Gewählten erfolgen kann, mußte für die 
Papstwahl nachdenselben Grundsätzen beurteilt werden, wie 
bei anderen kirchlichen Wahlen, bei denen die Wähler nicht 
an die Normen des Kanon Quia propter gebunden sind. 
Manche halten es deshalb gar nicht für notwendig, die Frage 


die Behauptung der Glosse, daß nach den im c. Cumana enthaltenen 
Angaben über das Stimmenverhältnis nur deshalb keiner der beiden 
Kandidaten die Mehrheit erlangt habe, weil ein zu eigenen Gunsten 
abgegebenes Votum nicht mitgezählt werde, ist ebenso willkürlich als 
belanglos. 

1) Man vgl. unter den Älteren etwa Goffredus de Trano, Summa 
Decretal. tit. de elect. n. 13, Brix. 1605, fol. 11P, ferner Bernardus Com- 
postellanus (s. unten Beilage II), Hostiensis, Summa aurea tit. de elect. 
n. 18 fol. 28, Lectura in Decretal. lib. I beim co. Licet 6 X. de elect. 
v. A duabus parlibus und v. constituitur, ed. cit. fol. XXXILH, XXXII’, 
Durantis (Cod. D fol. 129, Ausg. fol. 7°°) im „Tercium speciale‘‘, und so 
auch alle folgenden — kein Satz konnte unbestrittener feststehen, als 
das „nonum speciale [in electione papae]: quod a iure nulla forma est 
tradita in ista electione ..., unde possunt cardinales eligere, ut volunt, 
dummodo consentiant duae partes“ (so Panormitan beim c. Licet 6 de 
elect. n. 8, edit. Venet. 1617 fol. 110). 
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für die Papstwahl noch besonders zu erörtern; wird aber 
dieser Punkt speziell besprochen), so wird öfter auch Wert 
darauf gelegt, ausdrücklich festzustellen, daß die Zulassung 
der Selbstwahl im Konklave mit den allgemeinen Grund- 
sätzen des kirchlichen Wahlrechtes im Einklange stehe. 
Nur Innocenz IV. allein hat in seinem Dekretalenkommentar 
diesen Standpunkt verlassen und folgt ohne nähere Be- 


1) Man vgl. etwa Goffredus de Trano (f 1245) l.c.; Hostiensis 
Summa L. c. fol. 29, dessen Lectura in Decretal. l.c. v. Inter cardinales 
foL XXXII’®, v. Duabus fol. XX XIII und beim c. Cum in iure v. Ex se 
und v. Ipsorum fol. LII; Durantis (vgl. oben S. 28); Joannes Andree 
Novella sup. Decretal. beim c. Licet und beim c. Cum in iure i. f. (hier 
unter Berufung auf Hostiensis), edit. cit. fol. 49ff., 69; Joannes Calderinus 
lc. n. 12 p. 494 (mit Berufung auf Hostiensis); Baldus de Ubaldis Com- 
mentar. sup. Decretal. beim c. Licet, ed. cit. fol. 77°; Anton. de Butrio 
Super primo Decretal. 1. c.; Franc. Cardin. Zabarella, Super lib. I Decretal. 
l.c. und beim c. Licet, ed. cit. fol. 97°, 98; Joannes de Imola Sup. lib. I 
Decretal. l.c.; Abbatis Panormitani Commentaria in Decretal. beim 
c. Licet n. 13, zur Glosse „A duabus partibus‘ ibi: „die quod non“ (ed. 
cit. fol. 110°°) und n. 15 (fol. 111), beim c. Cum in iure (fol. 140°°); Phil. 
Franchus In sextum Decretal. L c.; Gundisalvi Villadiego .... . De origine 
ao dignitate et potestate s. Rom. eccl. cardinalium, quaest. V n. 24 (in 
den Tractatus tractatuum t. XIII ps. II fol. 58); Hieron. Manfredi De 
sacroß. Colleg. decisiones, im Anhange zu dessen tractatus de cardinalib. 
8. Rom. eccl., decis. 27%(in d. Tractat. tractatuum t. XIII pe. II fol. 101Y°); 
Steph. Daoyz (t 1619), welcher in seinem Index iuris pontificii (Iuris 
pontifici tomus IV .... continens .... indicem ac summam omnium 
materiarum, quae exponuntur in textu et glossis .... juris canonici. 
Burdegal. 1624, Pars I vb. Electus n. 2 — Blatt- oder Seitenzahlen sind 
nicht vorhanden), gegen seine sonstige Gewohnheit den Inhalt der Glossen 
ohne kritische Bemerkungen mitzuteilen, die Glosse „A duabus‘ zum 
c. Licet de vitanda nur mit einem einschränkenden Beisatze in folgender 
Weise verzeichnet: „Electus in papam non potest computari in numero 
duarum partium, quae requiruntur ad electionem papae: intellige, quando 
electio fit per scrutinium secretum; sed quando fit per publicum scrutinium, 
tunc vox electi potest computariin numero. Gl. A duabus, ibidem‘, (näm- 
lich bei c. Licet de vitanda); Jo. Hieronym. Campanile (vgl. oben 
S. 10N.2) Diversorium iuris canonici, Neapoli 1620, Rubr. VII cap. VI 
n. 65 p. 146 (die daselbst in n. 64 p. 144 ff. mitgeteilte, wie ich sehe, von 
Barbosa und Lavorius als Quelle benutzte Zusammenstellung der An- 
sichten älterer Schriftsteller ist aber im einzelnen öfter ungenau und un- 
verläßlich.. — Die Glossatoren der alten Kompilationen Alanus, Lau- 
rentius Hispanus und Vincentius Hispanus werden bei Späteren wieder- 
holt auch bezüglich der Papstwahl als Anhänger der herrschenden Lehre 
zitiert. 


= 
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gründung, soweit es sich um die Papstwahl handelt, der 
Ansicht Tancreds und der (in der Folge von Bernardus 
Parmensis aufgenommenen) Glossen!), während er hinsicht- 
lich der anderen kirchlichen Wahlen an der Richtigkeit der 
herrschenden Lehre festhält.2) Dieses inkonsequente Vor- 
gehen Innocenz’ IV. fand kaum einen Verteidiger; selbst 
Bernhard von Compostella vermeidet einen ausdrücklichen 
Widerspruch wohl nur deshalb, weil sonst auch er (mit den 
von ihm erwähnten ‚‚alii‘‘) dem c. Quisa frequenter hätte 
jede Geltung ausdrücklich absprechen müssen.?) Die all- 
gemeine Rechtsauffassung mißbilligte die inkonsequente 
Entscheidung Innocenz’ IV.; in späteren Jahrhunderten 
wurde seine Meinung öfter gar nicht mehr beachtet, sie 
wird nicht einmal mehr erwähnt, und die herrschende Lehre 
wird zumeist als unbestrittene Rechtsanschauung vor- 
getragen.) Als GregorXV. in der von ihm mit der Kon- 
stitution Aeterni patris filius (1621) durchgeführten Neu- 
ordnung der Papstwahl jede rechtliche Möglichkeit einer 
Wahl durch die eigene Stimme des gewählten Kardinals 
beseitigt hatte, wurde doch in der dieses neue Recht der 
Papstwahl behandelnden Literatur des 17. und 18. Jahr- 


1) Vgl. den Kommentar Innocenz’ IV. beim c. Licet v. A duabus: 
etiam si (es ist offenbar ‚„‚se‘‘ zu lesen — der Fehler findet sich aber nicht 
nurin den beiden S.48 N. 1 zitierten Ausgaben [fol. 41”° bzw. 18"°], sondern 
auch in von mir verglichenen älteren) non computando. De hoc not, 
infra eod. Cum in iure, infra eodem Cumana. 

2) Vgl. die oben S.48 N. 1 bezogenen Ausführungen Innocenz’ IV. 
bei c. Cum in iure und bei c. Cumana, in denen er selbst die Ansicht der 
von ihm beim c. Licet zitierten Glossen bekämpft. 

®) Man vgl. die Stellen aus seinem Kommentar zum c. Licet oben 
S. 20 ff. 

4) Wenn Hieronymus Albani (* 1504, } 1591) in seinem Tractat' 
De cardinalatu, quaest. XVIII [auch in den Tractatus tractatuum t. XIII 
ps. I fol. 113°], wieder für die Gegenmeinung der Glosse (daß Inno- 
cenz IV. in dieser Frage mit der Glosse übereinstimmt, scheint ihm 
unbekannt zu sein) eintrat und sie als die „‚opinio probabilior‘ hinstellte, 
so war er, bei den Beziehungen, die ihn auch schon vor seiner im Jahre 
1570 erfolgten Erhebung zum Kardinalate mit der Kurie verknüpften, 
wohl bereits von jener Agitation beeinflußt, welche sich in manchen 
Kreisen der Kurie seit dem 16. Jahrhunderte gegen die Zulässigkeit einer 
durch die eigene Stimme des Gewählten entschiedenen Papstwahl geltend 


gemacht hatte. 
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hunderts, soweit dieselbe überhaupt in ihrer Darstellung 
den früheren Rechtszustand berücksichtigt, einhellig hervor- 
gehoben!), daß bis zur Konklavereform Gregors XV. auch 


1) Aus dieser Literatur seien etwa erwähnt: Julius Lavorius de 
Laurino t.Itit.IV ce. VIn.14 if. n.15 p. 317, n.26 p. 319, c. VII 
n. 27 p.331; Mart. Bonacina (ft 1631) Tractat. de legitima summi ponti- 
ficis electione, Lugdun. 1637, disp. I q. V n. 11 p. 36 — er behauptet, 
daß bis zur Konstitution Gregors XV. nur bei einer Kompromißwahl 
die Majorität durch die Stimme des Gewählten hergestellt werden konnte, 
während beim Akzesse seine Stimme zwar nicht mitgezählt worden sei, 
ihm aber doch indirekt zu gute kam, weil er bei der Berechnung der Ge- 
samtzahl der Wähler außer Betracht blieb: „ipsius suffragium non pro- 
derat positive, sed negative, quatenus eligens se ipsum non computabatur 
in numero eligentium sicque minor suffragiorum numerus ad electionem 
sufficiebat‘“ (Bonacina führt für diese inkonsequente Entscheidung mit 
Unrecht eine Reihe vermeintlicher Gewährsmänner an, die er aber alle 
nur mißverstanden hat); Ernr. Pirhing, Ius canonicum t. I lib. L tit. VI 
sect. IX $ II p.316; Anacl. Reiffenstuel, Iuscanon. univers. t. I lib. I 
tit. VI$4n.104 p. 284; Franc. Schmalzgrueber, Ius ecclesiast. univers. 
t. Ilib. Ltit. VI$10.n. 93 p. 195. — Souchon (Die Papstwahlen von Boni- 
faz VIIL bis Urban VI. und die Entstehung des Schismas, Braunschweig 
1888, S. 118) und Eisler (Das Veto der katholischen Staaten bei der 
Papstwahl seit dem Ende des 16. Jahrhunderts, Wien 1907, S. 21) gehen 
von der Ansicht aus, daß schon nach Gregors X. Konstitution Ubi 
periculum vom Jahre 1274 (c. 3 $4 de elect. in VI!° [I,6}) bei der Papst- 
wahl niemand sich selbst die Stimme geben durfte. Diese Ansicht, welche 
namentlich der erstere mit großer Bestimmtheit ausspricht, ist m. W. 
ganz neu und völlig singulär; es ist ganz unmöglich, die zitierte Stelle 
mit Souchon in dem Sinne zu verstehen, daß Gregor X. mit seinen an 
die Kardinäle gerichteten Ermahnungen auch jede Wahlstimme für 
ungültig erklären wollte, welche nicht „omni privatae affectionis in- 
ordinatione deposita‘‘ abgegeben wird — und zudem muß ja auch nicht 
jede Selbstwahl aus eigensüchtigen Motiven erfolgen (Phillips, 
Kirchenrecht V 2 S. 824, und Hinschius, Kirchenrecht IS. 268, machen . 
ausdrücklich darauf aufmerksam, daß der Papst es nur mißbilligt, wenn 
ein Kardinal aus „unlauterer Absicht und menschlichen Rücksichten‘“, 
„aus unlauteren und eigennützigen Motiven“ sich selbst oder seinen An- 
gehörigen die Stimme geben würde. Es ist auch überhaupt im co. Ubi 
periculum nirgends davon die Rede, daß das Votum derjenigen, welche 
sich von einem „affectus inordinatus‘‘ bestimmen lassen, ungültig sein soll). 
Wenn Druffel, Beiträge zur Reichsgeschichte 1546 —1553 (Briefe und 
Akten zur Gesch. des 16. Jahrh., herausgeg. von der histor. Kommission 
der kgl bayr. Akademie der Wissenschaften I, München 1873) 8. 324 
N.3, zu einer das Konklave nach dem Tode Pauls III. betreffenden 
Depesche des Botschafters Diego Mendoza an Karl V. vom 13. Dezember 
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für die Papstwahl die allgemeinen Grundsätze des kirch- 
lichen Rechts in Geltung waren, welche innerhalb gewisser 
Schranken bei den Wahlen kirchlicher Würdenträger die 
Selbstwahl zulassen. 

Da die Bestimmungen der von Innocenz IV. geplanten 
Dekretale Quia frequenter überhaupt niemals Geltung er- 
langten, so hat dieselbe auch auf die rechtliche Beurteilung 
der Selbstwahl keinen Einfluß zu üben vermocht. Die maß- 
gebenden Kreise der Kurie hatten offenbar nur ihre Pflicht 
zu erfüllen geglaubt, wenn sie das Gesetzwerden des ganzen, 
verunglückten und die Kirche mit schweren Gefahren be- 
drohenden Reformprojektes verhinderten, und sie waren 
deshalb auch nicht geneigt, in der zunächst mehr theore- 
tisch, als praktisch bedeutsamen Frage, auf welche sich die 
Schlußklausel des c. Quia frequenter bezieht, ihre Ansicht 
etwa dem inkonsequenten Standpunkte Innocenz’ IV. zu 
liebe zu ändern. Dies wird uns auch bestätigt durch das 
Zeugnis des berühmten Dekretalisten Hostiensis (Henricus 
de Segusia [Susa]), welcher schon durch mehr als ein Jahr- 
zehnt vor seiner Erhebung zum Kardinal (Dezember 1261) 
der römischen Kurie nahegestanden und im päpstlichen 
Auftrage in einer Reihe der wichtigsten Missionen gewirkt 
hatte.) Er trägt nicht nur in seiner Summa, die er noch 
vor der Erhebung zur Kardinalswürde, als Erzbischof von 
Embrun, verfaßt hat?), bezüglich der Selbstwahl zu kirch- 


1549 (in welcher Mendoza hervorhebt, daß Kardinal Pole im Akzesse 
für sich selbst stimmen könnte) die Bemerkung beifügt: „Mendoza scheint 
also die Bestimmung, daß bei Strafe der Nichtigkeit niemand sich selbst 
die Stimme geben dürfe, nicht als geltendes Recht anzuerkennen; vgl. 
Hinschius I 282,‘ so hat eben Druffel ganz übersehen, daß Hin- 
schius a. a. O. seinem Ausspruche die Bestimmungen der Konstitution 
Gregors XV. Aeterni patris vom Jahre 1621 zu grunde legt — der $19 
der letzteren wird auch ausdrücklich als die maßgebende Norm angeführt 
— und daß Hinschius nirgends auch nur mit einem Worte andeutet, 
dieser Rechtssatz sei schon vor der Bulle Aeterni patris in Geltung ge- 
wesen. 

1) Vgl. hierüber Maubach, Die Kardinäle und ihre Politik um die 
Mitte des 13. Jahrhunderts .... S.93ff. 

3) Daher auch Summa archiepiscopi genannt; die Abfassung des 
Werkes ist also in die Jahre 1250-1261 zu verlegen. (So auch 
Schulte, Gesch. d. Quellen u. d. Lit. d. kanon. R. II 126.) 
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lichen Würden überhaupt die uns schon bekannte (von den 
Späteren öfter als Lehre des Hostiensis bezeichnete) Rechts- 
anschauung vor?); auch als Kardinal, nachdem er sich schon 
an einer Papstwahl beteiligt und die im Kardinalkollegium 
herrschenden Rechtsanschauungen kennen gelernt hatte, 
hält er in seiner Lectura in Decretales?) an seinem Stand- 
punkte fest?) und hält sich auch für verpflichtet, ausdrück- 
lich hervorzuheben, daß seine Entscheidung mit der vom 
Kardinalkollegium anerkannten Rechtsauffassung im Ein- 
klange stehe*) Den inkonsequenten Standpunkt Inno- 
cenz’ IV. in der Frage der Selbstwahl und das ganze von 
dem letzteren für die Papstwahl geplante Reformgesetz 
ignoriert Hostiensis vollständig. Wie die maßgebenden 


1) Vgl. die oben S.48 N. 1, 56 N. 1 zitierten Stellen; bezüglich der 
Papstwahl stellt er schließlich fest: „Ex quo summus pontifex a duabus 
partibus electus est, voce electi computata, ab omnibus recipiendus est; 
eligendo enim confirmatur et confirmando eligitur, ita quod nulla obstat 
exceptio: infra eod. Licet.“ 

%) Die Arbeit an diesem Werke hat er auch als Kardinal bis in 
seine letzten Lebensjahre (f 1271) fortgesetzt (vgl. hier. Schulte a.a. O. 
S.125 und Heinr. Schuster in den Mitteilungen des Institutes für 
österr. Geschichtsforsch. III S. 404). 

3) Die hier in Betracht kommenden Stellen der Lectura sind be- 
reits oben S.48 N. 1, 56 N 1 angeführt worden. 

4) Vgl. bei c. Licet fol. XXXIIP [v. Inter cardinales]: .... Quid 
si de omnibus cardinalibus non supersunt nisi duo? Resp.: eligant ipei 

.. Sed numquid unus de duobus potest alium collegam suum eligere ? 
Sic, dummodo electus non habuit (!) originem & se ipeo, ut patet in eo, 
quod legitur et notatur infra eod. Cum in iure. Und ibid. v. A duabus 
partibus fol. XXXILH: .... sufficit quod due partes conveniant, quia 
neo aliam formam necesse habent servare, ut hic patet et infra c. prim. 
$ fin. Sed et formas servare possunt, si volunt .... et si procedant per 
formam scrutinii, aliqua habent specialia et ab illis ecclesiis inferioribus 
separata. Ubi vero per formam compromissi, possunt et ipsam infor- 
mare, prout libet, dum tamen nichil faciant contra canonicas sanctiones 
ce [v. Duabus] Et non connumeratur electus, quando faciunt 
scrutinium, sed connumeratur, quando per formam compromissi pro- 
cedunt, infra eod. Cum in iure. Und fol. LII, beim c. Cum in iure: .... 
Nec obstat quod a tribus fit eleo®io, quia ipso statim consentiente sunt 
quattuor .... Et idem credo in electione summi pontificis, supra eod. 
Licet, nisi et ibi forma scrutinii servaretur, si cardinales ipsum forsitan 
elegissent: et sic servant cardinales, sicut expertus sum, postquam feci 
premissam glo. et no. supra eod. Licet. 
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Kreise, das Kardinalkollegium, so ist offenbar auch er der 
Ansicht, daß theoretische Verwahrungen (,cessante schis- 
mate seu violentia laicorum‘‘) keine ernstliche Garantie 
gegen die Mißstände und Gefahren zu schaffen vermögen, 
mit denen eine ungerechtfertigte Verzögerung der Wahl 
und Eingriffe in die Wahlfreiheit die Kirche bedrohen. Daß 
in dieser Beziehung endlich die gebotene Vorsorge getroffen 
werde, bezeichnet er als eine dringende Aufgabe der kirch- 
lichen Gesetzgebung, ohne von dem verunglückten Reform- 
gesetze Innocenz’ IV. auch nur Notiz zu nehmen.!) Wie 
das Kardinalkollegium überhaupt, so verhielt sich offenbar 
auch Hostiensis gegenüber den gefährlichen Neuerungen des 
c. Quia frequenter völlig ablehnend (,,Sed ubi debet fieri 
hec electio ? Infra Urbem, si fieri potest; alioquin fiet extra: 
(Dist.) LXXIX. Si quis pecunia.‘“?2) — „Sed nec debet 
fieri electio, nisi tertio die depositionis defuncti: LXXIX. 
dist. Nullus II. Quod tamen secundum Hu. hodie non 
servatur.‘‘?) ..... — „Notandum enim est quod in elec- 
tione summi pontificis quedam sunt specialia ........ 
Septimum est forsan, quia nullus cardinalium absentium 
necessario est citandus et per consequens non potest con- 
queri de contemptu, ex quo due partes in aliquem con- 
venerunt, cum et omnis exceptio excludatur, ut patet in 
eo, quod legitur et notatur supra eod. $1.‘*%) — Sed num- 
quid exigitur, ut due partes omnium cardinalium eligant 
vel due partes presentium. Videtur quod presentium .... 
nisi aliqui essent cardinales absentes, qui e vicino commode 
vocari possent: infra eodem Bone II. et c. Quia propter.®) 
— Und bezüglich des das Konklave verlassenden Kardinales: 

. hec expressa renunciatio habet vim tacite: unde, etsi 
vocem non tollat, tollit tamen quod renuncians non potest 
de his, que ante reditum suum iam perfecta sunt, querere 
de contemptu ........ Est ergo iste sensus renuncia- 


1) Die betreffenden Stellen seines Werkes sind bereits oben S. 36 
N.1 angeführt worden. . 

2) Lectura zu c. Licet v. Taler cardinales, fol. XXXIII. 

2) L.c. v. Duabus, fol. XXXIII — vgl. hierzu oben S.39 N.2. 

%) L.o. v. Intercesserit, fol. XXXLII"°. 

5) L.c. v. Speciale, fol. XXXIV (vgl. auch oben S. 28 und N.5). 
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tionis: voci mee renuncio, i.e. concedo, quod alii sine me 
eligant, nolo eligere nec citari. Unde si quid fiat tali ab- 
sente, pretextu contemptus irritari non potest. Nihilominus 
tamen veniens erit in sequentibus admittendus.‘‘!)) Daß 
er und das gesamte Kardinalkollegium die Gesetzeskraft 
des c. Quia frequenter nicht anerkannt haben, beweisen 
auch die Vorgänge anläßlich der Entlassung des Hostiensis 
aus dem Konklave von Viterbo im Juni des Jahres 1270. 
Trotzdem Hostiensis schwer erkrankt und bereit war, auf 
die fernere Teilnahme an der Papstwahl zu verzichten, 
wurde ihm die Entlassung aus dem Konklave dennoch nur 
gegen die in feierlicher Weise vor dem gesamten Kardinal- 
kollegium abgegebene Zusage bewilligt, daß er die 
in seiner Abwesenheit vollzogene Papstwahl an- 
‘ erkennen werde, wie dies uns die siebzehn Kardinäle in 
dem (mit ihren Siegeln bekräftigten) Befehlschreiben?) be- 
stätigen, durch welches dem Podestä, dem Capitano und 
der Gemeinde von Viterbo der strikte Auftrag erteilt wird, 
dem Kardinalbischof von Ostia und Velletri den Austritt 
aus dem Palaste, in welchem die Kardinäle eingeschlossen 
waren, und die Abreise aus Viterbo zu gestatten, „cum 
idem episcopus iuri et voto sibi competentibus in electione 
Romani pontificis renunciaverit coram Nobis, quantum ad 
praesentem vacationem dumtaxat, volens, ut non obstante 
eius absentia sine ipso hac vice libere procedamus ad pro- 
videndum Romanae ecclesiae de pastore, ratam habiturus 
et gratam electionem seu provisionem, quam de Romano 
pontifice absque ipso et eius requisitione duxerimus facien- 
dam.‘ Dieses urkundliche Zeugnis der zum Konklave ver- 
sammelten Kardinäle läßt wohl die Annahme ganz aus- 
geschlossen erscheinen, daß damals dem Ausspruche des 


1) Lectura, zu c. Nisi cum pridem (10) de renunt. (I, 9) $(5) Propter 
malitiam, v. Humiliter obedire, fol. LXXXIII — hierzu oben S. 29 N. 3, 
wo auch die Stelle des Durantis mitgeteilt ist, der sich dem Hostiensis 
anschließt. 

2) Vgl. das Regest der Urkunde in J. F. Böhmer, Regesta Imperii, 
Neubearbeitung von Ficker und Winkelmann, V 3 (Innsbr. 1892) 
p. 1514 r. 9961, und den Abdruck des Textes bei Ciaconius-Oldoini, 
Historia Pontif. Romanor. et S. R. Eccl. cardinalium, Romae 1677, t. II 
col. 184. 
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c. Quia frequenter ‚Si quis ex cardinalibus a loco, in quo 
summus pontifex obiit, electione instante discesserit, eligendi 
potestate se 'ipsum illa vice privabit‘“ die Bedeutung eines 
durch ein publiziertes, in seiner Geltung anerkanntes Kirchen- 
gesetz festgestellten Rechtssatzes zukam!!) 

In der Literatur und in den der Kurie fernerstehenden 
Kreisen der Schule blieb das c. Quia frequenter zunächst 
überhaupt unbekannt, ein Umstand, der wohl ein gewich- 
tiges Argument für die Annahme bildet, daß es den Gegnern 
des von Innocenz IV. geplanten Papstwahlgesetzes gelungen 
war, wenigstens eine solche Bekanntmachung desselben, die 
von der Schule als rechtsverbindliche Promulgation hätte 
betrachtet werden müssen, zu verhindern. Daß Bernardus 
Parmensis?) die Dekretale nicht kannte, ist zweifellos; er 
würde sie ja sonst gewiß in seiner Glossa ordinaria berück- 
sichtigt haben, da ihre Tendenz ja mit dem Standpunkte 
der von ihm aufgenommenen, die Selbstwahl bekämpfenden 
Glossen im Einklange ist.’) Auch Monaldus, dessen Summa 
1254— 1274 verfaßt sein muß*), kannte offenbar das c. Quia 
frequenter nicht; die Tatsache, daß er dasselbe nicht be- 
rücksichtigt®), läßt keine andere Erklärung zu, da er die 


1) In seiner Lectura 1. c. fol. LXXXII’° erzählt Hostiensis selbst 
seine Entlassung aus dem Konklave von Viterbo (,„Accidit autem quod 
in illa arctatione gravem infirmitatem incurrit episcopus Hostiensis, adeo 
quod ei mortis periculum imminebat: propter quod .... renunciavit ea 
vice in presentia cardinalium voci sue‘“‘) und bemerkt, die Wirksamkeit 
dieses Verzichtes sei von Rechtskundigen bezweifelt und darüber ge- 
stritten worden (,de qua renunciatione inter peritos fuit dubitatum, 
an valeret, et multipharie altercatum‘‘). Er trachtet diesen Einwänden 
gegenüber in einer längeren, vier Foliospalten umfassenden Erörterung 
das Wesen eines solchen Vorganges klarzustellen; die Sätze, in welchen 
er die rechtliche Beurteilung und Wirkung desselben zusammenfaßt, 
sind oben S. 61, 62 mitgeteilt worden. 

3) Goffredus de Trano kommt selbstverständlich gar nicht in Be- 
tracht, da er schon im Jahre 1245 gestorben ist (Schulte II 88, Mau- 
bach S. 20. 21). 

2) Vgl. hierzu oben 8.42f. N.1, 8.47 N.]l. 

4) Über die Gründe dieser Annahme vgl. m. Schulte II 417. 

4) Im Titel de electione hat Monaldus in der Unterabteilung de 
electione summi pontificis et imperatoris über die Berechnung der Zwei- 
drittelmehrheit bei der: Papstwalil nur die Bemerkungen, die sich bei 
dem von ihm später zitierten Goffredus finden, aufgenommen (so die 
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ihm bekannt gewordenen Gesetze Innocenz’ IV. sonst stets 
zitiert und als ‚ius novum‘“ berücksichtigt. Ebensowenig 
kennt Abbas antiquus (einer der Kommentatoren der No- 
vellensammlung Innocenz’ IV.) das c. Quia frequenter!), 
und ganz dasselbe gilt auch von Boatinus, dessen erst nach 
dem Jahre 1274 verfaßte Lectura zu den Dekretalen Gre- 
gors IX. in jedem Titel zugleich die in Betracht kommenden 
Novellen Innocenz’ IV. behandelt und der in seinem Kom- 
mentar zu den Konstitutionen Gregors X. das c. Ubi peri- 
culum lediglich mit dem Gesetze Alexanders III. in Ver- 
bindung bringt?) — ein argumentum a silentio, das wir 
um so mehr als entscheidend betrachten dürfen, weil Boati- 
nus es sonst niemals versäumt, der durch eine Dekretale 
aufgehobenen, abgeänderten oder ergänzten Gesetze be- 
sonders zu gedenken?) 


Handschrift der Prager Universitätsbibliothek III E. 26 fol. 60°; die 
Ausgabe des Werkes war mir nicht zugänglich). 

1) S, dessen Lectura zu den Dekretalen Gregors IX. bei c. Licet 
(Cod. Musei Bohem. XVII A. 16 [früher IB. 3; vgl. oben S. 46] fol. 10, 
Cod. Musei Bohem. XVII A. 15 [früher I B. 4] fol. 211”°); auch sonst 
konnte ich in seinen, in diesen Handschriften vorliegenden Arbeiten 
keine Spur einer Kenntnis des c. Quia frequenter finden. 

2) Er bemerkt in der Lectura zu den Dekretalen Gregors IX. zum 
c. Licet: „Ista constitutio tradit specialitatem electionis, que circa solum 
Romanum pontificem est servanda‘, und im Kommentar zu den Dekre- 
talen Gregors X. zum c. Ubi periculum: ‚Ista decretalis tractat de elec- 
tione Romani pontificis facienda et est coniungenda cum illa supra de 
elect. Licet.‘“‘ (Cod. Musei Bohem. XVII A. 15 fol. 8"°, fol. 70; Cod. Lat. 
Bibl. Palat. Vindobon. 2129 fol. 117°. 167°.) 

?) Vgl. den Kommentar zur Konstitution Gregors X. Ut circa elec- 
tiones (c. 4 de elect. in 6'° [I,6)), L c. fol. 70°, bzw. 167°°: „Ista est con- 
iungenda cum illa supra“ (nämlich in der Lectura zu den Dekretalen 
Gregors IX., wo auch die einschlägigen Novellen Innocenz’ IV. behandelt 
sind) ‚‚eod. Statuimus, que est Innocentii IV.“ (c.1 de elect. in 6'°), „et 
infra eod. Quamvis“ (c. 10 ibid.). Von besonderem Interesse ist aus diesem 
Gesichtspunkte der Kommentar zu dem hier bezogenen c. Quamvis 
constitutio (L c. fol. 717°; der Text der Wiener Handschrift fol. 168”° ist 
hier durch Auslassungen des Schreibers entstellt): „Quamvis. Ista con- 
stitutio determinat quod legitur supra eodem Statuimus, que est Inno- 
centiIV. Et supraeod. Quia ut‘‘(?) „contra etsupradeappell. Utdebitus‘‘ 
(c.59X.deappell. [II,28]), „in fine vers. salvis etc. Perhanc constitutionem 
derogatum videtur illi versiculo “salvis’ etc., quis, prout hio habetur et 
statuit Alexander IIII. (nämlich in der Konstitution Dilecti fili — vgl. 
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Auch als das Werk des Bernhard von Compostella und 
der Kommentar des Durantis zu den Konstitutionen Gre- 
gors X. schon größere Verbreitung erlangt hatten, blieb das 
c. Quia frequenter zumeist unbeachtet. Nach der durch 
Coelestin V. verfügten Wiederherstellung des Konklave- 
gesetzes Gregors X. mußte der hauptsächliche Inhalt des 
c. Quia frequenter, selbst wenn dessen Geltung von den 
entscheidenden Kreisen jemals anerkannt worden wäre, als 
antiquiert betrachtet werden; die sich gegen die Zulässigkeit 
einer Selbstwahl richtende Schlußklausel der Dekretale hatte 
schon Durantis, soweit sie sich mit der in der Schule herr- 
schenden Ansicht nicht in Einklang bringen ließ, bei seite 
zu schieben verstanden, und nach der Publikation des Liber 
sextus konnte für die Schule gar kein Zweifel mehr darüber 
bestehen, daß die ‚„Extravagante Quia frequenter“ in allen 
ihren Bestimmungen, wenn sie jemals in Geltung gewesen 
sein sollte, diese eingebüßt habe. Es ist wohl auch nur dem 
Umstande, daß Johannes Andreae in seiner Novella super 
Decretalibus auf diese ‚„Extravagante‘ zu sprechen kommt, 
auf Rechnung zu setzen, wenn in der Folge — soviel ich 
sehe — noch drei Kanonisten des späteren Mittelalters das 


dieselbe bei Schulte in den Sitzungsber. d. phil.-hist. Kl. d. kais. Akad. 
d. Wiss., Bd. 55 S. 728, und bei Friedberg, Corpus iuris canon. II 951 
N. b zum c. 10 de elect. in 6'°), electiones episcoporum maioribus causis 
annumerantur. Sed tales cause hodie per quamcunque appellationem 
non devolvuntur ad apostolicam sedem, nisi prout hic traditur ..... 
ee Quam|[vis] constitutio Alexandri. Ista constitutio non est 
in hac compilatione nec est decretalis.‘‘ Der Satz Quamvis .... decre- 
talis kommt in der Wiener Handschrift, die allerdings bei diesem Kapitel 
auch sonst einen fehlerhaften und durch Auslassungen entstellten Text 
bietet, nicht vor; immerhin könnte dieser, scheinbar an unpassender 
Stelle eingeschobene Satz aus einer Randglosse stammen, welche in 
der Prager Handschrift irrtümlich dem Texte des Boatinus eingefügt 
ist. Die Ausdrucksweise, welche mit der Wendung ‚„nec est decre- 
talis“ nicht etwa die Existenz, sondern nur die Geltung und Ver- 
bindlichkeit eines Kapitels in Abrede stellen will, ist aber dem Boatinus 
auch sonst geläufig; so bemerkt er z. B. beim c. Cum in iure: „Quidam 
voluerunt dicere quod hoc decretum per errorem remansit nec est decre- 
tum.“ (Ähnliche Wendungen finden sich in der gleichen Bedeutung 
auch bei Bernardus Compostellanus iunior und bei Durantis; s. oben 
S. 21, 28.) 
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c. Quia frequenter erwähnen. Und weil Johannes Andreae 
nur die Schlußklausel der ‚„Extravagante‘ in seinem Kom- 
mentar zum c. Licet v. Duabus bespricht, deren Haupt- 
inhalt aber mit der Wendung ‚inter cetera‘ einfach gänz- 
lich übergeht, so haben auch Antonius de Butrio, Zabarella 
und Panormitanus das c. Quia frequenter, ebenso wie ihr 
Gewährsmann Johannes Andreä, nur als ein antiquiertes, 
gegen die Selbstwahl im Konklave gerichtetes Gesetz be- 
trachtet, ohne sich weiter mit dessen Text und Inhalt zu 
befassen .!) 


!) Um das Quellenverhältnis zu illustrieren, teile ich im folgenden 
den Wortlaut der die „Extravagante‘“ betreffenden Stellen aus den ge- 
nannten Autoren mit. Johannes Andreae, beim c. Licet v. Duabus 
(vor der oben S. 48 N. 1 zitierten Bemerkung zur Glosse „Numquid‘“), 
fol. 49°0: [duabus partibus] ibidem presentium. Debent tamen ab- 
sentes per decem dies expectari, infra eod. Ubi periculum lib. VI. Olim 
habebamus extravagantem Innocentü IV., inter cetera sic dioentem: Uni- 
versalis pastor et episcopus habeatur qui a duabus partibus futurus (pon- 
tifex) eligetur, electo in duabus partibus minime computato. Et incipie- 
bat: Quia frequenter. Antonius de Butrio, Super primo Decretal., 


beim c. Licet n. 24 i.f., fol. 98: .... an in numero duarum partium 
computetur electus. Videtur quod sic: infra eod. Cum in iure..... 
Secundum hoc vox electi deberet computari in numero cardinalium .... 


et hoc plus placet. Dicam de hoc in dicto c. Cum in iure. Quedam tamen 
extravagans erat Innocentii quarti, in qua non computabatur electus. 
Franc. Cardin. Zabarella, Super lib. IDecretal. beim c. Licet, fol. 97°°, 
zählt, als die „quinque iura prodita circa electionem pape‘‘, „primo“ die 
Dekretale In nomine (,„ius antiquum‘), „secundo“ das c. Licet (,ius 
novum‘“‘), „tertio‘ das „ius magis novum cuiusdam extravagantis Inno- 
centii IV.“, „quarto adhuc magis novum infra eod. Ubi. lib. VI, quinto 
novissimum eod. tit. Clem. Ne Romani‘‘ auf und berichtet, die einzelnen 
„iura“ erläuternd, von dem an dritter Stelle angeführten: Extravagans 
autem predicta inter cetera continebat, quod electus a duabus partibus, 
electo non computato, esset papa, et incipiebat: Quia frequenter. Diese 
schematische Zusammenstellung der quinque iura hat dann Panormi- 
tanus übernommen; vgl. dessen Commentaria in Decretales, bei c. Licet 
n.8fol.110:.... Et dic quod super electione papae emanaverunt quinque 
iura. Primum ius antiquum, de quo exemplificat ista glossa (nämlich zu 
v. constiluta); secundum ius novum huius capituli. Tertium fuit magis 
novum in quadam extravaganti Innocentii quarti, que incipiebat „Fre- 
quenter“ (?), et hodie illa est sublata propter compilationem Sexti. 
Quartum fuit ius magis novum, ut in c. Ubi periculum in eod. lib. VI. 
Quintum fuit ius novissimum, quod habetur in Clementina „Ne Romani“ 
infra eodem. 
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Diese wenigen, den letzten Jahrhunderten des Mittel- 
alters angehörenden Rechtslehrer, bei welchen wir das 
c. Quia frequenter überhaupt erwähnt finden, sind sämtlich 
entschiedene Anhänger (Panormitanus ist sogar ein in 
der Folge neben Hostiensis regelmäßig zitierter Haupt- 
repräsentant) der herrschenden Ansicht, die innerhalb ge- 
wisser Schranken die Selbstwahl zu kirchlichen Würden 
als zulässig erklärt. Wie die Literatur der Kanonisten- 
schule, welche zunächst für den engeren Kreis der akade- 
misch gebildeten Juristen und Theologen bestimmt ist, so 
verteidigen auch die Schriftsteller des Forum internum, 
aus deren Arbeiten nicht nur die Seelsorger, nicht nur der 
Klerus, sondern auch die Laienwelt, soweit sie überhaupt 
zu den ‚‚literati‘‘ gehört, Belehrung schöpfen soll, mit voller 
Entschiedenheit die herrschenden Auffassungen der Schule 
über das Recht der Selbstwahl, welche ja zu jener Zeit 
offenbar auch der öffentlichen Meinung und der volkstüm- 
lichen Denkungsart durchaus nicht unsympathisch waren. 
Die unter dem Namen Rosella casuum bekannte Summa 
conscientiae des Minoriten Baptista (de Salis) Trovamala 
folgt in ihren verhältnismäßig recht ausführlich gehaltenen 
Erörterungen über die Selbstwahl durchaus der herrschenden 
Lehre und schließt sich in der Darstellung dem Panormi- 
tanus an.!) Dieser ist auch maßgebend für die das ganze 
16. Jahrhundert hindurch so verbreiteten Werke „Summa 
summarum Sylvestrina“‘ des Silvester de Prierio?) und 
„Summa Tabiena‘ (oder Summa summarum) des Johannes 
Cagnazzo?): der letztere, dessen Buch auch von den Juristen 
geschätzt und (speziell selbst in unserer Frage) gerne zitiert 
wurde, behandelt nicht nur die von ihm im Anschlusse an 
Hostiensis und Panormitanus entwickelte herrschende Lehre 
als die ,opinio quasi communis, quae satis probatur‘®), 

1) Summa Rosella, v. Electio In. 32, Electio II n. 3. 4 (in der Aus- 
gabe Venet. 1499 [Hain 14185] fol. 122Y°. 123°. 124). 

2) Summa Sylvestrina, pe. I v. Electio II n. 19. 20 (in der Aus- 
gabe Venet. 1601 fol. 236). 

3) Das Werk wurde Summa Tabiena (manche Zitate lauten schlecht- 
weg „lIabiena‘‘) genannt, weil der Verfasser, der Dominikaner Johann 
Cagnazzo (f 1521), aus Taggia (Tabie) in Ligurien gebürtig war. 

4) Summa Tabiena, pars I v. Electio, De el. primo, sc. canonica, 
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er glaubt auch insbesondere für die Papstwahl ausdrücklich 
feststellen zu sollen: „Electio autem eius [sc. papae] fit a 
cardinalibus secundum morem suum, et ipse electus a duabus 
partibus potest consentire electioni de se factae, etiamsi 
electio non sit perfecta, sed perficiatur voce electi: c. Cum 
in iure, de electione. Et electus acceptatur sine omni ex- 
ceptione, ut ait textus dieti cap. Licet.‘‘!) Die populäre 
Literatur gibt da nur die Rechtsauffassung wieder, welche 
in den letzten Jahrhunderten des Mittelalters wie an der 
Wende der Neuzeit im Kardinalkollegium und den der Kurie 
nahestehenden Kreisen anerkannt und maßgebend war. 
Charakteristisch hierfür ist auch die bisher m. W. nicht ge- 
nügend beachtete Tatsache, daß in den die Wahlaussichten 
der Kandidaten erörternden Konklaveberichten bei der An- 
gabe der zur Zweidrittelmehrheit erforderlichen Stimmen- 
zahl diese Zahl nicht selten schon für das Skrutinium um 
eine Stimme niedriger angesetzt wird, als sich dies bei einer 
arithmetisch richtigen Berechnung ergibt. In diesen Fällen 
ist nicht etwa an einen Rechenfehler zu denken; die Angabe 
erklärt sich vielmehr daraus, daß man bei der Berechnung 
der notwendiger Weise zu sichernden Stimmen der Kollegen 
des Kandidaten die Zahl schon für das (in geheimer Ab- 


-stimmung sich vollziehende) Skrutinium um eine geringer 


annehmen konnte, als die arithmetische Zweidrittelmajo- 
rität, weil die Wahl eines Kandidaten, der die angegebene 
Zahl (fremder) Stimmen erhielt, jedenfalls als gesichert 
gelten konnte, da er ja in dem an das Skrutinium an- 
schließenden Akzesse sich selbst die Stimme geben durfte, 
wenn nicht — wie dies meistens der Fall war — aus nahe- 
liegenden Gründen ein oder mehrere Kollegen durch ihr 
Akzeßvotum ihm das se ipsum papam facere ersparten. 
Und so konnte denn wenigstens im Urteile des Realpoli- 
tikers auch der (für die Schule und die offizielle Praxis 
natürlich niemals diskutable) Standpunkt zum Ausdrucke 
kommen, daß man den ganzen, dem Prinzipe zu liebe fest- 
gehaltenen Umweg des Akzesses sich in solchem Falle er- 


n. 20; secundo, quoad form. compromissi, q. IV n.5 (in der Ausgabe 
Venet. 1582 ps. I p. 524. 528). 
1) Pars Il, v. Papa n.1 (zit. Ausgabe p. 462). 
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sparen und denjenigen, der im Skrutinium von seinen Kol- 
legen nur um eine Stimme weniger, als die Zweidrittel- 
mehrheit beträgt, erhalten hat, ohne weiteres als gewählt 
proklamieren sollte.!) | 

Es ist wohl nicht unerheblich, die Tatsache festzu- 
stellen, daß derartige, realpolitischen Erwägungen ent- 
springende, ziffermäßig jedoch unrichtige ‘Angaben über 
die im Konklave zur Zweidrittelmehrheit erforderliche 
Stimmenzahl auch in den Berichten über die simonistischen 
Wahlen zu Ende des Mittelalters vorkommen.?2) Es kann 
nun freilich nicht wundernehmen, wenn die Berichterstatter 
in diesen Fällen die Zahl der durch die Wahlagitation zu 
gewinnenden Stimmen von vornherein unter Berücksichti- 
gung des Umstandes berechnen, daß im entscheidenden 
Augenblicke der Kandidat gewiß sich selbst die Stimme 


1) Daraus erklärt sich wohl auch eine sonst kaum verständliche 
Äußerung des Aeneas Sylvius in seiner „Oratio de morte Eugenii IV. 
creationeque et coronatione Nicolai V. summ. pontific. coram ipso rege 
[Friderico III.] habita‘“ (vom Jahre 1447): „Capella in conclavi fuit, 
ubi communis missa celebrabatur. Ea finita soli cardinales inter se 
scrutinium habebant. Octo et decem fuerunt numero. Nec papatus 
ulli venire poterat, nisi duodecim votis expetito. Quamvis sint qui iure 
licere dicant electi quoque vocem facere numerum.“ (Vgl. den Wortlaut 
der Rede bei Steph. Baluzii Miscellaneor. liber VII. Lutet. Parisior. 1715 
p. 550; Steph. Baluz. Miscellan. .... novo ord. dig. et .... aucta, 
opera et studio J. D. Mansi t. II, Lucae1761 p. 339; Muratori, Scriptor. 
Rer. Ital. III 2, 892. Die Rede ist auch bei Panvini im achten Buche 
seines Werkes „De varia Romani pontificis creatione‘‘ aufgenommen, 
dessen Text [Cod. Lat. Monac. 150, fol. 199*°] mit den gedruckten über- 
einstimmt, nur daß Panvini statt des Wortes votis „vocibus‘‘ liest.) 

2) Obwohl unsere früheren Ausführungen sowie die hier von mir 
im Texte gewählte Fassung dies ohnehin entnehmen lassen, will ich 
doch nicht versäumen, noch ausdrücklich hervorzuheben, daß solche 
Angaben keineswegs eine Besonderheit der Berichte über simonistische 
oder der Simonie verdächtige Wahlen sind, vielmehr — als Ergebnisse 
unausgesprochener, enthymenatischer Erwägungen des Berichterstatters 
— auch sonst vorkommen. So finden wir solche Angaben nicht nur 
öfter bei minder kritischen Berichterstattern, sondern einmal selbst 
bei dem in seiner Ausdrucksweise sonst vorsichtigeren Massarelli in 
dessen Diarium V. de conclavi post obitum Pauli III; vgl. dasselbe 
bei Merkle in Concilium Tridentinum, diariorum etc.... nova coll 
t. U p. 141: „Deerant tamen VIII vota; nam XXXI pontificem crea- 
bant, cum essent tunc in conclavi XXXXVII cardinales.“ 
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geben werde. Soviel ich jedoch sehe, wurden aber auch 
in den geschichtlichen Darstellungen über diese simonisti- 
schen Wahlen solche Berechnungen der zur Zweidrittel- 
majorität erforderlichen Stimmenzahl bisher immer als 
ziffermäßig richtige Angaben betrachtet, und unsere Schrift- 
steller operieren, m. W. ausnahmslos, in ihrer Darstellung 
unbedenklich mit diesen Zahlen, als ob letztere die arith- 
metisch richtig festgestellte Zweidrittelmehrheit bedeuten 
würden. (So ist es auch nur Selbsttäuschung, wenn die 
neuesten Darstellungen der Wahl Alexanders VI. den Nach- 
weis, wie die nötige Zweidrittelmehrheit für den Kardinal 
Rodrigo de Borja gesichert wurde, restlos erbracht zu haben 
glauben. Die Zahl der im Konklave anwesenden Kardinäle 
betrug dreiundzwanzig!), die Zweidrittelmehrheit also sech- 
zehn Stimmen, nicht fünfzehn, wie dies unsere Schrift- 
steller, der traditionellen Angabe folgend, annehmen?) 
Zählt man zu den durch simonistische Umtriebe gewonnenen 
Stimmen — soweit dies bisher von der Forschung fest- 
gestellt werden konnte, waren deren im ganzen zehn — 
noch jene der Kardinäle Ardicino della Porta, Conti, Ghe- 
rardo und schließlich Borja’s eigene Stimme hinzu, so er- 
geben sich übrigens sogar nur vierzehn Voten für Borja. 
Der Nachweis, wieso der letztere sechzehn Stimmen zu er- 
langen vermochte und welche unter den dissentierenden 
Kardinälen gewonnen worden waren, um mit ihren Stimmen 


1) Daß diese (früher von manchen bestrittene) Zahl richtig ist, 
hat Pastor auf Grund der Akten des Konsistorialarchives festgestellt; 
durch die Ergebnisse seiner Forschungen über die Wahl Alexanders VL 
ist die ältere Literatur überhaupt in den meisten Punkten antiquiert 
und überflüssig geworden. (Vgl. dessen Geschichte der Päpste seit dem 
Ausgange des Mittelalters III? S. 290-296.) 


2) Auch diejenigen, welche selbst in neuester Zeit noch die Wahl 
Alexanders VI. als eine fleckenlose und einstimmige zu verteidigen gesucht 
haben, wiederholen diese (bei ihrem Standpunkte freilich minder belang- 
reiche) überlieferte Angabe, welche die Zweidrittelmehrheit mit fünfzehn 
berechnet. (Vgl. A. Leonetti, Papa Alessandro Vl..... Bologna 1880 
v.L p. 57: ....,,non vi bisognando per fare i due terzi necessari, che 
„ quindici solamente‘‘, nachdem er p. 44 berichtet hat, daß „tutti gli 
scrittori di piü autorevolezza‘‘ die Zahl der im Konklave anwesenden 
Kardinäle mit dreiundzwanzig angeben.) 
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die Zweidrittelmehrheit herzustellen, ist also noch zu er- 
bringen.) 

Die Rechtsauffassung, welche im Kardinalkollegium 
und in dem der Kurie nahestehenden Kreise betrefis der 
Frage der Selbstwahl die herrschende wart), wurde nicht 
nur von der Schule geteilt, in der Literatur verteidigt und 
in der kirchlichen Praxis unangefochten als zu Recht be- 
stehend anerkannt: sie war, wie nicht genug betont werden 
kann, auch der öffentlichen Meinung jener Zeit durchaus 
sympathisch, sie ist Jahrhunderte hindurch die volkstüm- 
liche Auffassung über die Selbstwahl gewesen. 

Wer sich selbst die Stimme gibt, drückt sich nach 
unserem modernen Empfinden auch selbst — sagen wir, 
um nicht zu scharf zu sprechen — den Stempel der sozialen 
Minderwertigkeit auf; selbst wenn nicht lediglich Habsucht, 
Ehrgeiz, Eitelkeit die Motive seines Handelns sind, hat er 
doch bewiesen, daß ihm der notwendige Takt und Zart- 
gefühl fremd sind. Aber da in unserer Zeit so oft leider 
eben nur die Wahrung des äußeren Scheines die Hauptrolle 
spielt und den Beteiligten allein wichtig erscheint, damit 
sie sich nicht selbst in ihrem Rufe und Ansehen schwer 
schädigen, sich nicht als „moralisch, oder doch wenigstens 
sozial farbenblinde Individuen‘ kennzeichnen, so läßt unsere 
Gesetzgebung und öffentliche Meinung eine Diskussion der 
Frage der Selbstwahl jetzt am liebsten ganz bei seite. Daß 
jemand, um sich selbst durch sein Votum vorwärts zu 
bringen, offen seine Stimme zu seinen eigenen Gunsten ab- 


1) Die Beweiskraft der Tatsachen und Zeugnisse, die wir hierfür 
beigebracht haben, wird wohl nicht leicht erschüttert werden können. 
Wer die Literatur der letzten Jahrzehnte genauer verfolgt hat, könnte 
es jedoch zunächst auffallend finden, daß wir in dieser Arbeit die gerade 
in jüngster Zeit öfter erörterte Zusammenstellung der Gebräuche bei 
der Papstwahl nicht berücksichtigt haben, welche vom Kardinal Jacob 
Gaietani Stefaneschi (*um 1270, } 1343) im Konklave des Jahres 1334 
verlesen wurde. Wir haben deshalb in der Beilage III unserer Abhandlung 
festgestellt, daß der Jnhalt dieses Schriftstückes für uns nichts bietet, 
was von Belang wäre, und konnten bei diesem Anlasse zugleich den 
Nachweis erbringen, daß Mabillon’s Ordo Romanus XIV. das erwähnte 
Schriftstück durchaus nicht — wie man bisher irrtümlich annahm — 
unverändert in dessen ursprünglicher Gestalt und „authentischem“ 
Wortlaute wiedergibt. 
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gibt, das wird „im allgemeinen“ nicht erwartet — und ge- 
schieht es dennoch, so wird ja ein solches Vorgehen selbst 
von den Parteifreunden und Gesinnungsgenossen des Be- 
treffenden ‚‚nicht grundsätzlich gebilligt‘‘ werden und ‚‚vor- 
aussichtlich eben ein vereinzelter Fall‘ bleiben; die Gesetz- 
gebung und die öffentliche Meinung werden am besten tun, 
wenn sie einen solchen Vorfall ‚in seiner Bedeutung nicht 
überschätzen“. Wird jedoch, wenn die Wahl in geheimer 
Abstimmung erfolgte, der Verdacht, jemand könnte für 
sich selbst gestimmt haben, nicht nur mehr minder ‚‚diskret‘“ 
angedeutet, sondern offen ausgesprochen, dann müssen 
solche Erörterungen schon aus Rücksicht auf das Wahl- 
geheimnis, welches — angeblich — jede Kontrolle, und des- 
halb auch jede Verteidigung gegen einen solchen Vorwurf 
ausschließt!), nach der heute herrschenden Ansicht als 
„grundsätzlich unstatthaft‘“ abgelehnt werden: der Ge- 
setzgeber, welcher die geheime Abstimmung anordnete, habe 
die Entscheidung der Frage, ob die Selbstwahl zulässig sei, 
dem ‚Takte und Zartgefühle‘‘ der Beteiligten überlassen 
wollen. Die Zeit jedoch, deren Auffassungen uns bisher 
beschäftigt haben, war nicht nur naiver in ihrem Empfinden, 
sie war rücksichtsloser, zweifellos auch gewalttätiger, sie war 
in ihrer offenen und urkräftigen Art aber auch ehrlicher als 
die unsrige. Ein Standpunkt, der in solchen Dingen vor 
allem nur den äußeren Schein gewahrt sehen will, wäre ihr 
unverständlich gewesen; solche „Rücksichten“ wären ge- 
ringschätzig beurteilt worden — als ein Feigenblatt, als 
eine Schutzwehr, hinter welche sich nur Schwächlinge, die 
ihre Handlungsweise nicht verantworten wollen, verkriechen. 
Wer durch eine Selbstwahl, für die er ehrlich und offen ein- 


1) Die Vorschriften, welche die Gesetzgebung Gregors XV., im 
Anschlusse an einen seit der zweiten Hälfte des fünfzehnten Jahrhunderts 
in den Konklaven bestehenden Brauch, aufstellt, erbringen aber wohl 
zur Evidenz den Beweis, daß eine solche Kontrolle bei Wahlen, die 
von einem kleinen Kreise Wahlberechtigter vollzogen werden, ausführbar 
ist. Wird die in geheimer Abstimmung vorzunehmende Wahl aber 
von einem großen Kreise Wahlberedhtigter vollzogen, dann besteht 
allerdings für eine solche Kontrolle wohl kaum ein Bedürfnis, weil hier 
der Ausgang der Wahl wohl nur in den seltensten Ausnahmsfällen durch 
die eine Stimme des Gewählten entschieden werden kann. 
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tritt, seine eigenen Interessen wahrt, um in Zukunft die 
ihm anvertrauten Interessen anderer mit gleicher Energie 
zu vertreten, gewinnt die Sympathien. Die volkstümliche 
Auffassung jener Zeit stand einem Vorgehen, das ein kräf- 
tiges und energisches Selbstbewußtsein bekundet, sympa- 
thisch gegenüber; deshalb ist sie auch in ihrem Urteile über 
die Selbstwahl noch viel weitherziger, als das Dekretalen- 
recht. Die Schranken, welche das letztere der Selbstwahl 
zieht, sind der volkstümlichen Auffassung offenbar nur in 
dem Punkte verständlich gewesen, daß sie die unter dem 
Schutze des Wahlgeheimnisses erfolgende Selbstwahl per- 
horreszieren. Die sonstigen Beschränkungen der Selbst- 
‘ wahl, an denen das kanonische Recht festhalten zu müssen 
glaubt, betrachtet die volkstümliche Auffassung nicht als 
gerechtfertigt; jedenfalls scheint eine Selbstwahl, die sich 
über diese Schranken hinaussetzt, dem Gewählten in der 
öffentlichen Meinung nicht abträglich gewesen zu sein — 
wer etwas taugt, soll auch ‚Ambition‘ haben und diese 
offen an den Tag legen dürfen. " 

Wenn die Normen des Dekretalenrechts und — diesem 
grundsätzlich folgend — auch die Goldene Bulle Karls IV.!) 
eine Selbstwahl gestatten, so sind solche Gesetze keineswegs, 
wie dies gerade in neuester Zeit wiederholt behauptet worden 
ist, „Neuerungen“ gewesen, deren leitender „Gedanke der 
mittelalterlichen Anschauungsweise fernliegt“ (Zeumer), 
„Neuerungen“, die nur ‚in folge theoretischer Erwägungen 
des Gesetzgebers in das Gesetz und auf diesem Wege in 
die Praxis eingedrungen“ sind. Historiker, die solche Be- 
hauptungen aufstellen, verkennen wohl die Bedeutung der 
moralischen und politischen Schranken, welche gesetzgebe- 
“ rischer Willkür überhaupt, und insbesondere in einer Rechts- 


!) Cap. II. $ 5: In casu denique, quo tres principes el@ctores pre- 
sentes seu absencium nuncii quartum ex se seu ipsorum consorcio, vide- 
licet principem electorem presentem vel absentem in regem Romanorum 
eligerent, vocem illius electi, si presens affuerit, aut nunciorum ipsius, 
si eäm abesse contingeret, plenum vigorem habere et eligencium augere 
numerum partemque maiorem decernimus constituere ad instar ceterorum 
principum electorum. (Der Text nach Zeumer, Die Goldene Bulle 
Kaiser Karls IV., in dessen Quellen und Studien zur Verfassungsgeschichte 
des Deutschen Reiches II 2 S. 16.) 
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ordnung, wie das von der Schule und dem konservativen 
Geiste der Kirche getragene Dekretalenrecht, oder gar das 
Staatsrecht des römisch-deutschen Reiches, durch Macht- 
faktoren gezogen sind, die, solange ihnen eine festwurzelnde 
Überlieferung zu statten kommt, keiner gesetzgeberischen 
Willkür weichen.!) Nur weil, wie schon erwähnt, die volks- 
tümliche Auffassung sich noch mehr als das kanonische 
Recht mit der Selbstwahl befreundet hatte, konnte auch 


1) Andererseits wird doch auch niemand leugnen, daß die Rechts- 
anschauungen aller an der Rechtsbildung in maßgebender Weise be- 
teiligten Faktoren selbst wieder in den Fluß der Entwicklung gestellt 
sind und sich im Laufe der Zeiten naturgemäß ändern. Und zudem 
ist übrigens die Behauptung, die Vorschrift des cap. II $ 5 der Goldenen 
Bulle über die Selbstwahl sei eine früheren mittelalterlichen Rechts- 
anschauungen fernliegende Neuerung gewesen, bisher überhaupt noch 
nicht als begründet erwiesen; jedenfalls genügt hierzu nicht das Zitat 
eines vereinzelten Ausspruches, den ein Chronist einem der beiden, 
anläßlich der deutschen Königswahl de Jahres 1024 rivalisierenden 
Kandidaten in den Mund legt (Wipo, Vita Chuonradi imperatoris [Mon. 
Germ. Hist. SS. XI. 258): „In omni electione nemini licet de se ipso 
iudicare, licet autem de alio“. Grauert (Papstwahlstudien, im Histor. 
Jahrb. der Görres-Gesellsch. XX 269, 270) legt auf diese Stelle besonderes 
Gewicht und meint, sie sei „bisher meist nicht richtig‘‘ — was wohl 
heißen soll, nicht als Mißbilligung der Selbstwahl — „verstanden worden“, 
Aber schon God. Dan. Hoffmann (De pluralitate suffragiorum in 
electione imperatoris. Tubing. 1742 p. 50) verweist auf diese Stelle als 
Beleg dafür, „quid olim Germani nostri de sui ipsius electione senserint‘““, 
und fügt bei: „Digna sane principe hoc Salico verba, a nemine adhuc, 
quod sciamus, adtenta satis.““ Auch Joh. Dan. Olenschlager in 
seiner „Neuen Erläuterung der Goldenen Bulle Kaiser Carl IV.“, 1766 
$ X S. 33, glaubt seine Behauptung, daß vor der Goldenen Bulle kein 
Kandidat sich selbst die Stimme geben durfte, auf diese Stelle stützen 
zu dürfen. Und F. Schroller, Die Wahl Sigmunds zum römischen 
König [1875] S. 42, bemerkt zwar m. E. ganz richtig, daß „man darin“ 
— d.h. an einer Selbstwahl — damals „nichts Auffallendes zu finden 
schien‘, versucht aber die erwähnte Stelle Wipos als Argument für 
seine (meines Wissens durchaus singuläre) einschränkende Auslegung 
des cap. II $ 5 der Goldenen Bulle geltend zu machen. Seiner Auffassung 
nach sollte nach „dem Sinne der Goldenen Bulle“ und ‚‚dem früheren Usus“ 
die Selbstwahl eines Kurfürsten lediglich dann als zulässig betrachtet 
werden, wenn nur vier Kurfürsten anwesend sind und drei derselben 
den vierten aus ihrer Mitte wählen wollen, oder wenn nur drei anwesend 
sind, die ihre Stimmen auf einen vierten abwesenden Kurfürsten ver- 
einigen. 
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die weltliche Gesetzgebung in der Goldenen Bulle die Ent- 
scheidung der Wahl durch die Stimme des Gewählten aus- 
drücklich anerkennen, ohne daß dies auf Widerspruch, ge- 
schweige denn auf Widerstand gestoßen wäre. 

Aus dieser Popularität der Selbstwahl erklärt sich die 
Entstehung und Verbreitung jener anekdotenhaften Er- 
zählungen, die uns zu berichten wissen, daß Bischöfe, 
Päpste, Ordensmeister ihre Würde durch eine — ambitiöse 
und impetuose — Selbstwahl erlangt haben, welche nach 
den Kirchengesetzen zweifellos als rechtswidrig und ungültig 
zu betrachten wäre, oder denen zu folge weltliche Fürsten 
ohne alle Bedenken durch ihre in erster Reihe abgegebene 
und durch ein nicht zu überbietendes Selbstlob motivierte 
Stimme ihre Wahl zur Kaiserwürde in die Wege geleitet 
haben sollen. Für alle diese Anekdoten möchte ich den 
Ausspruch eines modernen Historikers gelten lassen, daß 
„die Anekdote gar nicht wahr zu sein braucht, um als 
Wahrheit zu wirken‘, weil sie uns oft ‚‚mit viel lebendigerer 
Echtheit‘“ ‚den Geist der Zeit‘‘, welcher sie entstammt, 
erkennen läßt, als dies ‚eine noch so getreue Aufzählung 
dokumentarisch beglaubigter Tatsachen‘ zu leisten ver- 
möchte. 

Cäsarius von Heisterbach, der bei aller seiner für uns 
verwunderlichen Leichtgläubigkeit doch die Anerkennung 
verdient, daß er immer ‚die strengen Forderungen einer 
innigen Frömmigkeit und ernsten Moral‘ als die leitenden 
Grundsätze behandelt sehen will!), erzählt im sechsten 
Buche (cap. 19) seiner libri dialogorum de miraculis?): 
‚Cum nostris temporibus Parisiis vacaret episcopatus ... 
electores .... tribus sua vota commiserunt: qui tres, cum 
in unam convenire nequirent personam, magistro Mauritio?), 
qui unus trium erat, duo suam dederunt auctoritatem, ut, 
quemcunque ipse nominaret, episcopus esset. Et quia idem 


1) So Wattenbachs Urteil. 

2) Der Text im folgenden, da mir die neuere Ausgabe Stranges 
jetzt nicht zur Hand ist, nach der Ausgabe Colon. Agripp. 1599 p. 432. 

3) Unter diesem „Mauritius“ kann nur Mauritius de Soliaco (Mau- 
rice de Sully) gemeint sein, welcher 1160 als Nachfolger des Petrus 
Lombardus Bischof von Paris wurde und 1196 gestorben ist. 
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Mauritius, ut rei exitus probavit, magis cupiebat prodesse 
quam praeesse, se ipsum nominavit, dicens: ‚Aliorum con- 
scientias et propositum ignoro, episcopatum hunc, gratia 
Dei me adiuvante, irreprehensibiliter regere propono.‘ Quod 
et fecit: sanctae enim vitae fuit, tam verbo quam exemplo 
plurimis profuit, dies suos in eodem episcopatu clausit.“ 
Diese Geschichte einer Bischofswahl, die mit den Grund- 
sätzen des kanonischen Rechtes unvereinbar ist, wird sonst 
nirgends bestätigt und ist gewiß gänzlich unglaubwürdig.!) 
Trotzdem meinte aber selbst noch Stephan Baluze (Vitae 
paparum Avenionensium I 716) diese Pariser Bischofswahl, 
wie sie Cäsarius von Heisterbach erzählt, als entschuldigen- 
des Präzedens geltend machen zu dürfen?), für den Fall, 
daß der von Baluze selbst verworfene Bericht Villanis, 
welcher Johann XXII. durch Selbstwahl die päpstliche Wür- 
de erlangen läßt?), etwa doch auf Wahrheit beruhen sollte. 
Diese Erzählung Villanis, der den ganzen Vorgang 
für durchaus rechtmäßig ansieht (,Questi [nämlich 
Jakob Duese] ...... per trattato di messer Napoleone 
Orsini cardinale ..... la diede a se medesimo, eleggen- 


!) Vgl. hierüber die Histoire litteraire de la France XV 150. — 
Casimir Oudin (Commentarius de scriptorib. ecel. antiq. II Lips. 1722 
col. 1583) kennzeichnet die Erzählung des Cäsarius als ein „commentum 
incredibile, contrarium canonibus et usui ecclesiae“. Wenn er die Ver- 
mutung ausspricht, Maurice de Sully sei wahrscheinlich von den beiden 
anderen Kompromissarien gewählt worden, so ist dies wohl nur ein Ver- 
such, den Bericht des Cäsarius mit den Bestimmungen des Dekretalen- 
rechts in Einklang zu bringen. Gewiß konnten solche Erzählungen nur 
deshalb Verbreitung finden, weil weitere Kreise eben nur die unklare 
Vorstellung hatten, es könne jemand unter Umständen von Rechts wegen, 
und insbesondere bei Kompromißwahlen, selbst zu seinen Gunsten den 
Ausschlag geben, ohne daß ihnen die rechtlichen Grenzen einer solchen 
Möglichkeit genauer bekannt gewesen wären. Man darf aber wohl nicht 
mit Oudin ohne weiteres annehmen, daß jede Wahl, bezüglich deren 
ein solches Histörchen verbreitet wurde, tatsächlich doch wenigstens 
per viam compromissi vollzogen worden sei: Papst Johann XXIL, dessen 
vermeintliche Selbstwahl durch Jahrhunderte so vielen als glaubwürdig 
galt, ist, wie jetzt zweifellos feststeht, überhaupt nicht per viam com- 
promissi gewählt worden! 

?) „Et tamen haec res non vacabat exemplo.““ 

®) Lib. IX. c. 81 (in der Florentiner Ausgabe der Chronik Villanis 
vom Jahre 1845 Bd. II S. 198. 199). 
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dosi papa per ordinato modo secondo i decre- 
tali‘), ist bei den Späteren, die Villanis Berichte folgen!), 
von einem Kompromiß der Kardinäle verstanden worden, 
die angeblich dem Jakob Duese, Kardinalbischof von Porto, 
die Wahl übertrugen. Die dramatische Szene seiner Selbst- 
wahl (,‚,Papa ego‘‘), welche sich in dem (von Villani irrtüm- 
lich nach Avignon verlegten) Konklave zu Lyon am 7. Au- 
gust 1316 abgespielt haben sollte, galt bis ins 17. Jahr- 
hundert als verbürgte geschichtliche Wahrheit; das Histör- 
chen ging von Mund zu Mund und wurde allgemein ohne 
jedes Bedenken geglaubt. Erst Raynald in seiner Fort- 
setzung der Annalen des Baronius?) (ad ann. 1316 n. 3; in 


1) Panvini (Cod. Latin. Monac. 149, fol. 167°. 168) ist von der 
Wahrheit der Erzählung Villanis so überzeugt, daß er sich für verpflichtet 
hielt, dieselbe sogar im italienischen Originaltexte in seine Geschichte 
der Papstwahlen aufzunehmen: „Qua ratione autem ex compromisso in 
se facto se ipse“ [scil. Joannes papa XXII.] ‚cum collegii consensu papam 
elegerit, ex Joanne Villano illorum temporum scriptore ostendam, lib. histo- 
riarum IX......... (hier folgt der Text Villanis von den Worten ‚‚Questi 
fu eletto a di 7 d’Agosto‘ bis zu den Worten „secondo i decretali‘, der, 
bis auf einige Fehler des Schreibers, mit jenem der Ausgaben der Chronik 
Villanis übereinstimmt). Daß der heil. Antoninus von Florenz (f 1459) 
den Bericht Villanis in seine Weltchronik (Pars III tit. 21 c. 4) aufnahm 
und die Rechtsgiltigkeit einer solchen Wahl verteidigte, hat gewiß die 
Verbreitung des Märchens und das — uns heute kaum begreifliche — 
Vertrauen zur Richtigkeit der Angaben Villanis sehr gefördert. Indessen 
war die Popularität und Verbreitung des Märchens auch schon vordem 
eine erstaunliche; man vgl. z. B. nur die Belege, welche Haller (Papst- 
tum und Kirchenreform I [1903] S. 90) dafür beigebracht hat, daß die 
Erzählung von der Selbstwahl Johanns XXII. um 1400 in Frankreich 
allgemein geglaubt und 1406 auf einer Nationalsynode wiederholt wurde. 

2) Jedenfalls war Raynald der erste, der mit seiner Widerlegung 
der Fabel Villanis in einem durch den Druck veröffentlichten Werke 
hervortrat. Ich möchte jedoch bezweifeln, daß seine Begründung durchaus 
originell war; denn schon mehr als zwanzig Jahre vor der ersten Publi- 
kation der Annalen Raynalds hat Benedikt Giustiniani in seinem 
nur handschriftlich erhaltenen, noch vor Gregors XV. Tode (1623) verfaßten 
Kommentar zum Wahlgesetze GregorsXV. (B.G... . de legitima Romani 
pontificis electione libri sex. Ad auream constitutionem S.=i D. N. 
Gregorii XV. etc. — diese Arbeit Giustinianis ist von Wahrmund im 
Cod. Barberin. XXVIII 46 aufgefunden worden, der mit dem jetzigen 
Barber. Lat. 1638 der Vatikanischen Bibliothek identisch ist, aus welchem 
meine Exzerpte stammen) die Erzählung von der Selbstwahl Johanns 
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der Kölner Ausgabe vom Jahre 1691 t. XV p. 141), dessen 
Beweisführung Baluze (a.a.0.1I 716) zu ergänzen sich be- 
strebte, hat die gänzliche Unhaltbarkeit der Erzählung 
Villanis aus inneren und äußeren Gründen erwiesen, und 
seitdem galt für die ernste wissenschaftliche Forschung das 
famose Histörchen als abgetan.!) Der jetzt von Finke aus 
dem Archiv der Krone von Aragon herausgegebene, an 
König Jakob II. über die Wahl Johanns XXII. erstattete 
Bericht seines Gesandten, welcher die bisher im einzelnen 
nicht bekannt gewesenen Vorgänge bei der Wahl schildert, 
hat auch die Tatsache festgestellt, daß die Wahl Jo- 
hanns XXII. nicht, wie dies manche bisher noch immer an- 
nahmen, durch Kompromiß, sondern durch Skrutinium und 
Akzeß erfolgte, indem auch die Minderheit, nachdem Jakob 
Duese die Zweidrittelmehrheit erlangt hatte, einhellig der 
Mehrheit beitrat.?) 


XXII als ein ‚„merum mendacium, nescio quo auctore sparsum in vulgus, 

. & viris quoque doctis arreptum... et cum ingenti iniuria illius 
pontificis tanta cum asseveratione ad posteros transmissum,‘‘ bezeichnet 
und zur Widerlegung dieser Ausgeburt einer „fama mendax‘‘ im fünften 
Buche des zitierten Werkes (c. XII n. IIII) schon die nämlichen Gründe 
geltend gemacht, welche in der Folge bei Raynald und Baluze 
wiederkehren. 

!) Man vergleiche aus der Literatur des letzten Jahrhunderts 
etwa J.B. Christophe, Geschichte des Papsttums während des vier- 
zehnten Jahrhunderts, übersetzt von J. J. Ritter [1853] S. 355 —357; 
M. Bertrandy, Recherches historiques sur l’origine, l’Election... du 
pape Jean XXI. Paris 1854 p. 27. 52; Hefele, Conciliengeschichte VI®, 
677; V. Verlaque, Jean XXII., sa vie et ses oeuvres, Paris 1883 p. 68.69 
(Souchon, Die Papstwahlen von Bonifaz VIII. bis Urban VI. [1888] 
S. 36—40, ignoriert die Angaben Villanis vollständig und hält sogar 
dessen überlieferten Text für verdorben.. Wenn Petruccelli della 
Gattina, Histoire diplomatique des conclavesI p.39, noch im Jahre1864 
die Selbstwahl Johanns XXII. seinen Lesern als verbürgte historische 
Wahrheit vorträgt („le cardinal compromisseur...... 8’ecria: Papa ego, 
et il fut Jean XXII‘), so darf man den guten Glauben dieses Schrift- 
stellers füglich bezweifeln. 

3) „Hodie.... fuit electus concorditer nemine cardinalium palam 
seu in publico discrepante dominus Jacobus Portuensis episcopus..... 
alii videntes, quod complementum vocum habebat...... consenserunt 
omnes sic, quod non fuit factum aliud scrutinium nec compromissum.‘“ 
(Vgl. Heinr. Finke, Vorreformationsgeschichtliche Forschungen I: 
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Mit der naiven Auffassung Villanis, daß die von ihm 
berichtete Selbstwahl Johanns XXII. mit den Bestim- 
mungen des Dekretalenrechtes im Einklange stehe, konnten 
sich freilich die Theologen und Juristen nicht ohne weiteres 
einverstanden erklären, welche ja durch Jahrhunderte ge- 
nötigt waren, zu den Erzählungen der Villani folgenden Ge- 
schichtsschreiber!) Stellung zu nehmen. Man trägt im all- 
gemeinen doch Bedenken, sich mit dem Ausspruche des 
bl. Antoninus in seiner Weltchronik?) „Et quamvisin aliis 
electionibus quis se ipsum eligere non valeat, tamen in 
electione pape non prohibetur, cum sibi committitur electio,‘“ 
einverstanden zu erklären und mit diesem Autor jede Papst- 
wahl, die gemäß dem Willen der Kardinäle oder der Zwei- 
drittelmehrheit derselben erfolgt, als unanfechtbar gültig 
zu betrachten, wenn nur der Gewählte ‚‚fidelis, non here- 
ticus‘ ist. Für die Späteren war, soviel ich sehe, die von dem 
Probabilisten Joh. Azor versuchte Erklärung des Vorganges 
der willkommenste Wegweiser: ‚„Crediderim electionem lo- 
annis XXII...... ratam et firmam habitam fuisse, tum 
quia id ei licuit ex forma expressa compromissi, tum quia, 
postquam se ipsum nominavit, cardinales quoque ceteri con- 
senserunt.‘‘'?) Da aber die angebliche forma expressa com- 


Aus den Tagen Bonifaz’ VIII. [1902], i. d. Quellen n. 17 p. LXVII; Jos, 
Asal, Die Wahl Johanns XXII...... 1910 [Abhandlungen zur mitt- 
leren und neueren Geschichte, Heft 20] S. 77.) 

1) Dieseäußern nur sehr vereinzelt ihre Bedenken, so z.B. Papirius 
Masson, Libri sex de episcopis Urbis..... Ad Henricum III. optim. 
max. Francor. regem. Paris 1586 fol. 278: ... .,‚quod per iuris canonici 
disciplinam nescio an fieri poterat‘“. 

%) L. c. ps. III. tit. 21 c. IV (edit. Norimb. 1491 fol. 119; edit. 
Norimb. 1484 fol. 98). — Dieser Ausspruch des hl. Antoninus kehrt in 
der Chronik des Joh. Nauolerus wörtlich wieder (Generat. XLIIII., 
edit. Colon. 1579 vol Op. 993). 

2) R. P. Joann. Azorii Lorcitani... Institutionum moralium 
Pars II [t. II] Colon. Agripp. 1608, lib. IV c. ö.q. 8 col. 647. Andererseits 
möchte man allerdings glauben, daß Azor von einem Kompromiß und 
einer forma compromissi nur eine recht unklare Vorstellung hatte, da 
er ja l. c. cap. II q. 8 col. 619 meint: ....quando omnes cardinales 
aut eorum tres partes vel duae in unum aliquem cardinalem compro- 
mitterent, ut ipse quem vellet pontificem eligeret. tunc, si ipse se ipsum 
eligeret, locum haberet electio, quia non suo, sed aliorum nomine et 
consensu id faceret: idque Joannes XXII. fecisse perhibetur. 
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promissi, welche eine solche Selbstwahl gestattet haben soll, 
ein Unicum wäre, das allen feststehenden Rechtsauffassungen 
widerspricht, und jedenfalls in keiner der geschichtlich über- 
lieferten Kompromißformeln den Kompromissarien, bei 
irgend einer Wahl, eine solche Berechtigung erteilt worden 
ist, so haben in der Folge die Theologen und Kanonisten 
und ebenso auch die Publizisten (welche bei der Erläuterung 
des c. II $ 5 der Goldenen Bulle auch auf die Frage der 
Selbstwahl zu kirchlichen Würden eingehen), solange die 
Erzählung Villanis überhaupt als glaubwürdig behandelt 
wurde, gewöhnlich einfach die nachträgliche Zustimmung 
aller Kardinäle als das für die sonst anfechtbare Gültigkeit 
der Selbstwahl Johanns XXII. entscheidende Moment be- 
zeichnet.!) 

Nach dem Muster der beiden uns schon bekannten 
Selbstwahlanekdoten wurden auch andere Histörchen dieser 
Art in Umlauf gesetzt, die ohne weiteres Glauben und Ver- 
breitung fanden. Der Bischof Dominicus II. von Burgos 
(Domingo de Arroyuelo, 1366—1380) sollte als Kompro- 


1) Selbst noch Georg Christ. Neller in seiner aus dem Jahre 1756 
stammenden Dissertatio de sacrae electionis progressu glaubt sich in 
dieser Weise mit der Selbstwahl Johanns XXIl. abfinden zu müssen, 
indem er bemerkt: ‚non ex se valebat, sed quia electores contenti erant“. 
(Vgl. Schmidts Thesaurus iuris ecclesiast. potiss. German. t. Il, Diss. 
XVII p. 720.) Merkwürdiger Weise hat übrigens in dieser Frage gerade 
ein und der andere Autor, dessen Umsicht in der Benutzung der Literatur 
und dessen Vorsicht in seinen Behauptungen den Zeitgenossen sonst 
als vorbildlich gelten durfte, auffallend versagt. Barbosa (Juris ecclesi- 
ast. lib. Ic. 1 n. 96. 97, edit. Lugd. 1699 p. 19) leistet sich in der Dar- 
stellung des Rechtszustandes, wie er bis zur Konstitution Gregors XV. 
in Geltung war, den mehr als gewagten, um nicht zu sagen, den mon- 


strösen Ausspruch: .... Quo exemplo [sc. Joannis XXIL] posse com- 
promissarium, si unus tantum sit, se ipsum eligere, tradunt S. Antoninus 
....et Azorius.... Quod in pontifice verum credo; nam talis electio 


non repugnat iuri divino aut naturali, cum eidem minime repugnet 
eundem esse eligentem et electum, habet tamen iuris humani repugnan- 
tiam, quae non sufficit ad huiusmodi electionem annullandam, utpote 
quod nulla exceptio a iure humano proveniens contra talem electionem 
opponi possit iuxta dietum cap. Licet.‘““ Dennoch ist Lavorius (Variar. 
lucubration. t. I tit. IV c. VI nn. 17 p. 318, c. VII n. 27 p. 331) nicht 
der einzige Schriftsteller, welcher diesen Sätzen Barbosas vollinhaltlich 
zustimmt. 
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missar bei der Bischofswahl sich selbst zum Bischof aus- 
gerufen und hierfür den Beifall aller Kanoniker gefunden 
haben.!) Bezüglich der zwiespältigen deutschen Königswahl 
des Jahres 1314 begegnen wir später der auf ihre Quelle 
nicht kontrollierbaren Behauptung, daß Ludwig der Bayer 
für sich selbst gestimmt habe. Die Angabe ist evident un- 
richtig, da ja überhaupt nicht Ludwig, sondern sein Bruder, 
Pfalzgraf Rudolf, stimmberechtigt war; sie ist aber deshalb 
nicht ohne Interesse, weil ihre Urheber eine Selbstwahl 
nach dem Rechte des Reiches auch schon vor der Goldenen 
Bulle für zulässig gehalten haben müssen. Die Erzählung 
Guicciardinis im dreizehnten Buche seiner Geschichte Ita- 
liens, daß bei der Wahl Karls V. — die tatsächlich jedoch 
am 28. Juni 1519 einstimmig vollzogen wurde — Kurfürst 
Joachim von Brandenburg für sich selbst gestimmt habe, 
ist hingegen wohl nur deshalb bemerkenswert, weil ihr Ur- 
heber dem Kurfürsten eine geradezu unglaubliche Naivetät 
zumutet.?) Man möchte beinahe annehmen, daß die Ur- 


1) So wird die Geschichte dieser Wahl ohne jede kritische Bemer- 
kung selbst noch bei Henr. Florez, Espana Sagrada t. XXVI, Matrit. 
1771 p. 359 erzählt; als Quelle ist die Chronik des Diego de Valera 
zitiert, die im Jahre 1471 vollendet wurde. Die Publizisten der Reichs- 
zeit, welche, wie schon erwähnt, auch auf die Selbstwahl zu kirchlichen 
Würden und die überlieferten „exempla‘ solcher den Rahmen des kano- 
nisch Zulässigen überschreitender Wahlen zu sprechen kommen, führen 
in diesem Zusammenhange gleichfalls öfter das Beispiel des Dominicus 
von Burgos an (vgl. z. B. Joh. Limnaeus, Juris publ. imper. Rom. 
Germ. t. IV [Addition. t. 1], Argentor. 1666 p. 222, G. F. Scheid in der 
oben S.49 N. 1 angeführten Dissertatio de autocheirotonia p. 39. 40). 
Als Quelle ihrer Kenntnis wird von ihnen übereinstimmend die im 
Jahre 1608 veröffentlichte Geschichte Spaniens von Louis de Mayerne- 
Turquet angegeben; vielleicht ist es diesem auf Rechnung zu setzen, 
wenn bei manchen (z. B. bei Limnaeus) dem überlieferten Tatbestande 
des Histörchens noch die (wohl als ein späterer anachronistischer Beisatz 
sich kennzeichnende und der gehässigen Spitze nicht entbehrende) Er- 
gänzung angehängt ist, daß der Papst der Wahl die Konfirmation 
erteilt habe. 

2) Die ursprüngliche Quelle solcher Histörchen zu ermitteln, ist 
deshalb schwierig, weil dieselben entweder ohne Quellenangabe erzählt 
werden, oder aber die Berufung auf angebliche Gewährsmänner sehr 
summarisch gefaßt ist und sich gewöhnlich als ein ohne Kontrolle über- 
nommenes Zitat herausstellt: Die Publizisten z. B., welche auf die an- 
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heber solcher Histörchen bisweilen auch schon die sugge- 
stive Wirkung, die ein außerordentliches Ereignis auf die 
unmittelbaren Zeitgenossen zu üben vermag, als ein die 
Glaubwürdigkeit ihrer Erzählungen bekräftigendes Moment 
in Rechnung gestellt hätten. Anders läßt es sich wohl nicht 
erklären, daß uns gerade für das Jahr 1410 drei Fälle der 
Selbstwahl erzählt werden — am 17. Mai 1410 soll ein 
Papst, am 20. September 1410 ein deutscher König, am 
16. November 1410 ein Hochmeister des deutschen Ritter- 
ordens seine Würde durch eine die Schranken der Rechts- 
ordnung durchbrechende Selbstwahl erlangt haben! Wenn 
dies von Balthasar Cossa (Johann XXIII.) erzählt wird, so 
hat noch ein Historiker unserer Zeit dieser Anekdote, wenn 
sie auch durch keine einwandfreie Quelle beglaubigt ist!), 
nicht allen Wert absprechen wollen, insofern als das Histör- 
chen?) uns zeigt, wessen man den gewalttätigen und rück- 
sichtslosen Mann für fähig hielt. Der schon von Goldast 
als unglaubwürdig verworfene Bericht des Dubra vius?®)über 


gebliche Selbstwahl Ludwig des Bayern zu sprechen kommen, nennen 
den Cuspinianus als ihre Quelle (vgl. u. a Dominicus Arumaeus, 
Discursus academ. ad aur. Bullam Caroli IV., Jenae 1617, Disc. II $ 22 
p. 116, dem eine Reihe anderer sich anschließt); es hat jedoch schon 
Scheid L c. p. 41 dargetan, daß auch dieser verhältnismäßig sehr späte 
Gewährsmann nur mit Unrecht berufen wird. 

1) Vgl. hierzu Herm. Blumenthal, Johann XXIIH., seine Wahl 
und seine Persönlichkeit, in der Zeitschr. für Kirchengeschichte Bd. XXI 
S. 495. i 
2) PERFRIREEER Cum autem obsecraretur, ut, quem vellet, significare 
dignaretur: „Date“, inquit, „mihi chlamydem Petri et ego eam dabo 
pontifici futuro“. Quod cum factum fuisset, ille, pallium suis humeris 
imponens, „Papa“, ait „sumego“. (Jacobus Philippus Bergomensis 
[Foresta], Supplement. chronicarum. Venet. 1513 fol. 171°.) 

?).....cum Sigismundus rex Hungarise tamquam marchio Bran- 
denburgensis, qui unus electorum habetur, venisset, dignitatisque regiae 
gratia primus sententiam esset rogatus de Caesare nominando, se ipsum 
nominavit: „‚me‘‘, inquiens, „‚ego novi, alios non itidem, an aeque mecum 
imperio orbis digni sint, praesertim in tanto rerum motu, quo Italia 
quoque schismate ibi durante plurimum laborat“. Mirati hanc tam 
liberam et apertam Sigismundi vocem, caeteri electores...... ipsum.... 
Caesarem consalutant (Jo. Dubravii... Historia Bohemica...... 
edit. Francof, 1687, lib. XXIII p. 621. — Die erste Ausgabe des Werkes 
erschien im Jahre 1552, ein Jahr vor dem Tode des Verfassers). 
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die (erste) Wahl Sigismunds, bei welcher sich dieser, im 
Widerspruche mit den Vorschriften der Goldenen Bulle über 
die Reihenfolge der Abstimmung, selbst als erster die Stimme 
gegeben und durch sein impetuoses Hervortreten die übri- 
gen Stimmen sämtlich gewonnen habe, ist eine Fabel, die 
viele der neueren Geschichtsschreiber nicht einmal der 
Erwähnung mehr wert erachten.!) Die Erzählung von 
der Selbstwahl des Hochmeisters Heinrich von Plauen, 
welche offenbar in der Folge nach dem Muster der über 
die Wahl Johanns XXIII. und Sigismunds verbreiteten 
in ihren Einzelheiten ausgeschmückt wurde?), dürfte in 
ihrer älteren und einfacheren Fassung sogar zeitgenössi- 
schen Ursprunges sein®); sie galt nicht nur den die Beispiele 
der Selbstwahl sammelnden Publizisten, sondern auch den 
Historikern des Ordens und Ordenslandes bis ins 18. Jahr- 
hundert als verbürgte geschichtliche Wahrheit.t) 


1) Sigismund war tatsächlich bei seiner ersten (zweifellos ungiltigen) 
Wahl, die am 20. September 1410 zu Frankfurt erfolgte, überhaupt 
nicht anwesend; die brandenburgische Kurstimme wurde durch Sigis- 
munds Bevollmächtigten, den Burggrafen Friedrich von Nürnberg, ver- 
treten. 


2) Die Brüder überlassen ihm „auf sein Gewissen‘ die Wahl des 
Hochmeisters: „welchem er das Velum umgeben würde, der sollte Hoch- 
meister sein‘. Und nach gehaltener Messe „schwung er das Velum umb 
sich selbst‘, bat, die Brüder sollten sich nicht ärgern, er wüsste wohl, 
„mit was Treu er das Land meynte, aber wie es die andere meynten, 
wäre ihm unbewusst“. 

3) Von der Selbstwahl eines Hochmeisters im Ordenslande Preußen 
weiß schon Aeneas Sylvius (Histor. de Europa c. 29, in dess. Opera 
geogr. et hist. Helmst. 1699 p. 283) zu erzählen; aber die dramatischen 
Einzelheiten des Vorganges fehlen da noch, auch die Zeit der Wahl und 
der Name des Hochmeisters wird nicht angegeben. 


4) Erst Raymund Duellius (Historia ordinis equitum Theutonicor. 
Viennae 1727 p. 39) hat die Geschichte von der angeblichen Selbstwahl 
des Hochmeisters Heinrich vom Plauen als eine Fabel bezeichnet und 
dargetan, daß sie durch den Wortlaut des Antrittemanifestes dieses 
Hochmeisters vollständig widerlegt wird. Felix Salles, Annales de 
l’ordre teutonique (1887, I 118), erwähnt bei der Besprechung der 
Wahl Heinrichs von Plauen überhaupt nicht mehr der Fabel von 
seiner Selbstwahl. 
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III. Die zu Anfang des XVI. Jahrhunderts 
in den Kreisen der Kurie beginnende Agitation 
gegen die Zulässigkeit einer Selbstwahl im Kon- 
klave und deren wahrscheinliches Motiv — daher 
die Versuche, die Konstitution Quia frequenter 
diesen Kreisen in einer interpolierten, mit dem 
seit Gregor X. geltenden Papstwahlrechte verein- 
baren Fassung plausibel zu machen: dieser inter- 
polierte Text ist in privaten Extravagantensamm- 
lungen und bei Panvini handschriftlich erhalten. 
— Der Erfolg der Agitation anscheinend gering; wie 
die Doktrin, hält auch die im Kardinalkollegium 
maßgebende Anschauung an der überlieferten Mei- 
nung fest: Reformentwürfe, welche die Art der Ab- 
stimmung im Konklave gesetzlich regeln wollten, 
heben die Zulässigkeit einer Selbstwahl sogar aus- 
drücklich hervor. — Die von Pinelli angeregte Auf- 
nahme des interpolierten c. Quia frequenter in den 
Entwurf der „Decretales Clementis VIII.“ nicht von 
bleibender Bedeutung; der „Liber septimus“ bald 
verschollen. — Pinelli scheint, wie in der Folge 
Gregor XV., zu seinem ablehnenden Standpunkte 
gegen die fernere Zulassung einer Selbstwahl im 
Konklave durch Ärgernis erregende Vorgänge bei 
Versuchen einer Adorationswahl bestimmt worden 
zu sein. — Bei der Redaktion des Konklavegesetzes 
Gregors XV. v. J. 1621 ist weder der Liber septimus 
berücksichtigt, noch das c. Quia frequenter über- 
haupt in Betracht gezogen worden: die gänzliche 
Ausschließung jeder Selbstwahl im Konklave durch 
die Konstitution Aeterni patris filius ist dem per- 
sönlichen Standpunkte Gregors XV. zu danken. 


Wie schon wiederholt erwähnt wurde, erscheint im 
XVI. Jahrhunderte in engeren, der römischen Kurie nahe- 
stehenden Kreisen ganz unvermittelt ein handschriftlicher, 
augenfällig interpolierter Text des c. Quia frequenter, dessen 
Interpolationen den Inhalt dieses Kapitels mit dem Kon- 
klavegesetze GregorsX. in Einklang bringen sollen. Wohl 
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konnte niemand bezweifeln, daß die „Extravagante‘‘ Quia 
frequenter, wenn sie überhaupt jemals in Geltung ge- 
wesen, diese längst eingebüßt hatte!); aber die Urheber 
der Interpolationen, welche damals in Kreisen der Kurie 
die längst verschollene ‚„Extravagante“ in einer tendenziös 
veränderten Textgestalt zu verbreiten bestrebt waren, wollten, 
wie es scheint, einer in diesen Kreisen gerade damals ein- 
setzenden Agitation gegen die fernere Zulassung einer 
Selbstwahl im Konklave ihren Fund als das Vorbild eines 
solchen, die Selbstwahl in Zukunft ausschließenden Ge- 
setzes zur Würdigung empfehlen. Diese Agitation tritt, 
soviel ich sehe, ausschließlich nur in den Kreisen der Kurie 
hervor: sie beginnt zu Anfang des sechzehnten Jahrhunderts 
mit der Aufnahme des interpolierten, für die Zwecke der 
Agitation geeigneten Textes des c. Quia frequenter in private 
Sammlungen (antiquierter und geltender) Extravaganten, 
welche seit dem Anfange des XVI. Jahrhunderts in Kreisen 
der Kurie handschriftlich verbreitet wurden und noch jetzt, 
bisher unbeachtet, im vatikanischen Archive vorhanden 
sind.) Der Zeitpunkt, in welchem diese Agitation ein- 
setzt, läßt uns wohl auch deren Motiv erschließen. 

Es hatten sich zwar feile und ehrsüchtige Federn bereit 
gefunden, der weiteren Öffentlichkeit die simonistischen 
Umtriebe, welche zu Ende des Mittelalters die Konklaven 
verunehrt hatten, zu vertuschen und selbst die Wahl 
Alexanders VI. als eine- bei seinen Verdiensten erklärliche 
einstimmige Wahl zu schildern. Engeren Kreisen jedoch, 
denen die ganze traurige Wahrheit bekannt war, scheint 
diese Wahl auch den Gedanken nahegelegt zu haben, einem 
gesetzlichen Verbote der Selbstwahl im Konklave die Wege 
zu ebnen. Neben den gekauften Stimmen hatte tatsächlich 


1) Vgl. oben S.39, 46, 59,65. ?) Diese Sammlungen, von denen keine 
m.W. jemals im Drucke erschienen ist, sind, nachdem in der zweiten Hälfte 
des XVL Jahrhunderts der Name „Bullarium’”’ fürdie gedruckten (die histo- 
rische Ordnung befolgenden) Privatsammlungen päpstlicher Konstitutionen 
gebräuchlich geworden war, von ihren Besitzern vereinzelt wohl auch als 
„Bullarium” bezeichnet worden. Zur Vermeidung jedes Mißverständnisses 
dürfte es deshalb geboten sein hervorzuheben, daß die Sammlungen, 
von denen hier die Rede ist, ihren Stoff noch in der für die Dekretalen- 
sammlungen herkömmlichen Reihenfolge der Bücher, bzw. Titel anordnen, 
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wohl auch die Stimme des Gewählten den Ausgang der 
Wahl gesichert, und in diesem Zusammenhange konnte 
und mußte allerdings ein Vorgang, der sonst nach den 
Anschauungen der Zeit nicht Anstoß erregt hätte, in einem 
sehr ungünstigen Lichte erscheinen. Da die simonistische 
Wahl des J. 1492 durch die Bedeutung, welche dem zu 
eigenen Gunsten abgegebenen Votum des Gewählten zu- 
kommen konnte, ermöglicht, oder doch wesentlich gefördert 
worden war, erinnerte man sich nach Alexanders VI. Tode 
auch wieder der vordem kaum beachteten Bemerkungen 
des Johannes Andreae und der ihm folgenden Kanonisten, 
welche einer nicht mehr geltenden, die Selbstwahl 
ausschließenden Extravagante erwähnen. Ein auf den 
Kommentar des Durantis zu den Konstitutionen Gregors X. 
verweisendes Zitat verfolgend, lernte man auch den bei 
Durantis vorliegenden, durch Weglassung der Arenga ge- 
kürzten Text des c. Quia frequenter und dessen der gelten- 
den Konklavegesetzgebung widersprechende Bestimmungen 
kennen. Damit ein Versuch, der das Verbot der Selbst- 
wahl im Konklave enthaltenden Extravagante zur Gel- 
tung zu verhelfen, nicht von vornherein als aussichtslos 
erscheine, entschließt man sich vorweg, deren Text durch 
Auslassung und Interpolation entscheidender Worte mit 
der geltenden Konklavegesetzgebung in Einklang zu bringen, 
zugleich aber auch aus der, für der Kurie nahestehende 
Personen, in Rom damals wohl noch ohne Schwierigkeiten 
zugänglichen vollständigen Fassung Innocenz’ IV. die Arenga 
des Kapitels wieder aufzunehmen. Auf diese Weise sollte 
dem tendenziös für die Zwecke der Agitation hergerichteten 
Texte der Anschein der Vollständigkeit und Verläßlichkeit 
gesichert werden, eine Vorsicht, die immerhin für den Fall 
empfehlenswert erscheinen mochte, daß etwa unerwarteter 
und unerwünschter Weise von irgend jemandem, auf Grund 
einer Handschrift des damals für die meisten freilich schon 
so gut wie verschollenen Kommentares des Durantis!), die 
Nichtübereinstimmung der Texte gerügt würde. 


1) Übrigens hat auch die im Jahre 1569 erschienene Ausgabe 
Maiolis diesem Werke des Durantis keine größere Beachtung zu sichern 
vermocht; vgl. hierüber oben S. 22f. 
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Offenbar um zunächst einem praktischen Bedürfnisse, 
insbesondere den Wünschen der zu amtlicher Wirksamkeit 
bei den Kurialbehörden Berufenen zu entsprechen, waren 
in der zweiten Hälfte des XV. Jahrhunderts in Rom hand- 
schriftliche Extravagantensammlungen angelegt worden, in 
die in erster Reihe geltende (‚‚modernae‘‘) Gesetze der letzten 
zwei Jahrhunderte, je nach den Kenntnissen und dem 
Verständnisse des Sammlers aber auch ältere Dekretalen 
(„antiquae‘“) aufgenommen wurden. Zwei solche Samm- 
lungen, in deren Titel de electione später im Dienste der 
bekannten Agitation ein interpolierter (wir könnten auch 
sagen: verfälschter) Text des c. Quia frequenter ein- 
geschmuggelt worden ist, sind, wie wir sehen werden, für 
die Verbreitung dieses Textes von entscheidender Bedeutung 
gewesen. Die Prüfung der betreffenden Manuskripte würde 
ohnedies jedem Kritiker die Annahme nahelegen, daß sie 
nicht die einzigen und nicht die ältesten Sammlungen 
dieser Art sind, welche in der erwähnten Epoche an der 
Kurie verfaßt und verbreitet wurden. Zudem ist uns aber 
im Vatikanischen Archive (Armar. XXXII n. 48) noch 
eine solche Sammlung aus der zweiten Hälfte des XV. Jahr- 
hunderts erhalten), die den genannten späteren als Vorbild 
(und Quelle für einen Teil ihres Inhaltes) gedient haben 
dürfte und in welcher, obwohl auch hier schon Dekretalen 
Innocenz’ IV. und Alexanders IV. (verhältnismäßig sogar 
nicht wenige) aufgenommen sind, gerade das c. Quia fre- 
quenter fehlt, — was offenbar unsere Annahme bestätigt, 
daß dieses Kapitel den späteren Sammlungen dieser Art in 
bestimmter Tendenz eingefügt wurde. 


1) Die in eine Decke von blauem Samt eingebundene Pergament- 
handschrift (Quartformat) wird am Rücken des Einbandes als „Extr. 
Dive.“ (Extravagantes diverse) bezeichnet, im Inventar des De Pretis 
(Indice 133 des Vatikanischen Archives) kommt sie vor als „Regrum 
Lit. Extravagantium.“ Die mit der (hier unter der Rubrik De summa 
trinitate et fide catholica eingereihten) Bulle Unam sanctam beginnende 
Sammlung umfaßt 136 Pergamentblätter, denen noch eine Bulle Ale- 
xanders IV. auf einem Papierblatte als Nachtrag angehängt ist. Die 
ältesten der aufgenommenen Konstitutionen rühren von Innocenz IV. 
her (die Angabe des von späterer Hand saec. XVI/XVII. beigefügten 
Registers, welche eine — tatsächlich von Innocenz VI, herrührende — 
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Die beiden erwähnten Sammlungen, welche die Agi- 
tation ihrer Tendenz dienstbar gemacht hat, sind in den 
Manuskripten Armar. XXXII n. 49 und 50 des Vatika- 
nischen Archives!) erhalten, u. z. beide nicht mehr in ihrer 
ursprünglichen, weniger reichhaltigen Redaktion, die 
wohl noch unter der Regierung der Päpste Sixtus IV. 
(f 1484) oder Innocenz VIII. (f 1492) in Umlauf gesetzt 
worden war. Die hier vorliegenden glossierten Abschriften 
(n. 50 ist übrigens ein Miszellankodex bunten Inhaltes, 
dessen im späteren Teile des Bandes zuweilen unvollständig 
gebliebene Kopien sich nicht auf kirchenrechtlichen Stoff 
beschränken) sind nach Vorlagen hergestellt, welche m. 
E. schon eine durch Zusätze erweiterte Gestalt der be- 
treffenden Sammlungen enthielten und denen auch 
noch Anhänge beigefügt sind; für die Sammlung der Hand- 


Konstitution dem Papste Innocenz III. beilegt, ist irrig; der Fehler findet 
sich auch in der Sammlung selbst, ist aber dort nachträglich berichtigt); 
die jüngsten von Papst Pius Il, unter dessen Regierung die Sammlung 
wohl auch verfaßt sein dürfte. Eine dem ersten Blatte der Handschrift 
beigefügte Bemerkung läßt entnehmen, daß der Kodex einst im Besitze 
des Antonius Augustinus war. 

Die Handschrift enthält übrigens auch Beschlüsse des Konstanzer 
Konziles und ein Gutachten über einen als wucherisch betrachteten 
Vertrag, welches der „cardinalis sancti Marti” (Guilielmus Fillastre, 
v. J. 1411—1428 Kardinal tit. s. Marci) dem Papste Martin V. er- 
stattet hatte. 

I) Diese beiden Sammlungen sind zuerst von Herrn Hofrat Prof. 
Ladisl. Abraham im Vatikanischen Archive entdeckt worden, als der- 
selbe auf meine Bitte (vgl. oben S. 2) in den die vermutlichen Mate- 
rialien des Liber septimus enthaltenden Beständen neuerliche Nach- 
forschungen einleitete, um auch die für mich in Betracht kommende 
Quelle, aus welcher die Kompilatoren des Liber septimus das c. Quia 
frequenter entnommen haben dürften, zu ermitteln. Prof. Abraham 
konnte mir als Ergebnis seiner Nachforschungen mitteilen, daß er im 
Armar. XXXII des Archives „zwei Dekretalensammlungen aus dem 
Ende des XV. oder Anfang des XVI. Jahrhunderts gefunden” habe 
und daß in der „vielleicht zur Zeit Sixtus’ IV. oder Innocenz’ VIII. ent- 
standenen‘‘ Sammlung des Bandes n. 49, wie sich schon bei oberfläch- 
licher Untersuchung feststellen ließ, der Titel de electione mit dem c. 
Quia frequenter beginne. 

Während meines römischen Aufenthaltes im Frühjahre des J. 1904 
konnteich dann die betreffenden Handschriften des Vatikanischen Archives 
selbst für meinen Zweck eingehender und genauer untersuchen. 
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schrift n. 49 ist der Komplex dieser Anhänge unschwer 
festzustellen (die Handschrift hat auch bessere Inhalts- 
verzeichnisse, welche die Kontrolle der Anhänge erleichtern), 
während im Miszellanbande n. 50 die Anhänge der Samm- 
lung sich von den zu dieser nicht mehr in Beziehung 
stehenden Stücken kirchenrechtlichen Inhaltes kaum mit 
Bestimmtheit abgrenzen lassen. 

Der 49. Band des Armar. XXXII eröffnet die Reihe 
jener Bände, die, wie es scheint, erst in den letzten 
Dezennien aus anderen Beständen des Archives in diese Reihe 
übertragen wurden.!) Das genannte Papiermanuskript. in 
Quartformat ist in gelbbraunes Leder eingebunden (Bisaiga 
nennt es ‚„[codex] coopertus sub tegmine flavo‘‘) und am . 
Rücken des Einbandes als ‚‚Decretales diversae antiquae“ 
bezeichnet. Auf dem ersten, im Archive dem Bande ein- 
gefügten Katalogblatt die nach ihrem Inhalte und ihrem 
Datum wohl von Bisaiga 2) herrührende Eintragung: „Ano- 
nymi Collectio Decretalium antiquorum Pontificum additis 
sub iisdem titulis aliis variis posteriorum Pontificum decretis 
usque ad Paulum II. inclusive. Cum nonnullis notis mar- 
ginalibus. Fuit collata cum editis fol. ex editione populi 
Romani 1582. parum differunt tituli“ (ist richtig). Es 
folgt das Datum der Eintragung ‚‚die 26. octobris 1695“ 


1) Nach den Eintragungen im Indice 133 (Inventar De Pretis) 
umfaßte das Armar. XXXII zur Zeit der Anlegung dieses unter Bene- 
dikt XIII. verfaßten Inventares 48 Bände; mit der oben Anm.1S. 87 
mitgeteilten, auf n. 48 bezüglichen Angabe schließt die Reihe der ur- 
sprünglichen Eintragungen im Inventare ab; die auf n. 49—61 bezüglichen 
Eintragungen sind erst in den letzten Jahrzehnten vorgenommen worden. 
Der Band n. 49 wird hier verzeichnet als „Reg. Lit. Decretalium ab 
Innoc. IV. ad Paulum II. ab anonymo elucubratum cum notis marg. 
in char. bomb. conscr. fol. 773”. (Bei dieser Zahlangabe sind nur die 
beschriebenen und bezeichneten Blätter berücksichtigt, welche die Ab- 
schrift der Sammlung und die deren letztem Titel de verbor. signif. als 
Anhänge beigefügten Konstitutionen enthalten.) 

2) Nach ihm wird der im Armar. LVIII t. 41 befindliche Index 
der Varia politicorum (jetzt Varia Miscell. II [oder 8]) benannt; es ist 
der „Index librorum 112 Diversarum scripturarum, confectus a Rev. 
Düio. Felice Contelorio et unitorum per me Iohannem Bissaigham a. 
1694” (vgl. hierzu auch Kehr i.d. Nachrichten von der kön. Ges. der 
Wissensch. zu Göttingen, phil.-hist. Kl. 1900. S. 379), jetzt Indice 110. 
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und weiter der Beisatz ‚Index eiusdem reperitur in fine 
diversorum III. n. 2698. p. 290 cum titulo: Index Bullarii 
Ormanetti“, dem von anderer Schrift noch die Worte ‚„‚nunc 
Politicorum t. 90‘ hinzugefügt sind.!) Auf ein leeres 
Blatt folgt ein Verzeichnis der in der Sammlung (fol. 139, 
63, 68, 70, 78) enthaltenen Konstitutionen, welche nach 
dem Brauche der Rota „prima die post vacationes in- 
dictas publice legi consueverunt“ (es sind dies die bekannte 
fundamentale Konstitution Johanns XXII. Ratio iuris exi- 
git v.J. 1326, eine Bulle Benedikts XII., Gregors XI. und 
die beiden organisatorischen, von Martin V. im J. 1418, 
bzw. 1422 erlassenen Konstitutionen In apostolicae digni- 
 tatis specula und Romani Pontificis providentia), dann 
nach fünf leeren Blättern ein zehn Folien füllender Index, 
welcher die Dekretalen nach dem Anfangsworte der Arenga 
verzeichnet und für jede derselben auf den betreffenden 
Titel der Sammlung und auf das Folium der Handschrift 


ı) Unten auf dem Blatte noch die nicht mehr leicht leserliche Be- 
merkung: Index eiusdem a Bisaiga intitulatur septimus (?) decretalium, 
ut in suo Indice cum aliis reposito. Es ist der zweite (ältere, die Kon- 
stitutionen des ursprünglichen Bestandes der Sammlung, nach der 
Reihenfolge der Titel, in einem Lokalrepertorium verzeichnende) Index 
der Sammlung gemeint, welcher in der Handschrift n.49 neunzehn 
Blätter umfaßt und sich am Schluß des Archivbandes Diversorum III 
2698 XCVIII, BI.290ff., wieder finden soll als: „Index bullarii Or- 
manetti seu Index bullarum, quae in codice Decretalium extravagantium 
desoriptae sunt, qui in archivo secreto Vaticano asservatur, coopertus 
sub tegmine flavo, inscriptus: Decretales diversae antiquae, pagg. 773.“ 
Der Index müßte sich also jetzt in dem Bande Miscell. Arm. II [$]. 99 
vorfinden, der mit dem durch die obige ältere Signatur bezeichneten 
identisch sein sollte. Hier ist aber dieser Index tatsächlich nicht ent- 
halten, und die genauen Nachforschungen, welche auf meine Bitte Herr 
Prof. Pogatscher zur Aufklärung der Sache auch nach meiner Abreise 
von Rom fortgesetzt hat, führten zu dem Ergebnisse, daß der betreffende 
Band heute nicht mehr vorhanden, der jetzt in Misc. Arm. II. 99 vor- 
liegende Band mit ersterem nicht mehr identisch und wohl ein erst nach 
der Zeit Garampis (1749 — 1772) eingestelltes Ersatzstück ist; denn der 
Zettelkatalog von Garampi und Pistolesi (vgl. über dieses Riesen- 
repertorium jetzt Kehr a.a.0.S.361 und Gisb. Brom, Guide aux 
archives du Vatican 1911. p.8—10) verweist unter dem Schlagworte 
Ormanetti noch auf den Band ß98 (also Var. Polit. 98) p. 290, welcher 
identisch sein sollte mit Misc. Arm. II. 99. 
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verweist (für die, von fol. 715’ an, dem Titel de verbor. 
signif. in der Handschrift anhangsweise beigefügten Stücke 
wird jener Titel bezogen, dem sie nach den Inhalte ihrer 
Glossen zuzuweisen wären). Daran schließt sich das be- 
reits erwähnte, neunzehn Blätter umfassende Lokalreper- 
torium!), in welchem die Anhänge nicht berücksichtigt 
werden und das also zweifellos älter ist, als die hier vor- 
liegende Abschrift. Nach einem leeren Blatte folgt die 
773 numerierte Blätter umfassende Kopie der Sammlung 
(deren letztes Stück, eine Konstitution Eugens IV. v.J. 
1439, auf fol. 713 beginnt) und ihrer Anhänge (715”ff.); 
die foll. 5—9 sind, ebenso wie sechs Blätter am Ende 
des Bandes, unbeschrieben geblieben. 

Die Titel sind nicht nur durch Rubriken hervor- 
gehoben, sondern auch numeriert. Die Sammlung hat 
keine neuen, sondern nur überlieferte Titelrubriken; im 
ersten und zweiten Buche werden die Titel, für welche 
keine Extravaganten nachzutragen waren, gänzlich mit 
Stillschweigen übergangen, während im vierten Buche diese 
Titel als solche ausdrücklich angeführt werden. Die Zahl 
der Konstitutionen aus der Zeit von Innocenz IV. bis auf 
Bonifaz VIII. ist verhältnismäßig nicht klein, relativ auf- 
fallend sogar ist die Anzahl der mitgeteilten Gesetze 
Alexanders IV.; aber ich hatte nicht den Eindruck, daß 
hier erheblichere neue Funde, oder daß etwa, sei es für 
die vor oder für die nach d. J. 1298 erlassenen Kon- 
stitutionen, besondere Aufschlüsse für die Textkritik zu 
erwarten sind.) Die Texte sind regelmäßig vollständig, 
wenigstens so, wie sie dem Sammler zugänglich waren, 
aufgenommen; in dem durch seinen reichen Inhalt auf- 
fallenden Titel De statu monachorum et canonicorum re- 
gularium sind jedoch, nachdem auf fol. 329—449 umfang- 
reiche Ordensregeln und Ordensprivilegien mitgeteilt wurden, 


1) Vgl oben S. 90 N.1. 

2) Ich kann jedoch dieses Urteil nur mit Vorbehalt abgeben, da 
die Zeit, während deren ich mich mit der Handschrift beschäftigen 
konnte, sehr kurz bemessen war und ich bei den Studien im Archive 
vor allem die besondere Aufgabe, zu deren Erledigung mein Aufenthalt 
bestimmt war, im Auge behalten mußte. 
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auf fol. 449—458 zahlreiche, auf die Orden bezügliche 
Konstitutionen (mit Ausnahme einer in extenso mitgeteilten 
Eugens IV.) nur mehr summarisch verzeichnet. Der Titel 
De electione et electi potestate reicht von fol. 35'° bis 
44°; das c. Quia frequenter steht an erster Stelle und 
scheint (hier wie in der älteren Sammlung t.n. 50) dem 
auseinerälteren Sammlung derselben Artentlehnten Komplex 
der Dekretalen und Konzilsbeschlüsse (Dekrete der Kon- 
stanzer Synode) des Titels vorausgeschickt worden zu sein, 
an letzter Stelle sind Extravaganten Nikolaus’ V. auf- 
genommen. | 

Der Text der Sammlung!) und die große Mehrzahl 
ihrer Glossen sind von einer und derselben Hand saec. 
XVI. inc. in humanistischer Schrift geschrieben. Neben 
diesen, also schon aus der Vorlage übernommenen Glossen 
(in denen sich zahlreiche Notizen finden, die dem Ge- 
schmacke der Zeit entsprechend die klassische Erudition 
des Glossators bekunden sollen) finden sich aber auch 
manche später beigefügte Bemerkungen in kursiver Schrift; 
bei der Ähnlichkeit der letzteren mit den mir aus den 
Vorakten des Liber septimus bekannten Schriftzügen des 
Kardinals Pinelli ist die Annahme wohl statthaft, daß 
diese Bemerkungen von ihm. herrühren. Ist diese Ver- 
mutung richtig, dann darf man äuch den Kodex n. 49 
des Armar. XXXII (ebenso wie den Band n. 50, be- 
züglich dessen gar kein Zweifel bestehen kann) zu den 
von Pinelli für den Liber septimus' unmittelbar benutzten 
Quellen und Vorlagen rechnen. Im Archive wurde die 
Handschrift n. 49, wie oben hervorgehoben, offiziell auch 
noch zu Ende des XVII. Jahrhunderts Bullarrum Orma- 
netti genannt; dieselbe muß also wohl, ehe sie ins Vati- 
kanische Archiv gelangte, im Besitze dieses (i. J. 1577 
als Bischof von Padua verstorbenen) einstigen Freundes 
und Begleiters des Kardinals Reginald Pole gewesen sein.?) 


1) Ebenso fast alle im Anhange beigefügten Konstitutionen; nur 
die letzte derselben, die Jubiläumsbulle Nikolaus’ V. v. J. 1449, zeigt 
andere Schriftzüge. 

2) Niccold Ormanetto, Poles Freund und Vertrauter, fungierte 
als dessen „Datar‘, nachdem dem Kardinal Pole die Legation in England 
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Das Manuskript Armar. XXXII n. 50 ist ein zur 
Hälfte noch mit Leder überzogener Holzband mit dem 
Rückentitel „Extravagantes modernae‘‘; die nachträgliche 
Eintragung im Indice De Pretis verzeichnet dasselbe 
als „Reg. seu Coll. decretallum Extrav. ab antecedente 
diversa, quae tamen pertinet ad pontifices eiusdem ferme 
temporis, cum notis margin. in charta bomb. conscript. 
fol. 471.“ Tatsächlich ist jedoch das Manuskript ein Mis- 
zellanband, eine Sammlung von Kopien, die, ursprünglich 
selbständige Hefte, hier nachträglich zu einem Kodex zu- 
sarmmengebunden sind, welcher 471 foliierte, und noch 
Reihen unbezeichneter Blätter umfaßt, so daß der Schluß 
des Bandes nur leere Blätter enthält; die späteren Kopien 
sind zum Teil unvollendet (von einem Hefte, das nach seiner 
„tabula“ aus 119 Blättern bestehen sollte, umfaßt die 
wirklich hergestellte Abschrift nur ein paar Blätter; der 
Rest wurde nicht mehr kopiert). Die einzelnen Bestand- 
teile des Bandes sind von verschiedenen Händen, teils 
in humanistischer, teils in kursiver Schrift — saec. XV. 
ex., XVI. inc. — geschrieben; am Anfange des Bandes, 
nach dem leeren Vorsetzblatte, ein Hauptindex, welcher 
aber weder durchaus vollständig noch (es sind ja auch 
Defekte in den Abschriften) überall verläßlich ist.) 
Neben der ersten Zeile dieses Registers findet sich der 
Vermerk: Liber Dfi ‚Dominiei BR”! Cardinalis Firma- 


übertragen worden war; über die wichtigen Missionen, welche ihm Pole 
anvertraute, vgl.man Athan. Zimmermann, KardinalPole (1893) S. 221, 
303, 341, und Pastor, Gesch. d. Päpste VI. 204, 206, 536. Während 
Paul IV. von seinem, zur Idiosynkrasie gewordenen Mißtrauen gegen 
Poles Rechtgläubigkeit sich auch in seinem Urteile über Ormanetto 
bestimmen ließ (vgl. Zimmermann S. 344), wurde Ormanetto in der 
Folge vom hl. Carl Borromäus zum Generalvikar des Mailänder Erz- 
bistums, und im Jahre 1570 von Pius V. zum Bischof von Padua erhoben, 
schließlich von Gregor XIII. mit der Verwaltung der Madrider Nuntiatur 
beauftragt (Moroni, Dizionario di erudiz. stor.-ecclesiast. IX. 190, 
X. 40, L. 125, XCIIII. 225ff; Eubel-Gulik, Hierarchia cathol. II. 
284). 

!) Ich muß schon deshalb davon absehen, hier ein Verzeichnis 
der für uns nicht weiter in Betracht kommenden Stücke dieses Manu- 
skriptes aufzunehmen, weil hierfür der Raum mehrerer Blätter er- 
forderlich wäre. 
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mi]!); die Handschrift war also im Besitze des 
Kardinals Pinelli.?) 

Die Sammlung beginnt im Titel De summa trinitate 
et fide catholica nach älterem Muster?) mit der Bulle 
Unam sanctam und war in ihrem Bestande nicht sehr 
reichhaltig; auf fol. 68 ist die Sammlung mit der Rubrik 
De accusationibus schon bei der Reihe der herkömmlichen 
Titel des fünften Buches angelangt, auf fol. 79” schon 
beim Titel de verborum significationibus. Die Zahl der 
aus der Zeit vor Bonifaz VIII. stammenden Dekretalen 
ist verhältnismäßig nicht klein, wenn auch jene der Kon- 
stitutionen aus dem XIV. und XV. Jahrhunderte über- 
wiegt; die Bezeichnung ‚Extravagantes modernae‘“ konnte 
man jedoch unserem Sammelbande wohl nur deshalb bei- 
legen, weil in den Anhängen der Sammlung und in den 
zahlreichen, von letzteren nicht abzugrenzenden, späteren 
Abschriften des Manuskriptes das noch dem dreizehnten 
Jahrhunderte angehörende Material ganz zurücktritt.‘) 

Die Sammlung gehört offenbar zu einer etwas älteren 
Gruppe als jene in n. 49, für deren Inhalt sie (unmittelbar 
oder durch Vermittlung von Zwischenhänden) eine Haupt- 
quelle gebildet haben dürfte. Dieses Quellenverhältnis 
tritt speziell auch im Titel de electione hervor, an dessen 
Spitze auch hier schon der interpolierte Text des c. Quia 
frequenter eingereiht ist (als n. 19 der Sammlung auf 
fol. 8”°). Gilossen finden sich nicht selten; eine Gruppe 
derselben (in humanistischer Schrift, während andere kursiv 


1) Der von mir ergänzte Strich, bzw. Buchstabe ist vom Buch- 
binder weggeschnitten. 

2) Dieser war vom Jahre 1577—1585 Bischof von Fermo. 

®) Vgl. oben S. 87, N. 1. 

4) Fol. 350ff. ausnahmsweise wieder mehrere Bullen Alexanders IV., 
darunter zwei, die gegen Wilhelm von St. Amour gerichtet sind. Man 
hatte begonnen, die ganze Reihe der im Sammelbande enthaltenen 
päpstlichen Konstitutionen fortlaufend zu numerieren, jedoch auf 
fol. 283’0 bei Nr. 335 mit dieser Numerierung wieder aufgehört — 
offenbar deshalb, weil die späteren Blätter des Kodex zu viel disparater 
Stücke enthalten, welche für die Zählung der päpstlichen Konstitutionen, 


auch bei der weitesten Auslegung dieses Begriffes, nicht in Betracht 
kommen konnten. 
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sind) scheint schon aus der Vorlage zu stammen und 
vom Schreiber kopiert zu sein — in diesen Glossen werden 
vereinzelt auch die „Domini de Rota‘“ zitiert. 

Im folgenden gebe ich den interpolierten Text des 
c. Quia frequenter, wie er offenbar zum Zwecke der Agi- 
tation verbreitet wurde und in unseren beiden Hand- 
schriften vorliegt, genau wieder; die entscheidende Inter- 
polation und Textänderung ist durch Sperrdruck hervor- 
gehoben. 


De electione et electi potestate. Rubrica. 
Innocentius quartus. 


Quia frequenter in electione summi pontificis columpna 
Dei viventis tribulationis!) malleis est concussa et sagena 
summi piscatoris procellis intumescentibus agitata?), 
merito ac utiliter providimus occurrendum.?) Statuimus 
igitur, ut defuncto sancte Romane sedis antistite ac eius 
corpore tradito sepulture, cardinales, qui in eodem loco 
fuerint, cessante scismate seu violentia laicorum pontificem 
eligant statutis a iure temporibus, absentibus 
fratribus expectatis. Si quis ex predictis®) car- 
dinalibus a loco, in quo summus pontifex obiit, electione 
instante discesserit, eligendi potestate se ipsum illa vice 
privabit et is universalis pastor et episcopus habeatur, 
qui a duabus partibus presentium fratrum eligetur, electo 
in duabus partibus minime computato. 


Der Index der Handschrift n. 50 verzeichnet unser 
Kapitel mit folgender Eintragung: 


2) Cod. n. 50: tribulacionis (der aus dem XIII. Jahrhundert über- 
lieferte Text liest: tribulationum; s. oben S. 13). 

2) Cod. n. 50: agita. 

3) Die Worte „ut dispendium pestis orribilis pati non valeat reci- 
divam“, welche (vgl. oben S. 13) im vollständigen Texte vorkommen, 
fehlen sowohl im Cod. n. 49, wie im Cod. n. 50; bei dem zweifellosen 
Filistionsverhältnisse der Sammlungen ist vielleicht die Annahme statt- 
haft, daß diese Lücke nur auf ein Versehen zurückzuführen ist, welches 
bei der Herstellung der Kopie für die Urschrift der älteren Sammlung 
unterlief. 

4) Dieses Wort fehlt in der älteren Fassung des Textes, ich möchte 
es aber nicht als eine in bestimmter Tendenz erfolgte Einfügung be- 
zeichnen. 
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[1]9!) Inno. 4, Quia frequenter in electione. Tradito 
corpore Romani pontificis sepulture, electio celebretur 
alterius et electo in duabus partibus minime computato. 

Im Kodex n. 49 (f. 35) sind der Rubrik drei Glossen 
beigefügt; die erste und dritte?) sollen nur die klassische 
Erudition des Erklärers betätigen, die mittlere bezieht 
sich auf das c. Quia frequenter und lautet: ‚Io. An. in 
c. Licet de elect. allegat hanc pro decisione, an vox 
electi computetur in numero eligentium. Sed Nico.“ (es 
ist Panormitanus gemeint) ‚ibidem allegat hanc et dieit 
revocatam.‘ 

In n. 50 (fol. 8°) zwei Randglossen; die erste, welche 
wohl schon der Schreiber aus der Vorlage mitkopiert hat: 
Io. An. in c. Licet de evitanda. de elect. allegat hanc 
pro decisione, an vox electi computetur in numero 
eligentium (darunter der Beisatz: De electione Romani 
pontificis); die zweite, in kursiver Schrift, wiederholt nur 
die im Index enthaltene Inhaltsanzeige: Casus. H.d. Tradito 
corpore Romani pontificis .......... computato (wie 
im Index, s. oben). 

In den Kreisen der Kurie, zu denen er in engeren 
Beziehungen stand, hat offenbar auch Panvini den inter- 
polierten Text des c. Quia frequenter kennen gelernt, 
welchen er als ein angebliches Papstwahlgesetz der Lyoner 
Synode vom Jahre 1245?) (‚Canon editus ab Innocentio IIII. 
papa in concilio Lugdunensi pro electione Romani ponti- 
ficis“‘) im vierten Buche seines Werkes De varia Romani 
pontificis creatione aufgenommen hat. Die der Münchner 
Handschrift des Werkes hier beigefügten Quellenangaben 
sind, wie wir bereits feststellen konnten, völlig wertlos. 


!) Die Ziffer 1 ist vom Buchbinder weggeschnitten. 

2) „De electione ducis belli seu imperatoris et alterius, qui presi- 
dere debeat, Tulius (!) in oratione pro Gneo Pompeio.“ Und: ‚Quorum 
offitiorum et personarum electio spectabat ad senatum, et non ad po- 
pulum Romanum. Tulius (!) in oratione contra Vatinium testem.“ 

®) Eine willkürliche und unhaltbare, sonst nirgends vorkommende 
Angabe, die nur einem schematischen Bestreben Panvinis entstammt, 
welcher dem berühmten Konklavegesetze Ubi periculum des Lyoner 
Konziles vom Jahre 1274 auch ein Papstwahlgesetz der Lyoner Synode 
d.J. 1245 zur Seite stellen wollte; vgl. oben S.30ff. 
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M. E. spricht vielmehr alle Wahrscheinlichkeit dafür, daß 
Panvini den Text des c. Quia frequenter aus dem ‚„Bul- 
larium Ormanetti‘“ (jetzt Armar. XXXII n. 49) entlehnt 
hat; denn Ormanetti, der auch wie Panvini selbst 
Veroneser war, gehörte zu dem Kreise der literarisch 
interessierten, mit Panvini in engerem Verkehre und Brief- 
wechsel stehenden Zeitgenossen. Jedenfalls wird die Tat- 
sache, daß Panvinis Vorlage nur derselbe Text gewesen 
sein kann, welcher auch dem in den Handschriften Ar- 
mar. XXXII n. 49 und 50 des Vatikanischen Archives 
erhaltenen zu Grunde liegt, durch die Ergebnisse der 
Textvergleichung augenfällig bestätigt.!) 

Da die ganze Agitation gegen die Selbstwahl im 
Konklave sich in ihrem Ziele wie in ihren Mitteln offenbar 
nur darauf gerichtet hatte, die maßgebenden Faktoren 
der Kurie zu beeinflussen und für ihre Absicht zu ge- 
winnen, so kann es uns nicht überraschen, daß wie die 
der Kurie ferner stehenden Kreise überhaupt, so auch 
die Schule und Literatur von der Agitation wesentlich 
unberührt blieben.) Aber auch in Rom selbst und im 
Rate der zur Verhandlung der Konklavereform®) Be- 
rufenen scheint der Erfolg der Agitation zunächst ein 


ı) Der Text Panvinis nach der Münchner Handschrift Cod. Lat. 
149 fol 47'° bei Sägmüller, Die Tätigkeit und Stellung der Kardinäle 
bis P. Bonifaz VIII. [1896] S.139, 140; den dort abgedruckten Text 
habe ich selbst sowohl mit der Münchner Handschrift wie mit der 
Handschrift der Vatikanischen Bibliothek Vatic. Lat. 6107 (vol. I 
fol. 297) verglichen. Die Vatikanische Handschrift stimmt mit der 
Münchner überein, jedoch liest dieselbe im letzten Satze unrichtig eli- 
geretur (Monac.: eligetur); dagegen kommt am Anfange dieses Satzes 
der Schreibfehler des Cod. Monac.: Si quos (st. Si quis) im Cod. Vatic. 
nicht vor. Beide Handschriften lesen übrigens in diesem Satze: se ipsum 
illa vice privabit (bei Sägmüller: se ipsum ille priv.). 

Bei Panvini findet sich, wie im Texte der Sammlungen Armar. 
XXXII n.49 und 50, der Singular „tribulationis“ (im Abdrucke Säg- 
müllers ist dieses in beiden Handschriften des Werkes Panvinis vor- 
kommende Wort offenbar nur irrtümlich ausgefallen); auch bei Panvini 
fehlt der Schluß der Arenga: „ut ...... recidivam‘“, und auch bei ihm 
beginnt der Schlußsatz der Dekretale mit den Worten „Si quis ex 
praedictis cardinalibus“ (vgl. oben S.95 und N. 1, 3,4). 

2) Vgl. oben 8. 56fl. 

®) Die insbesondere seit dem (die Lücken und Mißstände des 
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verschwindender gewesen zu sein. Die im Kardinal- 
kollegium herrschenden Anschauungen hielten am über- 
lieferten Standpunkte in der Frage der Selbstwahl fest, 
wie dies vor allem auch eine Reihe von Berichten über 
das berühmte Konklave nach Pauls Ill. Tode bestätigt, 
in welchem die Umtriebe skrupelloser Gegner die Wahl 
des Kardinals Reginald Pole verhindert hatten, und das 
mit der durch -Adoration vollzogenen Wahl Julius’ III. 
seinen Abschluß fand. So heißt es im Berichte des Ang. 
Massarelli (Diarium V. De conclavi post obitum Pauli III.) 
über das dritte Skrutinium vom 5. Dezember 1549 be- 
züglich der Vorgänge beim Akzesse: „Postea silentium 
maximum factum est, et unus alium respiciebat (bei Pan- 
vini, Cod. Lat. Monac. 152 £. 66°: ... et unus in alium 
oculos vertebat); quidam vero capite annuebant atque 
invitabant, ut alii, qui poterant, etiam accederent. De- 
ficiebat enim unum votum tantum, quia, licet vota iam 
publicata essent tantum XXV, tamen cardinalis de Monte 
promiserat quod, si vota ascendissent ad XXVI, tunc 
ille accessurus erat (Panv. ]l. c.: esset), ut numerus XXVII 
compleretur; eo enim casu potuisset Polus ipsemet sibi 
accedere et numerum XXVIII, qui necessarius erat, per- 
ficere.‘‘!) Und bezüglich des fünften Skrutiniums vom 
7. Dezember 1549, am Schlusse der Abstimmungsliste: 


geltenden Papstwahlrechtes grell beleuchtenden) Konklave nach PaulsIII. 
Tode die maßgebenden Kreise der Kurie fortdauernd beschäftigte. 

1) Vgl den Text dieses Diariums bei Merkle, Concil. Trident., 
Diarior. II p. 46, wo auch mehrere Lesarten und Interpolationen Pan- 
vinis aus dem Cod. Lat. Monac. 152 angegeben sind, denen ich noch 
beifügen möchte, daß Panvini (fol. 66°) nach dem Worte vota (im 
Texte Merkles Z.33) hodierna einschiebt, wie überhaupt in seinen 
Interpolationen eine gewisse Rücksicht auf den Kardinal De Monte 
nicht zu verkennen ist. 

Die im Cod. Barberin. Lat. 2541 (ol. 2964, XXXIII 61) dem 
Ioannes Franciscus Binus beigelegte Schilderung des Konklaves Julius’ III., 
welche aber tatsächlich (vgl Merkle p. XXI) eine gekürzte Rezension 
des Diariums Massarellis nach der Bearbeitung Panvinis enthält, geht 
in ihrem Bestreben, den Kardinal De Monte (Julius III.) möglichst aus 
dem Spiele zu lassen, noch weiter; vgl. daselbst fol. 86°. 87 (ich be- 
nütze die Abschrift, welche Herr Prof. Pogatscher für mich anzufertigen 
die Güte hatte): ... „Deficiebat enim unum tantum votum, quia, licet 
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.. qui faciunt vota XXIV. Et cum tres deficerent — eius 
enim proprium XXVIII complevisset — papam etiam 
hodie habere non potuimus“ (Merkle l.c. p.5l). Und 
Sebastianus Gualterius!), welcher als Konklavist des Kar- 
dinals Farnese selbst dieser Papstwahl beiwohnte, gibt 
in seinem Berichte über die Zusage mehrerer Kardinäle, 
dem Kardinal Pole, wenn ihm nur mehr eine Stimme 
zur Zweidrittelmehrheit fehlen sollte, ihr Akzeßvotum zu 
gewähren, die hierfür entscheidende Zahl, obwohl die Zwei- 
drittelmehrheit 28 betrug, mit 26 an, wobei er also offenbar 
in der uns schon bekannten Weise eben nur die Zahl der 
neben dem eigenen Votum des Kandidaten zu sichernden 
(fremden) Stimmen im Auge hat.?) In seinem Berichte 
über den Wahlgang vom 5. Dezember 1549 hebt er die 
Zulässigkeit der Selbstwahl ausdrücklich hervor (,,sed unius 
suffragii vel accessus defectus Polum ea die pontificia 
dignitate privavit. Nam tametsi octo supra viginti suf- 
fragia bis tertiam senatorum partem conficiant, Montanus 
tamen, Caesius et Gaddus .... fidem suam obstrinxerunt, 
se X XVII. loco accessuros, si eum XXVI suffragia conse- 
quutum esse deprehendisset‘“ (!). „Eo subinde addito, quod 
sibi unusquisque ob unius tantum suffragii defectum tribuere 
potest, Poli electio certa firmaque reputabatur‘“®), und im 
Berichte Massarellis über den 7. Dezember 1549 ist von 
einer solchen Selbstwahl wiederholt die Rede (... „qui 
faciunt vota XXIV. Et cum tres deficerent — eius enim 
proprium XXVIII complevisset — papam etiam hodie 
habere non potuimus‘“‘).*) Im Dezember des Jahres 1549 
wurde die Eventualität, die Wahl könnte vielleicht nur 
durch das eigene Akzeßvotum des Kandidaten entschieden 


iam vota publicata essent tantum XXVI“ (vorher wird aber die Zahl 
auch hier richtig auf XXV angegeben), ‚„tunc, si quis accessurus esset 
et numerus XXVII compleretur, eo casu ipsemet Polus potuisset sibi 
ipsi accedere et numerum XXVIIH, qui necessarius erat, perficere.“ 
1) Vgl. über ihn jetzt v.a. Merkle p. XXX—XXXV. 
2) Vgl. hierzu oben S. 68f.; die Stelle des Gualterius bei Me rkle 
p. 43, Notel zu p. 42. : 


3) Merkle p.48, N. 2 zu p.47, der den Text ebenfalls nach det De 


von mir benutzten Münchner Handschrift gibt, liest: putabatur. 
%) Merkle p.5l. 
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werden, offenbar auf das ernstlichste in Betracht gezogen, 
weshalb am 7. Dezember einhellig beschlossen wurde, es 
solle in Zukunft, sobald Akzeßstimmen abgegeben würden, 
nicht nur (wie dies schon bisher Brauch war) der Stimm- 
zettel des Votanten aus dem Skrutinium, sondern auch 
der Stimmzettel des Kandidaten, welchem der Beitritt 
gilt, eröffnet werden, um ‚ad evitandam fraudem‘“ fest- 
zustellen, daß der letztere sich nicht schon im Skrutinium 
selbst die Stimme gegeben habe.!) Daß aber das Recht 
der Selbstwahl im Akzesse grundsätzlich unbestritten war 
und nach der von den Kardinälen allgemein anerkannten 
Rechtsanschauung als unanfechtbar galt, bestätigt authen- 
tisch auch einer der Votanten dieses Konklaves, Kardinal 
Bernardino Maffei in seiner Beschreibung des Konklaves 
Julius’ III.?2): Erat in pontificibus creandis®) inter alias 


1) Petrus Paulus Gualterius (oder de Brevibus), welcher mit dem 
Kardinal Maffei im Konklave anwesend war (vgl. über Peter Paul Gual- 
terio jetzt Merkle p. XXXV—XXXIX), berichtet zum 7. Dezember: 
„Antequam ad scrutinium deveniretur, dixit decanus quod servari debe- 
bat id, quod in superioribus scrutiniis omissum erat, ut quotiescunque 
accessus darentur, &aperiretur votum illius, cui darentur dicti accessus, 
ne — quod credendum non erat — ipse sibimet votum dederit. Tamen 
ad evitandam fraudem tutius erat id facere: quod laudatum fuit ab 
omnibus cardinalibus“ (ich teile den Text hier nach dem Cod. Monac. 
Lat. 152, fol. 232 und 232°, mit, da Merkle die Stelle nicht aufgenommen 
hat). Minder günstig scheint Sebastiano Gualterio den Beschluß zu 
beurteilen, indem er schon dessen Anregung als einen gegen Pole ge- 
richteten Vorstoß betrachtet (vgl. den Text bei Merkle p. 50 N. 2) und 
sowohl hier wie in der Folge andeutet, daß der Beschluß vor allem 
zu Wahlintriguen mißbraucht wurde, indem man einem Kardinal Akzeß- 
voten nur deshalb zuwandte, um die Öffnung seines Stimmzettels zu 
erwirken und ihm dadurch Gegner zu schaffen (vgl. die bei Merkle 
S.53 N. 1 und S.75 N. 2 abgedruckten Stellen des Sebastianus Gualterius). 

2) Über Maffei und dessen „Conclave Julii III. papae“ vgl. man 
jetzt v.a. Merkle p. XXIV—XXIX; ich will nur bemerken, daß diese 
Schrift Maffeis nicht nur bei Panvini im Cod. Monac. Lat. 152, fol. 
251 —264”°, sondern auch in dem eine Reihe von Konklavebeschreibungen 
enthaltenden Sammelbande der Milichiana in Görlitz, Cod. Milich. 389, 
fol. 47—54Y°, erhalten ist. 

Die oben mitgeteilte Stelle gibt den Text, wie er beiPanvini vorliegt 


.n und auch bei Merkle, p. 50 N. 2, abgedruckt ist, wieder; die abweichenden 
“ Lesarten des Cod. Milich. habe ich in den Anmerkungen beigefügt. 


®) Cod. Milich.: Erat in pontifice maximo creando........ 
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lex haec, quae!), si cui ad pontificatum adipiscendum 
unum tantum suffragium defuisset, permittebat suomet 
suffragio sibi?) gratificari posse.?) 

Auch in der zweiten Hälfte des sechzehnten Jahr- 
hunderts haben sich die herrschenden Auffassungen im 
Kardinalkollegium zunächst nicht geändert. Antonio Guidi, 
welcher, wie Panvini, dem Konklave Pius’ IV. als Kon- 
klavist beigewohnt hatte, gibt in der (auch von Panvini 
seinem größeren Werke über die Papstwahlen einverleibten) 
Schrift über die Sedisvakanz nach Pauls IV. Tode und 
das Konklave Pius’ IV.*) eine kurze Darstellung der da- 
mals gebräuchlichen Wahlformen und hebt hier ausdrücklich 
hervor, daß beim Akzesse der Gewählte die Wahl mit 
seiner eigenen Stimme entscheiden könne.5) Im Konklave 
Gregors XIV. (1590) hatte der Kardinal Paleotto — ähnlich 
wie einst Reginald Pole im Konklave Julius’ III. — eine 
solche Zahl von Stimmen erhalten, daß er, wenn sich 
zwei weitere Vota beim Akzesse für ihn hätten gewinnen 
lassen, durch seine eigene Stimme, mit der Zweidrittel- 
mehrheit, die päpstliche Würde hätte erlangen können. 
Die fehlenden zwei Stimmen vermochte man für Paleotto 


1) Cod. Milich.: ...inter al. lex haec scilic. .... 

%) Dieses Wort fehlt im Cod. Milich. (nicht im Texte Panvinis; 
bei Merkle ist dasselbe wohl nur irrtümlich ausgefallen). 

?) Im folgenden erwähnt auch Maffei den Beschluß, demgemäß 
im Konklave fortan ‚‚huius legis causa“ der Stimmzettel des Kardinals, 
der AkzeBvoten erhalten hatte, eröffnet werden sollte, und scheint in 
seinem Urteile über diesen Beschluß mit Sebastiano Gualterio über- 
einzustimmen (vgl. die Stelle bei Merkle N.2 auf S. 50.51). 

Immerhin dürfte aber Petruccelli della Gattina (Hist. dipl. 
des concl. II p. 41) zu weit gehen, wenn er seinen Lesern — wie es 
scheint, auf Grund eines Berichtes des toskanischen Gesandten — die 
Annahme nahelegt, man habe es gewagt, den Kardinal Pole offen zu 
beschuldigen, daß er schon im Skrutinium für sich selbst gestimmt habe. 

4) Über Antonio Guidi und seine zitierte Schrift vgl. man jetzt 
v.& Merkle p. CXXXV-—CXLI; dessen Textrezension p. 605—632. 

s) „Triplex omnino ratio est pontificis eligendi. Una, quae schedulis 
obeignatis fit ....ececee.. “... Modum hunc scrutinium appellant 
re Altera ratio est quae accessus vocatur .......... adeo ut, 
si eleoto unum tantum suffragium desit, usus obtinuerit 
eundem sibi ipsi posse accedere ....... Tertia ratio adorationis 
dicHur su. 00% 
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allerdings nicht zu sichern, aber die Rechtsfrage (,‚che 
col suo proprio [voto] compiva il numero‘“ — „aiutandosi 
anco in ciö Paleotto medesimo‘“) galt auch diesmal nicht 
für zweifelhaft.!) 

Das Konklave nach dem Tode Pauls IV. hatte die 
Mißstände des geltenden Papstwahlrechtes wieder der 
Allgemeinheit im vollen Lichte gezeigt, und Pius IV., der 
schon als Kardinal Medici an den von Julius III. für die 
Reform des Konklaves vorbereiteten Bullen mitgearbeitet 
hatte?), konnte durch die Konstitution ‚In eligendis vom 
9. Oktober 1562 Reformen durchführen und mehrere Be- 


1) Vgl. hierzu die Conclavi dei Pontefici Romani. Colon. 1691. 
vol. I p. 500. 601. Die Zweidrittelmehrheit betrug 36 Stimmen; die Zahl 
der für Paleotto zu rechnenden wird von den Berichterstattern bald 
auf 33, bald auf 34 veranschlagt, und ebenso wird als Zahl der fehlenden 
Stimmen von dem einen zwei, von anderen drei angegeben, obwohl die 
Berichte die Sachlage tatsächlich sonst vollkommen übereinstimmend 
schildern: die Verschiedenheit der angegebenen Zahlen erklärt sich m. 
E. wieder einfach daraus, daß ein und der andere Berichterstatter die 
Stimme Paleottos schon von vornherein zu seinen Gunsten rechnet und 
nur die Zahl der gesicherten, bzw. der noch fehlenden, fremden Stimmen 
im Auge hat. 

Der schon erwähnte Görlitzer Cod. Milich. 389 enthält nicht nur 
(fol. 113—133) eine Geschichte der Wahl Gregors XIV., welche mit der 
in den „Conclavi“ vorliegenden identisch ist, sondern auch eine bisher 
ungedruckte umfangreiche und eingehende Schilderung dieses Konklaves 
(fol. 134— 230). Als Verfasser derselben nennt sich uns hier LelioMaretti, 
der sich schon im Titel der Schrift als „gentilhuomo Senese“, in der 
Folge (Bl. 140) auch als Vertrauensmann des Kardinals Sforza bezeichnet. 
Hinsichtlich der Kandidatur Paleottos und des Skrutiniums vom 1. De- 
zember 1590 bestätigt auch dieser Konklavebericht die bisher schon 
bekannten Einzelheiten; auch hier wird hervorgehoben (fol. 221), daß 
Paleotto beim AkzeB sich selbst die Stimme geben konnte. 

Über Lelio Maretti, der auch eine beachtenswerte, noch un- 
gedruckte Geschichte des Konklaves Clemens’ VIII. verfaßt hat (s. unten 
S.108 N. 2), fehlen mir sonstige nähere Daten; es wird nur eine Notiz im 
Neuen Büchersaal der Gelehrten Welt (Öffn. 59, 1716. S. 803) erwähnt, die 
auf Grund des Giornale dei Letterati d’Italia t. XXIV berichtet, daß in 
der Bibliothek des Neapolitanischen Rechtsgelehrten Giuseppe Valetta 
(1714) auch Lelio Marettis Schrift: „La politica economica, con- 
forme alle regole di C. Tacito, Sallustio, Livio e altri autori antichi‘ 
vorhanden war. 

2?) Vgl. hier. Sägmüller, Die Papstwahlbullen und das staatl. 
Recht der Exklusive S. 18ff. 118 ff. 132ff. 
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stimmungen erlassen, welche die bisher gewöhnlich zum 
Zwecke der Wahlverzögerung vorgeschützten Zweifel über 
Fragen des Wahlrechtes endgültig ausschließen sollten; 
hingegen ließ auch Pius IV. die in seinem letzten Entwurfe 
in Aussicht genommenen Vorschriften, betreffend die Art 
der Abstimmung, gegenüber dem Widerstande der Kar- 
dinäle wieder fallen, so daß in dieser Beziehung auch 
fernerhin bis zum Gesetze Gregors XV. die Freiheit der 
Wahlkollegien sich unbeschränkt behauptete.!) Der Ent- 
wurf des Reformgesetzes, welchen Pius IV. dem Wider- 
stande der Kardinäle zum Opfer gebracht hatte, ist von 
Panvini in das letzte Buch seines größeren Werkes (De 
var. Rom. Pontif. creatione lib. X., im Cod. Monac. Lat. 
152, fol. 440—447’°) aufgenommen und aus der einzigen, 
dieses Buch noch enthaltenden Münchner Panvini-Hand- 
schrift von Sägmüller veröffentlicht worden?); es sind 
uns jedoch auch im Vatikanischen Archive nicht nur eine 
Reihe von Abschriften des Entwurfes (darunter solche, 
welche offenbar zu den die Verhandlungen über den Gesetz- 
entwurf betreffenden Akten gehören), sondern auch mehrere 
dem Papste über den Entwurf erstattete Gutachten er- 
halten.) Im fünfzehnten Kapitel des Entwurfes (,,De 


1) Die Parteihäupter, die in den Konklaven ihre leitende Stellung 
und ihren entscheidenden Einfluß behaupten wollten, stellten der obli- 
gatorischen Einführung eines das strengste Wahlgeheimnis verbürgenden 
Modus der Abstimmung den entschiedensten Widerstand entgegen; ihre 
Autorität und ihre Macht konnte ja nur aufrecht bleiben, wenn die 
Wahl, wie in den letzten vierzig Jahren, so auch in Zukunft, nach 
ergebnislosen, bloß des Scheines halber stattfindenden Skrutinien, 
schließlich auf Grund eines unter den führenden Kardinälen angebabnten 
Kompromisses per viam adorationis vorgenommen wurde. 

2) Vgl. a... 0. S.298fl. 

2) Ich verdanke diese Mitteilungen der geneigten Bereitwilligkeit 
des Herrn Prof. Pogatscher, welcher auf meine Bitte auch umfassende 
Nachforschungen über die im Vatikanischen Archive erhaltenen Vor- 
akten der Bulle In eligendis veranstaltet hat. 

Aus der Reihe der im Archive noch vorhandenen Texte des Ent- 
wurfes sind hervorzuheben: 1) Arch. Castr. S. Ang. Arm. IX cape. 1 
n.25, ein Papierfaszikel von 12 Folien; fol 1: Bulla super electione 
pontificis de reformatione conclavis mittatur per manus ill’Wm et 
reyerum D, Cardlium, ,...... (hier werden 22 Kardinäle aufgezählt). 
Et ultimus remittat S”° — eine gleichzeitige oder wenig spätere Abschrift. 
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forma electionis‘‘) war eine besondere Wahlform für die 
Abstimmung vorgezeichnet, welche statt der bisher üblichen 
(durch Skrutinium mit verschlossenen Stimmzetteln und 
anschließendem Akzeß) die allein zulässige sein, das Wahl- 
geheimnis verbürgen und der ergebnislosen Stimmen- 
zersplitterung vorbauen sollte. Der eigentlichen Wahl 
sollte bei jedem Wahlgange ein durch Abgabe von Stimm- 
zetteln (auf denen der Votant mindestens einen, und 
höchstens drei Kandidaten proponieren darf) erfolgender 
Vorschlag der in die Wahl einzubeziehenden Kandidaten 
vorhergehen. Rücksichtlich jedes der durch diese schrift- 
lichen Voten vorgeschlagenen Kandidaten soll (wenn der 
Kandidat nicht etwa selbst die Vornahme des eigentlichen 
Wahlganges ablehnt) die entscheidende Abstimmung in 
der Weise erfolgen, daß für jeden vorgeschlagenen Kan- 
didaten eine zweiteilige Urne (deren eine Seite für die dem 
Kandidaten günstigen, die andere für die ablehnenden 
Stimmen bestimmt ist) bereitgestellt wird, worauf die 
Kardinäle in die ihnen entsprechende Abteilung jeder 
solchen, den Namen des Kandidaten tragenden Urne 
(die nach dem Senium der betreffenden Kardinäle an 
die Reihe kommt) eine Kugel einzuwerfen haben, worauf 


2) Miscell. Arm. II t.80 (ol. Varia politicor. t. 79) fol. 41 bis 50 — wie 
die vorige eine Kopie des den Kardinälen zur Begutachtung mitgeteilten 
Textes; der Inhalt des fol. 4l, mit dem Verzeichnisse der Kardinäle, 
bis auf orthographische Verschiedenheiten mit Arch. Castr. S. Ang. Arm. 
IX caps. 1 n.25 übereinstimmend. 3) Miscell. Arm. XI t.122 fasc. 
28.29 — Wortlaut des Entwurfes, stellenweise besser als der in 4) Miscell. 
Arm. II t.27 [früher Varia politicor. t. 27], fol. 93—116 abschriftlich 
vorliegende. Der letztgenannte Band enthält auf fol. 209—230 zwei 
Gutachten über den Entwurf, deren Verfasser nicht angegeben sind; 
in Miscell. Arm. XI t.143 fol. 234: Ri cardinalis Moroni (also der 
1580 verstorbene Kardinal Giov. Girol. Morone, welcher am 31. Mai ° 
1557 unter PaulIV. als angeblicher Häretiker verhaftet, bis zu des 
letzteren Tode in Haft gehalten und von Pius IV. durch dessen Richter- 
spruch vom 13. März 1560 rehabilitiert wurde) annotationes in bullam 
conclavis — Abschrift, das Gutachten betrifft den Entwurf Pius’ IV.; 
in Miscell. Arm. II t. 80 [vgl. oben unter 2] fol. 51 —54: „Avvertimenti 
sopra la bolla del conclave, del Card. S. A.“ (d.i., nach dem bekannten 
Verzeichnisse, „Card. S. Angeli“, also damals Ranuccio Farnese; siehe 
Eubel-Gulik III p.33 n. 64), in Abschrift. 
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die Urnen der Reihe nach entleert und die Stimmen 
gezählt werden. Dem proponierten Kardinal selbst soll 
die ihn betreffende Urne nicht zur Abstimmung gereicht, 
aber seine Stimme soll, um ihm die nötige Mehr- 
heit zu sichern, ohne weiteres zu seinen Gunsten 
mitgezählt werden (Verum enumeratis singulorum suf- 
fragiis is Pontifex omnino sit, qui plura tulerit, dummodo 
duas tertias partes proprio comprehenso obtineat). Für 
uns ist nun dieser nicht zur Durchführung gelangte Reform- 
vorschlag Pius’ IV.!) vor allem deshalb von Bedeutung, 
weil er das traditionelle Recht der Selbstwahl sogar aus- 
drücklich anerkennt, und weil ferner keines der den Ent- 
wurf betreffenden Gutachten dies bemängelt oder auch 
nur auf diese Frage näher eingeht — offenbar, weil eben 
die Anerkennung des Rechtes der Selbstwahl mit der im 
Kardinalkollegium vorherrschenden Rechtsauffassung durch- 
aus im Einklange war. 

Wenn die gegen die Zulassung einer Selbstwahl im 
Konklave gerichteten Bestrebungen zu Ende des XVI. Jahr- 
hunderts wenigstens den vorübergehenden Erfolg erzielten, 
daß bei der Kompilation des sog. Liber septimus der 
uns schon bekannte interpolierte Text des c. Quia frequenter 
in gekürzter Fassung als c.1 de elect. [I, 4] Aufnahme 
fand, so war selbst dieser ephemere Erfolg wohl nur dem 


!) In dem bei Sägmüller abgedruckten Texte des Entwurfes sind 
mehrere Stellen zu berichtigen. Auf S. 299 ist in der Überschrift zum 
cap. 2 nicht „Itemque“, sondern mit den Handschriften — auch der 
Münchner — Item quae zu lesen (dadurch entfällt auch die von Säg- 
müller als Konjektur vorgeschlagene Einschiebung eines „non“ vor 
haberi.) Im cap. 15 S. 305 Z. 10 v. ob. ist statt „secretum‘““ richtig 
„secretam‘ zu setzen (so auch Cod. Monac. f. 445°°). Daselbst Z. 10 
von unten ist die Interpunktion unrichtig; der Satz schließt mit pro- 
poneretur, während der nächste mit „Eductis deinde per tria capita‘“ 
beginnt. Z.6 von unten ist nicht „quod erunt praepositi“, sondern 
quot erunt propositi zu lesen (so alle Handschriften, auch der Cod. 
Monac. fol. 446°°). Auf 8.306 Z.7 von oben ist richtig mit den 
Handschriften (so auch Monac. 446°) enumeratis zu lesen, nicht 
„emuneratis‘‘; auf Z. 9/10 soll es heißen „quoad duas tertias partes‘“ 
(d. W. „tertias“ ist bei Panvini weggeblieben, steht jedoch in den oben 
Ss. 103f. N. 3 z. Zifferl und z. Ziffer4 angeführten Texten des Vati- 
kanischen Archives). 
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Eindrucke zuzuschreiben, welchen besonders ärgernis- 
erregende Vorkommnisse anläßlich einer im Konklave 
des Jahres 1592 versuchten Adorationswahl bei manchen 
Teilnehmern dieses Konklaves hinterlassen haben dürften. 
Der mißbräuchliche modus eligendi per adorationem, der 
zweifellos eine Beeinträchtigung der Wahlfreiheit bedeutete, 
hatte sich trotz alledem seit der Wahl Clemens’ VII. (1523) 
fortdauernd behauptet!), obwohl doch die Tatsache, daß 
Übereifer und Terrorismus der Parteihäupter in vereinzelten 
Fällen offene und rechtzeitige Proteste gegen eine bereits 
eingeleitete Adoration ausgelöst und den Versuch einer 
Überrumpelung mit Erfolg verhindert hatten, die grund- 
sätzlichen Bedenken gegen diesen Wahlmodus ebensowenig 
zu entkräften vermag, wie die „moralisch einstimmige“ 


1) Manche wollen allerdings erst die Wahlen seit jener Julius’ III. 
als Adorationswahlen im eigentlichen Sinne des Wortes gelten lassen; so 
schon Panvini, und später manche Zeitgenossen der Reform GregorsXV., 
z.B. Benedict Giustiniani (in seiner Disputatio de canon. s. ponti- 
ficis electione a cardinalib. facienda c. IV; die bezügliche Stelle vergl. 
man bei Wahrmund im Archiv für kathol. Kirchenr. LXVII [1892] 
S. 240) und J. B. Coccini in den „Lucubrationes historicae‘“‘ (s. oben 
S. 10 Note 2; p. 170 der Handschrift: „... qua ratione Iulius papa IIL., 
Marcellus II. et Paulus IV. electi, et nostris temporibus ab Innocen- 
tio IX. usque ad S. M. Gregorium XV. inclusive pontifices omnes 
creati‘‘ — auch in den von Coccini dem hier [p. 7—97] aufgenom- 
menen Traktate Giustinianis beigefügten „Animadversiones‘‘ meint er 
[p- 99]: „Verum est hac ratione electum fuisse IJulium III. caeterosque 
omnes alios successores usque ad S. M. Gregorium XV. inclusive‘), von 
den Neueren, wie es scheint, Wahrmund a.a. O. S. 207. Unzweifel- 
haft war aber schon die Wahl Clemens’ VII. durch Adoration erfolgt 
(vgl. die „Conclavi“ I p. 203. 204, Petruccelli della Gattina I 
551—556, Pastor, Gesch. d. Päpste IV, 2 S. 169), und dieim Texte vor- 
getragene Ansicht entspricht der seit Jahrhunderten vorherrschenden 
Auffassung, die sich auch schon bei Zeitgenossen Gregors XV. findet 
(z. B. bei dem Verfasser der im Cod. Barberin. XXX. 105 [jetzt Cod. 
Barb. Lat. 2032] erhaltenen Reformvorschläge für die Papstwahl [in 
deren c. 11, bei Wahrmund S. 251] und bei Lavorius de Laurino 
Variar. lucubration. t. I tit. IV cap. 9 n. 1 p. 337). — Bei der Wahl 
durch Adoration wurde freilich eine scheinbare Einstimmigkeit erzielt, 
zugleich „aber“, (wie dies Phillips, Kirchenrecht V, 2 S. 849, mit 
voller Schärfe hervorhebt) ‚wenn auch nicht in der äußeren Erschei- 
nung, so doch der Sache nach ein Grundprinzip der Papstwahl, deren 
kanonische Freiheit, verletzt‘; vgl. jetzt auch Wahrmund S. 265. 
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formelle Scheinwahl!), die man, ohne Beeinträchtigung 
des für den Gewählten schon durch die vollzogene Ado- 
ration erworbenen Rechtes, öfter der letzteren folgen ließ. 

Da die Wahl durch Adoration nur deshalb als von 
Rechts wegen zulässig gelten konnte, weil die Gesetzgebung 
den Kardinälen noch immer die Art der Abstimmung 
durchaus freistellte, so war ja die Adoration grundsätzlich 
nur als eine Art offener Abstimmung zu betrachten, und 
dieser Standpunkt hätte konsequenter Weise auch für die 
Frage der Selbstwahl die Entscheidung nahegelegt, daß 
auch die eigene Stimme des Kandidaten, zu dessen Ado- 
ration geschritten werden soll, die zu einem solchen Vor- 
gehen erforderliche Zweidrittelmehrheit der Kardinäle 
herstellen könne. In der Theorie wurde auch dieser 
Ansicht, wie es scheint, die Berechtigung nicht durchaus 
abgesprochen?); die Praxis der Wahlkollegien aber hielt 
an der entgegengesetzten Auffassung fest und berief sich 
zu deren Begründung einfach darauf, daß der Kandidat 
sich doch auch nicht selbst die Huldigung leisten, sich 
nicht ‚selbst adorieren“ könne. Das war nun freilich eher ein 
sehr mäßiger Wortwitz, als ein beachtenswertes Argument; 
die Wahlkollegien und die leitenden Parteiführer in den 
Konklaven mußten aber doch der Erwägung Raum geben, 
daB ja ohnedies bei der Adoration die Wahlfreiheit der 
Beeinträchtigung und Vergewaltigung preisgegeben, daß 


1) Bei dieser „Wahl‘‘ gab dann der zur päpstlichen Würde Er- 
hobene seine Stimme entweder dem Dekane des Kollegiums oder aber 
einem Kardinal, dessen besonders entgegenkommendes Verhalten an- 
erkannt werden sollte. 

2) Man erhält wenigstens diesen Eindruck, da sich ja manche 
überlieferte Äußerungen und insbesondere die Vorgänge im Konklave 
des J. 1592 kaum anders erklären lassen; immerhin ist es aber wohl 
eine starke Übertreibung, wenn Giustiniani als Grund gegen die Zu- 
lassung der forma adorationis auch anführt: „Saepe etiam dubitandum 
est, an suffragium electi inter duas eligentium partes connumerandum 
sit, an secus“‘ (ich habe diese, in den Auszügen Wahrmunds nicht vor- 
kommende Stelle nach dem bei Coccini p. 59 aufgenommenen Texte 
Giustinianis abgedruckt — der letztere ist der allerentschiedenste 
Gegner der Adorationswahlen, sein Standpunkt ist, „novam eligendi 
formam, quae dicitur adorationis, magna ex parte cum iure naturae 
pugnare‘“; vgl. hierüber auch Wahrmund S. 208. 239 ff.). 
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es deshalb nicht ratsam war, den Bogen zu überspannen 
und den Unwillen der Gegner dadurch aufs äußerste 
herauszufordern, daß man es etwa auch noch offiziell 
dem Kandidaten freistellte, sich selbst den Stimmen zu- 
zugesellen, welche dem ohnehin eine offenkundige Pression 
bedeutenden Ansinnen, die Wahl sofort durch Adoration 
zu vollziehen, die nötige Majorität sichern sollten. Wieder- 
holt wird darum hervorgehoben, daß bei diesem Beschlusse 
die Stimme des Kandidaten nicht mitgezählt werden soll, 
obwohl er bei einem Akzesse für sich selbst stimmen könne; 
auch die Konklaveberichte versäumen es nicht, gelegentlich 
darauf hinzuweisen, daß für die Adorationswahl wenigstens 
eine Stimme mehr erforderlich sei, als für die Wahl durch 
Skrutinium, bzw. Akzeß.!) Aberim Konklave Clemens’ VII. 
(Januar 1592) ereignete sich wirklich der Fall, daß ein 
Mitglied des Kollegiums, der Kardinal Santorio (,‚Sanse- 
verina‘‘), die herrschende Stimmung verkennend, auch 
alle Forderungen des Taktes und der Selbstbeherrschung 
vergessen und selbst die sofortige Huldigung verlangt 
hatte, obwohl die Zahl der zur Einleitung der Adoration 
Versammelten nur, wenn die Stimme des Kandidaten 
mitgezählt worden wäre, die Zweidrittelmehrheit des Wahl- 
kollegiums repräsentiert hätte.?) 


1) Vgl. Petruccelli della Gattina II, 310, Conclavi dei ponte- 
fici I, 431 (diese Stellen betrefien Vorgänge im Konklave Gregors XIV.); 
Petruccelli II, 383. 394, Conclavi II, 4. 14 (betrefiend das Konklave 
Clemens’ VIH.). Wenn sich hier wiederholt der Ausspruch findet, daß, 
sobald die Wahl per adorationem erfolgen soll, für den Kandidaten um 
zwei Stimmen mehr erforderlich seien, als die bei der Wahl durch 
Skrutinium und Akzeß notwendige Zahl, so erklärt sich dies eben 
daraus, daß die letztere Angabe nach der uns schon bekannten Be- 
rechnungsweise nur die Zahl der (neben der Stimme des Kandidaten) 
zu sichernden fremden Stimmen im Auge hat. 

2) Die bisher veröffentlichten Berichte, betreffend das Konklave 
des Jahres 1592, genügen wohl durchaus, um sich über die wesent- 
lichen Vorgänge und über das Benehmen Sanseverinas ein Urteil 
zu bilden; aber erst die mir aus dem Görlitzer Cod. Milich. 389 be- 
kannte, noch ungedruckte Beschreibung des Konklaves Clemens’ VIII. 
von Lelio Maretti (vgl. oben S. 102 Note 1) läßt uns recht anschau- 
lich entnehmen, welche Bedeutung, dem Auftreten Sanseverinas gegen- 
über, auf die Diskussion der Rechtsfrage gelegt werden mußte: 
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Aller Wahrscheinlichkeit nach sind wohl diese Vor- 
gänge der Grund dafür gewesen, daß Kardinal Pinelli, 
den Sixtus V. im Jahre 1587 zum Leiter der Kodifikations- 
arbeiten berufen hatte, sich den Tendenzen der bisher 
wenig erfolgreichen Agitation, welche die Möglichkeit einer 
Selbstwahl im Konklave beseitigt sehen wollte, zugänglich 
erwies und bei der im Jahre 1592 eingeleiteten Um- 
arbeitung des in den früheren Beratungen fertiggestellten 
Entwurfes einer Dekretalensammlung das in letzterem 
noch nicht enthaltene c. Quis frequenter nunmehr 
in den Titel de electione an erster Stelle aufnahm. Der 
hier aufgenommene, verkürzte Text ist von Pinelli auf 
Grund jenes Textes redigiert worden, der ihm in den 
uns schon bekannten, seit dem Anfange des Jahrhunderts 


....Pareva a molti anzi degli fautori della parte di Santa Severina 
che non ostante la partita.. del cardinale Ascanio si dovesse venir all’ 
adorazione: poiche, se i 35 voti che erano rimasti la dentro fussero 
stati concordi in lui, bastavano per la sua creazione, potendo Santa 
Severina intervenire all’ adorazione di se medesimo, non essendo men 
raggionevole che un cardinale s’adori se stesso per papa, che egli ei 
dia il voto concorrendo all’ elettione di se medesimo, come non si 
negava questo potersi fare, non si oonoscendo da questo modo & quello 
alcuna diversitä. Ma il cardinale Aldobrandino e gli altri cardinali 
di maggior considerazione e che miravano all’ interesse pubblico e alla 
quiete della Sede apostolica, non approvavano per buona questa reso- 
luzione, n& giudicavano a proposito un’ attione tanto pericolosa di 
disordine, di scisma, che s’eleggesse il papa per questa via e poi 
s’havesse a disputare, se il modo dell’ elezione fosse stato legitimo. 
Ed ad Horazio Mancini, che accostatosi a Madruzzo cercava di per-, 
suaderlo che si venisse all’ adorazione, dicendo che poi si disputarebbe 
del modo saviamente, rispose: chi sara il giudice, che lo decida? — 
volendo inferire che questa sarebbe stata una deliberazione imprudente 
ed atta a mettere tutto il cristianesimo in disordine, poich® per dichia- 
rare, [se] un cardinale, fatto papa con il concorso suo all’ adorazione 
di se medesimo, si dovesse avere per vero papa 0 no, sarebbe bisogno 
convocare un concilio generale con scandalo grandissimo della cristia- 
nitä e molto pericolo delle anime‘ (vgl. Cod. Milich. 389 fol. 254° — 
diese von mir benutzte Handschrift ist wohl die einzige, welche dies- 
seits der Alpen zugänglich ist, in Rom selbst aber scheint diese unge- 
druckte Arbeit Marettis handschriftlich ziemlich verbreitet zu sein; 
vgl. die Angaben Wahrmunds, der einige Sätze aus dem Anfange 
der Schrift Marettis abgedruckt hat, im Archiv f. kath. K.-R. LXVII 
[1892] S. 203. 204). 
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an der Kurie verbreiteten Extravagantensammlungen vor- 
lag — wie wir oben feststellen konnten, war ja auch der 
im Vatikanischen Archive Armar. XXXII n. 50 erhaltene 
Sammelband der ‚„Extravagantes modernae‘“ zweifellos im 
Besitze Pinellis, und wahrscheinlich dürfte auch das in 
n. 49 daselbst enthaltene (etwas jüngere) ‚„Bullarium Or- 
manetti“ dem Kardinal Pinelli gehört haben.!) 

Die Vorarbeiten für eine neue authentische Dekretalen- 
sammlung hatten unter Gregor XIII. (f 1582) begonnen; 
Sixtus V. berief am 28. Juni 1587 den Kardinal Pinelli 
zum Leiter einer Kommission, welche den ersten Entwurf 
der Dekretalensammlung fertigstellte.?2) Dieser erste Entwurf 
wurde für die Mitglieder der Kongregation in der Weise 
in Druck gelegt, daß anläßlich dieser ‚prima impressio 
ac eius correctio“ von der Kongregation in vierundzwanzig 
Sitzungen, welche unter Pinellis Vorsitze in dessen Palaste 
in der Zeit vom 3. August 1589 bis zum 6. April 1590 
stattfanden, über die unveränderte Aufnahme der im hand- 
schriftlichen Urentwurfe enthaltenen Konstitutionen, bzw. 


1) Vgl. oben S. 94, 92. — Zur Biographie des Kardinals Pinelli 
verweise ich auf Ciacconius-Oldoini, Vitae et res gestae pontiff. 
Roman. et s. Rom. eccl. Cardinalium. Romae 1677. t. IV col. 1565— 
157, Eubel-Gulik, Hierarch. cathol. III p. 56; die noch bei Leb- 
zeiten dieses Kardinals (f 1611) von einem Landsmanne desselben ver- 
öffentlichte „Vita Dominici cardinalis Pinelli, auctore Stephano 
Burono patritio Genuense,. Romae... 1609 (Bibl. Casanatens. 
F. XIII. 95) bietet nichts, was für uns von besonderem Interesse wäre. 
In den Konklaven, welchen Pinelli seit seiner durch Sixtus V. er- 
folgten Beförderung zum Kardinalate beiwohnte, gehörte er zur Ge- 
folgschaft des Nepoten Sixtus’ V., Alexander Peretti (Kardinal 
Montalto), so insbesondere auch im Konklave Clemens’ VOII.; wie 
Lelio Maretti (fol. 233) berichtet, war in diesem Konklave ein 
Bruder des Kardinals Pinelli, Giov. Aug. Pinelli, der besondere Ver- 
trauensmann Montaltos. 

2) Vgl. Sentis, Clementis papae VIII. Decretales p. IX; Laem- 
mer, Zur Kodifikation des kanonischen Rechtes S. 8. 9 — beide 
nach den Angaben Pinelli’s in dem in der Sammlung abgedruckten 
Schreiben, mit welchem die abgeschlossene Kompilation dem Papste 
Clemens VIII. von Pinelli zur Approbation vorgelegt wurde (bei Sentis 
p- XX VII), und nach den Berichten der von ihnen zitierten Schriftsteller; 
die im Vatikanischen Archive erhaltenen, auf diesen ersten Entwurf 
bezüglichen Materialien sind in der Literatur unbekannt geblieben. 
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über die im Drucke durchzuführenden Änderungen dieses 
Urentwurfes entschieden wurde. Es ist uns zwar, wie 
es scheint, weder dieser schriftliche Urentwurf, noch ein 
Exemplar seines von der Kongregation redigierten Druckes 
erhalten; im Vatikanischen Archive befindet sich jedoch 
ein dem Herausgeber des Liber septimus unbekannt ge- 
bliebener Band (Armar. XXXII n. 52) handschriftlicher 
Materialien!), welcher ein Verzeichnis der Titel und Kon- 
stitutionen der Sammlung?) (fol. 1—33), ferner eine Über- 
sicht der im dritten, vierten und fünften Buche auf- 
genommenen (,ponitur“) Konzilsbeschlüsse und Bullen, 
bzw. der verfügten Änderungen?) („ponebatur“ — bis- 
weilen unter Bezugnahme auf eine Verfügung der Kon- 
gregation, deren Datum aber regelmäßig nicht angegeben 
wird), endlich die Originalprotokolle des Kongregations- 
sekretärs Cäsar Ottinellus über sämtliche vierundzwanzig 


1) „Septimus decretalium liber ex mandato et auctoritate Si Dri 
Sixti pp. quinti‘, eine Papierhandschrift in Pergamentband, auf welche 
Herr Hofrat Prof. Abraham zuerst aufmerksam gemacht hat und die 
sodann im J. 1904 von mir selbst untersucht wurde. Das Manuskript 
stammt aus dem Archive der Engelsburg (Arch. Castr. S. Ang. 
Armar. B. ord. I); in dem vom Archivar Confalonieri 1628 verfaßten 
Index der sog. Armaria superiora (A—M) des Engelsburg-Archives (jetzt 
Indice 57 des Vatikanischen Archives) wird die Handschrift auf fol. 16 
als „Liber septimus Decretalilum manuscr. Sixti papae V. una cum 
congregationibus super compilatione eiusdem septimi Decretalium, ha- 
bitis apud Cardinalem Pinellum‘ verzeichnet. Die auf das Manuskript 
bezügliche, nachträgliche Eintragung im Inventar De Pretis (Indice 133 
— vgl. hierzu oben $S. 89 Note 1) lautet: „Reg. seu Schema propo- 
situm septimi libri Decretalium ex mandato Sixti PP. V. cum pluri- 
bus congregationibus ais 1589 et 1590 celebratis, in char. bomb. conser. 
fol. non numer. .. sub tegum. pergamen.“ 

32) Das Verzeichnis gibt für jede Konstitution den Namen des Papstes 
sowie die Reihenzahl an, unter welcher sie im Bullarium Cherubinis 
vorkommt, dann die Anfangsworte und eine summarische Inhalts- 
‚anzeige; auf dieses 33 Folien füllende Verzeichnis folgen sieben leere 
Blätter. 

®) Am Schlusse: „Ex quibus ad Dei gloriam expedita est haec 
prima impressio ac eius correctio. Quae autem consideratione digna 
remaneant, infra patebit‘‘ — zwischen diesem Stücke und dem folgen- 
den Tagebuche der Kongregationsverhandlungen wieder einige leere 
Blätter, 
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Kongregationssitzungen!) enthält. Aus diesen Materialien 
ersehen wir, daß das c. Quia frequenter in den Entwürfen, 
die unter Sixtus V. beraten wurden, noch nicht enthalten 
war; der Titel De electione et electi potestate beginnt 
mit der Konstitution AlexandersIV. Firma profecto, welche 
in dem Clemens VIII. vorgelegten Schlußentwurfe des Liber 
septimus als c. 2 des Titels de electione vorkommt.?) 
Ehe der (schon Sentis bekannt gewordene) spätere, in 
der Zeit vom 27. August 1592 bis 17. Dezember 1593 den 
Kongregationsberatungen (,‚prima visio‘“) unterzogene Ent- 
wurf in Druck gelegt wurde, hatte, wie wir einem noch 
im Vatikanischen Archive erhaltenen, das erste Buch (tit. 
1—18) umfassenden Teilstücke entnehmen, die Kongrega- 
tion sich im Jahre 1592 zunächst mit einem offenbar nach 
Pinellis Weisungen umgestalteten, handschriftlichen Ent- 
wurfe beschäftigt, dessen Titel ‚‚de electione‘“ aber gleich- 
falls noch mit dem c. Firma profecto beginnt und die 
Dekretale Quia frequenter noch nicht enthält.?) Dieses 


— no. 


1) Die Protokolle über die 15., 16., 17. und 18. Sitzung sind von 
ihm unterzeichnet; die übrigen wohl auch von ihm selbst geschrieben. 
Daß hier die Originalprotokolle, nicht bloße Abschriften vorliegen, 
halte ich für zweifellos; jedes Protokoll war ein besonderes Heft, 
welches auf dem Umschlagblatte mit der fortlaufenden Zahl der Kon- 
gregationssitzung und dem Datum der letzteren bezeichnet ist. An 
den Beratungen nahmen die Kardinäle Aldobrandini, Mattei, Pinelli, 
der Bischof Lucio Sasso und die Auditoren der Rota Lorenzo Bian- 
chetti, Francesco Pegna, Pompeo Arrigoni, Seraphinus Olivarius teil. 
Darnach sind also die schon von Sentis, p. IX Note3, und von 
Lämmer S. 10 (Note 8 zur S. 8) nicht als zuverlässig betrachteten 
Angaben des Pierre Pithou zu berichtigen. 

2) Vgl. diesen Titel bei Sentis p. 9. 

®) Armar. XXXII n.51: Decretalium Clementis P.P. VIIL Liber I. 
Diese gleichfalls von Herrn Prof. Abraham im Archive entdeckte 
Handschrift enthält, wie ich bei deren Untersuchung feststellen konnte, 
Bemerkungen über die Kongregationssitzungen des Jahres 1592 (z. B. 
beim c. 5 de electione [im Schlußentwurfe Pinellis c. 7, s. Sentis 
p. 10], betreffend die Sitzung vom 5. Juni 1592); die im Auftrage 
Pinellis, bzw. der Kommissio® auszuscheidenden Kapitel sind in 
der Handschrift gestrichen; am Schlusse ein (belangloses) Register und 
ein anonymer, an Pinelli gerichteter Brief vom 30. November (pridie 
Kal. Decembr.) 1592, in welchem Bedenken gegen die Echtheit des 
c. Firma profecto [c. 1 — im Schlußentwurfe c. 2 de elect.] erhoben 
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Kapitel fehlt auch noch in dem Entwurfe, wie er für 
die oben erwähnten, von Pirelli als ‚prima visio‘“‘ be- 
zeichneten Kongregationsberatungen in Druck gelegt wurde. 
Sentis gibt drei vollständige (alle fünf Bücher umfassende) 
Exemplare dieses Entwurfes an!), welche ihm in Rom 
zugänglich gewesen seien: eines in der Biblioteca Casana- 
tense, eines in der Vatikanischen Bibliothek, endlich ein 
drittes im Vatikanischen Archive. Die Behauptung, daß 
die Vatikanische Bibliothek einen solchen Entwurf besitze, 
dürfte, obwohl Sentis die Signatur angibt, vermutlich 
doch nur auf einem Irrtum beruhen?); hingegen habe 
ich die beiden anderen, von ihm genannten Exemplare 
des Entwurfes in Rom auch selbst einsehen und benutzen 
können?) In dem Titel IIII ‚De electione‘“ dieses Ent- 


werden. Die Handschrift ist in Pergament gebunden, mit defektem 
Papierschutzblatt; sie stammt gleichfalls aus dem Archive der Engels- 
burg, daher die noch ersichtliche alte Signatur „Arm. B. ord. I. 
num. VII.‘ und die zum Teile abgerissene Inhaltsangabe „VII. Liber 
m[anuscr.] [Decretal.] Clem. P. P. VIII.“; im Index Confalonieris 
fol. 16 wird sie ebenfalls nur bezeichnet als „Liber manuscr. decret. 
Clem. Papae VIII. Inc. Liber primus de summa etc.“ — Die auf 
dieses Manuskript bezügliche, nachträgliche Eintragung im Indice De 
Pretis ist völlig belanglos. 

1) Vgl. Sentis S. VII; seine weitere Angabe, daß die Barberi- 
nische Bibliothek (seit 1902 in der Vaticana) ein zweibändiges Exemplar 
des Entwurfes besitzt, in welchem das erste Buch fehlt (tom. I: 
ib. D, III; t. II: lb. IV, V), ist richtig; er hat jedoch irrtümlich eine 
alte, von irgendeinem früheren Besitzer herrührende Bezeichnung 
(X. D. 7.) für die Signatur der Barberinischen Bibliothek gehalten, 
in welcher diese Bände mit G. G. VL 15 und 16 bezeichnet sind. 

2) Der Präfekt der Vaticana P. Ehrle hatte im Jahre 1903 die 
Güte, Nachforschungen einzuleiten, um dieses von Sentis unter der 
Signatur „lib. impress. Cod. III. L. 9. 10° bezogene Buch zu ermitteln. 
Das Ergebnis war, daß unter dieser Signatur früher das in der Vati- 
kanischen Bibliothek vorhandene Exemplar der im Jahre 1598 ge- 
druckten und von Pinelli Clemens VIII. zur Approbation vorgelegten 
Dekretalensammlung eingestellt war. Ich habe diesen Druck, wie 
später noch zu erwähnen sein wird, selbst in der Vatikanischen Biblio- 
thek einsehen können, während Sentis (S. III) angibt, daß die Vati- 
kanische Bibliothek kein Exemplar dieses Druckes besitze. 

8) Die jetzige Signatur des Exemplares der Casanatense ist „Cod. 
Mes. 1407, D. I. 2“ — am Titelblatte des ersten Buches mehrere 
Randbemerkungen, die sich noch auf die Kongregationssitzung vom 
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wurfes war das c. Quia frequenter noch nicht enthalten; 
erst bei den Beratungen über diesen Titel (welche im 
Oktober und November des Jahres 1592 stattfanden!)) wurde 
in der Kongregationssitzung vom 16. Oktober 1592, offen- 
"bar auf Antrag Pinellis, die Aufnahme des c. Quia frequenter 
beschlossen. Darüber berichtet uns Pinellis eigenhändige 
Eintragung in seinem Handexemplar des Entwurfes (jetzt 
im Vatik. Archive Arm. XXXII n.53) auf fol. 21, wo 
er dem c. Firma profecto, das im Drucke als erstes 
Kapitel des Titels De electione eingereiht war, folgende 
Fußnote beigefügt hat: „Ante omnia ponenda est bulla 
Innocentii 4. de electione Romani pontificis, quam habes 
compilata[m] in libro Congregationis fol. 109: quod vox 
electti non computatur in duabus partibus — de qua 
bulla d.d. faciunt in pluribus locis mentionem.‘“‘?) (Darauf 


15. Mai 1592 beziehen; auf dem Vorsetzblatte der bei Sentis S. VII, 
Note 3 abgedruckte Vermerk. — Von besonderer Wichtigkeit ist das 
Exemplar des Vatikanischen Archives, welches das Handexemplar 
Pinellis war; dieser hat auch die (zum Teile von ihm mit „Dom““® 
Card. Pinellus‘‘ unterzeichneten) Bemerkungen eigenhändig beigesetzt, 
welche uns das Datum des Abschlusses der Beratungen über das erste, 
dritte und fünfte Buch berichten (vgl. Sentis S. X, wo aber in der 
Note 2 statt „et“ richtig est zu setzen ist; im Originale die Ein- 
tragungen auf fol. 67°° des ersten Buches, fol. 155° des dritten, und 
fol. 90 des letzten Buches). Dieses Exemplar des Entwurfes befindet 
sich jetzt im Armar. XXXIH unter n. 53, es ist ein roter Lederband 
mit Goldschnitt (Rückentitel „Septimus Decretai‘); dasselbe stammt 
gleichfalls aus dem Archive der Engelsburg, in dessen Armar. B. ord. I 
der Archivar Confalonieri die „scripta in Septimum‘“ eingestellt hatte; auf 
fol. 16 seines Index hebt er hervor, daß dem Buche eigenbändige 
Bemerkungen Pinellis beigesetzt sind (,„apostillis cardinalis Pinelli 
notatus”). 

t) Dies ergibt sich aus mehreren Eintragungen im Exemplar 
der Casanatensischen Bibliothek (dessen Blätter nicht bezeichnet sind), 
beim Titel De electione, und auf fol. 1 und 21 des Exemplares Pinellis 
(jetzt Vatic. Arch. Armar. XXXII n. 53); letztere sind von Pinelli 
selbst beigesetzt, aber auch die des erstgenannten Exemplares stammen 
aus der Zeit der Verhandlungen. 

2) Vgl. hierzu die oben S. 96 abgedruckten Glossen, welche dem 
c. Quia frequenter in den handschriftlichen Extravagantensammlungen 
Armar. XXXII n. 49 und n. 50 beigefügt sind. — Der in diesem Zu- 
sammenhange von Pinelli erwähnte „liber Congregationis‘‘ wird von 
ihm in den Bemerkungen zu seinem Handexemplar überhaupt häufig 
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bezieht sich offenbar die auf demselben Blatte, rechts 
oben bei der Titelrubrik, beigesetzte Bemerkung: Veneris 
die XVI. octob. fuit congregatio, in qua resolutum fuit, 
ut infra.) 

Dem Vorbilde der früheren Kompilatoren folgend, 
hat bekanntlich auch Pinelli die Texte der von ihm auf- 
genommenen Konstitutionen nach seinem Ermessen um- 
gearbeitet und gekürzt (vgl. Pinellis Bericht bei Sentis 
p. XXXVI: „Ex his vero, quae prolixae nimis videren- 
tur, superfluis resecatis reliqua necessaria pars ... in 
hoc volumine inseritur“).. Nach, diesem Grundsatze 
ist er auch bei der Aufnahme des c. Quia frequenter 
vorgegangen: die Arenga desselben, welche, wie uns be- 
reits bekannt (vgl. oben S. 95), in der Vorlage Pinellis 
ohnehin schon verstümmelt war, ist im Texte des c. Quia 
frequenter, wie er in dem Schlußentwurfe der ‚‚Decretales 


bezogen. Deshalb hat schon Sentis versucht, diesen „liber‘‘ wieder 
ausfindig zu machen, ohne daß ihm dies jedoch geglückt wäre (vgl. 
Sentis p. VII). Tatsächlich scheint auch wenigstens der Band, welcher 
sich auf die Verhandlungen der Zeit vom August 1592 bis zum März 
15693 bezieht, verloren gegangen zu sein. Dagegen hat Herr Prof. 
Abraham bei seinen 1904 auf meine Bitte eingeleiteten Nach- 
forschungen den die Kongregationssitzungen vom 19. März bis 
17. Dezember 1593 betreffenden Band, der also nur die Verhandlungen 
über das dritte, vierte und fünfte Buch enthält, im Vatikanischen 
Archive wieder entdeckt. Derselbe befand sich damals, als noch nicht 
neu beschriebenes und verzeichnetes Stück, im Armar. XXXII (zwischen 
n. 42 und 48), wo ich den Band auch selbst eingesehen habe. Der- 
selbe stammt gleichfalls aus dem Archive der Engelsburg (Arm. B. 
ord. In. IV) und ist am Titelblatte als „Acta congregationis super 
septimo‘‘ bezeichnet (am Rücken des Pergamenteinbandes und am 
ersten Blatte: „Congregationes super septimo‘‘); im Index Confalonieris 
wird er unter n. IV als „liber actorum congregationis super eodem 
septimo‘“ (n. III ist identisch mit Armar. XXXII n. 52; vgl. oben 
S. 111) angeführt. Vor den Kongregationsverhandlungen ist, wie ich 
sah, eine etwa zwei Blätter umfassende Abschrift des Entwurfes einer 
Vorstellung an den Papst mit eingebunden worden: „Quod dogmata 
concilii Tridentini sint recipienda in compilatione Septimi‘ — nach 
dem Inhalte offenbar ein älterer, von Pinelli in der Folge umgearbeiteter 
Entwurf, dessen spätere Ausführung der 1598 in Druck gelegten und 
Clemens VIII. zur Approbation überreichten Sammlung vorangestellt 
ist (vgl. Sentis p. XXVIII—-XXXII). 


8* 
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Clementis VIII.“ vorliegt, weggelassen. Von diesen „De- 
cretales Clementis VIII.“, deren Druck am 25. Juli 1598 
abgeschlossen und am 1. August dieses Jahres von Pivelli 
dem Papste zur Approbation vorgelegt wurde, sind uns, 
soviel ich feststellen konnte, noch drei Exemplare er- 
halten.!) Im folgenden gebe ich den von Pinelli redi- 
gierten Text (nach fol. 12 des Original-Druckes) genau 
wieder: 
Decretal. lib. primus tit. IIII. 
De electione. 
Innocentius Papa IIII. 
Cap. l. 


Quia frequenter et infra. Statuimus, ut defuncto 
S.R.E. Antistite, ac eius corpore tradito sepulturae, 


1) Sentis, dessen Angaben Lämmer u. a. folgen, kennt deren 
nur zwei, weil er irrtümlich annimmt, daß die Vatikanische Biblio- 
thek das Buch nicht besitze (vgl. Sentis S. III, VI und hierzu oben 
S. 113 Note 2). Mir waren zugänglich: 1. das Exemplar der Casa- 
natensischen Bibliothek (vgl. Sentis 8. III, VI, XIVff. — das Buch 
enthält, wie Sentis richtig angibt, Randbemerkungen aus den Jahren 
1607 und 1608, welche zweifellos ein Mitglied der von Paul V. mit 
einer neuerlichen Revision der Dekretalensammlung beauftragten Kom- 
mission selbst beigefügt hat), Titelblatt: S.=mi Domini Nostri Clementis 
Papae Octavi Decretals. Romae. Apud Impressores Camerales. 
MDXCVIII; die jetzige Signatur: R. I. 18. 2. das Exemplar der 
Vatikanischen Bibliothek, Biblioth. Vatic. 2533 A, mit der früheren 
Standortsbezeichnung IV. J. XII. 21, welches sich im Jahre 1903 
zum Zwecke der Umstellung in der Reserve befand und dessen Ein- 
sicht mir durch das besondere Entgegenkommen des Präfekten 
P. Ebrle ermöglicht wurde. Der Druck des Titelblattes ist jenem 
des vorgenannten Exemplares völlig gleichlautend; handschriftlich ist 
hier die Bemerkung „Ex Bibl. Ios. Ren. Card. Imperialis‘‘ beigesetzt, 
ebenso auf der Innenseite des Vorsetzblattes die Worte: Cum notis 
cardinalis Fachinei. Randbemerkungen, welche sich teils auf die Be- 
ratungen des Jahres 1592, teils auf jene des Jahres 1608 beziehen, 
finden sich gleichfalls; diese sind jedoch keine Originalnotizen, sondern 
nur Abschriften, die aus einem anderen Exemplar stammen und, wie 
es scheint, erst im XVIII. Jahrhundert geschrieben sind. 3. das von 
Augustin Theiner im Jahre 1841 zu Rom erworbene Exemplar, 
welches er Sentis zum Geschenke machte und das sich nunmehr in 
der Leipziger Universitätsbibliothek befindet (Ius canon. 538). Die 
einzelnen Blätter des die Dekretalensammlung selbst enthaltenden 
Druckes sind, soviel ich feststellen konnte, mit jenen der beiden anderen 
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Cardinales, qui in eodem loco fuerint, cessante discri- 
mine aut violentia laicorum, Pontificem eligant, statutis 
a iure temporibus, absentibus fratribus expectatis. Si 
quis ex praedictis Cardinalibus a loco, in quo Summus 
Pontifex obiit, electione instante discesserit, eligendi 
potestate se ipsum illa vice privavit!), et is Universalis 
Pastor et Episcopus habeatur, qui a duabus partibus 
praesentium fratrum?) eligetur; electo in duabus parti- 
bus minime computato. 

Im Vatikanischen Archive (Armar. XXXII n. 54°)) 


Exemplare völlig identisch; nicht so das Titelblatt, welches hier lautet: 
gmi Domini Nostri D. Clementis Papae VIII. Decretales. Romae. Ex 
typographia Camerae Apostolicae.e MDXCVIII. (Ähnlich in dem Ab- 
drucke des Titelblattes in der Ausgabe Sentis’ p. XXV, welcher da 
also auf das ihm bekannte Exemplar der Casanatensis keine Rücksicht 
genommen hat.) 

1) Die Vorlage Pinellis hat hier „privabit‘‘, ebenso wie die Texte 
des XIII. Jahrhunderts (vgl. oben S. 95, 14, 28); wahrscheinlich ist 
die Änderung bei der Abschrift unabsichtlich geschehen und nur einem 
italienischen Schreiber, dem sie leicht unterlaufen konnte, zur Last zu 
legen. | 

2) Dieses Wort fehlt im Texte in der Ausgabe Sentis’ S. 9. 

3) Dieser Archivband ist zuerst von Herrn Hofrat Prof. Abraham 
aufgefunden worden; auf Grund seiner Angabe, daß der Band eine 
Glosse zu allen fünf Büchern des hier auch als ‚„‚nova compilatio sacro- 
rum canonum“ bezeichneten Liber septimus enthalte, und eines vor- 
läufigen, diese Angabe ergänzenden Berichtes des Herrn Prof. Hein- 
rich Pogatscher habe ich im Jahre 1904 den Band selbst näher 
untersucht. 

Das äußere vordere Deckblatt des in eine Pergamentdecke ge- 
bundenen Quartbandes trägt die jetzige Bezeichnung und die Auf- 
schrift: Libro delle Glosse del Settimo. MDXCIX. A Dom. Card. Pinello 
compositae; am Rücken die alte Signatur des Archives von Castell’ 
S. Angelo: „VI. Liber mes. pro Glossis eiusdem Septimi‘‘; nach zwei 
Vorsetzblättern das Titelblatt: „Glose(!) super septimo Decret. Do- 
minici Card. Pinelli.“ 

Die einzelnen Bücher haben keine besonderen Titelblätter oder 
Überschriften, es sind jedoch Beginn und Ende (,finis‘‘) jedes Buches 
hervorgehoben; der Anfang des ersten Buches lautet: „Glossae ad 
Constit. novae compilationis sacror. canonum. De summa trinitate et 
fide catholica. cap. L.‘“, ähnlich in der Folge: „Liber secundus eiusdem 
novae compilationis....‘“, und „Liber tertius n. c.“, hingegen nennt 
Pinelli im Beginne des vierten und fünften Buches die Sammlung 
wieder nach seiner früheren Gewohnheit „Septimus Decretalium“. 
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ist uns auch noch ein von Pinelli selbst verfaßter Kom- 
mentar (,‚Glossae‘‘) zum Liber septimus erhalten, ein Quart- 
band von 174 nicht bezeichneten Blättern — wie ich 
glaube, im Anfange ein die ersten drei Titel umfassendes 
Diktat des Verfassers, in der Folge aber eine von einem 
Kopisten hergestellte Abschrift der ganzen Arbeit Pinellis!); 
auf dem letzten Blatte hat Pinelli nach dem Wort ‚‚Finis‘“ 
eigenhändig folgende Schlußbemerkung beigefügt: ‚„Cur- 
rente calamo pro mei ingenii tenuitate et variis negotiis 
pro Dei ecclesia occupatus has glos[sas] composui. Dom°"* 
Card. Pinellus. Ad Dei Gloriam.“ Nach dem Inhalte 
dieser Bemerkung zu schließen, hat Pinelli den Kommentar 
nicht schon in einem späteren Stadium der Kodifikations- 
arbeiten, sondern erst nach deren Abschlusse verfaßt; 
damit stimmt auch die Angabe des Archivars der Engels- 
burg Confalonieri, welcher in seinem aus dem Jahre 1628 
herrührenden Index (fol. 16) diesen damals mit den anderen 
„scripta in Septimum“ im Armar. B. ord. I des Engels- 
burg-Archives hinterlegten Band verzeichnet und die 
Entstehung dieser Arbeit Pinellis in das Jahr 1599 ver- 
legt.?2) Übrigens verdient die letztere meiner Ansicht nach 
auch nur aus dem — äußeren — Grunde eine Erwähnung, 
weil sie vom Kompilator des Liber septimus selbst her- 


1) Nach dem Titelblatte folgen auf 23 Seiten die drei ersten Titel 
in flüchtiger Schrift; da die Schriftzüge nicht jene Pinellis sind, dürfte 
hier wohl ein Diktat vorliegen; nach einem leeren Blatte die in hu- 
manistischer Schrift hergestellte (auch die drei ersten Titel wieder um- 
fassende) Kopie des ganzen Kommentares, 

2) „VI. Liber‘ (hier ist wohl das Wort glossarum ausgefallen) „Se- 
ptimi a Cardinale Pinello compositus ao 1599‘; diese Notiz Confalo- 
nieris war wohl auch die Quelle für die Angabe der Jahreszahl 1599 
auf dem vorderen Deckblatte des Einbandes und in der (anläßlich der 
Erweiterung des Armar. XXXII in den letzten Dezennien) in dem 
Indice De Pretis nachträglich beigefügten, den Band n. 54 betreffenden 
Eintragung: Reg. seu Liber Glossarum ad Septimum Decretalium.. 
a Card. Dominico Pinello exaratus an. 1599...... 

Ich bemerke, daß Confalonieri als n. V der „scripta in Septi- 
mum“ einen „Liber manuscriptus pro materia glossarum eiusdem Sep- 
timi“ verzeichnet — wohl eine Vorarbeit Pinellis für seinen Kom- 
mentar, welche sich aber jotzt im Vatikanischen Archive nicht mehr 
vorfindet. 
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rührt; in sachlicher Beziehung möchte ich sie ohne 
‚weiteres als wertlos erklären. Die ganze Arbeit ist skizzen- 
haft und nach meinem Eindrucke bei vielen Kapiteln 
nichts weiter als eine, auch in ihrer Anlage durchaus der 
Schablone folgende Zusammenstellung von Lesefrüchten, 
welche der Verfasser aus der allgemein verbreiteten Lite- 
ratur der letzten Jahrhunderte gesammelt hatte. Deshalb 
gewährt uns der Kommentar Pinellis auch bezüglich des 
cap. Quia frequenter keine neuen Aufschlüsse.!) 


1) Um jedem Gelegenheit zu geben, sich von der Richtigkeit des 
oben Gesagten zu überzeugen, teile ich den Kommentar zum c. Quia 
frequenter hier im vollen Wortlaute mit: 

De electione titulus 4°. 

Cap. I. Dividitur caput illud in tres parte. In prima enim 
habetur Pontificem esse eligendum in eo loco, ubi antecessor decessit. 
In secunda: si quis cardinalis se absentat, se ipsum privat voce activa. 
In tertia: illum esse legitime eleotum, qui a duabus partibus presen- 
tium electus fuerit, excluso voto ipsius electi. Secunda ibi: Si quis, 
tertia ibi: Et is universalis etc. 

1. Fratribus expeclatis. Cardinales presentes debent expectare 
absentes: c. Ubi periculum $ 1, eodem de electione in 6. Haeco autem 
dimora quanta debeat esse, ibidem similiter deciditur, et est decem 
dierum: unde not. ibi utilis glossa in verb. „decem diebus““. 

2. Illa vice privavit. Not. modum, quo quis punitur ipso iure: 
quando enim poena imponitur & lege ipso iure, quilibet dicitur punire 
se ipsum: siquidem sicuti voluntarie facit contra legem, ita etiam volun- 
tarie submittit se poenae illius legis. Nisi enim transgressio esset 
voluntaria, non puniretur: cap. Cum voluntate [54. X] de sentent. 
excomm. [V,39], [Cs.] 15 q. I in princ. ad simil. (of. Dict. Grat. 
lc. Pa. I). 

3. Praeseniium fratrum. Legimus in iure duas partes collegii 
debere intervenire ad aliquid capitulariter deliberandum: 1. 3. 4 ff. 
Quod cuiusq. universe. nom. [III, 4], Doctores in c. 1. [X.] de iis, que fiunt 
a mai. parte capituli [III, 11]. Unde Pontifex hoc idem voluit de- 
finire: quia voluit se conformare cum dispositione iuris communis. 

4. Minime computato. Est questio gravis inter canonistas, an 
quis accedendo cum voto suo electioni de se factae posset sic se ipsum 
eligere: Glossa super c. Cumana in verb. „ad maiorem‘‘ de electione, 
Abbas tam in dicto capitulo quam etiam in c. Cum in iure, eodem. 
Unde Pontifex volens hanc controversiam definire, determinavit non 
posse aliquem per huiusmodi consensum se ipsum eligere. Causa autem 
jstius decisionis illa assignari potest, quia inter eligentem et eligendum 
debet dari distinctio personalis: cap. fin. [X.] de instit. [III, 7], cum 
ibi adnotatis. 
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Wenn auch der Liber septimus die päpstliche Ap- 
probation nicht erhielt, so muß doch die Tatsache be- 
fremden, daß Pinellis Arbeit so wenig beachtet worden 
ist. Dabei habe ich weniger den Umstand im Auge, daß 
das Buch außerhalb Roms, bzw. der Kurie, so gut wie 
unbekannt geblieben ist (,,Romae ita editum fuisse accepi, 
ut nec editus dici possit“); aber selbst in den Kreisen 
der Kurie hat der Liber septimus keine größere Bedeutung 
zu erlangen vermocht, er war auch da wenig verbreitet 
und, wie es scheint, nach zwei Jahrzehnten fast vällig 
verschollen. So hat denn auch die Aufnahme des c. Quia 
frequenter in den Liber septimus den Gegnern der Selbst- 
wahl im Konklave noch keinen bleibenden, durchgreifenden 
Erfolg sichern können. Wenn wenigstens noch die unter 
Clemens VIII. und unter Paul V. vorbereiteten Gesetz- 
entwürfe für eine Reform des Konklaves mit dem Stand- 
punkte Pinellis im Einklange sind und die Selbstwahl 
ausschließen wollen!), so dürfte dies nur dem Umstande 
auf Rechnung zu setzen sein, daß vermutlich Pinelli 
selbst, oder doch ihm und seinen Kompilationsarbeiten 
besonders nahestehende Persönlichkeiten des Kardinal- 
kollegiums an der Abfassung dieser Entwürfe noch mit- 
beteiligt waren. Diese Entwürfe führten damals noch 
zu keinem Ergebnisse, die Gegner der Konklavereform 
behielten zunächst die Oberhand. Wenn auch für die 
opponierenden Kreise des Kardinalkollegiums die Frage 
der Selbstwahl gewiß nicht das treibende Moment be- 
deutet hat (für die Parteihäupter war wohl vor allem 
nur die Besorgnis maßgebend, daß sie infolge der 
Reform ihre führende und entscheidende Stellung im 
Konklave einbüßen würden), so haben wir doch genug 
Anhaltspunkte dafür, daß die im Kardinalkollegium vor- 
herrschende Anschauung auch noch in den ersten De- 
zennien des XVII. Jahrhunderts, im Einklange mit der 


1) VgL das Cap. VII der Entwürfe bei Wahrmund S. 225, 226 
(„in duabus tertiis partibus eligentium votum eius, de cuius electione 
agitur, non numeretur, sibique sufiragari minime possit‘‘ — der Ent- 
wurf Pauls V. sollte an dieser Stelle noch den Zusatz erhalten: „seu 
electio per secreta, seu per publica suffragia celebretur‘‘). 
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in der Literatur herrschenden Ansicht, an der Zulässigkeit 
der Selbstwahl durch Akzeßvotum festhielt.!) 

Für Schule und Literatur ist, wie der Liber septimus 
überhaupt, so insbesondere auch die in letzterem vor- 
kommende Rezension des c. Quia frequenter ohne jeden 
Einfluß geblieben. Dies gilt speziell auch für Italien, 
wo das c. Quia frequenter doch noch vereinzelt in der 
Literatur der ersten Jahrzehnte des XVII. Jahrhunderts 
erwähnt wird, nachdem dasselbe außerhalb Italiens längst 
so gut wie verschollen war. Io. Hier. Campanile®), der 
Verfasser des letzten Druckwerkes, in welchem des c. 
Quia frequenter noch gedacht wird, kannte diese ‚con- 
stitutio Innocentii“ nur aus dem Zitate des Johannes 
Andreä und dem bei Durantis im Kommentar zur De- 
kretalensammlung GregorsX. vorliegenden gekürzten Texte, 
während er von der tendenziös veränderten Fassung des 
c. Quia frequenter, welche seit dem sechzehnten Jahr- 
hundert an der Kurie verbreitet wurde, und von der 
Rezension Pinellis offenbar gar keine Kenntnis ‚hatte; 
vgl. Campanile’s Diversorium iuris canonici. Neapol. 1620. 
Rubr. VII c. VI n. 64 p. 144: „Et hanc partem‘ (nämlich 
die Ansicht, daß die Stimme des Gewählten nicht in die 
für ihn erforderliche Zweidrittelmajorität eingerechnet 
werden könne) ‚approbabat vetustas per constitutionem 
Innoc., cuius initium erat ‚,Quia frequenter‘“ — quae 
his utebatur verbis, hanc quaestionem decidentibus: ‚, „Uni- 
versalis Pastor et Episcopus habeatur qui a duabus partibus 
futurus eligetur, electo in duabus partibus minime compu- 


1) Für die Zeit Gregors XV. sollen später noch Belege beigebracht 
werden, welche die Richtigkeit der im Texte ausgesprochenen Behaup- 
tung in eklatanter Weise bestätigen. Hier genüge der Hinweis auf einen 
Bericht aus dem Konklave Leos XI. (1605), welcher die Demut (,„l’hu- 
miltä‘“‘) des Kardinals Baronius preist, den seine Anhänger wie einen 
Heiligen betrachtet sehen wollten (‚‚testificando che Baronio era santo‘‘), 
weil er erklärt hatte, nicht durch seine eigene Stimme Papst werden 
zu wollen, auch wenn sich ihm hierzu nach der Stimmenzahl die Müg- 
lichkeit ergeben würde — den Standpunkt der Gegner kennzeichnet 
der Berichterstatter mit den Worten „mä non per questo volevano gli 
avversarii mettersi a questo risico‘‘ (Conclavi de’ Pontefici II, 82). 

3) Vgl. oben S. 10, Note 2. 
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tato““““. Quaerefert Io. Andr. in relato cap. Licet et Guilielm. 
Durand. in citato cap. Ubi periculum, sub num. 9.1) Und 
Io. Bapt. Coccini, der nach seiner eigenen Angabe seit der 
Zeit der Wahl Innocenz’ IX. (also seit 1591) an der Kurie 
war, hatte wohl dort aus einer der in Umlauf gesetzten hand- 
schriftlichen Dekretalensammlungen deren interpolierten 
Text des c. Quia frequenter kennen gelernt und in seine 
1626 verfaßten, uns nur handschriftlich erhaltenen ‚„Lucu- 
brationes historicae‘‘?) eingeschaltet, während ihm der 
Liber septimus und dessen von Pinelli redigiertes c. 1 


1) Wie bereits oben (S. 56, Note 1) bemerkt wurde, ist Cam- 
panile’s Zusammenstellung der Ansichten der älteren Schriftsteller über 
die Frage der Selbstwahl im Konklave sowohl von Jul. Lavorius de 
Laurino als auch von Barbosa in umfassender Weise benutzt worden; 
von seinen Angaben über das c. Quia frequenter nahmen jedoch beide 
keine Notiz, offenbar weil sie die Existenz einer solchen Verfügung 
Innocenz’ IV. trotz der bei Campanile zitierten Gewährsmänner be- 
zweifelten. Daraus ergibt sich aber auch, daß weder Barbosa (der 
1620—1632 an der Kurie war) noch Lavorius (der im Jahre 1629 
als Auditor des Kardinals Tiberio Muti fungierte) den Liber septimus 
gekannt hat. 

Ich will nicht unterlassen zu bemerken, daß Lavorius (tit. IV 
c. X n. 63 p. 346fl.) sämtliche Gesetze über die kirchlichen Wahlen 
auch in einer besonderen Zusammenstellung verzeichnet und im An- 
hange des Buches (p. 518ff.) eine Übersicht der „Iura diversa in opere 
citata“ gibt. In der ersteren Zusammenstellung folgt auf das bekannte 
Gesetz Innocenz’ III. über die Wahlformen (das c. Quia propter vom 
Jahre 1215) unmittelbar das Konklavegesetz Gregors X., das co. Ubi 
periculum vom Jahre 1274; in der zweiten Übersicht, welche die Papst- 
wahlgesetze in besonderer Reihe verzeichnet, folgt (cbenso wie in der 
Ausgabe des offiziellen Caeremoniale continens ritus electionis Rom. Ponti- 
ficis Gregor. Papae XV. iussu editum .... Romae 1622, p. 21, bzw. 
23ff.) auf das Wahlgesetz Alexanders III. Licet de vitanda un- 
mittelbar das Konklavegesetz Gregors X. Ubi periculum. Es kann 
also gar kein Zweifel sein, daß Lavorius in den oben S. 49, Note 1, 
S. 58, Note l, S. 80 Note 1 zitierten Ausführungen über die Selbst- 
wahl das bei Campanile erwähnte c. Quia frequenter nicht etwa nur 
aus Versehen unberücksichtigt gelassen hat. 

2) Vgl. über dieses Werk Coccinis oben 8. 10, Note 2; über den 
Aufenthalt Coccinis an der Kurie berichtet dieser selbst (Bibl. Vittor. 
Eman. Cod. 2858 [Ms. Gesuit. 729] p. 169): ..... oolligemus ..... quae 
nostro tempore observari vidimus ac observatum audivimus. A crea- 
tione enim Innocentii IX. citra omnibus summorum pontiflcum elec- 
tionibus presentes in curia fuimus. 
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de electione offenbar ganz unbekannt waren — vgl. 
Coccini p. 118, 119: Non omittendum tamen censeo Inno- 
centium fecisse constitutionem persimilem!) super Romani 
Pontificis electione, quae circa duas tertias suffragiorum 
partes cum Alexandri III. constitutione concordat, insuper 
vero statuit cardinalem, qui imminente Pontificis obitu ab 
electionis loco discesserit?), pro illa vice eligendi pote- 
state privandum. Hanc constitutionemmanuscriptam 
solummodo vidimus, quare summopere ambigendum, 
an sit constitutio perfecta. Et si tunc fuissent in usu 
Regulae Cancellariae, potius Regulam (!) Cancellariae 
quam constitutio foret iudicanda, cum non habeat Datam 
ee Quatenus vero ista fuisset constitutio, cum 
non habeat Datam, non videtur perfecta. Utcumque 
tamen sit, hic illam per extensum inseremus et est 
tenoris sequentis®) ......cccrerecerene 

Als endlich unter Gregor XV. die Konklavereform 
mit vollem Ernste in Angriff genommen und in der Bulle 
Aeterni patris filius vom Jahre 1621 zum Abschlusse ge- 
bracht wurde, blieb bei den Beratungen die Arbeit Pinellis 


1) Im vorhergehenden (p. 117, 118) wird nämlich das Papstwahl- 
gesetz Alexanders IIL behandelt — auffallend ist, daß Coccini hier 
die in der Glosse zum c. Licet 6. X de elect. (I, 6) v. Nullatenus aus- 
gesprochene Forderung, daß das „brachium seculare‘“ gegen die keine 
Zweidrittel-Majorität erzielenden Kardinäle einschreiten und letztere bis 
zur Beendigung der Wahl gefangen halten soll, als eine Vorschrift 
Alexanders III. und des dritten Laterankonziles hinstellt. (Vgl. hierzu 
auch oben S. 36, Note 1.) 

3) Die Ausdrucksweise Coccinis ist hier ungenau; die Stelle des 
c. Quia frequenter, welche er hier wiedergeben will, hat doch gerade 
den Fall im Auge, daß ein Kardinal nach dem Tode des Papstes 
„eleotione instante“ sich entfernt. 

®) Hier folgt der uns schon bekannte interpolierte Text; sowohl 
die Stelle, welche in bestimmter Tendenz eine von der mittelalterlichen 
Vorlage abweichende Fassung erhalten hat („statutis..... expectatis‘‘), 
wie die sonstigen Besonderheiten dieses Textes (vgl. oben S. 95 und 
Note 1, 3, 4) kehren hier unverändert wieder. Statt „cessante 
scismate“ finden wir auch hier „oessante discrimine‘“, statt „privabit‘“ 
wieder „privavit‘“; dies sind jedoch Abweichungen, die wohl nur der 
mangelhaften Sorgfalt, mit welcher die Abschriften besorgt wurden, 
auf Rechnung zu setzen sind. (Hierzu auch oben S. 117 und Note 1 das.) 
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(der nicht mehr unter den Lebenden weilte) und das 
von ihm in den damals, selbst an der Kurie, schon ver- 
schollenen Liber septimus aufgenommene c. Quia frequenter 
völlig unbeachtet. Wie es scheint, haben bei diesen Ver- 
handlungen zunächst weder die Wortführer einer durch- 
greifenden Reform, noch die ein zurückhaltenderes Vor- 
gehen begünstigenden Stimmen der Frage der Selbstwahl 
im Konklave besondere Wichtigkeit beigelegt. Es ist viel- 
mehr nur dem persönlichen Standpunkte Gregors XV. und 
einzelner ihm nahestehender Berater aus dem Kardinal- 
kollegium zu danken, daß jede Möglichkeit einer Selbstwahl 
im Konklave bei der Reform der Papstwahl beseitigt 
wurde. Die Agitation, welche den bisherigen Rechtszustand, 
der im Einklange mit den allgemeinen Grundsätzen des 
kirchlichen Rechtes auch im Konklave die Selbstwahl 
innerhalb gewisser Schranken zuließ, seit dem XVI. Jahr- 
hunderte bekämpft hatte, war im großen und ganzen 
bisher nicht von Erfolg gewesen. Die traurigen Ereignisse, 
welche einst diese Agitation sozusagen als eine Art Reflexiv- 
bewegung ausgelöst hatten, kamen für die durch eine 
parteiische Geschichtsschreibung irregeführten Zeitgenossen 
Gregors XV. in diesem Zusammenhange kaum mehr in 
Betracht. Von aktueller Bedeutung waren wohl nur 
mehr die Vorgänge im Konklave des Jahres 1592, durch 
die ja eben auch Pinelli zu seiner entschiedenen Stellung- 
nahme gegen die Selbstwahl bewogen worden war. Aber 
die Zahl derjenigen, welchen diese Vorgänge und deren 
besonders peinliche Einzelheiten noch aus eigener An- 
schauung genauer bekannt waren, wurde täglich geringer, 
und da die Erinnerung an das große Ärgernis im Kon- 
klave Clemens’ VIII. verblaßt war, so wurde die Frage 
der Selbstwahl auch an der Kurie mehr und mehr wieder 
im Sinne der überlieferten, in der Schule stets herrschend 
gebliebenen Auffassungen beurteilt, und selbst Stimmen, 
welche bei den die Wahlbulle Gregors XV. vorbereitenden 
Verhandlungen einen kaum zu überbietenden rigoristischen 
Reformeifer bekundeten, glaubten dennoch für die Selbst- 
wahl im Konklave eintreten zu sollen.!) Einzelne ältere 


!) Zum Belege für diese Angaben verweise ich darauf, daß ein der 
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Mitglieder des Kardinalkollegiums jedoch, die — so 
wie Pinelli — offenbar infolge der Vorfälle im Kon- 
klave des Jahres 1592 grundsätzliche und entschiedene 
Gegner der Selbstwahl geworden waren, hielten an 
ihrem Standpunkte auch bei den Verhandlungen über 
die von Gregor XV. geplante Wahlbulle konsequent und 


Zeit der Beratungen über die Konklavereform Gregors XV. ange- 
hörender Entwurf eines Papstwahlgesetzes die Selbstwahl grundsätzlich 
verteidigt, obwohl gerade dieser Entwurf (ein Auszug desselben bei 
Wahrmund S. 249-258) vom Geiste des rigorosesten Reformeifers 
erfüllt ist und die Kardinäle verpflichten wollte, die Papstwahl ange- 
sichts der Leiche des verstorbenen Papstes in der kürzesten Frist 
durchzuführen. Aber auch in diesem Entwurfe (vgl. dessen c. 25 a. a. O. 
S. 253ff.) findet sich die Bestimmung: „Che in tutti li scrutinii, man- 
cando un sol’ voto al oomplimento di due terzi uguali in un soggetto, 
pare convenevole ch’egli acceda a se stesso‘‘ — dem Texte dieser Stelle, 
die Wahrmund aus dem Cod. Barberin. XXX. 106 (jetzt Cod. Barberin. 
Latin. 2032) mitteilt, kann ich durch die Güte des Herrn Prof. Dr. Hein- 
rich Pogatscher auch die Motive beifügen, welche den ungenannten 
Autor dieses vom Geiste des strengsten Reformeifers erfüllten Ent- 
wurfes bewogen haben, an der Zulassung der Selbstwahl festzuhalten, 
sie zu verteidigen und dieselbe sogar dem Kardinale, dem nur eine 
Stimme fehlt, zur Pflicht zu machen (im folgenden die Abschrift des 
Herrn Prof. Dr. Pogatscher aus dem Cod. Barberin. Latin. 2032, 
fol. 315°): In caso che al complimento di due terzi di voti uguali 
mancasse un voto 8olo, pare conveniente accid si faciliti l’elettione, che 
quel cardinale istesso, nel quale concorressero tanti voti, in supple- 
mento di quello che mancasse, potesse accedere a se medesimo, si come 
pud accedere nelli scrutinii et accessi, che si sogliono fare in conclave. 
Ne di questo si pud fare scrupol’ alcuno, perch®, si come 
rarissime volte avverrä che ad alcun cardinale manchi un 
voto solo per essere eletto Papa con scruttinio secreto, cosl 
si pud oredere, che volendo egli acoedere a se stesso, sarä 
pura inspiratione dello Spirito Santo, che lo moverä & cid 
fare, e perd non doveris restar escluso da poter’ per accesso dar’ il 
voto a se medesimo. Anzi saria bene per levare il rossore, 
che la sua modestia forsi le causaria, che nella Bolla si 
commandasse dal Papa in virtü di S'® obedienza ad ogni 
cardinale, al quale avvenisse caso tale, che dovesse &c- 
cedere a se stesso, accid restasse piü facile l’elettione del futuro 
Papas, e cosl potria dire: „Accedo mihi, quia s. mem. Papa N. ita 
precepit“, e questo si doveria fare, affinchd in uno delli cinque scru- 
tinii potesse in ogni modo riuscire l’elettione. (Die Unterstreichungen 
sind von mir vorgenommen.) 
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in voller Schärfe fest; für sie ist noch immer die Er- 
wägung bestimmend, daß der Gesetzgeber Vorsorge treffen 
müsse gegen eine Wiederkehr solcher ‚„difficultates, quae 
olim occurrerunt in persona cardinalis S. Severinae‘“ (der 
hier, nach einem an der Kurie geläufigen Brauche, mit 
dem Namen seiner Erzdiözese Santa Severina bezeichnete 
Kardinal Giulio Santorio [Iulius Sanctorius] war am 
9. Mai 1602 gestorben). Gregor XV. war, obwohl erst im 
Jahre 1616 zum Kardinalate erhoben, doch ein Alters- 
genosse dieser Männer; ihre Einwirkung, die vielleicht 
auch in den eigenen persönlichen Erinnerungen des aus 
einer Bolognesischen Adelsfamilie stammenden Papstes 
Widerhall gefunden hatte, gibt uns Aufschluß über die 
Motive, welche Gregor XV. bestimmten, durch klare, un- 
zweideutige Vorschriften seiner Wahlbulle Aeterni patris 
filius vom 15. (publiz. 26.) November 1621 (vgl. daselbst 
88 2, 3, 19!)) für die Zukunft jede Möglichkeit einer Selbst- 
wahl im Konklave völlig auszuschließen. 

Wir konnten diese Behauptungen mit voller Be- 
stimmtheit aufstellen, da die nur unvollständig erhaltenen 
Voraktender Wahlbulle Gregors XV.?) zwar über so manche 


1) $2: „Numerum autem suffragiorum duarum ex tribus partibus 
cardinalium in conclavi praesentium, ut electio per viam scrutinii, sive 
scrutinü et accessus valida sit, decernimus et declaramus ita esse cen- 
sendum, ut in duabus tertiis partibus suffragium electi non numeretur, 
nec quisquam sive scrutinii, sive scrutinii et accessus, Sive COMPro- 
missi via procedatur, se ipsum eligere seu suffragium sibi dare ullatenus 
possit. Electi tamen persona, si in conclavi sit, debeat in numerum 
cardinalium computari.“ 

$3: „Rursus nemo per viam scrutinii, seu scrutinii et accessus, 
habeatur pro electo, nisi publicatis omnibus suffragiis, et electi, si 
numerum tantummodo duarum ex tribus partibus habuisse compertum 
sit, etiam schedulis apertis.‘“ 

819: „Quod si electio huiusmodi alibi celebrata fuerit, quam in 
conclavi clauso, vel aliter, quam per secreta schedularum suffragia 
duarum ex tribus partibus cardinalium in conclavi praesentium, in 
scrutinio, seu scrutinio et accessu, electi suffragio non computato; vel 
per viam compromissi, ab omnibus cardinalibus similiter in conclavi 
praesentibus nemine dissentiente initi, et ita ut nemo se ipsum elege- 
rit; vel quasi per inspirationem .... sc ec. c00 0: nulla sit et invalida 
eo ipso, absque ulla declaratione ... 

2) Diese im Cod. XXX. 105 der mals nöch bestehenden Barbe- 
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Momente der Entstehungsgeschichte dieses Gesetzes (z. B. 
über die Person des Verfassers der ‚prima minuta‘) 
keine Auskunft geben, für die uns interessierende Frage 
jedoch hinreichende Aufschlüsse gewähren, die u. E. gar 
keinen Zweifel übriglassen. Der jetzige $2 der Wahl- 
bulle (Inc. ‚„Numerum autem‘“) hatte in der prima minuta 
noch eine kürzere Fassung, die in der „minuta reformata‘“ 
auf Anraten mehrerer Kardinäle erweitert, und endlich, 
unter Berücksichtigung der in den vorliegenden Voten 
der Kardinäle gegen einzelne Stellen erhobenen Bedenken, 
in der entscheidenden Kongregationssitzung vom 13. No- 
vember 1621 für die Publikation endgiltig formuliert 
wurde.!) Es sei hier vor allem hervorgehoben, daß der 


rinischen Bibliothek enthaltenen Materialien zur Wahlbulle Gregors XV. 
sind zuerst von Wahrmund für seine bereits wiederholt zitierte Ab- 
handlung: ‚‚Die Bulle Aeterni patris filius und der staatliche Einfluß 
auf die Papstwahlen‘“ (Archiv f. kathol. Kirchenr., Jahrgang 1892, 
Bd. 67) benutzt worden. Die Handschrift, welche sich seit dem An- 
kaufe der Bibliotheca Barberiniana durch Leo XIII. (1902) als Cod. 
Barberin. Lat. 2032 in der Vaticana befindet, umfaßt 378 Blätter, die 
erst bei der Einstellung und Revision des Kodex in der Vatikanischen 
Bibliothek mit Folienzahlen bezeichnet wurden (wobei aber der Fehler 
des Buchbinders, infolgedessen die Blätter 23 und 36 an verkehrter 
Stelle eingeheftet sind, nicht richtiggestellt wurde), Die Handschrift 
ist zum Teile schlecht geschrieben, der sehr unübersichtlich aneinander- 
gereihte Inhalt nicht leicht zu kontrollieren; um so mehr bin ich des- 
halb Herrn Prof. Heinrich Pogatscher zu besonderem Danke ver- 
pflichtet, der im Jahre 1906 auf meine Bitte nicht nur den Cod. Bar- 
berin. Lat. 2032 einer genauen Durchsicht unterzogen, sondern auch 
die für meine Arbeit in Betracht kommenden Aktenstücke exzerpiert 
sowie die von mir benötigten Abschriften, welche sämtlich ohne Bei- 
hilfe von Kopisten hergestellt werden mußten, angefertigt hat. 

1) Die prima minuta liegt im Codex Barberin. Lat. 2032 in 
einer ganzen Reihe von Abschriften vor, da die Gutachten und Be- 
merkungen der Kardinäle den ihnen zugesendeten (freilich, wie man 
sieht, nicht immer genau kollationierten) Textkopien selbst beigesetzt 
worden sind. Der $ „Numerum autem“ hatte in der prima minuta 
folgenden Wortlaut: Numerum autem suffragiorum duarum ex tribus 
tertiis partibus cardinalium in conclavi existentium (al. leci.: praesen- 
tium) ad canonicam electionem per viam secreti scrutinii et accessus 
praescriptum declaramus (al.: .. praescr. decernimus et declaramus) 
ita esse censendum, ut in duabus tertiis partibus eligentibus votum 
electi non numeretur, sibique ipsi electus suffragari minime possit, 
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Kardinal Francesco Sforza — Kardinalbischof von Frascati, 
welcher dem Kollegium schon seit dem Jahre 1583 an- 
gehörte — in dem von ihm eigenhändig uuterzeichneten, 
vom 1. November 1621 datierten Gutachten über die prima 
minuta (dessen Original in dem wiederholt angeführten 
Cod. Barberin. Lat. 2032, fol. 1—6'°, erhalten ist) zu dem 
$ „Numerum autem‘ folgende, wohl mehr als eine bloße 
Zustimmung zum Ausdrucke bringende Bemerkung bei- 
fügen zu müssen glaubte: ‚Optime, et in hoc provisum 
est difficultatibus, quae olim occurrerunt in persona car- 
dinalis S. Severinae‘“ (l.c. fol. 2°). Nicht minder energisch 


electi tamen persona, si in conclavi existat, computari in numerum 
cardinalium in conclavi praesentium omnino debeat“. Der $ „Quod 
si quis aliter‘‘ (welcher dem $ 19 „Quod si electio‘ der publizierten 
Bulle entspricht) enthielt im Texte der prima minuta noch keine auf 
die Selbstwahl bezügliche Stelle. 

Die minuta reformata ist in der Handschrift doppelt vorhanden 
(fol. 23—36 mit den eigenhändigen Bemerkungen des Kardinals Ban- 
dini, fol. 113—123 mit ebensolchen Bemerkungen des Kardinals Übal- 
dini),,. Die uns interessierenden Texte lauten hier: „Numerum autem 
suffragiorum duarum ex tribus tertiis partibus cardinalium in conclavi 
praesentium, ut eleotio per viam scrutini, seu scrutinii et &accessus 
valida sit, decernimus et declaramus ita esse censendum, ut in duabus 
tertiis partibus suffragium electi non numeretur, nec se ipsum quis- 
quam sive compromissi via teneatur, sive scrutinii, sive scrutinii et 
accessus, etiam electioni de se assentiendo, eligere ullatenus possit: 
alioquin electio nulla sit. Electi tamen persona, si in conclavi sit, 
debeat in numerum cardinalium computari“. (Zu den W. „etiam elec- 
tioni de assentiendo‘“ bemerkt UÜbaldini: „videtur dubium; potest enim 
electioni factae de se consentire, immo debet, nisi velit recusare.‘“ 
Diese durchaus begründete Bemängelung UÜbaldinis ist im publizierten 
Texte, wo die beanstandeten Worte weggelassen sind, berücksichtigt.) 
Und: ‚„Quod si electio aliter quam quasi per inspirationem Dei, ut supra 
EXPFESSUM, -= zrc00 00 per viam compromissi ab omnibus et singulis 
(ut p'tur [probatur??]) facti, aut scrutinii, seu scrutinii et accessus, per 
secreta schedularum suffragia duarum ex tribus partibus cardinalium 
in conclavi presentium, non computato suffragio electi, celebrata fuerit, 
nulla sit et invalida ...... ö 

Der Wortlaut der von Gregor XV. publizierten Wahlbulle findet 
sich im Cod. Barberinus überhaupt nicht; die gegenteilige Behauptung 
Wahrmunds (S. 217 Note l) ist unrichtig und erklärt sich daraus, daß 
er irrtümlich annimmt, die „minuta reformata‘‘ sei mit dem publi- 
zierten Texte identisch. 
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bringt der Kardinal Gozadini seinen Standpunkt zur 
Geltung, wobei er zugleich einen Zusatzantrag stellt, daß 
ausdrücklich ausgesprochen werde, es solle auch bei einer 
Kompromißwahl keiner der Kompromissarien für sich 
selbst stimmen können!): Optima fuit declaratio, ut electi 
votum non numeretur, quia in electione per scrutinium 
id est valde inter do[ctores] controversum. Quod secus 
est in electione per compromissum, in qua vox eligentis 
computatur: Hostiensis in d. c. Licet, col. 3°, vers. Hodie, 
Jo. Andr. col. prima. Et ideo post illa verba bullae ibi 
„per viam scrutinii secreti et accessus‘“ adderem „et 
compromissi“: quae electio admittitur a bulla et casus 
isti possent aliquando evenire (l.c. fol. 234). Hingegen 
erhält man bei der Lektüre der Voten, welche dafür 
eintraten, daß das Recht der Selbstwahl im Konklave 
(wenn auch in sehr beschränkter Weise und nur für 
genau bezeichnete Ausnahmsfälle) auch in Zukunft auf- 
rechtbleiben solle, sofort den Eindruck, daß diese Stimmen 
wohl nur, und zwar in sehr reservierter und bescheidener 
Weise, ihren Standpunkt wahren wollen, daß sie sich 
aber selbst von ihren Anregungen nicht den geringsten 
Erfolg versprechen — weil ihnen bekannt war, daß der 
Verfasser des Entwurfes auf Grund besonderer Weisungen 


t) Im Kodex auf fol. 134—139 der Text der prima minuta, mit eigen- 
händigen Randbemerkungen des genannten Kardinals; eine Beilage (jetzt 
foL 232—235) enthält sein von ihm selbst geschriebenes und unter- 
zeichnetes Gutachten, dem die von uns abgedruckte Stelle entnommen 
ist. Der Antrag Gozadinis ist offenbar bei der Textierung der minuta 
reformata berücksichtigt worden. 

Ich will hier noch bemerken, daß auf fol. 239'Y° sich ein kurzes 
Votum des Kardinals Crescentius findet, dem nachträglich folgender 
Zusatz beigefügt ist: „Compromissum fiat ab omnibus ita quod uno 
contradicente nullum sit, et is, in quem fuerit compromissum, non 
possit se eligere in Papam“; die Worte „et is..... Papam“ sind 
durchstrichen — was wohl auf einem Irrtum beruhen dürfte, da die im 
Kodex doppelt (im Konzepte und in der Reinschrift) vorliegende Zu- 
sammenstellung der Abänderungsanträge, welche in der über die Revision 
der prima minuta beratenden Kongregation verhandelt wurden, für den 
Antrag „Addendum quod nec etiam in compromisso aliquis possit 
eligere se ipsum’‘ sowohl den Kardinal Gozadini, als den Kardinal 
Crescentius als Antragsteller bezeichnet (fol. 181”°, 195°). 
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des Papstes eine spezielle, die Selbstwahl ausschließende 
Bestimmung aufgenommen hatte. Im folgenden gebe ich 
deshalb den Wortlaut dieser Anträge und Äußerungen 
zu den die Selbstwahl betreffenden Stellen des Entwurfes 
wieder: 

Fol. 17, aus dem eigenhändig geschriebenen Votum 
des Kardinalbischofes Bandini: Bei den Worten minime 
possit des $. Numerum autem die Randbemerkung: ‚„Nisi 
in eo casu, quo publicato scrutinio ad complendum 
numerum duarum ex tribus partibus et ad perficiendam 
sui electionem sibi, tanquam aliorum sequens“ (!) „sen- 
tentiam, accedere visum fuerit.“ 

Fol. 227 und 227°, aus dem eigenhändig geschriebenen 
und unterschriebenen Gutachten des Kardinals Antonius 
Gaetanus: ‚„Remitto me sapientiorum iudicio, si alicui, 
qui sufficientem numerum uno tamen dempto in scru- 
tinio fuisset consecutus, concedendum esset, ut in secreto 
accessu postea posset ad se ipsum accedere, an vero 
omnino proibendum. Et quidem hoc videtur consultius 
ad ambitus suspicionem tollendam, illud vero iuri magis 
consentaneum et cursum electionis minus retardare.“ 

Fol. 240, der Kardinal Muti bemerkt zu den Worten 
votum electi non numeretur sibique wpsi electus suffragari 
non possit: se doverria ponere il modo come si deve 
chiarire, se potria permettere che l’eletto, mancandoli 
un voto, potesse accedere a se stesso, non ostante che 
l’ havesse dato ad altri o renuntiato per la parola 
„nemini‘.t) 


1!) Dieses Votum scheint bei der Verhandlung übersehen worden 
zu sein; hingegen fehlen in dem Cod. Barberin. die Äußerungen des 
Kardinales Campanella und eines Kardinales „C.“, welche, wie aus der 
in der vorigen Note zitierten Zusammenstellung zu ersehen ist, sich 
bezüglich der Selbstwahl ebenfalls im gleichen Sinne wie Bandini aus- 
gesprochen hatten. VgL fol. 181"° und 195°: Posset permitti quod 
electus, deficiente uno tantum voto, posset sibi accedere, etiam quod(?) 
alteri aut nemini accessisset. C. Camp®. Band’. — ambitiosum istud, 
illud pro faciliori electione. Caet*. Dieser Vermerk findet sich, völlig 
gleichlautend und mit Angabe derselben Antragsteller, auch in der im 
Kodex (wiederum sowohl im Konzept, als in Reinschrift) vorliegenden 
Übersicht der Anträge, über welche noch in der zur Feststellung 
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Fol. 39, in dem eigenhändig geschriebenen und unter- 
zeichneten Gutachten des Kardinals Gymnasius, zu 
den Worten votum electi non numeretur usw. das Be- 
denken: ‚Ut cognoscatur, an pro se votum dederit, 
quid faciendum ? Multe schedule erunt prius aperiendae: 
quod inconveniens videtur.“ Ähnlich auf fol. 162, in 
dem Original eines von einem Kardinale, dessen Per- 
sönlichkeit sich aus den Akten nicht feststellen läßt, 
herrührenden Votums: ‚„Considerandum est in hoc, an 
ex tali clausula aperiatur via ad publicandum scrutinium, 
ut videatur, an inter duas partes absit votum electi.“ 


Die Aussichtslosigkeit aller Abänderungsvorschläge, 
die sich gegen die gänzliche Ausschließung der Selbst- 
wahl richteten, kennzeichnet wohl am besten ein Aus- 
spruch des (von uns schon wiederholt in anderem Zu- 
sammenhange!) erwähnten) P. Benedikt Giustiniani, welcher, 
als ein dem Kardinalkollegium nicht angehörender Berater, 
bei den vorbereitenden Verhandlungen über die Bulle 
Aeterni patris mehrere Gutachten erstattet hat. In den 
„Notae“ zur ‚prima minuta constitutionis‘“ (fol. 142) 
äußert er wohl noch seine Bedenken gegen die Neuerung 
(„An aperte iuri communi derogandum, cum Glossa‘“ 
[?!] „c. Licet de vitanda et alii multi doctores nominatum 
seu electum inter duastertias partesnumerandum censeant‘‘); 
in einem kürzeren, späteren Gutachten (fol. 377°) entzieht 
er sich jedoch jeder weiteren Diskussion mit dem Hin- 
weise auf den Standpunkt Gregors XV. in dieser Frage: 
„Pag. 17. Si Sanctissimus perstat in sententia, ne 
electus possit sibi suffragari, quae hac pagina di- 
cuntur, non sunt magni facienda.“ 


des endgiltigen Textes der Wahlbulle berufenen Plenarsitzung der 
Kongregation beraten wurde, auf fol. 205, bzw. 302; sowohl im 
Konzepte, wie in der Reinschrift sind von anderer Hand, auf der ent- 
gegengesetzten Spalte, die Worte „Non possit‘“ beigefügt, welche offen- 
bar die vom Papste (in der „coram S.D. N.“ abgehaltenen Plenar- 
sitzung der Kongregation vom 13. November 1621) endgiltig getroffene 
Entscheidung wiedergeben. 

1) Vgl oben im zweiten Abschnitte unserer Abhandlung S. 77 
Note 2, im dritten Abschnitte S. 106 Note 1, S.107 Note2. 
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Bei diesen Verhandlungen über die Bulle Aeterni patris 
filius kam das c. Quia frequenter gar nicht in Betracht; 
dasselbe wird von niemandem auch nur erwähnt, obwohl 
— auch wenn wir von dem Liber septimus absehen, der 
ja tatsächlich der Öffentlichkeit nicht zugänglich und 
selbst an der Kurie von den meisten längst vergessen 
war — doch noch Campanile in seinem, ein Jahr vor 
diesen Verhandlungen (1620) erschienenen Buche auf diese 
„constitutio‘‘ Innocenz’ IV. hingewiesen hatte. Es ist 
jedenfalls ein merkwürdiges Zusammentreffen, daß gerade, 
seitdem Gregor XV. in der Bulle Aeterni patris jede 
Möglichkeit einer Selbstwahl im Konklave ausgeschlossen 
hatte, die „Dekretale‘“ Innocenz’ IV. Quia frequenter so- 
zusagen wie spurlos aus der Literatur verschwindet, 
wodurch es ermöglicht wurde, daß in neuester Zeit wieder 
aufgefundene Texte des c. Quia frequenter irrtümlich als 
neu entdeckte Zeugnisse eines vordem unbekannten Papst- 
wahlgesetzes betrachtet werden konnten. 


Beilagen. 


Beilage I: Die Vorrede des Bernardus Compostellanus 
iunior zu seinem unvollendet gebliebenen De- 
kretalenkommentare.!) 


Hactenus, ut loquar cum Seneca, meam ignoranciam 
ignoravi. Nunc autem ad opus descendens que prius 
superficialiter intellexi ac perfunctorie percurrebam ?), modo 
diligentius, ne manus precipitanter currant?) ad calamum, 
investigans, meum compellor videre defectum. Videor 
insuper reprehensionis tenorem*) michimet voluntarius 
procurare: nam si quid huc usque minus°) considerate 


1) Vgl. hierzu oben S. I7ff. 

3) „.. descendens prius sup. int. ac presumptorie perc. W;. 

3) currat We; current(!) P. 

4) So richtig Ws (andere Handschr. lesen: timorem); vid. ins. 
defectu repr. timorem B. 

6) ....usque vel minus P;.....usque ita(!) cons. W5. 


Das c. Quia frequenter. 133 


dicebam, aut nullus insurgebat aut momentaneus repre- 
hensor, nunc vero que!) scribendo dixero, transiens aura 
non Tapiet, sed ea scriptura ipsa retinens et divulgans 
me, si modicum lapsus fuero?), redarguet incessanter?), 
contra me testis et accusator existens. Inter has autem 
trepidationes Dei misericordia confortatus — qui res penitus 
desperatas donare ac consumare sue virtutis magnitudine 
potest, ut Cod. de vet. iure enucl. [I, 17] 1.I[$ 2] —, 
sperans etiam per dominum meum, dominum®) Inno- 
centium papam IIII., de cuius laboribus fabricare propono, 
dirigi ac certificari de dubiis que occurrerint), sum pre- 
sens opus aggressus. Hinc est quod®), cum in apparatu 
decretalium per dominum prefatum composito tanta sit 
et talis utilitas, quod, sicut causarum experiencia?) mani- 
feste declarat, in Romana curia, ad quam de cunctis 
mundi partibus negocia deferuntur, vix occurrit questio, 
que per ipsum apparatum congrue decidi non possit. 
Et in eodem opere multa sunt ad sanum decretalium 
intellectum notata®), multorum opiniones fideliter recitate, 
multe insuper questiones bene decise®), que in aliis ap- 
paratibus!?) aut non facte sunt aut male solute: que 
omnia, licet utilia, de levi non possent a quolibet bene 
intelligi. Idceirco ego magister Bernardus Compostellanus, 
eiusdem domini pape capellanus!), ad laudem Dei ac 
utilitatem studentium et eorum precipue, qui circa causas 
versantur, de ipsius domini Innocentii!?) speciali mandato, 
auxilio mediante divino intendo de apparatu predicto 


I) quia W;. 2) teneo B. 

3) Mit diesem Worte schließt der Satz in We; die Worte ‚contra 
Be existens‘““ fehlen. 

%) Dieses Wort fehlt in Pund W;. 

6) occurrunt W;. 6) quia W;. 

?) So richtig B; q. sic. nunc caus. exp. P. We; que sic. caus. 
exp. W5; q. sic. nunc in curia caus. exp. D. 

8) multa s. ad san. intell. vocata D. P (in B der Fehler „nota- 
tum“). 

?) multe ins. quest. alie b. decise D. P. 

10) in al. partibus(!) D. P. 

11) In P fehlt „eiusdem“, in W; fehlt ‚„pape“. 

132) „Innocentiü‘ fehlt in We. 
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questiones utiles!) et earum solutiones per eundem do- 
minum Innocentium?) in causarum decisionibus approbatas 
decerpere. Decretales omnes prosecuturus per ordinem 
et singillatim?), aliqua ipsius apparatus utilia prius ad 
modum questionum reducam ), nonnulla insuper, que de°) 
diversorum sapientum dictis et in®) exercicio causarum 
collegi, nichilominus adnectendo.”) 


Beilage I: Bernardus Compostellanus iunior über 
die Besonderheiten der Papstwahl (zu c.6. X. 
de elect. [I, 6] v. Speciale).®) 

Speciale. Queritur, in quo est specialitas in electione 
pape?°) Resp.: in numero electorum. Item in penis, de 
quibus hic loquitur. Item in eo, quod aliqua forma 
non precedente quandocunque apparet duas partes con- 
sentire in aliquem tanquam in electum, statim ius habet 
et administrare potest: XXIII. dist In nomine [c. 1. D. 
‚XXIIll. Servant tamen cardinales!°) formam scrutinii 
et compromissi; sed ubi per scrutinium procedunt!!), 
potest quilibet cardinalis scrutinio publicato dicere: „Ac- 
cedo tali in scrutinio nominato‘“, et huius!?) accessio 
tanquam consensus in scrutinio expressus habetur. Et 
quod sic possint!?) accedere, facit quod hic dieitur!%): 


Nisi maior concordia intercesserit etc. — licet in alia 
1) Dieses Wort fehlt in W5. 2) „Innocentium“ fehlt in W;. 
°) Per omn. decr. pros. p. ord. singulatim Ws. 

*) So richtig W5 (... pr. ac in modum.. D; ...... pr. in mo- 

dum q. reducta We; ...pr..... q. redacta P). 


6) So We; in anderen Handschriften fehlt ‚de‘. 

6) So We; in anderen Handschriften fehlt „in“. 

”) In D.P.Weg folgt hier noch: et prosequendo decretales omnes 
per ordinem sigillatim (singulatim We). In B ist der Schluß der Vor- 
rede durch Fehler entstellt (..... collegio nichilom. adnectendum). 

8) Vgl. hierzu oben S. 21. 26, 55. 

®) „. elect. domini pape W;. 10) Dieses Wort fehlt in P. 

1) proceditur ?. 

12) Die Korrektur „huiusmodi“ ist hier wohl nicht notwendig. 

13) So richtig We, andere Handschriften: possit. (In D fehlt „quod“). 

14) dicit D. P. We. 
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electione consensus in scrutinio non prestitus adicere 
nichil valeret!): infra eod. Ecclesia II2) [c. 57. X. de 
elect. (1, 6). Item quia de consuetudine quilibet car- 
dinalis habet tres voces; nam potest nominare®) tres, in 
quos consentit hoc modo: „primo consentio in A, secundo 
in B, tertio in C“. Et ex tali nominacione acquirit 
quilibet trium nominatorum unam*) vocem seu consensum, 
ita quod, hac voce computata si habuerit duas partes, 
optinebit. Si tamen hac voce computata quilibet trium 
nominatorum habeat duas partes, quia et alii cardinales 
nominaverunt quemlibet, primo nominatus optinebit.) 
Predictus autem modus consentiendi non sustinetur in 
alterius electione, cum sit incertus: infra eod.®) In electioni- 
bus [c.2 de elect. in collect. Innoc. IV. tit.2; c.2 de 
elect. in VI® (I, 6)]. Credimus tamen — et hoc servatur — 
quod cardinales possunt concorditer renunciare huic statuto 
de duabus partibus et assumere sibi formam compromissi 
vel aliam, que sibi magis placuerit. Sed numquid possunt 
inter se ordinare, quod valeat electio a maiori parte 
omnium celebrata? Videtur quod non, quia hoc ius 
publicum in favorem ecclesie introductum est, cui pacto 
privatorum”?) non licet renunciare: infra de foro conp. 


t) So habe ich diese Stelle emendiert, da die Handschriften hier 
offenbar fehlerhaft sind (..lic. in el. al. cons. in scr. prest. adic. nich, 
vel. D; lic. in el. al. cons. in scr. non potest adic. nil val. B; lic. in 
el al. consensui in scr. prest. adic. nich. val. We; licet inal. el. cons. 
in scr. non prest. adic. non val. P; lic. in el. cons. in scr.'non prest. 
adic. nich. valet). 

2) Die Beifügung dieser Ordnungszahl erklärt sich daraus, daß im 
Dekretalentitel de electione sowohl das c. 48 als das co. 57 mit den 
Worten „Ecclesia vestra destituta pastore‘“‘ beginnen. 

®) Item et quia...... nominare P. Item q. de cons. hab. tr. 
voc., nam quil. card. pot. nom. D. W;. We. 

%) Dieses Wort fehlt in B. 

6) ....et al. card. nom. quilibet pr. nom. opt. W%. 

6) Diese Art des Zitierens erklärt sich offenbar aus dem Umstande, 
daB schon Innocenz IV. selbst die (von ihm auf dem Lyoner Konzile 
vom Jahre 1245 erlassene und in die mit der Bulle Cum in concilio 
promulgierte Sammlung seiner Konstitutionen aufgenommene) Dekretale 
In electionibus in seinem Apparate zu dem Gesetzbuche Gregors IX. 
im Titel de electione kommentiert hatte. 

?) .... privato ren. n. lic. B. 
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Si diligenti [c. 12. X. de foro comp. (II, 2)]. Item hec 
electio fieret hoc iure prohibente, ergo pro infecta debet 
haberi: C. de legibus Non dubium [c. 5 Cod. de leg. 
et constit. princ. (I, 14). Item cardinales non possunt 
generale ius maioris, scilicet pape, immutare: XXI. dist. 
Inferior [can. 4. D. 21]. Resp.: Dico quod hoc ordinare 
possunt concorditer!), et tunc valebit electio a maiori 
parte ipsorum facta. Et hoc innuitur hic, ubi dieit: 
Nisi maior concordia etc., nec obstant iura in contrarium 
inducta, quia ille, qui sic electus est, non tantum a maiori 
parte, immo a toto collegio eligitur, sicut ille, qui a com- 
promissariis est electus: infra eod. In causis [c. 30. X. 
de elect. (1,6). Et sic per hanc erdinationem nichil 
fit contra hanc decretalem, immo secundum eam. Uno 
autem contradicente?) non credo quod possit compromitti 
nec quod possit ordinatio predicta fieri?), quia in re 
communi*) pocior est pars contradicentis°): ff. Communi 
divid. 1. Sabinus [l.28. Dig. (X, 3)] et not. infra eod. 
tit.*) Quia propter [c. 42. X. de elect. (I, 6)]. Sed numquid 
alius, quam cardinalis?), potest eligi? Videtur quod non: 
LXXIX. dist. Oportebat et cap. seq. [c.3. c.4. D.LXXIX]. 
Resp.: Licet ita fieri debeat®), huic tamen iuri renunciare 
possunt?) cardinales, ut in alio electo consenciant!®), ut 
notatur infra eod. Cum inter canonicos!!) [c.21. X. de 
elect. (I, 6)]. 


t) .. quod ordinate hoc p.c. P. Ideo dico q. hoc ord....... 
We. Et dico .... Ws 


2) „. decretalem. Immo uno contrad. D.P. 
®) .... non credo posse compr. nec ordinationem predictam posse 
feri W>. 


*) quia iure communi P. 

5) .. est condicio prohibentis W;5 (vgl. hierzu die zitierte Pandekten- 
stelle). 

6) „. infra de elect. B. 

?) Sed numg. ex aliis q. cardinalibus 2. 

8) So D.Ws.We. Ita lic. f. deb. B. Licet ita non deb. P. 

®?) poterunt D. 

10) In B. Ws. We sind hier einzelne Worte ausgefallen. 

11) Mit diesen Worten schließt der Kommentar Bernhards zum 
Cap. Licet de vitanda. 
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Beilage Il: Einige Worte zur Kritik der bisherigen 
Ansichten, betreffend die Überlieferung des vom 
Kardinal Jacob Gaietani Stefaneschi im Kon- 
klave des Jahres 1334 verlesenen Schriftstückes 
über die Gebräuche der Papstwahl. (Vgl. hierzu 
S.71 Note l.) 


Einer Angabe des Baluze vertrauend, hat man bisher 
allgemein angenommen, daß die Zusammenstellung der 
Gebräuche der Papstwahl, welche der Kardinal Jacob 
Gaietani Stefaneschi im Konklave des Jahres 1334 ver- 
lesen hatte, unverändert in dem von Mabillon im zweiten 
Bande des Museum Italicum herausgegebenen Ordo Ro- 
manus XIV enthalten sei, und daß dieselbe als eine so- 
zusagen „authentische“ Fassung der damals vom Kardinal- 
kolleg durch Konsistorialbeschluß für den Wahlakt offiziell 
angenommenen „Geschäftsordnung“ gelten könne (die ein 
Historiker jüngst sogar als ‚Verordnung‘ bezeichnet 
hat). Der ursprüngliche und unveränderte Wortlaut des 
vom Kardinal Jacob Gaietani Stefaneschi (} 1343) her- 
rührenden Schriftstückes ist von seinem Zeitgenossen 
Kardinal Petrus Bertrandi (f 1349) in des letzteren Ap- 
parat zum Liber sextus und den Constitutiones Clementinae 
beim c. [Ubi maius periculum] 3. de electione in VI! 
(I, 6) aufgenommen worden. (Bertrandi behandelt 
unter den einzelnen Titelrubriken zunächst die Kapitel 
des Liber sextus, dann jene der Klementinen in einer 
Art und Weise, welche für die damalige Zeit wohl völlig 
singulär ist, da er für jede nicht von ihm selbst her- 
rührende Bemerkung in abgekürzter Form deren Urheber 
namhaft macht und in derselben Weise auch hervorhebt, 
was des Verfassers eigene Arbeit ist. Der Kommentar 
rührt offenbar aus Bertrandis letzten Lebensjahren [1343 
bis 1349] her, da Stefaneschi hier schon als „dominus 
Jacobus sancti Georgii ad Velum Aureum dyaconus car- 
dinalis bone memorie‘“ bezeichnet wird.) Die von mir 
selbst verglichene Handschrift Cod. Lat. 4085 der Pariser 
Nationalbibliothek enthält das erwähnte Werk Bertrandis 
auf fol. 1—166° und lag dem Baluze als Cod. Colbertinus 
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446 vor; hier auf fol.31 der Text der ‚‚cedula sive scriptura 
domini Jacobi‘, welchen Bertrandi ‚de verbo ad verbum“ 
aufnahm. Wie ich auf Grund der von mir selbst ver- 
glichenen Handschrift feststellen konnte, ist die Angabe 
des Baluze, Vitae paparum Avenionensium I p. 718, 
„describit‘‘ (Petrus Bertrandi) ‚verba ex eo ordine, quae 
habentur in editione Mabillonii p. 250 ab his verbis 
„„sSingularia quaedam in electione summi pontificis‘“ “ 
etc. usque ad haec p. 252 „,,,‚et ipsis non contradicentibus 
vel protestantibus““, nicht nur deshalb zu bemängeln, 
weil der Text Mabillons (Ordo Romanus XIV, Rubr. 
vIll. IX. 1.c., bzw. Migne, Patrolog. Lat. t. 78 col. 1125, 
1126), der aus einer späteren Überarbeitung geschöpft ist, 
sich vom Texte des Petrus Bertrandi durch viele offen- 
bare Fehler und Entstellungen, durch unrichtige Aufnahme 
von Randglossen usw. unterscheidet; Baluze unterläßt 
auch hervorzuheben, daß in der bei Bertrandi mitgeteilten 
„cedula“ Stefaneschis die formula compromissi, der 
„modus, qui servari [i. d. Handschr.: conservare] con- 
suevit per dom. cardinales, quando ......... eligunt 
per viam procedere compromissi‘ (vgl. Mabillons Rubr. I 
p. 246, 247; Migne col. 1121, 1122) erst am Schlusse des 
ganzen Schriftstückes — nach dem im Texte des Ordo 
Rom. XIV [p. 252, bzw. col.1126] bis zur Unverständlich- 
keit entstellten Satze ‚An compromissarii, postquam electi 
fuerint, possint revocari, notat glossa extra de electione: 
In causis“ — erscheint, während alles, was im Texte 
des Ordo Rom. XIV Rubr. IX nach diesem dort mit 
„revocare etc.“ schließenden Satze noch folgt, bei 
Bertrandi überhaupt nicht vorkommt. Es ist also 
auch der ganze Schlußabsatz der Rubr. IX: „Quae hic 
ee omnes consensere“‘, wo von einem bezüglich 
dieser „observantiae‘“ gefaßten Konsistorialbeschlusse die 
Rede ist, dem Texte Stefaneschis erst später beigefügt 
worden; Bertrandi redet mit keinem Worte dayon, daß 
die „cedula“ des ersteren für den betreffenden Wahlakt 
als offizielle Geschäftsordnung rezipiert worden wäre. 
Auch inbaltlich kommt übrigens Stefaneschis Schrift- 
stück für uns hier kaum in Betracht. Ich will nur be- 
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merken, daß sein Kompromißformular (l.c. p. 247, bzw. 
col. 1121) — ebenso wie das bei der Wahl Gregors X. 
(vgl. oben 8.53 N.3) festgestellte — darauf Bedacht 
nimmt, die irrige Meinung abzuwehren, daß, wenn den 
Kompromissarien Einstimmigkeit zur Pflicht gemacht ist, 
die Wahl eines der Kompromissarien ausgeschlossen sei. 
Die Angabe (l.c. p.250, bzw. col. 1125), daß beim Skrutinium 
dem Kandidaten die eigene Stimme nicht zu gute kommt, 
ist mit der allgemeinen Auffassung im Einklange; be- 
züglich des Akzesses sagt Stefaneschi überhaupt sehr 
wenig — vgl. p. 251, bzw. col. 1125: .... electus a duabus 
partibus .... per consensum adhibitum in scrutinio vel 
per accessum ..... Unusquisque potest ..... similiter 
ad unum accedere vel ad plures ........ Similiter si in 
eodem concursu, per accessum imperceptibiliter aut in 
confusione vocum, plures (so richtig Bertrandi; der Text 
Mabillons liest principales — was offenbar sinnlos ist) 
duas partes haberent, neuter esset. 

Der ganze Inhalt der auf die electio per viam 
scrutinii bezüglichen Rubriken II—VII des Ordo Ro- 
manus XIV (l.c. 247—250, bzw. 1122—1125) kommt 
bei Bertrandi nicht vor und war offenbar auch in dem 
von Stefaneschi herrührenden ‚„scriptum antiquum“ nicht 
enthalten, da uns ja Bertrandi ausdrücklich sagt: Et 
illud scriptum, quod satis iuri consonat, posui de verbo ad 
verbum. Et dieit sie: Singularia — — — — — — — — 
und am Schlusse, nach dem Zitat der Glosse zu c. In 
causis. 30. X. de elect. [I, 6]: „Usque hic durat cedula 
sive scriptura domini Jacobi antedicti. Ego vero pono 
hic quandam formam, cum per viam scrutinii proceditur, 
que fuit observata in electione domini Clementis. Et 
est talis: Sanctissimo usw. (Hier folgt der Wortlaut des 
Wahldekretes über die Wahl Clemens’ V. und das Schreiben 
der Kardinäle an den letzteren; vgl. die Texte bei Mansi, 
Collect. concilior. XXVI, 124—128.) 

Die in jüngster Zeit öfter erörterte Frage, ob der 
Kompilator des Ordo Romanus XIV eine von Stefaneschi 
selbst herrührende Schrift über das Zeremoniell des päpst- 
lichen Hofes, oder aber nur die von Stefaneschi vielleicht 
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als Vorarbeit für ein solches Caeremoniale gesammelten 
Materialien seinem Werke zu Grunde legen konnte, darf 
hier wohl außer Betracht bleiben; man wird aber in 
Zukunft bei der Beurteilung dieser Frage, überbaupt bei 
der Kritik des Ordo Romanus XIV und seiner Quellen 
nicht mehr von der Voraussetzung ausgehen dürfen, daß 
„die Vorschriften über die Papstwahl“, ‚so wie sie uns 
im ersten Teile des Ordo Rom. XIV vorliegen“, mit jenen 
„Vorschriften“ identisch sind, die von Stefaneschi im 
Konklave des Jahres 1334 verlesen wurden. 


II. 


Die römischen Eide der deutschen Könige. 


Von 
Herrn Professor Dr. Eduard Eichmann 


ın Wien. 


Nach Sachsenspiegel Landrecht III 54 soll der gewählte 
König dem Reiche Hulde tun und schwören, das Recht zu 
stärken und das Unrecht zu kränken; aber ‚‚seder ne sol 
her nymmer nichenen eid me thun, ez en si daz ine der 
pabes schuldege, daz her an deme rechten gelouben zwi- 
vele‘“.!) Das einfache Königswort soll unbedingten Glauben 
genießen?) und nur in einem Fall muß es durch Eid be- 
kräftigt werden: wenn der König vom Papste der Häresie 
beschuldigt wird, soll er sich durch einen Eid reinigen. Zur 
Erklärung kann eine Stelle bei Pseudoisidor?) dienen, welche 


1) Vgl. auch Ssp. III 57 $ 1, wo Häresie als einer der 3 Bannfälle 
erwähnt ist, in welchen der Kaiser vom Papst gebannt werden kann. 

2) H.Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II 1892, 13, 420; 
G.v. Below, Der deutsche Staat des Mittelalters I 1914, 144 ff. 

®) cd. Hinschius 173. 
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in das Gratianische Dekret Aufnahme gefunden hat: c. 1 
C.2 qu.5. „Sacramentum autem hactenus a summis sacer- 
dotibus vel reliquis exigi nisi pro recta fide (fieri) minime 
cognovimus, nec sponte eos iurasse repperimus.‘“ Die Ähn- 
lichkeit zwischen Ssp. III 54 und c.1 C.2 qu. 5 ist gewiß 
überraschend und bildet einen weiteren Beleg für die An- 
gleichung von Königsrecht und Bischofsrecht im Mittel- 
alter, welches den König als quasi-Bischof, als ‚bischöf- 
lichen Amtsgenossen‘“ angesehen wissen wollte.!) 

Gratian konnte den Gegensatz nicht übersehen, welcher 
zwischen dem pseudoisidorischen Kapitel und der tatsäch- 
lichen Übung bestand.?2) Auch der Satz des Sachsenspiegels 
kann so wie er lautet vor den Tatsachen nicht bestehen. 
Behufs Erlangung der Kaiserkrönung hatte nämlich der 
deutsche König persönlich dem Papste zwei Eide zu leisten, 
einen Schutz- und einen Treu- oder Sicherheitseid ; außer- 
dem hatte er während seines Einzugs in die Krönungsstadt 
nicht weniger als dreimal, seit Friedrich I. einmal den 
Römern zu schwören. Von den Bewerbern um die Kaiser- 
würde ist diese Pflicht nicht bestritten worden. Nur einmal 
scheint ein Versuch gemacht worden zu sein, sich der Eides- 
leistung zu entziehen. König Heinrich V. soll, wie Hel- 
mold, Chronica Slavorum I 39?) berichtet, den vom Papst 
verlangten Eid mit der Begründung verweigert haben, daß 
„der Kaiser niemandem einen Eid zu leisten brauche‘“.t) 
Tatsächlich hat er wie seine Vorgänger und Nachfolger die 
Pflicht erfüllt und die hergebrachten Eide geschworen.®) 


1) Vgl. Fritz Kern, Gottesgnadentum und Widerstandsrecht im 
früheren MA. 1915, 53ft. 

2) Gratian meint, die Bestimmung beziehe sich nur auf iuramenta 
incauta et ea, quae pro qualibet causa temporali iudicio offeruntur. 
Vgl. Rufin ed. Singer 250: hoc decretum datum est in tempore prinii- 
tivo, hodie in plerisque aliis casibus iuratur. 

°) SS. rer. germ. ed. Schmeidler 78. 

4%) G. Meyer von Knonau, Jahrbücher des deutschen Reichs 
unter Heinrich 1V. und V., VI 1907, 369ff., 389 ff. 

6) Nach Bertholds Annalen a. 1077, MG. SS. V 289 soll sich Hein- 
rich IV. zu Canossa anfänglich geweigert haben, den von Gregor VII. 
verlangten Eid zu leisten: ne ipse iuraret; ob unter Berufung auf die 
Glaubwürdigkeit des bloßen Königswortes oder aus anderen Gründen, 
ist nicht ersichtlich. 
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In der neueren Literatur ist diesen Eiden wieder er- 
höhte Aufmerksamkeit zugewendet worden. A. Diemand 
hat den Anfang gemacht!), indem er in einem Exkurs zu 
seiner Schrift über das Krönungszeremoniell das Material 
für die Zeit von Otto I. bis Friedrich II. gesammelt hat. 
A. Niemeier?), W.Renken?) und A.Hessel?) beschäf- 
tigten sich ausschließlich mit dem Eid Albrechts I. und dessen 
rechtlichem Charakter. Soviel Köpfe, soviel Sinne. Nie- 
meier charakterisiert den Eid Albrechts als richtigen Va- 
salleneid, Renken als erweiterten Fidelitäts= Sicherheitseid, 
Hessel als Amtseid. R. Moeller°) konnte dann die nicht 
unwichtige Entdeckung machen, daß jener Eid mit dem 
Bischofseid der Dekretalen Gregors IX. im wesentlichen 
sich decke; er hat zugleich den ersten Versuch gemacht, 
die Dekretale Clemens’ V. Romani principes dem geschicht- 
lichen Verständnis näher zu bringen, indem er die kano- 
nistische Doktrin über die Natur des Königseides heranzog. 
H.Otto®) behandelt nur die Eide Heinrichs VII. und 
Karls IV. Das Quellenmaterial über die Krönungseide ist 
neuestens durch H. Günter in den ‚kleinen Texten für 
Vorlesungen und Übungen‘‘?) bequem zugänglich gemacht 
worden. An Vollständigkeit konnte natürlich nicht gedacht 
werden. In der Festschrift für Dietrich Schäfer hat dann 
H. Günter?) selbst zu der Frage der Königseide Stellung 


1) A, Diemand, Das Zeremoniell der Kaiserkrönungen von Otto I. 
bis Friedrich IL 1894, S. 108— 123, 

2) A. Niemeier, Untersuchungen über die Beziehungen Albrechts I. 
zu Bonifaz VIII. 1900, S. 147-161. 

®) W.Renken, Hat König Albrecht I. dem Papste Bonifaz VIII. 
einen Vasalleneid geleistet? 1909. 

*) A. Hessel, Die Vorlage des Sicherheitseides Albrechts I., im 
Neuen Archiv 37, 292 ff. 

6) R. Moeller, Ludwig der Bayer und die Kurie im Kampf um das 
Reich. 1914, S. 157 ft. 

e) H. Otto, Die Eide und Privilegien Heinrichs VII. und Karls IV., 
in Quellen und Forschungen aus italienischen Archiven und Bibliotheken, 
hrsg. vom Kgl. preuß. hist. Institut in Rom IX 1906, 316ff. 

”) H. Günter, Die römischen Krönungseide der deutschen Kaiser. 
Kleine Texte für Vorlesungen und Übungen, hrsg. von Hans Lietz- 
mann. 132. Heft. 1915. 

8) H. Günter, Die Krönungscide der deutschen Kaiser im MA., 
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genommen; er sucht aus dem Fehlen des ‚fidelis ero“, 
„fidelitas‘‘ in der Eidformel begreiflich zu machen, daß die 
Kaiser die Eide leisten konnten, ohne ihrerseits an Vasallität 
denken zu müssen, und hofft so die notwendige Ergänzung | 
zu Moeller bieten zu können. 

So beachtenswert manche Gesichtspunkte sind, welche 
von den genannten Forschern aufgestellt worden sind), so 
hat doch keiner von ihnen das Gesamtproblem auch nur 
angefaßt. Es kann nicht dadurch gelöst werden, daß man 
einen bestimmten Eid, der zudem ganz für sich steht, aus 
der Entwicklung herausgreift; man muß vielmehr auf die 
ersten Anfänge, den Eid und das Bündnis von Ponthion 
754 zurückgehen und beide dann bis zur letzten Kaiser- 
krönung von 1530 verfolgen. Soll doch schon Pippin durch 
den Vertrag von 754 ein Gefolgsmann des hl. Petrus ge- 
worden sein!?) Die bisherigen Ergebnisse gehen auch des- 
wegen so weit auseinander, weil dem Sprachgebrauch von 
fidelis, fidelitas und der im Lehens-, Untertanen- und 
Bischofseid gleichmäßig vorkommenden Formel ‚‚ero fidelis‘ 
zu wenig Beachtung geschenkt worden ist. 


L. 
Der Schutzeid. 


Die Hauptquelle für die Vorgänge von 754 bilden die 
Papstbriefe des Codex Carolinus.) Daneben besitzen wir 
einen römischen Bericht in der vita Stephani c. 25 und 26%) 
und einen späteren fränkischen Bericht in den Annales 
Mettenses priores zum Jahre 753.°) 


Abdruck aus Forschungen und Versuche zur Geschichte des Mittelalters 
und der Neuzeit, Festschrift Dietrich Schäfer zum 70. Geburtstag. 1915, 
S8.6—39. 

1) Über die ältere Literatur vgl. Renken 7ff. 

?) J. Haller, Die Karolinger und das Papsttum, in Historische 
Zeitschrift 108. (1912), 38— 76. 

3) MG. Ep. III 469ss. 

4) Duchesne, Lib. Pont. I 447. 

5) Scriptores rer. germ. ed. Simson p.45; MG. SS.I 331. 
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Nach dem Vorgang von W. Martens!) undW.Sickel?) 
hat jüngst Erich Caspar?) nachdrücklich darauf aufmerk- 
sam gemacht, daß unter den Ereignissen von 754, welche 
zu der engen Verbindung zwischen dem Papsttum und den 
Karolingern geführt haben, der Schutzvertrag von Ponthion 
und das in demselben Jahre vermutlich in St. Denis ge- 
schlossene Bündnis auseinanderzuhalten sind.*) Unsere 
Untersuchungen über den Schutzeid werden daher von 
dem Schutzvertrag bzw. dem von Pippin zu Ponthion dem 
hl. Petrus geleisteten Schutzeid, die über den gegenseitigen 
Treu- oder Sicherheitseid von dem Bündnis von St. Denis 
auszugehen haben. 

In seinem Vortrage auf dem deutschen Historikertag 
zu Braunschweig 1912 hat J.Haller®) die These auf- 
gestellt, daß durch den ‚Vertrag von Ponthion‘“ ein vasal- 
litisches Verhältnis Pippins und seiner Söhne zum hl. Petrus 
begründet worden sei. ,Pipin ist damals der ‚Mann‘ 
des hl. Petrus geworden, er und mit ihm seine Söhne, auf 
deren Seele er den Eid zugleich leistete, sind als Gefolgs- 
leute in die Dienste des Apostelfürsten getreten.‘“) Hier- 
aus hat Haller die weittragende Folgerung gezogen, daß 
der Treueid, welchen die deutschen Könige bis in die staufi- 
sche Zeit vor der Krönung in Rom dem Papste leisteten, 
offensichtlich ein Überbleibsel der Mannschaft sei, die die 
Karolinger dem Apostelfürsten gelobt hatten, was sich am 
deutlichsten bei Thietmar von Merseburg VIII 1 (VII ı) 
zeige, wo Benedikt VIII. den künftigen Kaiser Heinrich II. 


!) W. Martens, Die römische Frage unter Pippin und Karl d. Gr. 
1881, S. 26, 78. 

2) W.Sickel, Die Verträge der Päpste mit den Karolingern, in 
Deutsche Zeitschrift für Geschichtswissenschaft XI (1894) 301f., XI 
(1895) 1ff. 

®) E.Caspar, Pippin und die römische Kirche. 1914, 28ff. 

*) Papst Konstantin II. an Pippin 767, MG. Ep. III 649: ut illud, 
quod beato Petro polliciti estis, simulque et caritatem atque amicitiam, 
quam cum ... domno Stephano, summo pontifice habuistis, omnimorlo 
recordare ac conservare iubeatis. 

5) J. Haller, Die Karolinger und das Papsttum, in Historische 
Zeitschrift 108. (1912), 38 ft. 

e) S.70. 
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vor der Krönung schwören läßt, ‚si fidelis vellet Romanae 
patronus esse et defensor ecclesiae, sibi autem suisque suc- 
cessoribus per omnia fidelis“.!) Haller spricht hierbei 
immer vom „Vertrag von Ponthion‘, ohne zwischen Schutz- 
vertrag und Bündnis zu unterscheiden; er zieht daher für 
seine These sowohl Stellen heran, die sich auf den Schutz- 
vertrag, als auch solche, die sich auf das Bündnis beziehen. 
Auf die Frage, ob durch das ‚Bündnis‘ ein vasallitisches 
Verhältnis begründet worden ist, werden wir im 2. Teile 
dieser Abhandlung eingehen. Hier handelt es sich nur 
darum, ob seine Behauptung für den Schutzvertrag von 
Ponthion zutreffe.?) 

Die fränkische Gefolgschaft wird begründet?) durch 
die Kommendation, versinnbildet durch die Handreichung, 
wobei der Gefolgsmann seine gefalteten Hände in die Hände 
des Herrn legt, und durch Treueid des Mannes. Die Gegen- 
leistung des Herrn besteht in einer Gabe: Unterhalt, Aus- 
rüstung (Pferde, Waffen), Kleinodien (Ringe, Spangen); 
einen Eid leistet der Herr dagegen nicht. Der Mann schuldet 
dem Herrn Dienste, Gehorsam und Treue (fidelitas), der 
Herr schuldet ihm Schutz (defensio). 

Sind diese charakteristischen Momente beim Schutz- 
vertrag von Ponthion gegeben ? 

Die Metzer Annalen berichten?) über die Begegnung 
zu Ponthion, daß der Papst am Tage nach seiner Ankunft, 


1) 8.75. 

2) S. 65 bezeichnet Haller als Inhalt des Vertrags die durch Kom- 
mendation begründete Schutzherrschaft, S. 66 die Aufnahme der römi- 
schen Kirche und des römischen Volkes in den fränkischen Königsschutz 
(mundiburdium), dessen Kehrseite die Königsherrschaft sei. Allein die 
Aufnahme in das mundiburdium hat für den Schützling zur Folge, daß 
er Abgaben zu zahlen oder Dienste zu leisten hat. Das trifft hier nicht 
zu. Sodann steht diese Annahme in Widerspruch mit der Behauptung 
eines vasallitischen Verhältnisses; denn durch die Aufnahme in den 
Königsschutz, welche allerdings in Form der Kommendation (Hand- 
reichung) geschah, wird der Schützling kein Vasall des Königs. Brunner, 
Deutsche Rechtsgeschichte II 48 ff. 

s) Vgl. H. Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II 258ff.; V. Eh- 
renberg, Commendation und Huldigung nach fränkischem Recht. 1877. 

4) Über die Glaubwürdigkeit des Berichtes Caspar 8.13 A.1l. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXVII. Kan. Abt. VI. 10 
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also am 7. Januar 754, sich vor Pippin zu Boden geworfen 
und ihn beschworen habe, ihn und das römische Volk von 
den Langobarden zu befreien. ‚Nec antea a terra surgere 
voluit, quam sibi praedictus rex Pippinus cum filiis suis et 
optimatibus Francorum manum porrigerent et ipsum pro 
indicio suffragii futuri et liberationis de terra levarent.‘ 
Nach der vita Stephani c. 26 hat der Papst den König 
unter Tränen gebeten, er möge die Sache des hl. Petrus 
und der respublica Romanorum vertragsmäßig (per pacis 
foedera) sicherstellen. ‚Qui de praesenti iureiurando eun- 
dem beatissimum papam satisfecit omnibus eius mandatis. 
et ammonitionibus sese totis nisibus oboedire.‘“ — So die 
beiden Berichte. 

Den von den Metzer Annalen geschilderten Vorgang. 
der Handreichung könnte man ganz natürlich so erklären, 
daß Pippin einer unerträglichen Situation — der Papst liegt 
vor ihm auf den Knieen — ein Ende machen wollte. Auch 
Pippins Söhne und die vornehmen Franken sind ja an der 
Handreichung und Aufrichtung Stephans beteiligt. Allein 
die Handreichung ist vom Papst absichtlich herbeigeführt 
worden — nec antea de terra surgere voluit —; die Metzer 
Annalen legen ihr rechtssymbolische Bedeutung bei — ‚‚pro 
indicio suffragii futuri‘‘, und auch aus den Papstbriefen er-. 
gibt sich, daß es sich um eine Kommendation gehandelt 
hat. So schreibt Stephan II. 755?): omnes causas principis 
apostolorum in vestris manibus commendavimus ... et 
vos beato Petro polliciti estis eius iustitiam exigere et de- 
fensionem sanctae Dei ecclesiae procurare; 756?): in tuo 
gremio nostras commisimus animas ... vobis animas omni- 
um nostrum Romanorum tradidimus; 756°): ecclesiam, quam 
mihi (sc. Petro) Dominus tradidit, vobis per manus vicarii 
mei commendavi ad liberandum de manibus inimicorum. 
Stephan III. läßt 770/71) den hl. Petrus sagen: promittens 
(Pippinus) Deo et beato Petro atque eius vicario ... erga 
sanctae ecclesiae fidelitatem et omnium apostolicae sedis 
pontificum oboedientiam et inlibatam caritatem.°) Es sind 


t) MG. Ep. 111491. 2) ibd. 497. 3) ibd. 503. “) ibd. 562. 
5) Caspar 52 nimmt an, daß diese Stelle sich auf das Bündnis 
beziche. In dem Biiefe ist zuerst die Rede vom Bündnis, dann vom 
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also, wir können wohl annehmen mit Vorbedacht, Aus- 
drücke gewählt, welche der Rechtssprache entnommen sind. 

Nach der gegebenen Sachlage erscheint der Papst als 
der Schutzsuchende, der sich kommendiert, und Pippin als 
dessen „protector“. Der Papst liegt vor Pippin auf den 
Knieen, er ist es, welcher in den Schutz Pippins flieht. Zum 
Zeichen der Schutzübernahme ergreift und umschließt Pip- 
pin die gefalteten Hände Stephans und richtet ihn auf. 
Wenn aber umgekehrt Pippin der Mann des hl. Petrus hätte 
werden sollen, dann müßte Petrus bzw. dessen sichtbarer 
Vertreter der Empfänger der Hände Pippins gewesen sein. 
Auch hören wir nichts von der Darreichung einer Gabe 
als Entgelt für die Hingabe der Hände. Wenn man be- 
denkt, daß die Eingehung des Gefolgschaftsverhältnisses an 
ganz bestimmte Formalitäten gebunden war, so wäre es 
unverständlich, daß der Erfüllung der Herrenpflicht nirgends 
Erwähnung geschieht. | 

Nach fränkischem Recht hatte nun aber der Mann 
den Eid zu leisten, nicht der Herr. Der geschilderten Situa- 
tion gemäß wäre also zu erwarten, daß der schutzsuchende 
Papst seinem künftigen Protektor schwört und nicht um- 
gekehrt, wie die vita Stephani c. 26 und die Papstbriefe es 
darstellen.) Bei der Handreichung war Pippin der Emp- 
fänger, der Herr, bei der Eidesleistung ist er der Leistende, 
der Mann. So scheinen in dieser Beziehung die Rollen ver- 
tauscht. Aber auch in sachlicher Hinsicht lag es nahe, das 
Verhältnis umzukehren. Denn indem Pippin den Papst 
in seinen Schutz nimmt, stellt er sich in den Dienst des 
hl. Petrus, dessen Sache der Papst vertritt. So war es 
möglich, im Handumdrehen die Rollen zu wechseln: zum 
Vorteil des Papstes, der, ohne Gefolgsmann zu sein, einen 
Beschützer hat, und ohne Demütigung des Königs, der nur 
ein fidelis s. Petri, nicht persönlicher Vasall des Papstes ist. 


Schutzversprechen, und im Zusammenhang mit letzterem steht die er- 
wähnte Stelle. 

1) Stephan 1I. 757 an Pippin Ep. III 505: omnia quae b. Petro 
sub iureiurando promisisti. Der Eid war schriftlich fixiert. Belege bei 
Caspar 18 A.6. 

10* 
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Daß Anhaltspunkte für diese Auffassung in den Papst- 
briefen gegeben sind, ist nicht zu leugnen. Hier erscheint 
St. Petrus als des Frankenkönigs ‚protector et fautor‘‘!), 
der König als St. Peters ‚‚clientulus‘‘?), ‚optimus fidelis‘“?), 
die Frankenkönige als ‚‚fideles Deo et beato Petro‘“?), ‚„‚fideles 
beati Petri‘‘5), ‚ad serviendum iureiurando beato Petro ... 
et eius omnibus vicariis“‘.6) Der Schutz, welchen die Könige 
zu erwarten haben, ist ein doppelter; auf Erden Festigkeit 
ihrer Dynastie, Sieg über die Feinde und irdisches 
Glück, im Jenseits Verzeihung ihrer Vergehen und ewige 
Herrschaft. Auch die anderen Gegenleistungen des Herrn, 
welche in Unterhalt, Ausrüstung, Kleinodien zu bestehen 
pflegten, fehlen nicht. St. Petrus ist der „nutritor‘‘ Pippins. 
Und wenn auch die Nachricht der vita IV S. Bonifacii c. 8°), 
wonach der Papst bei der Begegnung zu Ponthion dem 
Könige ein Schwert und ‚in eo patrocinandi potestatem“ 
verliehen habe, wegen der sonstigen Unglaubwürdigkeit 
ihres Autors bezweifelt werden mag, so wissen wir doch, 
daß Paul I., welcher sich das Versprechen von Ponthion 
hatte erneuern lassen, im Jahre 758 an Pippin Köcher, 
Schwert und Ring, seinen Söhnen ebenfalls Ringe ge- 
sandt hat.®) 

Nun wird man gewiß Ausdrücken wie protector, fautor, 
nutritor, fidelis kein allzugroßes Gewicht beilegen dürfen ; 
sie sind formelhaft und werden zudem häufig genug für 
Beziehungen verwendet, welche sicher nicht vasallitisch 
sind?) Aber sie konnten doch im vasallitischen Sinne 


t) allenthalben in den Briefen. 2) Stephan II. 756, Ep. IIl 497. 

s) Paul I. 7658-63, ibd. 528. *) Paul I. 761—-67, ibd. 540. 

5) Stephan III. 768—72, ibd. 715. e) Stephan III, ibd. 715. 

7) (Stephanus) sumpto secum gladio, venit in Franciam ad ... 
principem Pippinum, patrocinia poscens ... Et sic producto gladio, 
dedit ei et in eo, quantum sibi concessa esset, dedit patrocinandi potc- 
statem. Scriptores rer. germ. Vitae s. Bonifatii archiepiscopi Moguntini 
rec. W. Levison 1905, p.99. Vgl. Passio Bonifacü, Jaffe, Bibl. rer. 
Germ. III 477, 478. 

8) Ep. 111 517. 

9) Über „protector‘‘ vgl. Caspar 33 A.2; „fautor‘ im Lib. diurn. 
form. 61 und 93, ed. Sickel 57, 122; ‚‚nutritor‘‘ Liber Pontificalis II 111, 
153, wo St. Petrus der nutritor des Papstes genannt wird. Über „fidelis“ 
vgl. Abschnitt I. 
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verstanden werden. Die Päpste des 8. Jahrhunderts spielen 
schon mit dem Gedanken eines Lehensverhältnisses Pippins 
zu St. Petrus; sie wollen dem König die Pflicht versüßen, 
indem sie es als eine Ehre für ihn hinstellen, in so nahen 
Beziehungen zu St. Petrus zu stehen und seine Sache führen 
zu dürfen. Tatsächlich ist in den Vorgängen zu Ponthion 
weiter nichts zu erblicken als die Begründung einer Schutz- 
pflicht der pippinischen Dynastie gegenüber dem apostoli- 
schen Stuhl und der römischen Kirche; die Schutzbegebung 
ist symbolisiert durch Handreichung!) und die Schutzüber- 
nahme ist bekräftigt durch einen Eid Pippins. Dieser 
Schutzvertrag sollte auf ewige Zeiten geschlossen sein. Der 
empfangende Teil ist die Kirche; letztere kann ihrem Pro- 
tektor nur geistige Segnungen spenden. Die Schutzpflicht 
erstreckt sich sowohl auf den katholischen Glauben, wie 
auf die Person, das Amt und den territorialen Besitz der 
römischen Kirche?) 

Wenn wir sonach die These Hallers für den Schutz- 
vertrag ablehnen, so müssen wir gleichwohl das Verdienst 
des Gelehrten ungeschmälert lassen, die leisen Anfänge der 
späteren Theorie der Lehnsabhängigkeit des Kaisers in den 
Papstbriefen des Codex Carolinus aufgezeigt zu haben. Der 
„miles b. Petri‘ begegnet uns mehr als einmal in späteren 
Kundgebungen der Kurie; ich erinnere an den gregoriani- 
schen Königseid von 1081?) und den spätmittelalterlichen 
Kaiserkrönungsordo, wo nach der Schwertübergabe in der 
Rubrik gesagt wird, daß nunmehr der Kaiser ein ‚miles 
S. Petri‘ geworden sei.) Im Codex Carolinus sind die ersten 
schüchternen Versuche hierzu gemacht worden. 

Von allem Anfang an besteht eine Beziehung zwischen der 
Schutzübernahme und der Salbung. Noch in demselben Jahre 
754 wurde Pippin, seine Gemahlin und seine Söhne vom Papste 
zu St. Denis gesalbt.5) Die Salbung bedeutet die Weihe zum 
Dienst für die römische Kirche®); sie sollte ‚die Weihe zur 


t) Brunner, Rechtsgeschichte I1 272. 

2) Sickel a.a. O. 332fl. 3) Jaffe, Bibl. rer. germ. Il 475. 

*#) Eichmann, Die Ordines der Kaiserkrönung, in dieser Zeit- 
schrift, Kanon. Abtlg. II 40. 

5) Caspar 20, 40. °%) Sickel X1 335. 
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Ausübung der im Vertrage von Ponthion übernommenen 
defensio romanae ecclesiae verleihen‘ (Caspar). So be- 
richtet die Nota monachi S. Dionysii!), daß Pippin in regem 
et patricium una cum predictis filiis Carolo et Carlomanno 
gesalbt und geweiht worden sei. Ähnlich die Metzer Anna- 
len?): ordinavitque ... unctione sacra Pippinum ... Fran- 
cis in regem et patricium Romanorum, et filios eius ... 
eodem coronavit honore.. Auch die fränkischen Reichs- 
annalen zu 754°) bringen beide Dinge in Zusammenhang: 
Stephanus papa postquam a rege Pippino ecclesiae Romanae 
defensionis firmitatem accepit, ipsum sacra unctione ad 
regiae dignitatis honorem consecravit. Im Jahre 755 schreibt 
dann Stephan II. an Pippin und seinen Sohn, sie seien des- 
wegen zu Königen gesalbt worden, ut per vos sancta sua 
exaltetur ecclesia et princeps apostolorum suam suscipiat 
iustitiam.4) Das ist der Inhalt der übernommenen Schutz- 
pflicht, der ‚‚defensio““. Noch deutlicher tritt uns der Ge- 
danke aus einem Schreiben Pauls I. 7585) entgegen: ideo 
te benedicens (Deus) et in regem ungens, defensorem te et 
liberatorem sanctae suae ecclesiae constituit.®) 

Das Schutzversprechen ist von Pippin und seinen Söh- 
nen dem Nachfolger Stephans II., Paul I. mündlich (per 
missos) und schriftlich erneuert worden.’) Konstantin II. 
erinnert nur den König an das ‚dem hl. Petrus gegebene 
Wort‘“.®2) Von Karl und Karlmann ist es dem Papste Ste- 
phan III. erneuert worden?) und Karl d. Gr. wiederholte 


1) MG. SS. rer. Merovingicarum I 465. 

2) SS, rer. germ. ed. Simson 46; MG. SS. 1332. 

®) MG. SS. 1139. *) MG. Ep. III 493. 5) ibd. 513. 

*) Stephan V. 886, Neues Archiv V 401, Jaffe? 3413: ecce enim 
ad hoc Karolum (III) ... sancto unxit crismate, ut tutissimo eius regi- 
mine potita pace secura subsisteret. Johann VIII. 877, Ep. VII 32: 
ideo illum tanto diademate .... decorare curavimus, ut sanctae Romanae 
ecclesiae recuperatio et securitas rediret. Derselbe 877, Ep. VII 51; 
876 ibd. 36. Johann XII, 12. Febr. 962, Annalista Saxo MG. SS. VT 616, 
Jaff&2 3690: ob defensionem sanctae Dei ccelesiae in imperatorem cum 
beati Petri benedictione unximus. 

?) Vgl. Anm. 9. 8) Ep. III 649. 

®) Stephan III. 770/71, ibd. 562: postmodum praedecessori nostro, 
domno Paulo papae, eadem vos una cum codem vestro genitore certum 


Die römischen Eide der deutschen Könige. 151 


es 774 in Rom.!) In der Reichsteilung von 806?) wurde es 
den Beteilten zur Pflicht gemacht, die Sorge um die Kirche 
des hl. Petrus und ihre Verteidigung gemeinsam zu über- 
nehmen. Ludwig I. hat das Schutzversprechen abgelegt, 
vermutlich vor seiner Kaiserkrönung zu St. Denis 816; 
Paschals Schreiben von 818?) erinnert daran: memento 
votionum sanctarum quas ad honorem sancti Petri coram 
sanctis reliquis necnon clericis ac fidelibus tuis ante tem- 
pora pauca promisisti, et huius rei gratia causas sitas in 
vestra ditione velut proprias defende.. Wir hören dann 
lange nichts mehr von einer Erneuerung der promissio. 
Aber wenn einmal Ludwig I., wie man annehmen darf, 
vor seiner Kaiserkrönung dieselbe erneuerte, so wird dasselbe 
auch von den folgenden Kaisern angenommen werden dür- 
fen. Aus dem Schreiben Johanns VIII. 875%) entnehmen 
wir, daß Karl der Kahle vor der Kaiserkrönung solemniter 
vota regia persolvit. Endlich wird von Berengars Kaiser- 
krönung berichtet: ante fores (der St. Petersbasilika) stant 
ambo (Papst und König) domus, dum vota facessit rex.®) 

Jedenfalls in der zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts, 
wenn nicht schon früher seit Ludwig I., erscheint also das 
Schutzversprechen als Bestandteil des Kaiserkrönungszere- 
moniells. Der Weihe zum Defensor sollte die Zusage der 
defensio vorausgehen. Zu diesem Zwecke mußte eine be- 
stimmte Formel für das Versprechen geprägt werden, wenn 
man nicht, was wahrscheinlicher ist, einfach die pippinische 
Formel mit entsprechenden formalen Änderungen übernom- 
men hat. Sie lag ja, wie wir gehört haben, schriftlich vor. 
Als älteste Formel bietet sich die Formel des sog. ordo 


est plerumque per missos et scripta promisisse, et post decessum antefati 
. et vos ipsi sepius ... nobis spopondistis. 

ı) Vita Hadriani, Lib. Pont. I 497; Hadrian I. 788, Ep. III 619; 
Caspar 30ff.; Sickel XI 332 A. 2. 

2) MG. Capitul. 1129. 

3) Jaffe® 2550; Migne, PL. 102, 1089. 

4) Migne, PL. 126, 658. Vgl. auch Brief Johanns VIII. an Karl 
d. K. 876, Neues Archiv VIII 363: quae vobis Romae sancto Petro 
promittere placuit. Vgl. auch die Verhandlungen zwischen Johann VIII. 
und Karl III., Ep. VII 199, 200. | 

5) Gesta Berengarii imp. ed. E. Dümmler 1871, 131. 
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Cencius I dar, welcher — ein Auszug aus einer ausführ- 
licheren Krönungsordnung des alten Ordo Romanus — 
schon in Handschriften des 10. Jahrhunderts sich findet.!) 
Die ‚‚promissio imperatoris‘‘ lautet hier: In nomine Christi 
promitto, spondeo atque polliceor ego N. imperator coram 
Deo et beato Petro, me protectorem ac defensorem esse 
huius sanctae Romanae ecclesiae in omnibus utilitatibus, 
in quantum divino fultus fuero adiutorio, secundum scire 
meum ac posse. In diesem sog. Krönungseid erkennen wir 
also den alten pippinischen Schutzeid wieder: ein einseitig 
(vom künftigen Kaiser) geleisteter, schriftlich fixierter Eid 
zum Schutz der römischen Kirche. Daß der Kaiser nach 
der Formel nicht ‚schwört‘, nur ‚verspricht‘, mag auf- 
fallen. Die Kontinuität der Entwicklung spricht entschieden 
für ein eidlich bekräftigtes Versprechen. 

Die Formel des ausführlicheren, offiziellen „ordo Ro- 
manusad benedicendum imperatorem‘, des sog. Cencius1I?), 
welcher von 962—1191 in Geltung stand, enthält gegenüber 
der Formel des Cencius I wichtige Erweiterungen. In 
nomine Domini nostri Iesu Christi ego N. rex et futurus 
imperator Romanorum promitto, spondeo, polliceor atque 
per haec evangelia iuro coram Domino et beato Petro 
apostolo tibi N. beati Petri apostoli vicario fide- 
litatem tuisque successoribus canonice intranti- 
bus; meque amodo protectorem ac defensorem fore huius 
sanctae Romanae ecclesiae et vestrae personae vestro- 
rumque successorum in omnibus utilitatibus, in quan- 
tum divino fultus fuero adiutorio, secundum scire meum 
ac posse, sine fraude et malo ingenio. Sic me Deus 
adiuvet et haec sancta evangelia. Das Versprechen 
wird also eidlich bekräftigt. Dem Schutzversprechen geht 
ein eidliches Treuversprechen voraus (vgl. hierüber Ab- 
schnitt II dieser Abhandlung). Der Schutzeid selbst ist 


1) Fabre-Duchesne, Le liber censuum p.420; G. Waitz, Die 
Formeln der deutschen Königs- und der römischen Kaiserkrönung vom 
10. bis zum 12. Jhdt., in Abhandlungen der Kgl. Ges. d. W. W. zu Göt- 
tingen, phil.-hist. Kl. 18. (1873), 49; E.Eichmann, Die Ordincs der 
Kaiserkrönung, in dieser Zeitschrift, Kanon. Abtlg. II 1ff., bes. 14, 18. 

2) Fabre-Duchesne, Le liber censuum p. 1*. 
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erweitert; der Schutz wird nicht nur der römischen Kirche, 
sondern auch der Person des Papstes und seiner (recht- 
mäßigen) Nachfolger zugesichert. Diese Erweiterung ist 
nur formeller Natur; dem Sinne nach war der Schutz von 
allem Anfang an so gemeint. Sagt doch Johann VIIL.): 
omnes qui fidelitatem Romanae iurant ecclesiae id est Do- 
mino Petro vel suo vicario. Die Formel der späteren Zeit 
von 1209 an hat das Treuversprechen ausgeschieden und 
lautet?): ego N. rex Romanorum futurus annuente Domino 
imperator promitto, spondeo et polliceor, coram «Deo et 
beato Petro, me de cetero protectorem et defensorem fore 
summi pontificis et sanctae Romanae ecclesiae in omnibus 
necessitatibus et utilitatibus suis, custodiendo et con- 
servando possessiones, honores et iura eius, quan- 
tum divino fultus adiutorio fuero, secundum scire et posse 
meum, recta et pura fide. Sic me Deus ... Sachlich 
neu ist hier der auf die Besitzungen, Ämter und Rechte 
der Kirche bezügliche Zusatz, welcher sich erstmals in Eiden 
Öttos IV. von 1198, 1201 und 1209°), dann in den Eiden 
Friedrichs II. von 1213 und 1219®) findet. Aller Wahr- 
scheinlichkeit nach ist der Zusatz im Jahre 1209 bei Ottos IV. 
Krönung hinzugefügt worden. Das ‚iuro‘ fehlt, aber das 
„sic me Deus adiuvet‘ und die Rubrik „prestet huiusmodi 
iuramentum‘ zeigen den Eidescharakter. Geleistet wurde 
der Schutzeid nach Cencius Il auf der Freitreppe vor 
St. Peter, „ante fores‘‘, wie der Panegyrikus auf Berengar 
sagt, nach dem neuen Ordo seit 1209 vor dem Altar der 
Kapelle S. Mariae in Turri. 

Die Schutzpflicht ist im Krönungszeremoniell symboli- 
siert durch die Schwertübergabe. Schon die vita Walae 
II 175) berichtet von Lothar I., daß ihm bei der Krönung 
(823) ein Schwert als Symbol der gegenüber dem hl. Petrus 
übernommenen Schutzpflicht übergeben worden sei. Von 
Papst Nikolaus I. ist die Äußerung bekannt®), daß der 


ı) Dümmler, Gesta Berengarii 155. Neues Archiv V 325. 

2) MG. Const. IV 609. 2) MG. Const. II 20, 27, 36. 

4) ibd. 08, 78. In der Absetzungssentenz von 1245 wird auf diese 
Stelle im Eide Friedrichs Bezug genommen. 

8$) MG. SS. 11563. %) a.864, MG. Ep. VI 305. 
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Kaiser die Führung des Schwertes gegen die Ungläubigen 
empfangen habe und daß er das Imperium zur Erhöhung 
und zum Frieden der Kirche zu verwalten habe. Diese 
Bestimmung des Schwertes hat auch in der Übergabe- 
formel des Kaiserkrönungsritus der karolingischen Periode!) 
ihren Ausdruck gefunden: accipe gladium .... nostrae bene- 
dietionis officio in defensionem sanctae ecclesiae divinitus 
ordinatum, ... utinhoc.... sanctam Dei ecclesiam eiusque 
fideles propugnes ac protegas, nec minus sub fide falsos 
quam christiani nominis hostes execres ac destruas. Das 
Kaiserschwert ist von allem Anfang an ein religiös-kirch- 
liches Symbol und bedeutet, daß der Schutz der Kirche 
und des Glaubens in die Hand des Kaisers gelegt sei. 
„St. Peters Schwert‘, ‚spata quam vocant S. Petri‘ wird 
es geradezu von Hinkmar genannt.?) 


II. 
Der Treu- oder Sicherheitseid. 


1. Neben dem Schutzvertrag von Ponthion ist im Jahre 
754, vermutlich am 28. Juli gelegentlich der Königssalbung 
zu St. Denis®), zwischen Papst Stephan und König Pippin 
„auf ewige Zeiten‘ ein beide Vertragsschließende und deren 
Rechtsnachfolger bindender und von beiden beschworener 
Vertrag, ein Schutz- und Trutzbündnis geschlossen wor- 
den.?)5) Stephan III. umschreibt den allgemeinen Inhalt 
desselben in einem Briefe von 770°): ita vos beato Petro 
et vicario eius vel eius successoribus spopondisse, se amicis 
nostris amicos esse et se inimicis inimicos; sicut et nos in 


!) E.Eichmann, Quellensammlung. Kirche und Staat I 58ft. 

2) Annal. Bertinian. 877, MG. SS. I 504. °) Caspar 28 A.2, 

*) Sickel X1336ff.; Caspar 27ff. 

6) Paul I. 764—66, Ep. III 548: in ea nos caritatis dilectione. 
quam sanctae recordationis domino ... Stephano papa, et per eum 
cum omnibus successoribus pontificibus vos vestrique soboles et cuncta 
vestra proles atque universum regnum Francorum usque in finem saeculi 
conservare spondisfis, et nos etiam atque nostros successores pontifices 
confitemur esse permansuros, 

®) Ep. III 562. 
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eadem sponsione firmiter dinoscimur permanere. Ähnlich 
früher Paul I. 7641): ubi vestros amicos invenerimus, vera- 
citer tamquam inimicos sanctae Dei ecclesiae et nostros 
proprios ita eos respuimus atque persequimur, quia vestri 
amici sanctae Dei ecclesiae et nostri existunt et hi qui 
inimicitias contra vos machinantur, profecto inimici sanctae 
Dei ecclesiae et nostri esse conprobantur.?) Daß der Inhalt 
des Bündnisses bei den Abmachungen von 754 tatsächlich 
durch die Formel amicus amicis, inimicus inimicis um- 
schrieben war, geht mit ziemlicher Sicherheit aus einem 
Briefe Johanns VIII. vom 27. März 8773) an die Witwe 
Ludwigs II. hervor: (imperatorem) tanquam filium carissi- 
mum ... diligimus, ita ut ipsius amicos et inimicos nostros 
amicos et inimicos existere teneamus. Der Inhalt war also 
kurz gesagt: Treue um Treue! Dem Freunde Schutz, dem 
Feinde Trutz! | 

Papst und König waren aufeinander angewiesen. Der 
Papst brauchte einen starken Arm gegen die ihn hart be- 
drängenden Langobarden, gegen die mächtigen Herzöge in 
Mittel- und Unteritalien, gegen die Großen im eigenen 
Lande, gegen die Rivalen um das päpstliche Amt. Pippin 
hingegen suchte Deckung hinter der geistigen Autorität 
des Papstes, da er immer noch mit Gegnern seines König- 
tums und seiner Dynastie zu rechnen hatte.*) Und wie 
ihm, so mußte auch allen künftigen Thronbewerbern und 
-Inhabern die Freundschaft des Papstes von höchstem 
Werte sein. 

Der Inhalt des Bündnisses wird nicht näher umschrie- 
ben. In den Quellen erscheint es zum Unterschied vom 
Schutzvertrag, der als ‚„adiutorium‘, „defensio‘‘ bezeichnet 
wird, als „amicitia‘‘, ‚„caritas“, ‚dilectio“, ‚fides“, später 
als „‚pax‘‘, „‚pax et concordia inter imperium et sacerdotium‘“. 
Einerseits schuldet der König dem Papste ‚‚fidelitas‘“ und 
„oboedientia“, d.h. Treue und Willfährigkeit, anderseits 


!) Ep. III 534. 

2) Vgl. auch Hadrian I. 783, Ep. III 606: qui prumpti fideles eius- 
dem Dei apostoli sunt, et vestri felicissimi regni fideles sunt, pariter ct, 
qui eius inimici esse videntur, vestri procul dubio inimici sunt. 

®) Ep. VII 42. *) Caspar 32. 
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will der Papst ‚‚in caritate et dilectione atque sincera fideli- 
tate‘“ gegen den König verharren.!) Also gegenseitige ‚‚fide- 
litas‘‘, ‚eadem amicitiae connexio‘‘, wie sie unter Freunden 
und Bundesgenossen bestehen soll. Die Bundesgenossen 
wollen miteinander in Frieden leben, sich gegenseitig den 
Besitz ihrer Stellung, Ämter und Güter garantieren; der 
Bundesgenosse soll es nicht mit den Feinden des andern 
halten, keine Pläne gegen den andern schmieden oder be- 
günstigen, die Freunde des andern nicht feindlich über- 
fallen: es ist ein Bündnis zweier sich gleichstehender Mächte 
zu Schutz und Trutz.?) 

2. Durch die Verwendung von Ausdrücken, welche der 
Lehenssprache eigentümlich zu sein scheinen, wie fides, fide- 
litas und durch die Formel amicis amicos, inimicis inimicos 
hat sich nun J. Haller verleiten lassen, in dem ‚Vertrag 
von Ponthion‘ die Begründung eines vasallitischen Verhält- 
nisses zu sehen. Gegen ein solches Verhältnis spricht aber vor 
allem die Tatsache, daß das Bündnis von beiden Teilen be- 
schworen worden ist?), während beim Lehensverhältnis nur 
der Mann schwört, nicht auch der Herr, wenn auch letzterer 
zu gleicher ‚‚Treue‘‘ gegen den ersteren verpflichtet ist.) Was 
die Schwurformel betrifft, so ist sie in fränkischen Lehens- 
eiden nicht nachweisbar, der angelsächsische Gefolgschafts- 
eid®) aber, auf welchen sich Haller S. 70 bezieht, geht 
erheblich über den Inhalt unserer Formel hinaus: ‚Ich will 
dem N.N. treu und hold sein und will lieben was er liebt, 
und meiden was er meidet, und niemals mit Willen oder 
Können, mit Wort oder Werk etwas tun, was ihm mißfalle, 
damit er mich halte, wie ich ihm dienen will, und mir alles 
erfülle, was in unserer Abrede war, als ich sein wurde und 
seinen Willen erwählte.“ Näher käme unserer Formel der 
Gildeschwur im Gesetz des Königs Aethelstan (ca. 930), 
in welchem sich die ‚fridegilden‘“ gegenseitig eidlich ver- 
pflichten, ut simus omnes unius amicitiae vel inimicitiae; 


3) Konstantin 11. 767, Ep. HI 652. 2) Caspar 38. 

2) Das hat schon Caspar 33 A.1 gegen Haller geltend gemacht. 

*) c.18 C.22 qu.5: Dominus quoque fideli suo in his omnibus 
vicem reddere debet. 

6) F.Liebermann, Gesetze der Angelsachsen I 1903, 396. 
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aber ein Zusammenhang ist auch hier nicht zu erweisen.!) 
Nun berichten allerdings die Annales Altahenses zum Jahre 
10412), daß der Böhmenherzog dem Kaiser geschworen habe, 
„ut tam fidelis illi maneret, quam miles seniori esse deberet, 
omnibus amicis eius fore se amicum, inimicis inimicum‘.?) 
Das amicus amicis, inimicus inimicis ist indessen nicht als 
Inhalt der spezifisch vasallitischen, sondern der Treue über- 
haupt zu fassen. Auch Friedrich I. hat unter ausdrück- 
licher Bezugnahme auf Exod. 23, 22 dem Papste Eugen III. 
versprochen: inimicis vestris inimici simus et odientes vos 
affligamus‘), ohne sich damit zum Vasallen der Kurie zu 
machen oder machen zu wollen. Die Stelle ist biblisch und 
das allein schon hätte zur Vorsicht mahnen sollen. In der 
Formel der Annales Altahenses scheint vielmehr der Nach- 
druck darauf zu liegen, daß der Herzog so treu sein wolle, 
„als ein Mann seinem Herrn“ sein solle5) Auch in 
späteren Lehenseidformeln, z. B. Auctor vetus de beneficiis 
1 8, Libri feudorum II 5 wird die vom Manne beschworene 
„Treue“ als Lehenstreue durch den Zusatz kenntlich ge- 
macht: sicut debet esse vassallus domino. ‚‚Fidelitas‘“ 
schuldet nämlich nicht nur der Vasall dem Herrn, sondern 
auch der Untertan dem König, ein Bundesgenosse und 
Freund dem andern. Das ‚amicus amicis, inimicus inimicis‘“ 
oder was sich in Formeln von Fidelitätseiden findet, das 
ero fidelis domino meo, non ero in consilio vel in facto, ut 
vitam perdas aut membra vel captus sis mala captione 
sind nur kasuistische Ausprägungen der allgemeinen ‚‚fide- 
litas“, nicht spezifische Merkmale des Lehenseides. Es ge- 
hört zum Wesen der Treue, daß der fidelis von der andern 
Seite nichts zu fürchten habe — ‚‚fideles sint de nobis 
securi“ (Conv. apud Marsnam 851 c.6). Sicherheit und 
Treue sind synonyme Begriffe. Nicht jeder ‚Fidelitätseid“ 


i) Caspar 3. 2) SS. rer. germ. ed. Pertz-Oefele 30. 

3) Vgl. Exod. 23, 22: inimicus ero inimicis tuis et affligam affli- 
gentes te. 

*) MG. Const. I 192. 

5) Vgl. den Vasalleneid Tassilos 757: fidelitatem promisit sicut 
vassus recta mente et firma devotione per iustitiam, sicut vassus domino 
suo esse deberet. 
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ist also Vasalleneid!), sondern nur jener, zu welchem das 
hominium, d.h. die dem Lehenrecht eigentümliche Kom- 
mendation und Investitur hinzutritt. Nicht einmal das 
„ero fidelis domino meo“ ist dem Lehenseide eigentümlich. 

Eine Untersuchung des Sprachgebrauchs wird ergeben, 
daß mit der ‚‚fidelitas‘ keineswegs eine Vasallität oder eine 
Unterordnung (Obedienz) verbunden sein muß. 

Die germanischen Volksrechte kennen den allgemeinen 
Untertaneneid, den sich der König von seinen Getreuen, 
fideles, versprechen ließ.?)?) Dafür muß auch der König 
seinem Volke die Treue halten, ‚‚fidelis““ sein. Die Er- 
starkung der Königsmacht bringt es mit sich, daß die ‚‚fide- 
les“, die „Getreuen‘“ zu Untertanen, subditi herabsinken.t) 
So rechnet z.B. Karl d. Gr. zur fidelitas auch den Gehor- 
sam gegen des Kaisers Befehl.5) Aber noch Karl d. Kahle 
bezeichnet sich als ‚fidelis rex‘‘; wie das Volk, „populus 
fidelis‘‘ schwört, dem König treu zu sein, so schwört der 
König®) ‚„‚sicut fidelis rex suos fideles per rectum honorare 
et salvare et unicuique competentem legem et iustitiam in 
unoquoque ordine conservare“. Zur ‚„Treue‘‘ gehört also 
Gegenseitigkeit. Sie erzeugt an sich keine Über- und Unter- 
ordnung. In c.6 des Conv. II apud Marsnam 851°) wird 
die oboedientia neben der fidelitas eigens hervorgehoben: 
ut nostri fideles ... veraciter sint de nobis securi ... illi 


!) Ehrenberg, Commendation und Huldigung 104 A.1. 

2) G.v. Below, Der deutsche Staat des Mittelalters I. 1914, 
210ff.; H. Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II 61 ff.; P.Roth, Ge- 
schichte des Benefizialwesens von den ältesten Zeiten bis ins 10. Jhdt. 
1850, 386#f.; W. Schücking, Der Regierungsantritt. 1899, S.38ff., 
60 ff., 94ff., 136 FF. 

°) Vgl. z.B. Lex Visigothorum 115, 8, 19; V 7, 19; MG. Leges 
nat. germ. I 119; Cassiodor VIII 3, 4, 5, MG. Auct. ant. XII 234, 235; 
Marculf form. I 40, MG. Formulae 68. 

%) Schücking 62fl. 

5) Capitul. 802 c.2—9; MG. Capitul. 192. Vgl. die Formel aus 
der Zeit Ludwigs d. Fr, MG. Formulae 55l: mandamus vobis ... 
per illam fidem, quam Deo et domno imperatori Hludowico iureiurando 
conservare promiesistis. Brunner 1163. 

°) MG. Capitul. II 100, 296, 340; vgl. Capitulare Carisiac. 877, ibd. 
357; Tusiacense c.1 und 14, ibd. 329, 332; Schücking 65. 

?) MG. Capitul. 11 73. 
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non solum non sint nobis contradicentes et resistentes ... 
verum etiam sic sint nobis fideles et obedientes ac veri 
adiutores ... vero consilio et sincero auxilio. Der Gehor- 
sam tritt als Pflicht neben die fidelitas, er ist begrifflich 
nicht in dieser enthalten.!) In der nachkarolingischen Zeit 
wird die Bezeichnung ‚‚Untertan‘ geläufiger. Man ver- 
spricht ‚‚fidem cum subiectione, fidem, auxilium et subiectio- 
nis debitum, fidem subiectionemque, tota fidelitate et sub- 
iectione, ut regi oportet, servire“‘.?) So richtet auch der 
Erzbischof von Köln bei der Krönung des Königs an das 
Volk die Frage: vis tali principi . .. te subicere ipsiusque 
regnum firma fide stabilire??) Gehorsam und Treue sind 
also zwei verschiedene Dinge. Anselm, der Geschichts- 
schreiber der Bischöfe von Lüttich, berichtet uns, daß 
Bischof Wazo dem Kaiser Heinrich III. mit den Worten 
entgegengetreten sei: summo pontifici oboedientiam, vobis 
autem debemus fidelitatem.?) 

Noch weniger ist fidelitas gleichbedeutend mit Vasallen- 
treue. Unter den päpstlichen Forderungen von 1159 be- 
findet sich die, daß die Bischöfe Italiens dem Kaiser nur 
das sacramentum fidelitatis sine hominio leisten sollten. 
Friedrich I. erwiderte, daß er das hominium nicht verlange, 
wenn die Bischöfe auf die Regalien verzichten wollen.5) 
Die Forderung der Bischöfe war also so gemeint, daß sie 
Güter vom Reiche zu Lehen nehmen und hierfür den Treueid 
leisten wollten, daß der Kaiser ihnen aber das ‚hominium“ 
erlassen solle. Der Kaiser verlangte von ihnen den Fideli- 
tätseid, das hominium aber nur für den Fall, daß sie Lehen 
vom Reiche nehmen wollen. Erst das hominium und die 


1) Vgl. auch Kern, Gottesgnadentum und Widerstandsrecht 389 ff., 
392ff.; Schücking, Regierungsantritt 42; Ehrenberg, Die Treue als 
Rechtspflicht, Deutsche Rundschau 39, 39ff. 

2) Below 1212. 

3) Eichmann, Quellensammlung, Kirche und Staat I 70; in der 
späteren Krönungsordnung (ebenda II 59) frägt der Erzbischof den 
König: vis ... Romano pontifici ... subiectionem debitam et fidem 
reverenter exhibere ? 

*) Gesta episc. Leod. II 58; MG. SS. VII 224. 

5) Otto von Freising und Rahewin, Gesta Friderici imp. IV 34, 35, 
ed. Waitz-Simson SS. rer. germ. 276, 277. 
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Belehnung machen also den ‚‚fidelis‘“‘ zum Vasallen. Tat- 
sächlich pflegen die Quellen, wenn sie den Lehenseid meinen, 
die Bezeichnung iuramentum fidelitatis et homagii zu 
gebrauchen, wie ja auch in der Lehenseidformel das Lehens- 
verhältnis zum besonderen Ausdruck gelangen sollte. Zur 
Zeit der vollen Entfaltung des Feudalismus war allerdings 
der Vasalleneid der weitaus häufigste und wichtigste Fall 
des Fidelitätseides geworden, und so hat sich ein gewisser 
Bedeutungswandel im Sprachgebrauch vollzogen, indem 
„fidelis“ den Sinn von Vasall, ‚fidelitas“‘ die Bedeutung 
von Lehenstreue gewonnen hat.!) Gleichwohl findet sich 
die Bezeichnung ‚‚fideles‘“ für die dem Reich durch Treueid 
(nicht speziell durch Lehenseid) verbundenen Personen, wie 
v. Below?) festgestellt hat, noch in den letzten Jahrhun- 
derten des Mittelalters. Wir werden später bei Besprechung 
des Eides Albrechts I. hierauf zurückkommen. Es sei hier 
nur noch auf das Bündnis zwischen Friedrich II. und dem 
lombardischen Städtebund vom 17. Dezember 1234°) hin- 
gewiesen. Die Mailänder schwören dem Kaiser ‚‚fidelitas“ 
in der Weise, quod non erunt in consilio vel adiutorio, 
quod perdat vitam vel membrum vel mentem aut suum 
honorem vel fortiam aut coronam regni, sed secundum 
suum posse prohibebunt et valebunt ei sicut regi et eum 
defendent, et eius honorem manutenebunt‘“. Sie empfangen 
hingegen die ‚‚fidelitas‘‘ des Kaisers, der mit den deutschen 
Fürsten schwört: adiuvare et manutenere et defendere Me- 
diolanum ... contra inimicos ... et offendere inimicos 


1) So versteht Hostiensis (Ausgabe Bascl 1573 p. 772), Summa 
aurea, de feudis n. 10 unter „fidelitas‘ geradezu den Lehenseid: fidelitas 
nihil aliud est nisi iusiurandum quod a vasallo praestatur sive fit domino 
post investituram. Die fidelitas müsse unmittelbar auf die Investitur 
folgen, wenn sie nicht vertragsmäßig erlassen worden sei. Aber Hostiensis 
bemerkt selbst, daß, wenn jemand einem andern fidelitas geschworen 
habe, daraus nicht folge, daß er seine Güter von diesem zu Lehen habe; 
anderseits sei nicht jeder, der ein Lehen besitze, zur Leistung der fidelitas 
verbunden. 

%) A.a.0.1211; vgl. auch 231ff. Vgl. auch K. G. Hugelmanı, 
Die deutsche Königswahl im Corpus iuris canonici. 1909 (Heft 98 der 
Untersuchungen z. deutsch. Staats- u. Rechtsgesch., hrsg. von Gierke) 
116 A.4. 

®) MG. Const. IV 437. 
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secundum posse ipsius regis et principum ... et quod non 
facient ipse rex et principes aliguam concordiam vel pactio- 
nem cum inimicis Mediolani. In beiden Eidformeln liegen 
nähere Umschreibungen der beiderseits beschworenen ‚‚fide- 
litas“‘ vor, welche also bestehen kann ohne Vasallität, ja 
sogar ohne Untertanenverband; sie kann auch bestehen 
zwischen Freunden und Bundesgenossen.!) 

Es kann haher auch gar nicht verwundern, daß die 
Fassung des Untertanen- und des Lehenseides miteinander 
so auffällig übereinstimmen: in beiden wird eben dasselbe 
versprochen, die ‚‚fidelitas“. Hierbei kann die Frage auf 
sich beruhen, welchem von beiden Eiden die geschichtliche 
Priorität zukomme, ob der Untertaneneid dem Gefolg- 
schaftseid nachgebildet worden ist oder umgekehrt?); jeden- 
falls steht fest, daß in der Zeit, mit welcher wir uns hier 
beschäftigen, die Anpassung beider Eide vollzogen ist. Man 
vergleiche den Untertaneneid des Capitulare von 789°): 
sic promitto ego ... quia fidelis sum et ero; Anweisung 
Karls d. Gr. von 802%): quod ab isto die inantea fidelis 
sum; den Eid der Römer nach der Constitutio Romana 
von 8245): quod ab hac hora in futurum fidelis ero dominis 
nostris imperatoribus ... diebus vitae meae iuxta vires 
et intellectum meum sine fraude atque malo ingenio; die 
Formel von 854®): ego ille Karolo ... ab ista die inante 
fidelis ero secundum meum savirum, sicut Francus homo 
per rectum esse debet suo regi; die Formel von 876°): quia 
de isto die in antea isti seniori meo, quamdiu vixero, fidelis 
et obediens et adiutor ... absque fraude et malo ingenio; 


1) Ehrenberg a.a. O. 111: „Treue, fidelitas ist ... das zwischen 
zwei Personen bestehende Verhältnis, kraft dessen die eine von beiden 
verpflichtet ist, der andern nach bestem Wissen und Vermögen nützlich 
zu sein mit Rat und Tat ... alles zu unterlassen, was nach der eigenen 
Einsicht der andern Person zum Schaden gereicht und alles zu tun, ... 
was nach der eigenen Einsicht der andern Person zum Nutzen gereicht.‘ 
Vgl. auch Roth, Benefizialwesen 105ff., 290ff., 386ff. 

2) Liebermann, Gesetze der Angelsachsen II 549, 578; v. Below 
2.8.0. 213f.; Brunner a.a.0.1I162; Schücking 46ff., 141. 

3) MG. Capit. 163, %) ibd. 1101. 5) MG. Const. I 324, 

*) Capitul, Attiniacense c. 13; Capitul. II 278. 

?) ibd. 100. 
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den Eid der Römer für Kaiser Arnulf 896!): iuro ... quod 
salvo honore et lege mea atque fidelitate domno Formoso 
papae fidelis sum et ero omnibus diebus vitae meae Arnulfo 
imperatori et nunquam me ad illius infidelitatem cum aliquo 
homine sociabo. Alle diese Eide sind ausgesprochene Unter- 
tanen-, nicht Lehenseide.?) .Wenn wir mit diesen Formeln 
die ältesten uns überlieferten Lehenseidformeln vergleichen, 
z.B. den Eid Richards von Capua 1073°): ab hac hora et 
deinceps ero fidelis sanctae Romanae ecclesiae et tibi domino 
meo Gregorio papae, oder den Lehenseid des Robert Guis- 
card 1080°): ab hac hora et deinceps ero fidelis sanctae 
Romanae ecclesiae et domino meo papae, so ergibt sich 
eine Übereinstimmung mit dem Untertaneneid bis auf das 
„domino meo‘“, welches also dem Lehenseid allein eigen- 
tümlich zu sein scheint. Das ‚domino meo‘“ findet sich 
jedoch auch im Bischofseid, so in dem des Erzbischofs Wibert 
von Ravenna von 10735) und in dem Bischofseid der Dekre- 
talen Gregors IX. c.4 X 2, 24°); es findet sich ebenso 
in späteren Untertaneneiden, z.B. in dem Eid von 1275 
MG. Const. III 77. Weder das ero fidelis noch das domino 
meo sind also spezifische Merkmale des Lehenseides. Das 
amicus amicis, inimicus inimicis findet sich in keiner Formel 
und ist nur eine allgemeine Umschreibung der ‚Treue“. 
c.18 C. 22 qu. 5 (nach Fulbert von Chartres, F 1028) ent- 
hält keine Formel für den Vasalleneid, sondern nur Merk- 
worte (incolume, tutum, honestum, utile, facile, possibile) 
für die Pflichten des Vasallen bzw. des Herrn, also eine 
kasuistische Umschreibung der beiderseitigen fidelitas. 


3) Capitul. II 123. 

3) Wie Günter, Krönungseide 33 anzunehmen scheint. Im Jahre 
1167 (MG. Const. I 324) schwören die Senatoren und das ganze römische 
Volk dem Kaiser „fidelitatem‘“, „et quod numquam erunt nec in con- 
silio nec in facto, ubi domnus imperator mala captione capiatur vel 
menbrum perdat ... sine fraude et malo ingenio“, 

3) Jaffe, Bibl. Il 36; Günter, Sammlung 11. 

%) Deusdedit III 157, ed. Glanvell 393. Liber censuum, ed. 
Fabre-Duchesne p. 422. 

85) Deusdedit IV 162, ed. Glanvell 599. 

*) Vgl. auch M. Tangl, Die päpstlichen Kanzleiordnungen von 
1200-1500. 1894, 50. Liber censuum, ed. Fabre-Duchesne 416. 
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Es ist also nicht richtig, daß ‚„fidelitas‘“ begrifflich eine 
Unterwerfung oder Vasallität in sich schließe!), und es ist 
ebenso unrichtig, daß das ‚‚fidelis“ im Eid stets Vasalleneid 
gewesen ist.?) 

3. Wir können nunmehr die Geschichte des Bündnisses 
von 754 weiter verfolgen. 

Zum Jahre 774 berichtet die vita Hadriani?) von einem 
wechselseitigen Eid Hadrians und Karls d. Gr.: ad corpus 
beati Petri sese mutuo per sacramentum munientes. In zwei 
Briefen aus dem Jahre 775%) nimmt Papst Hadrian Bezug 
auf das, quae inter nos mutuo coram sacratissimi corpus 
fautoris tui ... confirmavimus atque stabilivimus, auf die 
eadem sponsio, quam ininvicem ... adnexisumus. Sein 
Nachfolger Leo III. übersandte das Wahldekret an Karl°) 
und versprach ihm ‚„oboedientia‘ und ‚‚fidelitas“. Dann 
hören wir wieder von dem Bündnis im Jahre 817, wo 
Paschal I. eine Gesandtschaft an Ludwig d. Fr. abordnete, 
ut pactum, quod cum praedecessoribus suis factum erat, 
etiam secum fiat et firmetur.®) Ludwig erneuerte das ‚‚pac- 
tum‘ 817°) und bestimmte, daß fortan jeder neugewählte 
Papst nach seiner Konsekration Gesandte an den fränki- 
schen Hof schicken solle, qui inter nos et illum amicitiam 
et caritatem ac pacem socient. Es sind hier Ausdrücke 
gewählt, die uns aus den Papstbriefen des Codex Carolinus 
bekannt sind. Der Kaiser bestätigt dem Papst den Besitz 
des Kirchenstaates unbeschadet der fränkischen Oberhoheit, 
verspricht diese Besitzungen zu verteidigen, ohne Zustim- 
mung des Papstes sich jedes Eingriffes zu enthalten, Flücht- 
linge auszuliefern und nur ungerecht Unterdrückte in Schutz 
zu nehmen; er bestätigt endlich den Römern das Recht 
der Papstwahl unter Ausschluß der Nichtrömer. Die in 
diesem pactum betonte Oberhoheit des Kaisers in Rom 


ı) So Haller a.a.O. 67. 2) So Günter, Krönungseide 18. 

3) Duchesne, Lib. Pont. 1497. *) Ep. III 571, 574. 

8) Karld. Gr. an Leo III. 796, Ep. IV 136: valde gavisi sumus ... 
in humilitatis vestrae oboedientia et in promissionis ad nos fidelitate. 

%) Annal. reg. Franc. a. 817, MG.SS.I 203; Mühlbacher, Re- 
gesten des Kaiserreichs unter den Karolingern ? n. 642 c.; Jaffe, Reg. ? 
n. 2548. 

?) MG.Capit. I 353; Mühlbacher, Reg. n. 643; c.30 D. 63. 
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scheint Papst Eugen 824 anerkannt und durch Eid be- 
kräftigt zu haben.!) In dem Eid, welchen die Römer nach 
der Constitutio Romana von 824 den Kaisern Ludwig und 
Lothar ablegen mußten, wird besonders versprochen, daß 
der zum Papst Gewählte nicht früher konsekriert werden 
solle, als bis er in Gegenwart eines kaiserlichen Missus den 
Untertaneneid und jenen Eid geleistet habe, welchen Papst 
Eugen schriftlich für die Erhaltung des bestehenden Zu- 
standes freiwillig geschworen habe. Da das pactum von 817 
bei jedem Papstwechsel erneuert werden sollte, so dürfen 
wir wohl annehmen, daß die Erneuerung bei Gelegenheit 
der Überreichung des Wahldekrets?) vorgenommen worden 
ist oder bei persönlichen Begegnungen zwischen Papst und 
Kaiser. Nachrichten hierüber fehlen; nur zu 844 erfahren 
wir, daß der Papst und die Römer für Kaiser Lothar fide- 
litatem promittunt?); cs handelt sich indessen hier offen- 
bar nur um den allgemeinen Fidelitätseid. Daß Karl der 
Kahle auf der Synode zu Ponthion 876 das Privileg seiner 
Vorgänger für den römischen Stuhl erneuern ließ, schließen 
wir aus einem Schreiben Johanns VIII. vom Oktober 876): 
omne sane ius potestatis antiquitus attributum capitula- 
riter renovans in conventu episcoporum ac optimatium in- 
violabiliter concessit habendum. 

Nach dem Tode Karls des Kahlen 877 knüpfte Jo- 
hann VIII. Beziehungen mit Karlmann, dem Sohne Lud- 


I) Const. Romana 824, MG. Capitul. 1323: ille qui electus fuerit 
me consentiente consecratus pontifex non fiat, priusquam tale sacra- 
mentum faciat in praesentia missi domini imperatoris et populi, cum 
iuramento, quale dominus Eugenius papa sponte pro conservatione 
omnium factum habet per scriptum. 

2) a.827, Vita Hludowici imp. c. 41; MG. SS. II 631; a. 855, Vita 
Benedicti III, Lib. Pont. II 141; Nikolaus I. 858 wurde in Gegenwart 
des Kaisers gewählt, Prudentii Trecensis annal. 858 MG.SS.I 452, 
Hadrian II. 867 consensu imperatoris, Hincmari annal. 867 MG. SS. I 476. 
Karl d. Kahle hat, wie es scheint, die Papstwahl ganz freigegeben. Mühl- 
bacher, Deutsche Geschichte 566. 

°®) Vita Sergü II, Tib. Pont. 1190. 

“) Ep. VIL3. F. Hirsch in Forschungen zur Deutschen Geschichte 
XX (1880) 156 ff.; Dümmler, Geschichte des ostfränkischen Reiches II 2, 
1888, 398, 410; L.M. Hartmann, Geschichte Italiens im MA. III? 
(1911), 27. 
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wigs des Deutschen, an, welcher als Anwärter für das Im- 
perium zunächst in Betracht kam; er schickte Gesandte an 
ihn!) cum pagina capitulariter continente ea, quae vos 
matri vestrae Romanae ecclesise vestroque protectori beato 
Petro apostolo perpetualiter debetis concedere; der Papst; 
kündigte an, daß er nach Erfüllung dieser Bedingungen 
abermals Gesandte an ihn schicken werde, welche ihn, den 
„großen König‘, nach Rom geleiten sollen, damit er mit 
ihm ein Übereinkommen de statu reipublicae totiusque chri- 
stiani populi salvatione treffen könne. Es handelte sich 
offenbar um Erneuerung des Schutzvertrags und des Bünd- 
nisses. Karlmann hat die gewünschten Zusicherungen ge- 
geben, denn in einem Schreiben des Papstes vom Mai 878?) 
lesen wir: nos nostramque ecclesiam in tot adversitatibus 
laborantem super omnes imperatores atque Teges ... eX- 
altare ac beatificare omnimodo promisistis. Enttäuscht 
über Karlmanns Zögern, nach Italien zu kommen, sah sich 
der Papst nach einem andern defensor um. Noch im Mai 
878 schreibt er an die Kaiserin Engelberga?), die Witwe 
Ludwigs II., daß er ihren Schwiegersohn, den Grafen Boso 
von der Provence, ‚zu einer größeren und erhabeneren 
Stellung‘ bestimmt habe®), und aus einem Briefe vom 
November desselben Jahres erfahren wir, daß er Boso an 
Sohnes Statt angenommen habe), „ut ille in mundanis dis- 
cursibus, nos libere in his, quae ad Deum pertinent, vacare 
valeamus‘“. In späteren Briefen wird an die zwischen dem 
Papst und Boso bestehende Freundschaft®), an das „foedus 
mutuae dilectionis‘‘?) erinnert. Die Adoption ist also ein 
der Erhebung zur kaiserlichen Würde vorausgehender Ver- 
trag, durch welchen der Papst den ‚Electus‘“ als seinen 


I) Brief Johannes VIII. Nov. 877, Ep. VII 57. 

2) ibd. 85. 3) ibd. 89. 

4) Vgl. das Schreiben Johanns an Boso März 879, ibd. 149: secre- 
tum, quod ... vobiscum ... habuimus, immutilatum ac fixum nostro 
apostolico pectore quasi quoddam thesaurum reconditum ... retinemus 
et... optamus perficere. 

5) ibd. 102. E. Dümmler, Geschichte des ostfränkischen Reiches 
III? soff. 

%) April 879, Ep. VII 138: nos ... in vestra amicitia constantes. 
habebitis. ?) a. 879 ibd. 197. 
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Sohn, d.h. als defensor annimmt und ihn dadurch als künf- 
tigen Imperator designiert; der Electus übernimmt den 
Schutz des Papstes und der Kirche, damit sie frei von 
irdischen Sorgen ihren apostolischen Beruf erfüllen könne. 
Das so hergestellte innige, familiäre Verhältnis soll eine 
Bürgschaft sein für die amicitia und concordia, welche zwi- 
schen Papst und Kaiser bestehen soll.!) Im übrigen ver- 
weise ich auf meine Abhandlung über ‚Die Adoption des 
deutschen Königs durch den Papst‘ in dieser Zeitschrift, 
German. Abteilung Bd. XXXVII, 1916. 

Boso hatte das Vertrauen des Papstes bald verloren. 
Im Juni 8792) verhandelte Johann mit Ludwig III., dem 
Sohne Ludwigs des Deutschen, im Juli desselben Jahres 
mit Karl III.®), welcher denn auch im Winter 880/81 den 
Romzug antrat. Als nun Karl im Januar 881 von Reggio 
aus dem Papste seine demnächstige Ankunft meldete, emp- 
fing er von diesem ein vom 25. Januar datiertes ungnädiges 
Schreiben), welches ihm verbot, das Gebiet des Kirchen- 
staates zu betreten, bevor er den päpstlichen Gesandten 
gewisse Zusicherungen und Bürgschaften gegeben habe: 
legatos e latere nostro plene instructos direximus, quibus 
omnia ad purum credere non ambigatis in his, quae ver- 
botenus et scriptis capitulariter dedimus in mandatis. Karl 
wird schließlich nochmals gewarnt, das Gebiet des hl. Petrus 
zu betreten, bevor die Gesandten nach Rom zurückgekehrt 
und von dort eine neue Gesandtschaft mit dem endgültigen 
Bescheid bei ihm eingetroffen sei. Über den Inhalt der 
päpstlichen Forderungen erfahren wir leider nichts. Der 
Vorgang gleicht völlig dem vom Jahre 877 bei der Be- 
werbung Karlmanns. Ein ähnlicher Vorgang hatte sich im 
Jahre 844 ereignet’), als Ludwig, der Sohn Lothars und 
spätere Kaiser, nach Rom gekommen war, um vom Papste 
zum König der Langobarden gekrönt zu werden. Vor dem 
Betreten der St. Petersbasilika mußte er die feierliche Ver- 


t) Johann VIII. an Karl III. 10. Sept. 880, Ep. VII 230: petimus ... 
ut vera inter nos dilectio utpote inter spiritalem patrem et carissimum 
filium possit existere. 

2) ibd. 165. 2) ıbd. 225. “) ibd. 235. 

8) Vita Sergüi IL, Duchesne, Lib. Pont. II 88. 
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sicherung abgeben, quod nullo maligno animo aut aliqua 
pravitate vel malo ingenio advenisset. Der Papst wollte 
eine Bürgschaft dafür besitzen, daß der mit Heeresmacht 
erschienene König nicht als Feind, sondern als Freund und 
Helfer, pro salute reipublicae ac totius urbis huiusque eccle- 
siae gekommen sei. So sollte offenbar auch diesmal zuerst 
die Versicherung gegeben werden, daß der König nur pro 
defensione ecclesiae Romanae!) und nicht zu selbstsüchtigen 
Eroberungszwecken nach Rom komme. Diese Sicherheit 
erblickte der Papst in der Erneuerung der alten pacta und 
privilegia. Schon im Februar oder März 880 hatte er an 
Karl III. geschrieben ?), er möge, bevor er den Kirchenstaat 
betrete, durch eine Gesandtschaft seine Ankunft melden 
und die Versicherung überbringen lassen, quatenus Deo 
auxiliante vobis venientibus Romam unum de pactis et 
privilegia sanctae Romanae ecclesiae more parentum vestro- 
rum renovare et confirmare studeatis?) Der Inhalt des 
künftigen Bündnisses wird ganz allgemein dahin umschrie- 
ben, daß der Papst die Ehre und Herrlichkeit Karls auf 
jede Weise vervollkommnen, Karl dagegen den Nutzen und 
die Erhöhung der Kirche sich angelegen sein lasse. Denn 
gerade zu diesem Zwecke werde Karl zum Imperium be- 
rufen: Die Ehre und Erhöhung der Kirche sei zugleich 
seine eigene Ehre und Rettung, sein Schutz in allem und 
sein Schirm gegen alle seine Feinde.?) Es ist anzunehmen, 
daß Karl III. ein pactum mit dem Papste geschlossen hat), 
dessen näheren Inhalt wir nicht kennen. 

Von den Kaisern Wido und Lambert ist bezeugt, daß 
sie durch einen schriftlichen Vertrag die Rechte und Be- 


1) Johann VIII. 881, Ep. VII 254. 2) ibd. 199. 

>) Am 3. April 879, ibd. 136 hatte der Papst den König gebeten, 
Gesandte nach Rom zu schicken, cum quibus sanae et exaltationem 
sanctae sedis apostolicae et istius terrae salutem vestrumque honorem 
pervestigare ... valeamus. 

4) Vgl. auch das Schreiben Johanns an Karl III. vom Juni 879, 
Ep. VII 144, vom 26. Juni 880, ibd. 220; ferner vom 11. Nov. 881, ibd. 
254, vom März 882, ibd. 264: ut ad defendendam ecclesiam vobis com- 
missam, quae vos ... adiutores ac defensores in omnibus elegit habere, 
... venire dignemini. 

5) LM. Hartmann, Geschichte Itnliens im MA. III2, 75. 
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sitzungen der römischen Kirche gewährleisteten.!) Das- 
selbe darf sonach auch für die folgenden Kaiser Arnulf, 
Ludwig III. und Berengar angenommen werden, wenn auch 
keine Zeugnisse hierfür vorliegen. Und ebenso werden die 
Päpste ihrerseits persönlich oder durch Gesandte den Kai- 
sern die amicitia, caritas und pax geschworen oder ver- 
sprochen haben, wie es im pactum von 817 vorgesehen war. 

Auf sicherem Boden stehen wir wieder mit Otto I. 
Die Formel, in welcher er dem Papste schwören ließ, ist 
uns in verschiedenen Canonessammlungen, so des Anselm 
von Lucca I 862), des Deusdedit IV 161?) und im Decretum 
Gratiani c. 33 D. 63) erhalten: Tibi Domino Iohanni papae 
ego rex Otto promittere et iurare facio per Patrem et Filium 
et Spiritum sanctum et per hoc lignum vivificae crucis et 
per has reliquias sanctorum, quod si permittente Deo Ro- 
mam venero, sanctam Romanam ecclesiam et te rectorem 
ipsius exaltabo secundum meum posse. Et nunquam vitam 
aut membra neque ipsum honorem, quem habes, mea volun- 
tate aut meo consensu aut meo consilio aut mea exortatione 
perdes. Et in Roma nullum placitum aut ordinationem 
faciıam de omnibus, quae ad te aut ad Romanos pertinent 
sine tuo consilio, Et quicquid de terra sancti Petri ad 
nostram potestatem venerit, tibi reddam. Cuicumque reg- 
num Italicum commisero, iurare faciam illum, ut adiutor 
tui sit ad defendendam terram sancti Petri secundum 
suum posse. 

Bei dem Ottonischen Versprechen ist der uns bereits 
bekannte Vorgang eingehalten worden, vor dem Romzug 


1) Widos Wahldekret MG. Capitul. II 106. Synode von Ravenna 
c. 3, c. 6, ibd. 125: ut pactum, quod a b. memoriae vcstro genitore domino 
Widone ... iuxta praecedentem consuetudineın factum est, nunc reinte- 
gretur. Lambert bestätigte auf der Synode von 898 c. 3 die Privilegien 
der römischen Kische, welche von alters her von den Kaisern gewährt 
und bestätigt worden seien. Sickel, Privileg Ottos I. S.164. Hartmann 
a.a. 0.112, 129. 

?) ed. Thaner 59. | 

3) ed. Glanvell 596. Auch im Liber censuum, ed. Fabre-Du- 
chesne p. 418. 

4) MG. Const. 120; Jaffe, Bibl. II 588; E. Dümmler, Kaiser Otto 
d.Gr. Jahrbücher der deutschen Geschichte 1876, 328. 
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bzw. vor dem Betreten des Kirchenstaates durch Gesandte 
die gewünschten Zusagen in Rom geben zu lassen.!) Am 
Tage seiner Kaiserkrönung 2. Februar 962 hat dann Otto 
vor der Weihe?) das eidliche Versprechen entweder persön- 
lich erneuert oder erneuern lassen.?) 

In dem Versprechen steht an erster Stelle die Erhöhung 
der römischen Kirche. Es enthielt in dieser Beziehung 
nichts Neues. In den Briefen Johanns VIII. kehrt der 
Gedanke beständig wieder, daß der Kaiser ‚‚pro exaltatione 
atque utilitate sedis apostolicae totiusque terrae sancti 
Petri defensione‘‘*) vom apostolischen Stuhle ‚erwählt‘“ 
und angenommen sei und die Thronbewerber werden nicht 
müde zu versichern, daß sie die römische Kirche noch mehr 
als ihre Vorfahren erhöhen werden.’) Dann folgt das Ver- 
sprechen des Königs, seinerseits nichts zu tun, was die 
persönliche Sicherheit des Papstes gefährden könnte, ihm 
nicht nach dem Leben zu streben, ihn nicht verstümmeln 
zu lassen, ihn nicht aus seinem Amte zu verdrängen (etwa 
durch Aufstellung eines Gegenpapstes). Dem Sinne nach 
findet sich dieser Teil des Eides in allen späteren Fidelitäts-, 
sowohl Untertanen- als Lehens- und Bischofseiden®); es 


1) Vgl. die von Deusdedit III 161, ed. Glanvell (c. 420) p. 596 
überlieferte Formel: Rex Otto per nos mittit et iurat ... quod si... 
Romam venerit ... und die aus dem 1]. Jahrhundert stammende 
Formel MG. Const. 120: antequam Romanı adiret. 

3) ego rex Otto. 

3) Die Formel sagt: ego ... promittere et iurare facio. Bonizo, 
ad amicum IV nimmt einen persönlich geleisteten Eid an: sacramentum 
dedit corporale. MG.Libelli de lite I 581. 

4) Johann VIII. Nov. 876, Ep. VOL 35; Johann VIH. an Karl III. 
26. Juni 880, ibd. 219; Juli 880, ihd. 225: vos prae omnibus eligere et 
inclitum in omnibus negotiis sanctae sedis apostolicae nostrisque pro- 
fectibus patronum ac defensoren habere omnino curavimus. 30. Oktober 
880, ibd. 233; 11. November 881, ibd. 254; Januar 882, ibd. 259; März 


882, ihd. 264: ut ad defendendam et liberandam ... ecclesiam ... vobis 
commissam, quae vos ... &diutores ac defensores in omnibus elegit 
habere ... venire libenter dignemini. 


5) Für Karlmann vgl. Brief Johanns VIII. Nov. 877, ibd. 57, 
vom Mai 878, ibd. 85; Ludwig III, Brief Johanns VIII. vom Juni 879, 
ibd. 165; Boso, Brief von 879, ibd. 197. 

%) Vol. den Lehenseid des Richard von Capua 1073, Jaffe, Bibl. 
11 36: in consilio vel facto, unde vitam aut membrum perdas vel captus 
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gehört zum Wesen der Treue, die Sicherheit der Person 
des anderen Vertragsteiles zu übernehmen. Es folgt das 
Versprechen, in Rom Gesetze und Verordnungen, die auf 
den Papst oder die Römer Bezug haben, nur mit Zustim- 
mung des Papstes zu erlassen. Der Dualismus der päpst- 
lichen und kaiserlichen Gewalt in Rom hat hier seinen Aus- 
druck gefunden; ich verweise auf die Ausführungen in Ab- 
schnitt III über den Eid für die Römer. Der König ver- 
spricht weiter, alle von ihm im Lande des hl. Petrus etwa 
zu machenden Eroberungen nicht sich selbst anzueignen, 
sondern an den Papst zurückzugeben. So hatte ja schon 
Pippin seine künftigen italischen Eroberungen dem hl. Pe- 
trus übergeben. Endlich soll auch derjenige, dem der König 
das italische Königreich anvertrauen würde, schwören, dem 
Papst in der Verteidigung seines Gebietes beistehen zu 
wollen. 

Auch der Papst hat. bei dieser Gelegenheit dem König 
einen ‚„Treueid‘ geleistet. Wir besitzen hierüber das Zeug- 
nis Liudprands.!) Der Eid wurde vom Papste persönlich 
in Gegenwart der Vornehmen der Stadt auf den Leib des 
hl. Petrus geleistet und hatte ‚Treue‘ zum Inhalt; der 
Papst versprach, niemals mit Berengar und Adalbert, den 
Feinden Ottos, gemeinschaftliche Sache zu machen. Beide, 
Kaiser und Papst, wollen sich also gegenseitig gegen Em- 
pörer und Rivalen schützen. Otto beschwerte sich später 
über den Pflichtvergessenen, der, entgegen seinem Ver- 
sprechen, jenen Adalbert hatte nach Rom kommen lassen 
und gegen den Kaiser in Schutz genommen hatte: oblitus 
iuramenti et fidelitatis, quam mihi supra corpus s. Petri 
promisit.?) Es steht sonach nichts im Wege, in dem wechsel- 
seitigen Eid von 962 die Erneuerung des alten Bündnisses 


sis mala captione, non ero. Ebenso Eid des Erzbischofs Wibert von 
Ravenna 1073, Deusdedit IV 162 (ed. Glanvell 599); der Eid des 
Patriarchen von Heinrich von Aquileia 1079, Jaffe, Bibl. II 355; der 
Bischofseid der Dekretalen Gregors IX. c.4 x 2, 4. 


1) Historia Ottonis c.3, ed. J. Becker 160. Vgl. auch Contin, 
Regino 962: diebus vitae suae nunquam se ab eo defecturum promisit. 


2) Historia Ottonis c. 15, ed. J. Becker 171. 
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zu erblicken: ‚amicus amicis, inimicus inimicis“. Denn die 
Verpflichtung zur ‚Treue‘ ist auch hier eine gegenseitige 
und wird von beiden Seiten durch Eid bekräftigt. 

In dem Privileg vom 13. Februar 9621) c. 1—15 hat 
Otto I. das pactum von 817 unbeschadet der kaiserlichen 
Oberhoheit bestätigt; zugleich wurde die Bestimmung der 
Constitutio Romana von 824 wiederholt, daß der von den 
Römern zum Papste Gewählte vor der Konsekration in die 
Hände des kaiserlichen Bevollmächtigten dasselbe ‚‚Ver- 
sprechen‘ ablegen solle „pro omnium satisfactione atque 
futura conservatione‘‘, welches Papst Leo?) (III.) freiwillig 
abgelegt habe (c. 15). Das Privileg wurde 1020 durch Hein- 
rich II. erneuert.?) 

Die Erneuerung der gegenseitigen ‚‚fidelitas‘ vor der 
Kaiserkrönung ist von Otto I. an zur Regel geworden. In 
einer Urkunde Konrads II. vom 8. März 1034*) wird der 
Papst unter den ‚‚fideles‘‘ des Kaisers aufgeführt. Hein- 
rich III. hat sich den Eid wohl sicher noch leisten lassen. 
Für die Folgezeit aber — wir nähern uns der Zeit Gre- 
gors VII. — sind keine Quellenzeugnisse mehr dafür bei- 
zubringen, daß der Papst persönlich den Treueid geleistet 
habe, wie wir das noch für Johannes XII. unzweifelhaft 
feststellen konnten; der Papst scheint sich vielmehr mit 
einem bloßen ‚Versprechen‘ begnügt zu haben. So be- 
richtet wenigstens Bernold zum Jahre 1095°), daß König 
Konrad dem Papste Urban II. fidelitatem iuramento de 


1) MG. Const.I24; Dümmler, Otto der Große 335; J. Ficker, 
Forschungen zur Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens II 357 ff.; Sickel, 
Das Privileg Ottos I. für die römische Kirche, 1883. 

2) Ob Leo III. oder IV? Vgl. J. Ficker, Forschungen II 355; 
Sickel, Privileg Ottos I. 158ff. für Leo III, weil dieser nachweisbar 
ein solches Gelöbnis abgelegt habe. Vgl. oben S. 163 A.5. 

3) MG. Const. I 65. 

*) MG. Diplom. reg. et imperat. Germ. IV 278. 

. 6) Chronik, MG. SS. V 463. — Der Sicherheitseid, welchen Hein- 
rich IV. am 28. Januar 1077 für Gregor VI. leisten mußte (Jaffe, 
Bibl. II 259; Deusdedit IV 161, ed. Glanvell 597), hat keinen Zu- 
sammenhang mit der Kaiserkrönung. Der König sollte für die Reise des 
Papstes nach Deutschland Sicherheit leisten gegen Gefährdung des 
Lebens, der Glieder und der Freiheit. 
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vita, de membris, de papatu Romano geleistet habe, daß 
der Papst dagegen ‚versprochen‘ habe, dem Könige Rat 
und Hilfe zur Behauptung der Herrschaft und Erlangung 
der Kaiserkrone zu spenden. Ausführlicher berichtet über 
Konrads Eid der Londoner Codex Harleian. 3014 saec. 12: 
fecit sacramento securitatem ei de vita, de membris, de 
captione, de papatu Romano, et regalibus s. Petri tam 
intra Romam quam extra Romam acquirendis, tenendis ac 
dlefendendis contra omnes homines, bona fide, sine fraude 
et malo ingenio.!) Der auf den papatus Romanus und die 
regalia S. Petri bezügliche Teil findet sich nicht im Ottoni- 
schen Eid, wohl aber in den uns bekannten Lehenseiden 
von 1073 und 1080 und in den Bischofseiden von 1073 und 
1079. Die Berichte über den Eid Konrads bieten zugleich 
Gelegenheit, die Synonymität von securitas und fidelitas 
nochmals festzustellen. Beide schöpfen anscheinend aus 
derselben Quelle; Bernold spricht von ‚‚fidelitas‘‘, der Lon- 
doner Codex von „securitas‘.2) Einen weiteren Beleg bietet 
der liber censuum des Cencius, welcher ed. Fabre-Du- 
chesne 422 den Lehenseid des Robert Guiscard von 1080 
als „sacramentum super vitae ipsius (papae) securitate‘“ 
bezeichnet. Im Testament Heinrichs VI. wird der von 
Heinrichs Sohne Friedrich für Sizilien zu leistende Lehens- 
eid als ‚‚securitas‘‘ bezeichnet.?) Und Otto IV. 1208*) sagt 
von dem Bischof von Speyer, seinem Reichsvasallen: nobis 
securitatem fecit. Die Bezeichnung ‚‚Sicherheitseid‘‘ ver- 
möchte also den Königseid nicht vor dem Lehenscharakter 
zu retten. Aber es gilt eben von der securitas dasselbe wie 
von der fidelitas, mit der sie gleichbedeutend ist: Securitas 
kann den Sinn von Lehenstreue haben, aber nur unter 
denselben Voraussetzungen wie die ‚fidelitas‘“. 

Der wechselseitige Eid läßt sich noch im 11. und 
selbst noch im Anfang des 12. Jahrhunderts nachweisen. 
Für das 11. Jahrhundert besitzen wir das unverdächtige 
Zeugnis Alexanders II., welcher 1064/65 an Kardinal Mai- 


1) MG. SS. VIII 474 Anm. 
2) P.Scheffer-Boichorst, Gesammelte Schriften I 1903, 239. 
3) MG. Const. I 530. *) MG. Const. 11 32. 
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nard von St. Rufina schreibt!): quia vetus consuetudo est 

. cum imperialis corona queritur, prius securitatem a 
prioribus curiae regis in papam et a legatis Romanis a papa 
in regem de vita et membris, honore et captura fieri, oportet 
necessario, ut huius securitatis firmitas ex utraque parte 
ad alterutrum procedat. Ähnlich spricht der nach Günter 
aus der Mitte des 11. Jahrhunderts stammende Papstkatalog 
des Codex Hannover?) von „data utrobique sacrae fidei 
securitate“. Für 1111 läßt sich der wechselseitige Eid 
noch aus den Quellen belegen. Am 9. Februar 1111 schwört 
Heinrich V. in Sutri?): Ego Heinricus rex ab hac hora in- 
antea non ero in facto aut consilio, ut domnus papa Pa- 
schalis II perdat papatum Romanum vel vitam vel membra, 
vel capiatur mala captione ... nec ipse, nec fideles ipsius, 
qui pro ipso securitatem mihi fecerunt. Am 11. April 1111 
schwören 15 Kardinäle auf die Seele des Papstes®), um die 
„amicitia“ zu bekräftigen: ... nec remanebit in domno 
papa, quin coronet eum sicut in ordine continetur. Et 
regnum et imperium officii sui auxilio eum tenere adiuvabit 
pro posse suo. Et haec omnia adimplebit domnus papa 
sine fraude et malo ingenio. Es ist dies die einzige erhaltene 
Formel eines päpstlichen Sicherheits- oder Fidelitätseides. 
Ähnlich muß ja auch das Versprechen Urbans II. von 1095 
(vgl. oben) gelautet haben. Inhaltlich stimmt hiermit über- 
ein, was der Papst im Konstanzer Vertrag von 1153 n. 4°) 
„mit seinem apostolischen Wort verspricht“: quod eum 
(Friedrich I.) sicut carissimum beati Petri filium honorabit 
et venientem pro coronae suae plenitudine sine difficultate 
et contradictione ... imperatorem coronabit et ad manu- 
tenendum atque augendum ac dilatandum honorem regni 
pro debito officii sui iuvabit. Das dürfte der konkrete 
Inhalt der päpstlichen ‚‚fidelitas‘‘ gewesen sein. — Die Vor- 
gänge von 1111 bringen übrigens auch die alten Bezeich- 
nungen für das Bündnis wieder in Erinnerung. Die ‚‚relatio 


1) MG. Const. 1552. Günter, Sammlung 9. 

2) Günter, Sammlung 9. 

®2) MG. Const. 1139. G.Meyer von Knonau, Jahrbücher des 
deutschen Reichs unter Heinrich IV. und V., VI 147. 

“) MG. Const. I 142. 5) ibd. 201. 
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caesarea altera‘‘!) berichtet hierüber unter dem Titel: haec 
est conventio inter domnum papam Paschalem et Hein- 
ricum imperatorem, inter regnunr et sacerdotium de con- 
firmatione et conservatione pacis et amicitiae, die 
dann besiegelt und geweiht wird, indem der Papst dem Kaiser 
nach der Krönung die hl. Kommunion mit den Worten 
reicht?): in conservationem confirmandae pacis et verae 
amicitiae inter me et te et regnum et sacerdotium, ut domi- 


nus noster lesus Christus ... sit inter me et te, et regnum 
et sacerdotium, conservator et confirmator verae concordiae 
et pacis.) 


Die Lotharische Formel, von Lothar am Tage der 
Kaiserkrönung 4. Juni 1133 vor dem Eintritt in die Lateran- 
kirche persönlich beschworen, weist gegenüber den uns bis- 
her bekannten Eidformeln einige textliche Änderungen auf®): 
Ego Lotharius rex promitto et iuro tibi domino papae Inno- 
centio tuisque successoribus securitatem vitae et membri et 
malae captionis, et defendere papatum et honorem tuum et 
regalia S. Petri quae habes manutenere et quae non habes 
iuxta meum posse recuperare. Die Sicherheit wird hier 
auch auf die Nachfolger des Papstes Innocenz II. aus- 
gedehnt, wodurch einem Abschwenken des Kaisers zur 
Partei des Gegenpapstes Anaklet vorgebeugt werden sollte.5) 
Von einer Gegenleistung des Papstes oder der Kardinäle 
erfahren wir nichts. Ähnlich steht es mit Friedrich I., der 
den Sicherheitseid zu Viterbo 1155 wahrscheinlich in der 
Lotharischen Form durch einen vornehmen Ritter leisten 
ließ. Was Boso hierüber berichtet®), ist nur eine inhalt- 


1) M. G. Const. 115]. 2) ibd. 146. 


3) Vgl. auch die Versprechungen Philipps von Schwaben vom Mai 
1203 n. 10, MG. Const. II 8: pro pace et amicitia inter me et dominum 
apostolicum semper servanda ... ut ipse semper mihi sit benignissimus 
pater et ego ei fidelissimus et optimus filius. 

*) MG. Const. I 168. W.Bernhardi, Lothar von Supplinburg. 
Jahrbücher der deutschen Geschichte 1979, 475. 

6) Günter, Krönungseide 27. 

*) Boso, Vita Hadriani IV, Duchesne, Lib. Pont. II 391; H. Si- 
ınonsfeld, Jahrbücher des deutschen Reichs unter Friedrich I. I 1908, 
328 ff. 
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liche Umschreibung des Schwures. Neu ist (nach Bosos 
Bericht), daß die „Sicherheit“ auch den Kardinälen ge- 
leistet wird. 

Heinrich VI. ließ das ‚„sacramentum securitatis‘“ für 
den Papst, die Kardinäle, das römische Volk und deren 
Güter schwören und ratifizierte den Eid am See Anguillara 
am 12. April 1191.21) Von einer Gegenleistung des Papstes 
oder auch nur der Kardinäle verlautet nichts mehr. Das 
seitherige Verhältnis der Gleichstellung der geistlichen und 
weltlichen Gewalt wandelt sich langsam um in ein Ver- 
hältnis der Über- und Unterordnung. 

Der einem alten ‚‚ordo Romanus‘“ ?) entnommene ordo?) 
enthält eine Eidformel, in welcher deutlich zwei Bestand- 
teile zu erkennen sind; der erste Teil lautet: ego N. rex et 
futurus imperator Romanorum spondeo polliceor atque per 
hec evangelia iuro coram Domino et beato Petro tibi N. 
beati Petri apostoli vicario fidelitatem tuisque successoribus 
canonice intrantibus; der zweite Teil enthält dann das 
Schutzversprechen in der Form des Cencius I (vgl. oben 
S.152). Cencius II vereinigt also Schutz- und Treueid in 
einer einzigen Schwurformel. Thietmar von Merseburg, 
welcher bei der Krönung Heinrichs II. 1014 anwesend war, 
läßt den Papst die Frage an den Kaiser richten‘): si fidelis 
vellet esse ... defensor ecclesiae Romanae, sibi autem 
suisque successoribus per omnia fidelis. Nicht nur in dem 
„fidelis‘“ zeigt sich eine unverkennbare Übereinstimmung’), 
sondern der erste Teil der Frage deckt sich auch sachlich 
mit dem zweiten, der zweite Teil mit dem ersten Satz der 


1) MG. Const. 1478. Th. Toeche, Kaiser Heinrich VI. 1867, 185. 
Vgl. auch die Schreiben Friedrichs I. vom 10. April 1189 und Hein- 
richs VI. vom 18. April 1189 an Klemens III., MG. Const. I 461, 462. 

2) Vgl. J. Kösters, Studien zu Mabillons römischen Ordines. 1905. 

3) Fabre-Duchesne, Le liber censuum p.1*. Cencius II ge- 
hörte nicht zum ursprünglichen Entwurf des liber censuum, ist aber 
jedenfalls vor 1237 dem Original (Codex Vaticanus 8486) beigefügt worden. 
Kösters 57 A.5. Vgl. auch E.Eichmann, Die ordines der Kaiser- 
krönung in dieser Zeitschrift, Kanon. Abtlg. II 1ff. 

*) Chronik VIIT 1, ed. Kurze 193. 

5) Auch die „successores“ zeigen die Übereinstimmung; sie fehlen 
in der Formel des Cencius I. 
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Eidformel. Desgleichen berichtet Boso, vita Hadriani IV!) 
von Friedrich I. (1155), daß er vor seiner Krönung die ge- 
wöhnliche professio, d. i. den bekannten Schutzeid (me pro- 
tectorem ac defensorem fore) und plenariam securitatem, 
wie es im Ordo vorgesehen sei, geleistet habe. Natürlich 
hatte die Ableistung des Eides im Zeremoniell der Krönung 
nur mehr formale Bedeutung, nachdem er regelmäßig vor 
der Romfahrt durch königliche Gesandte, dann vom König 
selbst vor dem Betreten des Kirchenstaates oder doch des 
Gebietes von Rom geleistet worden war. Eine ausführ- 
lichere Nachricht besitzen wir in Roger von Howedens 
Chronik?) über Heinrichs VI. Schwur, der, wie es auch der 
ordo vorschreibt, auf der Freitreppe von St. Peter geschwo- 
ren wurde. Wenn Roger den Inhalt des Schwures mit 
eigenen Worten umschreibt: quod ipse ecclesiam Dei et 
iura ecclesiastica fideliter servaret illibata, et quod rectam 
iustitiam teneret, et quod patrimonium b. Petri, si quid 
inde ablatum esset, in integrum restitueret et quod Tuscu- 
lanum ei redderet, so erinnert nur das ‚‚fideliter‘‘ an die 
Formel des Cencius II. Da der Cencius II im Jahre 1191 
noch offiziell in Geltung stand, so ist anzunehmen, daß 
Heinrich VI. noch mit der erwähnten Formel geschworen hat. 

Nach Ableistung des Eides folgt dann im Ordo die 
formelle Erneuerung der pax, des ‚Friedens. Dreimal 
richtet der Papst die Frage an den ‚„Electus‘: Willst du 
Frieden haben (halten) mit der Kirche? Der Electus be- 
jaht die Frage dreimal. Darauf sagt der Papst: ‚so gebe 
auch ich dir den Frieden, wie ihn der Herr seinen Jüngern 
gab“ und gibt ihm den Friedenskuß in Kreuzesform auf 
Stirne, Kinn, beide Wangen und Mund. Daran schließt sich 
dann unmittelbar die Adoption durch Mantelumhüllung 
und Brustkuß als Zeichen der ‚‚concordia‘‘ und ‚amieitia‘“. 
So sind „pax et concordia inter imperium et sacerdotium“ 
im Zeremoniell symbolisiert worden. 

4. Die Doppelwahl von 1198 wurde für das seitherige 
Verhältnis zwischen Imperium und Sazerdotium um so 
verhängnisvoller, als gleichzeitig ein Mann wie Innocenz Ill. 


1) Duchesne, Lib. Pont. II 391. 2) MG. SS. XXVII 154. 
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den päpstlichen Thron innehatte. Das Wettkriechen der 
Könige um die päpstliche Gunst mußte zu immer größeren 
Zugeständnissen an die Kurie, zu immer größeren Triumphen 
des päpstlichen Imperialismus führen. Unsere Könige unter- 
schrieben alles, was ihnen die Kurie zur Unterschrift vor- 
legte. Otto IV. hatte wiederholt, schon 1198), dann am 
8. Juni 1201?) und 22. März 1209?), dem Papste geschworen, 
alle Besitzungen, Ämter und Rechte der römischen Kirche 
in Schutz zu nehmen und zu erhalten, zur Wiedergewinnung 
der ihr gehörigen Besitzungen behilflich zu sein und die- 
jenigen Gebiete, welche in seine Gewalt kommen sollten, 
ohne Zögern zurückzugeben. Insbesondere solle ihr das 
Königreich Sizilien erhalten bleiben. Otto verspricht ‚,‚sei- 
nem Herrn‘, dem Papst, allen Gehorsam und alle Ehr- 
erbietung, welche die ergebenen und katholischen Kaiser) 
dem apostolischen Stuhl zu leisten pflegten. Alle Ver- 
sprechungen wolle er eidlich und urkundlich bekräftigen, 
wenn er die Kaiserkrone erlangt haben werde. Sein Speyerer 
Eid vom 22. März 1209 gelobt außerdem, die Appellationen 
nach Rom nicht zu hindern, das Spolienrecht aufzuheben, 
die Häresien zu bekämpfen, den weltlichen Besitz der Kurie 
zu gewährleisten. 

Friedrich II. wiederholte die Versprechungen Ottos IV. 
von 1209 zu Eger am 12. Juli 12135) und leistete am gleichen 
Tage den Eid seines Vorgängers von 1198; im September 
1219 wurden zu Hagenau Versprechungen und Eid er- 
neuert.°) Zu letzterem bekannte sich König Wilhelm am 
19. Februar 1249?) durch Eidschwur. Rudolf von Habs- 
burg ließ 1274 durch seinen Bevollmächtigten, den Kanzler 
Otto von Speyer, die Eide und Zusagen Ottos IV. und 
Friedrichs II., das pactum von 817 und den Eid Ottos I. 
(c. 30 und 33 D. 63) bestätigen und erneuern; er ließ gleich- 
zeitig versprechen, daß er die Eide persönlich vor der 
Kaiserkrönung leisten werde. Zu Lausanne schwur der 
König am 20. Oktober 12758) in der Form von 1213. Am 


1) MG. Const. II 20. 2) ibd. 27. 3) jibrl. 36. 

%) Zwischen den Zeilen kann man den Tadel für die staufischen 
Kaiser lesen. 

5) MG.Const. II 58. 6) ibd. 78. ?) ibd. III 463. 8) ibd. 80. 
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folgenden Tage!) erneuerte er die Hagenauer Zusagen mit 
den Erweiterungen des Prokuratoriums von 1274 (Paktum 
von 817 und Eid von 962). Am 9.und 17. März 1276 
stellte Innocenz V.?) die Forderung an Rudolf, daß er die 
Romfahrt nicht antrete, bevor er nicht durch geeignete 
Männer ‚„pacem et concordiam‘“‘ zwischen Kirche und Reich 
habe bestätigen lassen. Daraufhin wurden die Privilegien 
und Eide von Lausanne abermals erneuert und bestätigt 
am 4. Mai 1278.32) Noch nicht genug, wandte sich Niko- 
laus V. am 5. Juni 1278%*) an den König, er möge alles, 
was seine Vorgänger der römischen Kirche geschenkt und 
bestätigt haben, von neuem schenken und bestätigen, also 
das pactum von 817, das Ottonische Privileg von 962 und 
Heinrichs II. Privileg von 1020. Der Bitte entsprach Rudolf 
am 14. Februar 12795), indem er das Privileg vom 21. Ok- 
tober 1275 erneuerte.®) Die Wahlfürsten erklärten ihre 
Zustimmung”) und bekannten bei dieser Gelegenheit auch, 
daß die Kaiser dem apostolischen Stuhle ‚‚fidelitas, obedien- 
tia, reverentia und honorificentia‘ schuldig seien. 

Derartige eidliche Zusagen gehören seit Otto IV. zu 
den Voraussetzungen der Approbation des gewählten Königs. 
Im übrigen ist an dem Herkommen bezüglich des Sicher- 
heitseides nichts geändert worden. Otto IV. ließ am 4. Ok- 
tober 1209°) auf dem Monte Mario vor seinem Einzug in 
die Stadt dem Papst, den Kardinälen, der Kirche und dem 
Volke Roms unbedingte Sicherheit für Person und Eigen- 
tum leisten während der Dauer seines Aufenthaltes in und 
bei der Stadt und stellte hierüber eine Urkunde aus.?) 
Friedrich II. mußte noch eine besondere Sicherheit betreffs 
Siziliens leisten.!®) 


!) MG. Const. III 81; wiederholt Oktober 1275, ibd. 84. 

2) ibd. 97, 98. 3) ibd, 169, *) ibd. 180. 5) ibd. 206, 

®) ibd. 209. ?) ihd. 213. 

8) jbd. 1I43. E.Winkelmann, Philipp von Schwaben und 
Otto IV. von Braunschweig. TI 1878, 198. 

®) Reg. de neg. imp. n. 192, Migne, PL. 216, 1171; MG. Conat. II 43. 

10) MG. Const. Il 105, 110: non erimus in dicto, consilio, facto vel 


assensu, quo regnum ipsum proprietati subtrahatur ecclesiae vel aliquo 
tempore imperio uniatur. 
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Das gegenüber Cencius II vereinfachte Krönungszere- 
moniell!), welches seit 1209 in Geltung war, verlangt vom 
Kaiser nur den Schutzeid (vgl. oben); eine Erneuerung des 
iuramentum fidelitatis oder securitatis bei der Krönung 
selbst scheint also nicht mehr verlangt worden zu sein. 
Der um 1214 entstandene Ordo von Apamea?), ein unvoll- 
ständiger Kaiserkrönungsordo privaten Charakters, weiß 
nichts mehr von einem bei der Krönung zu wiederholenden 
Treueid; der eine Eid, d. i. Sicherheitseid, sei vom künftigen 
Kaiser vor dem Betreten des italischen Gebietes?) persön- 
lich auf das Evangelium in Anwesenheit von Kardinälen, 
„der andere“, d.i. der Schutzeid, in einer Kapelle der 
St. Peterskirche, S. Mariae in Turri abzulegen. Auf den 
Stufen von St. Peter soll der Kaiser allen Kardinälen den 
Friedenskuß geben. 

Der Wegfall des ‚Fidelitätseides‘“ bei der Krönung be- 
darf noch der Erklärung. Diemand‘) glaubt, das Wort 
„fidelitas“ habe mehr und mehr die Bedeutung ‚Lehens- 
treue‘ angenommen und mochte deshalb in den Augen des 
zu krönenden Kaisers und der Reichsfürsten anstößig er- 
scheinen. Das klingt nicht unwahrscheinlich und würde 
auch das Fehlen des ‚‚ero fidelis‘‘ im Sicherheitseid erklären. 
Günter?) dagegen meint: ‚nie hätte Rom auf das Stich- 
wort verzichtet, wenn ‚fidelitas‘ oder ‚fidelis einmal zur 
Formel gehört hätte‘; er sucht daher die Formel des Cen- 
cius II auszuschalten: ‚Die Formel Cencius II ist nie ver- 
wendet worden.‘ Diese Argumentation geht von der Vor- 
aussetzung aus, daß ‚‚fidelitas‘“, ‚‚fidelis“ dem Lehenseid 


2) MG. Const. IV 609f. Eichmann, Quellensammlung, Kirche 
und Staat I179f. 

2) MG. LL. 11193. 

3) Christ. Marcellus, Sacrarum cerimoniarum sive rituum eccle- 
siasticorum s. Rom. ecclesiae libri tres. 1516, I 5 bei Günter, Samm- 
lung 48: cum pontifex noverit caesarem iam Italiam intrasse, mittit illi 
obviam duos legatos de latere, qui illum conveniant, antequam terras 
Romanae ecclesise ingrediatur. Et ... exigunt a sua maiestate iura- 
mentum solitum praestari ab electis imperatoribus, anteguam intrent 
agrum Romanae ecclesiae. 

4) Diemand, Zeremoniell der Kaiserkrönungen 111. 

5) Günter, Krönungseide 18ff. 
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eigentümlich seien. Die deutschen Könige hätten aber, von 
Albrecht I. abgesehen, niemals einen solchen Eid geleistet, 
also sei der Eid des Cencius II ein ‚Phantasieeid“. Die- 
mands Voraussetzung ist unhaltbar, wie wir oben dargetan 
zu haben glauben. Wenn ‚‚fidelitas‘‘ dem Lehenseid eigen- 
tümlich wäre, so könnte man, da auch die Päpste den 
Kaisern, wenigstens noch im 11. Jahrhundert, ‚‚fidelitas‘ 
geschworen haben, nach Günter geradesogut behaupten, 
daß die Päpste kaiserliche Vasallen geworden seien! Der 
Wegfall des Fidelitätseides im Zeremoniell mag sich ganz 
einfach daraus erklären, daß er vor der Krönung schon 
zweimal geleistet war, so daß die Kurie auf eine nochmalige 
Wiederholung verzichten konnte. 

5. Eine besondere Betrachtung erfordert der vom Her- 
kommen erheblich abweichende Eid Albrechts I. vom 17. Juli 
1303.!) Zunächst erkennt der König an, daß das Reich 
durch den apostolischen Stuhl von den Griechen auf die 
Deutschen übertragen, das Wahlrecht gewissen Fürsten 
durch denselben hl. Stuhl verliehen worden sei, von welchem 
Könige und Kaiser auch die weltliche Gewalt empfangen, 
und daß die römischen Könige, welche durch den hl. Stuhl 
zu Kaisern erhoben werden, hauptsächlich und besonders 
zu dem Zweck von ihm „angenommen“ werden, damit sie 
Vögte der hl. Kirche und die besonderen Verteidiger des 
katholischen Glaubens und derselben Kirche werden. Des- 
halb werde er sich alles dessen enthalten, was der Kirche 
zum Schaden gereichen könne und wodurch zwischen ‚,sei- 
nem Herrn‘, dem Papst und dessen Nachfolgern einerseits 
und ihm und seinen Nachfolgern anderseits Mißhelligkeiten 
entstehen könnten; und er müsse mit ergebener und eifriger 
Hingabe alles fördern, was der Christenheit Frieden und 
Ruhe bringe und Mißverständnisse und Übel wegräume, 
welche die Liebe des Papstes und der Kirche zu ihm min- 
dern oder trüben könnten. Hier schließt sich nun die be- 
rühmte Eidformel an: (1) Iuro etiam ... quod ero fidelis 
et obediens beato Petro et vobis vestrisque successoribus 
canonice intrantibus sanctaeque apostolicae Romanae eccle- 


1) MG. Const. IV 155. 
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siae. (2) Non ero in consilio, consensu vel facto, ut vitam 
perdatis aut membrum aut capiamini mala captione. (3) Con- 
silium, quod vos vel ipsi mihi credituri estis per vos aut per 
nuntios vestros sive per litteras, ad vestrum vel eorum 
dampnum nemini pandam me sciente. (4) Et si scivero 
fieri vel procurari sive tractari aliquid, quod sit in vestrum 
vel ipsorum dampnum, illud pro posse impediam, et si 
impedire non possem, illud vobis et eis significare curabo. 
(5) Papatum Romanum et regalia sancti Petri adiutor ero 
ad retinendum, defendendum et recuperandum ac recuperata 
manutenendum contra omnem hominem, divino fultus auxi- 
lio, secundum meum scire ac posse. Sodann erkennt der 
König alle Vergünstigungen an, welche sein Vater Rudolf 
und dessen Vorgänger für die römische Kirche, sei es durch 
Treuschwur (super fidelitatis iuramento) oder auf andere 
Weise, getroffen haben, insbesondere das pactum von 817 
und das Ottonische Versprechen ‚Tibi Domino‘ von 962 
(c. 30 und 33 D. 63). 

Eine Reihe von Forschern, so Gregoroviust!), Sugen- 
heim?), Engelmann?®), Henneberg*), neuestens Kram- 
mer’), Niemeier®), Finke?) und Günter), hat in dem 
Albrechtschen Eid einen Vasalleneid erblicken wollen, wäh- 
rend Philipps?), Hergenröther!P), Lindner!!), Doe- 


1) Geschichte der Stadt Rom im MA. V 567 A.1. 

2) Geschichte des deutschen Volkes und seiner Kultur III 128. 

3) Der Anspruch der Päpste auf Konfirmation und Approbation bei 
den deutschen Königswahlen 74 A.1. 

4) Die politischen Beziehungen zwischen Deutschland und Frank- 
reich unter König Albrecht I. 107. 

5) Rechtsgeschichte des Kurfürstenkollegs bis zum Ausgange 
Karls IV. 1903, 28. 


©) Untersuchungen über die Beziehungen Albrechts I. zu Boni- 
faz VIII. 147—161. Der Ansicht Niemeiers hatte auch ich mich 
früher in meinem Buche „Acht und Bann“ S.54 angeschlossen. 


7) Aus den Tagen Bonifaz’ VIII. 1656. 
®) Krönungseide 38. 9) Kirchenrecht III 133. 
10) Katholische Kirche und christlicher Staat, kleine Ausgabe 285 ff. 


11) Deutsche Geschichte unter den Habsburgern und Luzein- 
burgern 1146— 153. 
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nitz!) bestreiten, daß die römischen Eide der deutschen 
Könige, einschließlich des Albrechtschen, als Vasalleneide 
zu betrachten seien. Renken gibt zu, daß der Eid Al- 
brechts den Lehenseid stark streife, in Wahrheit aber doch 
nur ‚ein erweiterter Fidelitäts = Sicherheitseid‘“ sei. Hessel 
hat dann dürch Vergleichung der Formel mit der von Du- 
randus, speculum iuris 1.4 p.3 $ 2 n. 73 mitgeteilten Eid- 
formel gezeigt, daß sie mit dem Schwur, welchen die barones 
und sindici der Gemeinden vor Durandus ablegten, als er 
im Auftrag Nikolaus’ III. die Unterwerfung der Romagna 
entgegennahm, übereinstimme. Indem also Albrecht sich 
auf einen dem sacramentum fidelitatis der Beamten der 
römischen Kurie entsprechenden Wortlaut verpflichtete, 
habe er sich als Beamten der römischen Kurie bekannt. 
Sein Eid sei also ein Amtseid. Durandus verweist nun in 
der erwähnten Stelle seines speculum auf den Bischofseid 
der Dekretalen c.4 X 2, 24, welchen die Erzbischöfe und 
die vom Papste konsekrierten Bischöfe zu schwören hatten. 
Die wichtige Konstatierung, daß der Eid Albrechts diesem 
Bischofseid nachgebildet ist, verdanken wir R. Moeller. 
Nur Nr. 4 des Albrechtschen Eides (et si scivero .....) findet 
sich nicht im Bischofseid, wohl aber in der Lehenseidformel 
der libri feudorum II 7.2) Wenn man nun die Entwicklung 
des Bischofseides der Dekretalen zurückverfolgt, so ergibt 
sich die Tatsache, daß er mit Lehenseiden aus der zweiten 
Hälfte des 11. Jahrhunderts, des Lehenseides Richards von 
Capua von 1073°) und des Robert Guiscard von 1080) in 
allen wesentlichen Punkten übereinstimmt. Der Bischofs- 
eid, schließt Moeller, habe den Charakter des Lehenseides 
angenommen. Daraus hat dann Moeller weiter geschlossen, 
daß die Absichten der Kurie darauf hinausgegangen seien, 
den Kaiser zum päpstlichen Lehensmann und zum Kirchen- 
beamten zugleich zu stempeln. ‚Das Papsttum hat nicht 


1) Über Ursprung und Bedeutung des Anspruchs der Päpste auf 
Approbation der deutschen Königswahlen. 1891, 50 A.2. 

2) K. Lehmann, Das langobardische Lehenrecht 122. 

3) Jaffe, Bibl. II 36. 

“) Deusdedit III 157, ed. Glanvell (IIl 285) 393. Hinschius, 
Kirchenrecht III 202. 
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daran gedacht, das Lehensverhältnis über dem Amtsverhält- 
nis aufzugeben“ (S. 174). 


Es läßt sich indessen genau nachweisen, daß nicht ein- 
mal das ‚‚fidelis ero domino meo“‘ als ausschließliches Merk- 
mal des Lehenseides zu betrachten ist. Die Formel findet 
sich ebenso in reinen Untertaneneiden, wie im Lehens- und 
Bischofseid und im Königseid von 1303; ja es besteht gar 
kein wesentlicher Unterschied zwischen jenen Eidformeln. 
Wir besitzen solche Formeln gerade aus der zweiten Hälfte 
des 13. und dem Anfange des 14. Jahrhunderts. Der Eid 
von 1275 MG. Const. III 77 ist ein Untertaneneid, welchen 
die Italiener dem deutschen König leisten sollten.!) Die 
Formel beginnt genau wie die Lehenseidformel der Libri 
feudorum II 7: ego ab hac hora inantea fidelis ero Romano 
imperio et domino meo Rodulfo Romanorum regi semper 
augusto. Der Eid von S. Geminiano vom 23. Juli 1281 MG. 
Const. III 657 ist ebenfalls ein Untertaneneid, ein ‚‚iura- 
mentum purae fidelitatis“, wie es in der Urkunde selbst 
heißt; die Formel lautet auch hier: quod ab hac hora in- 
antea ... fideles erimus Romano imperio et domino nostro 
Rodulfo. Man vergleiche ferner die Untertaneneide MG. 
Const. III 564, 573, IV 404, 408, 416, 446, 455, 464, 477 
und man wird immer dieselbe leitende Formel finden. 


Vergleichen wir diese Formel des Untertaneneides mit 
Lehenseidformeln der gleichen Zeit, so lautet z.B. der 
Lehenseid des Markgrafen von Este vom 30. März 1276 
MG. Const. III 565: quod ab hac hora inantea erit fidelis 
Romano imperio et praedicto domino regi. Ebenso lauten 
die Lehenseide von 1310 MG. Const. IV 433, 436, 457. In 
dem der Formel voraufgehenden Teil der Urkunde ist des 
Lehensverhältnisses ausdrücklich gedacht durch Erwähnung 
der Investitur, des „homagium et fidelitas“.?) In einem 
Lehenseid von 1310 MG. Const. IV 448 tritt die aus dem 
Bischofseid und dem Königseid von 1303 bekannte Formel 


1) Vgl. Rundschreiben Rudolfs vom 9. Juni 1275 an Italien, MG. 
Const. III 77: fidelitatis et obedientiae debita a vobis tamquam imperii 
fidelibus ... petant et recipiant solita sacramenta, 


2) Vgl. MG. C'onst. TV 450, 451, 457, 460, 481, 483. 
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auf ... erimus fideles et obedientest), in einem andern 
MG. Const. IV 460 die Wendung: quod ... ero fidelis, 
devotus et obediens; in einem Untertaneneid von 1311 
MG. Const. IV 526 die Formel: fideles, subditi et obedientes; 
im Eid der Mailänder vom 20. Februar 1311 MG. Const. 
IV 535 — Vasallen- und Untertaneneid zugleich — findet 
sich die Formel: erunt fideles et obedientes tamquam veri 
et fideles vassalli et subditi domino regi.?) 

Da auch die übrigen Teile der Eidformeln beim Unter- 
tanen-, Lehens-, Bischofs- und Königseid von 1303 in allen 
wesentlichen Punkten übereinstimmen, so ergibt sich als 
unumstößliches Resultat: es gibt nur eine einzige und 
gleiche Formel für den Fidelitätsschwur des Vasallen, des 
Bischofs, des Untertanen, des Bundesgenossen, und der In- 
halt der Treue ist im Wesentlichen überall derselbe. 

Albrechts Eid ist also kein Lehenseid. Es fehlt jegliche 
Andeutung, daß es sich um ein Lehensverhältnis handle. 
Nach Libri feudorum II 5hat nämlich der Vasall zu schwören: 
quod a modo ero fidelis ..., sicut debet esse vasallus 
domino; ebenso Vetus auctor de beneficiis I 8: quod sibi 
adeo fidelis sit et amicus, sicut homo est domino suo 
debitus, oder Ssp. Lehnrecht 3: dat he ime so trüwe unde 
also holt si, alse durch recht die man sime herren sole, 
wobei allerdings zuzugeben ist, daß auf diesen Zusatz kein 
entscheidendes Gewicht gelegt werden darf.?) Entscheidend 
ist dagegen das Fehlen des homagium und der Investitur: 
Akte, welche bei keiner Belehnung fehlen durften. Keine 
Rede ist von der Übertragung eines Gutes oder Amtes, von 
einem Lehenszins und von einer Erneuerung des Eides 
gegenüber einem neuen Papste.*) Albrechts Eid ist viel- 
mehr als reiner Untertaneneid nach Libri feudorum II 5 zu 
betrachten, wo es heißt: si ideo iurat fidelitatem, non quod 


1) Schon im Bischofseid Heinrichs von Aquileia 1079, Jaffe, Bibl. 
II 355 findet sich der Zusatz et obediens. Vgl. ferner c. 23 X 5, 33 (Inno- 
cenz III.): praestito sibi fidelitatis et obedientiae sacramento. 

2) Vgl. Eid der Pisaner vom 19. März 1311, MG. Const. IV 561. 

3) Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II 62. 

4) Renken 37ff., 67; Hergenröther, Kath. Kirche und christ!. 
Staat, kleine Ausgabe 286 ff. 
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feudum habeat sed quia sub iurisdictione eius sit, cui 
iurat, nominatim vitam, membrum, mentem et illius rectum 
honorem iurabit. (Wir werden später hören, daß ein theo- 
logisch-juristisches Gutachten für Clemens V. über die recht- 
liche Natur der Eide Heinrichs VII. sich ausdrücklich auf 
diese Stelle bezieht.) Daß auch in diesem Falle die Schwur- 
formel ab hac hora fidelis ero angewendet wurde, nur ohne 
den auf das Lehensverhältnis bezüglichen Zusatz, ergibt 
sich aus den oben angeführten Beispielen von Untertanen- 
eiden. Sicher hatte Albrecht keinen Grund anzunehmen, 
daß er durch Leistung des Eides ein Vasall des Papstes 
würde; er konnte sich kaum beunruhigt fühlen, als Boni- 
faz VIII. ihm schrieb!): praestitisti nobis et eidem sedi 
fidelitatis et obedientiae iuramentum, da diese Worte nicht 
im lehnrechtlichen Sinne genommen zu werden brauchten. 

Ebensowenig ist Albrecht durch seinen Eid ein Be- 
amter der römischen Kurie geworden, jedenfalls nicht im 
Sinne des kirchlichen Ämterrechts.2) Manche Kanonisten 
bezeichnen allerdings den Kaiser gelegentlich als „officia- 
lis‘‘®), als ‚‚minister‘“*) der Kirche oder als ‚‚executor et mi- 
nister papae‘‘5); allein solchen Äußerungen darf nicht allzu- 
viel Gewicht beigelegt werden. Im System des päpstlichen 
Imperialismus bedeuten sie weiter nichts, als daß der Kaiser 
der Diener, der weltliche Arm des Papstes sei, weil er seine 
Gewalt vom Papst-Kaiser eben zu dem Zwecke erhalten 
habe, der Kirche zu dienen. In dem Privileg Innocenz’ II. 
vom 8. Juni 1133) ist sogar von einem ‚officium ecclesiasti- 
cum“ des Kaisers die Rede: tam secundum ecclesiasticum 


1) MG. Const. IV 146. 

2) So Hugelmann, Königswahl 129; H. Bloch, Die staufischen 
Kaiserwahlen und die Entstehung des Kurfürstentums. 1911, 159; 
Moeller 173. 

3) Hostiensis, Summa aurea: quamvis iurisdictiones sint distinctae 
quoad executionem, tamen imiperator ab ecclesia imperium tenet et 
potest dici-officialis eius seu vicarius ab ecclesia Ronıana. 

4) Tolomeo von Lucca, Determinatio compendioss c. 30, ed.M. 
Krammer p. 60: quaın amministrationem ab ipsa (ecclesia) recipit eub 
iureiurando sicut fidelis sub titulo feudi. 

6) Glosse zu c.13 X 2, 1, MG. Const. IV 1345. 

*) MG. Const. 1169. 
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officium quam temporaliter imperatoriam potentiam augea- 
mus. Auch dieser Ausdruck besagt nicht mehr, als daß 
der Kaiser die Aufgabe und den Beruf habe, der ‚specia- 
lissimus defensor‘‘ der Kirche zu sein, das weltliche Schwert 
ad nutum des Papstes zu führen. Insofern hat eben das 
Imperium eine kirchliche Seite oder Aufgabe. Aber des- 
wegen ist es noch kein Kirchenamt im Sinne des kirchlichen 
Ämterrechts, mögen auch einzelne Sätze desselben, z. B. be- 
züglich Wahl, Ordination, Konfirmation in das Kaiserrecht 
übernommen worden sein; es ist und bleibt als solches ein 
weltliches Amt. 


6. Die Formel von 1303 steht für sich; sie ist in der 
Folgezeit nicht mehr verwendet worden. 

Die Gesandtschaft Heinrichs VII. an Clemens V. war 
bevollmächtigt!), dem Papste und der römischen Kirche 
‚„‚fidelitatis et cuiuslibet alterius generis iuramentum‘ im 
Namen des Kaisers zu schwören. Am 26. Juli 1309 er- 
füllten die Prokuratoren ihren Auftrag in Avignon; sie 
leisteten den Sicherheitseid in der Ottonischen Form, mit 
dem Zusatze: wenn der König nach Rom komme, werde 
er die heilige römische Kirche, ihren Lenker und dessen 
Nachfolger nach Möglichkeit erhöhen und diesen sowie ‚‚den 
andern Eid‘, d. i. den Schutzeid, persönlich bei der Kaiser- 
krönung erneuern. 

Am 11. Oktober 1310 unterfertigte Heinrich VII. eine 
ihm von Clemens V. vorgelegte Formel, das sog. Versprechen 
von Lausanne. Der Inhalt dieser eidlichen Zusage ist, die 
katholische Kirche zu verteidigen mit allen Kräften, Ketzerei 
und Schisma auszurotten, kein Bündnis mit einem heid- 
nischen oder schismatischen oder nicht zur kirchlichen Ge- 
meinschaft gehörigen König einzugehen, überhaupt keinerlei 
Gemeinschaft mit Feinden der Kirche zu unterhalten, Per- 
son, Stand und Amt des Papstes zu schützen und zu er- 
halten (manutenebimus), alle der römischen Kirche und dem 
apostolischen Stuhl verliehenen Privilegien aufrechtzuerhal- 


I) Prokuratorium vom 2. Juni 1309, MG. Const. IV 255. Otto, 
Die Eide und Privilegien Heinrichs VII. und Karls IV. a. a. O., 
316. 
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ten; insbesondere bestätigt und erneuert der König die Pri- 
vilegien Konstantins (!), Karls, Heinrichs II., Ottos IV., 
Friedrichs II. und Rudolfs, namentlich auch hinsichtlich 
der von den Genannten gewährleisteten Besitzungen und 
Gebiete der römischen Kirche. Er verspricht, die kirch- 
liche Immunität, die Güter und Rechte der Kirche in ihrem 
Bestande zu erhalten, die Prälaten und Beamten der Kirche 
zu schützen, die Vasallen der römischen Kirche nicht mit 
Krieg zu überziehen, auch die Getreuen der Kirche im 
Reiche gut zu behandeln und gegen Unbill in Schutz zu 
nehmen. Endlich verspricht er, nach seiner Kaiserkrönung 
die gemachten Zusagen zu erneuern und eidlich zu be- 
kräftigen. 

Bei der Kaiserkrönung 1311 leistete dann Heinrich die 
vorgeschriebenen Eide, nämlich den Schutzeid in der Form 
des Cencius I mit dem auf die Besitzungen, Ämter und 
Rechte der römischen Kirche bezüglichen Zusatze, welcher 
erstmals in dem Versprechen Ottos IV. von 1198 auftaucht, 
und den von den Prokuratoren in Avignon am 26. Juli 1309 
geleisteten Sicherheitseid. 

In der Instruktion Clemens’ V. für die Krönungskardi- 
näle wird es dem König freigestellt, die Eide auf den Stufen, 
d. h. wohl auf der Freitreppe vor St. Peter, oder, wie es im 
Ordo vorgesehen ist, vor dem Altare der Kapelle S. Mariae 
in Turri zu schwören. 

In einem uns nicht erhaltenen Schreiben, in welchem 
Clemens V. Waffenstillstand zwischen Heinrich VII. und 
König Robert von Neapel gebot!), wird der Kaiser daran 
erinnert, daß er dem Papste ebenso wie dem König von 
Neapel durch ein ‚iuramentum fidelitatis““ verbunden sei.?) 


1) Der Papst hatte das formelle Recht hierzu, da Heinrich ge- 
schworen hatte, die Vasallen der Kirche nicht mit Krieg zu überziehen. 


®) Clemens V. in der Bulle Romani principes: litteras nostras ... 
duximus destinandas inter alia inserentes in eis, quod, cum ipsi reges 
eiusdem ecclesise specialissimi fili sibi sacramento fidelitatis et alias 
multipliciter essent astricti. Heinrichs Protestschreiben vom 6. August 
1312 MG. Const. IV 843: in litteris domini papae continetur, qualiter 
ipse dicit, quod nos sumus ei astricti ad iuramentum fidelitatis. Hugel- 
mann, Königswahl 112ff. 
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Daß Clemens hierunter einen Lehenseid meinte, ist ohne 
weiteres klar; ‘er stellt beide Fürsten hinsichtlich ihrer 
Eide auf die gleiche Stufe, den Kaiser und den Lehensmann 
der Kurie, und hat damit nur eine Auffassung vertreten, 
welche sowohl in der kanonistischen Doktrin wie bei der 
Kurie gang und gäbe geworden war. Betrachten wir die 
Theorie — denn mehr war sie glücklicherweise nicht — in 
ihrem historischen Zusammenhange. Daß schon in den 
Briefen des Codex Carolinus mit dem Gedanken gespielt 
worden ist, haben wir oben gezeigt. Nach dem Gregoriani- 
schen Königseid von 1081!) sollte der Anwärter der Kaiser- 
würde versprechen, ein miles S. Petri et illius (sc. Papae), 
d.h. also ein Vasall des hl. Petrus und ein persönlicher 
Vasall des Papstes zu werden. In dem Schreiben an Fried- 
rich I. vom 20. September 11572) hatte Hadrian IV. das 
Imperium als päpstliches ‚beneficium‘ bezeichnet. Die 
Erregung Friedrichs 1.?) hierüber ist verständlich im Zu- 
sammenhang mit jenem Bild im Lateran, welches den 
Kaiser Lothar II. als Vasallen des Papstes darstellte und 
die Unterschrift trug: homo fit papae.*) Hadrian suchte 
darauf den Kaiser durch die Erklärung zu beruhigen), daß 
er unter dem Wort ‚non feudum, sed bonum factum‘ ver- 
standen wissen wollte. In diesem Zusammenhange mag 
auch an die Weigerung Friedrichs zu Sutri 1155, dem Papst 
den Steigbügel zu halten, erinnert werden; erst als man 
ihm nachgewiesen hatte, daß dieser Dienst herkömmlich 
sci, hat er sich dazu verstanden, aber nur ‚pro reverentia 
beatorum apostolorum‘‘.c) Die führenden Kanonisten des 
13. Jahrhunderts sahen im Kaiser einen päpstlichen Va- 
sallen, im Reich ein Lehen der Kirche. Die Glossa ordinaria 
zum Gratianischen Dekret (Johannes Teutonicus) bezeichnet 


1) Jaffe, Bibl. II 475. 2) MG. Const. 1229. 

3) Rundschreiben vom Oktober 1157, MG. Const. 1230; en die 
deutschen Bischöfe 1158, ibd. 233. 

4) Otto von Freising und Rahewin, Gesta Friederici imp. UI 10, 
M(,SS.XX 421. Ausgabe der Script. rer. germ. von Waitz-Simson 
p. 177. 

®) Schreiben vom Juni 1158, MG. Const. I 234. 

®) Boso, Vita Hadriani IV, Lib. Pont. 11 391. 
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als Inhalt des Ottonischen Eides (tibi Domino, c. 33 D. 63) 
im Anschluß an Huguccio!): in hoc canone continetur, qua- 
liter Otto iuravit fidelitatem Iohanni papae per suum pro- 
curatorem. Argumentandum, quod qui feudum recipit ab 
ecclesia, non solum ecclesiae sed etiam praelatis iuramentum 
fidelitatis praestare debet. Sinibald von Fiesco?) und 
Hostiensis?) lehren übereinstimmend, daß eine specialis 
coniunctio zwischen Papst und Kaiser bestehe, weil im- 
perator ei iurat tamquam domino et ab eo tenet imperium. 
Unter den Päpsten vor Clemens V. sind nur Innocenz II. 
und IV. zu nennen, welche das Imperium als päpstliches 
Amtslehen bezeichnet haben. In seiner deliberatio?) von 
1200 sagt Innocenz III., daß der Kaiser vom Papste bene- 
dieitur, coronatur et de imperio investitur. Wenn er in 
derselben deliberatio sagt: cum ei coronae beneficium con- 
tulisset, so ist das wohl auch in demselben Sinne zu ver- 
stehen. Der Gelehrte Sinibald hat seine Ansicht wohl nicht 
geändert, als er als Innocenz IV. den päpstlichen Thron 
bestiegen hatte; seine Äußerung in dem Manifest von 1245 
gegen Friedrich 11°), daß der Kaiser ihm fidelitatis et 
subiectionis vinculo se astringit, wird daher kaum anders 
als im obigen Sinne ausgelegt werden können.®) 


I) Moeller 163. 

2) Commentaria II2 c. 10 Ausgabe 1570 p. 197 b. 

3) Lectura in quinque Decretal. Gregor. libros II 2 v. vacante zu I6 
c.34 und Summa aurea I de electione n. 10 p. 86: (imperator) qui tot 
beneficia recipit a Romana ecclesia et ipsius existit feudatarius. | 

4) Reg. de neg. imp. n. 29, Migne, PL. 216, 1025; vgl. n. 47 p. 1048; 
c.34 X1,6. 

56) E. Winkelmann, Acta imperii inedita 11, 1885, 699. 

*) In dem bericht über das Lyoner Konzil von 1245, welches die 
Absetzung über Friedrich II. ausgesprochen hat, wird gesagt, daß Fried- 
rich in einem Privileg dem Papste Honorius 11II. ein iuramentum fidelitatis 
geleistet habe tamquam vasallus domino, und daß er in einem anderen 
Privileg bekannt habe, „quod regnum Siciliae et Apuliae erat speciale 
patrimonium beati Petri et illud ab ecclesia tenebat in feudum“. Wei- 
land, MG. Const. II 514 nimmt ein Versehen an und glaubt, daß das 
„iuramentum fidelitatis‘‘ auf Sizilien Bezug haben müsse. Moeller de- 
gegen bezieht die Stelle auf das Kaisertum. Die Absetzungsbulle selbst 
hält indessen den Kaisereid und den Lehenseid für Sizilien scharf aus- 
einander; Friedrich habe ein „iuramentum fidelitatis“ für Sizilien und 
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Die kuriale Auffassung vom Imperium als päpstlichem 
Amtslehen ist in dem Glauben an die Konstantinische 
Schenkung verankert; mit ihm steht und fällt der päpst- 
liche Imperialismus. Nach dieser Fälschung ist der Papst 
der ‚„verus imperator‘‘!), dem es allein zusteht ‚uti im- 
perialibus insigniis“.?) Der Papst-Kaiser vergibt, verleiht 
das Imperium als beneficium an den römischen König, 
seinen Mandatar oder vicarius; die weltliche Gewalt ist 
ein Ausfluß der Allgewalt des Papst-Kaisers. Vielleicht hat 
niemand diesem System einen präziseren Ausdruck ver- 
liehen als Gervasius von Tilbury in seinen otia imperialia 
II 18°) (ca. 1210), welcher den abgesetzten Otto IV. also 
tröstet: Profecto imperium tuum non est, sed Christi, non 
tuum, sed Petri. Non a te tibi obvenit, sed a vicario Christi 
et successore Petri ... Petro Constantinus imperium Occi- 
dentis dedit ... Beneficio papae, non suo, Roma tempore 
Karoli nomen recepit imperii; beneficio papae Francorum 
regi confertur imperium; beneficio papae regi nunc Teuto- 
num et non Francorum debetur imperium. Non cedit cui 
vult Teutonia, sed cui cedendum decrevit papa. 

Es läßt sich nicht bestreiten, daß die deutschen Könige 
selbst der kurialen Auffassung Vorschub geleistet haben. 
Das officium strepae et stratoris war zwar von Pippin und 
früher schon den Päpsten erwiesen worden, wo von Vasallen- 
fürsten der Kurie noch keine Rede sein konnte; aber es 
gehörte doch im hohen Mittelalter zu den Diensten oder 
wenigstens zu den Ehrendiensten des Mannes.) Eine An- 
gleichung an das Lehensverhältnis wurde dann hauptsäch- 
lich dadurch hergestellt, daß die deutschen Könige auf den 


das hominium geleistet; er habe außerdem bei seiner Krönung geschworen, 
die Rechte und Besitzungen der römischen Kirche zu schützen und zu 
erhalten und habe diesen Eid später als Kaiser bestätigt. Diese drei Eide 
habe er gebrochen. Sonach dürfte Weiland Recht behalten. 


1) Summa Coloniensis ca. 1170, ebenso Summa Parisiensis. Eich- 
mann, Quellensammlung, Kirche und Staat 1126, 


2) Dictatus papae n.8, Eichmann, ebenda 113. 
®) MG. SS. XXV11 378, 


4) Sachsenspiegel, Lehenrecht 66 $ 5; Homeyer, Sachsenspiegel 
112, 382. 
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Gegeneid des Papstes bzw. der Kardinäle seit dem 12. Jahr- 
hundert verzichteten; bei der Begründung des Lehens- 
verhältnisses schwört ja auch nur der Mann, nicht der 
Herr. Dann hatte Kaiser Lothar sich vom Papste mit den 
Mathildischen Gütern belehnen lassen und dadurch Ver- 
anlassung zu jenem Bild im Lateran gegeben, welches den 
Kaiser als Vasallen des Papstes darstellte!) Und derselbe 
deutsche König, welcher dieses Bild und die Unterschrift 
„homo fit papae‘“ anstößig fand und deren Entfernung ver- 
langte, hat nach dem glaubwürdigen Bericht Bosos seinen 
Krönungseid kniend geleistet, indem er seine Hände in die 
des Papstes legte!?) Heinrich VI. soll, wie Innocenz III. 
berichtet, nach dem Empfang der Kaiserkrone den Papst 
gebeten haben, ihn mit dem Kaisermantel zu investieren.?) 
Wenn dann Innocenz Ill. das Kaisertum als päpstliches 
Amtslehen betrachtete, so ist ihm Otto IV. doch allzuweit 
entgegengekommen, wenn er ihn ‚seinen Herrn‘ anredete?) 
und sich selbst als König von Gottes und des Papstes 
Gnaden?) bezeichnete. Friedrich II. hat sich in die Vasallität 
des Papstes begeben, indem er von ihm Sizilien zu Lehen 
nahm; er hat hierbei den Lehenseid und das hominium ge- 
leistet.e) Auch er nennt den Papst ‚‚seinen Herrn‘ und ist 
König von seinen Gnaden. So hatte es also weder an Ver- 
suchen der Kurie, den Kaiser zum persönlichen Vasallen 


1) Ficker, Heerschild 33ff. meint, es sei nur ein lehnsweiser Besitz 
ohne Mannschaft gewesen; ebenso Bernhardi, Lothar von Supplin- 
burg 483. Allein aus dem Umstande, daß der Eidesleistung, des homi- 
nium und der Investitur in dem Privileg von 1133 nicht gedacht wird, 
folgt nicht, daß sie nicht stattgefunden haben. Das Bild im Lateran, 
welches Lothar darstellte, wie er kniend seine gefalteten Hände in die 
des Papstes legte, muß einen tatsächlichen Vorgang zur Voraussetzung 
haben. 

2) Vita Hadriani IV, Duchesne, Lib. Pont. 11392: genua sua 
fixit coram eo et manus suas inter ipsius pontificis manus imponens,. 

®) Reg. de neg. imp. n.29, Migne, PL.216, 1025: per pallam 
auream petiit. investiri. 

4) Vgl. oben S. 177. 

8) Schreiben von Ende Juli 1208, MG. Const. I 32, 

©) Sein Lehenseid vom Februar 1212, MG. Const. IL 542. Inno- 
cenz IV. 1245 (c.2 in VL[to 2, 14; MG. Const. II 510): ligium hominium 
in eius faciens manibus, 
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des Papstes zu machen, noch am Entgegenkommen der 
deutschen Könige nach dieser Richtung gefehlt. 

Heinrich VII. protestierte am 6. August 13121): er sei 
zwar der defensor der Kirche, aber zu einem ‚‚iuramentum 
fidelitatis‘‘ sei er niemandem verbunden, er habe niemals 
ein solches geleistet und es sei ihm auch nicht bekannt, 
daß seine Vorgänger jemals ein solches geleistet hätten. 
Ein ihm überreichtes Memorandum?) verweist auf den 
Unterschied, welcher zwischen dem Lehenseid c. 18 C. 22 
qu. 5 und dem Ottonischen Eide tibi Domino (c. 33 D. 63) 
bestehe. Auch leiste der Kaiser den Eid nicht, weil er 
irgendwelche Temporalien vom Papste empfange, sondern 
als Christ, ‚‚ratione obsequii‘‘; der Eid sei daher kein ‚‚sacra- 
mentum subiectionis seu vassallagii‘‘, sondern ‚devotionis 
seu reverentiae ... obsequii christianitatis“. Ein Gut- 
achten für Clemens V. dagegen führt aus, daß jenem Eid, 
wenn auch nicht der Form, so doch der Sache und dem 
Wesen nach die Bedeutung eines iuramentum fidelitatis 
zukomme. Daß das Wort ‚‚fidelis‘‘, ‚‚fidelitas‘ in der Formel 
nicht vorkomme, sei belanglos; die Hauptsache sei der In- 
halt und dieser sei in den einzelnen Punkten nur eine 
kasuistische Umschreibung der ‚Treue‘. Auch habe der 
Kaiser in dem Prokuratorium (vom 2. Juni 1309)?) den 
Papst ‚‚seinen Herrn‘ genannt und die Vollmacht erteilt, 
für ihn ‚‚fidelitatis debitae sacramentum‘““‘?) zu leisten. Wenn 
die Eidesformel des ordo nicht mit c. 18 C. 22 qu. 5 überein- 
stimme, so sage doch letztere Quelle selbst, daß es nicht 
nötig sei, alle jene Vasallenpflichten, also das incolume, 
tutum, honestum, utile, facile, possibile, ausdrücklich zu 
erwähnen, sondern vielmehr sie im Gedächtnis zu haben.) 
Und wenn auch die Form des Eides, welchen der Vasall 
seinem Herrn leiste, nicht voll gewahrt sei, so könne der 
Eid Heinrichs doch als ein Eid bezeichnet werden, welchen 
ein subditus ratione subiectionis nach Libri feudorum c. 


1) MG. Const. IV 843, 2) ibd. 1312. 

°) „Cupientes ... vobis patri ac domino nostro.“ 

*) „fidelitatis et cuiuslibet alterius generis iuramentum““. 

®) c.18 C.22 qu.5: ista sex in memoria semper habere debet: 
incolume, tutum, honestum, utile, facile, possibile. 
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qualiter leiste. Die angezogene Stelle!) der libri feudorum 
lautet nämlich: qualiter debeat iurare vasallus fidelitatem ... 
Si vero domesticus, id est familiaris, eius sit, cui iurat, aut 
si ideo iurat fidelitatem, non quod feudum habeat sed 
quia sub iurisdictione eius sit, cui iurat, nominatim 
vitam, membrum, mentem et illius rectum honorem iurabit. 
DerKaiser war zwar nicht domesticus, aber doch ‚‚familiaris‘ 
des Papstes durch die Adoption; er stand außerdem in 
spiritualibus und nach kurialer Ansicht auch in temporalibus 
unter der Jurisdiktion des Papstes. — Die Antwort Cle- 
mens’ V. auf den Protest des Kaisers war die autoritative Er- 
klärung durch die Bulle Romani principes vom 4. März 
13142): „declaramus et etiam diffinimus, illud iuramentum 
fiidelitatis existere ac censeri debere“‘. Es sei lächerlich, 
sich an den Wortlaut zu klammern; seinem Sinn und Wesen 
nach sei der von Heinrich geleistete Eid ein ‚iuramentum 
fidelitatis“, da die in der Formel (des c. 18 C. 22 qu. 5) ent- 
hältenen capitula (incolume, tutum etc.) sich sachlich in 
dem Eide Heinrichs aufzeigen lassen. Johann XXII. tat 
noch ein übriges, indem er die Bulle mit dem Zusatze, daß 
auch die Eide Albrechts und Rudolfs ‚iuramenta fidelitatis‘“ 
seien, in die 1317 von ihm publizierten Clementinen auf- 
nehmen ließ. Somit ist die päpstliche Lehenshoheit über 
das Kaisertum ein Satz des kanonischen Rechtes geworden.?) 

Die Publizistik hüben und drüben hat den Streit noch 
eine Zeitlang fortgesponnen. Auf der päpstlichen Seite 
Alvaro Pelaio, de planctu ecclesiae (1332) I 68%): im- 


1) 1I5. Lehmann, Das langobardische Lehenrecht 120. 

2) MG. Const. IV 1207. 

s) Hugelmann, Königswahl 116. Ebenda Anm. 4 macht Hugel- 
mann auf die Glosse zu Romani principes v. fidelitatis aufmerksam: 
„in quo et quid differat (fidelitas) ab homagio, dicam infra de re iudic. 
.c. pastoralis $ rursus“ (c.2 in Clem.2, 11). An der bezogenen Stelle 
versteht aber die Glosse unter fidelitas die Lehenstreue, die sich natür- 
lich vom homagium unterscheidet. Sonach kann nicht gesagt werden, 
daß die Glosse einen Unterschied mache zwischen fidelitas und der 
spezifisch vasallitischen Treue, 

*) Eichmann, Quellensammlung, Kirche und Staat II 108; 
R.Scholz, Unbekannte kirchenpolitische Streitschriften aus der Zeit 
Ludwigs des Bayern II 1914, 513. 
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peratör tenet imperium ab ecclesia sicut vasallus fidelis 
unter Berufung auf den Ottonischen Eid von 962 (c. 33. 
D. 63) und die Dekretale Romani principes; Tolomeo von 
Lucca in seiner Determinatio compendiosa c. 301); Kon- 
rad Megenberg, De translatione romani imperii (1354) 
c. 29.2) Über bloße Behauptungen kommen diese Publi- 
zisten nicht hinaus. Auf der andern Seite stehen die Kund- 
gebungen der Denkschrift Subscripta videntur°), von Rense?) 
und vor allem Lupolds von Bebenburg.5) Der in der Form 
von c. 33 D. 63 Tibi Domino geleistete Kaisereid, sagt Lu- 
pold, sei ein iuramentum fidelitatis id est fidelis defensionis, 
aber kein iuramentum fidelitatis id est homagii. Lupold 
war sich also bewußt, daß nicht jeder ‚Treueid“ ein Lehens- 
eid war. Auch dem Inhalt nach sei es kein Lehenseid, 
fährt Lupold fort, weil ja nur der Schutz der Kirche und 
des Papstes versprochen werde. Der Kaiser habe seine 
Gewalt unmittelbar von Gott und nicht vom Papste; er 
könne also das Reich nicht vom Papste zu Lehen haben. 
Tatsächlich seien auch die Kaiser kraft Erbrechts, später 
durch Wahl zum Imperium gelangt. Man muß sich nur 
wundern, daß diese Tatsachen auf der kurialen Seite so 
verkannt werden konnten und daß auch der kaiserliche 
Gutachter (vgl. S. 192) so wenig unterrichtet war. — 
7. Die Eide Karls IV. vom 5. April 1355°), Sigismunds 
vom 31. Mai 1433, Friedrichs III. vom 19. März 1452 und 


t) ed. Krammer, fontes iur. germ. 60. 

2) Scholz a.a.0.310. Vgl. auch ebenda 319; Hermann von 
Schildiz ebenda 139. i 

2) J. Ficker, Zur Geschichte des Kurvereins zu Rense, Beil. VI 39, 
S.-A. aus S.-B. der phil.-hist. Kl. der k. Ak. der WW. in Wien XI. Liber 
de memorabilibus s. Chronicon Henrici de Hervordia. Ed. A. Potthast 
1859, p. 260, | 

“) Ficker ebenda 710: quod imperator praestabit iuramentun» 
papae et ecclesiae defensionis, devotionis et humilitatis, non homagit 
nec fidelitatis. 

$) De iure regni et imperii Romani (1340) c. 9, bei S. Schard, De- 
iurisdictione, auctoritate et praeeminentia imperiali. 1566, p. 368. 

©) Johannis Porta de Annoniaco liber de coronatione Karoli IV 
imperatoris, ed.R. Salomon, SS. rer. germ., 1913, c. 15 p.35. Der 
Krönungsbericht c. 48 p. 85 erwähnt nur den Schutzeid. 
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Karls V. vom 24. Februar 1530 bieten nur wenige, für die 
Geschichte des Sicherheitseides belanglose Besonderheiten. 
Bedenken gegen die Eidesleistung scheint nur Friedrich III. 
gehabt zu haben!), aber er hat sie schließlich ‚aus Ehr- 
furcht vor dem Statthalter Christi“ überwunden. 

Karl IV. bat am Krönungstage beide Eide geschwo- 
ren.?2) In den Trienter Eiden vom 27. April 1347°) hatte 
er der Kurie Zusagen machen müssen, die alle bisherigen 
weit übertrafen, unter anderem, daß er vor dem Krönungs- 
tag Rom nicht betreten und an demselben Tage nach Emp- 
fang der Krone die Stadt wieder verlassen werde.t) 

Sigismund hatte noch einen besonderen Eid zu leisten, 
durch welchen er sich zu Eugen IV. bekannte. Friedrich III. 
leistete den Sicherheitseid persönlich vor dem Betreten des 
Kirchenstaates zu Siena in die Hände der päpstlichen Lega- 
ten und zwar in der Ottonischen Form.) Wenn Aeneas 
Silvius berichtet, Friedrich habe in der Kapelle S. Mariae 
in Turri denselben Eid geleistet, welchen Ludwig d. Fr. 
(817, c. 30 D. 63 Ego Ludovicus) geleistet habe, so ist er 
offenbar schlecht unterrichtet. Bei der Krönung Karls V. 
zu Bologna scheint der Sicherheitseid entfallen zu sein, 
offenbar weil man in diesem Falle die Ablegung desselben 
nicht für nötig gehalten hat. 


Wie der Schutz- oder Krönungseid auf das Schutz- 
versprechen, so geht der Sicherheitseid auf das Bündnis 
von 754 zurück. In der Geschichte des letzteren spiegeln 
sich die Wandlungen, welche das Verhältnis von Sazer- 
dotium und Imperium im Mittelalter erfahren hat. Noch 
in der ersten Hälfte des 11. Jahrhunderts wird die fidelitas 


1!) Aeneae Silvii Historia rerum Friderici III. imp. 1685, p. 69, bei 
Günter, Sammlung 49. 

2) Otto, Sicherheitseide $. 330 ff. 

3) MG. Const. VIII 249. 

4) Vgl. auch den von Waitz, Formeln der deutschen Königs- und 
der römischen Kaiserkrönung S. 53 veröffentlichten tractatus de coro- 
natione imperatoris des 14. Jahrhunderts. 

5) Christ. Marcellus 15, bei Günter, Sammlung 48. 

13* 


196 Eduard Eichmann, 


von beiden Teilen persönlich beschworen, Dann begnügt 
sich der Papst mit einem Versprechen oder seinem ‚„aposto- 
lischen Wort‘; aber Legaten schwören noch in animam eius. 
Dann hört auch das auf und der Eid wird seit Lothar II. 
nur mehr vom Kaiser geleistet. Zwar die gegenseitige fide- 
litas bleibt bestehen, aber sie ist nicht mehr die zwischen 
zwei gleichstehenden Mächten, sondern die zwischen supe- 
rior und subditus oder zwischen dominus und vasallus. Ein 
theologisches Gutachten für Clemens V.!) gibt zu, daß der 
Papst dem Kaiser zur fidelitas verpflichtet sei ‚wie der 
Herr dem Vasallen oder wie der Vorgesetzte dem Unter- 
gebenen‘‘; aber einen Eid leiste der Papst dem Kaiser 
nicht, weil er dadurch ein subiectus des Kaisers würde. — 
Alexander von Roes hat zu Ende des 13. Jahrhunderts in 
seiner notitia saeculi c. 12) den Wandel der Dinge treffend 
gezeichnet: das Reich konnte nicht mehr tiefer sinken ohne 
zu verschwinden und das Sazerdotium nicht mehr höher 
steigen, ohne unter Preisgabe seiner apostolischen Aufgabe 
sich in einen Weltstaat zu verwandeln. Einen nicht ge- 
ringen Anteil an der Entwicklung dieses päpstlichen Im- 
perialismus hat die Konstantinische Schenkung, deren 
kirchenpolitische Bedeutung noch viel zu wenig gewür- 
digt ist. 


III. 
Der Eid für die Römer. 


Nach Ordo Cencius II hat der deutsche König am Tage 
der Krönung während des Einzuges in die Stadt den Römern 
dreimal zu schwören. Das erstemal nach dem Abstieg vom 
Monte Mario „ad ponticellum“. Dieses Brücklein läßt sich 
an der Hand zweier späterer Krönungsberichte topogra- 
phisch noch einigermaßen bestimmen. Cum ad parvum 
pontem Almacie, qui recte in bivio situs est super modicam 
aquam, berichtet Johannes Porta®) über die Stelle des 


1) MG. Const. IV 1380. 

2) ed. Franz Wilhelm in MIÖG. XIX 665; W. Schraub, Jordan 
von Osnabrück und Alexander von Roes. 1910. 

*) Iohannes Porta de Annoniaco liber de coronatione Karoli IV 
imp. c.45, ed. Salomon 82. 
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Römereides Karls IV.; dazu der Bericht des Christ. Mar- 
cellus I 5 über Friedrich III.!): antequam ponticulum, qui 
 primus ante ingressum urbis post descensum montem oc- 
currit, pertranseant. Sodann bewegt sich der Zug über 
die Neronische Wiese nach der Engelsburg hin. Vor dem 
Tor des Portikus, welcher von hier, entsprechend etwa dem 
heutigen Borgo vecchio, zum Vatikan hinführte?), vor der 
sog. Porta Collina schwört der König zum zweiten, auf den 
Stufen von St. Peter zum dritten Male folgenden Eid: Ego 
N. futurus imperator iuro me servaturum Romanis bonas 
consuetudines et firmo chartas tertii generis et libelli sine 
fraude et malo ingenio. Sic me Deus adiuvet et haec sancta 
Dei evangelia. Es waren nicht drei inhaltlich verschiedene. 
Eide, sondern immer derselbe Eid: ad portam Collinam 
similiter iurare debet. In gradibus s. Petri similiter. 
Schon Theoderich soll bei seinem Einzuge in Rom eine 
Rede an das Volk gehalten haben, in welcher er versprach, 
die Gesetze der früheren römischen Kaiser vollständig be- 
stehen zu lassen®); er wollte das Mißtrauen beseitigen, das. 
dem Fremden immer entgegengebracht wird, und sich eine 
gute Aufnahme sichern. Ein ‚„pactum‘‘ eines abendländi- 
schen Kaisers mit den Römern wird meines Wissens erst- 
mals zum Jahre 875 erwähnt.*) Karl der Kahle soll bei 
seiner Anwesenheit in Rom ein „pactum cum Romanis‘“ 
„erneuert‘‘ haben, perdonans illis iura regni et consuetu- 
dines illius. Das klingt schon stark an die obige Eid- 
formel an und deutet zugleich an, daß schon früher der- 
artige Abmachungen mit den Römern getroffen worden 
sind, über deren Inhalt wir aber weiter nichts wissen. Man 
wird natürlich zunächst an die Wahrung des national- 


1) Bei Günter, Sammlung 48, 

2) Heinrich V. schwört den Römern zuerst ante ponticellum, dann 
„ante portam porticus‘“. Annales Romani, MG. Const. 1147. 

3) Excerpta Valesiana c. 65, MG. Auct. ant. IX 324: se omnia ..., 
quod retro principes Romani ordinaverunt, inviolabiliter servaturum. 
Fulgentii Episcopi Ruspensis vita c. 13, Migne, PL, 65, 130: Theodorico 
rege concionem faciente ... favores liberi populi ... audiens, 

“) Libellus de potestate imperator. (Mitte des 10, Jahrhunderte), 
MG. SS. III 722. 
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römischen Rechts zu denken haben. So hat Karl der Kahle 
auf dem Reichstage zu Pavia 876!) versprochen, jeden 
nach seinem nationalen Recht leben zu lassen. Wichtiger 
aber ist die Beschränkung der kaiserlichen Oberhoheit in 
Rom, welche durch den Dualismus mit der päpstlichen Ge- 
walt gegeben war. Schon 824?) wurde in dem Treueid der 
Römer für die Kaiser Ludwig und Lothar ein Vorbehalt 
gemacht zugunsten des Papstes: salva fide quam repromisi 
domino apostolico. Ebenso schwören die Römer 8983) dem 
Kaiser Arnulf salvo honore et lege mea atque fidelitäte 
domno Formoso papae. In dem Ottonischen Eid Tibi do- 
mino muß der König versprechen, in Rom ohne Zustimmung 
des Papstes kein Gesetz und keine Anordnung zu treffen, 
welche sich auf den Papst und die Römer beziehen sollten. 
Daraus allein schon dürfte sich das Interesse des Papstes 
an der Leistung des Römereides erklären, welches durch 
die Aufnahme desselben in das Krönungszeremoniell dekla- 
riert ist. 

Welcherart waren nun die ‚Gewohnheiten‘, auf deren 
Erhaltung die Römer Gewicht legten? Hierüber gibt wohl 
den besten Aufschluß das ‚pactum‘“, welches Friedrich 1. 
1167 mit den Römern geschlossen hat?), um sich ihrer 
„fidelitas“ zu versichern. Der Kaiser bestätigt den Senat 
und alle rechtmäßigen Besitzungen des römischen Volkes; 
er verspricht, die guten Gebräuche der Stadt und die Miet- 
und Pachtverträge auf 3 oder 4 Leiber (libellos tertii et 
quarti generis) bestehen zu lassen; jene Zölle und Abgaben 
im ganzen Reich, auf welche die Römer ein Recht haben, 
das plateaticum, portaticum, pedagium, ripaticum dürfen 
bei Strafe von 100 Pfund Gold nicht beeinträchtigt oder 
aufgehoben werden. Die ‚cartae tertii generis‘‘, welche in 
der Eidformel ‚„bestätigt‘‘ werden und von denen in dem 
pactum von 1167 die Rede ist, sind Urkunden über Pacht- 


2) MG. Capitul. II 100: unicuique competentem legem ac iustitiam 
conservabo. Vgl. Constitutio Romana 824 c. 5, ibd. I 323. Widos Wahl- 
dekret 889, ibd. II106 und Wahlkapitulation c.5, ibd. 105. Otto I. 
Capitul. Veronense 967 c.9, MG. Const. 129. 

3) Constitutio Romana, MG. Capitul. I 324. 3) ibd. 11 123. 

*) MG. Const. I 325. | 
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verträge!), welche zwischen der Kirche und wohlhabenden 
Privaten geschlossen wurden. Die Güter wurden von der 
Kirche gegen einen jährlichen Geldzins zur Nutzung und 
Melioration auf drei Generationen verliehen, d.i. an den 
Empfänger, dessen Sohn und Enkel, worauf sie samt den 
Meliorationen, insbesondere samt den auf dem Gut errich- 
teten Gebäulichkeiten, wieder an die Kirche zurückfallen 
sollten. Ein extraneus durfte eingesetzt werden, wenn kein 
leiblicher Erbe vorhanden war. Dieses sog. Dreileiberrecht 
ist in der Gesetzgebung Justinians begründet. Justinian 
hatte nämlich zum Schutze des Kirchenvermögens be- 
stimmt, daß die Emphyteuse an Kirchengut nicht auf ewig 
abgeschlossen werden, sondern nur auf den Empfänger und 
zwei Nachkommen in gerader Linie sich erstrecken dürfe 
(Nov.7 pr. $1; 120c. 1).2) Der Vertrag mußte vom Bischof 
persönlich abgeschlossen werden und bedurfte zur Gültigkeit 
der schriftlichen Form (Nov. 7 c. 3; 120 c. 6); nur mit Wohl- 
habenden sollte die Kirche solche Verträge schließen (Cod. 1, 
2, 24). Nach dem Erlöschen der dritten Generation wurde 
der Vertrag erneuert, ja es bestand für den Eigentümer 
eine Pflicht zur Renovation, so daß das geliehene Gut tat- 
sächlich im Besitz der Familie blieb.) Wie aus dem pactum 
von 1167 ersichtlich, ist die kirchliche Emphyteuse später 
auch auf die vierte Generation ausgedehnt worden. Wie 
die cartae tertii generis die Pachtform für die Großpächter, 


1) Zwei Urkunden aus dem Jahre 956 bei G.Marini, i papiri 
diplomatici. 1805, 316ff. Urkunden aus den Jahren 822, 879, 897, 984, 
1026 bei Galletti, Del Primicerio della s. sede apostolica. 1776, 259, 
Für Ravenna die Urkunden im Codex Bavarus, J. B. Bernhart, Codex 
traditionum ecclesiae Ravennatensis. 1810; M. Fantuzzi, Monumenti 
Ravennati I. 1801; L.M. Hartmann in MIÖG. XI (1890), 361. VgL 
auch Liber diurnus form. 34 und 35, ed. Sickel 25, 26. 

2) A. Knecht, System des Justinianischen Kirchenvermögens- 
rechts. Kirchenrechti. Abhandlungen, hrsg. v. Ulrich Stutz, 22. Heft. 
1905, 140ff.; Th. Mommsen, Gesammelte Schriften III 3, 177 ff.; Ernst 
‚Mayer, Italienische Verfassungsgeschichte I. 1909, 193ff.; E. Löning, 
Geschichte des deutschen Kirchenrechts II, 1878, 710ff.; Hartmann, 
Geschichte Italiens im MA. I 377ff., 408; Brunner, Deutsche Rechts- 
geschichte I? 304 A. 46; derselbe, Zur Rechtsgeschichte der römischen 
und germanischen Urkunde. 1880, 93. 

3) E.Mayer a.a. 0. 197. 
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so waren die ‚libelli‘‘ die Pachtform für die Kleinpächter, 
die coloni. Die Pachtzeit betrug hier 29 Jahre. Kaiser 
Anastasius hatte nämlich Cod. XI 48, 19 bestimmt, daß 
Bauern, welche über 30 Jahre als Pächter auf demselben 
Grund und Boden arbeiten, an die Scholle gebunden sein 
sollten. Dem suchten die Kolonen zu entgehen, indem sie 
die Pacht immer nur auf 29 Jahre schlossen und dann 
wieder auf dieselbe Zeit erneuerten. Die Leistungen des 
Kleinpächters bestanden in Naturalabgaben und Fronden.t) 
Die Gefahr der Entfremdung des Gutes war bei der Klein- 
pacht naturgemäß geringer als bei der Großpacht, wenn- 
gleich auch hier eine Renovationspflicht sich gebildet haben 
dürfte; dagegen war von den coloni eher eine rücksichts- 
lose Ausnützung als eine Melioration des Gutes zu erwarten, 

Begreiflicherweise waren also die Kirchengüter der Ge- 
fahr der Entfremdung oder Verschlechterung ausgesetzt und 
die Kirche zudem in ihrer Verfügungsfreiheit erheblich be- 
schränkt. Daher die Versuche auf den Synoden von Ra- 
venna 877?) und 898°), die Verleihung von Kirchengut ein- 
zuschränken; gewisse Güter sollen, außer an familiares des 
‚Papstes, nicht ausgeliehen, sondern für die Verwaltung des 
Lateranpalastes reserviert werden; ‚contra rationem‘‘ aus- 
geliehene Güter sollen zurückgezogen werden. Aber auch 
die Kaiser sind interessiert. Sehr lehrreich ist in dieser 
Beziehung die Constitutio Ottos III. vom 20. September 
998.4) Die Bischöfe, heißt es hier, leihen Kirchengüter°) 
aus nicht zum Nutzen der Kirche, vielmehr zur eigenen 
Bereicherung oder aus Gründen der Verwandtschaft und 
Freundschaft. So kommen Kirchengüter in fremde Hände, 
und die Bischöfe sind infolgedessen nicht mehr in der Lage, 


ı) EÄ,M. Hartmann, Bemerkungen zum Codex Bavarus, in MIÖG. 
XI 364 fl. Ä 

3) c.15 und 17. Labbe& et Cossart, Concil. VI 188. 

®) c.8, MG. Capitul. II 125. Hartmann, Geschichte Italiens III 2. 
1911, 38, 130. — Vgl. auch die capitula per se scribenda 818, 819 c. 4, 
MG. Capitul. I 287. 

“) MG. Const. I 50. 

$) Die Konstitution macht keinen Unterschied zwischen eigent- 
lichem Kirchengut und Reichskirchengut. 
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den ihnen obliegenden Reichsdienst zu leisten. Dadurch 
sei auch die kaiserliche Majestät geschädigt, wenn subditi 
die schuldigen Obliegenheiten nicht erfüllen können. Daher 
bestimmt der Kaiser, daß jeder der Kirche schädliche Ver- 
trag, er sei in der Form des libellus oder der Emphyteuse 
geschlossen, mit dem Tode des Ausstellers (d. i. des Bischofs) 
erlöschen solle. Der Nachfolger soll das Recht haben omnia 
quae per libellos vel per alia quaelibet scripta abalienata 
fuerunt, in proprium ius ecclesiae revocare et ita ordinare, 
ut Deo et nobis debitum obsequium valeat exhibere. So 
dürften sich die Sorgen der Römer um das Dreileiberrecht 
und den Libellarkontrakt zur Genüge erklären. 

Die Krönungsberichte bestätigen wiederholt die Ab- 
leistung des Römereides. Die Annales Romani berichten 
zum Jahre 1111, daß Heinrich V. duo iuxta priorum im- 
peratorum consuetudinem iuramenta unum ante ponticel- 
lum, alterum ante portam porticus Romanorum populo 
fecit. Aus dem Schweigen der Annalen über den dritten, 
auf den Stufen von St. Peter zu leistenden Eid braucht 
natürlich nicht auf dessen Unterlassung geschlossen zu wer- 
den. Möglich auch, daß Heinrich, wie Diemand 56 A.4 
vermutet, beim Einzuge deshalb nur zweimal geschworen 
hat, weil er am Tage vorher auf dem Monte Mario schon 
einmal geschworen hatte; denn Petrus, der Fortsetzer der 
Chronik von Monte Cassino, berichtet!): Romanis vero in- 
stantibus, ut honorem et libertatem Urbis sacramento fir- 
maret, callide illos caesar circumvenire cupiens Teutonica 
lingua iuxta suum velle iuravit. Der Römereid Lothars II. 
war auf der Unterschrift des bekannten Bildes im Lateran 
verewigt: Rex venit ante fores, iurans prius Urbis hono- 
res.?) Wie es im Ordo vorgesehen war, verlangten die 
Römer 1155 von Friedrich I. drei Eide, aber verschiedenen 
Inhalts®): debes itaque primo ad observandas meas bonas 
consuetudines legesque antiquas — diese Forderung en 


1) IV36, MG. SS. VII 779. 

2) Otto von Freising, Gesta Friderici imp. III 10, SS, rer. germ. F 
ed. Waitz-Simson 177. 

s) Otto von Freising, Gesta Friderici Ip: II 29, ed. Waitz- 
Simson 136. . | SE 
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sich mit der Eidformel —, mihi ab antecessoribus tuis im- 
peratoribus idoneis instrumentis firmatas, ne barbarorum 
violentur rabie, securitatem praebere, officialibus meis, a 
quibus tibi in Capitolio adclamandum erit, usque ad quin- 
que milia librarum expensam dare, iniuriam a re publica 
etiam usque ad effusionem sanguinis propellere, et haec 
omnia privilegiis munire sacramentique interpositione pro- 
pria manu confirmare. Die Forderungen wurden von Fried- 
rich I. mit Entrüstung zurückgewiesen. In einem Schreiben 
an Otto von Freising!) hat er seinem Unmut Ausdruck ge- 
geben: Romani nuncios suos ad nos miserunt, et maximam 
pecuniam?) pro fidelitate eorum ac servitio, trisa quoque a 
nobis iuramenta exquisierunt.?) Friedrich ‚wollte aber das 
Reich nicht kaufen‘ und hielt sich auch nicht für ver- 
pflichtet, ‚dem gemeinen Volk einen Eid zu leisten‘; er hat 
den Eid, wie es scheint, überhaupt nicht geschworen, wes- 
halb die Krönung in aller Heimlichkeit vollzogen werden 
mußte. Wie die Forderungen der Römer das Herkommen 
weit überschritten, so befand sich auch Friedrich über das 
Herkommen bezüglich des Eides im Irrtum. Seine Weige- 
rung scheint aber doch den Erfolg gehabt zu haben, daß 
die Römer sich fortan mit einer einmaligen kaiserlichen 
Eidesleistung begnügen mußten. Nach Roger von Hove- 
den) versprach Heinrich VI. durch eine an den Papst, die 
Kardinäle und Senatoren gerichtete Gesandtschaft, se in 
omnibus leges et dignitates Romanas servaturum illaesas. 


1) Gesta Friderici imp. ed. Waitz-Simson, p. 2 ss. 

2) Es dürfte sich um die presbyteria gehandelt haben, d.h. um die 
Geldgeschenke, welche der Kaiser nach Ordo Cencius II an die bei der 
Krönung Beteiligten zu verteilen hatte, vielleicht auch um das 
Gieldausstreuen unter die Menge, welches die kaiserlichen Kämmerer 
während des Einzugs in die Stadt zu besorgen hatten. Vgl. auch 
Diemand 59 A.]. 

3) Vgl. das gleichzeitige Gedicht auf Friedrich I., bei Diemand 59: 
Sed petit ut veterem serves, dux inclite, morem; scilicet ut iures mox 
intraturus in urbem / te servaturum populi decus, urbis honorem / iura 
senatorum: nam sic vetus exigit ordo. Die Antwort des Kaisers: mos 
tamen iste mihi, quem me servare rogatis / nunc, erat ignotus, nec sum 
iurare paratus / consilio procerum que poscitis ista meorum. 

4) Chronik, MG. SS. XXVII 152. 
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Der Papst habe dann, berichtet Roger weiter, mit den Kar- 
dinälen, Senatoren und dem römischen Volk Rats gepflogen 
und beschlossen, die Bitte des Königs (um Krönung usw.) 
zu erfüllen salvis dignitatibus et consuetudinibus Romano- 
rum. Ähnlich schildert die Vorgänge Arnold von Lübeck 
in seiner Slavenchronik V 4.1) Vor dem Einzug in die 
Stadt habe Heinrich die Römer seiner Freundschaft ver- 
sichert und versprochen, die Stadt und die Römer zu ehren. 
Über das Versprechen berichten die Römer dem Papste: 
se pacificum venire affirmat et in omnibus urbem nostram 
honorare ... desiderat. Der Schwur war wie das Aus- 
streuen von Geld durch die königlichen Kämmerer die Be- 
dingung für einen friedlichen und freundlichen Empfang 
und den ungestörten Verlauf der Krönungsfeierlichkeiten.?) 

In dem Ordo seit 1209 ist nur ein einmaliger Eid für 
die Römer vorgesehen; er wurde geleistet ad ponticellum 
und zwar in folgender gegen früher vereinfachten Form: 
ego N. rex futurus imperator iuro me servaturum Romanis 
bonas consuetudines suas. Sic me Deus ... Das Drei- 
leiberrecht wird also nicht mehr erwähnt; es hatte wohl 
seine praktische Bedeutung verloren. Für die Zeit nach 
1209 besitzen wir nur spärliche Nachrichten. In dem Eid 
‘vom 8. Juni 1201?), also schon während der Vorverhand- 
lungen, mußte Otto IV. unter anderem versprechen: stabo 
etiam ad consilium et arbitrium tuum de bonis consuetu- 
dinibus populo Romano servandis et exhibendis. Diese 
Vorsicht war offenbar durch die Vorgänge von 1155 ein- 
gegeben. Dem Papste mußte ebensoviel an dem friedlichen 
Verhalten der Römer und an dem ungestörten Verlauf der 


1) SS. rer. germ., ed. Lappenberg 151: fac nobiscum amicitias 
et honora nos et Urbem iure nostro, quod exhibuerunt reges, qui ante 
te fuerunt. Insuper fac nobis iustitiam de castellanis tuis, qui sunt 
in Tusculano, qui sine intermissione nos inquietare non cessant, et 
erimus pro te ad domnum papam, ut coronam imperii super caput tuum 
ponat. Qui in omnibus ad voluntatem Romanorum promptum Se 
exhibuit. 

2) Vgl. das vorhin erwähnte Gedicht: Postulat ut tribuas (munera) 
sicque ingrediaris in urbem / letus ut accipias populi gaudentis honorem / 
servitiumque simul maius quam sumpseris umquam, 

?) MG. Const. II 27. 
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Krönungsfeierlichkeiten liegen wie dem König; er wollte 
sich die Römer nicht wegen einer Unterlassung des Kaisers 
zu Feinden machen. Aus Furcht vor Unruhen haben ja 
die Päpste seit dem 14. Jahrhundert den künftigen Kaisern 
sogar das Versprechen abgenommen, die Stadt nicht vor 
dem Krönungstage zu betreten und sofort nach der Krönung 
wieder zu verlassen. 

Eine Erweiterung der Formel begegnet uns nur in dem 
Bericht des Johannes Porta über Karl IV. c.45.1) Vor 
dem Brücklein leistete der König folgenden Eid auf das 
Evangelium, welches ihm der Bürgermeister von Rom vor- 
hielt: Ego Carolus Dei gratia Romanorum rex cemper au- 
gustus et Boemiae rex, imperator futurus, iuro et promitto, 
me esse et esse velle conservatorem, protectorem et defenso- 


rem catholicae fidei christianae et sacrosanctae Romanae - 


matris ecclesiae ac totius fidelis populi christiani ac iurium 
et honoris sacri Romani imperii suorumque fidellum omni- 
um; necnon iuro conservare pacem et securitatem senatori- 
bus, senatui populoque Romano tam in personis quam in 
rebus et iuribus universis, quantum valeo atque possum, 
ac omnes bonos usus et consuetudines urbis Romanae ac 
etiam omnes iurisdictiones et libertates praefatae Urbis et 
populi Romani protegere et manutenere, quantum in me 
fuerit. Sic me Deus... 

Der Römereid bildet kein Ruhmesblatt in der Ge- 
schichte des abendländischen Kaisertums. Wenn der künf- 
tige „Kaiser der Römer“ sich den Einzug in die Stadt durch 
ein eidliches Versprechen des Wohlverhaltens erkaufen 
mußte, so zeigt dies nur allzu deutlich, daß er nirgends 
weniger „dominus mundi‘ gewesen ist als in Rom. Ger- 
vasius von Tilbury, der Kanzler Ottos IV., hat dieses Ver- 
hältnis treffend geschildert. In seiner für Otto IV. be- 
stimmten Schrift Otia imperialia II 18?) sagt er über den 
Dualismus der päpstlichen und kaiserlichen Gewalt in Rom: 
Ecce quam infelix urbis permutatio, quae sub unitate, ut 
dicit Papa, dominis duobus servire dicatur, uni ex corona; 


!) ed. Salomon 82. 
2) Leibnitz, Scriptores rer. Brunsvicensium I 91. 
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alteri ex potentia. Verum in hoc antiquae nobilitatis recor- 
datur efferitatem, quod utriusque domina Roma, utrumque 
dominum nominat; cum pro suae voluntatis arbitrio ipsa 
utrique dominatur; utrique molesta, utrique cervicosa, neu- 
trum fugit et utrumque parvipendet. 


11. 


Zur Charakteristik der geistlichen Gerichtsbarkeit 
vornehmlich im späteren Mittelalter. 


Von 


Herrn Professor Dr. Justus Hashagen 
in Bonn a.Rlı. 


I. Zur Motivierung des Kampfes der Landesherren 
gegen die geistliche Gerichtsbarkeit. 


Die landesherrliche Kirchenpolitik bekämpft fast über- 
all die geistliche Gerichtsbarkeit. Von welchen Motiven ist 
dieser Kampf bestimmt ? Die Antwort auf diese Frage hängt 
vornehmlich ab von dem Urteile über die geistliche Gerichts- 
barkeit. Erweist sich die geistliche Gerichtsbarkeit auch 
noch im späteren Mittelalter im allgemeinen als eine segens- 
reiche Einrichtung, so wird ihre Bekämpfung durch die Lan- 
desherren wesentlich auf neben der Sache liegende, besonders 
politische Motive zurückgehen. Lassen sich dagegen bei den 
geistlichen Gerichten schwere Gebrechen in Fülle nachwei- 
sen, die nicht nur den Widerstand der Landesherren, sondern 
auch anderer Instanzen gegen sie hervorrufen, so wird man 
geneigt sein, auf die politischen Motive nicht mehr den 
Hauptnachdruck zu legen, sondern den Kampf der Landes- 
herren gegen die geistliche Gerichtsbarkeit mehr auf landes- 
polizeiliche, soziale Motive zurückzuführen. 

Am deutlichsten ist das kürzlich in Redlichs Unter- 
suchungen über Jülich-Berg geschehen. Neben dem in der 
Aufrichtung des landesherrlichen Kirchenregimentes zum 
Ausdruck gelangenden “dynastischen Streben’ hebt Red- 
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lich als Motiv des Kampfes gegen die geistliche Gerichts- 
barkeit besonders die Sorge für die Landeswohlfahrt mehr- 
fach hervor. Schon der bergisch-kölnische Sühnevertrag von 
1289 zeige mit seinen Bestimmungen gegen die geistliche Ge- 
richtsbarkeit, “daß nicht Fehdelust und Selbstsucht, sondern 
sehr ernste und notwendige Sorgen um das Wohl der Unter- 
tanen für den Grafen bestimmend waren’.!) Für den Aus- 
gang des Mittelalters verweist er?) auf die Fülle von Suppli- 
ken, die — besonders gegen die geistliche Gerichtsbarkeit — 
bei der Landesregierung eingelaufen sind. Daraus werden 
Schlüsse auf die Motive der Landesherren gezogen, wie die 
folgenden Bemerkungen zeigen: "Maßgebend für die herzog- 
liche Regierung ... war immer der Gesichtspunkt ..., 
Schädigungen des sozialen Lebens, wie sie durch Bann und 
Interdikt hervorgerufen wurden, zu verhindern.’ “Der fiska- 
lische Gesichtspunkt tritt ... nirgends hervor; es findet 
sich kein Beweis dafür, daß die Parteien etwa gezwungen 
wurden, das weltliche Gericht anzurufen, damit dem Herzog 
die Brüchten nicht verloren gingen.’ “Das Vorgehen der... 
Regierung gegen die Ausübung der geistlichen Jurisdiktion 
entsprach ... durchaus ... den Bedürfnissen des Volkes, 
dem durch die Ladung vor den geistlichen Richter ... ein 
ganz bedeutender wirtschaftlicher Schaden erwuchs, noch 
ganz abgesehen von den bedenklichen Folgen von Bann und 
Interdikt” “Was anfänglich als eine Aufgabe und Kraft- 
probe dynastischen Strebens erscheint, das wird, je mehr 
das Volk zu eigener politischer Betätigung erwacht, eine 
Forderung der Gesamtheit.” Endlich heißt es allgemeiner 
für das 16. Jahrhundert: ‘Es ist... der wirtschaftliche Ge- 
sichtspunkt, der... die... Regierung veranlaßt ..., den 
„armen Mann“ zu schützen vor der Ausbeutung durch die 
geistlichen Behörden. Diese Fürsorge für den Unbemittelten 


1) Jülich-Bergische Kirchenpolitik am Ausgange des Mittelalters 
und in der Reformationszeit I (1907) S. 18*. Publikationen der Gesell- 
schaft für Rheinische Geschichtskunde 28. 

2) Für das Folgende: S. 56ff.*. 60*. 62*. 79* und meine Be- 
sprechungen Redlichs: Westdeutsche Zeitschrift 26 (1907) S. 267f. und 
Göttingische Gelehrte Anzeigen 1916 S.6. Ähnlich II2 (1915) S.1*. 9 
Anm. 4*. 15*. 54*. 1 58* ist von G. Wolf in den Mitteilungen aus der 
historischen Literatur 39 (1911) S. 70 mißverstanden worden. 
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... bildet fortan noch mehr als bisher den Grundzug der 
herzoglichen Kirchenpolitik.” Wie man sieht, sucht Redlich 
die Motive der Landesherren mehr auf innerpolitisch-sozia- 
lem als auf äußerpolitischem Gebiete oder dem des politi- 
schen Machtstrebens im allgemeinen. 

Diese Motivierung ist jedoch nicht unbestritten geblie- 
ben. In einer Besprechung des Lossenschen Buches!) wen- 
det sich Stutz?) mit folgenden Bemerkungen dagegen: 
“Nicht sowohl sittliche Entrüstung über die Entartung und 
den Mißbrauch geistlicher Gerichtsbarkeit und geistlicher 
Zwangsmittel (eine Empfindung, der man zu Ausgang des 
Mittelalters zwar hier und da auch begegnet, die aber mehr 
der Reformationszeit und der Gegenwart angehört) und 
nicht so sehr die landesherrliche Fürsorge für die durch die 
geistliche Gerichtsbarkeit bedrängten Untertanen haben am 
Niederrhein und anderswo den Landesherren das Schwert 
gegen den geistlichen Richter in die Hand gedrückt, als viel- 
mehr ihr eigenes Interesse und ihr Machtbedürfnis. Die poli- 
tische Bedeutung, die der geistlichen Gerichtsbarkeit ... 
zukam ..., die geistliche Gerichtsbarkeit als politische Ge- 
fahr ... ließ die Landesherren ... einschreiten.’ 

Zur Stütze dieser Anschauung werden S. 580f. be- 
sonders zwei Ergebnisse der Hennigschen Forschungen?) 


1) Staat und Kirche in der Pfalz im Ausgang des Mittelalters. 
Vorreformationsgeschichtliche Forschungen 3, 1907. 

2) Zeitschrift der Savigny-Stiftung, Germanistische Abteilung 28 
(1907) S. 581. Ähnlich Deutsche Literaturzeitung 28 (1907) S. 1224 in 
einer Besprechung Hennigs (s. unten Anm. 3), wo der Kampf gegen die 
geistliche Gerichtsbarkeit besonders als Kampf für die Durchsetzung der 
privilegia de non evocando et de non appellando aufgefaßt wird. Noch 
schärfer W. Kisky in einer Besprechung von Redlich I in der Zeitschrift 
des Gesamtvereins der Deutschen Geschichts- und Altertumsvereine 58 
(1910) S. 547f.: "Das allein war doch der treibende Gedanke bei den 
Fürsten in ihrem Kampfe gegen die geistliche Gerichtsbarkeit wie bei 
allen [!] von ihnen angestrebten Neuerungen ....: Ausdehnung .... 
ihrer landesherrlichen Gewalt zur Ausgestaltung und Konsolidierung ihres 
Staates’ .... Ich hatte mich in den Monatsheften für rheinische 
Kirchengeschichte 2 (1908) S. 5 in der Frage der Motivierung an Redlich 
angeschlossen und daran S. 32 gegen Stutz festgehalten. 

8) Die Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern in der Mark Branden- 
burg und die päpstlichen Privilegien des Jahres 1447: Veröffentlichungen 
des Vereins für die Geschichte der Mark Brandenburg, 1906. A.Werming- 
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verwertet. Vor allem hat Hennig schlüssig nachgewiesen, 
daß in der Mark Brandenburg der Kampf gegen die geist- 
liche Gerichtsbarkeit der Landesbischöfe von den Landes- 
herren weit lässiger geführt wird als der Kampf gegen die 
geistliche Gerichtsbarkeit der exterritorialen Bischöfe.!) Daß 
für diese verschiedene Ausprägung der Kampfstellung poli- 
tische Motive entschieden haben, bedarf keines Beweises. 
Es ist ähnlich zu beurteilen, wenn umgekehrt die Stadt 
Straßburg die geistliche Gerichtsbarkeit innerhalb der Stadt 
aufs schärfste bekämpft, während sie außerhalb der Stadt 
in der Diözese für sie eintritt®), oder wenn für Braunschweig 
und Stendal besondere geistliche Richter eingesetzt werden.?) 

Die Duldsamkeit des Landesherrn gegen die geistliche 
Gerichtsbarkeit der Landesbischöfe erleidet jedoch auch 
nach Hennig eine grundsätzlich wichtige Einschränkung. 
Ein auf Veranlassung des Landesherrn gegen die geistlichen 
Strafmittel, gegen Bann und Interdikt, gerichteter mittel- 
märkischer ständischer Rezeß vom 15. Juni 1445*), der in 
einer Würzburger Ordnung des geistlichen Gerichts von 
14485) eine fast gleichzeitige Parallele findet, wendet sich 


hoff, Historische Vierteljahrsschrift 11 (1908) S. 176f. stimmt Stutz zu. 
Vgl. auch H. v. Srbik, Die Beziehungen von Staat und Kirche in Öster- 
reich während des Mittelalters: Forschungen zur inneren Geschichte 
Österreichs 1 (1904) S. 58f. 

1) Hennig S. 131f. 134ff. 155ff. 

2) K. Stenzelin der Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 68 
(1914) S. 392. Vgl. S. 408. 419. 439; 69 (1915) S. 52. Für Salzwedel 
vgl. Hennig S. 142 Anm. 2. 

s) N. Hilling, Die Offiziale der Bischöfe von Halberstadt im Mittel- 
alter, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausg. von Stutz 72 (1911) 
S. 5tiff., Archiv für katholisches Kirchenrecht 96 (1916) S. 331f.; 
A. Störmann, Die städtischen Gravamina gegen den Klerus am Aus- 
gange des Mittelalters und in der Reformationszeit, Reformationsgeschicht- 
liche Studien und Texte, herausg. von J. Greving 24/26 (1916) S. 200. 

*) A.F. Riedel, Codex Diplomaticus Brandenburgensis III 1 (1859) 
Nr. 166 S. 273-276; Hennig S. 136ff., der jedoch für Vorgeschichte 
und Auslegung des Rezesses wesentlich ergänzt wird durch M. Gilow 
in den Forschungen zur Brandenburgischen und Preußischen Geschichte 
21 (1908) S. 40ff. 45. 49ff. 62f. Das Original des Rezesses beruht nach 
S.42 im Geheimen Staatsarchiv: Ecclesiastica Generalia I. 

5) W. Wintruff, Landesherrliche Kirchenpolitik in Thüringen am 
Ausgang des Mittelalters, Forschungen zur thüringisch-sächsischen Ge- 
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auch gegen die Ausübung der Strafgewalt der übrigens vom 
Landesherrn in sehr geschickter Weise teilweise zum Ein- 
verständnisse bewogenen!) Landesbischöfe. Der Bann wird 
eingeschränkt, und das Interdikt wird überhaupt verboten.?) 
Zwar gewinnt es den Anschein, als wenn dies Verbot wir- 
kungslos geblieben und das Interdikt auch in der Zeit nach 
diesem Rezesse unter ‘stillschweigender Duldung’ des Lan- 
desherrn verhängt worden sei.?) Man darf aber bei der sonst 
weitverbreiteten Gegnerschaft der Laiengewalten gegen die 
geistlichen Strafen und ihren Mißbrauch (unten 8. 237 ff.) an- 
nehmen, daß das nicht gutwillig geschah: der Landesherr 
hat die Durchführung des sonst überall und lange geachteten 
Rezesses von 1445 in diesem einen Punkte nur deshalb nicht 
erreicht, weil er sie nicht erreichen konnte. 

Für die Beantwortung der Frage nach den Motiven des 
landesherrlichen Kampfes gegen die geistliche Gerichtsbar- 
keit ist also jenes auch für die Landesbischöfe wenigstens 
erstrebte Interdiktsverbot vielleicht wichtiger als die mut- 
maßliche Tatsache, daß es nicht durchgeführt wurde. Man 
bemerkt jedenfalls, was der Landesherr im Einklang mit 
seinen Ständen erstrebte, woran er Anstoß nahm. Hennig 
selbst sagt darüber‘): ‘Man suchte — aus wesentlich reli- 
giösen Erwägungen — den Widerspruch zwischen dem geist- 
lichen Charakter der Kirche und den weltlichen Zwecken, 
denen sie diente, zu lösen; aber man griff nur da ein, wo 
{wie beim Interdikt] dieser Widerspruch am grellsten zutage 
trat.” Hennig selbst muß also zugeben, daß der Gegensatz 
der Landesherren gegen die geistliche Gerichtsbarkeit auch 
der Landesbischöfe durchaus vorhanden ist und teilweise 
auf nichtpolitische Motive zurückgeht. Man wird deshalb 
der Sachlage nicht ganz gerecht, wenn man von der Kirchen- 
politik der Hohenzollern gegenüber den Landesbistümern 


schichte 5 (1914) S. 7 Anm. 3, 18 Anm. 1. Vgl. W. v. Sommerfeld in 
der Delbrück-Festschrift 1908 S. 168. H. Dix, Das Interdikt im ost- 
elbischen Deutschland. Marburger Dissertation 1913 8. 27. 

I) Riedel 8. 274. 3) Riedel 8. 275. 

3) Hennig 8. 143. 147ff.; Gilow 8. 5lf. Jedoch ist aus der Prieg- 
nitz nur ein Interdikt eines auswärtigen, aber kein Interdikt eines Landes- 
bischofs bekannt: Gilow 8.52 und Anm. 1. 

"+, 8.148. Vgl. unten 8. 234 ff. 
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mit Stutz nur hervorhebt, daß sie dort ‘die geistliche Ge- 
richtsbarkeit samt ihren geistlichen Zwangsmitteln, wie Bann 
und Interdikt, noch lange ziemlich frei gewähren ließen und 
an deren Beseitigung kein größeres Interesse zeigten‘. Für 
die spätere Praxis ist das richtig. Aber das 1445 auch gegen 
die inländischen geistlichen Instanzen wenigstens erstrebte 
Interdiktsverbot ist und bleibt eine beachtenswerte Aus- 
nahme. Deshalb übertreibt auch Hennig!) selbst, wenn er 
im Hinblick auf die Landesbistümer S. 152 seinen Quellen 
“eine spannungslose Übereinstimmung der landesherrlichen 
und der bischöflichen Bestrebungen’ entnehmen will, wo 
doch diese Spannung wenigstens in der Interdiktefrage ge- 
legentlich durchaus zum Vorschein kommt. Zum mindesten 
grundsätzlich also hat die Duldsamkeit der Hohenzollern 
auch gegenüber der geistlichen Gerichtsbarkeit der Landes- 
bischöfe gelegentlich ihre Grenzen gehabt. 

Außerdem hat es gemäß der Zuspitzung der Hennig- 
schen Arbeit auf die päpstlichen Privilegien von 1447 gar 
nicht in der Absicht des Verfassers gelegen und liegen 
können, eine vollständige Geschichte des Kampfes 
zwischen den Hohenzollern und der geistlichen Gerichts- 
barkeit auch der Landesbischöfe während des späteren 
Mittelalters zu schreiben.?2) Schon eine bald nach Hennig 
erschienene verdienstliche Spezialuntersuchung hat ange- 
fangen, die Lücken bei Hennig zu ergänzen?) Ehe 
aber eine vollständige Übersicht über alle Zusammenstöße 
zwischen den Kurfürsten und den Bischöfen nicht gewonnen 
ist, wird man ein abschließendes Urteil über ihr duldsames 
Verhältnis zur geistlichen Gerichtsbarkeit der Landesbischöfe 
noch vertagen müssen. Auf das argumentum e silentio?) 
darf man sich auch hier nicht zu fest verlassen. 


!) H. Hermelink urteilt in der Zeitschrift für Kirchengeschichte 
28 (1907) S. 469: “In der Darstellung des einzelnen hat die ungezügelte 
Phantasie des Verfassers manche geistreiche Bemerkungen gezeitigt, ihn 
aber auch zu Konstruktionen bedenklichster Art verleitet’ .... 

2) Trotz der teilweise gegenteiligen Bemerkungen S. 130 Anm. 2 
und S. 131. 

®) Außer den oben $. 208 Anm. 4 aus Gilow angeführten Stellen 
vgl. auch 8.44 Anm. 5. 

*) S. unten S. 280. 
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Überdies hat man wohl zu beachten, daß die unter- 
schiedliche Behandlung der geistlichen Gerichtsbarkeit in 
den Landesbistümern im Gegensatz zu der der exterritorialen, 
wie sie für Brandenburg nachgewiesen worden ist, nicht 
einmal in dem einer energischen landesherrlichen Kirchen- 
politik in der Regel Vorschub leistenden deutschen Kolonial- 
gebiete eine stehende Erscheinung gewesen ist. (Mit Recht 
bemerkt v. Srbik zu Hennig in den Mitteilungen des 
Instituts für österreichische Geschichtsforschung 30, 1909, 
S. 189: “Stärkere Berücksichtigung der Momente, die die 
brandenburgischen Verhältnisse von denen anderer Terri- 
torien [auch des Kolonialgebietes] unterscheiden, hätte den 
Wert des Buches noch erhöht.) Das Messen mit zweierlei 
Maß hinsichtlich der inländischen und ausländischen Bi- 
schöfe, das für die damalige brandenburgische Kirchen- 
politik zweifellos bezeichnend ist, findet z.B. im benach- 
barten Pommern ebenso zweifellos nicht statt. Vom Herzog 
Bogislaw X. (1474—1523), einem überaus charakteristischen 
Vertreter des spätmittelalterlichen landesherrlichen Kirchen- 
regimentes!), erfährt man vielmehr nahezu das Umgekehrte. 
Gerade den Kampf für die “Zurückdrängung des geistlichen 
Gerichts innerhalb der Landesdiözese’ hat er bereits von 
seinem Vorgänger übernommen. Dagegen kommt erst bei 
ihm neu hinzu: das Streben nach “AbschließBung seines 
Territoriums gegen auswärtige geistliche Gerichte’) In 
Pommern ist also der Kampf gegen die geistliche Gerichts- 
barkeit des Landesbischofs älter als der Kampf gegen die 
der exterritorialen Bischöfe. In Mecklenburg beginnt man 
seit Anfang des sechzehnten Jahrhunderts zwar wie in 
Brandenburg mit dem Kampfe gegen die auswärtigen geist- 
lichen Gerichte. Allein schon die landesherrliche Gerichts- 
ordnung vom 25. Januar 1513 macht zwischen ihnen und 
den Gerichten des Landesbischofs keinen Unterschied mehr.?) 


1) A. Uckeley, Zustände Pommerns im ausgehenden Mittelalter, 
Pommersche Jahrbücher 9 (1908) S. 71ff. 
2) E. Bütow in den Baltischen Studien N. F. 15 (1911) S. 124ff. 
129 ff. Dem Verfasser ist der tiefgreifende Unterschied gegenüber Branden- 
burg entgangen. 
2) J. Weißbach in den Jahrbüchern des Vereins für mecklen- 
14* 
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Auch Herzog Wilhelm III. von Thüringen straft in seiner 
provisorischen Landesordnung vom 9. Januar 1446 die bei 
auswärtigen geistlichen Gerichten klagenden Untertanen 
zwar härter als die bei geistlichen Gerichten in Thüringen 
klagenden Untertanen. Aber auch er hat diese unterschied- 
liche Behandlung schon wenige Jahre nachher in seiner 
“Reformation’ des weltlichen Gerichtswesens von 1454 
wieder fallen gelassen und für beide Kategorien der Ver- 
ächter seiner landesherrlichen Gerichtsgewalt in gleicher 
Weise die harte Strafe der ewigen Landesverweisung und 
der Güterkonfiskation festgesetzt, während er andererseits 
die Jurisdiktion des auswärtigen Halberstädter und Würz- 
burger geistlichen Gerichtes verhältnismäßig duldsam be- 
handelt.!) 

Schon aus diesen Beispielen ergibt sich, daß man die 
brandenburgischen Maßnahmen nicht unbesehen verallge- 
meinern darf. Zur Beurteilung der Motive der mutterlän- 
disch-niederrheinischen Landesherren können sie aber ohne- 
hin ebensowenig wie die pfälzischen herangezogen werden, 
weil am Niederrhein Landesbistümer nicht vorhanden sind. 
Wie bei allen ähnlichen Untersuchungen über geistliche 
Gerichtsbarkeit und landesherrliches Kirchenregiment 
müssen die örtlichen Unterschiede stets beachtet werden.?) 

Ferner schließt Stutz aus Hennig?): “daß in Bran- 


burgische Geschichte 75 (1910) S. 47. 74fl. Markgraf Wilhelm I. von 
Meißen erlangt schon am 18. August 1401 ein päpstliches Indult zugunsten 
des Ausschlusses auswärtiger geistlicher Richter: R. Zieschang in den 
Beiträgen zur sächsischen Kirchengeschichte 23 (1910) S. 30. 

!) Wintruff S.35 Anm.1 S.45. 50f. Das Nichtvorhandensein 
eines förmlichen Landesbistums in Thüringen stärkt hier sogar das landes- 
herrliche Kirchenregiment: 8. 8l1f. und v. Srbik in der Zeitschrift der 
Savigny-Stiftung, Kanonistische Abteilung 4 (1914) S. 538. 

2) Vgl. dagegen z. B. die von Stutz im Anschluß an Lossens Er- 
gebnisse S. 581 aufgeworfene Frage: “Unmöglich kann am Niederrhein 
den heftigsten Anstoß erregt haben, was am Mittelrhein kaum beanstandet 
wurde ? 

®) 8.133 und Anm. 3, 136ff. 144ff. 146 Anm. 2, 147—156. 159. 
165 fl. 176 Anm. 2, 188. 191 Anm. 4. Vgl. L. Kaas, Die geistliche Gerichte- 
barkeit der katholischen Kirche in Preußen in Vergangenheit und Gegen- 
wart, Kirchenrechtliche Abhandlungen herausg. von Stutz 84/87 (1915/6) 
I S.5f. F. Priebatsch in der Zeitschrift für Kirchengeschichte 20 
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denburg die geistliche Gerichtsbarkeit auch in weltlichen 
Sachen noch im hohen 15. Jahrhundert der Kreditsicherheit 
wegen fast als Wohltat empfunden und jedenfalls sehr 
begehrt war’, ‘daß die Verwendung des Bannes.... und 
des Interdikts.... weiten Kreisen im Interesse der Kredit- 
sicherheit ein Bedürfnis und samt der ganzen, höchst wirk- 
samen geistlichen Gerichtsbarkeit fast unentbehrlich war’. 
Hennig!) bemerkt darüber zusammenfassend: “Die wirk- 
same und weitreichende Exekutive, die den geistlichen 
Gerichten gegen zahlungverweigernde [Renten-]Schuldner 
in Bann und Interdikt zur Verfügung stand, bewirkte..., 
daß Schulden mit Vorliebe beim geistlichen Gericht einge- 
klagt wurden. Bei allen Abmachungen über das geistliche 
Gericht [zwischen kirchlichen und weltlichen Instanzen] ist 
daher das lebhafte Interesse, das weite Laienkreise daran 
hatten, ihre Prozesse beim geistlichen Gericht anhängig zu 
machen, als latent mitwirkend zu denken. Noch zwei 
weitere Vorzüge der geistlichen Gerichte erwähnt Hennig: 
vor allem ihre rasche Arbeit. Wenigstens vermutungsweise 
erklärt er ihr langes Fortbestehen in Brandenburg daraus, 
‘daß für die langsam arbeitenden weltlichen Gerichte die 
ihnen zur Erledigung des Schuldprozesses gesetzlich zu- 
stehenden sechs Wochen eine verhältnismäßig kurze Frist 
waren, und daß deshalb eine große Anzahl von Prozessen 
von den kleineren Laiengerichten an die... geistlichen de- 
volvierte. Endlich besaß die Kirche “in der Menge des 
ihr zur Verfügung stehenden Personals eine ganz unver- 
gleichlich größere Fähigkeit, durch Delegationen eine Ver- 


(1900) S. 3563. (Priebatsch ist durch Hennig zwar vielfach berichtigt, 
aber keineswegs ganz überholt worden.) Lossen 8.90 hat Hennig 
nicht verstanden, wenn er schreibt: “In Brandenburg waren es merk- 
würdigerweise [!] gerade die Schuldklagen, die man mit Vorliebe gerade 
beim geistlichen Gerichte anhängig machte’ .... Auf Lücken bei Lossen 
hat schon Stutz hingewiesen. Auch wird der wichtige Streit mit dem 
Bischof Albert von Straßburg von Lossen nicht behandelt. Zu der 
Frage nach den Motiven nimmt Lossen S. 16f. recht oberflächlich Stel- 
lung. Vgl. zur Kritik Lossens auch Janssen-Pastor, Geschichte des 
deutschen Volkes, 19. und 20. Aufl. (1913) I 772 Anm. 2 und Zeitschrift 
für die Geschichte des Oberrheins 62 (1908) S. 361f. 


ı) Für das Folgende S. 133. 141f. 170. 
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mehrung der Gerichtsstätten herbeizuführen, als die Terri- 
torialgewalt”. 

Diese wenigen Hinweise geben jedoch von den mannig- 
faltigen Vorzügen der geistlichen Gerichte, besonders in der 
ersten Zeit ihrer Wirksamkeit seit Einrichtung der Offizialats- 
gerichte gegen Ende des 12. Jahrhunderts, eine nur unvoll- 
kommene Vorstellung. Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
diese Vorzüge sich noch darüber hinaus in den verschiedenen 
Richtungen wenigstens anfangs deutlich bemerkbar machen. 
Aus diesen Vorzügen erklärt sich die besonders anfangs 
häufig bezeugte Beliebtheit der geistlichen Gerichte bei den 
Parteien und ganz allgemein beim Volke. Für den Kampf 
der Landesherren gegen die geistliche Gerichtsbarkeit ist 
das zunächst gewiß eine recht unbequeme Tatsache. 

Besonders als Stützen der Kreditsicherheit werden die 
geistlichen Gerichte in der Tat häufig auch sonst gerühmt. 
Auch Redlich ist hier weit entfernt von Schwarzmalerei. 
Er erklärt es!) vielmehr mit Recht für unzweifelhaft, “daß 
gerade in den Städten im Interesse rascher Erledigung von 
Schuldhändeln die geistliche Jurisdiktion vielfach in An- 
spruch genommen wurde’. Es ist gewiß kein Zufall, daß 
selbst in Frankreich die Bürgerschaft lange Zeit “das geist- 
liche Gericht dem weltlichen vorgezogen hatte’?), und daß 
z. B. in Österreich?) in den Städten und auf dem Lande 
die geistliche Gerichtsbarkeit in Prozessen gerade um Schuld 
und Fahrhabe vergleichsweise am weitesten reichte. Zu 
einem ähnlichen Ergebnis ist kürzlich K. Stenzel in einer 
auch sonst aufschlußreichen Arbeit über Straßburg gelangt.*) 


1) 110* und Anm. 1. Vgl. 59*. 

2) 14* Vgl. A. Fournier, Les officialites au moyen-äge .... 
(1880) p. 98. 

®) v.Srbik S.103f. 106f. Vgl. Hilling, Offiziale der Bischöfe von 
Halberstadt S. 109 Anm.4. Dix S. 28. 

4) Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 68 (1914) S. 365 
bis 446 (besonders S. 382 und Anm. 1); 69 (1915) S. 52—95. 201 —253. 
343—383. Eine ähnliche Spezialarbeit über die von Redlich I 10*ff. 
nur kurz behandelte Stadt Köln wäre ein dringendes Bedürfnis. — Auch 
die Politik der Reichsgewalt gegenüber der geistlichen Gerichtsbarkeit 
bedarf noch einer zusammenhängenden Untersuchung, wie A. Werming- 
hoff, Verfassungsgeschichte der deutschen Kirche im Mittelalter, 2. Aufl. 
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In Breslau ist seit dem Privileg König Johanns von Böhmen 
von 1337 die geistliche Gerichtsbarkeit zwar eingeschränkt. 
Das gilt jedoch nicht von der Einschränkung der kirchlichen 
Zuständigkeit und Strafgewalt in Schuldsachen und wird 
in diesem Sinne noch 1496 auf Veranlassung der Stadt be- 
stätigt.!) In Tirol?) werden Schuldklagen noch im 16. Jahr- 
hundert bei den geistlichen Gerichten angebracht. Die Lan- 
desregierung hatte das zwar schon im 14. Jahrhundert nur 
bei weltlicher Rechtsweigerung, die auch sonst oft zugunsten 
der Zuständigkeit der geistlichen Gerichte ausgenutzt wird?®), 
zulassen wollen, war aber damit nicht durchgedrungen und 
mußte noch 1524 mit einem päpstlichen Legaten über die 
Einschränkung der geistlichen Zuständigkeit auf diesem 
Gebiete verhandeln. Für Pommern) wird festgestellt, daß 
die geistlichen Gerichte “in dem Bestreben, Schuldsachen 
vor ihr Forum zu ziehen, dem Interesse auch der Kläger 
begegneten’... Die Landesherren haben gerade auf diesem 
Gebiete schwere Widerstände zu überwinden. Man erfährt?), 
daß einer der vertrauten geistlichen Berater des Hohen- 
zollern Friedrich II., ebenfalls eines energischen Vorkämpfers 
des landesherrlichen Kirchenregiments, der Minorit Johannes 
Kannemann, Studiendirektor des Magdeburger Franziskaner- 
klosters, mit Kanonisten der Universitäten Erfurt und 
Leipzig in eine heftige literarische Fehde geriet, ‘weil er 


1913, S. 95 Anm. 6 (Grundriß der Geschichtswissenschaft II 6) mit Recht 
betont. Dabei verspräche eine Behandlung des Themas: “Friedrich I. 
und die geistliche Gerichtsbarkeit” besonders reichen Ertrag. 

1) A.O. Meyer, Studien zur Vorgeschichte der Reformation (Hi- 
storische Bibliothek 14, 1903) S. 63f. 

2) H. Wopfner, Die Lage Tirols am Ausgang des Mittelalters und 
die Ursachen des Bauernkriegs, Abhandlungen zur mittleren und neueren 
Geschichte 4 (1908) S. 164 fl. 

?) E. Friedberg, De finium inter ecclesiam et civitatem regundo- 
rum judicio quid medii aevi dootores legesque statuerint, Leipziger Disser- 
tation 1861 p. 1188. 

%) Bütow S. 111. 

5) Priebatsch S. 350; Gilow S. 51; Hennig in den Forschungen 
zur Brandenburgischen und Preußischen Geschichte 19 (1906) S. 399 
Anm. 2, 408fi.; P. Albert, Matthias Döring (1892) S. 65f. Vgl. 
Th. Kolde, Die deutsche Augustiner-Kongregation und Johann von 
Staupitz, 1879, S. 81. 
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behauptet hatte, es sei überhaupt nicht recht, daß ein 
geistlicher Richter jemanden um bloßer Geldschuld willen 
in den Bann täte'. Wie Kannemann in dem erbitterten 
Streit um die Echtheit des Wilsnacker Wunderblutes die 
kirchenpolitisch-finanziellen Interessen seines Landesherrn 
an der Aufrechterhaltung des Mirakels mit großem Eifer 
vertritt!), so erscheint er in dem Streit mit den Universi- 
täten als der gelehrte Anwalt des landesherrlichen Kampfes 
gegen die Anwendung geistlicher Strafen in Schuldsachen. 
Schon zur Zeit des Berliner Rezesses waren Schuldprozesse 
der Laien wenigstens für die Altmark, d. h. das Gebiet eines 
exterritorialen Bischofs, den geistlichen Gerichten entzogen 
worden.?) Es nimmt deshalb nicht wunder, daß der Wettiner 
Wilhelm III. in seiner Reformation von 1454 ‘vor allem für 
die Einklagung von Schulden ein beschleunigtes, in der 
Strenge der Mittel dem geistlichen Gericht nicht nachste- 
hendes Exekutivverfahren’ einrichtet. Trotzdem wird aber 
die geistliche Justiz in den thüringischen Städten nach wie 
vor in gewissen Grenzen als Ausnahme geduldet.) Wenn 
auch die Städte den Kampf gegen die geistliche Gerichts- 
barkeit etwa zur selben Zeit aufnehmen wie die Territorien, 
nämlich im 13. Jahrhundert), so kann das an der Tatsache 
nichts ändern, daß sich der geistliche Richter im Schuld- 
prozesse noch zu einer Zeit großer Beliebtheit erfreut hat, 
als sein Ansehen auf anderen Gebieten schon im Schwinden 
war. 

Immerhin gibt es auch auf dem Gebiet des Schuld- 
prozesses frühe Ausnahmen, auch in den Städten. Eine 
Göttinger Stadtrechtskodifikation von c. 1330—13355) si- 


3) Besonders als Konventuale gegen den Magdeburger Erzbischof 
als einen Vorkämpfer der Observanz. S. vorige Anm. 

#) Riedel I 16 (1859) Nr. 109 8.89. Vgl. Hennig S. 155f. 

®) WintruffS. 43 und Anm. 5, S. 44ff. Vgl.S. 4.7 und Gilow S.47. 

*) G.v. Below in der Historischen Zeitschrift 75 (1895) S. 454; 
Friedberg in der Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht III 17 (1907) 
S. 444; Werminghoff, Verfassungsgeschichte S. 105f. 

®) Göttinger Statuten, bearb. von G. Frhr. v.d. Ropp, Nr.3 $ 2 
S. 4 (Quellen und Darstellungen zur Geschichte Niedersachsens 25, 1907). 
Schon gedruckt bei F. E. Pufendorf, Observationes juris universi 3 
(1756), Appendix S. 193f. und danach zitiert bei C. Ph. Kopp, Aus- 
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chert in Schuldprozessen jedem Geistlichen seinen Gerichts- 
stand vor dem geistlichen Gericht, fährt dann aber ein- 
schränkend fort: “Es aver de scult siner elderen eder anders 
jemandes, dar en mach he use borgere eder use medewonere 
vor neyn geystlick richte umme laden. Dar scal en de rad 
umme spreken unde scal eme dat to wetende don, dat he 
von den scülden late. En wel he des dem rade nicht hören, 
so scal he börgeres recht noch der stad vrede nicht gebruken.’ 
Diese Klausel richtet sich einmal gegen die bekannte wider- 
rechtliche (auch käufliche) Übernahme von Laienprozessen 
durch Geistliche.!) Außerdem ist aber daraus zu erkennen, 
daß die Achtung der Stadt vor dem zivilrechtlichen Privi- 
legium fori mehr ratione personae als ratione materiae zur 
Geltung kommt, d. h. auf den Schuldprozeß schlechtweg 
nicht hinübergreift. Denn nur wenn in einem Schuldprozeß 
ein Geistlicher als Kläger auftritt, soll das nach städtischer 
Anschauung vor dem geistlichen Gericht geschehen dürfen. 
Andere Schuldprozesse gehören dagegen nicht vor das geist- 
liche, also doch wohl vor das weltliche Gericht. Eine be- 
sondere, allgemein sachliche Schätzung des geistlichen Ge- 
richts für die Aufrechterhaltung der Kreditsicherheit scheint 
wenigstens bei dieser städtischen Behörde, und zwar schon 
in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts, nicht oder nicht 
mehr vorhanden gewesen zu sein. Am 8. Oktober 1423 
(Nr. 121 S. 136f.) wird zwar gestattet: daß sich “alderlude 
unde vormunden der parkerken unde der armer unde kran- 
ker lude husen to Gottingen’ im Schuldprozeß ihren Ge- 
richtsstand per praeventionem wählen dürfen, aber nur "so 
lange dat de rad eynes anderen eyn werde’. Auch sonst 


führliche Nachricht von der älteren und neueren Verfassung der geist- 
lichen und Zivilgerichte in den Fürstlich Hessen-Casselischen Landen I 
(1769) $ 121 8. 163£. (Vgl. $ 144 8. 185 und Beilage Nr. 29 S. 59ff., 1372) 
und bei Friedberg, De finium etc. p. 114 n. 1, 117 n.2 und Die Gränzen 
zwischen Staat und Kirche ... (1872) S.57 Anm. 4, überall mit fal- 
schem Datum. Vgl. Störmann 8. 179f., 197. 

1) G.J. Planck, Geschichte der christlich-kirchlichen Gesell- 
schafteverfassung IV 2 (1807) S.261 Anm.6; Bütow 8.112; Kopp 
$ 144 8.185; Hennig 8.177 Anm. 2; H.Ch. Lea, Geschichte der In- 
quisition im Mittelalter .. ., herausg. von J. Hansen 1 (1906) S. 38f.; 
F. Raumer, Geschichte der Hohenstaufen 6 (1829) S. 157. 
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wird das zivilrechtliche Privilegium fori gerade in Schuld- 
sachen verhältnismäßig früh beschränkt. So sagt selbst der 
Schwabenspiegel wenigstens in einigen Handschriften): 
“Ist, daz ein geistlich man einen leien beklaget vor gerihte, 
daz werltlich ist, umbe gulte: der rihter sol im rihten. Und 
wil er im?) sine phenninge geben oder ein phant: daz sol er 
nemen. Und der leie beklaget den geistlichen man wol vor 
werltlichem gerihte, und der rihter sol im rihten mit rehte, 
aber niht wan umbe gulte’. Endlich verdient es Beachtung, 
daß der einzige bisher bekannte Fall, in dem ein Weistum 
das zivilrechtliche Privilegium fori des Pfarrers durchbricht 
und ihn vor das weltliche Gericht des Grundherrn zieht, 
gerade den Schuldprozeß betrifft.?) 


II. Vorzüge der geistlichen Gerichtsbarkeit. 


Der geistliche Richter verfügt über durchschlagend 
wirkende Straf-, Zwangs- und Exekutionsmittel. Geistliche 
Mittel wie Bann und Interdikt übertreffen wenigstens zu- 
nächst die weltlichen Mittel an Durchschlagskraft. Darin 
wird der Hauptgrund für die Beliebtheit der geistlichen 
Gerichtsbarkeit gerade im Schuldprozeß zu suchen sein, 
zumal da die sonst über den Gebannten verhängte Ver- 
kehrssperre den Verkehr zwischen Schuldner und Gläubiger 
und umgekehrt nicht verhindert.) Bei kontradiktorischen 
Verhandlungen zwischen geistlichen und weltlichen Instan- 
zen, die 13855) stattfinden, hebt der Bischof von Chälons 
zugunsten der geistlichen Gerichtsbarkeit besonders hervor, 


!) Herausg. von H. G. Gengler, c.77 8.72f. Vgl. Friedberg, 
Gränzen S.55 Anm. 11. Ebd. S. 224 Anm. 1 ein spätes bayrisches Bei- 
spiel von 1592. 

2) D.h. der im Schuldprozesse verklagte Laie dem Laienrichter. 
®) F. X. Künstle, Die deutsche Pfarrei und ihr Recht zu Ausgang 
des Mittelalters auf Grund der Weistümer, Kirchenrechtliche Abhand- 
lungen, herausg. von Stutz 20 (1905) S. 34f. Der Verfasser ist sich der 
grundsätzlichen Bedeutung dieser Ausnahme nicht bewußt geworden. 

*) F.Kober, Der Kirchenbann nach den Grundsätzen des kanoni- 
echen Rechts (1857) S. 406f. 

5) O. Martin, L’assembl6e de Vincennes de 1329 ... . (1909) p. 352. 
Vgl. p. 408—429 die genauere Übersicht über die lehrreichen Verband- 
lungen. 
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daß viele seiner Diözesanen die geistlichen Zwangsmittel 
mehr fürchteten als die der weltlichen Richter. Wenn die 
Wirksamkeit der geistlichen Zwangsmittel im Laufe des 
Mittelalters auch zurückgeht, so darf man doch annehmen, 
daß sie “bei den geringen Leuten’ auch dann noch vorhanden 
war, als sie sich gegenüber “den Mächtigen’ schon als 
schwächer erwies.) Es steht damit in Zusammenhang, 
wenn die Raschheit des Verfahrens, bei Schuldprozessen 
eine besondere Annehmlichkeit, über die Schwerfälligkeit 
der weltlichen Gerichte noch lange den Sieg davon trägt.?) 
Bei der wachsenden Inanspruchnahme des geistlichen Ge- 
richts hat Raschheit des Verfahrens gewiß nur in seinem 
eigenen Interesse gelegen.?) 

Die Überlegenheit des geistlichen gegenüber dem welt- 
lichen Gerichte tritt aber nicht nur in der größeren Wir- 
kungskraft der Strafen und der rascheren und mehr durch- 
greifenden Exekutive zutage, wovon gerade die schnelle und - 
energische Erledigung von Schuldsachen Nutzen zieht, 
sondern ganz allgemein im Verfahren, nicht zuletzt in der 
Anwendung ‘fortschrittlicher Beweismittel’.*) Besonders 
das barbarische Beweismittel des Gottesurteils wird von 
den geistlichen Gerichten je länger, je mehr fast durchweg 
verschmäht.5) In dem formlosen Ketzerprozesse des 12. Jahr- 


I) Priebatsch 8. 348. Vgl. Dix S. 69 f.; Bütow S. 111; Stenzel 
S. 382; E. Friedberg, Kirchenrecht ® (1909) S. 308; U. Stutz, Kirchen- 
recht? in v. Holtzendorff-Kohlers Enzyklopädie V 1? 1914, S. 337; 
R. Poncet, Les privilöges des clercs au moyen-äge. Pariser These 1901 
p. 216. 

3) Martin p. 352; Priebatsch S. 348; Redlich I S.59*. 64*; 
Wintruff S.5; Weißbach S. 75; O. Riedner, Das Speierer Offizialats- 
gericht im dreizehnten Jahrhundert, Erlanger Dissertation (1907) S. 65; 
K. Kaser, Deutsche Geschichte im Ausgange des Mittelalters (1438 bis 
1519) II (1912) S. 365 (Bibliothek deutscher Geschichte); J. Löhr, Die 
Verwaltung des Kölnischen Großarchidiakonates Xanten am. Ausgang 
des Mittelalters, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausg. von Stutz 
69/60 (1909) S. 223. 228 ff. ®) Riedner S. 79. 

*) H.Mitteis, Beaumanoir und die geistliche Gerichtsbarkeit, 
Zeitschrift der Savigny-Stiftung, Kanonistische Abteilung 4 (1914) S. 316. 
Vgl. Planck 8.263; Friedberg, De finium etc. p.89 n.2; Fournier 
p. 95. 288; Martin p. 12; Riedner S. 93. 

5) Mitteis S. 324; Poncet p. 133; R. Holtzmann, Französische 
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hunderts ist es zwar noch mehrfach bezeugt, wird aber auch 
hier seit Beginn des 13. Jahrhunderts unter dem Einflusse 
des römischen Rechts (übrigens nicht zum Vorteil der wirk- 
samen Bekämpfung der Ketzer) untersagt und dann rasch 
durch die dem römischen Recht entnommene Folter ersetzt.!) 
Auch sonst muß vor dem geistlichen Gerichte die purgatio 
vulgaris per ordale der ihrerseits zwar ebenfalls profan- 
rechtlich beeinflußten purgatio canonica (Reinigungseid mit 
Eideshelfern) Platz machen.?) Auch das Privilegium fori 
wird durch diese Unterscheidung offenbar gefestigt: “Ein 
zureichender rationeller Grund für die Befreiung der Geist- 
lichen von der weltlichen Gerichtsbarkeit lag unstreitig 
darin, daß die Beweisfübrung vor dem weltlichen Gerichte 
durch Zweikampf und Ordale sich mit dem geistlichen Stande 
nicht vertrug’.?) 

Darüber hinaus ist der geistliche Prozeß überhaupt 
vielfach durch einen geringeren Formalismus als der welt- 
liche ausgezeichnet; der Initiative des Richters bleibt ein 
größerer Spielraum.*) Auch wirkt es bisweilen günstig, daß 
man ‘durch Beschlüsse der Konzilien und päpstliche Erlasse 
mehr in Konnex mit den wachsenden Bedürfnissen der 
Zeit’ bleibt.) Und doch besitzt das geistliche Verfahren 
in seiner römisch-rechtlichen Grundlage (trotz aller Abwei- 
chungen von ihr) einen festen, der Willkür mehr oder weniger 
mindestens grundsätzlich entrückten Rahmen, der bei aller 
anfänglichen Fremdartigkeit von dem Rechtsuchenden doch 
immer mehr als Wohltat anerkannt wird.®) Vereinzelt wird 


Verfassungsgeschichte (1913) S. 163; N. Hilling, Beiträge zur Geschichte 
und Verwaltung des Bistums Halberstadt im Mittelalter 1 (1902): Die 
Halberstädter Archidiakonate S. 93 und Anm.3; A. Bachmann, Ge- 
schichte Böhmens 1 (1899) S. 240; Raumer VI S. 160. 


ı) Lea I S. 122. 342—345. 470-473. 478 Anm.]. Vgl. S. 493. 623. 

2) Stutz, Kirchenrecht S. 310. 338; E. Defacqz, Ancien droit 
belgique 1 (1873) p. 71. Vgl. J. Haller in den Neuen Jahrbüchern usw. 
17 (1906) S. 120 Anm. 4; Lea I S.37. 347. 

2) E. Ott im Österreichischen Staatswörterbuch ? III (1907) S. 45b. 

“) Fournier p. 129; Mitteis S. 316. 

°6) Holtzmann S. 163. Vgl. Gilow 8. 46. 

*) Fournier p. 95. 129. 288s.; Martin p. 12; Poncet p. 127. 129; 
Holtzmann S. 163; Planck S. 263; Friedberg, Kirchenrecht 8. 308; 
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auch auf die größere Billigkeit des Verfahrens als auf einen 
Vorzug der geistlichen Gerichte hingewiesen. So anerkennen 
sie teilweise im Gegensatz zu den weltlichen Gerichten eine 
Prozeßkostenerstattungspflicht.!) Eine weitere Anziehungs- 
kraft des Verfahrens vor den geistlichen Gerichten scheint 
auch darin gelegen zu haben, daß sich bei Prozessen vor 
ihnen die Parteien früher durch Prokuratoren und Advokaten 
vertreten lassen konnten, ohne doch anfänglich auch durch 
einen Anwaltszwang bedrückt zu werden. Daß durch diese 
größere Vertretungsmöglichkeit gerade die ohnehin für das 
geistliche Gericht besonders interessierten bürgerlichen, 
Gewerbe und Handel treibenden Kreise noch mehr dafür 
gewonnen werden, läßt sich denken.?2) Auch setzt schon 
die Anwendung des römisch-rechtlichen Verfahrens (ebenso 
wie die eines fortgeschrittenen materiellen Rechtes) zunächst 
ein geistig überlegenes richterliches Personal ganz allgemein 
voraus.?) 

Man wird sich in diesem Zusammenhange auch der 
über das persönliche Gebiet und über Personalfragen hin- 
ausreichenden Tatsache erinnern, daß das Aufkommen ins- 
besondere der bischöflichen Gerichtsbeamten, der soge- 
nannten Offiziale, in so fern ein epochemachendes Ereignis 
in der kirchlichen Gerichts- und Verwaltungsgeschichte ist, 
als diese allerdings nach weltlichen Mustern geschaffenen 


Riedner S. 65. 77. 103; Bütow S. 111; C. Stüve, Geschichte des Hoch- 
stifts Osnabrück 2 (1872) S.165; Lea I S.346. Vgl. Störmann 8. 192f. 

I) Mitteis S.316 und Anm. 1; Martin p. 352; Poncet p. 133; 
Planck S. 262; Riedner S. 79; Löhr S. 194 Anm. 1, 228. Doch ist es 
irreführend, ganz allgemein von der “Unentgeltlichkeit der kirchlichen 
Rechtspflege’ zu sprechen. So E. Eichmann, Der recursus ab abusu 
nach deutschem Recht ... in Gierkes Untersuchungen 66 (1903) S. 16. 
Vgl. ebd. S.22; Lea I S.347 Anm. 1; Raumer VI S. 158ff. und Stüvel 
(1853) S. 293f. im allgemeinen über die Vorzüge. 

2) Riedner 8.77. 79; Löhr S. 194. 

3) Fournier p. 130; Poncet p. 127. 132s. 213s.; Martin p. 12; 
Friedberg, Kirchenrecht S. 308; Eichmann, Recursus S.16; Prie- 
batsch S. 349; Weißbach S. 75; Hilling, Halberstädter Offiziale S. 78; 
K. Müller, Kirchengeschichte 1 (1892) S. 594; II 1 (1902) S. 140; Lea 
I 8.346. Vgl. die von Friedberg, Gränzen S. 69 Anm. 1 angeführte 
bischöfliche Gegenschrift gegen Gravamina wegen der geistlichen Gerichts- 
barkeit von 1530. 
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Offiziale wirkliche mit Geld besoldete, absetzbare Beamte 
sind und deshalb auch der so verhängnisvollen Verding- 
lichung und Benefizialisierung so vieler Beamter der Feu- 
dalzeit nicht verfallen können, weshalb auch nicht daran 
zu zweifeln ist, daß die Offiziale dem Kampf der Bischöfe 
gegen die Archidiakone, d. h. eben gegen bereits feudali- 
sierte und deshalb verselbständigte Organe der kirchlichen 
Verwaltung und Rechtsprechung, vornehmlich ihre Ent- 
stehung verdanken. Die Offiziale bedeuten aber gegenüber 
den Pseudobeamten des Feudalismus nicht nur deshalb 
einen Fortschritt, weil sie wirkliche Beamte!), wirkliche 
Angestellte eines Vorgesetzten sind, sondern auch deshalb, 
weil sie als rechtsgelehrte Berufsrichter, was sie wenigstens 
grundsätzlich sein sollen, ihre Tätigkeit hauptsächlich auf 
die Gerichtsverwaltung zu beschränken haben und gerade 
in dieser ihrer Beschränkung der zukunftsreichen Trennung 
von Justiz und Verwaltung, die auf weltlichem Gebiete 
später einsetzt als auf kirchlichem, vorarbeiten.?) 

Neben den Vorzügen des Verfahrens und des materiellen 
Rechtes?), auf das hier nicht näher eingegangen werden 
kann, verdient auch die größere Klarheit der geistlichen 
Gerichtsverfassung Beachtung, wie sie besonders an einem 
übersichtlichen und eindeutigen Instanzenzuge, verbunden 
mit einem geregelten Appellationsverfahren beobachtet 
werden kann.*) Auch hier wirken die Gebrechen der welt- 


1) Über den Widerstand dagegen in England s. Friedberg, Grän- 
zen S. 743. 

2) Den rechts- und verwaltungsgeschichtlichen Fortschritt, der 
durch die Einführung der Offiziale herbeigeführt worden ist, hat schon 
Fournier p. 8 richtig erkannt und später A. Schulte (Einleitung zum 
Urkundenbuch der Stadt Straßburg 3,1884, S. XVIILff.) und besonders 
Hilling (Halberstädter Offiziale S. 9—19) auf breiterer Grundlage licht- 
vol! beschrieben. Angesichts der klaren Einsicht in die Entstehungs- 
motive, die damit gewonnen ist, kann man nicht mehr sagen, daß das 
neue Amt des Offizials “wildgewachsen’ sei (A. Hauck, Kirchengeschichte 
Deutschlands V 1, 1911, S. 156). Auch Riedners Zweifel (S. 20£.) sind 
unberechtigt. 

3) Ott S.51b—52a. 

*) Martin p. 12; Holtzmann S.163; Fournier p. 98. 2158.; 
Hilling, Halberstädter Archidiakonate S. 101; Offiziale S.96; Löhr 
S. 200 Anm. 1, 232; Poncet p.135; J. B. Sägmüller, Lehrbuch des 
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lichen Gerichtsverfassung, der endlosen Zuständigkeits- 
streitigkeiten unter den einzelnen weltlichen Gerichten u. ä. 
als abschreckendes Beispiel.!) Die Tatsache, daß z.B. in 
Thüringen für Prozesse zwischen Bürgern und Bauern eine 
Berufungsinstanz fehlt, hat der weiteren Ausbreitung der 
hier als erwünschte Lückenbüßerin auftretenden geistlichen 
Gerichtsbarkeit sichtlich Vorschub geleistet, weshalb an- 
dererseits der Landesherr eifrig und schließlich mit Erfolg 
bemüht ist, die fehlende Berufungsinstanz neu zu schaffen 
und das ganze weltliche Appellationswesen zu reformieren.?) 
Auch fällt zugunsten der geistlichen Gerichte ins Gewicht, 
‘daß ihr Wirkungskreis sich ohne Rücksicht auf die ver- 
schiedenen Herrschaften und Herrschaftsrechte gleichmäßig 
über die ganze Diözese erstreckte, während das natürlich bei 
keinem weltlichen Gericht in diesem Umfang der Fall war’.®) 

Angesichts dieser und anderer Fortschritte der Rechts- 
pflege, wie sie durch die geistlichen Gerichte angebahnt und 
zunächst wenigstens auch wirklich gewährleistet werden, 
würde es für eine allgemeine Beurteilung nicht ausreichen, 
wenn man nur auf ihre Beliebtheit im Schuldprozeß die 
Aufmerksamkeit lenkte. Sie tritt überhaupt nicht nur im 
streitigen Gerichtsverfahren in die Erscheinung, sondern 
nicht minder deutlich, wenn auch weit weniger allgemein, 
auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit, wo sie sich 
auch später in einer Zeit, in der es schon öffentliche welt- 
liche Notare gibt, an einzelnen Stellen besonders lange be- 
hauptet hat. Der Grund dafür liegt u. a. in dem erzieh- 
lichen Einfluß, den das früh angewandte schriftliche Ver- 
fahren auf die Gewandtheit der Gerichtsschreiber ausübt.?) 
Im Jahre 1332 ist die curia episcopi, das bischöfliche Hof- 
gericht ‘fast die einzige Urkundungsbehörde im ganzen 


katholischen Kirchenrechts ? II (1914) S. 321ff. 341ff.; Friedberg, De 
finium etc. p. 15les. 

ı) Vgl. Priebatsch 8.349. Von Lea I S. 21 unterschätzt. 

2) Wintruff S.4ff. 44. Vgl. hierzu Planck S. 252f. 

3) Stenzel S. 382; vgl. Poncet p. 127; Fournier p. 9. 

4) Ott S.52b. Ebd. S. 53b über die wohltätige Rolle der Kirche 
als Vormundschaftsrichterin. Vgl. L. Ober, Die Rezeption der kanoni- 
schen Zivilprozeßformen und des Schriftlichkeitsprinzips im geistlichen 
Gerichte zu Straßburg, Archiv für katholisches Kirchenrecht % (1910). 
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Gebiete des Bistums Straßburg. In dieser Stellung hat sich 
das bischöfliche Hofgericht selbst durch die Stürme der 
Reformation erhalten. Selbst als die Stadt protestantisch 
war, war doch das bischöfliche Hofgericht das Notariat für 
dieselbe’.!) Auch in Speier ist das geistliche Gericht in der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit eifrig tätig, wenn sich hier auch 
schon in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts der Wunsch 
zu erkennen gibt, neben der Bekundung eines geistlichen 
Gerichts auch eine solche des weltlichen zu erhalten.?2) Am 
16. November 1406 verfügt der Generalvikar, ut nullus 
deinceps officium tabellionatus in civitate et dyocesi.... 
exercere presumat (precipue in causis spiritualibus et eccle- 
siasticis), nisi prius de creacione sua nobis fidem faciat. ..?) 
Auch für Halberstadt stehen für das Archidiakonalgericht*) 
und für das bischöfliche Offizialatgericht5) ausreichend 
Zeugnisse zu Gebote. Mit Recht hat man die weitere Aus- 
dehnung der geistlichen Gerichtsbarkeit ganz allgemein 
auch auf die wertvolle Hilfsarbeit der geistlichen Notare 
zurückgeführt.*®) Nicht zufällig werden die geistlichen Ge- 
richte in der das tägliche Leben so häufig berührenden frei- 
willigen Gerichtsbarkeit diese feste Stellung errungen und 
so lange behauptet haben. Auch hier ist ein Rückschluß 
auf ihre Beliebtheit erlaubt, die durch die kirchliche Autori- 
tät, z. B. durch Verlegung des Rechtsgeschäftes unter den 
Turm einer Kirche oder vor die Stufen eines Altars?), ge- 


1) Schulte S.XXVIJ; Stenzel S. 383. 390. Vgl. E. Baumgart- 
ner, Geschichte und Recht des Archidiakonates der oberrheinischen Bis- 
tümer ..., Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausg. von Stutz 39 
(1907) S. 181ff. 

2) Riedner S.64f. Vgl. Hilling, Halberstädter Archidiakonate 
S.14. Für Basel s. R. Wackernagel, Geschichte der Stadt Basel I 
(1907) S. 126. 

») O. Riedner, Die geistlichen Gerichtshöfe zu Speier im Mittel- 
alter II Nr. 11 $ 4 S. 59 (Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- und 
Sozialwissenschaft der Görres-Gesellschaft 26, 1915). Vgl. aber Nr. 32 
86 8. 133. 

*) Hilling S.114f. Vgl. S. 13f. 5) Hilling S. 110ff. 117. 
*) Martin p. 154. Vgl. p.12. 176 und Hilling, Halberstädter 

Archidiakonate 8.115. Vgl. G.v. Below, Entstehung der deutschen 
Stadtgemeinde (1889) S.80; Friedberg, De finium etc. p. 150 und n. 3. 
?) Löhr S. 197. 
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stützt wird. Auch hier erfüllen die geistlichen Gerichte ein 
wirkliches Bedürfnis fester und sicherer als zunächst die 
weltlichen Instanzen. 

Aber ähnlich wie im Schuldprozesse so ist auch auf 
dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Macht- 
stellung der geistlichen Richter und der Geistlichkeit 
bereits während des Mittelalters früh und kräftig und 
zwar keineswegs selten erschüttert worden. In den Städten 
wird schon seit dem zwölften Jahrhundert vermittelst des 
Stadtbuchwesens die freiwillige Gerichtsbarkeit in großem 
Umfange säkularisiert.!) Auch der geistliche, allerdings spi- 
ritualistisch gerichtete Verfasser der sogenannten Refor- 
mation des Kaisers Sigmund von 1438 nimmt daran keinen 
Anstoß mehr, wenn er schreibt?): Man sol auch in allen 
reichstetten ain stadtschreiber han, der notarius publicus 
sey ..., das man kainen andern ... süchen müste; wann 
in ist höcher zü trauen denn den andern ... Item es sol 
kain priester weder stattschreiber noch notari sein (es ge- 
hört lauter iren statt nit zü), als ir doch in vil stetten ist.’ 
Auch die Landesherren haben hier früh zu einschränkenden 
Maßregeln gegriffen, wie z.B. aus dem Zurücktreten der 
Xantener Archidiakonatsverwaltung auf dem Gebiete der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit zu erkennen ist, die aber schon 

1) R. Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte 5 1907, S. 720f; Wer- 
minghoff, Verfassungsgeschichte S. 104; Friedberg, De finium etc. 
p. 150 n. 4; W. Stein, Mevissenfestschrift (1895) S. 67fl.; Hilling, 
Archidiakonate S. 115. Die Literatur über das Stadtbuchwesen bis 1909 
bei E. Kleeberg über Mühlhausen i. Th., Göttinger Dissertation 1909. 
S. ferner E. Schiller, Bürgerschaft und Geistlichkeit in Goslar 1290 
bis 1365 S. 184f., Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausg. von Stutz, 
77(1912). P.Jahn, Die Kanzlei der Stadt Zerbst bis 1500, Haller Disser- 
tation 1913. und besonders F. Arnecke, Die Hildesheimer Stadtschreiber 
... 1217—1443, Marburger Dissertation 1913; K. Beyerle in den Deut- 
schen Geschichtsblättern 11 (1910), vor allem aber P. Rehme, Über 
Stadtbücher als Geschichtsquelle, 1913. 

») VI15 S. 86 der Ausgabe von H. Werner im dritten Ergänzungs- 
heft des Archivs für Kulturgeschichte 1908, S. 232 der Ausgabe von 
W. Boehm 1876. Die Folgerungen, die Werner 8. 86 Anm. 1 und S. LIII 
und Deutsche Geschichteblätter 4 (1903) S. 194f. aus der Stelle gegen 
einen Geistlichen als Verfasser zieht, sind unberechtigt. Vgl. C. Koehne 
in der Zeitschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 6 (1898) S. 374f. 
and im Neuen Archiv 28 (1903) S. 741 sowie unten S. 253ff. 
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angesichts etwa der Parallelen aus dem französischen!) und 
burgundischen?) Machtbereiche weniger auffallend sein 
dürfte, als man gemeint hat.?) 

Was hier an einzelnen wesentlichen Vorzügen des geist- 
lichen Gerichts zusammengestellt worden ist, kann zwar auf 
Vollständigkeit keinen Anspruch machen. Aber wenigstens 
für die ältere Zeit rechtfertigt es vielleicht schon teilweise 
das Urteil Fourniers p. 289, daß die geistlichen Gerichte 
der Rechtspflege und Zivilisation einen Fortschritt gebracht 
haben. 


III. Epoche und Gründe des Verfalls. 


Das alles ist wahr und ließe sich aus allen Gegenden 
des Machtbereiches der mittelalterlichen Kirche noch weit 
reichlicher belegen, als es oben geschehen konnte. Allein 
es ist nicht die ganze Wahrheit. Schon wenn man die Be- 
lege zeitlich genauer gruppierte, als der Zweck des obigen 
Zusammenhangs erforderte, würde man zu dem Ergebnis 
gelangen, daß die Vorzüge der geistlichen Gerichte in der 
Anfangszeit ihres Wirkens, also besonders während des hohen 
Mittelalters, deutlicher hervortreten und damals ihre Be- 
liebtheit noch reichlicher bezeugt ist als gegen Ende des 
Mittelalters. Aller Vorzüge ungeachtet läßt sich weder eine 
ständige Aufwärtsentwicklung noch gar eine steigende Be- 
liebtheit dieser Gerichte allgemein nachweisen. Allmählich 
werden vielmehr die Schatten länger als das Licht. Eine 
Fülle von Gebrechen treten allmählich deutlicher hervor, 
und im selben Verhältnisse verlieren diese Gerichte auch im 
Volke an Boden: ihre Beliebtheit sinkt; der Widerstand 
gegen sie, auch früher wahrnehmbar, verschärft sich, bis 
dann besonders die Landesherren, diesen von ihnen gewiß 
auch beförderten Stimmungswechsel nutzend, zu entschei- 
denden Schlägen gegen die geistliche Gerichtsbarkeit aus- 
holen. Wenn sie dabei auch manches Gute zerstören, so 
ist doch mit dem Guten andererseits auch so viel Schlechtes 
verbunden, daß nun eben diese Arbeit der Landesherren 


!) Martin p. 339ss; Müller, Kirchengeschichte II 1 (1902) S. 10£. 
2) J. Hashagen, Geschichte der Familie Hoesch I (1911) S. 108 ff. 
3) Löhr S. 204 fl. 
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ihrerseits als ein Fortschritt in der Rechtspflege und Zivili- 
sation bezeichnet werden kann. 

Über den zeitlichen Ansatz in der inneren Wandlung 
der geistlichen Gerichte und in der Wandlung des Urteils 
über sie kann angesichts eines weitschichtigen und ergiebi- 
gen, hier nur in kleineren Bruchstücken auszubeutenden 
Materials nicht der mindeste Zweifel sein. Beide Erschei- 
nungen sind gewiß hier früher, dort später, hier stärker, dort 
schwächer hervorgetreten. Alle Verallgemeinerung wäre hier 
wie bei allen vorreformationsgeschichtlichen Studien vom 
Übel. Aber die Wandlungen greifen Platz, ehe das Mittel- 
alter zu Ende geht. 

Wo eine eingehendere Erforschung der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit begonnen hat, wie z. B. im Bistum Würzburg, 
zeigt sich im Laufe der späteren Jahrhunderte des Mittel- 
alters deutlich die wachsende Reformbedürftigkeit der geist- 
lichen Gerichte. Während aus dem vierzehnten Jahrhun- 
dert eine einzige bischöfliche Reformordnung bekannt und 
außer ihr nur noch eine zweite (verlorene) erlassen worden 
ist, häufen sich derartige Ordnungen seit Beginn des fünf- 
zehnten Jahrhunderts. Seit dieser Zeit fällt der Kampf der 
Bischöfe gegen die Archidiakone mit dem Kampfe um die 
Gerichtsreform fast ganz zusammen: ‘Die Bischöfe erkannten 
es als eine dringende Aufgabe, die Mißbräuche zu beseitigen, 
‚die sich an den geistlichen Gerichten (Gericht des bischöf- 
lichen Offizials, des Generalvikars, Gerichte der Archidia- 
kone) eingeschlichen hatten’, wobei die ständige Wieder- 
holung derselben oder ähnlicher Reformbeschlüsse zugleich 
ihre höchst mangelhafte Durchführung erkennen läßt.!) Was 
aber aus Würzburg bekannt ist, läßt sich für das fünfzehnte 
Jahrhundert auch in anderen Diözesen nachweisen.?) 

Wie früh fast überall der Kampf der Landesherren gegen 
die geistliche Gerichtsbarkeit einsetzt, ist für die verschieden- 


1) J. Krieg, Der Kampf der Bischöfe gegen die Archidiakone im 
Bistum Würzburg, Kirchenrechtliche Abhandlungen herausg. von Stutz 
82 (1914) S.90ff. 96. 112. 120ff. 137. 141. 

2) Krieg S.90. 150 Anm. 2, 155 und Anm. 1. Eine vollständige 
Sammlung mittelalterlicher Ordnungen der geistlichen Gerichte wäre sehr 
erwünscht. Vgl. unten S. 281 Ann. ]. 
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sten deutschen und außerdeutschen Gebiete!) gerade in 
neuerer Zeit in einer Reihe vortrefflicher Arbeiten geschil- 
dert worden. Noch zu wenig Beachtung hat man dabei der 
Tatsache geschenkt, daß sich auch kleinere Territorialherren, 
wie die Landgrafen von Hessen?), schon seit Ausgang des 
dreizehnten Jahrhunderts mit größter Lebhaftigkeit und 
Folgerichtigkeit an diesem Kampfe beteiligen, selbst gegen 
den mächtigsten deutschen Erzbischof, den Mainzer. Aus 
der Fülle von beweiskräftigem Urkunden- und Aktenmate- 
rial, das darüber schon seit langem gedruckt vorliegt und 
das allerdings jetzt einer ergänzenden, sichtenden und be- 
richtigenden Neubearbeitung bedürfte®), ist das Privileg 
‘Heinrichs II. für Rektor und Altaristen der Grünberger 
Pfarrkirche vom 21. Mai 1353?) bemerkenswert, in dem er 
(diese Geistlichen, die er als capellani nostri bezeichnet, von 
dem Gerichtsstande vor dem weltlichen Gerichte befreit, 
ihnen aber nun nicht etwa Rückkehr zum geistlichen Ge- 
richte gestattet, sondern für ihre Prozesse außergerichtliche 
weltliche Schiedsmänner einsetzt und diese zu prompter 
Arbeit verpflichtet. Der Bearbeiter bemerkt zu diesem Pri- 
vileg mit Recht: ‚eine schlechte Gnade, wann die ganze 
hessische Geistlichkeit ... schon eben diese Freyheit ge- 
habt hätte‘. Das besagt, daß die geistliche Gerichtsbarkeit 
des Mainzer Ordinarius in der Landgrafschaft Hessen schon 
um die Mitte des vierzehnten Jahrhunderts stark erschüt- 
tert ist. 

In Staaten mit mächtigerer Zentralgewalt, wie in Eng- 
land und Frankreich, bemerkt man schon früher dasselbe. 
Folgender Satz aus Friedbergs Kirchenrecht S. 308 er- 
weckt deshalb mit seinem unbegreiflich späten Zeitansatz 


!) Schon nach den Untersuchungen in Friedbergs “Gränzen’ auch 
z. B. über Spanien, die Niederlande, die italienischen Staaten usw. kann 
über den zeitlichen Ansatz kein Zweifel sein. Vgl. für Böhmen Bach- 
mann 1 (1899) S. 459. 

2) Kopp I $133f. S. 173. 

®) Auch die besonders interessanten Anfänge des landesherrlichen 
Kirchenregimentes der hessischen Landgrafen sind noch nicht näher 
erforscht. 

*) Kopp I $141 S.182f. Vgl. Baumgartner S. 179. 
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eine ganz falsche Vorstellung!): “Erst als die Staaten seit 
Ende des fünfzehnten Jahrhunderts selbst anfangen, ordent- 
liche Gerichte einzusetzen und für zuverlässige und schleunige 
Vollstreckung zu sorgen, wurde den geistlichen Gerichten. . 
die Grundlage der Existenz allmählich entogen’ — wenn es 
auch gewiß zutrifft, daß ihre Lage erst nach gründlicher 
weltlicher Justizreform wirklich prekär geworden ist. 

Während ferner die deutschen weltlichen, besonders die 
Reichsgewalten noch auf der Höhe des Mittelalters eifrigst 
bemüht sind, die von geistlichen Gerichten verhängten 
Strafen zu vollstrecken und sie durch weltliche zu ver- 
schärfen, tritt in dieser Praxis spätestens im vierzehnten 
Jahrhundert eine sichtliche Änderung ein, indem z.B. der 
vom kanonischen Rechte den Gebannten auferlegte Verlust 
des Klage- und des Zeugnisrechtes, der Ausschluß von der 
communicatio forensis (unten S.278f.), von den Territorial- 
herren bereits nicht mehr ausnahmslos anerkannt wird.?) 
Daß man darin auch ein Mißtrauensvotum gegen die geist- 
liche Gerichtsbarkeit und ihre unten S. 233ff. noch näher zu 
charakterisierenden Strafmittel zu erblicken hat, wird man 
kaum bezweifeln können. Schon aus einer einzigen Quellen- 
gruppe, wie den Akten der deutschen Provinzialsynoden, 
hat man mit Recht geschlossen, “daß seit dem vierzehnten 
Jahrhundert sich eine scharfe Opposition gegen die geist- 
lichen Gerichte in den deutschen Territorien geltend macht’.?) 
Auch die ältere Forschung) hatte hier schon den richtigen 
Eindruck gewonnen : “durch das vierzehnte Jahrhundert geht 
in Deutschland der Zug, das geistliche Gericht einzu- 
schränken’. 


!) Auch Werner sagt in den Deutschen Geschichtsblättern 6 (1905) 
8. 78 irrig: "Mit dem ausgehenden Mittelalter... begannen die Eman- 
zipationsversuche der Laien gegen die geistliche Gerichtsbarkeit.” Werner 
vergißt hier nicht nur das hohe Mittelalter, sondern auch die fränkische Zeit. 

2) E. Eichmann, Acht und Bann im Reichsrecht des Mittelalters, 
Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft der 
Görres- Gesellschaft 6 (1909) S. 96ff. mit Hinweis auf die Glosse zu 0. 8 
in VI® 5, 11. 

3) Eichmann, Recursus S. 110. 

4) W. Maurenbrecher, Studien und Skizzen zur Geschichte der 
Reformationszeit (1874) S. 327. 
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Wenn man!) behauptet hat, daß “die bewußte Gegner- 
schaft’ gegen die geistliche Gerichtsbarkeit erst “zur Zeit 
der Reformation’ begonnen habe, so ist das ein kräftiger 
Irrtum, der nicht durch Ansichten, sondern durch ein er- 
drückendes mittelalterliches Material und zwar nicht nur 
für die außerdeutschen Gebiete widerlegt werden kann. Und 
auch wenn man?) gemeint hat, daß ‘sittliche Entrüstung 
über die Entartung und den Mißbrauch geistlicher Gerichts- 
barkeit und geistlicher Zwangsmittel” nur eine Empfindung 
sei, der man zu Ausgang des Mittelalters zwar hier und da 
auch begegnet’: so könnte ein solches Urteil in doppelter 
Beziehung den Tatsachen Gewalt antun: es könnte als spo- 
radisch hinstellen, was in Wirklichkeit nicht nur “hier und 
da’ aufgetreten ist; und es könnte den Anschein erwecken, 
als wenn die Kritik der geistlichen Gerichtsbarkeit erst “zu 
Ausgang des Mittelalters’ weitere Kreise zieht. 

Die Halberstädter Archidiakonalgerichte sollen erst “um 
das Jahr 1450’ an einem Höhepunkte angelangt gewesen 
sein. “Hierauf erfolgte ein nochmaliger sehr starker Auf- 
schwung, welcher mit der Einführung des römischen Rechts 
und dem Zerfalle des weltlichen Gerichtswesens infolge des 
Raubrittertums zusammenhängt.’?) Derartige Mitteilungen, 
die übrigens hier nicht belegt sind, sondern nur einen all- 
gemeinen Eindruck über die Ausdehnung der archidiako- 
nalen Zuständigkeit wiedergeben, dürfen mit ihren außer- 
ordentlich späten zeitlichen Ansätzen in keiner Weise ver- 
allgemeinert werden. Auch die anschließende nähere Aus- 
führung darf ihrer Lokalfarbe nicht beraubt werden.*) Sie 
stammt mit ihrem zweiten Teile aus Stüve5) und lautet: 
“Nunmehr wandten sich die Laien auch in andern rein welt- 
lichen Angelegenheiten mit Vorliebe an die geistlichen Ge- 
richtshöfe, deren Leitern sie eine bessere Kenntnis des römi- 
schen Rechts zutrauten als den weltlichen Spruchbehörden. 
Vor allem aber wurden die geistlichen Gerichte aufgesucht, 
weil der gemeine Mann aus dem Volke ihnen ein gerechteres 


I) Lossen S. 91. 2) Stutz oben S$. 207. 

®) Hilling, Halberstädter Archidiakonate S. 111. 
*) Das tut Baumgartner S. 171. 

°) II (1872) S. 166 bei Hilling S. 111 Anm. 6. 
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und mehr unparteiisches Urteil zutraute als den von Drosten 
und Adeligen abhängigen Gogerichten.’ 

Auch ein so ausgezeichneter Kenner wie Fonsnier 
wird in den allgemeinen Teilen seines grundlegenden Buches 
der geschichtlichen Sachlage hier nicht gerecht. Obwohl er 
ebenso wie natürlich Stutz!) die “schweren Mißbräuche’ 
der geistlichen Gerichtsbarkeit keineswegs verkennt, ver- 
zichtet er auffallenderweise doch darauf, sie als Erklärungs- 
grund für ihren Verfall und ihre Zurückdrängung durch die 
weltliche Gerichtsbarkeit mit heranzuziehen. Aufschwung 
und Verfall der ersteren ist bei ihm vielmehr nur das ‘logische’ 
Korrelat zu Verfall und Aufschwung der letzteren. Dann 
ist es aber irreführend, wenn er zum Schlusse dieses Ab- 
schnittes im Hinblick auf die französischen Verhältnisse nur 
folgende Sätze noch hinzufügt: L’Eglise combat depuis long- 
temps les brutalites et les vices de l’aristocratie feodale, et 

. & raison de cette opposition, elle a souleve& contre elle- 
möme les passions, les rancunes, les haines?) ... Damit 
fällt auf die eine Seite alles Licht und auf die andere Seite 
aller Schatten. 

In dieselbe Gruppe einseitiger Begründungen gehören 
auch folgende Sätze?): ‘Am Vorabende der kirchlichen Re- 
formation hatten die Klagen gegen die Übergriffe der geist- 
lichen Gerichte eine allgemeine Verbreitung gefunden, wie 
aus zahlreichen Beschwerden hervorgeht. Was auf kirch- 
licher Seite zugunsten einer besonnenen und übergrifisfreien 
Handhabung der kirchlichen Jurisdiktion verfügt wurde, 
war nicht imstande, die Emanzipationsgelüste des Volkes 
und die Herrschsucht der Landesfürsten und der Städte zu 
befriedigen. Die sittliche Korruption einzelner geistlicher 
Richter gab den Gegnern der kirchlichen Gerichtsbarkeit 
die furchtbarsten Waffen in die Hände.” Auch diese Sätze 


ı) Z.B. Deutsche Literaturzeitung 28 (1907) S. 1224. Vgl. die 
treffende Kritik der geistlichen Gerichtsbarkeit bei J. B. Sägmüller ?® 
II S. 315. 

2) 8.289 und S. 96f. 

2) Hilling, Halberstädter Archidiakonate 8.114. Vgl. die ver- 
gröbernde Wiedergabe dieser Sätze bei Baumgartner 8. 176 und bei 
Krieg S. 126 Anm. 2. 
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erwecken nach verschiedenen Richtungen unzutreffende Vor- 
stellungen. Auch hiernach gewinnt es den Anschein, als 
wenn die "zahlreichen Beschwerden’ gegen die geistliche Ge- 
richtsbarkeit erst “am Vorabende der kirchlichen Reforma- 
tion’ hervortreten.!) Wie sich ferner noch zeigen wird, han- 
delt es sich bei den Mängeln der geistlichen Gerichtsbarkeit 
keineswegs nur um ‘die sittliche Korruption einzelner geist- 
licher Richter’. Mit Worten, wie Emanzipationsgelüste und 
Herrschsucht kommt man zur Motivierung des Kampfes 
gegen das hierarchische?) Institut der geistlichen Gerichts- 
barkeit nicht aus. Kirchliche Verfügungen gegen ihre über- 
mäßige Ausdehnung sind gewiß vorhanden?) und werden 
uns unten noch beschäftigen. Allein sie treten hinter den 
Verfügungen für ihre übermäßige Ausdehnung völlig in den 
Hintergrund. | j 

Es bedarf keines Beweises dafür, daß ein Gericht, das 
sich vornehmlich wegen der Vorzüge seines Verfahrens einer 
großen Beliebtheit erfreut, trotzdem in Verfall geraten und 
seine Beliebtheit allmählich teilweise einbüßen kann. Seine 
kurz gesagt juristische Überlegenheit braucht es nicht auch 
auf allen andern Gebieten über alle Zweifel zu erheben. Der 
Satz, daß, wo viel Licht, auch viel Schatten sei, gilt hier 
noch in dem besonderen Sinne, daß gerade diese Gerichte 
leicht die Fehler ihrer Vorzüge so scharf entwickeln können, 
daß diese Fehler die Vorzüge dann überhaupt verdunkeln. 
Nur mühsame Einzeluntersuchungen könnten hier ein ab- 
schließendes Urteil rechtfertigen. Für Straßburg?) und 


1) Hilling verweist nur auf Gebhardts Gravamina, nach Kopp 
auf Peter d’Ailly und Franz Zabarella und auf Meibom, Scriptores II 
(1578) p. 175. Vgl. unten S. 290 Anm. 6. 

3) Vgl. Stutz, Kirchenrecht ? S. 337, wo allerdings von den schwe- 
ren Mißständen und Klagen die Rede ist, welche die geistliche Gerichts- 
barkeit in der Periode des klassischen kanonischen Rechts zeitigte; diese 
aber läßt Stutz im Laufe des 14. Jahrhunderts zu Ende gehen. 

®) Riedner II Nr. 12 S. 60; Hilling im Archiv für katholisches 
Kirchenrecht 96 (1916) S. 331; K. Harburger, Das privilegium fori im 
deutschen Recht. Berliner Dissertation 1915 S. 44 ff. 

%) Vgl. neben Stenzel W. Kot he, Kirchliche Zustände Straßburgs 
im vierzehnten Jahrhundert (1903) S. 57—62. 
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Lüttich z. B. steht der Verfall der geistlichen Gerichte des 
späteren Mittelalters bereits außer Frage. 

Zwischen Juristen und Historikern wird dabei eine Ein- 
mütigkeit in der Beurteilung vielleicht nicht immer sogleich 
zu erzielen sein, da die beiderseitigen wissenschaftlichen 
Interessen oft weit auseinandergehen. Tatsächliche Nach- 
teile, schädliche Nebenwirkungen u. ä. werden von Juristen 
gegen juristische Vorzüge vielleicht eher in Kauf genommen 
als von Historikern. Der Unterschied läßt sich an einem 
französischen Beispiele beleuchten. Zwischen einem Abt 
und einem Stadtoberhaupte schweben vor dem geistlichen 
Gerichte zwei Prozesse. Den einen führt der weltliche Be- 
amte in seiner amtlichen Eigenschaft ; den andern als Privat- 
mann. In jenem nun ist er der Exkommunikation verfallen 
und also prozeBunfähig geworden. Nach Ansicht des Abtes 
erstreckt sich diese Prozeßunfähigkeit seines weltlichen Geg- 
ners ipso facto nun aber auch auf den noch schwebenden 
PrivatprozeB. Der hohe städtische Beamte läßt sich das 
jedoch nicht gefallen und wendet ein, er sei nur als Beamter 
und nicht als Privatmann exkommuniziert worden und also 
zur Führung eines Privatprozesses nach wie vor berechtigt. 
Der moderne juristische Interpret berichtet weiter!): “Das 
Parlament weist diese kühne Replik zurück; daß sie aber 
vorgebracht werden konnte, spricht für die Fähigkeit der 
Zeit zu juristischer Abstraktion.’ — Der Historiker wird 
sich für diese Fähigkeit weniger interessieren. Ihm erscheint 
die Einrede des weltlichen Beamten auch nicht als besonders 
kühn, sondern als ein charakteristisches Zeichen für berech- 
tigten Widerstand gegen einen der bösesten und auch sonst 
am häufigsten angegriffenen Mißbräuche der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit. 


IV. Strafen und Strafpraxis. 
Man?) hat es mit Recht als einen Krebsschaden der 
geistlichen Rechtssprechung bezeichnet, daß sie als Straf- 
und Exekutionsmittel geistliche Zensuren anwendet, die 


I) Mitteis p. 347. 
2) Martin p. 166. 171; Baumgartner S. 174; Wintruff S.7; 
Schiller 8.195; Fournier p. 229 und n. 2. 
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doch ursprünglich als Besserungsstrafen gedacht sind!) und 
der alten Theorie zuliebe auch von den Inquisitoren selbst 
in der grausamsten von ihnen verhängten Form noch als 
solche bezeichnet werden?), freilich ebenso richtig auch be- 
tont, daß sie diese Mittel anwenden muß: sie befindet sich 
dabei in einer verhängnisvollen Zwangslage. Denn wenn 
sie nicht bei jeder Kleinigkeit den weltlichen Arm zu Hilfe 
rufen wollte, was ihrer eigenen Gerichtshoheit nur abträglich 
sein mußte, so blieb die geistliche Zensur als einzig wirk- 
sames Straf- und Exekutionsmittel allein übrig. ‚Diese 
geistlichen Strafen betrachtete man als unerläßliche Mittel 
zur Bewahrung der Autorität des Gerichtes und zur Siche- 
rung des klägerischen Anspruches.“ ‚Der Kirchenbann 
wurde ... als notwendige Sicherung des klägerischen Rech- 
tes und als unumgängliche Stütze der richterlichen Gewalt 
betrachtet.‘“®) Ähnlich ist das Interdikt, wenigstens auf der 
Höhe des Mittelalters, mehr als Verwaltungsmaßregel (ad- 
ministrative order), d.h. als Zwangsmittel, als “ein in der 
Form des passiven Widerstandes gekleideter Zwang’ ge- 
dacht denn als bloße Strafe. Während man gegen Wider- 
stand innerhalb der Kirche mit Bann, Suspension, Degra- 
dation auskommt, bedarf es gegen Widerstand außerhalb 
der Kirche einer schärferen Zwangswaffe.*) 

Ferner ist es dann bei der bekannten Expansivkraft der 
Zuständigkeit geistlicher Gerichte auf dem weltlichen Ge- 
biete unvermeidlich, daß die geistlichen Zensuren zu welt- 
lichen Zwecken mißbraucht werden, was von unserm heuti- 
gen Standpunkt sehr wohl als ‘Mißbrauch der kirchlichen 
Amtsgewalt’5) bezeichnet werden könnte. Noch weniger 
wird man es dem staatskirchlich-absolutistischen Juristen des 
achtzehnten Jahrhunderts®) verübeln, wenn er es unerträg- 


ı) Kober passim; Stutz, Kirchenrecht ? S. 295; Sägmüller ?° 
II S. 347 und Anm. 3; Riedner II Nr. 24 $ 4 S. 101. 

2) Lea I S.513. 

®) Löhr S. 227; Riedner, Speierer Offizialatsgericht S. 87. 

*) E.B. Krehbiel, The Interdict ... with special attention to 
the time of .. .. Innocent III., Chicagoer Dissertation 1909 p. llss. 29. 
63f. 142f. Ebd. p. 5038. 140 über Aggravationen. 

5) Mitteis S. 317. 

*, Kopp 1I$113 S. 151. 
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lich findet, ‚daß die Clerisey, um ihrer angemaßten Juris- 
diction in dergleichen weltlichen Händeln den erforderlichen 
Nachdruck zu geben, die ausgesprochenen Urtheile mit dem 
geistlichen Banne zu vollziehen [d. i. unter Androhung des 
Bannes zu vollstrecken] pflegte“. 

Die Gefahr scheint andererseits allerdings zu bestehen, 
daß solche und ähnliche Verdammungsurteile moderne und 
speziell staatskirchlich und kulturkämpferisch angeregte 
Anschauungen in die mittelalterlichen Rechtsanschauungen 
zurücktrügen. Und so ist denn gegen eine derartige Kritik 
u. a. folgendes eingewandt worden!): ‚Dem modernen Men- 
schen mag es hart und ungerecht erscheinen, um weltlicher 
Interessen ... . willen kirchliche Gnadenmittel zu entziehen 

Der mittelalterliche Mensch nahm hieran keinen oder 
nur sehr geringen Anstoß. Weltliches und Geistliches war 
so innig miteinander verknüpft, daß man sich der tiefen 
Kluft, die sie trennte, kaum bewußt wurde. Man nahm es 
als etwas Gegebenes hin, daß Vergehen auf der einen Seite 
auch auf der andern sich fühlbar machten.‘‘ Der richtige 
Kern dieser Ausführungen, welche das löbliche Bemühen 
zeigen, der bekannten Interferenz der geistlichen und der 
weltlichen Gewalt im Mittelalter gerecht zu werden, soll 
gewiß nicht verkannt werden. Aber daß sie zu scharf und 
zu allgemein gehalten sind, wird man trotzdem geltend 
machen müssen. Wenn schon auf der Höhe des Mittelalters 
der Sachsenspiegel?) in lapidarem Satze erklärt: "Ban scadet 
der sele unde ne nimt doch niemanne den lif, noch ne krenket 
niemanne an landrechte noch an lenrechte, dar ne volge 
des koninges achte na’, so hat sich das schon hier zum Aus- 
drucke gelangende Unbehagen über die Anwendung geist- 
licher Strafen auf weltlichem Gebiete im weiteren Verlaufe 
des Mittelalters unstreitig verschärft. 

Nun hat man?) zwar dem ersten Teile jenes Satzes die 


ı) Dix S. 25, von Hilling in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung, 
Kanonistische Abteilung 4 (1914) S. 542 verallgemeinert und gebilligt. 
Vgl. auch Stutz, Kirchenrecht % S. 337 und Hennig in den Forschungen 
zur Brandenburgischen und Preußischen Geschichte 19 (1906) S. 404. 

2) JII 63 $ 2 (ed. C.G. Homeyer I?, 1861, S. 359). 

3) Eichmann, Acht und Bann S. 80f. und S. 80 Anm. 5, 95 Anm. 4. 
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“Spitze gegen das kirchliche Recht” damit ausbrechen wollen, 
daß man ihn als Übersetzung aus Rolandus, dem späteren 
Papste Alexander III., zu entwerten sucht, welcher sagt: 
Anathema non corporalis, sed spiritualis multatio. Aber 
selbst wenn das richtig ist — weitere aus Bernhard von 
Pavia und Rufinus!) angeführte Parallelen beweisen nichts 
—, so erhält jener Satz im Munde des laienfreundlichen ?) 
Spieglers doch seine besondere Bedeutung. Mag Eike auch 
vielleicht nicht “der animose Gegner des kanonischen Rechts- 
systems und des mittelalterlichen Papsttums’ gewesen sein, 
“als welcher er gerne hingestellt wird’®), und mag er noch 
so welfisch ) gesinnt gewesen sein: an seiner grundsätzlichen 


Dem zweiten Teile des Satzes gibt Eichmann zwei Deutungen, ohne 
eine Entscheidung zwischen ihnen zu treffen. Entweder besage er, ‘daß 
durch den Bann keine bereits vor der [Bann-] Sentenz vertragsmäßig 
erworbenen Rechte entzogen würden’, oder aber weit schärfer: “daß der 
Bann keinerlei rechtsmindernde Wirkung auf weltlich-bürgerlichem Ge- 
biete habe’. Daß aber diese zweite schärfere Deutung geboten ist, folgt 
doch wohl aus dem Zusatze über die Acht des Königs. Der Spiegler 
will sagen: Kränkung an Land- und Lehnrecht kann noch nicht der 
Bann allein, sondern nur in Verbindung mit der Acht bewirken. Der 
‘nur’ Gebannte wird auch nur vom geistlichen, nicht auch vom weltlichen 
Gerichte fortgewiesen. In diesem Zusammenhange kann die “Kränkung’ 
sich doch wohl nicht auf die rückwirkende, sondern muß sich auf die 
gegenwärtige und zukünftige rechtsfähigkeitsmindernde (unten S. 279) 
Kraft des Bannes beziehen. Nur so kann auch ein Einklang mit II 62 
$ 2f. S. 292 (unten S. 279) hergestellt werden. Die chronologische Schwie- 
rigkeit, auf welche diese zweite schärfere Deutung stößt, räumt Eich- 
mann selbst beiseite, indem er die Abfassung von III 62 $ 2 des Landrechts 
vor der ihr widersprechenden Confoederatio cum principibus ecclesiasticis 
vom 26. April 1220 (und vor dem Lehnrecht) wahrscheinlich macht. Des- 
halb ist auch die zusammenfassende Bemerkung S. 83 teilweise zu be- 
anstanden, und der hier kritisierte Hinschius dürfte ebenso wie Fried- 
berg, De finium etc. p. 158 n. 2, Gränzen S. 59 und Ott S.51 gegen 
Eichmann im Rechte sein. Vgl. zur Kritik Eichmanns K. Zeumer 
im Neuen Archiv 36 (1911) S. 271. 

1) Eichmann im Historischen Jahrbuch 31 (1910) S. 325 Anm. 1. 

2) Homeyer S. 22. Ob in III 1 $ 1 S. 301 (nur solche Häuser, in 
denen Notzucht verübt worden ist, dürfen niedergelegt werden) eine Spitze 
gegen das vom Spiegler im übrigen anerkannte Ketzerrecht liegt, wäre 
noch zu untersuchen. Vgl. Lea I S. 540. 

°) Eichmann S$. 333. 4%) Eichmann in der Zeitschrift der 
Savigny-Stiftung, Kanonistische Abteilung 1 (1911) S. 175. 
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Laienfreundlichkeit zu zweifeln, verbietet schon seine gleich 
im Eingange des Rechtsbuchs zum Ausdruck gebrachte Stel- 
lung in der Geschichte der Zweischwertertheorie.!) Auch 
wird es kein Zufall sein, daß das von Eike statuierte Ex- 
kommunikationsprivileg des deutschen Kaisers?) nur geist- 
liche Bannfälle aufzählt. Mit Recht hat man darin die Ten- 
denz gesehen, “den Mißbrauch des Kirchenbannes zu welt- 
lich-politischen Zwecken und wegen weltlicher Sachen zu 
mißbilligen’.?) 

| Ein ähnliches Motiv wird man bei dem besonders früh 
und scharf einsetzenden praktischen Kampfe der fürstlichen 
‚und städtischen Gewalten gegen die geistlichen Straf- und 
Exekutionsmittel der geistlichen Richter mit in Rechnung 
‚stellen dürfen. Im allgemeinen wäre es aber gewiß über- 
trieben, bei den Laiengewalten überall sogleich grundsätz- 
lichen Widerstand gegen die geistlichen Strafen als solche 
-oder auch nur gegen ihre fortgesetzte Anwendung gegen 
weltliche Delikte*) annehmen zu wollen. Nicht das in erster 
Linie wird die weltlichen Gewalten zunächst vorwärts ge- 
trieben haben, sondern vielmehr gerade Achtung vor dem 
geistlichen Charakter der Strafen und im Hinblick auf ihre 
überaus weitgreifenden, auch weltlichen Folgen der berech- 
tigte Wunsch, jede mißbräuchliche Anwendung zu ver- 
hüten. Wie sich die weltliche Gewalt gegenüber der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit im allgemeinen, z. B. in Frankreich 
und in deutschen Städten, schon früh eine Kompetenz- 
kompetenz zuschreibt5), d.h. wie sie sich im allgemeinen 
das Recht beilegt, über die Grenzen der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit von sich aus zu befinden, so sucht sie hier zu- 
nächst lediglich die Rechtmäßigkeit der geistlichen Strafen 


1) Eichmann, Acht und Bann S. 60; Friedberg, De finium etc. 
p- 46 n. 11. 

2) III 57 81. | 

®) Eichmann in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung, Kanonisti- 
sche Abteilung 1 (1911) S. 175. 181. 

%) Gilow 8.5l. 

5) Mitteis S.290. Großer Schied zwischen dem Erzbischof und 
der Stadt Cöln vom 28. Juni 1258 bei F. Keutgen, Urkunden zur 
städtischenVerfassungsgeschichte (1901) S.161 $ 31; Hilling, Archi- 
diakonate S. 113. Vgl. Friedberg, Gränzen S. 549. 575. 
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ihrer ständigen Prüfung zu unterwerfen. Es kommt ihr da- 
bei zustatten, daß schon das römische Recht die Exkommu- 
nikation den Bischöfen nur erlaubt: antequam causa mon- 
stretur, propter quam sanctae regulae [die canones] hoc fieri 
jubent.!) Später, als sich der Kampf verschärft und die 
Laiengewalten immer mehr darauf aus sind, gerade diese 
wirksamste Waffe der geistlichen Richter unbrauchbar oder 
wenigstens ungefährlich zu machen?), wird man sich auch 
der naturrechtlichen Motivierung (Contemptus clavium non 
est judicandus apud illos, qui per potestatem saecularem 
adversus tales .... sententias ... . tueri se procurant: Lex 
enim Naturalis dictat, ut possit vis vi repelli), die sich z. B. 
bei dem auch sonst gegen die geistliche Gerichtsbarkeit zu 
Vorstößen geneigten Gerson findet?), gerne bedient haben. 

In Frankreich zeigt sich das Bemühen der Krone, den 
staatlichen Gerichten die Prüfung der Rechtmäßigkeit geist- 
licher Strafen zuzusprechen, schon vor den großen kirchen- 
politischen Kämpfen auf der Höhe des Mittelalters unter 
Ludwig dem Heiligen. Allen ungerecht scheinenden Ex- 
kommunikationen gegenüber beansprucht er bereits “das 
Recht vorgängiger Prüfung und Kontrolle.) Daß dieser 
Anspruch der weltlichen Gewalt verwirklicht worden ist, 
ergibt sich aus Beschlüssen französischer Konzilien aus dem 
Anfange des vierzehnten Jahrhunderts.) Schon für das 


!) Friedberg, Gränzen S. 16 Anm. 6; Eichmann, Recursus S. 4f.; 
Kober S. 162. 2) Planck S. 296. 

8) Kober S. 52f. 236; Eichmann, Recursus S. 53 und Anm. 5l. 
Gegen Gersons Kritik der excommunicatio sine justa causa hat Hilling 
im Archiv für katholisches Kirchenrecht 85 (1905) S. 720ff. eine scharfe 
Antikritik gerichtet, sich aber diese Stelle entgehen lassen. 

*%) Eichmann, Recursus S. 43; Poncet p. 187 und n.3; Fried- 
berg, De finium etc. p. 157 n.4; Müller, Kirchengeschichte II 1 
(1902) S. 11; Planck S. 285. Vgl. S. 272 und für das Interdikt in späterer 
Zeit S. 294 ff. Über den frühen, auch sachlich vom Festland abweichenden 
Kampf gegen die geistliche Gerichtsbarkeit in England, der hier außer 
Betracht bleibt, s. J. Hatschek, Englische Verfassungsgeschichte (1913) 
S.157 u.ö. und Friedberg, Gränzen S. 733ff. Ott hat S.55a den 
Kampf der weltlichen Gewalten Frankreichs und Deutschlands gegen die 
geistliche Gerichtsbarkeit nicht genügend berücksichtigt. 

5) Eichmann, Recursus S. 49 Anm. 40. Über die weitgehende Ge- 
richtsgewalt des Königs über den Klerus schon zu Beginn des zwölften 
Jahrhunderts s. Müller I (1892) S. 512. 
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vierzehnte Jahrhundert können also ähnliche und verschärfte 
Bestrebungen des französischen Königtums nicht mehr als 
Neuheit bezeichnet werden.!) Nach der auch für die prak- 
tische Entwicklung des Kampfes gegen die geistliche Ge- 
richtsbarkeit bedeutungsvollen Versammlung von Vincennes 
von 1329 entwickelt sich das Parlament immer mehr zu 
einer über die Rechtmäßigkeit geistlicher Strafen endgültig 
urteilenden Instanz.?) Es ist interessant, daß man in Frank- 
reich schon früh auch das römische Recht zu Hilfe ruft und 
die Theorie entwickelt, dem Bischof stehe als einem judex 
sine territorio überhaupt kein Exkommunikationsrecht zu.?) 
Hat sich das Aufsichtsrecht des Parlamentes erst durch- 
gesetzt, so ist es von da aus nur noch ein Schritt, daß das 
Parlament unter Androhung der Temporaliensperre z. B. die 
Relaxation eines ohne zureichenden Grund verhängten Inter- 
diktes verlangt, so schon 1332 gegen den Erzbischof von 
Auch.?) Auch geht man dazu über, geistliche Beamte dazu 
zu zwingen, daß sie auch schon bloße Exkommunikations- 
drohungen gegen weltliche Beamte zurücknehmen, ferner 
das Exkommunikationsverfahren zu überwachen und hin- 
sichtlich des Begräbnisverbotes zu mildern.5) Besonders 
empfindlich zeigt sich das Parlament, wenn sich königliche 
Beamte in der Ausübung ihrer Gerichtsbarkeit unter Ver- 
letzung des Privilegium fori die Exkommunikation zu- 
gezogen haben.*) Es ist begreiflich, daß gerade die Be- 
aufsichtigung der Exkommunikation von weltlicher Seite 
so früh mit solcher Energie (und entschiedenem Erfolge) 
erstrebt wird, weil ja der Bann keineswegs nur als Strafe, 
sondern vor allem als Schutzwehr des Privilegium fori auf 
weltlicher. Seite den meisten Widerstand erweckt.) 


1) So Martin p. 243. 

2) Martin p. 243ss., der jedoch diese Tätigkeit des Parlaments, 
wenigstens zunächst noch, grundsätzlich etwas unterschätzt. Vgl. aber 
auch p. 2295. 251s. 20858. 3698. 367. 374ss. 378. 

3) 1386: Martin p.3ll n.3; vgl. p. 306 und n. 2, 309. 

4) Martin p. 2438. Vgl. p. 245 und Eichmann, Recursus S. 43f. 

5) Martin p. 368. 377. Unten S. 271 Anm. 6. 

°), Martin p. 374. Vgl. unten S. 276 und Friedberg, De finium etc. 
p. 160, Gränzen S. 479. 737f. 

?) Unten S. 273ff. 
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In Deutschland hat die Reichsgewalt in älterer Zeit 
nur selten diese Initiative bekundet, so wenn Friedrich Bar- 
barossa am 8. August 1188 für das Goslarer Domstift Bann 
und Interdikt von consilium et coniventia der Krone ab- 
hängig macht.!) Friedrich II. dagegen hat die außerordent- 
lichen Zugeständnisse, die er u. a. der geistlichen Gerichts- 
barkeit in der Confoederatio cum principibus ecclesiasticis 
vom 26. April 1220 bewilligt, dadurch noch besonders kennt- 
lich gemacht, daß er, wenn er auch nicht alle Kautelen gegen- 
über Mißbrauch der geistlichen Gerichtsgewalt aus der Hand 
gibt, von einer Prüfung der Rechtmäßigkeit kirchlicher Zen- 
suren ausdrücklich nichts sagt.°) Zu derselben gegenüber 
den kirchlichen Strafen vertrauensvollen Anschauung be- 
kennt sich stillschweigend die Reichsgesetzgebung im all- 
gemeinen auch noch während des späteren Mittelalters.) 
Nicht einmal für die Bannung des Königs wird von der er- 
drückenden Mehrheit der Rechtsbücher die Frage nach der 
Rechtmäßigkeit aufgeworfen.?) Aber der Sachsenspiegel 
(III 54 $ 3 S. 350) bildet auch hier eine frühe, eindrucksvolle 
Ausnahme, indem er nur dem rechtmäßig (mit rechte) vom 
Papste Gebannten den Thron verschließt. Nun hat man?) 
zwar auch hier dem Rechtsbuche seine Spitze gegen die 
hierarchische Anschauung dadurch rauben wollen, daß man 
“mit rechte = judicio erklärt und den Spiegler nur eine 
namentliche, öffentliche, gerichtliche Verkündung der Sen- 
tenz, eine excommunicatio ferendae sententiae®), nicht aber 
ihre Rechtmäßigkeit als Voraussetzung des Verlustes der 
Wählbarkeit behaupten läßt: Eike hat also für den Bann 
nur eine formelle, aber keine materielle Kautel gewünscht. 
Kanonistisch und philologisch wird sich gegen diese ab- 
schwächende Deutung der Stelle schwerlich etwas einwenden 


!) Eichmann, Acht und Bann S.29. Vgl. Schiller S. 196f.; 
Hauck IV (1903) S. 188. 

2) Zeumer, Quellensammlung ? Nr. 36 S. 37 $6f. Vgl. Eichmann, 
Acht und Bann S.55. 122f.; Hauck IV (1903) S. 770. 

3) Eichmann, Acht und Bann S. 56ff. 126f. 

4) Eichmann, Acht und Bann S. 101f. 

6) Ebd. und Historisches Jahrbuch 31 (1910) S. 325f. 330f. 

°) Historisches Jahrbuch 31 (1910) S. 326ff., 35 (1914) S. 274; 
Zeumer, Neues Archiv 36 (1911) S. 271. 


Zur Charakteristik d. geistl. Gerichtsbarkeit im spät. M.A. 241 


lassen. Was aber auch hier dagegen spricht, ist die sonstige 
Laienfreundlichkeit des Spieglers (oben S. 237). Auch neh- 
men die anderen weniger laienfreundlichen Rechtsbücher 
an dem “mit rechte’ jedenfalls so schweren Anstoß, daß sie 
es streichen!), was sich bei der Deutung “judicio’ natürlich 
erübrigt hätte. Vielleicht wird der gegenteilige Standpunkt 
der Confoederatio cum principibus ecclesiasticis sogar erst 
dann verständlich, wenn man beachtet, daß er zugunsten 
der Kirche, d.h. der Rechtskräftigkeit des ungeprüften 
Bannes, gerade im Gegensatz zum Standpunkte des Sachsen- 
spiegels zum Ausdruck gebracht worden ist.!) Auch fällt 
ins Gewicht, daß nicht einmal dem älteren kanonischen 
Rechte (Gratian) die Bindung der Rechtskräftigkeit des 
Bannes an die justa causa?) ganz fremd ist, wenn man auch 
eine Beeinflussung des Sachsenspiegels durch Gratian nicht 
anzunehmen braucht?) 

Fünfzig Jahre später hat dann auch die deutsche 
Reichsgewalt in einem praktischen Falle zu der auch in der 
damaligen Spruchdichtung, z. B. bei Reinmar von Zweter‘) 
unter Friedrich II., lebhaft erörterten Frage der Recht- 
mäßigkeit des Bannes in unzweideutiger Weise Stellung ge- 
nommen. König Rudolf von Habsburg verhängt am 25. Ja- 
nuar 12745) über den edeln Herrn Heinrich von Hessen, 
der vom Mainzer Erzbischof gebannt worden ist, die Acht 
erst dann, als der Erzbischof die Rechtmäßigkeit des Bannes 


1) R. Köstler in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung, Germanisti- 
sche Abteilung 31 (1910) S. 514; Eichmann verweist demgegenüber im 
Historischen Jahrbuch 35 (1914) S. 274 auf eine noch nicht erschienene 
Arbeit “Über den Kirchenbann in den Quellen des sächsischen Rechtes’ 
aus seiner Feder. s 

2) Hilling im Archiv für katholisches Kirchenrecht 85 (1905) 
S. 266ff.; Eichmann im Historischen Jahrbuch 31 (1910) S. 324. 

3) Vgl. Eichmann S. 325. 

4) Herausg. von G. Roethe 1887 Nr. 127 S.475. Dazu S. 222. 
Auch von seinem Schüler, dem sog. Meißner, ist ein Bannspruch über- 
liefert: Holz-Saran-Bernoulli, Die Jenaer Liederhandschrift 1 (1901) 
S. 140b—14la. Zur Gestaltung des auch bei F.H. v.d. Hagen, Minne- 
sänger 3 (1838) S. 89b Nr. 7 gedruckten Textes des Meißners s. Roethe 
8. 222 Anm. 278. Auf diese Stellen hat schon Friedberg, De finium etc. 
p. 65, Gränzen 8. 60 aufmerksam gemacht. 

5) Zeumer Nr. 78 S. 111. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXVII. Kan. Abt. VI. 16 


242 Justus Hashagen, 


vor dem Könige nachgewiesen hat. Über diesen Nachweis 
heißt es in der Urkunde: juramento proprio et per testes 
fide dignos probavit legitime coram nobis se rite et ratio- 
nabiliter contra dietum nobilem processisse. Auch dieser 
klare Wortlaut ist aber neuerdings abgeschwächt worden. 
Man!) hat folgende Deutung versucht: ‘Wenn ... gesagt 
wird, daß der Erzbischof ... eidlich und durch Zeugen 
„legitime‘‘ den Nachweis erbracht habe, daß er nach Recht 
und Vernunft .. . vorgegangen sei, so geschieht dies [nur], 
um dem [weltlichen] Einwand, daß der Bann ungerecht sei, 
von vornherein die Spitze zu bieten’... Gegen das Schlüs- 
sige dieser Deutung spricht aber schon die Auslassung der 
entscheidenden Worte ‘coram nobis’. Damit kann doch nur 
eine Prüfung der Rechtmäßigkeit des Bannes formell “vor” 
dem Könige, in Wirklichkeit durch den König gemeint sein, 
und zwar eine Prüfung der materiellen Rechtmäßigkeit; 
denn in der vorangehenden Narratio der Urkunde wird die 
formelle Rechtmäßigkeit durch die Worte “juris ordine ob- 
servato bereits vorausgesetzt. 

Auch spricht eine allgemeine Stadtrechtskodifikation 
des vierzehnten Jahrhunderts von dem zu Unrecht Ge- 
bannten und hält ihm, auch wenn er ‘jar unde tag und mehr’ 
in diesem unrechtmäßigen Banne bleibt, alle weltlichen 
Rechtsnachteile fern. Daß dies gerade das Sächsische Weich- 
bildrecht?) ist, gibt zu denken?®), noch mehr vielleicht die 
Tatsache, daß in diesem Paragraphen Ssp. III 63 $ 2 zitiert 
wird, was bei der oben S. 235 Anm.3 vorgeschlagenen schär- 
feren Deutung der Stelle ebenso Beachtung verdiente wie die 


1) Eichmann im Historischen Jahrbuch 31 (1910) S. 324. Merk- 
würdigerweise hat Eichmann diese wichtige Urkunde in ‘Acht und 
Bann’ übergangen, während er in “Recursus’ S. 72 schon die richtigere 
Deutung vermutet hatte. — Konziliare Kanonisten wollen die Prüfung 
der Rechtmäßigkeit der von Offizialen verhängten Bannsprüche den 
Synoden übertragen. Auch fordern sie eine dem Konzil zur Prüfung vor- 
zulegende Sammlung alter und neuer Bannfälle: Capita agendorum in 
Concilio ..... Constantiensi de reformatione ecclesiae bei v. d. Hardt 19 
c. 17 S. 529f. 

3) Ed. 1547 S. IXa Artikel V. Eine abweichende Fassung in der 
1837 erschienenen Ausgabe von W. v. Thüngen Artikel VI 8.11. 

°) Köstler in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung, Germanistische- 
Abteilung 31 (1910) S. 315. 
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sonstige Nachwirkung des vom Papste 1374 ausdrücklich ver- 
worfenen Artikels des Ssp., besonders in den Stadtrechten.!) 
Es ist richtig beobachtet worden, daß aus dem Artikel des 
Sächsischen Weichbildrechtes schon eine neue, den kirch- 
lichen Strafen weniger günstige Anschauung spricht: der 
erst nach Jahr und Tag zu verhängenden Acht soll die 
Prüfung der Rechtmäßigkeit des Bannes vorausgehen. Eben 
darin unterscheidet sich dieser Artikel aber auch grund- 
legend von der Confoederatio cum principibus ecclesiasticis. 
Keineswegs also ist diese Auffassung des späteren Rechts- 
buches durch die Confoederatio “wenigstens nahegelegt” wor- 
den. Das Rechtsbuch spiegelt hier vielmehr schon eine 
grundsätzlich abweichende Rechtsanschauung vornehmlich 
des späteren Mittelalters wieder, zu der sich viele praktische 
Beispiele anführen ließen. Der magere Anhaltspunkt, den 
c.1in VIto 2, 12, $3c.7in VIto 5, 11 und andere Stellen 
des kanonischen Rechtes?) für die Prüfung der Rechtmäßig- 
keit des Bannes bieten, reicht zur Erklärung der umfassen- 
den spätmittelalterlichen weltlichen Gesetzgebung über die 
Bannprüfung schwerlich aus.3) 

Noch vor Ausgang des Mittelalters ist sie in deutschen 
Territorien voll ausgebildet, so in Pommern und Branden- 
burg®), auch in Mecklenburg. Die mecklenburgischen Her- 
zöge ersuchen die Kurie Anfang des sechzehnten Jahrhun- 
derts, den Bischof zu verpflichten, die Absolution auszu- 
sprechen, wenn ein Bann von weltlicher Seite für ungültig 
erklärt worden ist.5) Wie viel auch kleineren und schwäche- 
ren Landesherren an dem Vordringen gerade auf diesem Ge- 
biete gelegen ist, ergibt sich daraus, daß sich die Herzöge 
zu Ausgang des Mittelalters sogar bei andern, ihrer landes- 
herrlichen Gewalt gar nicht unterstehenden weltlichen Ge- 
richten einmischen, “um das Zurücknehmen des zu Unrecht 


1) Friedberg, De finium etc. p. 162. Vgl. p. 165 n. 2. 

2) Vgl. Kober S. 158ff. 163ff. 

3) Eichmann, Acht und Bann S. 84. 93. 125, Historisches Jahr- 
buch 31 (1910) S. 326ff., der hier doch wohl nach dem Texte zu korri- 
gieren ist. 

*) Vgl. Friedberg, De finium etc. p. 157 n. 3. 

5) Weißbach S. 47. 

16* 
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verhängten Bannes zu veranlassen’.!) Ähnliche Beispiele 
stehen für das Herzogtum und für das Kurfürstentum 
Sachsen für 1480, 1488 und 1495 zu Gebote.?2) Landgraf 
Ludwig von Hessen verordnet schon um die Mitte des fünf- 
zehnten Jahrhunderts?): “Geschee es ... ., daß unser Schult- 
heyß unnd der Rat zu Cassel erkennten, daß einer mit 
Unrecht zu Banne kommen were, dem adder den solten 
sie zu seinem Rechten beystendig sein gegen denjhenen, der 
in also mit Unrechte zu Banne bracht hette.” Dieser Grund- 
satz wird durch die hessische Landesordnung von 1455 im 
wesentlichen auf die ganze Landgrafschaft ausgedehnt?) 
Von der Bannpolitik des Herzogs Wilhelm III. von Sachsen, 
Landgrafen von Thüringen, berichtet der Erfurter Bene- 
diktiner Nikolaus von Siegen in seinem sogenannten Chro- 
nicon Ecclesiasticum: Si dominus Moguntinus sive sigillifer 
curie Moguntine aliquem®) excommunicasset aut interdictum 
contra suum velle®) alicui intulisset: mox Wilhelmus sua 
magna providencia sive audacia taliter disposuit, ut talia 
quantocius relaxare oporteret?) ... 


* * 
* 


So verhältnismäßig einfach es wäre, die Belege für diese 
weitverbreitete Tendenz der weltlichen Gewalten auch für 
Deutschland möglichst vollständig zusammenzubringen, so 
schwierig gestaltet sich auch hier die Beantwortung der 
schon oben S. 235 gestreiften Frage nach den Motiven. Man 


1) Weißbach S. 78f. Vgl. F. Geß, Akten und Briefe zur Kirchen- 
politik Herzog Georgs von Sachsen I (1517 —1524) S. LV (Schriften der 
Kgl. Sächsischen Kommission für Geschichte 10, 1905). Wie mir Herr 
Geheimrat Geß freundlich mitteilt, wird der zweite demnächst erschei- 
nende Band zur Geschichte der geistlichen Gerichtsbarkeit “keinerlei 
Stücke von Bedeutung’ bringen. 

3) Zieschang S. 120f.; K. Pallas in den Neuen Mitteilungen aus 
dem Gebiet historisch-antiquarischer Forschungen 24 (1910) S. 144f. 

®) Kopp $ 156 S. 197. Vgl. Friedberg, De finium etc. p. 158 n. 2. 

*) Kopp $ 157 S.197f. Vgl. Baumgartner S. 181. 

6) Einen Untertan des Herzogs. 

©) Gegen des Willen des Herzogs. 

?) Thüringische Geschichtsquellen II (1855) S. 460, herausg. von 
F. X. Wegele. Vgl. Kolde S. 116. 126. 
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weiß, wie wenig scharf noch während des ganzen Mittel- 
alters die Unterscheidung zwischen Geistlichem und Welt- 
lichem zu sein pflegt. Manche Untersuchung der Kirchen- 
politik oder der Staatsanschauungen des Mittelalters ist ge- 
scheitert, weil sie diese Interferenz nicht genügend beachtet 
hat. Und man könnte wohl glauben, daß diese Unterschei- 
dung erst während des unleugbaren Verfalls der Kirche und 
des Erstarkens der weltlichen Gewalten im späteren Mittel- 
alter in weitere Kreise gedrungen sei. 

Allein diese Unterscheidung kann doch auch der Höhe 
des Mittelalters keineswegs fremd gewesen sein. Man möchte 
freilich nicht sagen, daß sie sich in der älteren Zeit allmäh- 
lich von innen heraus und ohne äußere gewaltsame Ein- 
griffe entwickelt habe. Es ist vielmehr etwas Äußeres, es 
ist die gewaltige äußere Erscheinung des jahrzehntelangen 
Investiturstreites gewesen, was mit einem plötzlichen, un- 
widerstehlichen Rucke und mit unvergeßlichen Ereignissen 
diese Unterscheidung durch allen harmonischen Schein hin- 
durch zur Geltung gebracht hat. 

Schon im Hinblick auf den Investiturstreit auf der 
Höhe des Mittelalters wäre es also eine unhistorische Über- 
treibung, wollte man dem Mittelalter jenes Unterscheidungs- 
vermögen völlig absprechen. Indem es sich aber nicht nur 
langsam und allmählich, sondern auch gewaltsam und stoß- 
weise, unter qualvollen inneren Kämpfen ausbildet, erregt 
die Anwendung geistlicher Strafen für weltliche Zwecke in 
steigendem Maße Anstoß. Man weiß, welche Rolle während 
des Investiturstreites der politische Bann und besonders der 
Fürstenbann gespielt hat. Unter Außerachtlassung der teil- 
weise milderen altkirchlichen Anschauungen, die gerade die 
Exkommunikationen von Individuen mit großer Anhänger- 
schaft aus naheliegenden Gründen widerraten, wird der 
Fürstenbann obendrein noch durch die ‘im Wesen der Ex- 
kommunikation nicht begründeten’ Zusatzstrafen der Ab- 
setzung und der Entbindung vom Untertaneneide ver- 
schärft.!) Schon durch diesen frühen Mißbrauch der Straf- 


!) Kober S. 114ff. 403. Zwar wird das S. 116 ‘nicht auf Rechnung 
der Kirche, sondern der Personen .. ., die ihre Strafgewalt mißbrauchten’- 
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gewalt ist das Ansehen des Strafenden geschädigt worden. 
Dieser Tatsache dürfte der allgemeine Eindruck, der in 
folgenden zusammenfassenden Urteilen wiedergegeben ist, 
in vollem Maße Rechnung tragen: “Der Mißbrauch der 
Binde- und Lösegewalt und der geistlichen Strafen zu welt- 
lichen Zwecken (Bann um Geldschuld; Schuldbriefe mit 
Exkommunikationsklausel, sogenannte obligationes de nisi)) 
verhärtete und empörte die Seelen.’?) “Die Übertreibung 
und der Mißbrauch der geistlichen Jurisdiktion, die Häufung 
der Bannsprüche wegen nichtbezahlter Schulden — also 
auch wegen bloßer Armuth — erbitterte das Volk.’?) 
Diese Behauptung wäre immerhin weniger berechtigt, 
wenn die Anwendung geistlicher Strafen und Zwangsmittel 
für weltliche Zwecke durchweg als Ausnahme bezeichnet 
werden könnte. Das ist aber je länger, je weniger der Fall. 
Zwei neuerdings angestellte systematische und nach Vollstän- 
digkeit strebende Untersuchungen über das Interdikt, von 
denen die eine einen zeitlichen, die andere einen örtlichen 
Rahmen wählt, und die beide über die kanonistische Theorie 
hinaus die geschichtliche Wirklichkeit nüchtern ins Auge 
fassen, haben für die Interdiktsverhängung “ein starkes Über- 
wiegen der Gründe rein weltlicher Art’ ergeben. “Die geist- 
lichen Motive treten ihnen gegenüber ganz in den Hinter- 
grund. Die Zahl der Fälle, in denen das Interdikt angewandt 
wurde, um schweres ethisches oder religiöses Unrecht unter 
Strafe zu stellen und die Gläubigen zur Erfüllung ihrer 
kirchlichen Pflichten anzuhalten, ist sehr gering. Ungleich 


geschrieben, $. 118 (vgl. 403) aber im Anschluß an Hurter doch warm 
verteidigt. 

1) Friedberg, Gränzen S.47; A.O. Meyer S. 131; Eichmann, 
Recursus S. 19f. Acht und Bann S. 71. Riedner S.66. Le „liber 
de excommunicacione‘‘ du cardinal B£erenger Fredol, pr&cede d’une 
introduction historique sur l’excommunication et l’interdit en droit 
canonique de Gratien & la fin du 13 e si&cle par E. Vernay 1912, p. 35 
n. 4 der Einleitung. 

2) Stutz, Kirchenrecht ? S. 340; vgl. S. 337; Sägmüller? ILS. 363 
und besonders A. Werminghoff, Geschichte der Kirchenverfassung 
Deutschlands im Mittelalter 1 (1905) S. 266. Diese Bemerkungen sind 
in der zweiten Bearbeitung (1913) S. 95f. leider gestrichen. Auch sonst 
kann die erste neben der zweiten Bearbeitung nicht entbehrt werden. 

2) Stüve I 437. 
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häufiger war der Gesichtspunkt ausschlaggebend, die hier- 
archischen Interessen zu fördern und das Ansehen der Geist- 
lichen aufrechtzuerhalten. Die weltliche Stellung der Kirche 
und die aus ihr abgeleiteten Ansprüche waren es, die immer 
wieder zur Verhängung des Interdikts drängten.’!) Anderer- 
seits wird gegen Verletzung des Privilegium fori auch dann 
mit dem Interdikt eingeschritten, wenn diese Verletzung 
doch nur gerade in Wahrnehmung höherer kirchlicher Inter- 
essen erfolgt ist.) Daß es sich bei Interdiktsverhängungen 
in den lokalen Kleinkämpfen des späteren Mittelalters ebenso 
nur um hierarchische Machtfragen handeln kann wie in den 
Stürmen der hohen Kirchenpolitik, erkennt man etwa dar- 
aus, daß die Stadt Glogau 1332 dem Interdikte verfällt, 
weil sie unter Verletzung des Bildungsprivilegs der Geistlich- 
keit eine Schule errichtet hat.?) Wenn endlich die räum- 
liche Erstreckung des Interdikts viel seltener nach Maßgabe 
der geistlichen als nach Maßgabe der weltlichen Gebiets- 
einteilung erfolgt*), so liegt darin ein sinnfälliger Hinweis 
auf die in der Interdiktspraxis vor aller Augen zutage 
tretende Verweltlichung der Kirche. Ausnahmsweise ist das 
Interdikt als Zwangsmittel zur Erreichung weltlicher Zwecke 
dann sogar von Laien verhängt worden.) 

Wie aber die Verweltlichung der Kirche im späteren 
Mittelalter sonst besonders in ihrer Kommerzialisierung zum 
Ausdruck kommt, so entfalten auch die geistlichen Strafen 
besonders auf wirtschaftlich-finanziellem Gebiete eine außer- 
ordentlich ausgebreitete Tätigkeit. Sie werden zu “Mitteln 
der kirchlichen Finanzpolitik’ und zu “Hebeln der kirch- 


!) Dix S. 24f. 16ff.; Krehbiel p. 26f. 29ss. 64. 87. 102s. 127. 
13658. u.ö. Vgl.HauckIV S. 836; Werminghoff, Verfassungsgeschichte 
S. 105. Der Bischof von Augsburg belegt 1418 in einem Streite um 
Weinungeld und Pflasterzoll die Stadt mit dem Interdikt: Werner, 
Deutsche Geschichtsblätter 4 (1903) S. 208. Vgl Störmann S. 213. 

2) S. das bei Dix S. 14 angeführte schlesische Beispiel von 1415. 

®) Dix S. 18f. Die hierarchische Tendenz ist auch zu erkennen 
aus den von Synodalstatuten aufgestellten Tabellen für widerrechtliche 
Verhaftungen von Klerikern, “in denen die Ausdehnung des Interdikts 
einzig und allein von der kirchenamtlichen Stellung des Beleidigten ab- 
hängig gemacht wird’: S. 46. 

*) Dix S. 46. 5) Krehbiel p. 25. 
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lichen Steuermaschine’. Als solche erregen sie früher Wider- 
spruch und aktiven und passiven Widerstand als selbst der 
Ablaß, schon weil er kein Zwangsmittel ist, und weil er 
“nicht so sehr auf wirtschaftlichem als auf sittlichem Ge- 
biete’ verderbliche Wirkungen äußert.!) Mit Recht hat man 
betont: “Der Bann um Geldschuld ist eine der immer wieder- 
kehrenden Beschwerden des Mittelalters gegen die Geist- 
lichkeit und gegen die Kurie.’?) Auch die sogenannte Refor- 
mation des Kaisers Sigmund von 1438?) fordert: “man sol 
niemant umb kain geltschuld bannen [noch] umb kain gütt 
noch die kirchen verschlahen [d. i. interdizieren]’. Auch die 
Bischöfe sollen ihre Geistlichen nicht um Geldschuld bannen. 
Auch wer den Bann als solchen keineswegs bekämpft, ver- 
wirft doch den Bann um Geldschuld, so noch 1521 Johann 
Eberlin von Günzburg im “Elften Bundesgenossen’ : “"Nieman 
soll in ban gethon werden umb schuld. Allein umb offentlich, 
unuffhörlich uberträttung der gebot gots söllen die pfaffen 
ain bannen.’?) — Besonders aus finanziellen Bedürfnissen 
sind auch die Fälle zu erklären, in denen das Interdikt ge- 
radezu zum Erpressungsmittel herabsinkt5) Da Nicht- 
beachtung der Ladung eines geistlichen Richters über kurz 
oder lang den Bann nach sich zieht (unten S. 273f.), kann 
an der erpresserischen Absicht der Ladung indirekt auch 


1) A.O. Meyer S.6lf. In der Inquisitionspraxis dient der Bann 
als Abschreckungs-, der Ablaß als Anlockungsmittel: Lea I S. 415. 

2) Eichmann, Recursus S. 19. Vgl. Friedberg, De finium etc. 
p. 35 n.4, Gränzen S. 45 Anm. 2. 5%; C. A. Cornelius, Geschichte des 
Münsterischen Aufruhrs 1 (1855) S.25; W. Theremin, Beiträge zur 
öffentlichen Meinung über Kirche und Staat in der städtischen Geschichts- 
schreibung Deutschlands von 1349— 1415 (Eberings Historische Studien 
58, 1900) S.43; A.O. Meyer S. 132. Störmann S. 214. 

3) Ed. Werner VI 12 S. 82f.; ed. Boehm S. 229. Vgl. Werner 
S. 82 Anm. 2 und Deutsche Geschichtsblätter 4 (1903) S. 207; Koehne 
in der Zeitschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 6 (1898) S. 376. 

4) Ed. L. Enders in den Neudrucken deutscher Literaturwerke des 
sechzehnten und siebzehnten Jahrhunderts Nr. 139/141 (1896) S. 128; 
vgl. S.12 und die S. 210 aus der satirischen Literatur, besonders aus 
Thomas Murner, angeführten Parallelen. Vgl. Störmann S. 223fl. 

5) Krehbiel p. 368; Dix S.28f.;, Eichmann, Recursus S. 87; 
Weißbach S.47; v.d. Hardt I 3 S.11f.; Uckeley S.91. Vgl. A. 
O. Meyer S.64; Lea I S. 24; Pallas S. 143 (auch über den Bann). 
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die hinter ihr früher oder später drohende Exkommunikation 
teilnehmen. Es ist deshalb kaum zu begreifen, daß Bischöfe 
erpresserische Anwandlungen ihrer Offiziale nicht gleich mit 
Stumpf und Stil ausrotten. Eine Würzburger Ordnung der 
geistlichen Gerichte von 1342 $ 4c belegt aber in Er- 
pressungsfällen nur die (vom Volke häufig mit besonderem 
Hasse verfolgten) Boten (unten S. 290) der geistlichen Ge- 
richte mit Strafe. Erst achtzig Jahre später rafft sich eine 
weitere Ordnung von 1422 $ 40 zu einer exemplarischen Be- 
strafung der schuldigen Offiziale selbst auf. Im Wieder- 
holungsfalle sollen sie aus der Diözese ausgewiesen werden.!) 

Eine große Rolle spielt der Kirchenbann bei der Ein- 
treibung der im späteren Mittelalter ohnehin nicht sonder- 
lich beliebten Kirchenzehnten?2) Eine Sammlung von 
332 Bannzetteln für die verschiedenen Stadien der Zehnt- 
verweigerung, meist aus dem fünfzehnten Jahrhundert, “die 
der Breslauer Offizial . ... gegen die zehntpflichtigen Dörfer 
des Prämonstratenserklosters zu St. Vincenz bei Breslau 
ausgehen ließ’, läßt schon erkennen, daß man hier ‘nicht 
Ausnahme-, sondern Gewohnheitsmaßregeln der geistlichen 
Steuererhebung’ begegnet. Daher widersetzen sich die kirch- 
lichen Interessenten auch der Milderung des auf dem Kir- 
chenbann beruhenden Eintreibungsverfahrens, wie sie z. B. 
für Breslau in dem Kolowratischen Schiedsspruch vom ° 
3. Februar 1504 verfügt wird. “Wo immer durch die Refor- 
mation die kirchliche Banngewalt gebrochen wurde, ertönten 
die Klagen der wehrlosen Geistlichen über den Verlust von 
Zins und Zehnt.’ — Schon am 7. Februar 1312, d.h. in einer 
Zeit, in der die Parlamentsaufsicht über die Rechtmäßigkeit 
geistlicher Strafen in Frankreich noch keineswegs durch- 
gesetzt ist, hatte König Philipp der Schöne von Frankreich 
einem Bischofe die Zurücknahme geistlicher Strafen befoh- 
len, weil sie wegen Nichtentrichtung ‘neuer und ungewöhn- 


1) Krieg S. 93. 129. 

:) Für das Folgende: A.O. Meyer S. 66ff. 70. 135. 165. Vgl. 
Riedner II Nr. 53 8. 181; Nr. 77 II $ 6 S. 236 und Register. Die Zu- 
ständigkeitsabgrenzung zwischen geistlichem und weltlichem Gericht 
wegen “geistlicher Zinse’, d. i. Renten usw., verursacht besondere Schwie- 
rigkeiten: Nr. 14 8.63; Nr. 15 $ 10 8. 66f.; Nr. 32 $ 10 S. 132£. 
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licher’ Zehnten auferlegt worden seien.!) Schon auf der Höhe 
des Mittelalters ist auch das Interdikt ein ziemlich beliebtes 
Mittel, um Kirchenzehnten einzutreiben.?) 

Auch andere außergerichtliche Abgaben der verschie- 
densten Art, wie z. B. die Prokurationen, die an kirchliche 
Obere zu entrichtenden Verpflegungsgelder?), werden ebenso 
wie die Fülle der kurialen und bischöflichen®) Forderungen 
anstatt auf dem gewöhnlichen Verwaltungswege gegebenen- 
falls mit weltlichen Mitteln, vielmehr mit dem wirksameren 
Interdikte eingetrieben. Am 5. Juli 13285) verfallen 1 Pa- 
triarch, 5 Erzbischöfe, 30 Bischöfe und 46 Äbte wegen rück- 
ständiger Servitienzahlung u. a. dem Interdikte. “Um ge- 
ringer Zinsen willen mußten Dörfer und Städte Verzicht 
leisten auf das, was ihnen oft das Höchste im Leben war. 
Einer angeblichen Geldschuld des Dekans Arnold wegen 
wurde das gesamte Stadtgebiet von Magdeburg dem Inter- 
dikt unterworfen (1359).°*%) Am 25. Mai 1364?) erbittet die 
Stadt Köln vom Papste Relaxation eines Interdikts, das 
wegen Nichtentrichtung päpstlicher Abgaben über sie ver- 
hängt worden war, wobei sie es besonders beklagt, daß durch 
das Interdikt die aus verschiedenen Teilen der Welt zu den 
Reliquien der hl. Drei Könige erfolgenden Wallfahrten 
schwer beeinträchtigt würden. — Die Kirche selbst hat den 
Mißbrauch gefühlt und in zentralen und lokalen Instanzen 


1) Martin p.243 n.1. Vgl. für Hessen Kopp $ 134 S. 174 
(1272); $ 137 S. 179 (1333); für Jülich-Berg die von mir aus Redlich I 
zusammengestellten Fälle: Westdeutsche Zeitschrift 26 (1907) S. 269f. 
Vgl. Dix S. 13f. 2) Krehbiel p. 31. 35. 107. 

3) Dix S.20f.; Eichmann, Recursus S. 20; Baumgartner S. 159. 
211. ) A.O.Meyer 8.65; Lea I S. 19f. 169. 

5) Vatikanische Quellen zur Geschichte der päpstlichen Hof- und 
Finanzverwaltung 1316—1378 ...., herausg. von der Görresgesellschaft I 
(1910), ed. E. Göller S.45*. Vgl. die Beispiele bei H. V. Sauerland, 
Vatikanische Regesten zur Geschichte der Rheinlande (Publikationen der 
Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde 23): 5 (1910) Nr. 679 S. 268 
(1370); Nr. 957 S. 375 (1373). 

°%) Dix S.26. Nachdem Kober S. 146 die Exkommunikation, wie 
so oft, als poena medicinalis gefeiert hat, erwähnt er doch wenige Seiten 
weiter, S. 149, die Bannandrohung eines Rouener Konzils von 1189 gegen 
hartnäckige Zehntverweigerer. 

?) Sauerland 7 (1913) Nr. 1105 S.461. Vgl. Störmann S. 210. 
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das Interdikt wegen Geldschuld mehrfach untersagt!) und 
andere Interdiktsmilderungen eintreten lassen ?), wie sie auch 
andere heillose Auswüchse der geistlichen Strafen und der 
geistlichen Gerichtsbarkeit beschnitten hat (unten S. 290). 
. Jedenfalls hatten die Wormser Gravamina von 1521 nicht 
Unrecht, wenn sie erklärten: “Wiewol es ir aigen gaistlich 
recht verbieten, das umb geldschuld oder geldsachen nit 
sollen interdicet gelegt werden, so wurdet es doch nit ge- 
halten.’ ?®) 

Endlich ist auch die Aufhebung kirchlicher Strafen an 
und für sich noch wieder eine besondere Geldquelle.?) Gegen- 
teilige Sätze des kanonischen Rechtes®) sind auch hier viel- 
fach auf dem Papiere geblieben. Wenn im Großarchidiako- 
nate Xanten Arme von den Absolutionsgeldern befreit wer- 
den®), so darf man das nicht verallgemeinern. Denn unter 
den Vorschlägen, die Landgraf Friedrich der Jüngere von 
Thüringen am 25./26. März 1436 Mainzer geistlichen Räten 
zwecks Abstellung von Mißbräuchen der geistlichen Gerichts- 
barkeit zu Mühlhausen in Thüringen vorlegt, lautet der 
fünfte: “Wann man den luten absolucien gebit ..., daß 
man davon kein gelt neme’, und der zweite: “daß man eynen 
satz mache vor die absolucien uß dem banne, daß arme lute 
nicht beswerit werden’.”) Daß aber die weltliche Gewalt 


1) Kopp $ 115 S.154; $ 117 8.158; Baumgartner 8. 174f.; 
Eichmann, Recursus S. 21 und Anm. 65; A. O. Meyer SS. 62und Anm. 3; 
Riedner II Nr. 10 8.58; Dix S. 26f. 

:) Vgl. die Befreiung der verschuldeten Stadt Wetzlar vom Inter- 
dikt bei Sauerland 7 (1913) Nr. 523 S. 206 ff. (1405), ferner Werming- 
hoff, Verfassungsgeschichte S. 105f.; Hennig S. 152; Uckeley 8.93 
Anm. 1; Vernay, Einleitung p. 5ls. 

3) Deutsche Reichstagsakten, jüngere Reihe II (1896) Nr. 96 B $ 47 
8. 686f. 

4) Dix S. 75ff.; Krehbiel p. 36. 85. 102. 153; Störmann S. 210; 
Werminghoff S. 105; Uckeley S. 87.91; Pallas S. 143; Riedner Il 
Nr. 19 855 S. 86. Vgl. Reformatorii in Concilio Constantiensi Decretales 
IIl, 1(v.d. Hardt I 12 S. 684): Ecclesiasticae ... . absolutionis benefic- 
ium, quod est pure spirituale, ex pacto vendunt pro magnae summae 
quantitate. — Vgl. S.686f. und V 11, 1 S. 753f. über die finanzpolitische 
Ausbeutung des Bannes. 6) Kober S. 5llf. 

©) Löhr S. 198; vgl. S. 226 Anm. 2 und Kober S. 499. 

?) Wintruff S.90. Vgl. H. Werner in den Deutschen Geschichts- 
blättern 8 (1907) S. 211. 
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mit diesem Reformvorschlage zunächst nicht durchgedrun- 
gen ist, ersieht man aus ähnlichen Wünschen Kurfürst Fried- 
richs des Sanftmütigen und Herzog Wilhelms III, am 
31. März 1443!) in Erfurt Mainzer Räten vorgelegt. $ 15 
S. 94 lautet wieder, aber mit bezeichnender neuer Schluß- 
wendung: “daß man einen sacz mache vor die absolucien 
uß dem banne, daß arme lute nicht besweret werden, wiewol 
man von rechts wegin kein geld von keine absolucien nicht 
nehmen solle, das eine geistliche gabe ist.” Herzog Georg 
von Sachsen hat 1539 den Bann um Geldschuld für ab- 
geschafft erklärt.?) Er hatte eben auf diesem peinlichen Ge- 
biete seit langer Zeit böse Erfahrungen machen müssen.?) 
Der Rat von Leipzig beklagt sich am 21. September 1517%) 
beim Bischofe von Merseburg, daß Leipziger Bürger um 
Geldschuld vom Merseburger Offizial geladen würden, ob- 
wohl der Herzog die Stadt gegen solche Ladungen um Geld- 
schuld privilegiert habe. Wenn der Rat zum Schluß hervor- 
hebt, daß das Stadtgericht schon selbst zur Genüge für 
Kreditsicherheit auch Stadtfremden gegenüber sorge, so 
wird man solche Zeugnisse bei Erörterung der Verdienste 
der geistlichen Gerichte um die Kreditsicherheit (oben 
S. 213ff.) nicht außer acht lassen dürfen. 

Ebensowenig ist es belanglos, daß der Widerstand des 
französischen Königtums gegen die geistliche Gerichtsbar- 
keit, obwohl er noch im dreizehnten Jahrhundert zunächst 
schwächer entwickelt ist als der der Barone, doch gerade 
bei diesem Mißbrauche des Bannes um Geldschuld mit am 
frühesten einsetzt. Ludwig der Heilige verordnet 1245 staat- 
liche Repressalien gegen Gläubiger, “welche ihre säumigen 
Schuldner mit Exkommunikation hatten belegen lassen’, 
und 1255 verweigert er “das brachium saeculare allen Ex- 
kommunikationen, welche wegen Verweigerung von Zehnten 
oder wegen einer Geldschuld verhängt waren’.5) 


I) Wintruff S.91—98 und S. 27 Anm. 1 über die verschiedenen 
Fassungen. Die Edition ist recht ungeschickt, 

2) Friedberg, Gränzen S. 103. Vgl. auch v. Srbik S. 126f. 

®) Geß Nr. 29 8. 23; 32 S. 25f. 

*) GeßB Nr. 32 S. 25f. 

5) Eichmann, Recursus S. 43, 
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In diesen Zusammenhang gehört auch Ssp. III 87 $ 1 
S. 385, der den Laien gerade den Schuldprozeß vor geist- 
lichem Gerichte unter Hinzufügung einer Retorsionsdrohung 
untersagt!): Svelk leie enen anderen leien vor geistlikeme 
gerichte beklaget umme sogedane scult, de die werltlike 
richtere durch recht richten sal, unde bringt he ine in scaden, 
unde wert he dar umme beklaget to lantrechte, he mut deme 
richtere wedden unde jeneme sine bute geven unde ine ut 
dem scaden nemen. Ähnlich wünscht eine landesherrliche 
Proposition an den Ausschußlandtag der Bischöfe und Prä- 
laten zu Naumburg vom 17. Juni 1499 in solchem Falle: 
“daß doch der cleger dem beclagten in expens condempnire[t] 
und ver[urjteylt werde’.?) 

Die ganze Schärfe des Gegensatzes zwischen geistlicher 
und weltlicher Gewalt in diesen Fragen kommt bei Kon- 
ferenzen zum Ausdruck, die zwischen Vertretern des Kardi- 
nals Albrecht von Mainz und des Stifts Halberstadt einer- 
seits und herzoglich sächsischen Räten andererseits im Juni 
15233), als allerdings die Reformation den Kampf auch der 
altgläubigen Fürsten gegen die geistliche Gerichtsbarkeit 
schon merklich verschärft hat, in Leipzig stattgefunden 
haben. Hier erklären die Sachsen am 26. Juni (S. 530): 
die Übergriffe der Halberstädter geistlichen Gerichtsbarkeit 
auf das weltliche Gebiet könnten nur zwei Gründe haben: 
entweder Mängel der weltlichen Justiz — die seien “got hab 
lob’ nicht vorhanden — oder Habsucht der geistlichen Rich- 
ter: “daß man mit dem gaistlichen schwert und ban von den 
leuten alleyne gelt schatzen und dringen wollte — welchs 
kayne bewerte schrift nochlesset [= an die Hand gibt], 
dermaß um gelds willen den ban zu myßbrauchen’. 

Man versteht es, daß gerade dieser Mißbrauch in der 
populären Publizistik des späteren Mittelalters zu scharfer 
Kritik herausfordert. Von besonderem Interesse ist hier das 
Verhalten der sogenannten Reformation des Kaisers Sig- 


1) Vgl. Eichmann, Recursus S. 71. 84; Kopp $ 116 S. 155; Hil- 
ling, Archidiakonate S. 113. Unten S. 289. 

2) Ernestinische Landtagsakten, herausg. von C. A. H. Burkhardt 
I (1487—1532) 1902 Nr. 72 8. 47. 

3) Geß Nr. 527 S. 522-532. 
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mund, weil sie der geistlichen Gerichtsbarkeit im allgemeinen 
grundsätzlich so wenig abgeneigt ist, daß sie vielmehr 
stellenweise ihre energische Verteidigung unternimmt. Da 
der Verfasser ohne jeden Zweifel ein Geistlicher ist!), hat 
sein lebhaftes und rückhaltloses Eintreten für die geistliche 
Gerichtsbarkeit und für die Überordnung des geistlichen 
über das weltliche Recht?) nichts Auffallendes. Weil der 
Bischof das Recht hat, einen Priester, der wider priester- 
liche Ehre gehandelt hat, am Leibe oder an der Pfründe 
zu strafen, so kann der Bischof der Gefängnisse natürlich 
nicht entraten.?) Zurückgreifend auf älteres kirchliches Ge- 
wohnheitsrecht?), will der Verfasser zwar die Untersuchung 
über geistliche Frevler und über Laien, die gegen Geistliche 
gefrevelt haben, einer jährlichen kirchlichen Synode über- 
tragen.5) Wer dann aber den auf solcher synodalen Unter- 
suchung fußenden Bischof in der Ausübung seiner Straf- 
gewalt hindert, soll auch von der weltlichen Gewalt, die der 
Verfasser mehrfach zur Hilfeleistung verpflichtet®), an Leib 
und Gut gestraft werden.?) Geistliche Sachen, wie Kirchen- 
raub, Wucher, Ehebruch, Blasphemie unterliegen in be- 
stimmt abgestufter Strafenfolge der Ahndung durch Bann 
und Interdikt, wobei das Interdikt zur Aggravation des 
Bannes herangezogen wird.) Auch in der Entscheidung 


1) Der ausschlaggebende, gegen die vielen Aufsätze Werners ge- 
führte Nachweis bei Koehne im Neuen Archiv 31 (1906) S. 227f. Vgl. 
28 (1903) S. 740ff.; Zeumer 34 (1909) S. 364; Müller, Kirchengeschichte 
II 1 (1902) S. 196. 

2) Ed. Werner I 4 S. 26; ed. Boehm S. 179. Im folgenden wird 
nach Werner, in Klammern nach Boehm zitiert. 

®) II 4 S.33f. (184). Vgl. hierzu Koehne im Neuen Archiv 31 
(1906) S. 231. *) Hilling im Archiv für katholisches Kirchenrecht 
79 (1899) S. 205. 220ff., 80 (1900) S. 90. 

5) Vgl. oben S. 242 Anm. l. e) VI 11 S.81 (228): Yetweders 
sein sunderliche freyheit und rechtt hatt, die der kayser von empföhlens 
wegen ains pabstes schiermen sol mit dem swert, wa das geistlich ze kranck 
[d. i. schwach] wer. Vgl. VI 12 S.83 (229) und Koehne in der Zeitschrift 
für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 6 (1898) S. 375 Anm. 2. 

’), II4 S. 34 (185). 

e) VI 12 8.82f. (229). Vgl. Planck S. 292. Die Stelle ist von 
Werner in den Deutschen Geschichtsblättern 4 (1903) S. 207 in ihr 
Gegenteil umgedeutet worden. Vgl. Riedner II Nr.26 $ 6 S. 108. 
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über die heiß umstrittenen Zuständigkeitsfragen steht der 
Verfasser natürlich ganz auf der Seite der Privilegien seines 
Standes. Nicht nur ‘geistliche Sachen’, d. h. dem Zusammen- 
hange entsprechend geistliche Sachen ratione personae (nicht 
materiae)!), gehören vor das geistliche Gericht, sondern auch 
Zivilprozesse zwischen Geistlichen und Laien, "darumb das 
der gaistlich nit müsse stan vor dem werltlichen stab’. Nur 
als Berufungsinstanz wird ein auch sonst in der spätmittel- 
alterlichen Geschichte der Zuständigkeitsstreitigkeiten be- 
zeugtes?) gemischtes Schiedsgericht zugelassen, das in etwas 
phantasievoller Weise aus einem ‘gaistlichen maister’”, d.i. 
Magister, und einem “weltlichen weysen’ bestehen soll.?2) Der 
Verfasser, aus dessen Reformschrift sich eine förmliche, wenn 
auch populäre Theorie der geistlichen Gerichtsbarkeit ent- 
wickeln ließe, ist also nicht im mindesten ein Feind der 
geistlichen Gerichtsbarkeit. 

Gerade deswegen fühlt er sich aber verpflichtet, die hab- 
süchtige Ausbeutung der bischöflichen Strafgewalt gegen 
geistliche Untergebene mit den bittersten Worten zu geißeln, 
wie er auch sonst im Dienste eines hohen Idealismus arbeitet. 
Besonders gegen habsüchtige Ausbeutung des wegen Kon- 
kubinats verhängten Bannes wendet er sich. Er sagt von 
den Bischöfen: Sy varent zu und schickent processen ... 
über die priester, das sy nit iunckfrowen nemen oder dienst- 
magt haben. Sy gebieten bey hohen bennen. Die priester 
lassens darumb nicht; sy werdent bennig. Der bischoff 


1) Hiernach lassen sich VI Il und VI 12 unschwer gliedern. 

2) Vgl.z.B. Werner S.82 Anm. 1. Mit Unrecht behauptet Koehne 
in der Zeitschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 6 (1898) S. 397, 
derartiges sei dem Mittelalter "ganz unbekannt’. 

s) VI 11 S.81f. (228f.). Während Zivilprozesse von Laien gegen 
Geistliche ausnahmslos vor das geistliche Gericht verwiesen werden, 
werden die der Geistlichen gegen Laien ‘vor einen rath’ gezogen. Koehne, 
der diese Stelle in der Zeitschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 6 
(1898) S. 397. trefflich erläutert, sieht darin den Stadtrat, welcher (im 
Hinblick auf die folgende Begründung mit darumb usw.) nicht als Laien- 
gericht bezeichnet werden könne. Gerade diese Begründung schließt 
aber doch wohl jede weltliche Instanz aus; denn ‘stab’ bedeutet nicht 
nur Jurisdiktionsgewalt. Vielleicht ist deshalb mit ‘rath’ ein geistliches 
Schiedsgericht gemeint. Auch als Appellinstanz wird ja ein Schieds- 
gericht in Aussicht genommen. 
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nimpt gelt und verhengts, das wider got ist.!) — Und sol 
ain bischoff sein pfafheit umb kain gelt straffen; wann darinn 
leit vilarckwan. Sie straffent ... . allain umb pöz geittigkait 
und umb sach, die die bischoff mer hand getan dann si. Und 
bannent sy, da sy vor got in grosserm banne sind nach ge- 
schriben rechten. Aber sy achtend sein nicht; sy furchtend 
kain hell; sy bedurffent nit not han, wie sy darin koment; 
sy stat in alwegen offen; sy tond sy hie auf bey irem leben.?) 
Auch von hier aus fällt ein Licht auf die Gegenmaßregeln 
von weltlicher Seite gegen den Mißbrauch geistlicher Strafen: 
‘indem die Landesherren hiergegen Front machten, vertraten 
sie gegenüber der Kirche die fortschreitende Tendenz’.?) 
Der Anteil dieser und anderer Mißbräuche der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit an der auch spätmittelalterlichen 
Vorgeschichte des Großen Bauernkriegs?) hätte schon längst 
eine zusammenfassende Untersuchung verdient. Diese würde 
dann auch die von W.Stolze u.a. verfochtene Zurück- 
führung des Bauernkriegs auf wesentlich politische Motive 
weiter wirksam einschränken. Ähnliches gilt für die Vor- 
geschichte des Adelskrieges.°) Von hier aus erklärt sich teil- 
weise auch der beinahe einmütige Widerstand der Land- 
stände gegen die geistliche Gerichtsbarkeit, der im Zu- 
sammenhange ebenfalls noch darzustellen wäre. — 


1) II 1 S.28f. (180f.).. Ähnlich III 1 S. 37f. (187). 

2) II 4 S. 34 (184). Nach der ähnlichen Stelle in III 1 S. 38 (187) 
könnte man die Priester für das Subjekt des letzten Satzes halten. Aber 
dem Zusammenhang von II 4 entspricht es besser, wenn man dabei an 
die Bischöfe denkt. Mit dem ‘geschriebenen Rechte’ ist das kanonische 
gemeint, wie Koehne im Neuen Archiv 31 (1906) S. 221 mit Recht her- 
vorhebt. Vgl. Werner, Die [antilutherische] Flugschrift Onus Ecclesiae 
(1519) ... 1901, S.9. 

8) Wintruff S. 7; Kaser S. 359; Weißbach S. 47; Dix S. 27. 4lf. 

%) Stenzel S. 405ff. 434. 443. 446; F. Kiener, Zeitschrift für Ge- 
schichte des Oberrheins 58 (1904) S. 499 und Anm. 1; E. Gothein, West- 
deutsche Zeitschrift 4 (1885) S. 9; W. Vogt, Schriften des Vereins für 
Reformationsgeschichte 20 (1887) S. 79 Anm. 1 und S. 115; Gilow 8. 48. 
Vgl. Lea I S.301; Müller, Kirchengeschichte II 1 (1902) S. 195. 199. 
G. v. Below, Die Ursachen der Reformation, Freiburger Prorektorate- 
rede (1916) S. 42. Störmann S. 217 Anm. 3. 

6) R. Fellner, Die fränkische Ritterschaft von 1495 — 1524 S. 173 ff. 
(Eberings Historische Studien 50, 1905). Vgl. Hennig S. 191 Anm. 4. 
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Nicht aber erst in der Reformationszeit oder durch 
moderne Geschichtsklitterung ist insbesondere der miß- 
bräuchlichen Interdiktspraxis eine negative vorreformato- 
rische Bedeutung zugesprochen worden. Schon bald nach 
der Mitte des dreizehnten Jahrhunderts stellt der Passauer 
Anonymust) fest: “Wird das Interdikt verhängt, so jubeln 
die Waldenser, weil sie dann das Volk verderben können.’ 
Das wird durch formelhafte Klagen Konstanzer Urkunden 
der zweiten Hälfte des vierzehnten Jahrhunderts?) über die 
bösen Folgen des Interdikts, die auch ins kanonische Recht 
übergegangen sind?), bestätigt. Hier heißt es etwa: Adole- 
scentes et parvuli percipientes rarius sacramenta minus in- 
flammantur et solidantur in fide; fidelium tepescit devotio; 
hereses pullulant ... Im Jahre 1467 ergeht eine Warnung 
an den Papst: “daß er mit dem Banne nicht mehr Behmen 
[d. i. Hussiten] würde machen’. Daß lange und häufige 
Interdiktsverhängungen religiöses oder auch nur kirchliches 
Leben nicht befördern können, versteht sich. Die besonders 
mißbräuchliche Interdiktspraxis im ostelbischen Kolonial- 
gebiet wird auf die weite Verbreitung der Ketzerei gerade 
im Kolonialgebiet?) nicht ohne Einfluß geblieben sein. In 
einer häretisch beunruhigten Gegend liegt auch Wittenberg, 
das noch 1512—1515 wegen Verhaftung eines Klerikers, 
d.h. wegen Verletzung des Privilegium fori dem Interdikte 
verfallen war.) Es ist nicht ohne Bedeutung, daß Johann 
von Drändorf, ein ketzerisches Mitglied des sächsischen 
Adels, der 1425 in Worms verbrannt wird, im Verhöre 
u.a. auch seine Gegnerschaft gegen die geistliche Gerichts- 
barkeit auf weltlichem Gebiete und gegen die Exkommuni- 
kation erklärt.®) Nicht minder wird es als Ketzerei empfün- 


!) H. Haupt in der Deutschen Zeitschrift für Geschichtswissen- 
schaft 1 (1889) S.294f. Ältere Beispiele bei Krehbiel p. 36 n. 115; 
45. 72ss3. (mit beachtenswertem Raisonnement), 148. 156. 

2) K. Rieder in der Festgabe, Finke gewidmet, 1904, S. 367 Anm. 1. 

2) Krehbiel p. 72 n. 126. Von Rieder übersehen. 

*) H. Haupt, Historisches Taschenbuch 1886; G. Brunner, Jahr- 
buch für Brandenburgische Kirchengeschichte 1, 1904 S. Lff. 

5) Dix S. 82f. 15. Vgl. Uckeley S. 94. 

°6) H. Haupt in der Deutschen Zeitschrift für Geschichtswissen- 
schaft 3 (1890) S. 357£. 
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den, als 1518 “der Breslauer Hauptmann Achatius Haunold 
die Anschauung zu verbreiten sucht, kirchliche Zensuren 
beständen nicht zu Recht gegen den Schuldner von Zins 
oder Zehnten, sondern nur gegen den, der vom katholischen 
Glauben abgefallen sei’.!) Vom Standpunkt des habsburgi- 
schen landesherrlichen Kirchenregimentes aus führt Marga- 
retha von Österreich, Statthalterin der Niederlande, 1525 
die weite Verbreitung des Luthertums und anderer Ketze- 
reien in den Niederlanden z. T. darauf zurück, daß der Klerus 
“ungebührliche und rechtswidrige Zensuren und Interdikte 
verhängt'.?) 

Da in der eigenen Entwicklung von Johannes Huß Bann 
und Interdikt eine tiefeinschneidende Rolle gespielt haben, 
so ist es natürlich, daß er sich, auch hier in engem Anschluß 
an seinen Lehrer Wiclif, auch theoretisch häufiger mit den 
einschlägigen Fragen beschäftigt. Wenn er in seiner Kritik 
der geistlichen Strafen auch einem wachsenden Radikalis- 
mus verfällt, so stimmen seine Angriffe, wie hier im einzelnen 
nicht nachgewiesen zu werden braucht, doch in mancher 
Hinsicht mit denen anderer nichtketzerischer Kritiker des 
späteren Mittelalters überein. 1412?) verteidigt HußB den 
radikalen, gegen den Bann gerichteten Artikel seines Leh- 
rers: Illi, qui dimittunt praedicare sive verbum Dei audire 
propter excommunicationem hominum, sint excommuni- 
cati, et in die judicii traditores Christi habebuntur, u. a. mit 
dem Hinweis auf die doctores sancti und die Apostel (Act. 4f.),. 
die propter excommunicationem hominum weiter gepredigt 
hätten. Sacerdotes Christi humiles et justi sub poena peccati 
non debent cessare a fructuosa praedicatione legis dei propter' 


1) A.O. Meyer 8.66. 

3) F. Rachfahl, Wilhelm von Oranien und der niederländische- 
Aufstand 1 (1906) 8. 368. 

3) Defensio quorundam articulorum Ioannis Wicleff. Ich zitiere in- 
Ermangelung einer besseren Ausgabe nach dem zweibändigen Folioneu- 
druck der Historia et monumenta Ioannis Hus atque Hieronymi Pra- 
gensis, Confessorum Christi ..... von 1558, veranstaltet 1715: I 139b bis 
14la. Der Artikel wird am 22. Februar 1418 vom Papste verworfen:: 
C. Mirbt, Quellen zur Geschichte des Papsttums und des römischen 
Katholizismus ® 1911 Nr. 321 $ 13 S. 170. Vgl. zu Huß Boehm S. 75: 
und Anm. 3 und Ott S.55b. 
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excommunicationem injustam vel mandatum illicitum. In 
seinem Buche über die Kirche bekämpft Huß 1413!) Bann 
und Interdikt nach Wiclifs Vorgang als die Waffen des Anti- 
christs?) noch heftiger. Auch hier wird der Schriftbeweis 
nutzbar gemacht. Nicht einmal die Verhaftung und Ent- 
hauptung des Täufers hat Christus mit dem Interdikte be- 
antwortet. Noch weniger hat er wegen seiner eigenen Leiden 
eine Verwünschung ausgestoßen. Das Interdikt ist über- 
haupt erst infolge des Verfalls der Kirche?) möglich ge- 
worden. Zuerst sei es, wie Huß fälschlich behauptet, 1154 
über Rom verhängt worden. Auch einem weltlichen Herr- 
scher wird der Dienst von allen Knechten (servi) nicht auf- 
gekündigt, wenn sich ein Ungehorsamer darunter befindet. 
Posito generali interdicto in civitate vel dioecesi non minui- 
tur peccatum, sed augetur. Auch Huß beschwert sich über 
einen Geistlichen, qui ob non-solutionem . . . pecuniae 
parvulae etiam hominis pauperis, non valentis solvere, pri- 
vat per interdictum sacramentis ecclesiae ... . populum. Ja, 
er preist Gott, daß im himmlischen Jerusalem die Engel und 
alle Heiligen einem ungerechten Interdikte nicht unterlägen. 
Eine ähnliche Kritik des Interdikts findet sich auch in einer 
von L. Krummel aus dem Tschechischen übersetzten un- 
datierten Predigt Hußens über den Guten Hirten (Joh. 10, 
12—16) am Sonntag Misericordias Domini.?) 

Andererseits wird man sich bei der Beurteilung der An- 
wendung geistlicher Strafen auf weltliche Delikte und bei 
der Beurteilung des weltlichen Kampfes gegen diesen Ge- 


1) 0.23 1 314a—317a. 

2) Gründe: dum feruntur [censurae] in illos, qui praedicunt legem 
Christi et arguunt nequitiam clericorum. Secundum signum est, quod 
magis illae censurae multiplicantur propter inobedientiam ipeis [sc. cle- 
ricis] factam quam propter inobedientiam Deo factam ... Vgl. Mirbt, 
Quellen zur Geschichte des Papsttums ® (1911) S. 171 $ 30. 

3) Post millenarium soluto Satana et clero impinguato mundi ster- 
coribus et elevato in voluptate, superbia et sapientia ... 

4 L. Krummel, Geschichte der böhmischen Reformation im fünf- 
zehnten Jahrhundert (1866) S. 420f. 662fl. Die Stellen kommen der 
Interpretation von de ecclesia zugute. Über Hußens (gemäßigtere) Stel- 
lung zum Banne ebd. S. 306. 417f. 653. Die 417 Anm. 1 für den Bann 
gegebenen Zitate sind unvollständig. 

17* 
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brauch auch vor einer doch erst modernen und natürlich 
reformatorisch beeinflußten Spiritualisierung der mittel- 
alterlichen Kirche wohl zu hüten haben. So stellt eines der 
gangbaren Lehrbücher des Kirchenrechts in lediglich kon- 
struktiven Betrachtungen die “Natur der kirchlichen Ge- 
meinschaft als einer geistigen’ als eine selbstverständliche 
Voraussetzung eines angemessenen kirchlichen Strafrechtes 
und Strafverfahrens hin. Die Kirche dürfe deshalb nur 
Mittel anwenden, "welche innerhalb der Rechtssphäre der 
Kirche als einer geistigen Genossenschaft begründet sind’, 
woraus dann weiter grundsätzlich gefolgert wird, die stra- 
fende Reaktion der Kirche dürfe sich nur gegen “offenkundige 
Vergehen’ richten, “da nur durch deren Duldung die Kirche 
ihren auf Gottesgemeinschaft gerichteten Charakter zu ver- 
lieren Gefahr läuft’.!) Gewiß ist diese spiritualistische Kritik 
weder der laienfreundlichen Publizistik auf der Höhe des 
Mittelalters noch den verschiedensten Gruppen der spät- 
mittelalterlichen Reformparteien fremd. So findet sich schon 
ca. 1303 in der Schrift “de potestate regia et papali” des 
Johann von Paris folgende geradezu die Inkommensurabi- 
lität des geistlichen und des weltlichen Gebietes mit moder- 
nem Scharfblicke erfassende Lehre: “Die sogenannte geist- 
liche Jurisdiktion ist keine richterliche Befugnis im juristi- 
schen Sinne, sondern eine moralische Korrektionsgewalt im 
religiösen Sinne. Sie hat die innere Gesinnung zu läutern, 
nicht die äußere Rechtsordnung zu schützen.’ Mit derselben 
Schärfe ergibt sich aus der etwa gleichzeitigen "disputatio 
inter clericum et militem’: “Die cognitio de peccato, die die 
Kirche besitzt, ist kein judicium de justo et injusto: nicht 
über das Rechtsmoment hat sie zu entscheiden, sondern über 
die Gebote der Religion und Moral.’2) — Aber für den prak- 


1) Friedberg S.312. Ähnlich R. Sohms scharfe Antithesen in 
der Zeitschrift für Kirchenrecht 9 (1870) S. 193. 247. Vgl. Kolde S. 109 
und die Zitate aus Geib und Jhering bei Ott S. 52a, die aber von Ott 
nicht einfach zur Charakteristik der Vorzüge des kirchlichen Strafrechts 
hätten verwandt werden sollen. 

2) R. Scholz, Die Publizistik zur Zeit Philipps des Schönen, 
Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausg. von Stutz 6/8 (1903) S. 298. 
307 ff. 331. 338. 341. 345 ff. Vgl. Friedberg, Zeitschrift für Kirchenrecht 
8 (1869) S.80. De finium etc. p. 638. 
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tischen Kampf der territorialen und der städtischen Ge- 
walten gegen die Anwendung geistlicher Strafen auf das 
weltliche Gebiet dürfte diese tiefgründige, ihrer Zeit weit 
vorauseilende Kritik der im Kampfe Philipps des Schönen 
(oder später Ludwigs des Bayern) gegen die Kirche er- 
probten Publizisten schwerlich allgemein zum Bewußtsein 
gekommen sein. Wenn auch über den Zusammenhang dieses 
praktischen Kampfes mit der Publizistik das letzte Wort 
noch nicht gesprochen ist, so hat er doch auch schon ohne 
grundsätzliche Spiritualisierung des Kirchenbegriffes und 
des Kirchenrechtes im allgemeinen und der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit im besonderen in Gang gebracht und siegreich 
durchgeführt werden können. Aber auch mit dieser Fest- 
stellung wird die unhaltbare Praxis der geistlichen Gerichts- 
barkeit auf diesem Gebiete nicht gerettet. 


* * 
* 


Allerdings läuft die Motivierung des Kampfes von 
Laiengewalten gegen geistliche Strafen so lange noch immer 
Gefahr, vergröbert zu werden, solange man meist nur die 
bloße Tatsache der Anwendung geistlicher Strafen auf Welt- 
liches!) als den Gegenstand des häufigsten Anstoßes heraus- 
stellt. Darüber hinaus ist mit Recht noch etwas anderes 
als anstößig schon für das Mittelalter bezeichnet worden: 
nicht überhaupt schon die Anwendung geistlicher Strafen 
auf Weltliches, sondern auch das Mißverhältnis zwischen 
Strafe und Schuld im allgemeinen (ohne Rücksicht auf ihren 
geistlichen oder weltlichen Charakter) gibt zu den schwersten 
Bedenken Anlaß?), sei es, daß die Strafe nach allgemeiner 
Überzeugung zu hart, sei es, daß sie, was unten S. 286 noch 
zu berühren ist, zu leicht ausfällt. Dies Mißverhältnis zwi- 


!) Am 19. Mai 1512 ersucht die herzoglich sächsische Regierung 
einen Offizial um Abschaffung des Bannes, weil die Sache “werentlich 
ist (Randbemerkung: ... Nota, eyner Braupfanne halben) und dye 
armen leute erbotig [sind], vor yrem geordentem [werentlichen] gerichte 
derhalb austrag zu gewarten’: Geß S. LIX Anm. 1. Vgl. S. LIII und 
Uckeley S. 92f. 

2) Dix S.25. Vgl. Kober $S.138. Störmann S. 223f. (16. Jahrh.). 
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schen Schuld und Strafe wird besonders bei der finanziellen 
Verwendung der Strafen gefühlt. Aus $ 8 S. 93 der oben 
S. 252 erwähnten Thüringer Reformvorschläge von 1443 ist 
z.B. zu entnehmen, daß man “Geldschuld’ im Verhältnis 
zu der schweren Strafe des Interdikts und der vom Inter- 
dikte bedingten Verweigerung eines kirchlichen Begräbnisses 
für eine “geringe Sache’ hält, also von dem Mißverhältnisse 
von Schuld und Strafe überzeugt ist; denn es heißt: daß 
“nyrgend singen nach!) grebnis umb geldschulde nach!) 
umbe keynerley andere geringe sache verslagen werden 
sulle ... Genau derselben Meinung sind konziliare Refor- 
matoren. Peter d’Ailly tadelt 1416 in seinen Canones refor- 
mandi c. 2 die Prälaten, die leviter et pro levibus causis ut 
pro debitis vel hujusmodi pauperes excommunicatione cru- 
deliter percutiunt.?) 

Wenn?) ein moderner Beurteiler daran Anstoß nimmt, 
‘daB der bannende Offizial im allgemeinen keinen Unter- 
schied machte zwischen dem böswilligen und dem zahlungs- 
unfähigen Schuldner’, so deutet auch schon die spätmittel- 
alterliche Kritik in diese Richtung. Wie die Armut den 
bereits Gebannten nicht vor restloser Zahlung der Absolu- 
tionsgelder zu schützen braucht, so auch nicht den Schuld- 
ner vor der Exkommunikation, trotz der zugunsten der Ar- 
mut auch wieder hervortretenden sozial-charitativen Ten- 
denz der kirchlichen Gesetzgebung. Noch ein Vertrag 
zwischen Bayern und Regensburg von 1205 verordnet: Si 
... damnificans pertinacia vel paupertate satisfacere con- 


1) Dialektisch = noch. 

2) Bei v.d. Hardt I8 8.417. Ähnlich I 9 S. 529 und Gerson bei 
Eichmann, Recursus S. 19 Anm. 59, ferner Nicolaus von Clemanges, 
De ruina ecclesiae c. 11 S. 13 bei v.d. Hardt 13. S. auch die Nüm- 
berger Instruktion von 1415 bei Eichmann, Recursus S. 85 und karo- 
lingische Beispiele bei Eichmann, Acht und Bann S.25 Anm.6. In 
diesen Zusammenhang gehören auch die teilweise durchaus nicht gegen- 
standslosen Klagen des Dionysius Carthusianus: J. Schäfer, Die kirch- 
lichen, sittlichen und sozialen Zustände des fünfzehnten Jahrhunderts 
nach D. C. I, Tübinger Dissertation 1904, S. 40. Vgl. auch Bachmann, 
Geschichte Böhmens 2 S. 70. 

®) Das Material zum Folgenden bei A.O. Meyer S. 66 und Anm. 3, 
69. 131. 
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tempserit, excommunicetur ab episcopo et a duce proscri- 
betur. Die weltliche Gewalt macht damals noch, wie man 
sieht, mit der geistlichen durchaus gemeinsame Sache. Am 
Vorabend der Reformation, am 4. Juli 1502, verlangt der 
schlesische Landeshauptmann dagegen von den Geistlichen: 
“sie möchten sich gegen arme und zahlungsunfähige Schuld- 
ner gelinde bezeigen und sie nicht allsogleich in den Bann 
tun’. Und am 11. August 1503 fordert man auf weltlicher 
Seite sogar gänzliche Verschonung zahlungsunfähiger Zins- 
schuldner mit dem Banne. 

Dagegen ist die Thüringische Gerichtsordnung von 1454 
hier zurückhaltender, indem sie, wenn von geistlicher Seite 
Zinsen eingemahnt werden, nur Benachrichtigung der welt- 
lichen Behörden verlangt, damit diese auf die Schuldner 
einen Druck ausüben können. Gebannte Schuldner ‘sollen 
von der weltlichen Behörde nicht nur nicht geschützt, son- 
dern sogar noch mit derselben Summe gebüßt werden, die 
sie der geistlichen für die Lösung vom Banne bezahlen 
müssen’ ... Sogar die in diesem Zusammenhange oft 
zitierte Landesordnung vom 9. Januar 1446, die man wegen 
ihrer großen Bedeutung für das landesherrliche Kirchen- 
regiment nicht mit Unrecht als vorreformatorische Kirchen- 
ordnung bezeichnet hat, wendet sich nicht eigentlich gegen 
die geistlichen Richter selbst, sondern bedroht nur die Pfar- 
rer, die angeblich ungerechte Urteile der geistlichen Gerichte 
verlesen, mit Temporaliensperre.!) — 

Es ist die wahl- und unterschiedslose, die schematisch- 
rohe ‚Behandlung aller Straffälligen, die keineswegs nur in 
Laienkreisen schon früh den Widerspruch herausfordert. 
Noch ehe der Investiturstreit den kirchlichen Strafen die 
bekannte unvergleichliche Ausdehnung gibt, hat es ein Mann 
wie Pier Damiani in einem beweglichen Schreiben an seinen 
Freund, den Papst Alexander II., um 10632) aufs schärfste 
getadelt, daß die Bannandrohung als beinahe ständiges Re- 
quisit päpstlicher Dekretalen gegen schwere Verbrechen und 


ı) Pallas S. 142f. 140f. Vgl. dagegen oben 8. 239. 

2) Migne, Patrologia Latina 144 (1853) col.215 A—C. Vgl. hierzu 
R. Köstler, Huldentzug als Strafe, Kirchenrechtliche ner 
herausg. von Stutz 62 (1910) S.865—89; Lea I S. 21. 
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leichte Vergehen unterschiedslos geschleudert werde. Ihm 
scheint das schlecht vereinbar mit der milden Freundlichkeit 
des Herrenwortes Matth. 10, 37 (mit dem sich Kober S. 8ff. 
in seiner neutestamentlichen ‚Begründung‘ des Kirchen- 
bannes immerhin hätte auseinandersetzen sollen) und mit 
— der stoischen Lehre. Die eine furchtbare Folge des Bannes 
malt er mit beredten Worten: Non tribunalium more vel 
forensis examinis aut libertas caeditur aut possessio con- 
fiscatur nec pecuniariae mulctae reus adducitur; sed Deo 
potius, omnium scilicet bonorum auctore, privatur. — 

Da die kirchliche Strafpraxis von Anfang an eine 
kasuistische Verfeinerung und Rationalisierung vielfach ver- 
missen läßt, weshalb man hier auch keineswegs erst von 
einer späteren Verfallserscheinung sprechen kann, so ist es 
unvermeidlich, daß die anerkannt außerordentlich empfind- 
lichen!) geistlichen Strafen gegen lächerlich geringe Delikte 
gerichtet werden, woraus sich ‚Fälle‘ ergeben, deren gro- 
teskes Aussehen nicht mehr auf Rechnung des modernen 
Beurteilers gesetzt werden kann. Eine örtlich und sachlich 
möglichst reichhaltige Sammlung solcher grotesker Grenz- 
fälle?), aus denen das völlige MißBverhältnis zwischen einer 
lächerlich geringen Schuld und einer uneingeschränkt und 
vorbehaltlos schweren geistlichen Strafe ersehen werden 
könnte, wäre zur Charakteristik der kirchlichen gerichtlichen 
und außergerichtlichen Strafpraxis keineswegs überflüssig. 
In interessanter Weise kommt das Gefühl für das Mißver- 
hältnis zwischen Schuld und Strafe bei französischen Nonnen 
1390 einmal darin zum Ausdruck, daß sie erklären, der ces, 
d.h. das Interdikt und nicht die cessatio a divinis, die ja 
gar keine Strafe ist?), sei so schwer, daß man ihn nur gegen 
einen mächtigen Seigneur und nicht gegen armes Volk, wie 
sie selbst, anwenden dürfe.?) 

Am schreiendsten macht sich das Mißverhältnis zwi- 


1) Gilow S.49f. Störmann S. 216. 

=) Vgl. Westdeutsche Zeitschrift 23 (1904) Anm. 34f. und 26 (1907) 
S.269£.; ferner Löhr, Xanten S. 259. 

?) Sägmüller ? II S. 364; Dix S.5 Anm. 4. Vgl. Martin p. 158; 
Hennig 8.150; Gilow S.52; Vernay, Einleitung p. 54; Krehbiel 
p. 7 n.9. *) Martin p. 376. 
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schen Schuld und Strafe natürlich immer dann bemerkbar, 
wenn eine Schuld überhaupt gar nicht vorliegt, sondern ganz 
Unschuldige genau so wie die Schuldigen von der maßlosen 
Härte der gesetzlichen Strafen getroffen werden. Zeger Bern- 
hard van Espen, der Vorläufer Hontheims und seines Febro- 
nius, hat den bloßen Gedanken, die Kirche könne die Absicht 
haben, einen Unschuldigen zu bannen, für ein Sakrileg er- 
klärt, und sogar Kober S. 212 hat ihm zugestimmt. Auch 
Hilling!) sagt: “Die mißbräuchliche Anwendung der Exe- 
kutivgewalt forderte die besten Freunde der Kirche heraus, 
die Grenzen dieser Gewalt möglichst zu verengern, um so 
den Unschuldigen Schutz zu gewähren.” Obwohl die Kirche 
seit alters eine gewisse Abneigung zeigt, den Bann gegen 
ganze Genossenschaften auszusprechen, obwohl insbesondere 
Augustin, dem die Gefahren der Entwicklung der geistlichen 
Strafen auch sonst keineswegs entgangen sind, Bannsprüche 
über eine Vielheit von Menschen verwirft, worauf man sich 
auf kaiserlicher Seite noch 1118, kurz vor dem Wormser 
Konkordat, berufen hat, obwohl auch das kanonische Recht 
selbst und einzelne Kanonisten auch unter römisch-recht- 
lichem Einfluß hier nicht ohne Bedenklichkeiten sind ?), so 
dürfte es im allgemeinen doch kaum eine Interdiktsver- 
hängung geben, die, da das Interdikt offenbar nur als Weiter- 
bildung, wenn auch Abschwächung des über ganze Gruppen 
von Menschen verhängten Bannes begriffen werden kann?), 
nicht mit fast unentrinnbarer Notwendigkeit die Bestrafung 
völlig Unschuldiger nach sich zöge. So erhebt 1416 ein 
sächsischer Pfarrer dagegen Einspruch, ‘daß eines Straßen- 
raubes wegen, der sich in seinem Pfarrbezirke ereignet hatte, 
seine völlig schuldlose Gemeinde der göttlichen Segnungen 
entbehren sollte’.*%) Und Herzog Georg von Sachsen erklärt 
am 4. September 15175) dem Meißener Domkapitel, er könne 


1) Archiv für katholisches Kirchenrecht 85 (1905) S. 249. 

2) Kober S.98ff.; Eiohmann in der Zeitschrift der Savigny- 
Stiftung, Kanonistische Abteilung 1 (1911) S. 170; Vernay, Einleitung 
p. 278.; Krehbiel p. 5. 

3) So Krehbiel p. 5ss. Doch ist die Entstehung und der älteste 
juristische Charakter des Interdikts noch nicht näher erforscht. K. nimmt 
römisch- und deutschrechtlichen Einfluß an. 

4) Dix S. 26. 5) Geß Nr. 29 S.23. Vgl. Nr. 31 S. 25. 


266 Justus Hashagen, 


es nicht für billig halten, daß an dem fraglichen Verbrechen 
ganz unbeteiligte Laien “aus unschuld mit solchem interdict 
beschwert und dennoch derselben unbillichen beschwerung 
ane geltstraf nicht entledigt mogen werden’... Es wirft 
dabei ein merkwürdiges Licht auf das Rechtsgefühl der am 
geistlichen Gericht interessierten Kreise, wenn geistliche 
Räte bei Konferenzen, die mit herzoglichen Räten im Juli 
1500 in Naumburg über Schäden der geistlichen Gerichts- 
barkeit stattfinden, zur Rechtfertigung der Interdizierung 
Unschuldiger anführen: “Das Interdikt über den ganzen Be- 
zirk zu verhängen, sei im [kanonischen] Rechte vorgeschrie- 
ben; es werde aber auf das Kirchspiel eingeschränkt, wofern 
der Ermordete [der den Anlaß zur Interdizierung gegeben 
hat] nachweislich Ursache zu der Tat gegeben hat.’!) Wenn 
also eine Mainzer Provinzialkonstitution von 1549?) das 
Interdikt zugunsten Unschuldiger einschränkt, so liegen 
einem solchen Beschlusse ältere Mißbräuche zugrunde. 
Gegen sie hatte sich schon am 22. Januar 1435?) die zwan- 
zigste Session des Baseler Konzils gewandt, wenn sie das 
Interdikt über ein ganzes Stadtgebiet usw. nur noch ex causa 
seu culpa ipsorum locorum zuließ, dagegen weiter verfügte: 
propter culpam ... seu causam alterius cuiuscumque pri- 
vate persone huiusmodi loca interdici nequaquam possint. 

Dagegen hat auch das Baseler Konzil?) trotz seiner 
auch sonst nachweisbaren kritischen Haltung gegenüber den 
geistlichen Strafen gerade eine der verhaßtesten Formen des 
Interdikts aufrechterhalten, nämlich das Interdictum am- 
bulatorium®), d.h. die Interdizierung eines Ortes, wo sich 
zufällig ein von einem geistlichen Richter oder von einer 
andern kirchlichen mit Gerichtsgewalt versehenen Instanz 
gebannter Delinquent aufhält. Nur wenn er binnen zwei 
Tagen aus der Stadt vertrieben wird, bleibt diese vom Inter- 


1) Geß S.LIX. Vgl. S.LVf. LVIJI und Anm.1. Vgl. Stör- 
mann S. 212. 

2) Baumgartner S. 121f. " 

®) Monumenta Conciliorum Generalium II 775, übergegangen in die 
Pragmatische Sanktion von Bourges: Mirbt? S. 174, 8. 

4) Theoretisch ist das Interdictum ambulatorium als personale und 
partioulare gewiß eine Milderung gegenüber dem gewöhnlichen Inter- 
dietum locale et generale: Krehbiel p. 78ss. 156. 
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dikte verschont. Besonders diese auch gegen Kaiser und 
Könige angewandte Form des Interdikts muß notwendig 
Unschuldige treffen.!) Sie ist offenbar eine verschärfende 
Weiterbildung der Verkehrssperre, die schon seit dem fünften 
Jahrhundert, wahrscheinlich unter mönchischem Einfluß, 
über den öffentlich Gebannten verhängt wird und auch der 
karolingischen Zeit schon geläufig ist?) Nach späterem 
Rechte verfällt wenigstens der excommunicatio minor, die 
als Rechtsstrafe meist nur noch hier angewandt wird, wer 
mit einem der excommunicatio verfallenen Delinquenten 
verkehrt.?) Es liegt nahe, daß die Bekämpfung des Inter- 
dikts durch weltliche Gewalten gerade bei diesem argen 
Mißbrauche einsetzt, zumal da die Relaxation des Inter- 
dikts keineswegs sofort post recessum, d.h. wenn der Ver- 
brecher den Ort verlassen hat, zu erfolgen pflegt*), und daß 
die Verkehrssperre auch sonst, auch durch kirchliche In- 
stanzen5), gemildert wird. — Unter den oben 8. 251 er- 
wähnten thüringischen Reformvorschlägen von 1436 lautet 
der vierte: “Item, daß man keine gemeine nicht bannen 
[d. h. interdizieren] sulle pro temeraria communione [cum 
excommunicato], si hetten ymands bij yn gehabt, der jar 
und tag in dem banne gelegin hette’®) ... Also erst nach 


1) Krehbiel p. 92; Vernay, Einleitung p. 56; Stutz, Kirchen- 
recht ? S. 337; Baumgartner S. 175; Dix S. 3ff. 50f. 78ff.; Eichmann 
in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung, Kanonistische Abteilung 1 
(1911) S. 178. 

3) Vernay, Einleitung p. 138. 30; Eichmann, Acht und Bann 
S.14f. 64fi.; Poncet p. 131; vgl. p.96 n.1; Kopp $ 114 8. 153; 
8 147 S. 187f.; Mitteis S. 346; Stutz in der Deutschen Literaturzeitung 
28 (1907) 8. 1224. 

3) Vernay, Einleitung p. 21s. 29. 49; Kober 8. 412f.; Friedberg, 
Kirchenrecht ® S. 319ff.; Eichmann im Historischen Jahrbuch 31 (1910) 
S. 326 Anm. 1; Hennig S. 146 Ann... 

4) Werminghoff, Geschichte der Kirchenverfassung I S. 290; 
Verfassungsgeschichte S. 105£.; Eichmann, Acht und Bann S. 73 Anm. 3; 
Dix S.50f.; RedlichI S.11* Anm.3, 25* Anm.2; Kopp $ 147 8. 187f.; 
$ 156 S. 197; Friedberg, De finium etc. p. 164; Hennig S. 15lf.; 
Gilow S. 49f. Göttinger Statut vom 10. November 1471 Nr. 294 S. 5löf. 

5) Vernay, Einleitung p. 30s. 338. Vgl, Störmann 8. 212. 

6) Wintruff S. 90 $ 4. Doch ist es kaum berechtigt, diese Forde- 
rung als die "radikalste’ des Reformprogramms zu bezeichnen, wie Win- 
truff S. 11 tut, der überhaupt sein wertvolles Material nicht genügend 
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einjähriger Hartnäckigkeit des Gebannten soll das Inter- 
dictum ambulatorium in Kraft treten. 

Um Bestrafung von Unschuldigen handelt es sich end- 
lich auch, wenn der schon während des dreizehnten Jahr- 
hunderts am meisten entartete Teil des kirchlichen Pro- 
zesses, der Ketzerprozeß, die Bestrafung auch der Nach- 
kommen der Häretiker vorsieht!), wobei allerdings das alt- 
testamentliche Vorbild unverkennbar ist. Auch das römische 
Recht wird eingewirkt haben.?2) Übrigens ist der Begriff der 
Ketzerei dann in verhängnisvoller Weise auch auf diejenigen 
Exkommunizierten ausgedehnt worden, die animo indurato 
die Absolution zu erwirken verabsäumen, was aber ebenso 
wie andere widerrechtlich angestrengte Ketzerprozesse so- 
fort den weltlichen Widerstand herausfordert.?) Eine ver- 
hängnisvolle Nachwirkung der Fusion der Delikte Ketzerei 
und der Contumacia excommunicati liegt vor, wenn nach 
einer privaten nordfranzösischen Prozeßschrift aus der 
zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts Frau und Kin- 
der eines nur wegen Kontumaz Exkommunizierten, wenn 
er hartnäckig bleibt und die Absolution verabsäumt, dem 
Interdikt verfallen.) Eine Vorstufe dazu bildet die Über- 
tragung des Bannes auf die Nachkommen, falls der Gebannte, 
erst in articulo mortis5) vom Banne losgesprochen worden 
iste) Auch durch den Kirchenbann wegen Zehntverweige- 
rung werden wenigstens die Familien des hartnäckig im 
Banne Verharrenden in Mitleidenschaft gezogen, indem sie 
mit dem Banne und dem Personalinterdikt bedroht werden. 
“Genügt selbst dieser Druck auf das Gewissen von Weib 
und Kind nicht zur Erpressung der Schuld’, so verfällt der 
wegen hartnäckiger Zehntverweigerung schon Gebannte auch 


in das Licht vergleichender Forschung gerückt hat. Vgl. v. Srbik, Zeit- 
schrift der Savigny-Stiftung, kanonistische Abteilung 4 (1914) S. 533ff. 


1) Stutz, Kirchenrecht ? S. 337. 2) Lea I S. 557. 

®) Kober S.437fl.; Krehbielp. 52; Lea I S.382.430.450; Martin 
p. 316; Eichmann, Acht und Bann S. 15f. 87; Vernay, Einleitung 
p- 35; C. Paulus in der Festgabe, Finke gewidmet (1904), S. 244. 

*) Eichmann, Acht und Bann S. 114. 

5) Kober S. 459 fi. 

°) Hennig S. 137 Anm. |. 
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noch dem Personalinterdikt, d.h. dem Interdictum ambula- 
torium, so daß dann auch die ganz unschuldige zufällige 
Umgebung des Zehntschuldners aufs härteste mit getroffen 
wird.!) 

Es bedarf keiner tiefen juristischen Einsicht, um die 
Bestrafung völlig Unschuldiger als unerhört zu empfinden.?) 
Besonders während der großen kirchenpolitischen Kämpfe, 
die allemal zu Massenanwendungen kirchlicher Strafen füh- 
ren, ist reichlich Gelegenheit dazu. Während des Kampfes 
um Ludwig den Bayern scheint auch kein Geringerer als 
Johann Tauler um die Mitte des vierzehnten Jahrhunderts 
daran Anstoß genommen zu haben, “wenn einer des Ban 
schuldig, daß man unschuldige arme leutt, die etwan den 
Schuldigen nit kennen, noch gesehen haben, ja ganze Länder, 
Stätt, Dörffer, alles ohne Unterscheyd, verbanne und ver- 
damme’®) ... Wenn dies Zeugnis auch nicht völlig ge- 
sichert ist, da es aus einer in der Reformationszeit ver- 
fälschten Aufzeichnung über Taulers Leben stammt), so 
mag sich hier unter der reformatorischen Übermalung doch 
noch einiges echte spätmittelalterliche Gut, wie es sonst zur 
Verfügung steht, verbergen. So gewinnt der auf der Uni- 
versität in Bologna gebildete Graf Reinhard von Hanau am 
18. März 14355) vom Baseler Konzil ein Privileg, wonach 
das Interdikt nur Platz greifen soll, wenn sich wirklich eine 
ganze Genossenschaft schuldhaft gemacht hat, daß aber 
Verstöße nur einzelner Individuen nicht mehr das Interdikt 
nach sich ziehen sollen. Man vergleiche®) damit ein Lieg- 
nitzer Schreiben an den Breslauer Rat vom 25. August 1495, 
in dem darüber geklagt wird, daß der “gotesdinst der ben- 


1) A.O. Meyer 8. 671. 2) Vgl. Raumer VI S. 185f. 

3) J. Görres, Einleitung zu Heinrich Susos [Seuses] ... Leben 
... von M. Diepenbrock 1829, S. XLI. Vgl. C. Schmidt, Tauler 1841, 
S. ölff., besonders S. 53 Anm. l, auch über die Zweischwertertheorie. 

4) F.Cohrs in der Protestantischen Realenzyklopädie, 3. Aufl., 19 
(1907) S.453 nach Preger und Denifle. Danach ist Boehm 8.75 
und Anm. 2 zu berichtigen. 

s) M. Schiele, Die Reformation des Klosters Schlüchtern (1907) 
8.9. Vgl. Reformation des Kaisers Sigmund von 1438, ed. Werner 
VI 12 S.82 und Anm.3; ed. Boehm S$. 229. 

e) Für das Folgende A. O. Meyer S.68f. 128. 131. 70. 
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niger [Gebannten] halben, so dy by uns offt umb geringe 
sache gebannen werden, sere gestoret wirt’ oder die am 
25. Juliund ähnlich am 11. August 1503 in derselben Gegend 
von weltlicher Seite gestellte Forderung: “Ab ymands mit 
rechte zu bannen wer, sullin si den schuldigen alleine und 
nicht ander bannen’, und besonders die klare Formulierung 
des Kolowratischen Vertrages vom 3. Februar 1504: “sollen 
die Geistlichen nyemanndts mit dem pann besweren wenn 
alleine die selbstschuldigen, auf das der gotsdinst nicht ver- 
hindert” werde. Am 21. März 1502 ersucht Kurfürst Fried- 
rich der Weise den Lübbener Archidiakon, “daß dieser seinen 
Offizial veranlasse, solches sein Fürnehmen des Bannes ab- 
zustellen, damit des Kurfürsten Leute, sonderlich die Un- 
berüchtigten, in dieser hl. Osterzeit der hl. Sakramente un- 
schuldig nicht entbehren müßten’. Am 8. Dezember 1517 
nimmt er sich gegenüber dem Offizial des Dechanten von 
Meißen, dessentwegen er von seinen Untertanen “mit vil- 
faltigen Clagen ersucht” worden ist, ebenfalls besonders der 
Unschuldigen an.!) Dasselbe tut eine landesherrliche Pro- 
position zum Naumburger Landtag vom 17. Juni 1499.) 
Da wegen der clericorum percussores, die vom kirchlichen 
Rechte von jeher mit unnachsichtiger Strenge verfolgt wer- 
den, wenn es Laien sind, Interdikt verhängt wird, während 
ein Priester, der einen Laien “vorsetzlich vom leben bringet’, 
neuerdings gewöhnlich nur milde bestraft wird, so spricht 
sie die Erwartung aus, “daß doch nicht ferner dann?) in dem 
kirchspill der tatt interdict gelegt und also [wegen] unver- 
schulter sach gots lob und fromer leute innigkeit nicht hin- 
furder gestort werde, daß auch dieselbigen priester, so mit 
todslegen befleckt sein, großer ergernus zu verhütten, zu 
priesterlichen ampten nicht wieder zugelassen werden’ ... 

Bei all den zahlreichen kasuistischen und grundsätz- 
lichen Milderungen geistlicher Strafen und geistlicher Straf- 
praxis?) auch auf kirchlicher Seite sind aber ständige Ver- 


1) Pallas 8. 14öff. 

2) Ermestinische Landtagsakten I Nr. 72 S. 48, 

®) postea, nicht solum. 

*) Kober S. 139. 170ff. 215. 248 ff. 296f. 387 f.u.ö.; LealS. 144; 
Dix 8. 2ff.; Krehbiel passim. 
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schärfungen trotz der häufigen und verhältnismäßig früh 
bezeugten steigenden Mißachtung der geistlichen Strafen 
nahezu unvermeidlich. Dahin gehört auch die Verwandlung 
oder Verdrängung der excommunicatio ferendae sententiae 
durch die excommunicatio latae sententiae (ipso facto), die 
in den späteren Teilen des kanonischen Rechtes in vielen 
verschiedenen Fällen angedroht wird.!) Hier wird sich (trotz 
aller Milderungen hinsichtlich der Verkehrssperre?)) die be- 
wußte Absicht, vermittelst der Verschärfung der Strafe ihre 
steigende Mißachtung, wie sie besonders bei mächtigen 
Laien?) zum Ausdruck kommt, wirksam zu bekämpfen, 
nicht leugnen lassen, und für die Motivierung genügt es 
kaum, auch hier germanischen Einfluß anzunehmen und 
darauf hinzuweisen, daß dem gleichzeitigen weltlichen Rechte 
ebenfalls “die Ipsojurewirkung der handhaften Tat ganz ge- 
läufig ist’.*) Wenn zu den Verbrechen, die mit excommuni- 
catio latae sententiae geahndet werden, auch die Erzwingung 
eines kirchlichen Begräbnisses eines namentlich Interdizier- 
ten gerechnet wird), so wirkt das wie die ganze gewalt- 
tätige Behandlung der Begräbnisfrage®) durch das kirch- 


ı) Vernay, Einleitung p. 16; Eichmann, Historisches Jahrbuch 
35 (1914) S. 285ff.; Sägmüller 3 II S. 348f. ist auf die spätere Häufung 
der excommunicationes latae sententiae nicht eingegangen. Vgl. Kreh- 
biel p. 19 für das Interdikt. 

2) Die Verkehrssperre scheint, da bei der excommunicatio latae sen- 
tentiae öffentliche Ankündigung fehlt, öfters nicht eingetreten zu sein: 
Eichmann, Acht und Bann S. 88ff. Historisches Jahrbuch 31 (1910) 
S.326ffl. Vgl. Vernay, Einleitung p. 39. 

2) Planck S.275ff. verweist auf die Unmöglichkeit der Durch- 
führung der Verkehrssperre gegen mächtige Laien als auf einen Grund 
der Mißachtung. 

4) Stutz, Kirchenrecht ? S. 310. 

5) Sägmüller ? II S. 364; vgl. S. 354. 

6%) Kober S.330ff.; Hauck IV 8.837; Stutz, Kirchenrecht ? S. 338; 
Friedberg, Kirchenrecht ® S. 60 Anm. 21, 319 Anm. 37; Gränzen S. 486 
Anm. 1; Kopp $ 115 8.153; Krieg S. 127; Kolde S. 44f.; Dix S. 67 
und Anm. 10; Kaser 8. 353; Theremin S.42; Uckeley S.94; Vernay, 
Einleitung p. 29. Westdeutsche Zeitschrift 23 (1904) S. 126; 26 (1907) 
S.270. Huß wendet sich I 315a mit Berufung auf Ececl. 7 und Tob. 12 
dagegen. Reiches Material über die Begräbnisfrage, die Exkommunikation 
Toter, die Prozesse gegen Tote usw. bei Lea I S. 33. 155. 258 ff. 314. 315 
Anm. 1, 439. 451. 501f. 530ff. 556f. 570. 585fl. 615. 619. Vgl. Rieder 
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liche Strafrecht ähnlich wie die — öfters gewinnsüchtige — 
Erstreckung des Bannes auf bereits Verstorbene!) nicht 
selten besonders gehässig. Namentlich in der Periode der 
Reformkonzilien wird das System der excommunicationes 
latae sententiae einer scharfen Kritik unterzogen.?) 


%* * 
* 


Die Schäden des von den geistlichen Gerichten an- 
gewandten Strafsystems liegen nicht nur auf dem Gebiete 
des materiellen Strafrechts, sondern, wie schon die vor- 
stehende Übersicht erkennen läßt, ebenso und vielleicht 
noch mehr auf dem Gebiete des Strafverfahrens. Darauf 
vornehmlich beziehen sich die vielen, im Laufe des Mittel- 
alters sich häufenden Klagen über die von den geistlichen 
Gerichten verhängten Strafen. Es sind besonders gewisse 
Eigentümlichkeiten dieses Strafverfahrens, welche die welt- 
liche Gewalt je länger je mehr in Harnisch gebracht haben. 

Hätten sich die geistlichen Gerichte darauf beschränkt, 
die geistlichen Strafen, die Zensuren, den Bann und das 
Interdikt, nur für Delikte zu verhängen, so wären sie viel- 
leicht nicht so früh auf einen so allgemeinen und so starken 
Widerstand gestoßen. Nun gehört es aber gerade zum mittel- 
alterlichen Wesen der praktischen Anwendung dieser Strafen, 
daß sie sich nicht allein auf diesem Gebiete betätigen. Sie 
greifen vielmehr, was Kober in seinem 560 Seiten umfassen- 
den historisch-kanonistischen Werke über den Kirchenbann 
fast ganz verschwiegen hat, auf ein anderes hinüber und ver- 
wandeln sich mit Vorliebe aus Strafen in Zwangsmittel und 


8.358; Krehbiel p. 17ss. 29. 51. 53. 57ss. 60ff. 71s. 104. 106s. 114. 
120. 126. 139. 151. 1578. 


!) Vernay, Einleitung p. 27 n. 10; Kober S. 91fl. Ebd. S. 525fl. 
über die Absolution Toter. 

2) Vgl. die conclusiones in materia ferendae excommunicationis 
sententiae aus der Feder des Pariser Kanzlers Johannes Jorssana bei 
v.d. Hardt I 9 S. 531—536 und in der Epoche des Baseler Konzils die 
Kritik Gersons bei Kober S. 52f. und den Beschluß des Mainzer Fürsten- 
und Städtetages vom März 1439, wonach die excommunicatio latae sen- 
tentiae die Verkehrssperre nicht nach sich ziehen soll, bei Eichmann, 
Recursus S. 90. 
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damit in Schutzmittel für die geistliche Gerichtsbarkeit im 
allgemeinen. Die Zensuren dienen nicht nur der Bestrafung 
von Delikten, sondern in dieser neuen Funktion dem Schutze 
der geistlichen Gerichtsbarkeit und des Privilegium fori im 
weitesten Sinne. Das kommt schon in der Ausdehnung des 
Kirchenbannes auf alle diejenigen Individuen zum Ausdruck, 
welche den Ladungen geistlicher Richter den Gehorsam ver- 
weigern: die Kontumaz wird vom Gericht mit Exkommuni- 
kation geahndet. Als die empfindlichste Versäumnisfolge 
erscheint der Bann. Da aber die Versäumnis, der absicht- 
liche Ungehorsam, hier so außerordentlich schwer gestraft 
wird, so kann das die weitere Folge haben, daß die Kontumaz 
als ausreichender Grund zur Verurteilung angesehen wird, 
wie das im Inquisitionsprozesse tatsächlich eingetreten ist.!) 

An diesem Mißbrauche des Bannes ist die Kirche selbst 
nun allerdings anscheinend z. T. unschuldig. Das kanonische 
Recht fordert ihn ursprünglich nicht. Da er aber schon früh 
in der ProzeßBpraxis der geistlichen Gerichte auftaucht?), so 
liegt hier wahrscheinlich einer der vielen in Kirchenrecht 
und Kirchenrechtspraxis nachweisbaren germanischen Ein- 
flüsse vor, eine “Anlehnung an die althergebrachte germani- 
sche Ungehorsamstfolge, die Verfestung oder Ächtung’.?) Da- 
neben wird aber doch auch der weitverbreitete Wunsch, 
jeden Ungehorsam gegen einen Befehl der Kirche, hier gegen 
die Ladung des geistlichen Richters, auf das schärfste zu 
bestrafen, mitgewirkt haben. Jedenfalls macht der Kirchen- 
bann als Versäumnisfolge schon deshalb eine merkwürdigere 
Figur als die Acht, weil er Kirchenbann bleibt, ganz gleich 
aus welchem Grunde oder wegen welches Vergehens er ver- 
hängt ist.*) Sehr treffend hat Eichmann?°) darüber gesagt: 


1) Lea I S. 449. 

2) Fournier p. 228; Martin p. 165; Mitteis 8. 317; Eichmann, 
Acht und Bann S. 114. Vgl. Nicolaus von Clemanges c. 21 S. 24. 

®) Riedner S.86ff. Vgl. Stutz, Kirchenrecht ? 8.310; Eich- 
mann, Acht und Bann S. 21fi.; Riedner II Nr. 1 $ 20 S. 17; Nr. 19 
$4f. S.74f.; Nr. 26 $ 5ff. S. 108f.; Nr. 81 S. 249ff., Nr.85 8. 258 u.ö. 

*) Vgl. Stenzel S. 405: “Die weltlichen Gerichte ... gaben sich 
doch wenigstens keinen geistlich-kirchlichen Anstrich und übten keinen 
Gewissenszwang ... aus wie die Bann- und Interdiktsstrafen’ und die 
weitere Kritik Stenzels. 85) Acht und Bann S.70. 
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“Es mußte ... unbillig erscheinen, den wegen eines Ver- 
brechens Exkommunizierten mit demjenigen auf gleiche 
Stufe zu stellen, welcher nur wegen contumacia von der 
Zensur getroffen worden war’. Auch Löhr!) bezeichnet die 
Anwendung des Bannes gegen Kontumaz als ‘hart’. Und 
was Löhr, dem es auch sonst fast überall darum zu tun ist, 
die geistliche Gerichtsbarkeit in Schutz zu nehmen, auch 
hier zur Entschuldigung anführt, ist wenig überzeugend. 
Er verweist auf das im einzelnen genau geregelte, in ver- 
schiedenen Stufen allmählich ansteigende Exkommunika- 
tionsverfahren wegen Kontumaz, “das vor Willkür und über- 
eilten Maßregeln gegen Widerspenstige bewahren und be- 
wirken sollte, daß die Widerspenstigen schließlich die üblen 
Folgen ihrem eigenen Trotze [!] zuzuschreiben hatten’. Na- 
türlich liegt das in der Absicht des den Bann wegen Kontu- 
maz verhängenden Richters, nur daß damit der allgemeine 
Mißbrauch nicht gerechtfertigt wird. Mag ferner im nieder- 
rheinischen Großarchidiakonat Xanten?) der Bann als Ver- 
säumnisfolge nur selten verhängt worden sein, so ergibt 
sich daraus doch nur, daß eben schon der drohende Bann 
die Widerspenstigen vor das geistliche Gericht zwang, “dem 
man ja auf die Dauer doch nicht entrinnen konnte’, wie 
Löhr selbst sagt. Der Bann in seiner Verwendung zur Be- 
strafung der Kontumaz wird dadurch nicht in ein günstigeres 
Licht gerückt, wenn man für bestimmte Gegenden und für 
bestimmte geistliche Gerichte, ohne daß sich derartiges ver- 
allgemeinern ließe, nachweisen kann, daß er die nötige ab- 
schreckende Wirkung geäußert und deshalb nicht hat ver- 
hängt zu werden brauchen. Auch hier bleibt das grundsätz- 
liche Mißverhältnis zwischen Schuld und Strafe unvermin- 
dert bestehen. 

Ähnliches gilt für die zahllosen Fälle, in denen der Bann 
zu Exekutionszwecken als Vollstreckungsmittel®?) mißbraucht 


1) S.227f.; vgl. S.253—258. Vgl. Lea I S.39. 382. 388. 391. 430. 
438. 602ff.; Dix S. 20. 

2) Im Großarchidiakonat Chartres wurden im Jahre 1405 bei 
237 Prozessen 65 Exkommunikationen ausgesprochen: L. Merlet in der 
Bibliotheque de l’Ecole des Chartes IV 2 (1856) p. 575. 

») Fournier p. 116; Kaser S. 353; Kopp $ 113 S. 151; Eich- 
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wird, wofür etwa vorhandener germanischer Einfluß!) wie- 
derum nicht als Entlastung dienen kann. Vielmehr: “am 
meisten hat die Profanierung der Exkommunikation zu 
einem Exekutionsmittel für zivilrechtliche Ansprüche zur 
Lockerung der alten Disziplin beigetragen’ ... Durch die 
eidliche Bekräftigung von Verträgen wurde [ratione juris- 
jurandi]?) die Zuständigkeit des geistlichen Gerichts be- 
gründet, welches dann die säumigen Schuldner wegen Eid- 
bruches in den Kirchenbann erklärte.?) Ein Breslauer Bi- 
schof hat in einem Schiedsspruche zwischen dem Dom- 
kapitel und einem zinsweigernden Dorfe am 25. Februar 
1469 die Verwendung des Bannes als Exekutionsmittels ganz 
ohne Bedenken damit anschaulich gemacht, daß er je nach 
Bedarf und Belieben mit dem Bann oder mit der Pfändung 
gegen die Säumigen vorgehen läßt: ... “mag und sal das 

. capitel eyn solichs [die Zehnten usw.] mit geistlicher 
acht und bann adir bey der pfandunge ynfordern und manen, 
wie es en am beqwemsten düncken wirt’. Indem Kolowrati- 
schen (weltlichen) Schiedsspruche vom 3. Februar 1504 wird 
diese ungenierte Fusion verboten und die Pfändung dem 
weltlichen Gericht unterstellt.*) Sehr beliebt ist der Bann 
als Exekutionsmittel natürlich in der päpstlichen Finanz- 
verwaltung. Er ist es gewesen, der z. B. den “ausländischen 
Bistumsbewerbern’ bei den italienischen Bankiers Kredit 
verschafft hat: die Kurie “gestattete den Bewerbern, zu 
Lasten ihrer Kirchen Anleihen bei den Italienern aufzu- 
nehmen, und der Papst versprach jedesmal dem Kaufmann 
durch schriftliche Urkunde, mit den äußersten Zensuren ... 
die Rückzahlung zu erzwingen’. Die Kurie hat “diese Ban- 
kiers durch den Rückhalt, den sie ihnen in Gestalt der geist- 
lichen Zensuren darbot, dauernd an sich gefesselt’°) ... 


_ 


mann, Recursus S. 19 und Anm. 59, S. 20; Geß S. LIII; Stutz, Kirchen- 
recht ? S. 337; Riedner II Nr. 76 S. 225ff. und Register. 


I) Stutz, Kirchenrecht ? S. 310. 

2) Friedberg, De finium etc. p. 95ss. 1308.; Gränzen 8. 482f. 

3) Eichmann, Acht und Bann S. 71; Recursus S. 20. 

%) A.O. Meyer S. 64. 70; vgl. S.128 8 8. 5) J. Hansen in den 
Hansischen Geschichtsblättern 1910, S. 333f. Vgl. S.368ff. 375. 411. 415. 
v. Below, Ursachen der Reformation S.28 spricht von der Exkom- 
munikation als von einer “"Konventionalstrafe für Wechselschulden’. 

18* 


276 Justus Hashagen, 


Wenn schließlich sogar das im übrigen eifrigst auf Schutz 
der geistlichen Gerichtsbarkeit bedachte Tridentinum den 
Bann nur noch ausnahmsweise zur Vollstreckung zulassen 
will, so hat es damit “indirekt selbst bestätigt, daß mit der 
Handhabung der kirchlichen Strafgewalt doch ein grober 
Mißbrauch getrieben wurde’.!) 

So steht der Kirchenbann als mächtiger Schutz über 
dem Beginn und über dem Ende des Verfahrens vor den 
geistlichen Gerichte. Wer der Ladung des geistlichen Rich- 
ters Widerstand leistet, verfällt ebenso der Exkommuni- 
kation wie jeder, der die Vollstreckung eines geistlichen 
Straf- oder besonders auch Zivilurteils hindert. Schon in 
dieser doppelten Funktion erweist sich der Bann als wirk- 
sames Schutzmittel für das ganze Privilegium fori. Be- 
sonders als Kontumazfolge ist der Baıın zugleich Kompe- 
tenzschutz. 

Ihm verfällt aber nun ferner nicht nur der direkt betei- 
ligte widerspenstige Angeklagte, sondern überhaupt ganz 
allgemein jeder Störer der geistlichen Gerichtsbarkeit im all- 
gemeinen und des geistlichen Strafvollzugs im besonderen), 
namentlich der seinen Berufsanspruch verteidigende welt- 
liche Gerichtsbeamte.?) Die Anerkennung der so außer- 
ordentlich expansiven und schon deshalb heiß umstrittenen 
Zuständigkeit des geistlichen Gerichts, das auch über einen 
so allgemein anerkannten Rechtssatz wie “actor sequitur 
forum rei’ rücksichtslos hinwegschreitet?), wird vermittelst 
des Universalmittels der Exkommunikation erzwungen?), 
um so mehr, wenn auf seiten der Laiengewalten via facti 
vorgegangen worden ist.) Auch gegen die Vollstreckung 


ı) Eichmann, Recursus 8.97. Vgl. v. Below S.46. 

2) Vgl. Martin p. 303ss.; Friedberg, De finium etc. p. 1328. 136; 
Gränzen S. 680; Stüve IIS. 376; Kothe S.55; A.O. Meyer 8.123. 125; 
Werminghoff, Geschichte der Kirchenverfassung I S. 286f. und die mit 
Recht schärfere Formulierung in der Verfassungsgeschichte S. 105. 

2) Noch Kober beschäftigt sich S. 107f. mit der theoretischen Be- 
gründung des Bannes gegen Beamte. 

*) Friedberg, De finium etc. p. 113. Störmann S. 180. 

6) Eichmann, Recursus S. 16; Friedberg, Gränzen S. 53lf. 

*) Am 4. November 1405 verfügt der Papst Relaxation des Inter- 
dikts, in das die Stadt Dortmund deswegen geraten ist: Sauerland 
VII 215 Nr. 539. 
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entgegenstehender weltlicher Urteile wird in solchem Falle 
mit Bannandrohung eingeschritten.!) Ingleichen werden die 
dem geistlichen Gerichte unterstellten Kreuzfahrer, wenn 
sie vor weltlichen Gerichten prozessieren, von diesen mit 
Bannandrohung zurückgefordert.?) Ja selbst wenn ein 
solcher nur in betrügerischer Absicht, nämlich um seinem 
Gläubiger zu entgehen, gegen die Albigenser das Kreuz ge- 
nommen hat, gehört er vor das geistliche Gericht. Inno- 
cenz III. exkommuniziert in einem solchen Falle, als der 
Inkulpat in weltliche Untersuchungs- oder Schuldhaft ge- 
raten ist, die Gräfin von Flandern und belegt ihr Land mit 
dem Interdikte.?) Erst diese weitere Ausdehnung des Ban- 
nes, seine defensive, aber auch aggressive Verwendung als 
Kompetenzschutzmittels ist es offenbar gewesen, was die 
meisten und schärfsten Repressalien der weltlichen Gewalt 

hervorgerufen hat. Der Ort, an dem ein verbrecherischer 
Geistlicher widerrechtlich gefangen gehalten wird, verfällt 
dem Interdikte.) Dasselbe soll nach der Meinung eines 
Avignoneser Konzils von 1326 aber auch für einen Ort 
gelten, in dem sich ein weltlicher Richter aufhält, der sich 
trotz Bann geweigert hat, die Absolution eines anderen Ge- 
bannten zu erzwingen.5) Drei Jahre später führt Peter von 
Cuignieres, ein unnachsichtiger und doch auch wieder milder 
Kritiker der geistlichen Gerichtsbarkeit, auf der Versamm- 
lung von Vincennes Klage darüber, daß Pfarreien interdiziert 
werden, deren Klerikerkonkubinen vom weltlichen Gerichte 
gefänglich angenommen worden sind.®) Verschuldete, vom 
weltlichen Gerichte freigesprochene Witwen werden vom 
geistlichen zu einer Geldstrafe verurteilt und durch den Bann 
zur Zahlung gezwungen. Wenn Exkommunizierte die Ab- 
solutionsgelder nicht zahlen, werden die weltlichen Richter 
unter Androhung der Exkommunikation gezwungen, sie 
zur Zahlung zu veranlassen. Indem sich aber der Kampf 


1) A.O. Meyer S. 118. 2) Lea I S.48. 49 Anm. |. 

3) Lea I S. 163. 164 Anm. 1. 

4) Fournier p. 668.; Poncet p. 958.; Martin p. 160. 167. 229. 
245. 250. 298; Kothe S.5öf.; Dix S. 14fl. 

5) Kober S. 443. 

6) Martin p. 158. Für das Folgende p. 159. 168. 359. 
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um die Zuständigkeit zwischen geistlichem und weltlichem 
Gericht immer mehr zu einem einfachen Machtkampfe ent- 
wickelt, wird auch der Bann ebenso wie für politische, so 
auch für diese Kompetenzkämpfe zu einer beliebten Waffe 
herabgewürdigt. Da ist es denn unvermeidlich, daß sich in 
Frankreich in den für die geistliche Gerichtsbarkeit so ab- 
träglichen Jahrzehnten nach der Versammlung von Vin- 
cennes auf weltlicher Seite immer mehr die Anschauung 
durchsetzt, daß es absurd sei, wenn weltliche Gerichtsbeamte 
in der Ausübung ihres Amtes fortgesetzt Gefahr laufen, der 
Exkommunikation zu verfallen. 

Dazu kommt endlich, daß das weltliche Gericht, auch 
wenn der weltliche Richter nicht direkt gebannt wird, doch 
durch jeden Bann indirekt in Mitleidenschaft gezogen wird. 
Der Gebannte verliert nämlich die communicatio forensis, 
die aktive Prozeßfähigkeit: er darf wohl vor einem Gerichte 
angeklagt werden, aber auch vor einem weltlichen Gerichte 
nicht mehr als Kläger, Zeuge, Prokurator, Anwalt, Richter 
usw. in einem Straf- oder Zivilprozesse oder bei Akten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit auftreten.!) Der weltliche Rich- 
ter, der diese Prozeßunfähigkeit des Gebannten nicht an- 
erkennt, verfällt nach dem kanonischen Rechte ebenfalls der 
Exkommunikation. Dem von einem Gebannten Verklagten 
steht die exceptio excommunicationis zu, “eine prozeßhin- 
dernde Einrede, welche als exceptio anormala in jedem Sta- 
dium der Verhandlungen geltend gemacht werden kann.’?) 
Wenn auch die Confoederatio cum principibus ecclesiastieis 
und andere Reichsgesetze das anerkennen?), so sind doch 
auch in Deutschland weltliche Gewalten bald nicht mehr 
geneigt, diese so tief in das Prozeßleben und die allgemeine 


I) Stutz, Kirchenrecht ? S. 310 vermutet auch hier germanischen 
Einfluß. Es sei gewiß kein Zufall, “wenn die Versagung der communicatio 
forensis ... zu den bisherigen Wirkungen des Bannes in einer Periode 
hinzutritt, in der nach weltlichem Recht die Rechtsfähigkeit vornehmlich 
als Gerichtsfähigkeit erscheint’. Vernay, Einleitung p. 31 verweist auf 
den Einfluß des römischen Rechts und Pseudoisidors, z. B. bei Gratian. 

2) Eichmann, Acht und Bann S. 88ff.; Recursus S. 18; Kober 
8. 415ff.; Friedberg. De finium etc. p. 165 n.1; Fournier p. 13l. 
164; Vernay, Einleitung p. 31; Riedner II Nr. 1 $ 26 S.19. 

2) Eichmann, Acht und Bann S.55fl. Vgl. S. 16. 
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Rechtssicherheit einschneidende Folge der Exkommunika- 
tion noch zuzulassen, wie sich außer aus Ssp. II 63 $ 2f. 
z. B. auch aus der sogenannten Carolina Karls IV. von 
1377 in so fern ergibt, als sie gemäß ihrem kirchenfreund- 
lichen Charakter es tadelt, daß gebannte Laien von den welt- 
lichen Gerichten nicht zurückgewiesen würden.!) 

Von dem Verluste der communicatio forensis wäre es 
begrifflich noch zu unterscheiden, wenn man sogar noch da- 
zu übergeht, die gesamte bürgerliche Rechtsfähigkeit des 
Gebannten zu vernichten und alle von ihm abgeschlossenen 
Rechtsgeschäfte ihrer Gültigkeit zu berauben.”) Doch 
scheint es sich bei diesem “bürgerlichen Tode’ des Ge- 
bannten mehr um Rechtstheorie als um geltendes Recht zu 
handeln.) Immerhin wird es als Entgegenkommen auf- 
gefaßt, wenn von päpstlicher Seite den Folgen des Bannes 
in dieser Hinsicht wenigstens jede rückwirkende Kraft ab- 
gesprochen wird, wenn also die vor der Exkommunikation 
abgeschlossenen Rechtsgeschäfte gültig bleiben. Auch in 
der sonst so konniventen mittelalterlichen Reichsgesetz- 
gebung finden sich hier Ausnahmen t) 

Gerade diese Folgen der Exkommunikation für Prozeß- 
und Rechtsfähigkeit müssen im Gemeinschaftsleben eine 
verheerende Wirkung ausüben. Das Vorhandensein solcher 
gebannter Fremdkörper innerhalb der Gesellschaft macht 
allen geregelten Rechtsverkehr unmöglich. Zu welchen 
wirren Verwickelungen das führt, läßt sich gelegentlich an 
praktischen Beispielen beobachten?) 

Von seltenen Ausnahmen wird man schon im Hinblick 
auf die massenhaft bezeugte®) übergroße Zahl der geist- 


1) Eichmann, Recursus S. 77 Anm. 29, S. 78; Kopp $ 114 S. 153; 
Friedberg, De finium etc. p.165 n.7. Vgl. 20. Session des Baseler 
Konzils und Pragmatische Sanktion von Bourges (Mirbt ® S. 174, 7). 

2) Eichmann, Acht und Bann S. 74fl. 

3) Das macht Vernay, Einleitung p. 32s. gegen Eichmann wahr- 
scheinlich. 

4) Eichmann, Acht und Bann S.85ff. Vgl. Mitteis S. 346; 
Schiller S. 195f., 196 Anm. 3 über Milderungen. 

5) Martin p. 168; Fournier p. 115. 

©) Friedberg, De finium etc. p. 154; Gränzen S. 58f. 534. 572; 
Planck S. 292; Werminghoff, Verfassungsgeschichte S. 105 und Anm. 8; 
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lichen Strafen kaum sprechen. Schon wegen ihrer großen 
Zahl hat man z.B. die Interdieta ambulatoria als “eine 
wahre Landplage’ bezeichnen müssen.!) Auch in dem er- 
bitterten Kampfe um die spätmittelalterliche Ordensrefor- 
mation werden kirchliche Zensuren, besonders gegen unbot- 
mäßige Observanten, z. B. die Augustinereremiten, außer- 
ordentlich häufig angewandt?) 

Daß man das auf diesem Gebiete besonders gefährliche 
argumentum e silentio trotz der vielfach gegenteiligen Me- 
thode Löhrs peinlichst zu vermeiden hat, darf man der 
Tatsache entnehmen, daß z. B. für das ostelbische Deutsch- 
land in einem bestimmten Falle die auf uns gekommene 
Überlieferung nur etwa ein Drittel der wirklich verhängten 
Interdikte verzeichnet?) 


V. Sonstige Schäden und Gegenwirkungen. 
Ausblick. 


Die vorstehende Kritik einiger Schäden der geistlichen 
Strafen, die freilich, um ein vielseitigeres Bild zu geben, 
auch die außerhalb eines formellen Gerichtsverfahrens ver- 
hängten Strafen?) ins Auge fassen mußte, bedeutet für eine 
Untersuchung der Schäden der geistlichen Gerichtsbarkeit 
im ganzen natürlich erst einen bescheidenen Anfang.?) Eine 


Sägmüller ? II S. 348 Anm. 4; Eichmann, Recursus S. 85; Martin 
p. 171. 230; v.d. Hardt L3 S. 12£.; 18 8.417; 19 S. 529 u. ö.; Dix 
S. 407; Löhr, Xanten S. 258; Haupt in der Deutschen Zeitschrift für 
Geschichtswissenschaft 1 (1889) S. 293; Hauck *IV S. 836; Krehbiel 
p. 43. 143. Vgl. p. 48s. 

1) Dix S.5l. 

2) Kolde S. 9f. 46. 81. 100. 105. 115f. 119. 123f. 126. 130. 136. 
140. 420. Ebd. S. 28 und Kober S. 47fl. über den Bann als Strafe inner- 
halb der Orden. Vgl. Krehbiel p. 23. 

®) Dix S.90. Wie unbrauchbar das argumentum e silentio ist, 
zeigt für ähnliche Fälle auch Lea I S. 473. 478 Anın. 1, 493. 533f., ferner 
Krehbiel p. 43. 134. 153. 

4) Die Exkommunikationsgewalt ist Ausfluß nicht der potestas 
ordinis, sondern der potestas jurisdictionis. Darauf beruht, wie be- 
sonders Kober passim zeigt, die ganze juristische Konstruktion des 
Kirchenbannes. Jurisdictio bedeutet aber ganz allgemein “Verwaltung”. 

°) Eine nähere Würdigung verdienten besonders die Verhandlungen 
über die geistliche Gerichtsbarkeit auf denn Konzile von Vienne 1311/2. 
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umfassendere Forschung müßte nicht nur über das deutsche, 
sondern auch über das gedruckte Material weit hinaus- 
greifen.!) 

Ehe aber wenigstens die Hauptgruppen jener Schäden 
nicht vollständig aufgedeckt sind, lassen sich auch die Motive 
des Kampfes der aufstrebenden, vielfach von ihren Land- 
ständen unterstützten Landesherren (und Städte) gegen sie 
und die ganze geistliche Gerichtsbarkeit nicht eindeutig fest- 
stellen. Auf jeden Fall wird man gut tun, politisches Macht- 
bedürfnis der Landesherren und persönliche Herrschsucht 
als Motiv nicht zu sehr in den Vordergrund zu schieben. 
Wo der Kampf der Laiengewalten gegen die geistliche Ge- 
richtsbarkeit bisher im einzelnen am genauesten und im all- 
gemeinen am großzügigsten untersucht worden ist, und das 
ist bisher mehr für Frankreich als für Deutschland ge- 
schehen, da hat sich neben den auf seiten der Laiengewalten 
wirksamen, unstreitig höchst einflußreichen persönlichen 
Kräften der Fürsten doch auch eine mehr unpersönliche 
gemeinsame Arbeit, une ouvre collective, entwickelt, so 
daß man die Bedeutung der französischen Könige für den 
Kampf gegen die geistliche Gerichtsbarkeit während der 
zweiten Hälfte des vierzehnten Jahrhunderts, also lange 
nach den großen kirchenpolitischen Kämpfen der Jahr- 
hundertwende, in folgender, stark einschränkender Weise 
hat charakterisieren können: ‘Die Persönlichkeit des Königs 
ist beinahe ohne Belang. Das Werk der Reaktion gegen die 
geistliche Gerichtsbarkeit nimmt von selbst seinen Fort- 


Vgl. darüber M. Heber, Leipziger Dissertation 1896 S. 37 ff.; E. Mollat, 
Revue d’Histoire Ecclesiastique 6 (1905) p. 322s8.; Ehrle S. J., Archiv 
für Literatur- und Kirchengeschichte des Mittelalters 4 (1888) S. 366 fl.; 
E. Göller, Festgabe, Finke gewidmet (1904) S. 202ff.; Kisky, Regesten 
der Kölner Erzbischöfe IV (1915): Register. 

1) Vgl. Martin p. XI über den geringen Vorrat an Offizialatsakten 
des vierzehnten Jahrhunderts in französischen Archiven. Die Veröffent- 
lichung ungedruckter Halberstädter Gerichtsordnungen hat Hilling, 
Offiziale S. 101 Anm. 1 in Aussicht gestellt. Neues Material, auf das 
zurückzukommen ist, bietet nach freundlicher Mitteilung des Herrn Pro- 
fessor Hansen das Stadtarchiv Köln. Höchst bedeutend sind die ein- 
schlägigen Bestände des Lütticher Staatsarchivs. Vgl. Geschichte der 
Familie Hoesch I 555. 
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gang, beinahe außerhalb der Person des Königs: la lutte 
contre la juridiction ecclesiastique est devenue une @&uvre 
collective. Die weltliche Gewalt habe ihre Erfolge gewonnen: 
sans nulle decision de principe emanede du pouvoir royal, 
par le developpement continu d’une jurisprudence ing£nieuse, 
servie par des theories fortes et souples!) 

Die Frage nach den Motiven des Kampfes der Landes- 
herren gegen die geistliche Gerichtsbarkeit ist auch deshalb 
schwer mit einiger Sicherheit zu beantworten, weil die Mo- 
tive dieses Kampfes teilweise zugleich Motive des ganzen 
landesherrlichen Kirchenregiments sind und somit in breite- 
rem Rahmen untersucht werden müssen. Zwischen den ein- 
zelnen Äußerungen des landesherrlichen Kirchenregimentes 
besteht dabei ein vielfältiger Parallelismus. Für den Kampf 
gegen die geistliche Gerichtsbarkeit wird meistens dasselbe 
Doppelmotiv anzunehmen sein, das man für die Eingriffe 
der Fürsten ins innerkirchliche Gebiet als gesteigertes Macht- 
bewußtsein und als geschärftes Pflichtgefühl bezeichnet 
hat.?2) Neben dem Machtbewußtsein darf das Pflichtgefühl 
schon deshalb nicht außer acht bleiben, weil es im Zu- 
sammenhang mit allgemeinen Tendenzen der fürstlichen 
Staatsanschauung, die gewiß erst in und seit der Refor- 
mationszeit zu voller Entfaltung gelangt sind, noch während 
des fünfzehnten Jahrhunderts und gerade theoretisch eine 
Steigerung erfährt. “Die Fürsten ... empfinden, während 
sie ihre Rechte steigern, zugleich immer stärker ihre Pflicht, 
gemeines landes nutz- und notdurft zu fördern.’?) Manche 
reformatorisch erscheinende Motivierung stellt sich dabei 
als vorreformatorisch heraus. Bei ihrem Kampfe gegen die 
geistliche Gerichtsbarkeit und besonders gegen den Send 


!) Martin p. 254. 384. Vgl. p. 267ss. und E. Perrot (1910) über 
die Lehre von den Cas privilegies und ihre praktische Anwendung zur 
Einschränkung der geistlichen Gerichtsbarkeit. 

2) Kaser S. 376. Wenn Löhr, Xanten S. 165f. (vgl. S. 207) aus 
dem Fehlen landesherrlicher Maßnahmen gegen die Absenz im fünf- 
zehnten Jahrhundert schließen möchte, “daB die Herzöge damals noch 
idealen Zwecken fernstanden’, so ist dieser Schluß schon im Hinblick auf 
die landesherrliche Klosterreform und ihre Motive durchaus unberechtigt. 

®) Fritz Hartung, Deutsche Verfassungsgeschichte S. 36f. Vel. 
S. 56. 60. 70f. 83. 89 (Grundriß der Geschichtswissenschaft II -4, 1914). 
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machen sich fränkische Ritter 1511!) selbst den Einwand, 
man könne sagen: “es sei nicht Sache des Adels, für Seele 
und Gewissen zu sorgen’. Darauf erwidern sie: “Es sei 
dennoch Pflicht jedes Christen, die Ehre Gottes und gute 
Werke zu fördern; auch erwachse ihren armen Leuten großer 
zeitlicher Schaden’ ... 

Einige weitere Tatsachen, die bei einer allgemeineren 
Untersuchung der geistlichen Gerichtsbarkeit besondere Be- 
achtung verdienen müßten, können im folgenden nur noch 
kurz gekennzeichnet, jedoch aus Raummangel nicht mehr 
überall im einzelnen belegt werden. Wie es schon in dem 
vorstehenden Versuche geschehen ist, wird eine solche all- 
gemeinere Würdigung das Hauptaugenmerk auf die Schäden 
der geistlichen Gerichtsbarkeit selbst richten und natürlich 
bei den Strafen und bei Strafrecht und Strafprozeß nicht 
stehenbleiben dürfen. Allein nicht nur bei ihr selbst findet 
man Material zur Beurteilung der geistlichen Gerichtsbar- 
keit. Auch der Eindruck, den sie bei Außenstehenden hinter- 
läßt, und die Reaktion, die sie dort hervorruft, kann Auf- 
schluß über ihr Wesen bieten. 

Die Schäden, die sich bei der Handhabung der geist- 
lichen Strafen beobachten lassen, machen sich auch auf 
anderen Gebieten der geistlichen Gerichtsbarkeit oft und 
deutlich genug bemerkbar. Die Arbeit der geistlichen Ge- 
richte wird besonders im späteren Mittelalter nicht nur durch 
den zur Genüge bekannten kirchlichen Fiskalismus, sondern 
auch durch persönliche Habsucht und Korruption einzelner 
geistlicher Richter schwer geschädigt. Wie verheerend das 
z. B. auch in Inquisitionsprozessen gewirkt hat, ist bereits 
an einwandfreiem Material nachgewiesen worden, wobei er- 
presserische Ausbeutung des Verfahrens gegen Tote und 
Nachkommen, auch das Bürgschaftswesen, eine verhängnis- 
volle Rolle spielt.2) Gegen derartige Verstöße mögen aber 
kirchliche Obere dann zur Nachsicht geneigt gewesen sein, 
wenn sie selbst an dem unrechtmäßigen Gewinne beteiligt 
worden sind?), ähnlich wie das bei der Duldung von Ver- 


1) Fellner S. 174. 
2) Lea I S. 531—535. 556—559. 561. 572f. 577 ff. 580ff. 585ff. 593. 
596f. 617. 3) Lea I S. 534. 
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stößen gegen das kanonische Zinsverbot zu beobachten ist.!) 
Auch über Lüsternheit geistlicher Richter wird gelegentlich 
geklagt. Unter den herzoglich sächsischen Beschwerden, die 
für die Wormser Gravamina von 1521?) Anhaltspunkte liefern 
sollen, befindet sich auch die, daß Offiziale "fromme eheliche 
weiber ... zu zeiten umb irer schonheit willen citiren’ 

Es kann doch nicht ganz aus der Luft gegriffen sein, 
wenn in einer zuerst 1489, in Köln 15043) und sonst häufig 
gedruckten Epistola de miseria curatorum seu plebanorum 
unter den neun Teufeln, von denen der geistliche (f. 3b, 7b) 
Verfasser den niederen Klerus bedrückt werden läßt, auch 
der Offizial?) und dann f. 5f. natürlich in einer bösartigen 
Karikatur erscheint: Quanto sua iurisdictio latior, de tanto 
in plures tyrannidior et fortior. Queniadmodum vultur hinc 
et inde volat, ut laceret pullos. Sic ille iam ab illis, iam ab 
istis parrochianis explorat, ut exactionet plebanos ... Gau- 
dens ... te citat, ut mali quid in te inveniat, non ut puniat, 
sed magis ut marsubium suum impleat. Si non conıpera- 
verit, indignationem eius quis enarrabit? Sicut canis im- 


!) Hansen in den Hansischen Geschichtsblättern 1910, S. 407 fl. 

2?) Geß Nr. 189 $ 12 S. 152. 

®) Die Epistola ist kürzlich von Braun in den Beiträgen zur bay- 
rischen Kirchengeschichte 22 (1915) S. 27fi. 66ff. allgemein zugänglich 
gemacht worden. Vgl. dazu A. Werminghoff ebd. S. 145ff., von dem 
eine bessere Ausgabe soeben im Archiv für Reformationsgesch. 13 (1916) 
Nr. 51 S. 200 ff. erscheint. — Inälterer Zeit machen sich als bittere Feinde 
der Oftiziale bemerkbar z. B. der Archidiakon Peter von Blois (Migne 
207; Fournier p.8 n.2; S.M. Deutsch in der Protestantischen Real- 
enzyklopädie? 15 [1904] S. 219) und der populäre Moralist Petrus Cantor 
(Migne 205; Lea IS. 23 u.ö.). Vgl. Westdeutsche Zeitschrift, Ergän- 
zungsheft 8, 1893, S. 119. 

4) Heinrich Urdemann, Offizial der Kölner Kurie, ist der Verfasser 
eines gegen die Bedrückungen des Klerus durch die Stadt gerichteten 
Dialogus super libertate ecclesiae von 1477. Hier wird u. a. darüber ge- 
klagt, daß geistliche Güter von weltlichen Richtern mit Arrest bestrickt, 
Kleriker in Stadtgefängnissen gefangen gehalten werden u.ä. Decimo 
aliqui cives censuris juste innodati temere intrant ecclesias et iussi et 
humiliter rogati exire recusant, sed proprie temeritatis audacia divinum 
offiium perturbant et impediunt. Necc tales per civitatem puniuntur, 
et, licet excommunicatione papali sint innodati, a consulatu non repel- 
luntur: O. Zaretzky, Der erste Kölner Zensurprozeß 1906, S. 17 ff. 24. 
74. 104f. — Über den Anteil der Offiziale am Ablaßwesen (Stüve II 26) 
bedarf es noch näherer Untersuchungen. 
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petuose latrat. Et nisi panes ante eum projicies, a latratione 
non cessat .... Als seine schlechteste Eigenschaft erscheint 
die Geldgier: die Armen straft er, die Reichen läßt er 
laufen usw. Wenn das kanonische Recht Gebührenfreiheit 
der geistlichen Justiz stipulierte, so ist diese Vorschrift nach 
einhelligem Urteile!) im wesentlichen ohne Folgen geblieben. 
Es gibt zu denken, wenn ein Reformdekret des Konstanzer 
Konzils für die Festsetzung der Gerichtskosten in beweg- 
lichen Worten Maßhalten fordert: ecclesiasticus judex post 
latam sententiam expensas litis tali moderamine taxat, sicut 
de hoc altissimo in die tremendi judicii reddere velit ratio- 
nem.?) — Forschungen über einzelne Persönlichkeiten von 
Archidiakonen oder Offizialen, die erst eben begonnen haben, 
könnten über diesen Punkt auch sachlich noch viel Auf- 
klärung geben. Die äußere berufliche Lage der bischöflichen 
Offiziale z. B. erscheint, wo sie bisher, wie in Halberstadt?), 
näher untersucht worden ist, als nicht gerade glänzend. Da 
der Gehalt wahrscheinlich gering und eine lebenslängliche 
Pfründe nicht vorhanden ist, so hängen die Offiziale keines- 
wegs an ihrem arbeits- und wegen der Konkurrenz der Archi- 
diakonen ärgerreichen Amte, sondern geben es meistens 
rasch wieder auf, sicher nicht zum Vorteil einer untadeligen 
Rechtspflege. Die Besserung der persönlichen Qualität des 
Personals der geistlichen Gerichte ist ein stehendes Thema 
der geistlichen Gerichtsordnungen des späteren Mittelalters.?) 
— Wieweit die geistliche Justiz zu einer üblen Klassenjustiz 
ausgeartet ist®), bedarf noch der Prüfung. 

Auch über die für die Volkstümlichkeit der geistlichen 
Gerichte wichtige Frage der Gerichtssprache ist man noch 
nicht genügend unterrichtet. Wenn man®) für Lüttich be- 
hauptet hat, “der Umstand, daß alles in der dem Volke un- 


1) Löhr, Xanten S. 198; Baumgartner S. 172; Hilling, Archi- 
diakone S. 112 und Anm.6. Vgl. oben S. 247ff. 

2) v.d. Hardt I 12 S. 686. 3) Hilling S. 75f. 

%) Vgl. LealS.25, die bezeichnenden Verhandlungen von 1511 bei 
Fellner 8.173 und Anm. 27 und die zahlreichen Belege bei Krieg. 
Einiges über die Konstanzer Offiziale am Anfang des sechzehnten Jahr- 
hunderts bei H. Bauer in der Zeitschrift für die Geschichte des Ober- 
rheins 66 (1912) S. 207. 

5) Stenzel S. 403f. °) Schäfer S. 60. 
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verständlichen lateinischen Sprache verhandelt wird, diente 
dazu, die klagenden Parteien um Hab und Gut zu bringen’, 
so ist das ganz übertrieben. Denn gerade der Lütticher 
Offizial wird durch die Paix de St.-Jacques von 14871) zur 
Kenntnis nicht nur der lateinischen, sondern auch der wallo- 
nischen und sogar der flämischen Sprache verpflichtet. Auch 
“in der Diözese Metz und Verdun war der Gebrauch der 
Landessprache schon um 1300 verbreitet’.2) Auch beim 
Speierer geistlichen Gerichte scheint das Lateinische nur teil- 
weise, in Belgien nur ausnahnısweise die Gerichtssprache 
gewesen zu sein.?) — 

Die außerordentliche Rigorosität, wie sie bei Hand- 
habung der geistlichen Strafen oftmals hervortritt, läßt sich 
auch in der sonstigen geistlichen Rechtspflege vielfältig nach- 
weisen. In einer landesherrlichen Proposition zum Naum- 
burger Landtag vom 17. Juni 1499) heißt es: “So einer 
frawen an yrer frucht unradt entstehet oder an yren kindern 
wider yren willen ires lebenB versewmlichkeit geschiedt, 
daß dieselbigen zu irem jamer dennocht auch am gute ge- 
strafft werden, ist vast ungleich zu ermessen. Geschiet doch 
beids auß ursachen, daß die geistlichen gerichte gemeinlich 
den officialen vermit oder in beschiet außgelassen sein, die 
solchs auch genyssen und yren befelhe erfollen®) wollen.’ 
Auch Herzog Georg beschwert sich 1521®) aufs bitterste dar- 
über, daß Offiziale Mütter bei natürlichen Fehlgeburten mit 
Geldstrafen belegen: “werden sie doch zu demselbigen unrat 

. noch hefticlich darumb gepuest'. Daß das spätere 
Mittelalter auch auf dem Gebicte der Rigorosität Verschlim- 
merungen bringt, ist mit Recht bemerkt worden.”?) 

Freilich wird im Gegensatze dazu geistlichen Richtern 
auch überaus häufig, was in der Literatur noch nicht immer 


1) Defacqz I p. 68. 2) Schulte S. XXIX. 

3) Riedner S. 77; Defacgqz I p.68. Vgl. Störmann S. 204. 

4) Ernestinische Landtagsakten I Nr. 72 S. 48. 

5) Mhd. ein guot ervollen = den Anspruch auf dasselbe genügend 
durchführen, es vom Gerichte zugesprochen erhalten (Lexer). 

e) $ 11 oben S. 284 Anm. 2. Vgl. Deutsche Reichstagsakten, 
jüngere Reihe II 699 Nr.96D $ 89 und Friedberg, Gränzen S. 593. 

?) S. Rietschel in der Zeitschrift der Savigny- UML Kano- 
nistische Abteilung 2 (1912) S. 377. 
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genügend Beachtung findet), übertriebeneMilde, Laxheit und 
Schwäche vorgeworfen.?2) Und es ist gerade dieser Vorwurf, 
den sich die feindlichen Laiengewalten gerne zunutze machen. 
Die Ordnung im Instanzenzuge (oben S. 222f.) kann bei 
allen ihren zweifellosen Vorzügen doch auch einer argen 
Verschleppung geistlicher Prozesse?) und im Zusammen- 
hange damit den schlimmsten Formen einer Art geistlicher 
Kabinettsjustiz®), die an der wachsenden Macht der Kurie, 
zumal in der Zeit nach den konziliaren Erschütterungen, 
einen Rückhalt findet, beträchtlichen Vorschub leisten. 
Die überaus mangelhaften, vieldeutigen und flüssigen 
Grenzen der schon ratione peccati so außerordentlich dehn- 
baren Zuständigkeit geistlicher Gerichte werden im Laufe 
des Mittelalters, je weiter die Laiengewalten vordringen, zu 
einer unerschöpflichen Quelle erbitterten Haders. Aber auch 
durch die nicht minder erbitterte Konkurrenz der geistlichen 
Richter und Gerichtshöfe untereinander, die sich seit dem 
Aufkommen der ÖOffiziale auch bei der Verhängung der ver- 
schiedenen Zensuren ständig und überall höchst unliebsam 
bemerkbar macht), wird das Ansehen der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit nicht gehoben. Auch des erbitterten Kampfes 
zwischen Bischöfen und Inquisitoren ®) oder zwischen Mönch- 
tum und Weltklerus?) ist hier zu gedenken. Auch einige Tat- 


1) Z.B. nicht bei Ott S.49b. Vgl. dagegen Störmann S. 184f. 

2) Eichmann, Recursus S.16; Schiller S.180 Anm.]1. Vegl. 
J. Löhr, Methodisch-kritische Beiträge zur Geschichte der Sittlichkeit 
des Klerus .... S. 27, 87 (Reformationsgeschichtliche Studien und Texte, 
herausg. von Greving, 17, 1910). Auf diese, manchen Bedenken unter- 
liegende apologetische Arbeit werde ich an anderer Stelle zurückkommen. 

s) Kopp $ 154 S. 192ff. und Beilagen Nr. 35ff. S. 68ff.; Schäfer 
S.40; Schiller S.180; Uckeley S.83; Lea I S. 344. 467ff. 

%) Raumer VIS.161ff.; Hauck * IV (1903) S. 165 fl. 

5) Vgl. z.B. F. X. Glasschröder in der Archivalischen Zeitschrift 
N. F. 10 (1902) S. 119f.; Riedner II Nr. 18 S. 71£., Nr. 20 S. 93ff. u. ö.; 
R. Bastgen im Trierischen Archiv 10 (1907) S. Slff.; J. Kremer, West- 
deutsche Zeitschrift, Ergänzungsheft 16 (1911) S. 5lff. und die sonstige 
Literatur über Domkapitel und Wahlkapitulationen, ferner Wintruff 
p.8; Vernay p. 23s.; Krehbiel p. 159s. Störmann S. 208. 

°) Lea I S.371ff. 392. 399 ff. 

?) A.O. Meyer S.87ff.; Lea I S.314. Die disziplinaren und selbst 
dogmatischen Gegensätze werden durch Jurisdiktionsstreitigkeiten ver- 
schärft. Vgl. C. Paulus in der Festgabe, Finke gewidmet (1904) S. 233. 
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sachen aus der Geschichte des Sends!) und seiner Bekämp- 
fung durch die Laien gewinnen in diesem Zusammenhange 
Bedeutung. 

Die Behandlung der Zuständigkeitsfragen wird im 
Mittelalter noch durch eine Tatsache erschwert, die zwar 
für außerdeutsche Gebiete?), besonders für Frankreich?), 
schon ausgiebig beleuchtet worden ist, für Deutschland aber 
erst hie und da aufgedeckt worden ist.*) Nicht einmal das 
rechtliche Rückgrat des Privilegium fori und der geistlichen 
Gerichtsbarkeit nämlich, die Bestimmung der Klerikereigen- 
schaft, ist frei von gefährlichen Mißbräuchen geblieben. Die 
Vorteile, welche die Klerikereigenschaft gewährt, sind zu 
groß, als daß man sie sich nicht, gerade zu prozessualen 
Zwecken, in betrügerischer Weise angeeignet hätte. In 
ihrem unstillbaren Drange nach Erweiterung ihrer Zustän- 
digkeit haben aber weder die geistlichen Richter noch die 
Zentrale den auf diesem Gebiete oft mit schamloser Frivolität 
getriebenen Betrügereien von Anfang an mit der nötigen 
Energie gesteuert. 

Endlich darf man nicht vergessen, daß sich gewisse 
Zweige der geistlichen Strafgerichtsbarkeit noch ganz be- 
sonders als verwerfliche Schädlinge erwiesen haben. Gerade 
wenn man den rechtsgeschichtlichen und juristischen Maß- 
stab anlegt, muß man zu einer völligen Verurteilung der 
kirchlichen Justiz gegen Ketzerei®) und Zauberei gelangen 
und wird dann auch die Versuche, diese hoffnungslosen 


1) Hauck * IV (1903) S. 226—235; Löhr, Beiträge S. 25ff. und 
die Arbeiten von Koeniger, Frohn u.a. 

2) Für Spanien: H.Finke, Acta Aragonensia ? (1908) Nr. 533 S. 851f.; 
Friedberg, Gränzen S. 537 Anm. 2, für Neapel S. 657, für Venedig 
S. 692 Anm. 2, für England 8. 736, für die Niederlande S. 592 Anm. 3, 
694 und Rachfahl, Wilhelm von Oranien I S. 366. 

®) Außer Fournier, Friedberg, Martin, Merlet, Mitteis, 
Lea, Poncet s. besonders R. Genestal, Le proces sur l’etat du clerc 
au 13° et 14° siecles ... 1909 und die Besprechung von Stutz: Zeit- 
schrift der Savigny-Stiftung, Kanonistische Abteilung 1 (1911) S. 389. 

*) Friedberg, De finium etc. p. 135 und n. 2; Gränzen S$. 53; 
Eichmann, Recursus S. 15 und Ann. 44; Ott S. 49b—50a; Theremin 
S.46; Schwsp. c. 110 S. 172; Harburger 8.48. Störmann S. 181 ff. 

5) Mitteis S. 341 vergleicht den Ketzerprozeß mit dem stand- 
rechtlichen Verfahren. Es spotte “jeder juristischen Erklärung’. 
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Entartungserscheinungen auf das Konto der Laienjustiz zu 
setzen, in ihrer Aussichtslosigkeit erkennen.!) 

Blickt man dann über die geistliche Gerichtsbarkeit 
hinaus auf die von ihr betroffenen Kreise, so dürfte die im 
späteren Mittelalter besonders häufig bezeugte Mißachtung, 
der die geistlichen Gerichte begegnen, eine besondere Unter- 
suchung verdienen. Die Möglichkeit besteht zwar, daß man 
sich von dieser Mißachtung etwas übertriebene Vorstellungen 
gemacht hat.?) Aber andererseits sind diejenigen Fälle ganz 
unleugbar, die man als Beispiele für qualifizierte Mißachtung 
bezeichnen könnte: wenn nämlich die Laiengewalten zu 
Repressalien greifen, woran nicht nur die Behörden beteiligt 
sind, sondern auch das Volk. 

Wieder sind es besonders die geistlichen Strafen, die 
mit ihrer überaus fühlbaren Schärfe die Laien zur Gegen- 
wehr herausfordern. Nicht erst dem späteren Mittelalter 
gehört die (naturrechtlich begründete) Forderung der Gegen- 
wehr an, sondern schon der Ssp. bringt sie in eine gesetzliche 
Form.?) Eine Art von Talionsbedürfnis ist dabei wirksam, 
dessen Wurzeln noch genauer aufgedeckt werden müßten. 
Der Name “Contraexkommunikation’*) für derartige welt- 
liche Repressalien ist aber kaum zu beanstanden. 

Die bei Volksaufständen gegen Geistlichkeit und geist- 
liche Gerichtsbarkeit geübte Volksjustiz bemächtigt sich 
dieses Gedankens. Eine französische Provinzialsynode muß 
1246 mit dem Banne bedrohen, wer Geistlichen die Mühlen, 
Backöfen und Brunnen sperrt. In der Tat hat 1269 ein 


!) Vgl. Lea I S. 597 ff. 

2) Dix S. 69ff.; Kolde S. 57 und Anm. 4; O. Kopelke, Beiträge 
zur Geschichte der öffentlichen Meinung über die Kirche in den deutschen 
Städten von 1440-1460, Haller Dissertation 1910, S.21f. Reiches 
Material zu dieser Frage bei Krehbiel. Vgl. Störmann S. 216. 

3) Oben S. 253. 

*) Eichmann, Recursus S.44. 86 Anm. 57. Vgl. Fournier 
p. 107 (sorte d’interdiction de l’eau et du feu) und Uckeley S. 93ff. 
Vgl. Friedberg, De finium etc. p. 162=. 164 n.8; Gränzen S. 486. 
534. 574. 738; Bachmann II S. 71; Kolde S. 108; A. O. Meyer S. 118; 
Berenger Fr&dol, Liber de excommunicacione $ 3 casus 14 p. 32 und 
Einleitung p. 27. Vgl. C. Paulus in der Festgabe, Finke gewidmet (1904) 
p. 231; Krehbiel p. 69. 
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französischer Graf einen bis zur Lebensmittelsperre ver- 
schärften Boykott über den Klerus seines Machtbereiches 
verhängt.!) Dasselbe wird 1342 von einem königlichen Be- 
amten berichtet.?) Auch in Deutschland greifen während 
des späteren Mittelalters Städte und selbst kleine Territorial- 
herren?) zu ähnlichen Mitteln. Noch in der weithin gegen 
die geistliche Gerichtsbarkeit eingestellten Reichsjustiz der 
nachreformatorischen Zeit haben sie eine kräftige Spur 
hinterlassen t) 

Den Gipfel dieser höchst gewalttätigen Reaktionen der 
Laien vornehmlich gegen die geistliche Gerichtsbarkeit be- 
zeichnet der antiklerikale lokale Volksaufstand, der im spä- 
teren Mittelalter häufiger vorkommt und sich vielfach gerade 
gegen die geistliche Gerichtsbarkeit richtet.®) Besonders ver- 
haßt sind, da man Person und Sache nicht auseinanderhalten 
kann, die geistlichen Boten.®) 

Die Reaktion gegen die Auswüchse der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit geht aber nicht nur von den Laien, sondern 
auch von der Kirche selbst aus. Gerade diese kirchliche, so- 
gar im kanonischen Rechte selbst vielfach wirksame Reak- 
tion ist in ihrer bloßen Existenz die schärfste Kritik dieses 
kirchlichen Institutes.?) Hierhin gehört aber noch etwas ande- 


1) Fournier p. 107. 109. 2) Martin p. 228 n. 2. 

®) Kopp $ 144 S.185 und Beilage Nr. 29 S.59ff. (1372); $ 156 
S. 195f. und Beilage Nr. 13 S. 31 (1444). Vgl. Baumgartner 8. 181. — 
Friedberg, Kirchenrecht® S. 60 Anm. 21; Gränzen S. 60. 

4) Friedberg, Zeitschrift für Kirchenrecht 8 (1869) S. 314 Anm. 3 
(1680); Gränzen 8.85 Anm. 3. Vgl. Eichmann, Recursus S. 153. - 

6) Martin p. 44; Fournier p. 121s. (Die aufständischen Laien 
absolvieren sich selbst! [1315]); Redlich I S.6*; Schäfer S. 61; The- 
remin 8. 43fl. 

®) Friedberg, De finium etc. p. 156 n. 2; Werminghoff I 266, 
vgl. S. 290 und Kirchenverfassung S. 106; Fournier p. 108; Martin 
p.249; Löhr, Beiträge S. 11f. 95. 103; Wintruff S.7. 44; Gilow S. 48; 
v.d. Hardt 112 S. 684f.; Krehbiel p. 40; Kolde S. 108: A. O. Meyer 
S.123. Störmann S. 218. 225. 

”) Hilling, Archidiakonate S. 114 Anm. 3. Archiv für katholisches 
Kirchenrecht 85 (1905) S. 250. 253. 25ö5ff. 521; Eichmann, Zeitschrift 
der Savigny-Stiftung, Kanonistische Abteilung 1 (1911) S. 182f. 186; 
Ehrle S. J., Archiv für Literatur- und Kirchengeschichte des Mittel- 
alters 4 (1888) S. 469; Friedberg, De finium etc. p. 158 n.4, 159 n. 1, 
164; Gränzen S. 593 und Anm. 1; Raumer VI S. 186f. 
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res. Es spricht nicht für die Wirksamkeit und wahrschein- 
lich öfters auch nicht für die Integrität geistlicher Gerichte, 
wenn Klöster “schon ... . in der ersten Hälfte des dreizehnten 
Jahrhunderts die Laien um unbewegliches Gut nicht vor 
dem Ordinarius, sondern vor dem weltlichen Gericht be- 
klagen’.!) Wenn hier auch die allgemeine Anschauung ein- 
gewirkt hat, daß für Immobiliarprozesse der Landesherr zu- 
ständig ist?), und wenn auch die Exemption der Klöster von 
der bischöflichen Jurisdiktion dabei zu berücksichtigen wäre, 
so muß doch diese auf ihre Verbreitung noch näher zu unter- 
suchende Erscheinung, daß einzelne Mitglieder oder ganze 
geistliche Genossenschaften völlig freiwillig und teilweise 
schon in einer Zeit, wo der landesherrliche Druck noch nicht 
in vollem Umfange wirksam ist, im Widerspruche mit dem 
Kirchenrechte die verschiedensten Prozesse per praeventio- 
nem vor weltlichen Gerichten anhängig machen, für die ver- 
minderte Schätzung des geistlichen Gerichts in den nächst- 
beteiligten Kreisen als beweiskräftig gelten. Wenn die geist- 
liche Justiz teuer und korrupt wird, dann hat auch wohl die 
Armut des niederen Klerus ihn zur Aufgabe des Privilegium 
Fori antreiben können?) 

Aus kirchlichen Kreisen stammen auch meistens die 
mittelalterlichen Publizisten, die sich im Zusammenhange 
mit der allgemeinen Erörterung des Verhältnisses von im- 
perium und sacerdotium öfters auch für oder gegen die geist- 
liche Gerichtsbarkeit aussprechen. Das Material, das ihren 
Schriften während des Mittelalters in immer reicherer Fülle 
und wachsender Schärfe zu entnehmen ist, wird in vielen 


1) Srbik S.98. Vgl. S. 108f. 118f. 122. 130; Hennig S.149ff.; 
Lossen S.88ff.; Bütow S.125; Kaser S. 359; Wülk-Funk, Die 
Kirchenpolitik der Grafen von Württemberg ... (Darstellungen aus der 
Württembergischen Geschichte 10), 1912, S. 19; A. Meister, Freiburger 
Diözesanarchiv 10, 1909, S.35f. Vgl. Eichmann, Recursus S. 111 
(15565); Raumer VI S.157. Störmann S.180. 

2)v. Srbik S. 98f.; Lossen S.89; Wülk-Funk S.19ff.; Redlich 
1 8.48*; vgl. Künstle S. 33. 

8) Redlich I S.60£.* Anders sind natürlich die Fälle geistlicher 
Opposition gegen geistliche Gerichte zu beurteilen, in denen die geist- 
lichen Opponenten selbst nach Gerichtsbarkeit streben, wofür I S.14* 
niederrheinische Beispiele angeführt werden. 

19* 
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Arbeiten über unser Thema noch über Gebühr vernach- 
lässigt..!) 

Was endlich die Quellen des sechzehnten Jahrhunderts 
betrifft, so besitzen sie, mit der nötigen Kritik und Vorsicht 
benutzt, noch für die Zustände des späteren Mittelalters 
einen außerordentlich hohen Quellenwert. Die Wormser 
Gravamina von 1521, von denen Redlich I S. 79% mit Recht 
hervorhebt, daß nicht weniger als vierzig gegen die geistliche 
Gerichtsbarkeit gerichtet sind, während sich nur ein einziges 
mit der großen Tagesfrage des Ablasses beschäftigt, lassen 
sich restlos mittelalterlich kommentieren. Nur in der Forde- 
rung der Abschaffung des Privilegium fori scheinen sie vom 
Radikalismus des Jahrhunderts angetrieben zu werden. Aber 
auch das ist nur Schein. Denn dieselbe Forderung findet 
sich schon bei Marsilius von Padua, der unter den publi- 
zistischen Kritikern der geistlichen Gerichtsbarkeit einen 
bevorzugten Platz einnimmt. Und selbst die Klagen von 
Humanisten und Reformatoren, Luthers leidenschaftliche 
Sätze über die “greulich Schinderei der Offiziäl’ finden in 
mittelalterlichen Zuständen teilweise ihre Rechtfertigung. 
Endlich leistet noch das spätere neuzeitliche Material (ebenso 
wie das frühere fränkische und römische) als Vergleichs- 
material zur Aufhellung wichtiger Probleme aus der Ge- 
schichte der geistlichen Gerichtsbarkeit des Mittelalters 
wesentliche Dienste. 


1) Über den Einfluß z. B. des Defensor Pacis auf die einschlägige 
französische Publizistik s. R. Scholz in der Zeitschrift für Politik 1 
(1907) S. 84 ff. 
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IV. 


Das Salvatorium Papst Eugens IV. (1431 —1447) 
vom 5. Februar 1447. 


Von 


Herrn Paul Haas 
in Halle a.S. 


Nachdem zu Pisa (1409), Konstanz (1414—1418) und 
Pavia-Siena (1423—1424) die Versuche, eine Reform der 
Kirche an Haupt und Gliedern durchzuführen, gescheitert 
waren, begrüßten alle aufrichtigen Freunde einer inneren 
Erneuerung der Kirche das gemäß dem Konstanzer Dekret 
„Frequens‘“ 1431 einberufene Baseler Konzil mit größten 
Hoffinungen.!) Die unüberbrückbaren gegensätzlichen An- 
sichten über die rechtliche Stellung der allgemeinen Kirchen- 
versammlungen ließen indessen von vornherein keine er- 
sprießliche Zusammenarbeit aufkommen. Die kurialistische 
Auffassung, derzufolge die Autorität der Konzilien völlig 
vom Papst abhängt, stand der konziliaren Idee, nach der 
die im allgemeinen Konzil repräsentierte Kirche über dem 
obersten Bischof steht und er ihm Gehorsam schuldig ist, 
schroff gegenüber. Dieser Umstand führte neben äußeren 
Verhältnissen, die den Anlaß boten, zur ersten Auflösung 
und Verlegung des Konzils durch Papst Eugens IV. 
(1431— 1447) Bulle ‚‚Quoniam alto‘“ vom 18. Dezember 1431. 
Zwar sah er sich infolge der sehr ungünstigen politischen 
Lage des Kirchenstaates (Angriff des Herzogs Phil. Maria 
Visconti von Mailand auf den Kirchenstaat; Aufstand der 
ihm feindlich gesinnten Adelsfamilien in Rom) und des 


1) K. Müller, Kirchengeschichte II, 1 (Tübingen und Leipzig 1902), 
S.94fl.; C.J. v. Hefele, Konziliengeschichte VII (Freiburg i. Br. 1874), 
S.427ff.; L. Pastor, Geschichte der Päpste seit dem Ausgang des 
Mittelalters I (3. und 4. Aufl., Freiburg i. Br. 1901), S. 234ff.; A.Wer- 
minghoff, Verfassungsgeschichte der deutschen Kirche im Mittelalter: 
Meisters Grundriß der Geschichtswissenschaft II, 6 (2. Aufl., Leipzig 
und Berlin 1913), S. 229ff. | 
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Druckes Kaiser Sigmunds (1410— 1437) genötigt, im Jahre 
1433 äußerlich seinen Frieden mit den Baselern zu machen 
(Revokationsbulle ‚Dudum sacrum“ vom 15. Dezember 
1433). Doch bot ihm die Frage der Griechenunion nach 
einigen Jahren fortgesetzten Kampfes 1437 willkommenen 
Anlaß, das Konzil entgegen den Wünschen der Konzils- 
väter nach Ferrara zu verlegen (Bulle ‚Doctoris gentium‘* 
vom 18. September 1437). Damit war trotz der Vermitt- 
lungsversuche der weltlichen Fürsten der Bruch vollendet. 
Die beiden Gegner bemühten sich nun, Anhänger zu werben, 
besonders die nationalen Einzelstaaten, die ‚die Verflechtung 
staatlichen und kirchlichen Wesens verhinderte, den (inner- 
kirchlichen) Konflikt zwischen Rom und Basel ganz außer 
acht zu lassen‘‘, auf ihre Seite zu ziehen. Während der 
französische König Karl VII. (1422—1461) nach Anhörung 
der Vertreter „seiner“ Kirche (ecclesia regni et Delphi- 
natus nostrorum) die ihm vorgetragenen Baseler Reform- 
beschlüsse samt ihren Abänderungen in der ‚Pragmatischen 
Sanktion‘ von Bourges am 7. Juni 1438 zum Staatsgesetz 
erhob, ohne die Zustimmung des Papstes oder der Kirchen- 
versammlung einzuholen, erklärten die deutschen Kur- 
fürsten (Sigmund war inzwischen gestorben) am 17. März 
1438 ihre Neutralität in dem Streite. Einige Tage darauf, 
am 26. März 1438, faßten sie und die Gesandten des nun- 
mehr gewählten Königs Albrecht II. (1438—1439) die 
Reformdekrete mit Modifikationen, die durch die Berück- 
sichtigung der deutschen Verhältnisse geboten waren, in 
der sogen. „Mainzer Akzeptation‘‘ zusammen. Das ‚„In- 
strument‘“ sollte dem Baseler Konzil trotz der Neutralität 
zur Bestätigung vorgelegt werden. Gesetzescharakter 
mangelte ihm gänzlich. So war eine Neuordnung der 
kirchlichen Verhältnisse Deutschlands nicht zustande ge- 
kommen, und auch die zahlreichen Reichstage der nächsten 
acht Jahre brachten keine Klärung; vielmehr hielt man 
— auch nach dem durch die in Basel erfolgte Absetzung 
Eugens (25. Juni 1439) und die Wahl des Herzogs Ama- 
deus von Savoyen (5. November 1439) zum Gegenpapst 
(Felix V., 1439—1449) ausgebrochenen Schisma — an der 
Neutralität fest. Das Machtverhältnis der beiden Gegner 
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hatte sich seitdem sehr zuungunsten des Konzils geändert. 
Die Erhebung eines Gegenpapstes hatte ihm zahlreiche 
weltliche Fürsten entfremdet. Andrerseits war infolge der 
in Ferrara-Florenz glücklich durchgeführten Griechenunion 
das moralische Ansehen des Papsttums und dank der 1443 
vollzogenen Friedensschlüsse mit Eugens furchtbarstem 
Gegner, dem König Alfons von Neapel, und mit dem 
Herzog von Mailand seine politische Sicherheit so gestiegen, 
daß die Kurie nunmehr an eine endgültige Abrechnung 
mit den Baselern und damit an eine Regelung der Zustände 
in der deutschen Kirche denken konnte. Die innerpolitische 
Lage der Nation kam dem Papst entgegen. Er benutzte 
die seit 1444 herrschende Spannung zwischen König Fried- 
rich III. (1440—1493) und den Kurfürsten, um Friedrich 
für sich zu gewinnen. Gleichzeitig leitete er durch die 
Absetzung der ihm am meisten widerstrebenden Erzbischöfe 
von Köln und Trier, Dietrich von Mörs und Jakob von 
Sirck, den Schlußkampf ein. Doch stieß er auf unerwartet 
heftigen Widerstand. Sein schroffes Vorgehen hatte das 
Selbstbewußtsein der Kurfürsten verletzt. Sie forderten 
entschlossen die Wiedereinsetzung ihrer Kollegen, darüber 
hinaus ein neues Konzil und die Annahme der Mainzer 
Akzeptation. Aber die Kräfte in dem Ringen waren un- 
gleich. Hier stand das eine Papsttum, unverrückt das 
eine Ziel im Auge, die alte Stellung über der allgemeinen 
Kirche wieder zu erobern; dort das vielköpfige Kurfürsten- 
kollegium, gespalten durch den Gegensatz zwischen Klerus 
und Laien und durch territoriale Sonderwünsche, mit 
einem unentschlossenen König, der bereits das Reichs- 
interesse für Zugeständnisse an die Kirche seiner Stamm- 
lande verkauft hatte. Das Ergebnis des langen diploma- 
tischen Schachspiels waren die unter dem Namen der 
Fürstenkonkordate!) gehenden vier Urkunden vom 5. und 


1) Die Bezeichnung der Februarurkunden als Fürstenkonkordate 
ist jüngeren Datums. Noch D. Fr. Strauß nennt im Jahre 1860 das 
Wiener Konkordat vom 17. Februar 1448, das er „Aschaffenburger 
Rezeß‘‘ betitelt, „concordata principum“ (D. Fr. Strauß, Ulrich 
von Hutten III [Leipzig 1860], S. 131 Anm. I). Er übernimmt damit 
cinen von Hutten selbst in seiner Flugschrift „Vadiscus oder die 
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7. Februar 1447. In der ersten Urkunde ‚‚Ad ea ex debito“ 
vom 5. Februar verspricht Eugen, für die Einberufung 
eines allgemeinen Konzils Sorge zu tragen. Anhangsweise 
bekennt er sich ‚in sorgsam verklausulierter Form‘“‘ zum 
Konstanzer Konzil.!) Die zweite Bulle vom gleichen Tage 
„Ad tranquillitatem‘ gestattet ‚interim‘“ die Anwendung der 
Mainzer Akzeptation.?) Die dritte Bulle ‚Ad ea quae““, 
auch vom 5. Februar, restituiert nach erfolgter Oboedienz- 
leistung die Erzbischöfe von Köln und Mainz.?) Durch 
die vierte Bulle ‚Inter cetera desideria‘‘ vom 7. Februar 
versucht er die verworrenen kirchlichen Zustände, die 
sich während der jahrelangen Neutralität herausgebildet 
hatten, zu ordnen .®) 

Das gleiche Datum wie die drei ersten Fürstenkon- 
kordate trägt auch ein Vorbehalt Eugens, das sog. „Salva- 
torium‘“ „Decet Romani pontificis“, das den Gegenstand 
der folgenden Betrachtung bildet. Neben ihm steht ein 
zweiter Vorbehalt vom gleichen Tage, die Bulle „Licet 
nos hodie‘5), die sich gegen die Bullen ‚Ad ea quae“ 
und ‚Inter cetera desideria‘‘ richtet. 


Römische Dreifaltigkeit‘‘“ gebrauchten Ausdruck (D. Fr. Strauß, 
ebd., S. 131). Hutten wiederum ruht auf den Schultern des Huma- 
nisten J. Wimpheling, der das Wiener Konkordat 1513 als „Concordata 
principum nationis Germanicae . .“ edierte.e — Die Bezeichnung ist 
auch unrichtig. Die Februarurkunden sind keine Konkordate. Weder 
sind sie in die Form eines Vertrages gekleidet, noch hat König 
Friedrich IH. sie ratifiziert und als Staatsgesetz verkündet. Vielmehr 
geben sie sich rein als päpstliche Privilegien, in denen die deutschen 
Fürsten als Bittsteller (Petenten, Intervenienten und Supplikanten) auf- 
treten (z. B. in der Bulle „Ad ea quae‘“: ‚‚Nobis humiliter supplica- 
runt“); vgl. A. Werminghoff, Nationalkirchliche Bestrebungen im 
deutschen Mittelalter: Kirchenrechtliche Abhandlungen, hrg. von 
U. Stutz, Heft 61 (Stuttgart 1910), S. 95 Anm. 2; S. 130 Anm. 1; dort 
auch weitere Literatur zu dieser Frage. 


1) Chr. Gu. Koch, Sanctio pragmatica Germanorum illustrata 
(Argentorati 1789), p. 181. 

*) Idem 1. c. p. 183. 3) Idem Il. c. p. 184. 

3) Idem 1. c. p. 186. 

5) Abgedruckt bei: J. Hansen, Westfalen und Rheinland im 
15. Jahrhundert I: „Publikationen aus den K. Preußischen Staats- 
archiven“, XXXIV. Bd. (Leipzig 1888), S. 252fl.; siehe unten $. 303 
Anm. 3; $. 308. 
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Das Salvatorium lautet): 


„Pugenius episcopus [servus servorum Dei] ad futu- 
ram rei memoriam. j 


Decet Romani pontificis prudentiam, quae per eam 
iuxta qualitatem temporum aguntur, taliter moderari, ut 
eis sedi apostolicae aut Romanae ecclesiae nullum prae- 
judicium generetur. Sane cum carissimus in Christo filius 
Fridericus rex Romanorum illustris ac venerabilis frater 
noster archiepiscopus Maguntinus et dilectus filius Fride- 
ricus marchio Brandeburgensis, sacri imperii electores, 
nonnullique alii nationis Germanicae praelati et principes, 
quaedam petiverunt a nobis fieri, quae necessitas ipsa et 
ecclesiae utilitas, ut eos ad nostram et sanctae Romanae 
ecclesiae unitatem et oboedientiam alliciamus, non con- 
cedere quodammodo compellit, nos ad vitandum omne 
scandalum et periculum, quod exinde sequi posset, no- 
lentes aliquid dicere aut confirmare vel concedere, quod 
esset contra sanctorum patrum doctrinam vel quod ver- 
geret in praejudicium huius sanctae apostolicae sedis, 
quoniam propter imminentem nobis aegritudinem non 
valemus omnia per eos petita et per nos concessa cum 
ea integritate judicii et concilii examinare et ponderare 
quae rerum magnitudo et gravitas requirit, tenore prae- 
sentium protestamur, quod per quaecumque a nobis dictis 
regi, archiepiscopo, marchioni, praelatis, principibus ac 
nationi responsa et respondenda, concessa et concedenda, 
non intendimus in aliquo derogare doctrinae sanctorum 
patrum aut praefatae sedis privilegiis et auctoritati, 
habentes pro non responsis et non concessis, quaecumque 


!) Nach O. Raynaldus, Annales ecclesiastici, tom. XVIII ab a. 
1417 usque ad.a. 1458, (Coloniae Agrippinae 1693); ada. 1447 nr. 7; jedoch 
mit vollständiger Anführung der hier nur andeutungsweise gegebenen 
Formeln; die Ergänzungen stehen in []. Andere Druckstellen sind: 
J.Hartzheim, Concilia Germaniae, tom. V (2. Aufl. Coloniae 1763), p. 390; 
J. J. Müller, Des Heil. Römischen Beichs | Teutscher Nation | Reichs 
Tags Theatrum (o. O. 1713), S.2563; E.A.Koch(-v. Senckenberg), Neue 
und vollständigere Sammlung der Reichs-Abschiede I (Frankfurt a. M. 
1747), S.178; Chr. Gu. Koch, 1. c. p. 29 not. t, der jedoch nur den 
Kontext der Urkunde bringt. 
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talla a nobis contigerit emanare. Nulli ergo [omnino 
homini liceat hanc paginam nostrae constitutionis, per- 
missionis, concessionis et voluntatis infringere vel ei 
ausu temerario contraire. Si quis autem hoc attemp- 
tare praesumpserit, indignationem omnipotentis Dei et 
beatorum Petri et Pauli, apostolorum eius, se noverit 
incursurum]. Dat[um Romae, apud Sanctum Petrum, 
anno incarnationis dominicae millesimo quadringentesimo 
quadragesimo sexto!) die] V. Februarii [pontificatus 
nostri] anno XVI.“ 

Die Originalurkunde dieses Dokumentes dürfte wohl 
im Vatikanischen Archiv liegen. Ihr Entwurf oder — in 
der Sprache der päpstlichen Kanzlei — die Minute wie 
ihre kanzleimäßige Ausfertigung stammen, wie unten ge- 
zeigt wird, mit großer Wahrscheinlichkeit von dem apo- 
stolischen Sekretär Bartholomeus Roverella, dem persön- 
lichen Freunde Eugens IV., her. Von ihm rührt auch 
die Eintragung des Salvatoriums in die amtlich geführten 
Bullenregister. Aus dieser Quelle hat der Historiograph 
der Kurie, OÖ. Raynaldus, geschöpft. Das ergibt sich aus 
seiner Randnote: ‚lib. 26 pag. 49, m. s. bullar. divers. 
pag. 116°), in vollständigerer Bezeichnung: ‚‚Epistolae 
de curia®) (oder registrum Vaticanum) in Eugenii IV., 
lib. 26, pag. 49; liber bullarum diversarum pag. 116.“ 
E. v.Ottenthal hat den Bullenregistern Martins V. (1417 
—1431) und Eugens IV. eine längere Untersuchung ge- 
widmet.) Seine Ausführungen und seine Tabellen) tun 
dar, daß beide Bücher identisch sind; ‚epistolae de curia“ 


!) Da die päpstliche Kanzlei das Jahr mit dem 25. März nach 
dem calculus Florentinus begann. 

2) O.Raynaldus ada. 1447 nr. 7. 

®) Ep. de curia sind Urkunden, die nicht auf Grund einer Bitte 
(petitio, supplicatio) einer Partei ausgestellt werden, sondern der Ini- 
tiative des Papstes und seiner Behörden ihre Entstehung verdanken. 
Vgl. H. Breßlau, Handbuch der Urkundenlehre I (2. Aufl., Leipzig 
1912), S. 114 und 316f. 

4) E. v. Ottenthal, Die Bullenregister Martins V. und Eugens IV.: 
Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichtsforschung, Er- 
gänzungsband I (Innsbruck 1885), S. 401 ff. 

5) Derselbe a. a. O. S. 406!7 Anm. 2, S. 565 ff. 
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ist Raynaldus’ Überschrift des Registerbandes, während 
sein jetziger, aus dem Anfang des 17. Jahrhunderts zu 
datierender Titel, der schon Raynaldus vorlag, ‚‚liber 
Eugenii IV. et Nicolai V. bullarum diversarum, tom. XXI“ 
lautet. Er ist der 380. Band in der Reihe der päpstlichen 
Bullenregister; Ottenthal zählt ihn für die Zwecke seines 
Zitierens als 25. Eugens, E 25. Er enthält, wie die 
neue Aufschrift schon andeutet, Bullen verschiedenen 
Inhalts und aus verschiedenen Jahren. So finden sich 
z. B. fol. 44° — 62 nacheinander Nachträge von verschie- 
denen Händen aus dem 15., 16., 3., 16. und 15. Jahre von 
Eugens Pontifikat.!) Da nun der zweite Teil des Bandes 
(fol. 63ff.) mit 7 Urkunden Eugens beginnt und dann 
fortlaufend nur Bullen Nikolaus’ V. (1447—1455) bringt, so 
daß es unmöglich ist, daß auf pag. 116 noch ein Dokument 
seines Vorgängers steht, muß Ottenthal bei der Inhalts- 
beschreibung dieses Registerbandes wohl die Foliierung 
Raynaldus’ zugrunde gelegt haben. Woher der Unterschied 
der Seitenzählung in den identischen Büchern kommt, ist 
unklar. Vielleicht gibt die Bemerkung Ottenthals zu E 22 
Aufschluß. ‚Der 281 Blätter umfassende Kodex hat eine 
doppelte Foliierung, eine alte in römischen Ziffern, welche 
den Rubricelle entspricht, und eine jüngere in arabischen 
Ziffern, unvollständig, grundlos Blätter überspringend.‘?) 

Ist die obige Vermutung richtig, so ist ferner sehr 
wahrscheinlich Bartholomeus Roverella der Beamte, der 
das Konzept (die Minute) und die Reinschrift des Salva- 
toriums angefertigt und die Urkunde registriert hat.?) Denn 
„gerade in den fast Stück für Stück gesondert nach- 
getragenen Bullen des ersten Teils (d. i. fol. 44 —62) ist 


1) E.v. Ottenthala.a.O. S. 436. 
2) Derselbe a. a. O. S. 434. 


3) „Als Regel... scheint gegolten zu haben, daß eine dem Sekretär 
einmal zugewiesene Arbeit ganz von ihm ausgeführt werden sollte‘ 
(E. v. Ottenthal ebd. S. 471), während in der cancellaria apostolica 
und der camera apostolica für die einzelnen Handlungen (die Herstel- 
lung des Konzepts und der Reinschrift, die Unterzeichnung, Bullierung 
und Eintragung ins Register) verschiedene Beamte tätig waren; vgl. 
H. Breßlau.a.a.O0. I, S. 317. 
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der Sekretär ziemlich oft genannt und zwar nur B. Ro- 
verella“. Innere Gründe können die Annahme stützen. 
Es hat viel für sich, daß Eugen eine Bulle, die geheim- 
gehalten werden sollte, von einem Vertrauten abfassen 
ließ. Nun waren an sich schon die Sekretäre, die damals 
noch kein geschlossenes Kollegium bildeten, sondern vor- 
nehmlich in der camera secreta!), d.i. der Kabinettskanzlei 
des Papstes arbeiteten, seine Vertrauensmänner?); sie stan- 
den in beständigem direkten Verkehr mit ihm. Besonders 
gilt das aber von B. Roverella®); ‚er war cubicularius 
des Papstes, das bezeichnet seine Stellung sattsam.‘‘4) 
Kein anderer der Sekretäre Eugens hat dieses Ehrenamt 
bekleidet (vgl. das Verzeichnis der Sekretäre Eugens bei E.v. 
Ottenthala.a.O. 8.473ff.). Ähnlich ist die Überlieferung 
des zweiten Vorbehaltes ‚„Licet nos hodie‘‘. Im 379. Re- 
gisterbande, fol. 235 findet sich eine gleichzeitige Abschrift 
von ihm.d) Er enthält nur De curia-Urkunden aus Eugens 
16. Pontifikatsjahr und unterscheidet sich insofern von 
dem 380. Bande, als er — nach dem Bureau, in dem 
registriert wurde, beurteilt — kein Sekretär-, sondern ein 
Kammerregister ist.) Petrus Parvijohannis, vom Papst 
als „familiaris noster domesticus et continuus commen- 
salis““?) bezeichnet, gibt sich durch seine Unterschrift als 
Kollationator der Eintragung ins Register. 

Wenn nun auch das Original des Salvatoriums nicht 
zugänglich ist, erlauben doch innere Kriterien, seine ur- 
kundliche Form zu beurteilen. Auf die Ansichten, die 


—. 


2) Nicht zu verwechseln mit der reverenda camera apostolica, der 
aus clcom Schatzamt erwachsenen Behörde; vgl. E. v. Ottenthal ebd. 
S. 464f, dagegen u. a. H. Breßlau a. a. O. I, S. 316 Anm. 2. 

2) Vgl. den Eid, den die Sekretäre zu leisten hatten (E. v. Otten- 
thal ebd. S. 471 Anm. ]). 

%) B. Roverella, subdiaconus Rodigiensis . ., legum doctor. ., als 
sanctitatis sue cubicularius et secretarius 1442, scriptor litterarum apo- 
stolicarum 1443, electus Adriensis 1444 urkundlich erwähnt (E. v. Ot- 
tenthal cbd. S. 476). 

%) E.v. Ottenthal ebd. S. 462. 

5) J.Hansena.a.O. I, S. 252. 

°s, E.v. Ottenthala.a.0. S. 565f. 

?) Derselbe ebd. 8. 491. 
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in der Literatur über diese Frage geäußert sind, einzugehen, 
erscheint nicht notwendig. Denn die einzelnen Forscher 
haben nicht auf Grund einer formalen Betrachtung — 
das konnten sie z. T. auch noch nicht, da erst die neuere 
Diplomatik die Kennzeichen der verschiedenen Urkunden- 
arten schärfer herausgearbeitet hat —, sondern aus ihrer 
Meinung über die Entstehung des Dokuments und aus 
der Rechtskraft, die sie ihm in bezug auf die Fürsten- 
konkordate beimaßen, auf seinen urkundlichen Charakter 
geschlossen. Im ganzen fällt auf, daß gerade die Mehr- 
zahl der protestantischen Darstellungen, die natürlich wie 
alle Werke über diese Zeit das Salvatorium nur beiläufig 
erwähnen, in ihm eine unverbindliche Handlung Eugens 
sehen. Voigt nennt es ‚ein Dokument, welches der tod- 
kranke Papst sich gleichsam privatim und zur Beruhigung 
seiner Seele ausfertigen ließ“.!) Pückert?) und v. Kraus?) 
erblicken in ihm ‚einen geheimen Gewissensvorbehalt“; 
letzterer fügt hinzu ‚einen persönlichen Akt Gabriel Con- 
dolmieris‘“.*) Unbestimmt äußern sich Hinschius°®) (,‚das 
sog. Salvatorium‘“‘) und Bachmann) (‚in einem besonderen 
Dokumente‘). Die meisten katholischen Beurteiler dagegen 
sprechen es als Bulle an, so Hergenröther”), Döllinger®), 
Pastor.?2) Ihre Ansicht teilen die Protestanten Mejer 


1) G. Voigt, Enea Silvio de’ Piccolomini als Papst Pius II. und 
sein Zeitalter I (Berlin 1856), S. 393. 

2) W. Pückert, Die kurfürstliche Neutralität während des Baseler 
Konzils (Leipzig 1858), S. 303. 

%) V.v. Kraus, Deutsche Geschichte im Ausgang des Mittel- 
alters I (Stuttgart und Berlin 1905), S. 193. 

*) So lautet der Familienname des Papstes. 

5) P. Hinschius, System des katholischen Kirchenrechts III 
(Berlin 1883), S. 414. 

ec) A.Bachmann, Die deutschen Könige und die kurfürstliche 


Neutralität 1438—1447: Archiv für österreichische Geschichte LXXV - 


(Wien 1889), S. 196. 

?) Ph. Hergenröther, Concordate: Kirchenlexikon oder Enzy- 
klopädie der katholischen Theologie und ihrer Hülfswissenschaften, 
hrg. von Wetzer-Welte, III (2. Aufl., Freiburg i. Br. 1884), S. 827. 

8) J. v. Döllinger(- Janus), Das Papsttum (München 1892), S. 174. 

®, L. Pastor, a.a. O. I, S. 280. 
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(-Mirbt)!) und Karl Müller.?2) Sie folgen damit der offizi- 
ösen kirchlichen Berichterstattung; O. Raynaldus schreibt: 
„Publicis litteris edixit (sc. Eugenius) nolle se ut... 
iura Romanae ecclesiae .. labefactarentur‘“.?) Auch He- 
fele®) läßt die Frage nach der urkundlichen Form offen. 
Ohne schon in die Erörterung ihrer Einzelheiten einzu- 
treten, sei zuvor bloß hervorgehoben: Welchen Sinn hätten 
in einem geheimen Gewissensvorbehalt, den sich ‚‚der Papst 
zur Beruhigung seiner Seele‘ und ‚gleichsam privatim‘“ 
ausfertigen ließ, in einem ‚‚persönlichen Akt Gabriel Con- 
dolmieris‘‘ eine sanctio und comminatio, in der er den 
Verletzern seiner Konstitution (hanc paginam nostrae con- 
stitutionis) die ‚indignationem omnipotentis Dei et beato- 
rum Petri et Pauli“ androht? 

Zur restlosen Beantwortung der Aufgabe fehlt einiges 
Material. An keiner Druckstelle fand sich eine Beschreibung 
des Originals in bezug auf die Form, den Stoff, die Schrift 
und die Bullierung, während die Kanzlei- und Registratur- 
vermerke mit seiner Eintragung in die Sekretärregister 
gegeben sind°). Die äußeren Momente treten aber, da die 
inneren Merkmale der Urkunde bezeichnend und zwingend 
sind, in ihrer Bedeutung für die Entscheidung der Frage 
zurück. Die Beurteilung gründet sich also auf Indizien, 
die aus dem Druck ersichtlich sind, auf die Gestaltung 
des Protokolls und Eschatokolls. Die von Breßlau®) 
und Schmitz-Kallenberg’) festgestellten Kriterien für 
die Unterscheidung der einzelnen Urkundenarten sind zu- 
grunde gelegt. Seit den Tagen Innocenz’ IV. (1243—1254) 
tritt neben den feierlichen Privilegien und den formloseren 
litterae eine dritte Art der Verbriefung von Rechten und 


1) Mejer(-Mirbt), Konkordate und Zirkumskriptionsbullen: Real- 
enzyklopädie für protestantische Theologie und Kirche, hrg. von 
A. Hauck, X (3. Aufl., Leipzig 1901), S. 709. 

2) K. Müller a.a. O. II, 1, S. 108. 

°»)O.Raynaldus ad a. 1447 nr. 7. 

4,C. J. v. Hefele a.a. O. VII, S. 835. 5) S.0. 8.299 Anm. 3. 

°e, H. Breßlau a.a.0. I, S. 82f. 

”)L Schmitz-Kallenberg, Die Lehre von den Papst- 
urkunden: Grundriß der Geschichtswissenschaft, hrg. von A. Meister, 
12 (2. Aufl., Leipzig 1913), S. 95 und 100. 
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Bewilligungen auf, die Eigenschaften beider miteinander 
verbindet, die Bulle!) Sie hat mit den Privilegien ge- 
meinsam, daß die erste Zeile in verlängerten Buchstaben 
(litteris oblongatis) geschrieben ist. Sie teilt mit den 
litterae, daß die Initialen des Kontextes (hier: Decet), 
der sanctio (Nulli ergo) und comminatio (Si quis) hervor- 
gehoben sind, daß die Unterschriften des Papstes und 
der Kardinäle fehlen und die sogenannte kleine Datie- 
rung, jedoch mit Angabe des Inkarnationsjahres?), ange- 
wandt ist. Das Protokoll der Bulle schließt im Gegen- 
satz zu den Privilegien (= in perpetuum) und den litte- 
rae (= salutem et apostolicam benedictionem) mit der 
Formel: ad futuram rei memoriam oder einer ähnlichen 
Wendung. Diese Art der Verewigung ist das der Bulle 
eigentümlichste Merkmal. Auch ist — wiederum im Unter- 
schied von Privilegien und litterae — das Fehlen der in- 
scriptio für sie bezeichnend. Alle diese Kriterien treffen 
für das Salvatorium zu. Es ist deshalb eine Bulle im 
technischen Sinne.?) Von der Form der Beurkundung des 
Vorbehaltes aus kann es daher füglicherweise kaum als 
eine rein persönliche Maßnahme Eugens betrachtet werden. 
Diese Folgerung erhält eine wesentliche Stütze durch die 
Tatsache, daß das Salvatorium in feierlicherer Weise ab- 
gefaßt ist als das Zugeständnis in der Urkunde ‚Ad ea 
ex debito‘‘, das es nach der Absicht des Papstes vor allen 
Dingen widerrufen soll. Ihr Protokoll schließt: salutem 
et apostolicam benedictionem. Sie besitzt eine inscriptio, 
Bullendatierung und Besiegelung durch Bleibulle mit der 
Hanfschnur.?) Jedoch fehlt ihr gänzlich die Pönformel 


1) Nachbildung einer Bulle in A. Brackmann, Papsturkunden; 
Tafel XIV—XVb: Urkunden und Siegel in Nachbildungen für den 
akademischen Gebrauch, hrg. von G. Seeliger (Leipzig und Berlin 
1914), II; vgl. den begleitenden Text S. 30. 

?) L. Schmitz-Kallenberg a.a.0O. S. 110. 

3) Die Ausführungen treffen auch für den zweiten Vorbehalt „Licet 
nos hodie‘“ zu; er ist gleichfalls eine Bulle. 

4) Vgl. die Beschreibung des kurbrandenburgischen Originals bei 


Br. Hennig, Die Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern in der Mark . 
Brandenburg und die päpstlichen Privilegien des Jahres 1447: Ver- : 


öffentlichungen des Vereins für Geschichte der Mark Brandenburg (5) ° 
(Leipzig 1906), S. 213. 


} 
2:72 
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(Nulli ergo ... Si quis). Damit gibt sie sich formell 
als litterae cum filo canapis!), als ‚„bullierter Brief‘ und 
nicht als Breve?) oder als Bulle?), während die Privilegien 
der drei anderen Fürstenkonkordate wiederum als Bullen 
verbrieft sind. Selbst diese aus der urkundlichen Form 
folgende Feststellung muß noch eine erhebliche Einschrän- 
kung erfahren, wenn, wie es unten geschehen soll?), auch 
der Inhalt des Privilegs gewertet wird. 

Auch in dem Tenor der Urkunden erweist sich die 
bessere Beurkundung des Vorbehaltes, also der Bulle ‚‚Decet 
Romani pontificis“ gegenüber den litterae ‚‚Ad ea ex debito‘“. 
In feierlicher Form widerruft Eugen: tenore praesentium 
protestamurd), und nicht heißt es ‚nolumus“. Durch 
keine Wendung betont er, daß er sich durch das Zugeständ- 
nis in seinem Gewissen oder Seelenheil beschwert fühlt; son- 
dern aus allen Zeilen spricht — rein sachlich — die Sorge 
um die auctoritas sedis apostolicac. Hier redet Eugen als 
Papst und nicht als Mensch. Wie mild und bedingt sind 
dagegen seine vermeintlichen Bewilligungen in „Ad ea ex 
debito‘“ ausgedrückt: Nachdem er in der Urkunde zuvor 
seine von der deutschen grundsätzlich verschiedene Auf- 
fassung über den Wert der Konzilien hervorgehoben hat, 
fährt er fort: ‚Nos vestrae petitioni ... rationabiliter an- 
nuere non potuimus (aber maluissemus); daher ‚„conten- 
tamur apud reges ... christianos curam ... adhibere 
fideliter, ut ad votum vestrum trahi valeant‘‘. Was der 
sprachliche Unterschied in den beiden Willensäußerungen 
bedeutet, zeigt klar ein ähnlicher Fall aus dem Jahre 1433.6) 


1) Siehe die Nachbildung von litterae bei A.Brackmanna.a.0. 
Tafel IXa; dazu den Text S. 17. 

®) SoC.J. v. Hefele a. a. ©. VII, S.832; A.Bachmanna.a.O. 
S. 194; K. Müllera a. 0. Il, 1, S. 105. 

3) So A. Werminghoff, Nationalkirchliche Bestrebungen S. 93 
Ann. 2. 

4) S. unten S. 312£.; vgl. W. Pückerta.a O. S. 300; G. Voigt 
a.a.0. I, S. 387. 

5) Im zweiten Vorbehalt mit den Worten: „decernimus et 
..declaramus, quod .. dietorum lacobi et Theoderici privationes 

. minime revocare, cassare et annullare voluisse atque velle“ 


7: „Hansen a20,. I, S. 253. 


°) Vgl. C.J.v.Hefele a. a. O. VII, S. 540ff., 5621f. 
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Am 1. August 1433 hatte Eugen durch die Bulle ‚„Dudum 
sacrum‘‘t) die 1431 durch die Bulle ‚Quoniam alto‘“ aus- 
gesprochene Auflösung des Baseler Konzils mit den Worten 
„volumus et contentamur“ zurückgenommen. Die von den 
Konzilsvätern geforderte dispositio ‚„decernimus et declara- 
mus‘ lehnte er standhaft ab, bis ihn die schwere politische 
Notlage des Kirchenstaates zu ihrer Aufnahme in die Bulle 
„Dudum sacrum‘?) zweiter Form vom 15. Dezember 1433 
zwang.?) 

Ist die Bulle ‚Decet Romani pontificis““ ein rechts- 
gültiger Widerruf? In den Fürstenkonkordaten hatte Eugen 
den Deutschen mehrere Privilegien erteilt. Nach dem gel- 
tenden Kirchenrecht erlischt ein Privilegium ‚durch Wider- 
ruf, d. h. jeden auf die Beseitigung des Privilegs gerichteten 
Willensakt des obersten Gesetzgebers‘.*) Eine justa causa, 
die die meisten katholischen Kirchenrechtslehrer, so z. B. 
Phillips®) und Sägmüller®) zum rechtskräftigen Wider- 
ruf für erforderlich halten, ist nach Hinschius nicht nötig. 
Diese Bedingung entspringe einer falschen, privatrechtlichen 
Auffassung des Privilegs. ‚Über die Publikation und den 
Beginn der Wirksamkeit der ... die Aufhebung enthalten- 
den Anordnung gelten dieselben Grundsätze wie für den 
das Privileg erteilenden gesetzgeberischen Spezialakt.‘'””) Da 
das Salvatorium nun geheingehalten worden ist®), also der 
Privilegierte von ihm keine Kenntnis erlangt hat, kann es 
in diesem Sinne nicht als eine lex specialis, sondern eher 


1) J. D.Mansi, Sacrorum conciliorum nova et amplissima col- 
lectio, tom. XXIX (Venetiis 1788), col. 574. 

2) Idem l.c. XXIX, col. 78ss. 

s) Über den Unterschied im Inhalt, der sich mit beiden Formeln 
verbinden soll, vgl. unten S. 322f. 

“4, P. Hinschius a.a.O. III, S. 818. 

6) G. Phillips, Kirchenrecht V, (Regensburg 1854), S. 136 ff. 

e) J.B. Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts I, 
(3. Aufl., Freiburg i. Br. 1914), S. 138. 

”, P. Hinschius a.a. O. III, S. 820. 

8) Hefele scheint anzunehmen, daß es publiziert worden ist; 
denn er führt aus (a.a. O. VII, S. 837), daß die Bestätigung der Fürsten- 
konkordate durch Eugens Nachfolger Nikolaus V. „manche Besorgnis, 
welche das....Salvatorium .... veranlaßt haben konnte“, hinwegnahm, 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXVII. Kan. Abt. VI. 20 


306 Paul Haas, 


als ein „persönlicher Akt Gabriel Condolmieris‘‘ bezeichnet 
werden. Doch muß die Behauptung eine Einschränkung 
erfahren. Schon Raynaldus spricht von ‚‚publicis litteris‘“!) 
und leitet die Berechtigung dazu ohne Zweifel aus der Ein- 
tragung des Vorbehaltes in die Bullenregister ab, die in der 
Tat den dort aufgenommenen Schriftstücken einen amt- 
lichen Charakter verlieh. R. v. Heckel berichtet?): ‚‚Zahl- 
reich sind die Nachrichten, die davon erzählen, daß die 
Päpste selbst die Register benutzten und damit zugleich 
deren Autorität dartun. Die Päpste ... beriefen sich auf 
sie als ständige Zeugen der päpstlichen Autorität, entschie- 
den mit ihrer Hilfe Streitigkeiten und hatten an ihnen 
einen festen Anhalt bei der Wiederverleihung alter Rechte 
und bei der Bestimmung ihres Ausmaßes.‘‘ Was hinderte 
also einen späteren Papst, selbst wenn Eugen sein Salva- 
torium als ‚geheimen Gewissensvorbehalt‘‘ aufgefaßt wissen 
wollte, in ihm einen rechtskräftigen Widerruf oder wenig- 
stens eine Handhabe, wie er die Fürstenkonkordate ex officio 
zu interpretieren habe, zu sehen ??) 


Welche Urkunde der Fürstenkonkordate soll nun das 
Salvatorium widerrufen ? 


Die Frage ist verschieden beantwortet worden. Nur 
Hergenröther®) bezieht es ausdrücklich auf die litterae 
„Ad ea ex debito“. Döllinger) spricht von ‚geheimen 
Bullen‘, ohne nähere Angaben über ihren Geltungsbereich, 
und v. Kraus®) von zwei Vorbehalten, von denen der letzte 
sich gegen die Bulle ‚Ad ea quae‘‘, also gegen die Wieder- 
einsetzung der Erzbischöfe von Köln und Trier richten soll. 
Mejer (-Mirbt)?) zählt es als fünfte Bulle und dehnt es 
damit auf alle vier Urkunden aus, vielleicht mit dadurch 


1) S. oben S. 302. 

®2) R. v. Heckel, Das päpstliche und sicilische Registerwesen: 
Archiv für Urkundenforschung 1 (Leipzig 1908), S. 443; vgl. auch 
E. v. Ottenthal a.a. 0. S. 409. 

®) Vgl. dazu A. Bachmann a.a.O. S. 195. 

4) Ph. Hergenröther, KL. III, S. 827. 

6) J. v. Döllinger(-Janus) a. a. O. S. 174. 

e, V.v. Kraus a.a.0. S. 193f. 

?) Mejer(-Mirbt), RE.X, S. 709. 
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veranlaßt, daß er es irrtümlich auf den 8. Februar 1447 
datiert. Hefele!) scheint in dem Vorbehalt ebenfalls 
einen Widerruf aller Fürstenkonkordate zu erblicken, wie 
aus den Worten zu entnehmen ist: ‚Diesem (sc. dem Inhalt 
des Salvatoriums) widerspricht jedoch der Schluß der zwei 
Tage später unterzeichneten vierten Bulle.“ 

Die Beantwortung der Frage setzt eine Prüfung vor- 
aus, ob die Februarprivilegien das oberste Gesetzgebungs- 
recht des Papstes in der Kirche einschränken, oder ob sie 
— um Eugens eigene Worte zu gebrauchen — ein Präjudiz 
des apostolischen Stuhles bedeuten. Wir beginnen mit der 
vierten Bulle ‚Inter cetera desideria‘‘ vom 7. Februar 1447. 
„Die kirchlichen Zustände Deutschlands, welche durch das 
Konzil und die Neutralität ins Schwanken geraten waren, 
werden durch sie legitimiert und geordnet‘‘?), indem Eugen 
„omnes censuras ac excommunicacionis et privationis sen- 
tentias latas durante neutralitate contra quoscungue, qui 
declarationi regis Friderici prefati®) se infra certum tempus 
conformaverint‘, zurücknimmt, ‚omnesque et singulos sic 
privatos in integrum‘“?) restituiert, falls sie ihm innerhalb 
sechs Monaten Oboedienz leisten. Die Bulle ist ein ein- 
maliger Gnadenakt des Papstes, den er, ohne der Autorität 
seines Amtes etwas zu vergeben, kraft des ihm zustehenden 
gesetzgeberischen Rechtes, privilegia gratiosa zu erteilen), 
vornehmen kann. Daher fehlt der innere Grund, die Not- 
wendigkeit, das Salvatorium auf sie zu beziehen. Damit 
ist von vornherein auch Hefeles Einwand, es stehe im 
Gegensatz zum Schluß dieser Urkunde®), widerlegt. Ab- 


1) C. J. v. Hefelea.a.O. VII, S. 835. 

2) G. Voigt @&.a0. 1, S. 392. 

2) Gemeint ist die Mainzer Akzeptation. 

4) Kurze, treffende Zusammenfassung des wesentlichsten Inhalts 
der Bulle, entnommen dem zweiten Vorbehalt „Licet nos hodie“; 
J. Hansen a. a. 0.I], S. 253. 

5) J.B. Sägmüller aa. 0.]1,S. 136. 

®) Der Schluß lautet: „Pro nobis et suocessoribus nostris 
er de venerabilium fratrum nostrorum sancte Romane eccle- 
sie cardinalium consilio et assensu pollicemur omnia et singula 


supradicta inviolabiliter observare et contra ea... nullo umquam tem- 


pore quicquam innovare, et quod nobis licere non patimur, eisdem 
20* 


. 
[2 
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gesehen davon verbieten rein formale Gründe die Bezug- 
nahme. Schon der Umstand, daß es am 5. Februar, die 
Bulle ‚Inter cetera desideria“ am 7. Februar ausgestellt ist, 
muß gegen sie angeführt werden. Ferner gelten die Zu- 
stimmung der Kardinäle, die Bindung der Nachfolger und 
die formelhafte Wendung ‚omnia et singula supradicta‘“ 
nach dem Sprachgebrauch der Urkunden nur für sie. Ver- 
weise auf andere Dokumente geschehen durch Sätze wie 
„prout hec et alia plura in litteris nostris desuper confectis‘“ 
(so deutet der zweite Vorbehalt vom 5. Februar auf die 
um zwei Tage jüngere Bulle „Inter cetera desideria‘‘) oder 
„per alias nostras litteras desuper editas‘ (so u.a. die Ur- 
kunde ‚Ad tranquillitatem‘ auf die litterae „Ad ca ex 
debito‘‘). 

Schließlich hat das vierte der Fürstenkonkordate seinen 
eigenen Vorbehalt. Eugen hatte in ihm neben den oben- 
erwähnten Zugeständnissen versprochen: „Omnia et sin- 
gula que ... in, prejudicium gravamen vel lesionem ... 
juris vel possessionis metropolitanorum ...... archiepi- 
scoporum dietorum ... apostolica ... auctoritate con- 
CESSa. 22... cassamus, irritamus et annullamus.‘‘!) Gemäß 
dieser Bestimmung mußte er die von ihm verfügte Wieder- 
einsetzung dreier Kleriker des Trierer Domkapitels, des 
Dekans Egidius von Kerpen, des Archidiakons Adam Foil 
von Ermentrode und des Scholastikus Friedrich von Soe- 
tern, die Erzbischof Jakob von Sirck abgesetzt hatte, zu- 
rücknehmen. Im zweiten Vorbehalt ‚Licet nos hodie‘“ ent- 
bindet er sich von dieser Verpflichtung mit den Worten: 
„Nec privationes amotiones suspensiones ... per eundem 
Jacobum de Sirck de personis dilectorum filiorum ..... 
factas.... confirmare et approbare voluisse atquevelle....‘.?) 
Besonders auffallend ist bei diesem Widerruf, daß er schon 
vom 5. Februar datiert ist, während das vorauszusetzende 
Zugeständnis erst am 7. Februar verbrieft ist. 


successoribus indicamus, decernentes ex nunc irritum et inane si 
secus super his a quoquam eciam quavis apostolica auctori- 


‚.tate scienter vel ignoranter contigerit attemptari.“ Koch. «. 
....2 xp. 193. 


1) Idem I. c. p. 190f. 
2) J. Hansen a.a.O. I, S. 253. 
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Wie die vierte Bulle ist auch die dritte Urkunde ‚Ad 
ea quae‘ vom 5. Februar 1447, in der der Papst die Erz- 
bischöfe von Köln und Trier nach ihrer bedingungslosen 
Unterwerfung unter seine Hoheit wiedereinzusetzen ver- 
spricht, zu beurteilen. Sie ist gleichfalls als einmaliger 
Gnadenakt ein Ausfluß seines Privilegienrechtes und ge- 
stattet daher aus dem oben angeführten Grunde keine An- 
wendung des Salvatoriums. Zudem hat Eugen in dem 
Vorbehalt ‚Licet nos hodie‘“ das Zugeständnis unzweideutig 
widerrufen. ‚Nihilominus ... decernimus et declaramus, 
quod per prefatas litteras nostras dietorum Jacobi et Theo- 
derici privationes et inde secuta per nos ... facta minime 
revocare, cassare et annullare voluisse atque velle, quousque 
per nos et sedem apostolicam aliter fuerit circa hoc ordi- 
natum ...“.)) 

Schwieriger ist die Entscheidung, ob die Bulle ‚Ad 
tranquillitatem‘‘ die plenitudo potestatis der Nachfolger auf 
dem Stuhl Petri einengt. Sie war die Antwort auf die Forde- 
rung der Deutschen, die Mainzer Akzeptation zu bestä- 
tigen. Zwar wegen der Anerkennung des Konstanzer Kon- 
zils und seiner Dekrete — gemeint sind vor allem ‚‚Fre- 
quens‘‘?) und ‚„Haec sancta“3), die von der Periodizität 
und Superiorität der allgemeinen Konzilien handeln — wird 
auf die erste Urkunde ‚Ad ea ex debito‘‘ verwiesen. Diese 
Punkte scheiden damit aus der Würdigung der Bewilligungen 
der zweiten Bulle aus. Im übrigen verpflichtet sich Eugen 
zur Beobachtung der Mainzer Abmachungen, die allerdings, 
besonders in den Abschnitten über die Wahlen (II)®), An- 


1) J. Hansen a.a 0. I, S. 253, der dieser Bulle die Überschrift 
„Zusätzliche Bestimmungen Papst Eugens IV. zu seiner Bulle 
von demselben Tage‘ gibt. 

2) „Frequens“, Reformbeschluß zu Konstanz, sessio XXXIX, 
1417 Oct. 9, erneuert zu Basel, sessio I, 1431 Dez. 14; bei J. D. 
Mansi lc. XXIX, col. 58.; bei ©. Mirbt, Quellen zur Geschichte 
des Papsttums und des römischen Katholizismus, (3. Aufl., Tübingen 
und Leipzig 1911), S. 169. 

3) „Haec sancta“, gewöhnlich „Sacrosancta‘ genannt; Konstanzer 
Dekret der sessio V, 1415 April 6 = Basel, sessio II, 1432 Februar 15; 
bei J. D. Mansi ]. c. XXIX, col. 21; C.Mirbt a. a. O. S. 169. 

ı) Koch L c. p. 9%. 
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naten (X)!), Reservationen (XXII)?) und die Verleihung 
der Benefizien (XXV)°), die seit Johann XXI. (1316—1334) 
geltenden Rechte und Einkünfte des Papstes erheblich ein- 
schränkten. Das Privilegium ist jedoch zeitlich befristet: 
Die Zugeständnisse sind ‚‚interim‘‘ gewährt, ‚donec per 
legatum (den Eugen mit zureichender Vollmacht nach 
Deutschland senden will) concordatum fuerit vel per con- 
cilium ... aliter fuerit ordinatum‘‘.*) Da also eine end- 
gültige Regelung des Verhältnisses zwischen dem römischen 
Stuhl und der deutschen Kirche in Aussicht stand, sind 
nicht dauernd päpstliche Hoheitsrechte preisgegeben. Das 
Salvatorium ist somit unnötig. Wie war aber die Rechts- 
lage, wenn der Versuch, ein Konkordat abzuschließen, 
scheitern würde? Die Bulle läßt uns darüber im unge- 
wissen. G. Voigt®) legt die Worte ‚interim‘‘ und ‚donec 

..“ so aus, daß mit dem Ende der bevorstehenden Ver- 
handlungen die Mainzer Akzeptation in jedem Falle außer 
Kraft trete. Ebenso berechtigt ist die Vermutung, daß 
dann ‚omnes et singuli, qui prefata decreta receperunt vel 
recipientibus adheserunt‘‘®) sich weiterhin auf sie berufen 
können und würden. Angesichts dieser Möglichkeit darf 
des Papstes Widerruf auf die Bulle ‚Ad tranquillitatem“ 
bezogen werden. Doch scheint Eugen den Gedanken gar 
nicht erwogen zu haben. Im Vertrauen auf das mehrfach 
bewährte Geschick seiner Nuntien, des Bischofs Thomas 
von Bologna, nachmaligen Papstes Nikolaus V. (1447—1455), 
des Auditors der päpstlichen Kammer Johann Carvajal und 
des Archidiakons Nikolaus von Cusa, und in der zuversicht- 
lichen Hoffnung auf die wohlwollende Gesinnung König 
Friedrichs III. und seines Sekretärs Enea Silvio muß er 
fest von dem Abschluß eines ihm günstigen Vertrages über- 
zeugt gewesen sein: „Speramus et a certe tenemus dictos 
regem’”) archiepiscopum®) marchionem?) ... non passuros 


1) Koch I. c. p. 97. 2) Idem |. c. p. 98. 

s) Idem l.c. p. 9. *) Idem I. c. p. 19. 

°) G.Voigta a. O. I, S. 391. e) KochL.c. p. 184. 

”) König Friedrich III. (1440-93). 

e) Der Erzbischof von Mainz, Dietrich, Schenk von Erbach (1434-59). 
®) Kurfürst Friedrich II. von Brandenburg. 
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... Romanam ecclesiam renıanere in suis juribus spolia- 
tam‘‘.1) Bezeichnend für seinen Optimismus ist auch ein 
Wechsel im Ausdruck, der sich in dieser Bulle und einem 
Berichte Silvios findet. In jener hofft Eugen, daß sein 
Legat ‚mediantibus rege archiepiscopo et marchione prae- 
fatis ... finaliter‘‘!) konkordieren wird. Dagegen hebt 
Enea Silvio in dem seinem König erstatteten Bericht über 
seine Gesandtschaftsreise nach Rom, von der er die Fürsten- 
konkordate nach Hause brachte, hervor, der Papst erwarte, 
„quod .. . regia serenitas non solum mediatricem, sed etiam 
adiutricem se exhiberet‘‘?”), gemäß dem geheimen Ver- 
sprechen), das er vor geleisteter Obo@dienz dem Heiligen 
Vater gegeben hatte. — Wenn also auch die Möglichkeit, 
daß die Bulle ‚Ad tranquillitatem‘‘, falls die Ausgleichs- 
verhandlungen ohne Erfolg blieben, ein Präjudiz der römi- 
schen Kirche enthält, nicht von der Hand zu weisen ist, 
so daß, vom kurialen Standpunkt aus betrachtet, ein Vor- 
behalt begründet erscheint, so rechnete doch Eugen nicht 
mit ihr. Das Salvatorium ist daher ohne praktische Be- 
deutung für diese Urkunde. 

Es bleibt endlich die litterae ‚Ad ea ex debito‘‘ zu 
prüfen. Zunächst verspricht der Papst, sich bei den christ- 
lichen Königen und Fürsten dahin zu verwenden, daß sie 
ihre Zustimmung zu einem in einer deutschen Stadt ab- 
zuhaltenden Konzil geben. Widrigenfalls werde er selbst 
nach einem für die Dinge geeigneten Ort (loco rebus geren- 


1) Koch |. c. p. 184. 


8) Enea Silvio, de morte Eugenii IV. creationeque et coronatione 
Nicolai V. summorum pontificum oratio coram ipso rege habite. .: 
L. A. Muratori, Scriptores rerum Italicarum III 2 (Mediolani 1734), 
p. 878ss.; p. 884; vgl. auch den Brief Eugens IV. an König Fried- 
rich III. vom 14. Februar 1447, abgedruckt bei J. Chmel, Materialien 
zur österreichischen Geschichte I 2 (Wien 1837), S. 235 Nr. 98: „..a 
certo tenentes, ut taliter ages, ut sub tua tutela ecclesia Romana. . 
et sedes apostolica non diminuentur in suis juribus et auctoritate, 
sed potius augebantur“. 

®) G. Voigta. a. 0.1,S.393. LA. Muratori l.c. III, II, p. 884: 
„».. . nomine regiae maiestatis quattuor promittere nos oportuit, quae 
a nostris instructionibus non erant aliena.... Quartum, quod ad 
recompensam apostolicae sedi faciendam regia serenitas...‘ (8. 0.). 
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dis accomodo) ein solches einberufen. Diese Zusage bindet 
seine Herrschaftsrechte nicht, solange nicht die Superiorität 
der allgemeinen Kirchenversammlungen zugestanden ist; 
diesen Punkt berührt erst der Schluß der Urkunde. Gleich- 
sam anhangsweise erkennt er das ‚concilium generale Con- 
stantiense, decretum ‘Frequens’, ac alia eius decreta, sicut 
caetera alia concilia, catholicam militantem ecclesiam reprae- 
sentantia, ipsorum potestatem auctoritatem honorem et 
eminentiam, sicuti et caeteri antecessores nostri‘‘!) an. 

Die Zugeständnisse sind, um L. Pastors Urteil?) an- 
zuführen, ‚in höchst gewundener, sorgsam verklausulierter 
Form‘ abgefaßt. Zuerst fällt auf, daß Eugen die Anerken- 
nung des Konstanzer Konzils von der seiner Dekrete trennt. 
Man sollte meinen, die Bestätigung eines Konzils schließe 
die Billigung seiner Kanones ohne weiteres ein°), wie selbst 
Hefele*) die Revokationsbulle „Dudum sacrum‘“ vom 
15. Dezember 1433 auslegt. Sodann sind das Dekret ‚‚Haec 
sancta‘“ und das Baseler Konzil gar nicht erwähnt.5) Die 
Bestimmung ‚‚ac alia eius decreta‘‘ ist sehr dehnbar und 
gestattet jedes beliebige auszunehmen. Ferner setzt er 
„statt der von den Deutschen geforderten praeeminentia 
der Konzilien (d. i. ihrer Superiorität über den Papst) das 
weit weniger besagende Wort “eminentia’“. Die durch alle 
diese Klauseln schon sehr fraglich gewordenen Bewilligungen 
schränkt er endlich noch durch den Vorbehalt ‚‚sicuti et 
caeteri antecessores nostri‘‘ ein.®) Bei den Vorgängern ist 
vornehmlich an Martin V. zu denken. Er hat aber nicht, 
wie es früher üblich war, das Konstanzer Konzil in einer 
feierlichen Konfirmationsbulle bestätigt; vielmehr rühren 


1) Koch I. c. p. 182. 

2) L. Pastor a. a. O. I, 280. 

3) Vgl. hierzu die Äußerung des Dominikanergenerals Torquemada, 
Eugen habe in Florenz erklärt: „Nos quidem bene progressum con- 
cilii (sc. Basiliensis) approbavimus, . . .non tamen approbavimus eius 
decreta.“ (O. Raynaldus ada. 1434 nr. 2); s. u. S. 324. 

4% C.J.v. Hefele a.a.O. VII, S. 567; s. o. S. 305. 

6) Vgl. zum Folgenden C. J. v. Hefele a. a. 0. VII, S. 831. 

*e) Vgl. die Instruktion Eugens an seine Legaten zum Frankfurter 
Reichstag vom 22. Juli 1446, Koch I. c. p. 175; O. Raynaldus 
ad a. 1446 nr. 3. 
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nur gelegentliche Äußerungen von ihm her, die wiederum 
verschieden ausgelegt werden können und daher kontrovers 
sind.!) Alles in allem: Pastors oben erwähntes Urteil über 
diese Urkunde ist treffend. Man darf sogar vermuten, daß 
die Ungenauigkeit und Mehrdeutigkeit im Ausdruck be- 
wußt und erstrebt ist?); Eugen gab sich in der Form den 
Anschein, als wolle er den Wünschen der Deutschen, die noch 
an die Konzilsidee glaubten, entgegenkommen, während er 
sich in der Sache durchaus ablehnend verhielt. Aber auch 
das Wenige, das übrigbleibt, ist noch ungenügend gesichert. 
Bei der Betrachtung der urkundlichen Form ist schon dar- 
auf hingewiesen worden?), daß diese Urkunde nur eine 
„litterae cum filo canapis“ ist. Die dortige formale Be- 
trachtung muß durch eine inhaltliche Würdigung der Be- 
urkundung ergänzt werden. Entgegen den sonstigen Ge- 
pflogenheiten*) der Kurie sind hier Privilegien nicht durch 
eine Bulle oder einen mit Seidenschnur bullierten Brief, 
sondern nur durch einen mit Hanfschnur bullierten, ohne 
sanctio und comminatio bestätigt, wie gewöhnlich nur päpst- 
liche Mandate abgefaßt werden. Schließlich sei daran er- 
innert, daß Eugen selbst die hier gemachten Zugeständ- 
nisse nur als seine Meinungsäußerung bezeichnet hat. In 
der zweiten Bulle ‚‚Ad tranquillitatem‘“ erklärt er: ‚,,... per 
alias nostras litteras nonnulla circa concilium Constantiense 
eiusque decreta ... mentem nostram concernentia de- 
claravimus... .“.5) — Aus allen angeführten Beweisgründen 
erhellt, daß das Salvatorium durchaus nicht notwendig war. 


t) Küpper, Konstanz: Kirchenlexikon a.a.O. VII (Freiburg i. Br. 
1891), S. 1005£.; P. Hinschius a. a.0. III, S.380f£.;C. J. v. Hefele 
8.8: OÖ. I (Freiburg i. Br. 1873), S. 52. 

2) Das erinnert an die „bewußte Unklarheit“, mit der sich die 
deutschen Fürsten bei ihrer schwankenden ‚Neutralität‘ über das 
Dekret „Haec sancta‘“ in der Mainzer Akzeptation (Koch Lc. p. 
96; dazu A. Werminghoff, Nationalkirchliche Bestrebungen S. 47) 
und in den litterae foederis principum imperii de concordia Romae 
cum pontifice ineunda, 1446 Oct. 5 (Koch I. c. p. 177) äußern. 

3) S. 0. S. 303f. 

*) Schmitz-Kallenberg a.a.0. S. 9. 

8) Koch I. c. p. 183; dazu G. Voigt a. a. O. I, S. 387; W. Pük- 
kert a.a. 0. S. 300. " 


314 Paul Haas, 


Ein längerer Weg ist zurückgelegt. Die Betrachtung 
des Inhalts der Fürstenkonkordate hat gezeigt, daB keines 
von ihnen ein Präjudiz der römischen Kirche und des apo- 
stolischen Stuhles enthalten muß, daß sich daher des Papstes 
Vorbehalt nur gegen die Möglichkeit, durch eine Interpre- 
tation in papstfeindlichem Sinne solche Bewilligungen aus 
den litterae ‚Ad ea ex debito‘“ zu folgern, richten kann. 
Diese Ansicht scheint auch Eugen vertreten zu haben; denn 
die Bulle ‚Decet Romani pontificis‘‘ widerruft nicht Pri- 
vilegien, was sie gewiß getan haben würde, wenn wirkliche 
Konzessionen vorlägen, wie der zweite Vorbehalt erkennen 
läßt; sie protestiert (tenore praesentium protestamur) viel- 
mehr nur gegen eine mögliche Auslegung der Urkunden. 
Ferner wird die hier vertretene Auffassung dadurch be- 
stätigt, daß sein Nachfolger Nikolaus V., der doch als 
langjähriger Legat alle Verhandlungen geführt hatte und 
daher die Tragweite der Fürstenkonkordate klar abzu- 
schätzen imstande war, diese wohl durch seine Bulle ‚‚Decet 
sedis apostolice‘‘ vom 28. März 1447!) anerkannte, jedoch 
kein Salvatorium ausstellte. 

Von den Fragen, vor die uns die Bulle ‚Decet Romani 
pontificis““ stellt, ist bisher nur der eine Teil behandelt 
worden. Die obigen Ausführungen haben das Salvatorium 
für sich, ohne Rücksicht auf den geschichtlichen Zusammen- 
hang, in dem es steht, gewürdigt. Die folgenden Darlegungen 
wollen es, um mit Dilthey zu reden, auch ‚‚verstehen‘“.?) 
Das Verstehen ist darin begründet, daß sich in den histo- 
rischen Tatsachen und Vorgängen eine Idee, ein Geistiges 
„objektiviert‘‘ hat. Eben dies Geistige, das in ihnen seinen 
sinnfälligen Ausdruck gefunden, will es erfassen. Die Mittel, 
die es ermöglichen, sind Einfühlen in die Situation, aus der 
das Faktum entstanden ist, und Einordnen in einen größeren 
Zusammenhang. So sollen die Voraussetzungen für das 
Salvatorium in der Geistesart Eugens, seinen z.T. bitteren 


ı) Koch I.c. p. 1978. 

2) Vgl. hierzu W. Dilthey, Der Aufbau der geschichtlichen Welt 
in den Geisteswissenschaften: Abhandlungen der Kgl. Preußischen Aka- 
demie der Wissenschaften, Phil.-Hist. Klasse (Berlin 1910), S. 46f., 
T7IE., 83. 
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Erfahrungen in den Zeiten des Kampfes und der Aufgabe, 
die ihm in der Geschichte des Papsttums zugefallen war, 
aufgesucht werden. 


Eugen ist aus dem Mönchtum hervorgegangent). Ein 
inneres Bedürfnis trieb ihn, den Sohn einer wohlhabenden 
venetianischen Familie, das reiche Erbteil seiner Eltern 
unter die Armen zu verteilen. Dann trat er mit seinem 
gleichgesinnten Freunde Antonius Corarius, dem Nepoten 
Gregors XII. (1406—-1409 dep., 1415 res.) in das Augustiner- 
kloster strengster Observanz S. Georgii in Alga bei Venedig. 
Der Chronist erzählt, daß er sich Tag und Nacht geistlichen 
Übungen (divinis rebus) widmete. Die Neigung zum be- 
schaulichen und asketischen Leben blieb ihm auch während 
seines Pontifikats eigen. Zurückgezogen lebte er in seinem 
Palaste.e. Vier Klostergeistliche, zwei Benediktiner und 
zwei Augustinereremiten, Glieder seines Ordens, bildeten 
(als cubicularii) seine tägliche Umgebung und seinen geist- 
lichen Beistand. Er hegte den Lieblingsgedanken, allen 
Klöstern die strenge Regel von S. Georgii aufzudrängen.?) 
„Cultus divini et christianae religionis dilatandae zelator 
praecipuus‘‘®) urteilt S. Antoninus über ihn. Bezeichnend 
ist ferner, daß gerade zwei Mönche seine ‚Freunde‘ sind, 
der Camaldulensergeneral Ambrosius Traversari, wegen sei- 
nes Reformeifers ‚‚ein Schrecken der Klöster seines Ordens‘ ®), 
und der Dominikaner Johann von Torquemada, dem Eugen 
selbst den ehrenden Beinamen ‚Verteidiger des Glaubens“ 
beilegte. Nur wird es der Papst drückend und schmerzlich 
empfunden haben, daß ihm die mannigfachen Pflichten des 
Amtes, die Unruhe des politischen Lebens) und die Sorge, 


!) Das Folgende, auch die Zitate, nach den biographischen Nach- 
richten bei O. Raynaldus, ad a. 1431 nr. 3; ad a. 1447 nr. 13 und 
nach L. Pastor a.a.O. I, S. 233. 

2) G. Voigt a.a.0. I, S. 48. 

32) O.Raynaldus, ada. 1431 nr. 3. 

0%) G. Voigt a.a.O. I, S. 208. 

s) Platina berichtet: „Adeo enim bellis ... vexabatur, ut vix ei 
respirandi facultas daretur.‘“ B. Platina, Historia de vitis pontificum 
Romanorum a Jesu Christo usque ad Paulum II Venetum papam, (Colonise 
1568), S. 578. 
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die überragende Stellung des obersten Bischofs gegen die 
konziliaren Tendenzen und staatlichen Gewalten zu sichern, 
nicht so viel Zeit und innere Sammlung zu Andacht und 
Askese ließen, wie sie ihm der Aufenthalt im Kloster ge- 
währt haben würde. Dieser Gedanke dürfte ihn vor seinem 
Ende besonders beschäftigt haben, und aus dieser Stimmung 
heraus sind wohl die Worte zu verstehen, die er von seinem 
Totenbett an seine Umgebung gerichtet haben soll!): ‚„O 
Gabriel, quanto magis conduxisset animae tuae saluti, ut 
nunquam cardinalatum nec pontificatum obtinuisses, sed 
in monasterio religiosam disciplinam coluisses!“‘?®) Eugen 
ist also ein Vertreter des mönchisch-asketischen Lebens- 
ideals im 15. Jahrhundert. Die Verneinung der Welt war 
aber auf der andern Seite der Weg zur Höhe des ‚‚irdischen 
Machtgebots“.?) Indem der einzelne auf sein Besitzrecht 
an der Welt und weltlichen Dingen verzichtete, übertrug 
er seine Ansprüche auf die Kirche. Sie griff den Gedanken 
freudig auf und dehnte die Forderung allmählich auch auf 
die Laien und die sozialen Gemeinschaften aus. Schließlich 
verlangte sie das göttliche Regiment über alle irdischen 
Verhältnisse, den Staat, die Familie, den einzelnen, die 
Wirtschaft, das Recht, die geistige Bildung usw. Die 
Mönche nun, die am vollkommensten der Welt entsagten, 
waren daher die eigentlichen Vertreter der Weltherrschaft 


1) Döllingers Ansicht (a.a. O. S. 175), „die Mittel, die er an- 
gewandt, preßten ihm doch in der Gewissensangst die Worte aus: °O 
Gabriel, ....”‘“ geht sicher fehl. Da Eugen durch die Ausstellung des 
Salvatoriums ohne Zweifel dem Heil der Kirche und der Gläubigen zu 
dienen glaubte, wird er keine Gewissensbedenken über die angewandten 
Mittel gehabt haben. Auch Pastor (a. a. O. I, S. 280/1 Anm. 5), der die 
Worte auf die Gewissensangst zurückführt, die er „über die den Deutschen 
bewilligten weitgehenden Konzessionen‘ empfand, muß abgelehnt werden. 
Es ist psychologisch durchaus unwahrscheinlich, daß die vornehmlich 
in Betracht kommende erste Urkunde ‚Ad ea ex debito‘‘, die zudem schon 
14 Tagen früher ausgestellt worden ist, die ganze Aufmerksamkeit des 
Papstes, der angesichts des Todes Rückschau hält auf sein bewegtes 
Leben, gefesselt haben sollte. 

2) O. Raynaldus ada. 1447 nr. 13. 

?) Vgl. zum Folgenden H. v. Eicken, Geschichte und System der 
mittelalterlichen Weltanschauung, (2. Aufl., Stuttgart und Berlin 1913), 
S. 325 ff. 
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der Kirche, die sich ihnen wiederum im Papst verkörpert. 
So war es im 11. bis 13. Jahrhundert. So sehen wir es an 
einzelnen Personen im 15. Jahrhundert, allerdings im Zeit- 
alter des Humanismus und der Renaissance insofern mit 
einem Unterschied gegen früher, als schon eine rückläufige 
Bewegung eingesetzt hat. Die nationalen Einzelstaaten 
streben mit Erfolg danach, sich der unmittelbaren Leitung 
durch die Papstkirche zu entziehen, so daß der Herrschafts- 
anspruch des Papsttums sich mehr und mehr auf die inner- 
kirchlichen Verhältnisse beschränken muß. Eugen gehört 
zu jenen mönchischen Naturen; seine geistige Eigenart 
machte ihn also von vornherein zum Verfechter der un- 
beschränkten Herrschergewalt des Papstes in der Kirche!), 
die seine Legaten und Freunde in seinem Auftrage ver- 
teidigten.?) Sie gab ihm Mut und Kraft, in den schweren 
Kämpfen der ersten Jahre auszuhalten, nur von wenigen 
unterstützt.?) Sie rechtfertigte in seinen Augen einen Wort- 
bruch, wie er verhüllt im Salvatorium, unzweideutig im 
zweiten Vorbehalt vorliegt.*) Sie ist die geistige Umwelt 
und diktiert die ängstliche Sorge um die Sicherung der 
Papalhoheit, aus der heraus das Salvatorium zu verstehen 
ist und verstanden werden muß. 


!) Enea Silvio beurteilt ihn daher wohl richtig, wenn er in seiner 
oratio de nıorte Eugenii sagt: ‚„Sed nullum in eo magis vitium fuit, nisi 
quia sine mensura erat, et non quod potuit, sed quod voluit aggressus 
est.“ L. A. Muratori, Il. c. III 2, p. 891. 


2) Rede des Erzbischofs Johann von Tarent am 26. August 1432 
zu Basel bei J. D. Mansi l. c. XXIX, col. 482ss., bes. col. 488. Rede 
Johanns von Torquemada über die zehn Privilegien des Papstes gegen- 
über den Konzilien, gehalten auf dem Mainzer Reichstag 1439 bei J. 
D. Mansi l.c. XXX1, col. 53ss.; sein in Florenz vorgelegter Traktat 
„Apologia Eugeniü IV. ...“, bes. cap. 13, 21, 72, 78, 90 bei J. Hartz- 
heim l.c. V, p. 871ss. 

3) Vgl. Eugens Klage über die Anfänge in Basel: „Doctorum et 
magistrorum fere nulli intererant, qui haereticorum versutiis resistere 
possent ac argumenta eorum sophistica scirent refellere ac confutare‘“ 
bei J. D. Mansi 1. c. XXIX, co]. 84. 

4) Vgl. Platinas Urteil: „Constans ... in pactis servandis, nisi 
quid pollicitus fuisset quod revocare quam perficere satius esset.“ B. Pla- 
tina l.c. p. 307. 
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Die Bulle ‚Decet Romani pontificis‘‘, die nach der 
nüchternen Prüfung der Zugeständnisse durchaus nicht not- 
wendig erschien, wird dem Beobachter weiterhin erklärlich, 
wenn er an die bitteren Erfahrungen denkt, die die Päpste 
mit den Reformkonzilien gemacht haben. Benedikt XIII. 
(1394—1424; 1409 dep., 1417 res.) und Gregor XII., Eu- 
gens IV. Onkel (1406—1409 dep., 1415 res.), sind von dem 
Konzil zu Pisa, das die Kardinäle ihrer Oboedienzen ein- 
berufen hatten, 1409 abgesetzt worden.!) Das gleiche Ge- 
schick widerfuhr Johann XXIII. (1410—1415 dep.) auf 
der allgemeinen Kirchenversammlung, die sich 1414 nach 
Verhandlungen zwischen seinen Gesandten und Kaiser Sig- 
mund in Konstanz versammelte, obwohl jener noch vorher 
erklärt hatte: ‚In loco ... concilii rei summa est; nec ego 
alicubi esse volo, ubi imperator plus possit.‘‘?) Von Mar- 
tin V. (1417—1431) berichtet Johann von Ragusa, ein Pro- 
fessor an der Pariser Universität, daß er, qui in immensum 
nomen concilii abhorrebat?), erst, als Maueranschläge in 
Rom ihn bei fortgesetzter Weigerung, das versprochene 
Konzil zu Basel abzuhalten, mit Gehorsamsaufkündigung 
bedrohten), den Kardinal Julian Cesarini zum Präsidenten 
ernannte. Und Eugen IV. selbst ist Jahre hindurch von 
demselben Konzil mit Absetzung bedroht und 1438/39 tat- 
sächlich suspendiert und abgesetzt worden.5) Da ist es nicht 
verwunderlich, wenn er gegen Konzilien überhaupt und be- 
sonders gegen ein Konzil an einem deutschen Orte eine 
unüberwindliche Abneigung hatte. Mußte nicht die ent- 
fernte Möglichkeit von Konzessionen, wie er sie in der Ur- 
kunde ‚Ad ea ex debito‘ gemacht zu haben glaubte, einen 
Vorbehalt herausfordern — und zwar zu einer Zeit, als eine 
Berufung auf das Dekret ‚‚Haec sancta‘‘ durchaus denkbar 
war und nach einem Ausspruch Traversaris die Baseler 


1) A. Werminghoff, Verfassungsgeschichte $. 230. 

2) Leonardus Aretinus, Rerum suo tempore gestarum commenta- 
riuus: L A. Muratori l. c. XIX (Mediolani 1731), p. 928; dazu C. J. 
v.Hefele a.a.0. VII, 8. 20. | 

%) Joannis de Ragusio, Initium et prosecutio Basiliensis coneili: 
Monumenta Conciliorum generalium seculi XV. I (Viennae 1857), p. 66. 

*) Idem L c. p. 65; dazu C. J. v. Hefele a.a.O. VII, S. 427. 

®) S. oben S. 294. 
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Reformfreunde wie „Wütende und Wahnsinnige‘‘!) noch 
tagten ? | 

Eine dritte Betrachtungsweise sucht das Salvatorium 
als eine politische Maßnahme zu verstehen. Sie wird zu 
entscheiden haben, ob es als Zeugnis einer doppelzüngigen 
Politik gelten muß. Man könnte versucht sein, aus der 
Grundrichtung der eugenianischen Politik die Antwort auf 
diese Frage zu folgern. Eugen hatte in einer Zeit den Papat 
erlangt, in der die Konzilsidee, die den apostolischen Stuhl 
der Autorität der allgemeinen Kirchenversammlungen unter- 
werfen wollte, alle Geister beherrschte, und mächtige geist- 
liche wie weltliche Fürsten von ihnen die Heilung der Zeit- 
gebrechen erwarteten. Gemäß seiner gekennzeichneten gei- 
stigen Eigenart, die in einer Beschränkung der absoluten 
Gewalt des Papstes schwere Gefahr für das Heil der Kirche 
erblickte, war ihm die Aufgabe vorgezeichnet: Rückkehr 
zur mittelalterlichen Auffassung vom zentralen obersten 
Gesetzgebungsrecht des Papstes. Daher mußte er das 
Baseler Konzil aus grundsätzlichen Erwägungen bekämpfen ; 
jedes Zugeständnis, zu dem er sich gezwungen sah, oder 
das er aus „Rücksicht auf den Nutzen der Kirche‘ gab, 
war also unaufrichtig und bedingte gleichsam eine zweite 
hinterhältige Maßnahme, einen Widerruf in irgendeiner 
Form. Damit wäre auch das Urteil über das Salvatorıium 
gesprochen. Doch sollen statt der allgemeinen Erörterungen 
drei ausgewählte Beispiele aus der Politik der Jahre 1431 
bis 1447 die Entscheidung nahelegen. 

Recht eigenartig ist zunächst Eugens Verhalten bei 
der ersten Auflösung des Baseler Konzils. Zwar berichtet 
Johann von Ragusa: „Placuit ... specialiter domino pro 
tunc Senensi, nunc vero Eugenio papae quarto, ut prae- 
nominatus procurator Praedicatorum?) iret cum praefato 
reverendissimo domino cardinali sancti Angeli legato®) in 
Germania, praecipue propter celebrationem concilii Basi- 
liensis, ad quem praefatus dominus Eugenius toto cordis 
affectu anhelabat.‘“ Doch fügt er ungläubig und vielleicht 


1) G. Voigt &.a.0. I, S. 208. 
2) D.i. eben Johann von Ragusa. 
3) Julian Cesarini. 
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ironisch hinzu: ‚Qua autem aflectione et intentione, ipse 
novit et deus, qui est scrutator cordium‘‘.!) In der Tat, 
wenn der Papst je walıre Zuneigung zum Baseler Konzil 
enıpfunden haben sollte, so schlug seine Stimmung bald 
um. Schon in den litterae ‚„Quamprimum fuimus“ vom 
12. März 1431, durch die er J. Cesarini als seinen Legaten 
und als Präsidenten der Versammlung bestätigte, äußerte 
er Bedenken?): (,‚Circa ..... negotium concilii generalis, quia 
in pluribus mutationem factam sentimus‘). Durch das 
Schreiben ‚„Postquam divina clementia“‘ vom 12. Novem- 
ber 1431°), das durch einen ihm zugegangenen entstellten 
Bericht über die geringe Teilnahme der Prälaten, die dro- 
hende Haltung der Baseler Bürger gegen die Geistlichkeit 
und die Schwierigkeiten und Gefahren, nach Basel zu ge- 
langen, veranlaßt war, gab er ilım dann unbedingte Voll- 
macht, die Versammlung, wenn es ihm gut scheine, auf- 
zulösen; und durch die Urkunde ‚„Quoniam alto‘“‘ vom 
18. Dezember 1431?) löste er sie selbst auf und verlegte 
sie nach Bologna. Doch nicht diese Tatsachen sind das 
Merkwürdige, sondern vielmehr die Art, wie Eugen vor- 
ging, die in den ‚Instructiones ambaxiatorum euntium 
ad dominum nostrum papam Eugeniunı IV. ex parte sacri 
concilii .. .““ gut geschildert ist.5) Danach war der Bischof 
Daniel von Parenzo (bei Triest) der Überbringer des päpst- 
lichen Schreibens vom 12. November 1431. Er kam Mitte 
Dezember in Basel an, sprach jedoch nicht über seinen Auf- 
trag und teilte auch den apostolischen Segen nicht aus. 
Als sich dann unter der Bürgerschaft das Gerücht ver- 
breitete, einige seien angekommen, um die Auflösung des 


1) Joannis de Ragusio |. c. p. 668. 

®) J.D.Mansi l.c. XXIX, col. 561; vgl. C. J. v. Hefele a. a. O. 
VII, 431 und 434; vgl. auch die Äußerung E. Silvios: „cum augesceret 
in dies Eugenio vel invito concilium ...“ (O.Raynaldus ad 
a. 1431 nr. 23). 

3) J. D. Mansil. c. XXIX, col. 561—564; im Auszug bei O. Ray- 
naldus, ad a. 1431 nr. 21. 

4) J.D.Mansi l.c. XXIX, col. 564 — 567. 

6) J.D.Mansi l.c. XXX (1792), col. 237—248, bes. col. 2458. ; vgl. 
die Antwort Cesarinis an den Papst, die Auflösung betr. (bei C. J. v. He- 
fele a.a.O. VII, S. 447ff.), die zur Ergänzung herangezogen ist. 
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Konzils zu betreiben, erklärte Daniel, er sei nicht zu diesem 
Zwecke erschienen, sondern nur, um mit Cesarini über ver- 
schiedene Punkte zu verhandeln und sich zu informieren. 
Ja, er schwur, die Hand auf der Brust, selbst wenn er 
Bullen oder Mandate, die Versammlung aufzulösen, hätte, 
würde er sie doch nicht ausführen, da er sehe, daß eine 
solche Maßnahme den Verfall des Glaubens und andere Ge- 
fahren nach sich ziehe und er sich selbst damit dem Teufel 
opfere. Bald darauf verkündete er die Ankunft eines Boten 
von der Kurie, der eine Bulle überbringe. Daniel übergab 
sie dem Kardinallegaten Cesarini; es war das mehrfach er- 
wähnte Dokument ‚„Postquam divina clementia“. Um die 
herrschenden Zweifel zu zerstreuen, wurde es verlesen. 
Wenig Zeit darauf verließ er Basel plötzlich, ohne den Prä- 
sidenten des Konzils zu benachrichtigen.!) Er lieB ver- 
breiten, er gehe nach Straßburg; doch wurde er auf dem 
Wege nach Besangon gesehen. Dagegen blieb Daniels Be- 
gleiter, ein junger Doktor Johann Ceparelli zurück. Er 
zeigte dem Cesarini eine Abschrift der Auflösungsbulle ‚,Quo- 
niam alto‘‘ vom 18. Dezember 1431 und einer zweiten Bulle, 
durch die Eugen dem Bischof Daniel die Vollmacht dazu 
erteilte; diese Bulle ist, wenn sie je existiert hat, nicht mehr 
vorhanden; gleichzeitig weigerte er sich, die Originale vor- 
zulegen, obwohl der Kardinallegat erklärte, ohne Einsicht 
in sie könne er nicht an die Auflösung glauben. Am 13. Ja- 
nuar 1432 versuchte Ceparelli die Auflösungsbulle ‚„Quo- 
niam alto‘ in einer Synodalkongregation im Dominikaner- 
kloster vorzulesen; aber die Mitglieder entfernten sich, als 
sie die Absicht merkten. — 

Bischof Daniel und sein Begleiter handelten ohne 
Zweifel gemäß päpstlicher Instruktion; wenigstens werden 
sie von Eugen ermächtigt gewesen sein, ihre Verhaltungs- 
weise nach den Beobachtungen, die sie in Basel machten, 
einzurichten. Das Beispiel ist damit lehrreich, welcher zwei- 
deutigen, ja verwerflichen Mittel sich die Kurie bediente, 
um ihre Ziele zu erreichen. Was hindert uns, auch in dem 
Salvatorium das Zeugnis einer doppelzüngigen Politik zu 


1) Von hier ab nach C. J. v. Hefele a.a.O. VII, 447fl. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXVII. Kan, Abt. VI. 21 
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sehen, die mit der einen Hand Privilegien gewährt und sie 
gleichzeitig mit der anderen Hand um ihren wesentlichen 
Inhalt bringt ? 

Ferner geben die Verhandlungen vom August bis zum 
Dezember 1433 Gelegenheit, die Arbeitsweise der Diplo- 
matie Eugens kennenzulernen. 

Nach langem Zaudern nahm der Papst am 1. August 
1433 durch die Bulle ‚Dudum sacrum‘‘!) das mehrfach 
genannte Auflösungsdekret des Baseler Konzils zurück und 
zwar mit folgenden Worten: „... volumus et conten- 
tamur prefatum generale Basiliense concilium & tempore 
inchoationis suae continuatum fuisse ac esse, pFosecutionem- 
que semper habuisse ac continuari perinde ac si nulla com- 
mutatio, translatio seu dissolutio facta fuisset.... ..‘““.2) Julian 
Cesarini hatte in Übereinstimmung mit den Konzilsvätern 
„decernimus et declaramus‘‘ vorgeschlagen, da, wie er in 
der am 16. Oktober d. J. stattgehabten Disputation®) mit 
dem päpstlichen Abgesandten, dem Erzbischof Bartholo- 
meus von Spalato, begründend hervorhob, ‚in dem Worte 
„volumus‘ liege, daß die Synode seither noch nicht wirk- 
lich bestanden habe und ihr bisheriger Bestand erst durch 
. den Willen des Papstes, durch seine Gnade legitimiert werde, 
während sie verlangen müsse, daß Eugen nur erkläre (de- 
claramus), sie habe bestanden‘.t) 

Wenn er nun in seiner Bulle ‚„Dudum sacrum‘“ eine 


1) J.D. Mansi l.c. XXIX, col. 574; dazu C.J. v.Hefele a.a.0. 
VII, S. 540f. 

2) S. oben S. 308. 

®) „Disputatio facta inter dominos cardinalem S. Angeli praesi- 
dentem concilii Basiliensis et archiepiscopum Spalatensem oratorem do- 
mini Eugenii papae IV.‘ bei J. D. Mansil.c. XXX, col. 645656. Vgl. 
besonders folgende Stelle, die zugleich zeigt, wie starke Zweifel eine 
so edle Natur wie Cesarini in die Glaubwürdigkeit von Versprechungen 
Eugens und damit seines Charakters setzt: „Aliud autem est declarare 
aliquid fuisse, aliud velle. Ipse (sc. Eugenius) autem vult, ut sit ad sui 
libitum et loquitur per verba mere dispositiva, non declarativa .... 
Sicut voluit, ita potest nolle. Creditis ... ., quod ipse adhaerebit et revo- 
cabit dissolutionem ? Certe non faciet in aeternum, ut plurimum dubito. 
Facile erat dicere “declaramus’, sicut dixit *volumus et contenti sumus’, 
sed certe id non gerebat in animo ...“ (col. 6523.). 

%) C.J. v. Hefele a.a. O. VII, S. 554. 
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rückhaltlose Anerkennung des Baseler Konzils seit seiner 
Eröffnung hätte aussprechen wollen, so würde er, um alle 
etwaigen Bedenken zu zerstreuen, dem Vorschlage seines 
Kardinallegaten als einer nur redaktionellen Änderung leicht 
haben zustimmen können. Jedoch war er nicht entfernt 
dazu geneigt. Inzwischen hatte er nämlich in einem an 
den Dogen Franz Foscari von Venedig gerichteten Brief!) 
vom August 1433 seine Revokationsbulle interpretiert und 
darin den für die Baseler wichtigsten Satz von der Superio- 
rität der Konzilien von der Anerkennung ausgenommen. 
Er schreibt: ‚,... ut concilio illi haereremus omnino, hoc 
recusavimus, potius enim hanc apostolicam dignitatem et 
vitam insuper posuissemus quam voluissemus esse causa 
et initium, ut pontificis dignitas et sedis apostolicae auctori- 
tas submitteretur concilio ...“. Eine noch schärfere Be- 
leuchtung erhält die wahre Gesinnung Eugens durch die 
Bulle ‚Deus novit‘“?) vom 13. September d. J.- Selbst wenn 
sie unecht ist?), kann sie in diesem Zusammenhang nicht 
übergangen werden, da sie sicherlich die an dem apostoli- 
schen Stuhle herrschende Stimmung wiedergibt. Hier dis- 
pensiert sich der Papst als Vikar Christi von der Befolgung 
aller Erlasse seiner Vorgänger und aller Konzilienbeschlüsse, 
falls ein solches Vorgehen nicht gegen die Fundamente des 
Glaubens oder das Heil der Kirche verstößt.) Wenn er 
dann trotzdem am 15. Dezember 1433 in der Bulle ‚„Dudum 
sacrum‘ zweiter Form) die Baseler Forderungen, beson- 


1) O.Raynaldus ad a. 1433 nr. 19; C.J. v. Hefele a.a. O. VII, 
S. 54lf. 

2) J.D.Mansi l.c.XXIX,col.82-89;C. J.v. Hefele ebd. VII, S. 550 ff. 

3) Eugen erklärt in der Revokationsbulle vom 15. Dezember 1433 
(J.D.Mansi lc. XXIX, ool. 79): „... tertias (sc. litteras), quae di- 
cuntur incipere, Deus novit, cum a nobis aut de scitu nostro nunquam 
emanarint, licet superfluum videatur, quod non extat revocare.‘‘ Über- 
setzt man emanare mit Hefele (a. a. O. VII, S. 563) durch „veröffent- 
lichen‘“‘, so hätte Eugen nicht einmal seine geistige Urheberschaft geleugnet. 

4) „... quod possumus quaecumque statuta, decreta declarata 
sive sancita per quoscumque praedecessores nostros vel per quaecumque 
concilia ... ut vicarius Christi et irreprehensibiliter pro nostro amovere 
et corrigere libitu voluntatis ...“ bei LD.Mansi l. c. XXIX, ool. 85. 

bs) J.D. Mansi l. o. XXIX, col. 78ss.; dazu C. J. v. Hefele a. a.0. 
VO, 8. 562f. 

21* 
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ders die dispositio ‚decernimus et declaramus‘‘ annahm, 
u.a. auch die Bulle ‚Deus novit‘‘ widerrief und sich da- 
durch rückhaltlos zu den Reformgedanken zu bekennen 
schien, so wird doch niemand ernstlich an einen Wandel 
seiner Überzeugung glauben, auch wenn er am 12. Januar 
1434 in einem Brief an Kaiser Sigmund schreibt: ‚,... vo- 
luimus potius cedere de jure nostro ... quam perstare in 
conservanda dignitate et auctoritate nostra ac apostolicae 
sedis ...““.!) Vielmehr nötigten ihn seine politischen MiB- 
erfolge im Kirchenstaat und das dringende Ersuchen der 
kaiserlichen, französischen und burgundischen Gesandten, 
Frieden mit den Baselern zu machen. Die Bedingtheit 
dieses nach außen hin eindeutigen, klaren Widerrufs beweist 
alsbald die Tatsache, daß die Legaten des Papstes, die nun- 
mehr dem Konzil inkorporiert wurden, nur nominibus pro- 
priis, nicht in seinem Auftrage schwuren, die Autorität der 
Konzilien zu achten.?) Durch alle diese Einzelzüge erlangt 
auch die nur von Torquemada überlieferte Äußerung Eugens: 
‚Nos quidem bene progressum concilii approbavimus, vo- 
lentes ut procederet ut incoeperat; non tamen approbavi- 
mus eius decreta‘‘ eine inhaltliche Stütze.?) 

In dem ersten Beispiel aus der Politik Eugens handelte 
es sich um die Auflösung des Baseler Konzils. Abgesehen 
davon, daß er sie wider aller Erwarten und gegen die Kon- 
stanzer Reformbeschlüsse verkündete, offenbarte sich hier 
die List mehr in den äußeren Formen, in die er sein Handeln 
kleidete. Bei seinen Maßnalımen, die die Auflösung wider- 
rufen sollten, waren dagegen die Ränke feiner gesponnen; 
sie waren mehr geistiger Art und um so verwerflicher, als 
die für einen gesunden Menschenverstand klaren und ein- 
deutigen Zugeständnisse, die Hoffnungen erweckten und er- 
wecken sollten, durch eine kasuistische Auslegung, die zu- 


1) O.Raynaldus ad a. 1434 nr. 3. 

2) J.D.Mansi I. c. XXIX, col. 89; C. J. v. Hefele a.a.0O. VII, 
S. 563f. 

s) O.Raynaldus ad a. 1434 nr. 2; vgl. auch ad a. 1432 nr. 8 
(Schluß); s. oben S. 312 Anm. 3. Eugens Ansicht ist heute herrschend 
in der katholischen Kirche; vgl. Küpper, Konstanz: Kirchenlexikon 
VD, S. 1006f.; C. J. v. Hefele a.a.O. I2, 8. 59fl. 
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dem noch in beiläufigen brieflichen und mündlichen Äuße- 
rungen geschah, um ihren Wert gebracht wurden. Ähnlich 
will das Salvatorium die Rechtskraft der Fürstenkonkor- 
date einschränken. Doch zeigt sich hier gegenüber Eugens 
Vorgehen im Jahre 1433 die Tücke insofern in höherem 
Grade, als die Bulle einerseits geheim gehalten wurde, an- 
drerseits wiederum, in urkundlich feierlicher Form abge- 
faßt, in das amtliche Bullenregister aufgenommen wurde. 

Endlich läßt das Verhalten des Papstes in jenen Fe- 
bruartagen 1447 das Intrigenhafte seiner Politik erkennen. 
Wäre das Salvatorium der einzige Vorbehalt, so könnte 
man es immerhin lediglich als einen Gewissensvorbehalt 
aus dem noch zu kennzeichnenden seelischen Zustand des 
todkranken Eugen verstehen. Diese Möglichkeit der Er- 
klärung muß bei dem zweiten Vorbehalt ‚Licet nos hodie“ 
abgelehnt werden. In ihm nimmt er die Wiedereinsetzung 
der Erzbischöfe von Köln und Trier, die er in der Bulle 
„Ad ea quae‘“ „absque ulla exceptione aut oppositione“ 
„bona fide‘“!) versprochen hatte, bedingungslos zurück.?) 
Gründe dafür führt er nicht an. Insbesondere verzichtet 
er im Gegensatz zum Salvatorium auf das Argument, seine 
Krankheit habe eine Prüfung der Privilegien verhindert, 
und damit auf jede Rechtfertigung seines Widerrufs. Diese 
Bulle beweist also, wie die Kurie alle moralischen Bedenken 
beiseite schiebt, selbst wenn es sich nicht um eine prin- 
zipielle Frage, um ihre Autorität, handelt, und was sie dem 
deutschen König, den Kurfürsten und Fürsten zu bieten 
sich erlaubte. Auch die Krankheit, mit der Eugen die Bulle 
„Decet Romani pontificis‘‘ begründet, darf nicht allzusehr 
gewertet werden. Denn die deutschen Forderungen waren 
schon Jahre hindurch, z. T. 10—16 Jahre lang Gegenstand 
des Streites und in ihrer Bedeutung für die unbeschränkte 
Herrschergewalt des apostolischen Stuhles bekannt. Außer- 
dem hat er selbst vor seiner Krankheit Ziel und Richtung 
der Ausgleichsverhandlungen bestimmt, indem er, um das 
Übergewicht der jedem Eingehen auf die Wünsche der 
Deutschen widerstrebenden Kardinäle zu brechen, im De- 


t) Koch l.c. p. 187. 
2) S. oben S. 309. 
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zember 1446 vier Kardinäle, die seinen vermittelnden Stand- 
punkt teilten, ernannte, unter ihnen seinen Legaten Thomas 
von Bologna und Johann Carvajal.!) Auffallen muß ferner, 
daß allein die vierte Bulle ‚‚Inter cetera desideria‘“ die Bin- 
dung der Nachfolger auf dem Stuhl Petri und die Zustim- 
mung der Kardinäle ausspricht, während diese doch lange 
und erbittert über alle vier Fürstenkonkordate gestritten 
haben. Auch läßt sich ein Widerspruch zwischen dem Satze 
„gQuoniam propter imminentem nobis aegritudinem non va- 
lemus omnia ... concessa cum ea integritate judicii et 
consilii examinare ... quae rerum magnitudo ... requi- 
rit‘“2) im Salvatorium und der dispositio ‚ex certa scientia 
confirmamus‘“?) in der eben erwähnten vierten Bulle nicht 
leugnen. Gerade die heillos verwirrten kirchlichen Zustände 
nicht bloß auf dem Papier, sondern wirklich zu regeln, er- 
forderte eine genaue Prüfung. Schließlich sei darauf hin- 
gewiesen, wie geschickt an die Stelle des versprochenen 
Konzils schon in der zweiten Bulle ‚Ad tranquillitatem‘“, 
zunächst konkurrierend, der päpstliche Legat gesetzt wird. 
Eugen wußte, daß auf diesem Wege, den er bereits in der 
ersten Urkunde ‚‚Ad ea ex debito‘‘ andeutet, für ihn mehr 
zu e!Teichen war als durch eine allgemeine Kirchenversamm- 
lung. Die eigenartige Verschiedenheit in der Beurkundung 
der einzelnen Privilegien ist oben betrachtet worden.) Alle 
angeführten Punkte, die, für sich betrachtet, wenig be- 
deuten, gestatten aber in ihrer Vereinigung und in dem 
historischen Zusammenhang, in dem sie stehen, einen Schluß 
auf den Charakter der eugenianischen Politik. Sie werden 
in Verbindung mit den beiden vorhergehenden Beispielen 
überzeugen, daß das Urteil Lederers®), Eugen verdanke 
seinen Sieg über die Baseler und die deutschen national- 
kirchlichen Bestrebungen nur seinem echt apostolischen Sinn 


1) C. Eubel, Hierarchia catholica medii aevi II (Monasterii 1901), 
p. 9; O.Raynaldus ad a. 1446 nr. d. 

2) O.Raynaldus ad a. 1447 nr. . 

3) Koch l.c. p. 187. 

%) S. oben S. 303f. 

6) St. Lederer, Der spanische Kardinal Johann von Torquemada 
(Freiburg i. Br. 1879), S. 11. 
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und seiner persönlichen Frömmigkeit, durchaus einseitig ist. 
Vielmehr muß der Erfolg vornehmlich auch auf die ränke- 
volle Staatskunst der Kurie, die der deutschen weit über- 
legen war, zurückgeführt werden. Das Salvatorium ist ein 
Zeugnis — und zwar ein wichtiges — dieser Diplomatie; 
es muß für eine politische Urkunde gehalten werden. 

Indessen man würde ungerecht gegen den Papst ver- 
fahren, und die Betrachtung wäre unvollständig, wollte man 
in dem Bemühen, den Vorbehalt zu ‚‚verstehen‘‘, den Seelen- 
zustand des schwer erkrankten Mannes nicht berück- 
sichtigen. 

Sechzehn Jahre zeitweise äußerst heftiger Kämpfe, 
teils gegen das Konzil, teils gegen die Nationen, waren 
vergangen.!) Eugen war des Haders müde; zudem ahnte 
er sein nahes Ende. Nachdem er mit seinen politischen 
Feinden, dem König von Neapel und dem Herzog von 
Mailand, Frieden geschlossen sowie mit den Griechen und 
Orientalen zu Florenz Einungen zustandegebracht hatte, 
hegte er den letzten dringenden Wunsch, sein Lebenswerk 
mit der Wiederherstellung der Einheit der deutschen Kirche 
zu krönen. Aus seinen Abschiedsworten an die Kardinäle: 
‚„Nobis maximum solamen est, antequam oculos claudere- 
mus, reunitam ecclesiam cernere‘‘?2) fühlt man neben der 
Freude und Erleichterung, die er über die vollzogene Obo- 
dienzleistung der wichtigsten Reichsfürsten empfand, leb- 
haft noch die vorangegangene innere Erregung und seelische 
Spannung. Und wahrlich, nicht leicht ist das Schlußringen 
gewesen.?) Auf der einen Seite standen die Gesandten der 
deutschen Fürsten, fordernd, trotzig. Wohl war die Kurie 
des Enea Silvio und seines königlichen Herrn Friedrichs III. 
sicher, wie die vielfachen ihm erwiesenen Gunstbezeugungen 
erkennen lassen. Aber die Zeiten, in denen der deutsche 
König für die Territorialherren sein Votum abgab, waren 
vorbei. Auf der anderen Seite verharrte das Kardinal- 
kollegium, in dem die unentwegten Eiferer für reinsten 


1) Vgl. zum Folgenden G. Voigt a.a.O. I, S. 381 ff. 

2) L. A. Muratori l.c. III 2, p. 889. 

3) Nach dem Bericht des Enea Silvio: L. A. Muratori l.c. II2, 
p. 88258. 
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päpstlichen Absolutismus die Mehrheit hatten, in schärfster 
Opposition. Zwischen beiden Gruppen wollte Eugen ver- 
mitteln, gestützt auf eine kleine Kardinalspartei, die er 
durch vier Promotionen gestärkt hatte.!) Noch konnte er 
die deutsche Gesandtschaft im heiligen Konsistorium zum 
Vortrag in Audienz empfangen. Dann fesselte ihn ein hitzi- 
ges Fieber ans Krankenbett (,‚dira febris adorta est ..., 
de sanitate nunc desperatio, nunc spes fuit‘‘?)), so daß es 
ihm unmöglich war, an. den Verhandlungen unmittelbaren 
Anteil zu nehmen. Er übertrug sie einem Ausschuß von 
Kardinälen, in dem beide Parteien vertreten waren. Ihnen 
ordnete er als Schiedsrichter den unparteiischen Kardinal 
Capranica zu. Jetzt vernahm er nur noch durch Berichte, 
wie erbittert, „bis zur Verzweiflung‘ erst um den Inhalt der 
deutschen Forderungen (‚‚maximae difficultates contentio- 
nesque fuerunt; at postquam diebus plurimis disceptatum 
est et usque ad desperationem litigatum, inventa demum 
concordia est‘‘3)) und dann um die Formulierung der Zu- 
geständnisse (,,in illis [sc. minutis] etiam diutius disputatum 
est‘“4)) gekämpft worden ist. An sein Ohr drangen die 
leidenschaftlichen Klagen der Kardinäle, apostolicam sedem 
perditum iri5); und ihre bitteren Vorwürfe (‚‚venditam esse 
Theutonicis apostolicam sedem seque quasi bubalos duci 
naribus‘‘®)) erschienen ihm wohl wie furchtbare Anklagen. 
Der fanatische Haß der Theologen gegen das bloße Wort 
Konzil steigerte seine Bedenken. (Er hatte versprochen, 
sich für die Einberufung eines allgemeinen Konzils zu ver- 
wenden.) Zweifel und Zweifel über mögliche, zu weit gehende 
Zugeständnisse quälten den von heftigen Fieberanfällen er- 
schütterten Greis und gestatteten keine ruhige, sachliche 
Abwägung der gewährten Privilegien. Sie vereinigten sich 
mit der in seiner Geistesart und seinen Lebenserfahrungen 
begründeten Abneigung gegen Konzilien. Damit waren die 
psychologischen Voraussetzungen und der letzte Anstoß für 
einen Vorbehalt gegeben. Die lange politische Erfahrung 


1) S. oben 8. 325 f. 

2) L. A. Muratori ].c. III 2, p. 882. 
°—5) Idem lc. IH 2, p. 884. 

°) Idem l.c. III 2, p. 882. 
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ließ ihn endlich die ihm zusagende und nach seinem Er- 
messen geeignete Form dafür finden: Das Salvatorium stand 
fertig vor seinem Geiste, gleichzeitig ein Glaubensbekennt- 
nis, eine politische Urkunde und ein Gewissensvorbehalt. 

Etwa vierzehn Tage später, am 23. Februar 1447 starb 
Eugen IV.!) Die Befürchtungen, die ihn zur Ausstellung 
seines Vorbehaltes bestimmt hatten, verwirklichten sich 
nicht. Vielmehr erfüllte sich seine in der Bulle ‚‚Ad tran- 
quillitatem‘‘ geäußerte Hoffnung, statt eines Konzils werde 
ein Legat ein Konkordat abschließen, das die römische 
Kirche wieder in ihre Rechte einsetze. Nach Vorverhand- 
lungen auf dem Fürstentag zu Aschaffenburg (12. Juli 1447), 
die der Kardinal J. Carvajal führte, wurde am 17. Februar 
1448 zu Wien das sog. „Wiener Konkordat‘‘ unterzeichnet 
und mit dem päpstlichen und kaiserlichen Siegel bekräftigt. 
Es gab dem Papst u. a. die Generalreservationen wieder 
in dem weit vergrößerten Umfang, den Benedikt XII. (1334 
bis 1342) festgestellt hatte.2) Die modifizierten Reform- 
dekrete, deren teilweise und vorläufige Anerkennung man 
in der eben erwähnten Bulle errungen hatte, waren nun 
preisgegeben, ‚‚die deutschen Kirchen ... um das Baseler 
Erbe betrogen“.?) Von dem in den litterae „Ad ea ex de- 
bito‘“ versprochenen allgemeinen Konzil war keine Rede 
mehr; ja, einige Jahre später konnte Enea Silvio als Papst 
Pius II. (1458—1464) es schon wagen, jede Appellation von 
ihm an ein allgemeines Konzil mit dem Anathem zu 
belegen (durch die Bulle ‚„Execrabilis“ vom 18. Januar 
1460).*) Inzwischen hatte auch die kanonistische Theorie 
Mittel und Wege gefunden, um Rechtsnachteile, die der 
Kurie aus der Vertragsnatur der Wiener Abmachungen mög- 
licherweise erwuchsen, von vornherein für ungültig zu er- 
klären. Der Bologneser Jurist Cataldino de Buoncampagni 
führt aus: „Da jedermann sein (sc. des Papstes) Untertan 
sei, so nehme jeder Vertrag, jedes Gelöbnis nur den Cha- 


1) Vgl. zum Folgenden K. Müller a. a. O. II, I, S.105; C. J. v. He- 
fele a. a. O. VII, 838 ff. 

2) K. Müller a.a.0O. II, I, S. 108. 

8) Derselbe a. a. O. II, I, S. 106. 

% C.Mirbt a.a.0. S.181, irrtümlich zum Jahre 1459 gestellt. 
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rakter einer gnädigen Bewilligung an; und eine solche könne 
in jedem Momente zurückgenommen werden‘), und der 
römische Kanonist Pirro Corrado: ‚Die Nation sei wohl 
durch das Konkordat gebunden, der Papst aber nicht.‘‘!) — 
So erwies sich das Papsttum, das am Eingang dieser Periode 
von den konziliaren Bestrebungen ernstlich bedrängt war, 
nach längerem Kampfe auf der ganzen Linie als Sieger. Es 
verdankte aber seinen Erfolg nicht den geistlichen Waffen, 
sondern vielmehr der Einheitlichkeit und Geschlossenheit 
seines Systems sowie seiner Überlegenheit in der Diplomatie. 
„Wenn man nach alledem fragt, von welcher Seite in dieser 
Lage der Dinge eine universale Veränderung ausgehen 
konnte, so ist die Antwort hierauf: von der geistlichen 
allein; denn von seiten des Staates vermochte man dem 
Papsttum nicht gut beizukommen, dazu war es noch zu 
mächtig‘. ?) 

1) J. v. Döllinger (-Janus) a.a. O. S. 175f. und 475; vgl. auch 


A. Werminghoff, Nationalkirchliche Bestrebungen S. 108. 
2) Lv. Ranke, Weltgeschichte IX 2 (1888), S. 134f. 
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V. 


Luther und das Widerstandsrecht. 


Von 


Herrn Professor Dr. Fritz Kern 
ın Frankfurt a.M. 


Die bisher beste Ideengeschichte des Widerstandsrechts 
hat Gierke ım dritten Band des ‚Deutschen Genossen- 
schaftsrechts““ und im ‚„Althusius““ gegeben; hier sind vor 
allem die vielfachen Beziehungen der Widerstandstheorie 
zu den sonstigen Elementen des mittelalterlich-neuzeitlichen 
Natur- und Staatsrechts in unerreichter Klarheit heraus- 
gearbeitet. In meinem ‚„Gottesgnadentum und Widerstands- 
recht‘ (1915) habe ich dann vor allem die mittelalterlichen 
Ursprünge dieser Lehren aus dem germanischen, dem kirch- 
lichen und dem römischrechtlichen Ideenkreis verfolgt und 
die Verflechtung der Theorie mit der politischen Wirklich- 
keit geschildert. Für die Widerstandslehren im Luthertum 
und Calvinismus hat Cardauns’ Bonner Dissertation (1903) 
die Grundlinien gezogen. Wenn jetzt Karl Müller in einer 
besonderen Abhandlung), die mir den Anlaß zu den folgen- 
den Ausführungen gibt, die Äußerungen Luthers im einzelnen 
untersucht, so liegt der Hauptwert seiner Arbeit in der un- 
gemeinen kritischen Sorgfalt, mit der jedes einzelne Luther- 
sche Wort auf Textüberlieferung, Sinn und politischen Zu- 
sammenhang geprüft wird. Hierdurch hat Müller die For- 
schung auf zuverlässige Grundlagen gestellt. Dagegen 
vermeidet es Müller durchweg, die Zusammenhänge der 
Lutherschen Ideen mit den mittelalterlichen Widerstands- 
theorien aufzuzeigen. Wenn er auch nur einmal beiläufig 
es ausdrücklich ablehnt, solchen Zusammenhängen nach- 
zugehen?), so ist doch die ideengeschichtliche Isolierung 
Luthers ein durchgängiger Wesenszug seiner Studie. Hier- 


1) K. Müller, Luthers Äußerungen über das Recht des bewaffneten 
Widerstands gegen den Kaiser. Sitzungsberichte der kgl. bayer. Akad. 
d. Wiss., phil-hist. Kl. 1915, 8. Abh., 95. 

2) Müller 8, 2. 
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durch gewinnt die Darstellung aber nicht an Handlichkeit. 
Sie schwebt sozusagen in der Luft.!) Im folgenden soll 
nun versucht werden, auf Grund der gesicherten Müller- 
schen Ergebnisse den Standpunkt Luthers zur Widerstands- 
theorie zusammenfassend zu beurteilen. 

1. Wie hat sich der Kurfürst von Sachsen zu verhalten, 
wenn der Kaiser Luther greifen lassen will? Auf diese Frage 
antwortet Luther 1522 — und bei dieser Antwort bleibt 
es auch später?) —, der Kurfürst habe zum mindesten 
leidenden Gehorsam zu leisten.?) Es ist der Gewissens- 
zweifel des Egoismus, der Luther veranlaßt, die Verteidigung 
des Evangeliums von der Verteidigung der Anhänger des- 
selben scharf zu unterscheiden .?) 

2. Darf der Kurfürst aber für die Sache des Evange- 
liums gegen seine Obrigkeit, den Kaiser, streiten ? Hierauf 
antwortet Luther 1523 mit Ja, falls der Krieg auf besondere 
Offenbarung Gottes hin begonnen werde (vocante aliquo 
singulari spiritu et fide). Es ist der alte Satz, daß göttliches. 
Gebot menschliches Recht bricht.5) Aber es ist praktisch 
sehr schwierig, zu wissen, wann dieser Fall eintritt, der eine 
unmittelbare und unbezweifelbare göttliche Erleuchtung 
voraussetzt. Für die Politiker war mit dieser nicht aus 
politischen, sondern aus bibelexegetischen Bedürfnissen er- 
wachsenen Theologenformel ebensowenig anzufangen, wie 
mit später zu besprechenden religiösen Formeln Luthers.. 
Aber der Reformator will grundsätzlich weder juristische 
noch politische Gesichtspunkte kennen: sein Beruf ist es, 
die göttliche Wahrheit unbeugsam, ohne Rücksicht auf die 
daraus erwachsenden irdischen Schwierigkeiten, ja Unlös- 
barkeiten, auszusprechen.®) 


I) Vgl. zu der ähnlichen Isolierung des Widerstandsproblems im 
Sachsenspiegel bei Zeumer (2?.Sav.RG. 48, 1914) mein „Gottesgnaden- 
tum und Widerstandsrecht“ (im folgenden stets als „Mittelalterliche Stu- 
dien [M.St.] 1°“ unter Angabe der Seitenzahlen des Gesamtbandes zitiert), 
Anhang XVII. 

2) Müller 7. 24. 64. 3) Müller 4. *) Insbesondere Müller: 
7 (1523). 10f. (1526): die Furcht, Richter in eigner Sache zu sein. 

8) Gierke, Genossenschaftsrecht 3, 565, 127; Müller 11. 

*) Müller 7f. Ich meine, daß die erste Bedingung des Lutherschen 
Gutachtens von 1523 mit dieser dritten Bedingung (der Inspiration); 
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3. Fehlt ein solch unzweideutiger Kriegsbefehl Gottes, 
so ist der ungerechten Obrigkeit unbedingter leiblicher lei- ' 
dender Gehorsam bei seelischem Widerstand zu leisten.!) 
Mit diesem Grundsatz vertritt Luther vollkommen den 
Standpunkt der Märtyrer.?) Denn, wie wir unter 1. gesehen 
haben, den germanischen Standpunkt der Selbsthilfe (‚‚der 
Untertan darf gegen eine ungerechte Obrigkeit Richter in 
eigner Sache sein‘“)®) lehnt Luther als anarchisch und un- 
evangelisch ab. Er verteidigt wie im Bauernkrieg die 
unbedingte Gehorsamspflicht des Untertans gegen die gott- 
gegebene Obrigkeit. 

4. Gegenüber dem formlosen Widerstandsrecht ist also 
Luthers Ablehnung vollkommen klar. Nun hatte aber das 
spätere Mittelalter ein rechtsförmliches Widerstandsverfah- 
ren der Untertanschaft gegen die Obrigkeit zu entwickeln 
begonnen. Einerseits wurde eine rechtsförmliche Absetzung 
des Herrschers wegen Rechtsbruchs vielfach von der Rechts- 
theorie aufgestellt und von der Rechtspraxis öfters getätigt.) 
Andrerseits verbrieften manche Herrscher ausdrücklich ihren 
Untertanen das Widerstandsrecht als Verfassungsgarantie.?) 
Hierdurch trat dasselbe aus der Sphäre des göttlichen oder 
des natürlichen oder des Selbsthilferechts hinüber in das 
Gebiet des positiven Staatsrechts. Damit mußte sich auch 


sich sehr nahe berührt. Denn wenn der Kurfürst seine Neutralität in 
Sachen des Evangeliums aufgibt, dann hat er eben durch Gottes Er- 
leuchtung den gegenüber kaiserlich-weltlichem Gebot autonom-religiösen 
Standpunkt gewonnen. — Im Gebrauch des Begriffes „Volkssouveränität‘“ 
ist größte Vorsicht am Platz. Den von Müller 6f. konstatierten Gegen- 
satz zwischen Melanchthon, der die Volkssouveränität verwende, und 
Luther, der sie nicht kenne, kann ich in dieser Weise nicht finden. Schon 
im Mittelalter hat — unter Ausschluß jeglichen Anflugs von Volks- 
souveränität — der Herrscher seine Herrschaft von Gott und Volk. 
M.St. 1, 157. 158, 23. Für das Widerstandsrecht folgt aus diesem doppelten 
Mandat zunächst gar nichts. Darin dürfte Melanchthon mit. Luther 
einig sein. 

1) Müller 9ff. (1526): Ausführliche Polemik gegen die Tyrannus- 
theorie der Antike und des Alten Testaments. Ferner Müller 23 (1530). 
Der seelische Widerstand bei körperlichem Gehorsam wird besonders 
betont Müller 24 (1530). 

2) M.St. 1, 352ff. °) M.St. 1, 315ff. 4) M.St. 1, 414ff. 

6) M.St. 1, 419 ff. 
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der Theologe irgendwie abfinden. Luther hat das zunächst 
in einer Weise getan, die von ferne an die Sachsenspiegel- 
glosse des 14. Jahrhunderts erinnert.!) Er läßt für die 
Könige und andere Landesherren ein Züchtigungsrecht 
durch den Kaiser gelten dergestalt, daß sich gegen sie die 
Untertanen auf Befehl des Kaisers empören dürfen.?) Gegen 
den Kaiser aber läßt er die Möglichkeit seiner rechtsförm- 
lichen Absetzung offen. Solange er Kaiser ist, muß man 
ihm unbedingt gehorchen?); er kann aber abgesetzt werden 
und hört dann auf, Obrigkeit zu sein.?) 

Später hat Luther nun dies Zugeständnis an die Auto- 
nomie des positivrechtlichen Standpunkts noch unter dem 
Eindruck juristischer Gutachten erweitert. Wenn es — 
so urteilt er in Torgau 1530 — Fälle gibt, in denen das 
positive Recht den Widerstand gegen den Kaiser einräumt, 
und wenn ein solcher Fall jetzt vorliegt — worüber einzig 
und allein die Rechtslehrer entscheiden können —, so haben 
die Theologen nichts dagegen einzuwenden. Die Trennung 
der Fakultäten ist interessant. „Das Euangelion leret nicht 
widder die welttliche Recht.‘“ Das Entscheidende ist aber 
nach Luther für die Rechtsbeurteilung, daß der Kaiser 
das Widerstandsrecht selbst erteilt hat, daß ‚‚solchs 
(nämlich das Widerstandsrecht) der Oberkeit Rechte selbs 
geben, welchen wir doch allenthalben zu gehorchen vleißig 
geleret haben“. Widerstand gegen den Kaiser ist also dann 
in Wahrheit Gehorsam gegen den Kaiser.®) 


1) M.St. 1, 314. 2) Müller 10f. 

3) Vgl. oben S. 333 Anm. 1. Die positivrechtlichen Gründe der 
Juristen für den Widerstand, z. B. Bruch der Wahlkapitulation durch 
den Kaiser, sind vom theologischen Standpunkt aus nichtig. Müller 23. 
In der Abneigung gegen die Folgerung eines Widerstandsrechts aus dem 
Bruch des Herrschaftsvertrags, ja in der Abneigung gegen den Vertrags- 
gedanken überhaupt ist Luther wieder ganz mittelalterlich-theologisch: 
es kommt ihm immer nur auf die Pflichten, etwa auch Widerstands- 
pflichten (oben S. 332 Anm. 5), aber nicht auf die Rechte an. Vgl. 
M.St. 1, 358f. Der Jurist hat es mit Rechten, der Theologe mit sittlich- 
religiösen Pflichten zu tun: das ist bei diesen Diskussionen Luthers grund- 
sätzlicher fachmännischer Standpunkt gegenüber den Gutachten der 
Räte, die indes (Müller 41) auch ihrerseits für die religiöse Widerstands- 
pflicht Verständnis zeigen. *) Müller 23 (1530). 

$) Müller 33 (1530). 35. 36 (1531). Die naturrechtlichen Normen 
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So hat Luther also bei diesen Zugeständnissen nirgends 
mittelalterliche Anschauungen überschritten: einmal läßt 
er gegen den Kaiser das formelle Rechtsmittel der Ab- 
setzung, das andere Mal den Widerstand als Verfassungs- 
garantie gelten, falls nämlich der Kaiser diese Garantie 
selbst ausdrücklich gegeben hat. Immer aber ist das Recht- 
liche Sache der Juristen; der Theologe hat nur die Sphäre 
der Gewissenspflichten zu vertreten, wenn er auch das 
Recht in dessen Sphäre selbständig gewähren läßt. Es 
ist eine Folge des allgemeinen Durchdringens des gelehrten 
Rechts, daß jetzt im 16. Jahrhundert der Theologen- und 
der Juristenstandpunkt sich so unabhängig unter gegen- 
seitiger Achtung nebeneinander behaupten. Hierin ist die 
humanistisch-protestantische Theologie Luthers bescheidener 
geworden als die unbekümmert in das Gebiet des: Rechts 
hinüber dekretierende Theologie des Mittelalters gewesen 
war. Mit Hilfe des Natur- und des Kirchenrechts war da- 
mals gerade auch in solchen grundsätzlichen Fragen das 
ungeschriebene, ungelehrte positive weltliche Volksrecht 
übermeistert worden von den theologischen Autoritäten 
des mittelalterlichen Katholizismus. Schon im 11. Jahr- 
hundert hatten absolutistische Gottesgnadentheologen jeg- 
lichen Widerstand und jegliche Herrscherabsetzung als wider 
göttliches Gebot verdammt.!) Luther steht nicht auf diesem 
Standpunkt. Wenn das weltliche Recht solche Dinge ent- 
hält, so ist das Evangelium nicht dawider. Allerdings kann 
sich Luther persönlich nur mit Mißbehagen in die Denkweise 
der Juristen finden; doch das ist seine Privatsache: der 


fallen im Gegensatz zu den positivrechtlichen unter die Zuständigkeit 
des Theologen. Ein naturrechtliches (oder göttliches) Widerstandsrecht 
lehnt Luther deshalb in dem hochinteressanten Brief an Spengler (Mül- 
ler 36) ausdrücklich wieder ab. Im übrigen haben ihn die positivrecht- 
lichen Widerstandsdeduktionen der Juristen laut demselben Brief nicht 
überzeugt; man hat ihm offenbar die ‚Beweise‘ nicht vorgelegt (vgl. 
dazu Müller 50). Aber das ist sein privater Zweifel; Luther hat über 
das positive Recht nicht zu befinden; er ist nicht Doctor juris. Das hat 
der Kurfürst mit den Räten auszumachen. Seine, des Theologen, Amts- 
pflicht ist es allein, zu erklären, daß, falls die Juristen ihre These vom 
positivrechtlichen Widerstandsrecht vor dem Forum des Rechts erhärten,, 
die Religion dagegen nicht einzuschreiten haben würde. 


1) M.St. 1, 387. 
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Theologe als solcher tritt vor der Sphäre der Juristen zu- 
rück!), die ihrerseits wieder die bedenkenvollen ‚Theolo- 
gumena“ betreffs des Widerstandsrechts als praktisch-poli- 
tisch unannehmbar ablehnen müssen.?) Müller zeigt, daß 
Luther bei diesem Rückzug vor der Sphäre des Rechts in 
seelsorgerlicher Absicht handelte, um, „weil wir’s nicht 
haben können wehren, doch das Gewissen (der Politiker) 
zu retten‘“.?) Aber Müller geht m. E. zu weit, wenn er in 
dem Torgauer Bedenken ‚nicht den Ausdruck von Luthers 
wirklicher ... Meinung‘ und in Luther dabei ‚das Opfer 
der geschäftlichen Überlegenheit der sächsischen Politiker 
und seiner seelsorgerlichen Ängstlichkeit“ sieht.*) Das Tor- 
gauer Bedenken enthält zwar nicht Luthers ganze Meinung 
über das Widerstandsrecht; aber was an Grundsätzlichem 
darin steht, ist wirklich seine Meinung. Er ist kein Poli- 
tiker und will keiner sein. Aber er sieht ein, daß Recht und 
Politik eine gewisse Selbständigkeit beanspruchen dürfen. 
Er ist von den Räten nicht düpiert worden und auch nicht 
ängstlich vorgegangen. Der Zwiespalt der Standpunkte 
war ihm peinlich und bedrückend; aber er erkennt ihn klar 
und freimütig an, ohne sich etwas zu vergeben oder etwas 
zu verschweigen, was zur Sache gehörte.°) 

Ähnlich schreibt er in der „Warnung an seine lieben 
Deutschen“ (1530/31), gegen Aufruhr trete er unbedingt auf; 
über Widerstand in Notwehr aber hätten die Juristen zu 
entscheiden.®2) Während er also jetzt wie früher die natur- 


1) Müller 38 und oben S. 334 Anm. 5. 

2) Müller 40 und unten $. 339 Anm. 1. Der Gegensatz der deo- 
Joyovusva nepi Exelvns Intnoews zu den Juristen und Politikern auch bei 
Melanchthon, Müller 42. Melanchthon nennt (Müller 44) Luthers Zu- 
geständnis, daß das Evangelium einem bewiesenen positivrechtlichen 
Widerstandsrecht nicht zuwider sei, eine Epikie. 

®) Müller 38. 45, wo an Luthers Beichtrat zu der Doppelehe des 
Landgrafen erinnert wird. 

4) S. 52. 

8) Daß Luther hinsichtlich der quaestio facti, wie groß die vom 
Kaiser drohende Gefahr sei, andrer Meinung war als die Politiker, scheidet 
hier aus. Allerdings hängt mit seiner Kampfscheu die optimistische Auf- 
fassung der kaiserlichen Absichten psychologisch eng zusammen; er 
glaubt, was er wünscht. Vgl. unten S.339. Für die grundsätzlichen 
Äußerungen ist das nebensächlich. 

®) Müller 54. 
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rechtliche Notwehr als Begründung des Widerstandsrechts 
schroff ablehnte), scheint er seit Torgau (1530) nunmehr 
doch ein positivrechtliches Notwehrrecht anzuerkennen, über 
das ihm als Theologen kein eigenes Urteil zustehe. Die 
angegriffenen evangelischen Stände dürfen sich demnach 
in Notwehr verteidigen und die Christen sollen dem Kaiser 
zu einem so ungerechten Krieg Heerfolge verweigern?) 
Luther erleichtert sich dieses Zugeständnis, indem er als 
eigentlichen Feind das Papsttum, welches das Evangelium er- 
würgen will, auffaßt und den Kaiser nicht als den Urheber, 
sondern nur als den Diener dieses gottlosen Vorhabens be- 
handelt; nur insoweit der Kaiser im Dienst des Papstes 
steht, ist gegen ihn Notwehr erlaubt.?) 

5. Die vielfältigen publizistischen Lehren der Schola- 
stik ließen ebenso wie die Bibelexegese (namentlich des 
Alten Testaments) außer dieser Meinung Luthers noch eine 
Reihe anderer für evangelische Theologen möglicher Stand- 
punkte zu. Wir sehen dies z.B. an den von Luther mit- 
unterschriebenen, aber nach Müllers überzeugender Dar- 
legung teils von Melanchthon, teils von Jonas oder Bugen- 
hagen verfaßten Gutachten von 1536 und 1539. Hier er- 
kennen die Theologen ein naturrechtliches Notwehrrecht 
an.t) Um so eigentümlicher tritt Luthers Beharrung auf 
seinem eigenen Standpunkt hervor, so sehr dieser auch von 
der fortgesetzt treibenden Woge der politischen Strömungen 
unterspült wurde. So kann er z.B. (1539) auf die ver- 
fassungsrechtliche Bindung des deutschen Kaisers, auf die 
alttestamentlichen Beispiele bewaffneten Widerstands und 


1) Vgl. oben unter 3. und Müller 36. 75. 79. 

2) Es ist sehr interessant, daß Luther in den Notizenzetteln zu der 
„Warnung“ (Müller 57ff.) die leitenden Gedanken der staats- und natur- 
rechtlichen Widerstandstheoretiker, der Publizisten und Juristen, ver- 
arbeitet, darunter z. B. auch die bekannte Theorie, daß zwar nicht Pri- 
vate, aber Magistrate (Reichsstände) das Widerstandsrecht besitzen (vgl. 
Müller 48). Er zeigt sich also als Kenner der mittelalterlichen und huma- 
nistischen Staatstheoretik, sowie insbesondere des ständischen Wider- 
standsrechts. Aber er eignet sich gerade diese Gedankengänge nicht in 
seinen Veröffentlichungen an. Er bleibt dort der fachmäßige Theologe 
und Nichtjurist, und die veröffentlichte „Warnung“ zeigt von diesen 
Notizenzetteln kaum eine Spur. 

8) Müller 54ff. 66. *4) Müller 66ff. 
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sogar auf zwei ganz mittelalterliche Stützkonstruktionen 
des Widerstandsrechts, die rex-tyrannus-Lehre!) und die 
Lehre von der ketzerischen Obrigkeit?) eingehen. Trotz 
diesen Erweiterungen seiner Zugeständnisse hält er aber an 
seinen oben umrissenen grundsätzlichen Anschauungen fest.) 
In privaten Äußerungen, Tischreden, Notizenzetteln usf. 
geht er immer mehr auf die Argumente der Juristen, z.B. 
den aristokratischen Charakter der Reichsverfassung, die 
Widerstandspflicht der Magistrate (Reichsstände) im Gegen- 
satz zur Gehorsamspflicht der Privatleute, die aristotelische 
Unterscheidung von Politie und Despotie u.a. ein. Aber 
man kann nicht sagen, daß seine theologisch-amtliche Über- 
zeugung dadurch geändert worden sei.‘) 


1) Vgl. M.St. 1, 364 ff. 542ff. Wird der Kaiser Soldat der Papisten, 
so betrachten die Fürsten (nicht Luther selbst! Er gibt nur den Stand- 
punkt der evangelischen Politiker wieder) den Kaiser nicht als Kaiser, 
sondern als Kriegsknecht und Räuber. Müller 70. 

2) Vgl. M.St. 1,359 ff. Müller 71. Der Widerstand gegen die gottes- 
lästerliche Obrigkeit ist hiernach Strafe für ihre Blasphemie, nicht eigent- 
licher Widerstand. Bekennt sich die Obrigkeit offen zum Heidentum, 
so will ihr Luther wieder als heidnischem Tyrannen körperlich gehorchen 
(Märtyrerstandpunkt). Also auch ein sehr bedingtes Zugeständnis an die 
Widerstandstheoretiker! Luther ist aber immer fester dazu gekommen, 
die evangelische Lehre mit dem Christentum überhaupt gleichzusetzen. 
Darum tritt in seiner späteren Zeit immer schroffer das Recht der Fürsten 
hervor, das Evangelium gegen jedermann zu verteidigen. Vgl. auch 
Müller 74. 

3) Müller 73. — In die rex-tyrannus-Lehre fällt in gewissem Sinn 
auch Luthers Ansicht, daß der Papst gar nicht als Obrigkeit, sondern 
als gemeinschädliches Wesen zu behandeln sei (Müller 74). Indes bezieht 
sich das ja auf die Einrichtung des Papsttums, nicht auf den einzelnen 
Papst. Insofern steht diese Anschauung außerhalb der eigentlichen 
Widerstandserörterungen. — In der Disputation von 1539 zieht Luther 
die rex-tyrannus-Lehre zu dem positivrechtlichen, vom Kaiser selbst 
erteilten Widerstandsrecht, das die evangelischen Juristen behaupten. 
Müller 74 und 75 oben. 

*) Die Quellen, aus denen Luther allmählich das Material für das. 
Widerstandsrecht zuströmte, sind vorzüglich zusammengestellt bei Mül- 
ler 79ff. In dem Schlußsatz stimme ich mit Müller 83 überein, möchte 
aber noch mehr als M. betonen, daß Luther zeitlebens die usrdßaoıs eis 
äAlo yEvos beim Übertritt von theologischen zu politischen Gründen stark 
empfunden hat, auch wo er den Gegensatz nicht so scharf hervorhebt. 
wie 1530/31. 
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6. Eine gewisse Entwicklung in Luthers Ideen über 
das Widerstandsrecht ist trotz dieser grundsätzlichen Festig- 
keit des Theologen anzuerkennen insofern, als er immer 
stärker das Eigenrecht der juristisch-politischen Beurteilung 
der Frage erkennt. Die Politiker, an ihrer Spitze der Land- 
graf von Hessen, sahen sich namentlich in den zwanziger 
Jahren in der schwierigen Lage, daß der Führer ihrer Partei 
von den irdischen Vernunftrechnungen der Politik nichts 
wissen wollte und darin nur Mangel an Glauben sah. Wie 
schwer hatte die elementare Staatsräson mit Luthers Mär- 
tyrerstandpunkt zu kämpfen!!) Auch in bloßen Defensiv- 
und Vorsichtsrüstungen sah er schon ein verbotenes und 
herausforderndes Treiben. Er beurteilte regelmäßig die 
kaiserlichen Pläne mit einem Optimismus, den der alles 
in Betracht ziehende Politiker nicht teilen konnte. Im 
tiefsten Grunde wurzelte dieser Optimismus freilich in dem 
fröhlichen Glauben, daß der Herr die reine Lehre auch bei 
äußerer Verfolgung, trotz aller Widerstands- und Vor- 
bereitungslosigkeit, nicht zugrunde gehen lassen werde. So 
war Luther ja auch bereit, sich selbst gegebenenfalls ohne 
Widerstand in die Gewalt der feindlichen Obrigkeit aus- 
zuliefern. Das Besondere war, daß ein Mann mit der Ethik 
der Märtyrerakten als die oberste Autorität reichsständischer 
Politik des 16. Jahrhunderts dastand. Er riet den Landes- 
herren ebenso zur Unterwerfung unter ihre Obrigkeit, wie 
den Bauern unter die ihrige, und war auch hierin der Schrift- 
theologe, der die Grundsätze des Urchristentums unbeküm- 
mert um Ort und Zeit in seine Gegenwart einführte. Damit 
untergrub er freilich seine eigene Autorität: denn so ging es 
eben einfach nicht. Als die Politiker ihn endlich an dem Punkt 
hatten, daß er die verhältnismäßig selbständige Berechti- 
gung des juristisch-politischen Gesichtspunkts anerkannte 


1) Vgl. z. B. Müller 13f. 28. 46ff. Es war für die Sache des Evan- 
geliums gut, daß der Landgraf andere Ansichten über das Widerstands- 
recht hatte als Luther. Wie unpolitisch sind z. B. Luthers Erwägungen _ 
bei Müller 24. 28f. 5lf. Wo er sich dem Standpunkt der Politiker anpaßt 
(z. B. Müller 21 — dazu 24f. 29f. —; 33 unter 2; 42f.), sehe ich keine 
eigentliche „Wendung“ in Luthers Standpunkt, sondern nur ein allmäh- 
liches Sichanpassen an das Vorhandensein eines anderen Standpunktes. 
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und sich, wenn auch mit Mißbehagen, an das Vorwalten 
solchen Gesichtspunkts bei seinen Fürsten gewöhnte, da 
haben sie seine zu ihren Gunsten herumgebogene Autorität 
weidlich ausgenutzt.!) Trotzdem konnte die Politik einer 
Partei nicht schneidig und rasch sein, deren geistiger Führer 
so innerlich dem politischen Denken widerstrebte. Wir sehen 
bei diesem schmalen Ausschnitt aus der Ideengeschichte des 
Widerstandsrechts in ringende Gegensätze des Lebens hin- 
ein, in den Gegensatz zwischen einer werdenden Religion 
und einer werdenden Kirche. Die letztere wuchs in der 
Verschalung der reichtsständischen Libertät als Staats- 
kirchentum heran; es genügte ihr für ihre Selbsterhaltung 
nicht, auf Gott als eine feste Burg zu hoffen. Gegenüber 
der: Opfergesinnung des religiösen Genius erhob sich mehr 
und mehr die Selbstbehauptungspflicht eines neuen Gottes- 
reiches, welche das Widerstandsrecht des Ständestaats 
herübernimmt. Vollbewußt und widerspruchslos ist diese 
Entwicklung freilich nicht mehr bei den Lutherischen 
vollzogen, sondern erst bei Calvin. 


1) Müller 46. 
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Zur Geschichte der Personalpfarreien. 


Von 


Herrn Johann. Dorn, 
Friedberg (Oberbayern).') 


Wenn sich bis heute kein Forscher eingehender mit der 
Geschichte der Personalpfarreien ?) beschäftigt hat, so dürfte 


1) Indem ich diese kleine Studie der Öffentlichkeit übergebe, drängt 
es mich, allen denen zu danken, die mir bei deren Abfassung ihre Unter- 
stützung liehen. Zunächst den Archiven, aus deren Beständen ich un- 
gedruckte Quellen wiedergebe, nämlich dem Kgl. Bayerischen Allgemeinen 
Reichsarchiv in München, insbesondere dessen Direktor Herrn Geheimrat 
Dr. Jochner, der die Übersendung von Archivalien nach Friedberg ge- 
stattete und dadurch meine Arbeit wesentlich erleichterte, und Herrn 
Archivrat Dr. Werner, der sich um die Auffindung von Archivalien be- 
mühte, weiterhin dem Archive des bischöflichen Ordinariats Passau gleich- 
falls für die Übersendung von Archivalien und Herrn Generalvikar Prälat 
Dr. Krick sowie Herrn Dr. Heuwieser in Passau für die Feststellung 
derselben, endlich dem Stadtarchiv in Köln, dessen ich bereits vor Jahres- 
frist an dieser Stelle dankbar gedachte. Herrn Professor Dr. Gietl (Mün- 
chen) verdanke ich mehrere wertvolle Mitteilungen und Herr Dr. Stein- 
berger (München) hatte die Güte, nicht nur die unten veröffentlichte 
Niedernburger Urkunde, die mir nur in einer jüngeren Abschrift vorlag, 
mit dem wegen schlechter Erhaltung des Siegels nicht versendungsfähigen 
Original des Reichsarchives zu vergleichen, sondern auch eine stattliche 
Reihe von Fragen brieflich zu beantworten. Für die Beschaffung der 
Literatur bin ich der Universitätsbibliothek München und namentlich 
der Stadtbibliothek Augsburg zu Dank verpflichtet. 

2) Unter Personalpfarreien verstehen wir hier jene Seelsorgever- 
bände, bei denen sich die Zugehörigkeit nicht nach dem Wohnsitz ihrer 
Mitglieder, sondern nach persönlichen Eigenschaften derselben, wie Ab- 
stammung, Beruf, Alter bestimmt. Nicht hierher gerechnet wurden dar- 
um die sogenannten Anstaltspfarreien, da sie sich auf ein festes, wenn 
auch nur ganz kleines Territorium erstrecken. Sie werden jedoch zu 
reinen Personalpfarreien, sobald nur die Personen, für die die Anstalt: 
errichtet ist, zu der Anstaltspfarrei gehören, z. B. nur die Kranken eines- 
Hospitals, die Gefangenen einer Strafanstalt, die Alumnen eines Semi- 
nars, nicht aber die Dienstboten. — Auch Pfarreien, die auf das Immuni- 
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das vor allem dem Umstande zuzuschreiben sein, daß die 
Zahl jener merkwürdigen Gemeinden in Vergangenheit wie 
Gegenwart sehr gering ist. In den Lehrbüchern des Kirchen- 
rechts werden sie meist mit ein paar Zeilen abgetan, von 
manchen ganz übergangen. Eine Ausnahme macht Hin- 
schius, dem seine große Belesenheit in den mittelalter- 
lichen Quellen es ermöglichte, einige Personalpfarreien nam- 
haft zu machen und urkundlich zu belegen.!) Außer ihm 
hat, soweit mir bekannt geworden ist, von deutschen Auto- 
ren lediglich Karl Heinrich Schäfer in seinen Büchern 
über Pfarrkirche und Stift?) und über die Kanonissen- 
stifter®) den Personalpfarreien unter Verwertung mancher 
bis dahin unbeachtet gebliebener Quellenstellen größere Auf- 
merksamkeit geschenkt. Daneben verdient noch ein in 
italienischer Sprache erschienener, fast vollständig auf un- 
gedruckten Quellen beruhender Aufsatz Erwähnung, der 
sich mit einer bestimmten Klasse*) von Personalgemeinden 


tätsgebiet einer Kirche beschränkt sind, sind nicht zu den Personalpfarreien 
im strengen Sinne zu zählen. — Unberücksichtigt blieben jene Fälle, in 
denen außer den Kanonikern, Vikaren, Kanonissen, Mönchen, Nonnen 
eines Stiftes oder Klosters nur die im Gebäude desselben wohnenden 
Dienstboten der Seelsorge der eigenen Kirche unterstellt waren, wie beim 
Kloster Ölinghausen in Westfalen, dem gestattet wurde, u fratres ... 
Iibere divina cum plenitudine officit in cella sua celebrent sibi ed sororibus 
ac omnibus in ea cella deservientibus tam conducticiis quam professis, omnes- 
que infra ambitum esusdem celle manentes et habilantes, qui ad cellam istam 
sive ex professione sive ex mercedis conductu spectant, cuiuscumque serus 
vel conditionis fuerint, 83 diem obitus sui ibidem acceperint, in alrio ei cymi- 
terio huius celle sepeliantur; nec preier huiusmodi homines alis ıbidem 
sepeliri debent ... (Joh. Suitbert Seibertz, Landes- und Rechts- 
geschichte des Herzogtums Westfalen II [Urkundenbuch I], Arnsberg 
1839, S. 110 Nr. 79). 

1) Paul Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Prote- 
stanten in Deutschland II, Berlin 1878, S. 292f. 

2) Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich 
Stutz, Heft III, Stuttgart 1903, S. 28ff. 

3) Ebenda Heft XLIII/XLIV S. 114°. 

*) Nach älteren, offenbar nur einige italienische Beispiele kennenden 
Autoren könnte man meinen, die parochiae gentilitiae seien die einzig 
vorkommende Art von Personalpfarreien, also mit diesen identisch. Daß 
dem nicht so ist, werden die folgenden Seiten zeigen. Auch Lucius 
Ferraris kennt die Gesichtspunkte, nach denen sich die Zugehörigkeit 
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befaßt, den anscheinend hauptsächlich in Italien vorkom- 
menden parochiae gentilitiae: Mattia Moresco, Le par- 
rocchie gentilizie genovesi.!) Damit dürfte die Literatur 
über unser Thema ziemlich erschöpft sein. 

Bevor wir es versuchen, die Nachrichten über deutsche 
Personalpfarreien zusammenzustellen, seien den italienischen 
parochiae gentilitiae einige Worte gewidmet. Moresco 
kommt zu folgenden, wie mir scheint, in allen wesentlichen 
Punkten hinreichend begründeten Schlußsätzen?): 

„1. Le parrocchie gentilizie genovesi hanno un’ origine 
chiaramente determinata nel tempo e motivata da un scopo 
di pio fasto, come istituzione di beneficio, e, in genere, da 
un abuso e per un utile pratico come istituzione di par- 
rocchialitä; 

2. Queste parrocchie furono anzitutto territoriali e per- 
dettero in seguito tale caratteristica, ad eccezione di S. Mat- 
teo, perch&e non si curarono di farla canonicamente rico- 
noscere; 
zu den Personalpfarreien im mittelalterlichen Deutschland bestimmte, 
nicht; er schreibt in seiner Prompta bibliotheca VI s. v. parochia n. 17: 
„Pluribus in locis adsunt parochiae, quae non distinguntur per domos 
materiales et per determinatos districtus locorum, sed per populos [hier 
denkt er wohl an Orte, deren Bewohner verschiedenen Nationen und 
Sprachen angehören und mit Rücksicht darauf verschiedenen Pfarreien 
zugeteilt sind] seu familias et istae vocantur Parochiae gentilitiae earun- 
dem familiarum, ita ut, si eaedem familiae commorentur in distrietu 
alterius parochiae, subsint nihilominus iurisdictioni suae parochiae gen- 
tilitiae; et has parochias non extendi ad alias familias diversas ab illis, 
pro quibus erectae fuerunt‘‘, [possunt]. 

1) Rivista italiana per le scienze giuridiche XXXI, Torino 1901, 
p. 163—191. Die von Moresco p. 163 erwähnte Abhandlung „sull’ ori- 
gine delle parrocchie gentilizie in genere“‘, die Corazzini im 6. Band der 
Rivista di diritto ecclesiastico veröffentlichte, blieb mir unzugänglich. 
Corazzini hat sich durch den Namensgleichklang dazu verleiten lassen, 
die parochiae gentilitiae mit den alten römischen gentes in Verbindung 
zu bringen und ihren Ursprung auf die bereits im vierten nachchristlichen 
Jahrhundert „nelle grandi proprietä dei signori“ errichteten Kapellen 
zurückzuführen. Dagegen ist mit Moresco auf die große Seltenheit jener 
Pfarreien hinzuweisen, ferner darauf, daß sie nur in Städten vorkommen, 
und daß ihr Alter und ihre Entstehung, zum mindesten für Genua, sich 
ziemlich genau bestimmen läßt. 

2) Moresco l.c. p. 1898. 
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3. I parrocchiani esercitano ex jure il gluspatronato 
sulla loro parrocchia; 


4. Le parrocchie gentilizie genovesi divennero personali 
ed ebbero carattere propriamente giuridico in seguito al 
perfezionarsi del diritto e quando fu dato dalla giurispru- 
denza pontificia stabile assetto alla loro natura giuridica; 


5. Esse erano esclusive per i membri della famiglia di 
cui avevano la cura d’anime e non potevano estendere ad 
altri la loro azione parrocchiale; 


6. I membri della famiglia stessa, non potevano avere 
altro parroco che il proprio, in qualunque parte della eittä 
si recassero ad abitare.‘“ 


Solcher Pfarreien gab es in Genua sieben!); fünf davon 
entstammen dem Mittelalter, zwei späterer Zeit. Aquila 
besaß deren sechs.?2) Weitere sind Moresco nicht bekannt 
geworden. Doch bestanden bzw. bestehen derartige parochiae 


1) Hier kurz die Namen und die wichtigsten Daten aus ihrer Ge- 
schichte nach Moresco, der mit Recht genau zwischen Erbauung bzw. 
erster Erwähnung der Kirchen und Errichtung bzw. erstmaliger Be- 
zeugung der Pfarreien unterscheidet: 1. S. Matteo, gentilizia della fa- 
miglia D’Oria, die Kirche soll 1125 gegründet sein, die Pfarrei wurde 
durch Papst Johann XXIII. 1413 anerkannt; 2. S. Pancrazio, die 
Kirche ist ums Jahr 1000 erbaut, den Familien Calvo und Pallavicino 
als Pfarrei zugewiesen durch Klemens VIII. 1593, doch wohl bereits vor- 
her tatsächlich Pfarrei dieser Familien; 3. S. Luca, gentilizia delle fa- 
miglie Spinola e Grimaldi, gegründet 1188 von Oberto Spinola und seit- 
her Pfarrei für diese Familien (sowie die Familie Rapussi, nach einer 
kurzen Notiz im Archiv für katholisches Kirchenrecht III, Innsbruck 
1858, S. 558— 560, die noch einige andere, Moresco unbokannt gebliebene 
interessante Nachrichten über diese Personalpfarrei enthält; sie deckt 
sich wohl inhaltlich mit den Mitteilungen in den mir unzugänglichen 
Analecta juris pontificii 1858 p. 366); 4. S. Torpete, die Kirche besteht 
bereits 935, Leo X. bestätigt 1519 ihr Pfarrecht hinsichtlich der Familie 
Cattaneo, die schon 1180 im Besitz des Patronates war; 5. S. Benedetto, 
1596 errichtet als Pfarrkirche für sämtliche Besitzungen der D’Oria in 
Fassolo, im selben Jahre von Klemens VIII. bestätigt; 6. S. Paolo, von 
Simone Camilla 1216 mit päpstlicher Genehmigung als Pfarrei für seine 
Familie gegründet; 7. S. Maria diCarignano, auf Grund einer Stiftung 
von Bandinelli Sauli aus dem Jahre 1481 1552 erbaut, durch Bulle Bene- 
dikts XIV. von 1742 Pfarrkirche für die Familie Sauli. 


2) Moresco l.c. p. 164. 
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gentilitiae auch in andern Städten Italiens!), vielleicht auch 
Spaniens?) und Nordfrankreichs®), wie aus Rechtsstreitig- 


1) Z. B. Analecta ecclesiastica X, Romae 1902, p. 157—166: „Mon- 
tisalti [wohl Montalto im ehem. Kirchenstaat]. Quum in eodem oppido 
duae existant paroeciae altera cum territoriali iurisdictione, altera cum 
iurisdictione familiari seu gentilitia, plures exortae sunt controversiae 
circa iura respectiva‘‘ (p. 157); die Pfarreien reichen ins Mittelalter, 
jedenfalls ins 15. Jahrhundert zurück; aber „institutio istarum ecclesia- 
rum in tenebris delitescit antiquitatis‘“ (p. 159). — Concilium Medio- 
lanense I. provinciale 1565 c. 1p. 2 (J. Dom. Mansi, Conciliorum nova 
et amplissima collectio XXXIV, col. 148.): „ Parochiarum distinctio, quae 
jamıliis, non certis finibus facta est, et parochis ad sacramentorum admini- 
strationem et populo ad illorum susceptionem magnum incommodum afferre 
solet, quare episcopi, sublata intra sex menses divisione parochiarum per 
Jamilias facta, eas certis limitibus terminisque praescribant.‘“ — In Italien 
haben wir wohl auch die Acta Sanctae Sedis V, Romae 1876, p. 6378. 
berührte, aber nicht genannte Bischofsstadt zu suchen, in der „ab antiquo 
animarum cura promiscue a quatuor parochis (quorum maior plebanus) 
gerebatur in universo urbis illius territorio, nulla videlicet distinctione 
facta paroeciarum, quamvis quatuor paroecialia templa cum proprio par- 
ocho extarent“. Personalpfarreien besaß nach Canones et Decreta 
Conceilii Tridentini ... assumpto socio Friderico Schulte edidit 
A.L. Richter, Lipsiae 1853, p. 228 n. 44 auch Nursia, wo „finibus non 
sunt distinctae parochiae, sed ex certis familiis constant“. — Über die 
in den Acta Sanctae Sedis V, 1876, p. 638 und im Archiv für kathol. 
Kirchenrecht III, 1858, S. 559 erwähnten Fälle, die zu Rom am 24. Mai 
1732 und 14. März 1778 entschieden wurden, konnte ich in Ermangelung 
der einschlägigen Bände des Thesaurus resolutionum S. Congregationis 
Conetilii Näheres vorläufig nicht feststellen. 

3) Wenigstens befiehlt ein zu Valladolid (Vallemoleti Palentinae 
dioecesis) abgehaltenes Konzil, „ut in civitatibus, castris, municipiis, ın 
quibus parochiae limitatae non sunt, per episcopos vel alios prudentes viros, 
quibus hoc episcopi commiserint, infra annum ... per certos terminos limi- 
tentur‘‘ (Mansi l.c. XXV, col. 706 c. 10). 

3) Concilium Cameracense (Cambrai) 1586, c. 2 tit. 5: „In vis locıe, 
ubi certi parochiani cerlam parochiam non habent, sed pro suo arbitratu 
modo ad hanc, modo ad illam confluere possunt, mandat synodus, ut infra 
prozimum Pascha ... episcopi ... dictos parochianos cum suis fanıtliis 
cerlis parochiis assignent. In iis vero parochiis, quae certis familiis, non 
aulem certis finibus distinclae sunt, praecipit earum parochis ad evitandas 
cum vicinis parochis controversias, ut singulis annis de sisdem familie 
eliam scripto exhibendis inter se concordent.‘“‘ Man darf daraus wohl 
schließen, daß in der Diözese derartige Pfarreien wirklich bestanden. Vor 
allem die in den letzten Worten vorgeschriebene Regelung verbietet, in 
obigen Sätzen nur eine Wiederholung und Einschärfung von Concilium 
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keiten, die an der römischen Kurie geführt wurden, und aus 
Konzilsbeschlüssen, die sich gegen diese Art von Pfarreien 
richteten, hervorgeht. 

Wesentlich von den in letzter Linie im Eigenkirchen- 
wesen wurzelnden!) italienischen und sonstigen parochiae 
gentilitiae unterscheiden sich die Personalpfarreien des deut- 
schen Mittelalters, die ich bisher feststellen konnte. Diese 
umfaßten, wie die folgenden Beispiele zeigen werden, nicht 
die Glieder bestimmter Geschlechter, sondern die Angehöri- 
gen gewisser Stände und Berufe. Wir lernen ihre von Fall 
zu Fall stark wechselnde Zusammensetzung wohl am besten 
aus dem unmittelbaren Wortlaut der wenigen Urkunden 
kennen, die wir darüber bis jetzt besitzen. 


Köln. 


Von den 19 Kölner Pfarreien?) besaßen 18 örtlich ab- 
gegrenzte Sprengel, die letzte S. Maria im Pesch war Per- 
sonalpfarre. Über die zu ihr gehörenden Parochianen gibt 
uns eine Urkunde Erzbischof Walrams vom 29. März 1333 
Aufschluß?): 


. .Cum de consuetudine speciali et rationabili, que in certis locis 
legis vigorem et observantiam dinoscitur obtinere, sit hactenus ob- 


Tridentinum s. 24 c. 13 de ref. zu erblicken. Ein Versuch, Näheres fest- 
zustellen, scheiterte vorläufig an der Schwierigkeit der Beschaffung ein- 
echlägiger ortsgeschichtlicher Literatur. : 


1) Den Zusammenhang mit dem Eigenkirchenwesen hat auch 
Moresco (p. 1678.) herausgefühlt; doch sind seine diesbezüglichen Aus- 
führungen unklar und mißverständlich. 

?2) Ich darf hier wohl auf den im vorigen Bande dieser Zeitschrift 
S. 112—164 erschienenen Aufsatz verweisen: Johann Dorn, Der Ur- 
sprung der Pfarreien und die Anfänge des Pfarrwahlrechts im mittel- 
alterlichen Köln. Über S. Maria im Pesch ebenda S. 140f.; ferner Schäfer, 
Pfarrkirche und Stift S. 288, 

3) Theod. Jos. Lacomblet, Urkundenbuch für die Geschichte 
des Niederrheins III, Düsseldorf 1853, S. 216 Nr. 267. Mit fast ganz 
denselben Worten umschreibt den Kreis der Pfarrangehörigen von S. Maria 
im Pesch eine in einem Notariatsinstrument vom 2. September 1344 
(Kgl. Staatsarchiv Düsseldorf: Domstift Köln, Urkunden) enthaltene 
Festsetzung des Erzbischofs und des Domkapitels vom 9. März 1343. 
Die inhaltlich bedeutenden Textabweichungen vermerke ich in den folgen- 
den Fußnoten. 


En 
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servatum & tempore, cuius memoris non existit, quod Omnes utriusque 
sexus persone, tam conducticie, quam non conducticie, hii etiam qui 
ratione beneficii et!) officii ad ecclesiam nostram maiorem Coloniensem 
pertinentis nomine familie predicte ecclesie nostre maioris prelatorum, 

- canonicorum, vicariorum ac aliorum clericorum in choro eiusdem ec- 
clesie installatorum censentur, et qui infra septa seu terminos mansio- 
num eorundem canonicorum et clericorum ac emunitatis dicte ecclesie, 
neonon in domibus sitis extra emunitatem, quas prefati.canonici et 
clerici inhabitant, commorantur, ad ecclesiam b. Marie in Pasculo pre- 
diote maioris ecclesie Coloniensis tamquam ad suam parrochialem ec- 
clesiam, debeent pertinere, sacramenta ecclesiastica ibidem?) recipere 
et plebano eiusdem ecclesie, utpote suo rectori vero ao legitimo, obedire 
et intendere teneantur, quamquam quidam ex eis uxorati vel®) non 
uxorati, in aliis parrochiis Coloniensibus nocte cubare et habere domi- 
cilia dinoscuntur®) exceptis solis fratribus s. Margarete, qui non fuerint 
alicui nostrorum concanonicorum Coloniensium et clericorum predicto- 
rum obsequio nomine familie obligati, Nos secundum institutionem 
servatam et habitam ab antiquo, predicte ecclesie b. Marie in Pasculo 
ius suum in hac parte volentes, sicut tenemur, per omnis conser- 
vaIe ... 


Bedeutend ausführlicher noch sind die Bestimmungen, 
die das Domkapitel zur Beilegung von Streitigkeiten zwi- 
schen dem Pfarrer von S. Maria im Pesch und den übrigen 
Kölner Pfarrern am 24. Februar 1464 festsetzt. Hier der 
dispositive Teil der meines Wissens bisher ungedruckten 
Urkunde nach dem im Historischen Archiv der Stadt Köln 
ruhenden Original®): 


Domini canoniei et etiam vicarii et chorisocii ecclesie nostre ma- 
ioris Coloniensis, ubicumque habitaverint, cum eorum vera continua 
commensali familia erunt et censebuntur parrochiani ecclesie beate 
Marie in Pasculo et recipient ab ipsiys rectore ecclesiastica sacramenta 
libere absque licentia pastoris, infra cuius parrochiam morantur, de- 
super requirenda. Item inhabitantes domus proprie canonicales nostre 
ecclesie maioris etiam sitas extra emunitatem infra limites aliarum 
parrochiarum ex conductione ad tempus sive etiam ad vitam cum 
eorum vera continus commensali familia erunt et censebuntur par- 


1) 1443: vel. 2) 1344 omittit: ibidem. 3) 1344: ei. 

4) 1344: dinoscanlur, exceptis utriusque sexus hominibus infra ferrygn 
novorum cubiculorum et ecclesiam parrochialem s. Johannis Baptıste com- 
morantibus necnon fratribus s. Margarete, qui non fuerunt alıcui nostrorum 
canonicorum Coloniensium ... 

5) Urkunde Nr. 12 886; Pergament, besiegelt vom Domkapitel, der 
communitas pastorum und sämtlichen 19 Pfarrern Kölns. 
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rochiani beate Marie in Pasculo; sed si vicarii nostre ecclesie domus 
extra emunitatem nostre ecclesie maioris sitas et ad ipsorum vicarias 
spectantes personaliter non inhabitaverint, tunc illi inhabitantes non 
censebuntur parrochiani Pasculi, sed illius parrochie infra cuius limites 
domus ipse site sunt. Item de personis laicalibus prebendis preben- 
datis non intromittent se pastores, in quorum parrochiis morantur, 
quoad sacramenta eis ministranda absque licentia pastoris in Pasculo, 
tenebuntur tamen ipsorum uxores et familia ad singula iura parrochis- 
lium ecclesiarum, infra quarum limites degunt, quia illarum et non 
Pasculi erunt parrochiani. Si tamen aliqui ex huiusmodi prebendatis 
de licentia pastoris in Pasculo annuatim pastoribus, in quorum par- 
rochiis morantur, confessi fuerint et ecclesiastica sacramenta tempore 
sanitatis ab ipsis receperint, illis iidem pastores tempore infirmitatis 
etiam ecclesiastica sacramenta ministrabunt et simpliciter censebuntur 
esse parrochiani illorum pastorum; ita etiam quod si tales elegerint 
sepulturam aput beatam Mariam in Pasculo, ipse pastor in Pasculo- 
respondebit pastori, in cuius parrochia moram traxerunt, de canonica 
portione cere et oblationum; et si huiusmodi prebendati non consue- 
verunt in vita ecclesiastica sacramenta recipere a pastore, in cuius 
parrochia morantur, tales simpliciter erunt et censebuntur parrochiani 
beate Mario in Pasculo, ita quod si elegerint sepulturam aput ecclesiam 
parrochialem, infra cuius limites degunt, tunc illi pastores responde- 
bunt plebano in Pasculo de canonica portione cere et oblationum. Item 
notarius capituli nostri Coloniensis, magister operis, politor, carpentator 
et nuncius, quoad ipsorum proprias personas, erunt parrochiani Pasculi, 
sed eorum uxores et familia erunt illorum pastorum, in quorum par- 
rochiis morantur. 


Konstanz. 


Gleichwie bei der Kölner, so bestand auch bei der 
Konstanzer Kathedrale eine kleine Personalpfarrei, nur mit 
dem Unterschiede, daß sie zum Mittelpunkt nicht eine eigene 
Kirche, sondern bloß einen Altar im Münster besaß, den des 
h. Konrad. Das Konstanzer Häuserbuch berichtet über sie: 


„Der Seelsorge der Domgeistlichkeit unterstanden nur 
die sogenannten exempten Personen, die auch dem welt- 
lichen Recht und Gericht gegenüber eine Sonderstellung 
einnahmen, das waren außer dem Bischof und Domkapitel 
selbst, deren Dienerschaft und Beamte, in ältester Zeit auch 
die Ministerialen des Bischofs. Eine gewisse Vermehrung 
erfuhr diese an Scelenzahl stets kleine Pfarrei seit dem 
13. Jahrhundert durch die Entfaltung der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit des bischöflichen Hofes mit seinen Notaren; 
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Prokuratoren, Advokaten und Pedellen .... Gleichwie 
die Plebanate der Kirchen St. Johann und St. Paul in Kon- 
stanz im Anfang durch Domkanoniker verwaltet wurden, 
müssen wir ebensolches auch für die Münsterpfarrei selbst 
in ihrer ältesten Verfassung annehmen. Ebenso sicher ist 
aber, daß schon im 12. Jahrhundert für die Seelsorgeauf- 
gaben des Domplebans ein besonderer, außerhalb des Dom- 
kapitels stehender Priester bestellt war, dessen Pfründe 
nach dem im Chor des Münsters befindlichen St. Konrads- 
altar benannt wurde.‘!) 

Soweit ich aus gedruckten Quellen bisher festzustellen 
vermochte, wird der Konradspfründner erstmals in einer 
Urkunde von 1330 als Pfarrer bezeichnet, während die Kon- 
radspfründe selbst bereits 1110 urkundlich erwähnt wird.?) 


Passau. 


Drei der Kirchenrechtsgeschichte bisher völlig unbe- 
kannte Personalpfarreien zählte die Bischofsstadt Passau. 
Wir besitzen darüber einige noch nicht veröffentlichte Ur- 
kunden, die hier folgen sollen. 


1. 1470 Februar 26. 

Beschluß des Domkapitels über die Abgren- 
zung der pfarrlichen Rechte zwischen der Kathe- 
drale und der Kirche S. Paul.?) 


Notum sit omnibus et singulis presentes litteras inspecturis, quod 
nos Seifridus dei gratia prepositus, Valentinus decanus et canonici 


1) Konstanzer Häuserbuch II. Geschichtliche Ortsbeschreibung, 
1. Hälfte, bearbeitet von Konrad Beyerleund Anton Maurer, Heidel- 
berg 1908, S. 389. 

2) Regesta episcoporum Constantiensium I, bearbeitet von Paul 
Ladewig und Theod. Müller, Innsbruck 1895, S. 82 Nr. 663, bzw. II, 
bearbeitet von Alexander Cartellieri, 1905, S. 140 Nr. 4241. Für die 
älteste Geschichte der meisten hier zu erwähnenden Pfarreien erlaube ich 
mir auf eine größere Studie über die Anfänge der Pfarreien in den deut- 
schen Bischofsstädten zu verweisen, die ich in nicht allzuferner Zeit 
in den Kirchenrechtlichen Abhandlungen von Stutz veröffentlichen zu 
können hoffe. 

3) Nach dem gut erhaltenen Original (Notariatsinstrument auf Per- 
gament mit anhängendem Siegel des Domkapitels) im Kgl. Bayer. All- 
gemeinen Reichsarchiv (Urkunden des Domkapitels Passau). — Den An- 
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ecclesie Pataviensis capitulariter congregati et capitulum facientes et 
representantes, attendentes, quam sit preiudiciale faloem mittere in 
messem alienam et contra sacrorum canonum instituta alienum col- 
ligere parrochianum, unde cum a multis annis citra gravis querela et 
contentio fuerit, inter quondam vicarios perpetuos ecclesie parrochialis 
sancti Pauli capitulo nostro legitime unita[o] et incorporata[e] ex una 
et custodes ecclesie Pataviensis pro tempore existentes ex altera parti- 
bus de et super nonnullis parrochianis atque utriusque sexus hominibus 
civitatis et parrochie Pataviensis, quoniam custodia prefata ex antiquo 
iure et prescripta consuetudine certarum personarum curam animarum 
habet deputatam, quorum nonnullos vicarii prefati ad se, custos vero 
pro tempore ad se pertinere contendebant, ex qua re sepius discordie 
suborte et dissensiones ao inter Christi fideles civitatis Pataviensis mur- 
mur concitatum nescientes, salvis conscientiis, cuius preceptis et cura[e] 
parere deberent; cumque huiusmodi discordie inter venerabilem con- 
fratrem nostrum magistrum Georium Mayr, arcium et medicine docto- 
rem, nunc perpetuum vicarium ecclesie sanoti Pauli prefate, atque 
honorabilem dilectum fidelem dominum Iohannem Eysenreich, moder- 
num Pataviensis ecclesie custodem, se tenerent et cottidie maiores 
querelas et conscientiarum pericula parerent, volentes tum ex officio 
nostro, tum etiam ex debito, quo tam vicarius quam custos prefati 
nobis constriceti sunt, huiusmodi differentias sopire, rixas tollere et 
futura scandala declinare prefatas partes vocavimus atque ex Super- 
habundanti de ipsis contraversiis in nos compromittentibus solenniter 
ex alto et basso stipulatis infrascriptorum notariorum manibus omnia 
et singula per nos in ipsa re ordinata, declarata discussa, pronunciata, 


laß zu dieser Festsetzung der beiderseitigen Rechte bildeten vermutlich 
Versuche des damaligen Pfarrers von S. Paul, den Kreis seiner Parochianen 
auf Kosten der Dompfarrei zu erweitern. Wenigstens enthalten auch die 
Constitutiones der von Bischof Ulrich 1470 abgehaltenen Synode unter 
$ 54 eine nachdrückliche Beschwerde über den Pleban von S. Paul wegen 
Überschreitung seiner pfarrlichen Befugnisse: Item advisatum est, quod 
plebanus 8. Pauli huius Paiavie, antequam funera ecclesiastice tradantur 
sepulture, de peragendis vigiliis, officio, sepulitura, seplimi et iricesims 
paciscatur, ac alia huiusmodi gravamina inferat,; item conirahentes matri- 
monia ad celebranda officia compellat, pro eis recipiendo pecunias ex pacto 
ettam valde pauperibus. Insuper sacerdotes vel eorum corpora infra civi- 
fatem defuncta extraneos et intraneos, eliam non beneficiatos vel salariatos 
intra eandem ecclesiam, imo alıbi eligentes sepulturam artat e& stringit apud 
se et suam ecclesiam sepeliri. Que gravamına et alia, si que sunt similia 
et hactenus contra anligquum morem sive consueludinem apud s. Paulum 
per modernum plebanum aut suos predecessores iniroducta, volumus per 
nostros venerabiles fratres capitulum nostrum Palaviense, cus idem plebanus 
subiectus est, eradicarı et amovers ... Marcus Hansizius, Germania 
sacra 1. Metropolis Lauriacensium, Augustae Vind. 1727, p. 569. 
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laudata et arbitrata, velle inviolabiliter observare ac contra ea ullo 
umquam tempore venire vel facere, sub pena infrascripta. Quibus 
quidem partibus prius super huiusmodi contraversiis ad plenum et dili- 
genter auditis, ipsas contraversias differentias et querelas ordinavimus, 
declaravimus, discussimus, pronunciavimus et arbitrati sumus per mo- 
dum articulorum prefatis eorum querelis accomodatorum in hunc qui 
sequitur modum: 

In primis videlicet ordinamus, declaramus et pronunciamus magi- 
strum civium ad plebanum sancti Pauli spectare debere. 

Item de Sigenhaimer et Spilberger volgariter Anwelt dicti, quorum 
unus in castro inferiori, alter in civitate ultra Enum residet, si volunt 
esse de cura custodis, de rectoribus parrochialium ecclesiarum sancti 
Egidii et in Ylitz obtineant consensum. 

Item iudex civitatis durante suo officio cum sua familia sub custo- 
dis cura remaneat. 

Item prefectus sancti Spiritus ad plebani curam pertineat. 

Item oustodes,portarum turrium et murorum civitatis Pataviensis 
et facientes vigilias desuper ad custodem debeant pertinere, si saltem 
per mutarium domini nostri gratiosi episcopi Pataviensis coonducantur 
et iurati sint ipsi episcopo vel mutario nomine ipsius. 

Similiter theolonarii in civitate Pataviensi residentes durante 
eorum officio ad custodis curam pertinere debeant. 

Ad idem lapicide sancti Stephani ac famulus dictus Huttenknecht 
ad custodis curam pertineant. 

Etiam carpentari videlicet magister Conradus et famuli sui Hof- 
zimerlewt nuncupati in civitate Pataviensi residentes sint de cura 
custodis, 

Sed reformator tectorum magister Leonardus Sletrer cum familia 
et ceteri carpentarii plebanum sequantur. 

Item monetarii, dum in exercicio sui officii sint, sub custodis cura 
erunt, si autem non exercerent officium et oives sint sequantur ple- 
banum. 

Item nobiles et advene, qui hic suas faciunt residencias, neque 
gaudent privilegio civium, residentes in curiis canonicalibus spectent 
ad custodem, si autem in domibus civium residerent, stet in. nobilium 
et advenarum eorundem arbitrio et voluntate, sub cuius cura esse 
velint. 

Item de hospitibus et advenis, qui hic infirmari incipiunt et pro- 
curari desiderant, hoc idem observari debet, quod in supra proximo 
articulo dictatum est. 

Item inhabitantes curias canonicales ad custodis curam pertineant. 

Item omnes familiares domini nostri gratiosi episcopi Pataviensis, 
si sint continui commensales et conventi aut conducti ab eodem, sub 
custodis cura esse debebunt. 

Similiter nostra et omnium beneficiatorum et capellanorum eccle- 
sie Pataviensis familia ao nunti iurati seu bedelli dominorum archi- 
disconorum in civitate Pataviensi residentes. 
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Pistor volgariter Pfisster dictus, Ansitzer, Wermaister et campa- 
natores, qui etiam nostri familiares sunt, omnes cum eorum familiis 
sub eadem custodis cura permanebunt, ceteri vero cives seu ad modum 
civium hic residentes de plebe Pataviensis civitatis cum familia eorun- 
dem omnes ad plebani curam pertinere debebunt, nisi sub aliqua pre- 
fatarum declaracionum merito comprehendantur. Etsi occasione pre- 
fatorum articulorum aut super discussione nostra desuper ut premittitur 
facta maior ve] ulterior declaracio inter partes necessaria fuerit, nobis 
supradictis ut superioribus eorum et arbitıis seu arbitratoribus tam 
ex superioritate quam etiam compromisso supradicto plenam et omni- 

® modam reservavimus et reservamus facultatem. 

Quod si partes predicte contra premissa seu quolibet eorum quit- 
que attemptaverint, presumpserint aut per se vel alios quovis quesito 
colore et ingenio contravenerint, pronunciamus et declaramus quemlibet 
ipsorum penam sexaginta florenorum Ungaricalium ipso facto incurrere 
nobis et capitulo nostro applicandorum, salvis aliis penis iuris per nos 
declarandis. ; 

In quorum omnium et singulorum fidem et testimonium premisso- 
rum presentes litteras inde fieri atque cuilibet partium predictorum 
unam eiusdem tenoris tradi et assignari et per notarios stipulacionem 
predictam recipientes subscribi, sigilloque capituli nostri consueto com- 
muniri mandavimus. Datum et actum Patavie in loco nostro capitulari 
solito sub anno domini millesimo quadringentesimo septuagesimo, in- 
dictione tertia, die vero mensis Februarii vicesima sexta hora tertiarum 
vel quasi ac pontificatu sanctissimi in Christo patris et domini nostri 
domini Pauli divina providentia pape secundi anno sexto presentibus 
etiam honestis in Christo dilectis dominis Conrado Kern, plebano in 
Alchofen, Andree Windler!) capellano ad sanctum Sixtum in ambitu 
ecclesie Pataviensis oblegiario et Cristianno Leittner chorali nostris 
presbiteris et clerico Pataviensis et Frisingensis diocesis testibus ad 
premissa vocatis et circa ea constitutis. 


Die Beglaubigungen der beiden Notare Johannes Andree 


de Berlinsreit und Erhard Prugkner können hier übergangen 
werden. 


2. 1672 April 25.2) 


Decisio iurium parochialium inter parochos ecclesiae 
cathedralis et sancti Pauli Passavii. 


Nos Wenceslaus dei gratia episcopus Passaviensis et Guroensis 
sacri Romani imperii princeps, praepositus Salisburgensis, comes de 
Thunn etc. 


1) Der Name ist im Original abgekürzt: Windl. Von den mir vor- 
liegenden zwei Abschriften liest die eine Windler, die andere Winderl. 
 .®) Bereits am 6. März 1642 hatte, wie aus dem Folgenden ersicht- 
lich, das Domkapitel abermals versucht, die Rechte der Dompfarrei und 
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Inter caetera pro pastorali nostro munere incumbentia sicut prae- 
cipue solliciti sumus et oculos mentis nostrae imprimis eo dirigimus, 
ut curae nostrae in pietate commissi rectis moribus et assiduo divini 
cultus exercitio gubernentur. Ita etiam toto studio laborantes nihil 
magis optamus, quam ut officio suo praeterea etiam quisque iuxta 
onus a0 institutum in quiete et pacis amoenitate sine ullius praeiudicio 
pro iure suo fungatur et terminos suae iurisdietionis non excedat. 

Quare cum olim coram venerabili capitulo nostro inter parochos 
huius ecclesiae nostrae cathedralis et sancti Pauli circa eorum curae 
pastoralis distrietus, iurisdietionisque terminos differentiae diffioulte- 
tesque exortae per decisionem illam a modo dicto capitulo nostro pro 
laudabili tranquilitatis studio sexta die Martii anno millesimo sex- 
centesimo quadragesimo secundo latam et amanatam evacuatae peni- 
tus et extinctae non sint, adeo ut praedicti parochi variis hinc inde 
circa tenorem eius ocourrentibus dubiis et quaestionibus hucusque 
invicem sese continuo vellicaverint ac tandem totam rem nobis enuclean- 
dam, declarandam et pro firma ao perpetua observantia determinan- 
dam humillime subiecerint. 

Ideirco ut sublatis omnibus huiuscemodi haesitationibus et alter- 
cationibus et praecisa omni controvertendi materia Oves suas sine eITore 
agnoscat pastor et ad ovile proprium cum fiducia nihil dubitantes 
sciant, et norint recurrere oves praesentium tenore declaramus, de- 
cernimus, statuimus, volumus atque mandamus. 

1. Primo ipsos canonicos utpote cathedralis huius membra familias 
eorundemque etiam capituli syndicum caeterisque illius pro forma sta- 
tus cuiuscunque dignitatis officialibus certis stipendiis annuis salaratis 
quam diu in officiis suis permanserint cum universo clero et eorum 
familiis caeterisque in cathedrali ecclesia ad divina conductis et stipen- 
diatis, videlicet organista, musicis, cantoribus et discantistis cum fami- 
liis eorum ad modo nominatae cathedralis ecclesiae curam pertinere. 

2. Secundo omnem curiam nostram episcopalem ex aulicis nostris 
consiliariisque caeterisque nostris cuiuscunque dignitatis conditionis 
et status officialibus stipendiatis compositam cum illorum familiis et 
familitiis cuiuscunque sexus ad eandem cathedralis ecclesise parochiam 
assignatam volumus. 

3. Et cum tertio vel maxime controversum erat, cuius parochi 
iurisdictioni officiales nostri salarati, qui simul etiam cives sunt, sub- 
esse debeant, hoc ita declaramus et decernimus, ut quidem cives eius- 
modi, quamdiu in officiis suis permanent, cum uxoribus et liberis suis 


der Pfarrei S. Paul abzugrenzen. Doch konnte ich die damals festgesetzten 
Bestimmungen bis heute nicht ausfindig machen. Vorliegende Decisio 
ist erhalten in zwei Abschriften des bischöflichen Ordinariatsarchives in 
Passau: S. Paul, Fasz. 3, Blatt 11—14 und Dom, Fasz. 2, Blatt 47—52. 
Ich lege die erste davon hier zugrunde; lediglich das Datum, das darin 
fehlt, ist aus dem andern ergänzt. 
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ecclesiae cathedrali pareant; familitia tamen eorum siouti et hospites 
aliique incolae qualescunque s. Paulo subsint. 

4. Quarto sicuti duos civitatis assessores, vulgo Anwaldt, a nobis 
constitutos eidem cathedrali adiungimus, quod si vero alter vel illorum 
uterque relicto officii onere privatim sua sorte contentus vivere voluerit, 
eum tunc parochum requiret, quem ante officium suum pro statu et 
conditione sua ille et sibi similes agnoverunt. Quod quia cum omnibus 
vel nostris vel capituli nostri officialibus stipendiatis ita imposterum 
observandum ad id veluti regulam generalem parochus quisque pro 
iure suo diligenter attendat. 

5. Ita volumus quinto, ut nobiles provinciales Passavienses, vulgo 
Landtständt, vel illi etiam, qui a nobis effective salarantur, parochi 
ecclesiae cathedralis addicti eint. 

6. Nolumus autem sexto inter officiales aulicos effective stipen- 
diatos, qui immediate parocho cathedralis adiudicati sunto, illos com- 
prehendi, quibus certum annuum salarium a nobis constitutum non 
est, quales sunt opifices et operarii, veluti murarii, fabri, lignarü aliique 
similiter mercenarii, qui eiusmodi annuo stipendio praediti non sunt, 
sed pro operis et operibus certum tantum pretium et mercedem diariam 
merentur et accipiunt; hos enim omnes et singulos cum familiis suis 
ubicunqgue in civitate degentes ecclesiae 8. Pauli adscriptos decernimus. 

7. Et quoniam septimo non levis dubitatio inter praefatos parochos 
orta sit, cuius iurisdictioni subiaceant illi, qui vel in pontibus Danubii 
et Oeni moriuntur vel in duobus fluminibus submersi et suffocati in- 
veniuntur et extrahuntur, per constitutionem et declarationem hanc 
nostram statuimus et decernimus, ut qui in ponte Oeni mortui et in 
utroque flumine infra pontes submersi inveniuntur, ad ecclesiam cathe- 
dralem, qui vero in ponte Danubii defuncti vel supra utrumque pontem 
submersi extrahuntur, ad ecclesiam s. Pauli pertinere dignoscantur. 

8. Magister civium sive consul civitatis cum tota domo sua, prout 
et caeteri senatores (nisi quis eorum curiae episcopali vel capitulo 
ratione officii alicuius stipendiati adstrietus fuerit) ad s. Paulum recur- 
ret, sicut et praefectus s. Spiritus cum omnibus suis. 

9. Iudex vero civitatis cum universa domus suae familie prout 
et illi, quorum opera in officii executionibus utitur, iustitiae ministris, 
quamdiu iudex a cathedrali dependebit, capitis vero reorum, ut anti- 
quitus, ita et nuno parochus s. Pauli curam habebit, 

10. Custodes portarım, murorum, et qui ibi vigilias faciunt Re- 
verendissimi expensis et salario, ut conducti, ita et eidem iuramento 
adstricti, ad cathedralem, reliqui vero quos ad similia cum stipendio 
alit civitas, s. Paulum sequantur. 

ll. Praeterea sicut thelonari in civitate habitantes, et ille, qui 
dici solet der Hüttenkhnecht, murarii, item et fabri aulae lignarii, 
quamdiu in hisce officiis stipendiati sunt, cathedralem, non stipendiati 
vero sicut etiam viator eiusdem capituli, cum fabro lignario et si quis 
fuerit bibliopola, murarius, talesque cives vel non cives s. Paulum 
agnoscant. 
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12. Cellarius capituli nostri, sicut et cellae hospes, vulgo der 
Khellerwürth, item der Wöhrmaister, campanatores, aeditui, tipo- 
graphus, nuntü illi officialatus vulgo pedelli sicut et Pflisterer cathe- 
drali adiudicatur. 

13. Advenarum et peregrinorum quorumcunque nobilium sive non 
nobilium ecclesiasticorumque cuiusvis status, prout et militiae in quo- 
cunque gradu addictorum in aula nostra episcopali et aedibus seu 
residentiis canonicalibus divertentium et morantium curam ecclesise 
cathedralis parochus habebit. 

14. Huiusmodi autem advenae et peregrini cuiuslibet etiam status 
et conditionis, nobiles sive ignobiles ut supra, si quis vel qui in aliis 
asdibus quibuscungue totius civitatis nostrae Passaviensis diversorium 
sive habitationem suam habuerint, hi omnes et singuli sublata diffe- 
rentis et distinctione inter novum forum seu Neuenmarckht et reliquam 
partem urbis, quae vulgo die Statt dici solet, ad s. Paulum recurrent. 

15. Similiter et clerici, si qui relictis beneficiis suis vel etiam 
parochiis hic sive ad tempus sive pro semper sedem suam fixerint in- 
distincte prout in praecedenti paragrapho statuitur s. Paulum sequentur. 

16. Sacerdotes in hac urbe beneficia apud alias ecclesias habentes, 
si ecclesia illa ipsa parochialis non fuerit, eo pertinebunt, quo ecclesia 
talis ipsa spectaverit, in tali autem et praeterea in cathedrali simul . 
beneficio gaudentes ad cathedralem pertinebunt, nisi beneficium cathe- 
dralis tale tantummodo fuerit, ut potior et quasi tota sustentatio ab 
alia ecclesia provenerit, tunc enim illam ecclesiam, si, ut dietum ipsa 
parochialis, vel parochiam, cui haec annexa, sequentur. Alii vero 
clerici et sacerdotes apud dominos pro honesta sustentatione et salario, 
ut quandoque fit, agentes, ut reliqus familia, ita et illi parochiam 
domini sequentur. 

17. Famuli canonicorum aliorumque paragrapho primo dietorum, 
etiamsi opifices fuerint vel cives, si tamen totam artem suam opificium- 
que in privato domini servitio apud eum manentes pro certo stipendio 
sine alio emolumento vel etiam onere civico impenderint et quod si 
opificium vel artem non calentes tota illorum practica fuerit servire 
domino, ad cathedralem spectabunt. 

18. Supradictis autem inservientes opifices vel non opifices, si 
prasterquam quod famulentur domino ea tamen quae norunt opificia 
vel alia civilia in propriis vel conductis domibus, publioe sicut cum 
onere, emolumento atque privilegio civili, ita etiam cum dependentia 
a magistratu quoad haeo exerouerint, tales ad s. Paulum spectabunt. 
Non secus ac illi cives et opifices, qui concedente aliquo canonico in 
illius aedibus exeroitio artis opificiisque cum emolumento privilegioque 
civili in ordine ad publicum fruuntur, non aliter quam in aedibus vel 
civilibus vel propriis alibi morarentur. 

19. Viduae officialium tam curiae nostrae episcopalis quam capi- 
tuli stipendiatorum sive civium sive non civium parochiam mariti 
sequantur, idest cathedralem, quamdiu scilicet se civibus non appli- 
cuerint. Quod siquidem mariti vestigiis inhaerentes non novis quidem 

23* 
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illis tamen civilibus potitae fuerint, ob quae maritus civitati non habita 
ratione officii curialis eive capituli ut cives adscribi debuit, ad parochiam 
s. Pauli illae recurrent. 

20. Caeteri omnes, sive cives sive incolae, doctores iuris et medi- 
cinae, advocati et procuratores quomodocungue practicantes, etiam 
iuramento curiae nostrae episcopali adstricti, nisi tamen salarium, uti 
procurator fisci (qui sub cathedrali est, quamdiu officio praefuerit) 
non habuerint, cum eorum familiis ad s. Paulum pertineant. 

21. Horum autem et quorumcunque supradictorum filii studentes 
vel non studentes, eandem cum parentibus observabunt parochiam, 
nisi fortasse sub aliqua ex praefatis declarationibus contineantur. 

22. Seminaristae et in eadem domo convictores nobiles et non 
nobiles indigenae vel extranei cuiuscunque status vel conditionis, quam- 
diu ibidem morabuntur, cathedralem sequentur. 

23. Cum studiosis autem advenis et extraneis ouiuscunque status 
et conditionis eadem omnino quae cum caeteris advenis et peregrinis 
supra paragrapho „Advenarum‘ et paragrapho „Huiusmodi autem“ 
definitum est, ratio habeatur. 

24. Caeterum quod si repentina et urgens valde necessitas sacra- 
menta administrandi ea in parochia, in qua pro tempore parochus 
vicarium non habens abesset, ingrueret, citraque periculum grave ex- 
spectari non posset, damus in hisce periculosis occasionibus utrique 
parocho tam s. Pauli quam cathedralis ecclesiae facultatem potesta- 
temque in alterius curae parochialis districtu ea tunc administrandi 
sacramenta, quae urgens illa necessitas in absentia proprii pastoris 
sine mora requisierit. 

25. Quod si vero ut quandoque solet accidere contingeret repen- 
tine in parochiae cathedralis districtus domo vel habitatione aliqua 
parochianum vel parochianam s. Pauli aut e contra intra limites s. Pauli 
cathedıali ecclesiae alias addictum vel addictam mori, de vita periclitari 
proindeque viatico, extrema unctione aut alia pro qualitate accidentis 
non habito tempore propria repetendi sacramentorum administratione 
opus haberi, tunc non habita ratione limitum ad illius spectabit in tali 
causa iurisdictionem ecclesiae persona huiusmodi, ad quam in propriis 
constituta aedibus et parochia pertinuisset. 

26. Quandoquidem autem decisione praesenti omnem dubitandi 
ulterius con[tra]vertendique materiam occasionem et ansam, non solum 
hisce parochis inter se, sed et cum aliis aliarum civitatum Iloensis et 
Oenanae, ut forte ob limites quandoque accidere posset, praescindere 
conamur. Ideo saepedictae parochiae cathedralis et s. Pauli intra 
huius civitatis proprie Passaviensis, in qua sitae atque erectae, con- 
tenta, una tamen cum suburbio Anger, quod ad 8. Paulum et Erentobel, 
Häckhelberg eaque circumvicinia, quae iure veteri ad cathedralem 
epectat, limites et terminos constituimus atque definimus adeo, ut 
etiamsi curiae vel capituli officiales etiam stipendiati aliique quicunque 
supranominati de ordinaria residentia stabilique aut ad tempus, ut 
advenae in una ex diotis civitatibus eorumque spiritualis curae districtu 
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habitaverint, illi illius civitatis parochum tanquam proprium ordina- 
riumque pastorem pro animarum suarum remedio agnoscere debeant. 

27. Deniqu& quod ad matrimonialia attinet, ne et hac occasione 
quaestiones oriri possint, volumus, prout et antiquitus determinatum 
est, si inter personas diversarum parochiarum contrahantur matri- 
monia eum in eponsalibus praesentem debere esse parochum, cuius 
curae sponsa subest, solennizatio nuptiarum autem illa fiat in parochia, 
quam vir vel sponsus pro tempore sequitur. 

28. Et haeo atque singula toto decisionis contextu, atque tenore 
contenta, inviolabiliter, acurate et ad amussim a parochis prö debito 
eorum observari volumus, adeo, ut nulli partium per se vel quovis 
quaesito colore aut praetextu commentando, interpraetando sub poena 
sexaginta floronorum auri de camera hisce contraeundo quidquam atten- 
tare omnino liceat, occurrente enim dubio ampliorique necessaria ali- 
cuius vel aliquorum paragraphorum declaratione cum nobis et nostris 
successoribus plenam omnimodamque explicandi, statuendi proque 
temporum varietate necessitateque aliter sancita, mutandi determinan- 
dique reservemus et reservaverimus semper authoritatem ad nos dictos- 
que successores nostros pro resolutione quorumvis haesitationum de- 
clarationisque remedio in difficultatibus tanquam ad eorum superiores 
arbitros et arbitratores illis erit recurrendum. 

29. Cuius nostrae intentionis decisionisque saepius memoratae 
tenorem ne partes sibi debite non intimatum pro excusatione sui 
quandoque praeferre erroresque ignorantiae voluntatis nostrae excusare 
possint ac valeant praesentes maiori sigillo nostro officialatus munitas 
manuque propria subscriptas in huius rei fidem utrique parocho litteras 
pro norma certaque functionum parochialium in similibus regula tra- 
didimus. Datae in civitate nostra Passaviensi die 25. mensis Aprilis 
anno millesimo sexcentesimo septuagesimo secundo, 


Trotz dieser erneuten Regelung der beiderseitigen 
Rechte nahmen die Streitigkeiten zwischen den Pfarreien 
des Domes und von S$. Paul kein Ende. Über eine Reihe 
von Fragen, die in der ‚„Decisio Thuniana‘, wie die Ver- 
ordnung vom 25. April 1672 in den Akten meist genannt 
wird, unentschieden geblieben waren!), kam schließlich 


1) Auf eine Anzahl solcher Fragen weisen die in dem Akt S. Paul 
Fasz. 3, Blatt 21ff. des Ordinariatsarchives niedergelegten Ausführungen 
hin. Dort wird z. B. eingewendet, $ 1 der Decisio sei unklar, da er nicht 
sage, unter wessen Jurisdiktion jene bischöflichen Beamten stünden, die 
ihr Amt aus irgendeinem Grund resigniert hätten; sie könnten nach $ 20 
zur Pfarrei S. Paul gerechnet werden, was sicher nicht beabsichtigt sei; 
auch lasse sich nicht ersehen, welcher Pfarrei jene Verwandten von officiats 
et alii salariati ecclesiae ministri angehörten, die diese in victu vel eliam 
ut hospites habent. Zu $ 14 wird bemerkt, er begünstige S. Paul auf Kosten 
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3. ein Vergleich zwischen den beiden Pfarrern 
zustande. 1698 Mai 13.1) 


Per commissionem coram officio ecclesiastico habitam inter pa- 
rochum ecclesiae cathedralis et parochum civitatis super decisione 
iurium parochialium antehac facta et controversiis novis desuper ex- 
ortis die 13. Maii 1698 fuere tractata et concordata ad ratificationem 
Celsissimi sequentia. 

l. Cum ad $ 1. et 2. allegatae decisionis mota sit quaestio, an 
officiales, sive minister curiae aut capituli resignato officio adhuc sub- 
sit ecclesiae cathedrali? Item si talis non resignato quidem munere 
su0o, impotens tamen id per se ob infirmitatem vel aliam causam ex- 
equendi, alium substituat, utram parochiam sequi debeat substitutus ? 
Ea sic dirimitur, ut resignans quidem subsit eceolesiae, cui suberat ante 
aditionem officii vel hactenus subfuisset, si officium plane non habuisset; 
substitutus vero sequatur parochiam substituentis, tanquam sui prin- 
cipalis. 

2. Ad $ 3. decisionis, quo statuitur, officiales, qui simul etiam 
cives sunt, quamdiu in suis officiis permaneant, cum uxoribus et liberis 
quidem pertinere ad cathedralem; famulitia vero eorum, et hospites 
aliosque incolas ad ecclesiam e. Pauli, cum huiusmodi dismembratio 
familiae ab hero, ceu disiunctio membrorum a capite visa sit hactenus 
inconcinna et in administratione sacramentorum 80 provisione unius 
corporis familiaris ex duabus parochiis satis inconveniens, placet im- 
posterum, familiam adhaerere suo patrifamilias, ita ut quam parochiam 
agnoscit hic, eandem sequatur et illa. 

3. Circa $ [14.] Huiusmodi autem etc. cedit parochus civitatis 
parocho cathedrali omnes advenas et peregrinos nobiles natalibus sive 
sanguine tales, cum suis uxoribus, liberis, hospitibus, et famulitio, licet 
extra aulam episcopalem et aedes seu residentias canonicales, in aliis 
domiciliis quibuscungue totius civitatis diversorium vel habitationem 
suam constituant, caeteris tamen, qui nobiles nati non sunt, cum uxori- 
bus, liberis, famulis et hospitibus suis cuiuscunque conditionis aut status 
sub curs et provisione 8. Pauli permanentibus. Et sicut 

4. omnes officiales, praefecti, iudices, scribae, aut quovis alio no- 
mine aut munere censeantur eorumque uxores, liberi, famuli famulae- 
que sive ab aula sive a capitulo dependentes ex oppidis, pagis et arcibus 
extra civitatem adventantes et in hac divertentes aut hospitantes tam 
nobiles quam ignobiles, dummodo in actu salariati et in officiis suis 
existant, ad ecclesiam cathedralem pertinent, ita e contrario 


des Domes, weil er sich auf alle advenae beziehe ohne Unterschied des 
Standes und der Person, während doch die nobiles ubique privilegio Jori 
gaudeant; es könnte bei den advenae und peregrini eine Unterscheidung 
getroffen werden, ob sie mit consanguinei oder cognati zusammenwohnten 
oder nicht u. dgl. mehr. 


1) Ordinariatsarchiv Passau: S. Paul, Fasz. 3, Blatt 74f. 
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5. omnes ministri tam curiales quam capitulares dioto modo sala- 
risti, qui simul sunt cives tam intra, quam extra urbem, et iure civico 
gaudent, deinceps una cum suis uxoribus liberis et familia curae s. Pauli 
adhaerebunt. Et quia 

6. specialis litigii ansam dederunt utrique parocho consanguinei 
et affines aliique propinqui parochianorum in civitate degentium, illud 
ita componendum videtur, ut si huiusmodi personae hospitentur, aut 
habitent cum suis consanguineis et affinibus civitatis propriis ipsarum 
sumptibus sortiantur parochiam pro qualitate status ac conditionis 
suae iuxta num. 3. et alios supra, censeanturque eo modo et jure, ac 
si consanguinei vel affines non essent. Quod si vero non ex proprio, 
sed ex liberalitate aut mercede ipsius patris aut matris familias vivant, 
censeantur esse de familia sequanturque parochiam capitis familiae 
ut supra num. 2. dietum. 

7. et denique in reliquis omnibus, quae hic expressa non sunt, 
statur antiquae decisioni et obtinet haec vigorem suum, quo fuit ante 
hanc novam compositionem. 


Meinungsverschiedenheiten blieben indes trotz aller Ver- 
ordnungen und Vereinbarungen auch in der Folgezeit nicht 
aus.!) Endlich bereitete Bischof Joseph in den achtziger 
Jahren des 18. Jahrhunderts den fortgesetzten Reibungen 
und Irrungen ein Ende, indem er die beiden Personal- 
pfarreien aufhob und die Dompfarrei von der Stadtpfarrei 
S. Paul durch eine feste Linie schied?), nicht ohne Wider- 
streben vor allem der Bürgerschaft®), und ein paar Jahr- 
zehnte später schlug ein Stadtpfarrer von S. Paul vor, beide 
Pfarreien samt einer anstoßenden dritten, S. Nikola außer- 
halb der Stadtmauern, zu einer einzigen Dompfarrei zu ver- 
einigen.t) | 

Zu der Dompfarrei und der Stadtpfarrei S. Paul kam 
im mittelalterlichen Passau noch eine dritte Personalpfarre 
bei der am östlichen Ende der zwischen Donau und Inn 
gelegenen Frauenabtei Niedernburg.®) Über sie erfahren 


1) Vgl. etwa Ordinariatsarchiv Passau: Dom, Fasz. 1 und 2. 

2) Ebenda Dom, Fasz. 23, besonders Blatt 1—4, 17, 44, dl. 

®) Eine Reihe hierauf bezüglicher Schreiben aus den Jahren 1784 
und 1787 in Dom, Fasz. 23, Blatt 22f., 38, 42, 57f., 62. 

*) Ordinariatsarchiv Passau: S. Paul, Fasz. 22, Blatt 56. Er meint, 
das müsse so leicht sein „‚als es möglich ist, eine große Viehherde in einem 
und demselben Stall unterzubringen, wenn er nur mit hinreichendem 
Raum nach Maß der Individuen hergestellt und versehen ist“. 

8) Niedernburg, wahrscheinlich eine agilolfingische Gründung, ver- 
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wir aus einer im Kgl. Bayer. Allgemeinen Reichsarchiv zu 
München!) ruhenden Urkunde vom 25. Februar 1344 — 
eine darin erwähnte ältere Festsetzung konnte bisher leider 
nicht aufgefunden werden — folgendes: 


Wir Gotfrid von gotez gnaden pischolf ze Pazzawe tün chunt allen 
den di disen prief sechent oder lesen hörnt, daz wir und mit unserz 
erbirdign capitel wol verdachten müt den chrieg, der gewesen ist 
czbischen den chlosterfrawen von Nidenbürch an aim tail und dem 
pfarrer von sand Pauls an dem andern tail wericht haben umb di sach, 
di hernach weschribn sind: also daz der pfarrer von sand Pauls und 
alle sein nachchommen schol dhain recht nicht habn und dhain hei- 
lichait nicht raichen den amptleiten, die da pfrünt habnt von dem 
vorgenanten chlaster und allem {rn gesind, daz si habnt in irm pröt; 
wann si den vir herren daz unser frawen undertanig schuln sein mit 
allen pfarleichen rechten. Swaz aver inleyt oder gest sind, wonunt 
in den heüsern, da die vargenanten amptleit inn sind, di schuln fürbaz 
ebichleich mit aller gehorsam und mit allem pferleichen rechten geborn 
hincz sand Pauls. Swer auch erbelt grebnusse ze Nidenburch, den 
schol fürbaz, swer pfarrer ist diweil dacz sand Pauls oder sein anbalt, 
besingen auff dez heilign chreytz alter in der vargenanten frawen 
munster und schol man die leich für den vorgenanten alter seczen und 
waz von mesfrüm oder von oppher auf demselben alter wirt derselben 
mezz, daz schol dem vargenanten pfarrer gevalln; wer daz, daz Im dar- 
an fürbaz dhain irrung geschech, so hat er gewalt daz er diselben leich 
wesingen mag dez ersten dacz sand Pauls. Swann aver oder wo ein 
leich mit unsern chor besungen wirt, so schol die pfarr dacz sand Pauls 
alleu ireu recht habn alz ir von unsern vorfadn pischolf Albr?) seligen 
und von unsern capitel emaln verschribn ist. Daz daz also stet und 
unzebrochen weleib, geb wir in disen prif besigelt mit unserm anhangun- 
dem insigel, der da gegeben ist ze Pazzawe nach Christi gepürd tausend 
jar, dreuhundert jar darnach in dem vfr und virtzkisten jar an sand 
Mathie tag. 


Regensburg. 


Eine Mehrheit von Personalpfarreien gab es auch in Re- 
gensburg. Über die pfarrlichen Verhältnisse dieser Bischofs- 
stadt berichtet uns der dortige Domherr Konrad von Megen- 
berg in seiner Schrift ‚De limitibus parochiarum civitatis 
Ratisbonensis‘‘?) folgendes: 


ehrte in Kaiser Heinrich dem Heiligen ihren zweiten Stifter. Möglicher- 
weise war es zeitweilig Kanonissenstift; doch wird es von den Quellen 
unserer Zeit stets als Kloster Ordinis e. Benedicti bezeichnet. 
1) Niedernburg-Passau, Fasz.25. ?) Albert I., regierte 1320— 1342. 
#%) Herausgegeben von Philipp Schneider, Regensburg 1906. 
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... Fuit autem huiusmodi sic facta distinctio parochiarum in 
civitate ratysponensi, ut homines proprii, scilicet servi et ancille illo- 
rum monasteriorum et collegiorum!) nec non emphyteote, feudatarii, . 
locati et conducti in bonis eorundem ad parochias pertinerent eorum, 
cum venirent ad civitatem vel si tales essent infra eandem. Et huius 
infallibile signum est: quod non secundum vicos et plateas civitatis 
distinguuntur limites huiusmodi parochiarum, sicut communiter con- 
suetum est in aliis locis. Sed vir et uxor interdum sunt parochiarum 
diversarum. Et aliud signum est, quod partus in hiis sequitur ventrem; 
ita quod cuiuscungue parochie est mater, eiusdem sunt filii eius utrius- 
que sexus, nepotes, pronepotes et sic semper descendendo secundum 
inveteratam consuetudinem illius loci usque in hodiernum diem. Nec 
illud deviare videtur a iure communi. Semper enim qui nascitur deterio- 
rem partem sumit XXXII. q. IIII. c. liberi. Ubi glosa: deteriorem 
id est „debiliorem, quia femininus sexus debilior est‘‘; sed quoad honores 
et insignia proles sequitur patrem ut ibidem. Idem patet de servis 
non ordinandis c. fi., de natis ex libero ventre c. unico .. .?) 


Noch eine andere interessante Mitteilung verdanken 
wir Konrad von Megenberg. Er berichtet, ein Pleban von 
S. Kassian, der bei dem Kollegiatstift zur Alten Kapelle be- 
stehenden Pfarrei, habe folgende nach seiner Ansicht recht 
ungereimte Bemerkungen?) in ein altes Missale seiner Kirche 
eingetragen: 

... quod universi et singuli cuiuscunque condicionis aut nobili- 
tatis existant, sive sint principes terre Babarie vel barones seu mini- 


!) scilicet monasterii s. Emmerami, superioris et inferioris mona- 
sterü, s. Pauli monasterii, collegii veteris capelle. Hinsichtlich der Pfar- 
reien des Klosters S. Emmeram und des Kollegiatstifts zur Alten Kapelle 
geht, wie bereits Schneider S. 75 hervorgehoben hat, Megenberg zu 

weit; sie waren mehr als bloße Personalpfarreien für die Eigenleute und 
“ Mietsleute jener Kirchen. 

2) Konrad von Megenberg a.a. 0. S. 125f. 

?) Der Pleban erhält dafür denn auch ein paar recht wenig schmei- 
chelhafte Epitheta: Hec et multa alia scripsit quidam plebanus de 8. Cas- 
siano in librum missalem ibidem non in parvum preiudicium ecclesie pa- 
rochialis in summo, Sed qui talıa scripsit, in stilo fuit puer, ingenio rudis 
et in iure idiola. Nam querendum est ab eo, quid intelligat tilulo proprie 
proprielatis. Utrum videlicet tales homines quos nominat homagia prae- 
stent fidelitatis ecclesie veleris capelle ei sint vasalli eius seu feudalarıs 
ipsius; et hoc ad experienciam palet esse falsum. Vel homines ligii erusdem, 
ita quod sibi ad certa servitia sint ligati; quod evidentia ad oculos negat. 
Vel intelligit quod sint homines ipsius quo ad epiritualia et curam anıma- 
rum, cum venerint in Ratysponam; et hoc non poterat sibi dare imperator 
Heinricus, cum hoc pertineat ad episcopum et capilulum eius; nam sicut 
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steriales vel eciam plebs rusticana, indifferenter respiciant ecclesiam 
beate Marie, veteris capelle in Ratyspona tytulo proprie proprietatis. 
Et specialiter omnes ducum proprii Babarie, nobiles et ignobiles, divites 
et pauperes eidem ecclesie sint appropriati auctoritate imperiali quon- 
dam beati Heinrici imperatoris fundatoris ecclesie predicte. Et eciam 
quod eadem auctoritate omnes et singuli cuiuscunque condicionis aut 
nobilitatis existant ubicunque existant sive laici sive clerici pertinentes 
ad ecclesiam et dyoecesim Bambergensem proprie respiciant ecclesiam 
veteris capelle supradictam.!) 

Die Art und Weise, wie der Kanonist Megenberg die 
Entstehung dieser Personalpfarreien zu erklären versucht), 
interessiert uns hier nicht. Wir begnügen uns damit, aus 
seinen oben wiederholten Ausführungen die Tatsache fest 
zustellen, daß jedenfalls die drei Frauenmünster, Obermün- 
ster, S. Paul (Mittelmünster) und Niedermünster, Personal- 
pfarreien für ihre Insassen, Untertanen und Grundholden 
besaßen, und daß der Pleban von S. Kassian pfarrliche 
Rechte über bestimmte Klassen von Personen beanspruchte. 


Paderborn. 


Hier besaß das von Bischof Meinwerk in der ersten 
Hälfte des 10. Jahrhunderts im suburbium seiner Bischofs- 
stadt gegründete Kloster Abdinghof eine Personalpfarrei, 
die sich auf die homines ad monasterium pertinentes aut in 
possessione eius degentes et hospites erstreckte.?) Ein Ver- 
gleich, der zwischen dem Kloster und den Pfarrern der Stadt 


imperator dividit vel unit provincias, vla. papa dividit et unit episcopalus 
et melropoles et episcopus ecclesias parochiales dividit et unit in dyoecesi 
sua sicut palet X di. c. 1 de excessibus praelatorum ... &.8&. 0. S. 129f. 

1) A.a.0. S.129. Daß die von dem Pleban beanspruchten Pfarr- 
rechte von Kaiser Heinrich II., der das Kollegiatstift zur Alten Kapelle 
neu begründete und 1009 der bischöflichen Kirche in Bamberg schenkte, 
wirklich verliehen worden sind, ist nicht anzunehmen. Dagegen dürfte 
die Pfarrei selbst doch auf ihn zurückgehen; vgl. MG. Dipl. HI, p. 29 
n. 26: in urbe Radesponensi in curte regia quandam capellam, quam olim 
Veterem vocabant, in honore 8. dei genitricis Mariae a fundamenlis in 
malrem ecclesiam ereximus. 

3) S. 124 fl. 


®) Als parochia Abdinghoffensis bezeugt 1269: Westfälisches Ur- 
kundenbuch IV 3 S. 579 Nr. 1176. 
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Paderborn im Jahre 1234 zustande kam!), zeigt indessen, 
daß sich die Klosterpfarrei nicht im Vollbesitz sämtlicher 
pfarrlicher Rechte befand; man kam nämlich überein: 


. .. ut ministeriales, censuales et litones eiusdem ecclesie [s. Petri 
et Pauli in Abdinghof] cum ex hac vita migraverint, dieta missa in 
parochiali ecclesia, in qua usque ad interitum residentiam habuerunt, 
postea ad ecclesiam sanctorum apostolorum Petri et Pauli sepeliendi 
deportentur, ibidem in conmemoratione tricesimo et anniversario per- 
agendi. Sed si preter hec ipse mortuus in vita vel parentes eius post 
mortem tricesimum aut anniversarium vel eciam alia in parrochiali 
ecclesia decreverint peragenda, dominus abbas et conventus non habent 
contradiceree Quicumque eciam fidelium, nullo iure ad predictam 
ecclesiam pertinentes, apud eam sepulturam elegerint, peractis exequiis 
cum vigiliis et missa in parrochiali ecclesia ad ecclesiam sanctorum 
apostolorum Petri et Pauli deportentur, ita quod tricesimus et anni- 
versarius in parrochiali, unde transportati sunt, peragatur. Sed si in 
ecclesia sanctorum &apostolorum Petri et Pauli fideles Christi eciam 
commemorationem suorum in tricesimo et anniversario vel in aliis 
facere volunt, non sunt avertendi. Possunt eciam alias sepeliendi in 
civitate defuncti ad sepedictam ecclesiam deferri, ut eis ibi missa cele- 
bretur, sicut antiqua fidellum habuit consuetudo. Insuper domus 
pistoris fratrum eiusdem ecclesie, sive sit propria vel conducta, in qua- 
cumque parrochia fuerit, cum tota familia cedet eidem ecclesie, sicut 
relique officine ... 


Bremen. 


In einem Notariatsinstrument aus dem Jahre 1348?) 
sind uns die Aussagen von sechs Zeugen erhalten, die diese 
in einem Rechtsstreit zwischen dem rector der Kapelle des 
h. Willehad zu Bremen und den beiden perpetui vicarii chori 
der dortigen Domkirche am 7. und 8. April des genannten 
Jahres machten. Die Streitfrage war die: 


an ... familia dominorum canonicorum ecclesie Bremensis ... 
clerici et laici, ac scolares de dormitorio et scolares frequentantes, 
necnon illi qui in libertate dominorum ipsius ecclesie, que vulgariter 
up der vryheyt dicitur, commorantur et utrum omnes et singuli vicarii 
ecclesioe Bremensis predicte et eorum familia spectant ad capellam 
8. Willehadi Bremensis predictam et an ibi ecclesiastica sacramenta 
recipere debeant et teneantur vel in ecclesia Bremensi supradicta, et 


1) Vollständig gedruckt Westf. U.-B. IV 1 S. 152f. Nr. 230. 
2) Vollständig gedruckt: R. Ehmck und W.v. Bippen, Bremi- 
sohes Urkundenbuch I, Bremen 1876, S. 551-555 Nr. 575. 
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an iam prenominati spectant ad ipsam ecclesiam maiorem et ibidem 
ecclesiastica recipere debeant sacramenta et utrum baptisterium con- 
sueverat esse in ipsa capella s. Willehadi prelibata. 


Es handelte sich demnach um das Recht, an bestimmten 
Klassen von Personen kirchliche Handlungen vorzunehmen, 
mit andern Worten pfarrliche Befugnisse ausüben zu dürfen, 
und zwar stand dies, wie wir aus den Angaben der Zeugen 
mit ziemlicher Sicherheit entnehmen können, dem rector 
der Willehadikapelle!) zu; immerhin ist zu bedauern, daß 
die Zeugen, deren Aussagen wir besitzen, alle von derselben 
Seite aufgeboten sind, nämlich von dem genannten rector, 
uns also vielleicht einseitig unterrichten. Wir lassen ihre 
Angaben im Auszuge hier folgen. 

Der erste von ihnen, Borchardus rector eccleste in Ride, 
bezeugt: | 

Ultra quadraginta et quinquaginta annos familia predictorum do- 
minorum consueverat apud capellam s. Willehadi predietam recipere 
ecclesiastica sacramenta et de aliis dieit si nichil scire; dixit etiam 


quod antiquitus ibi fuerat baptisterium, antequam turris esset con- 
busta. 


Bedeutend mehr weiß der zweite Zeuge, Fridericus 
dictus Berkreyhe, perpeluus vicarius in ecclesia s. Willehadt, 
zu berichten: 


Se a quinquaginta annis et ultra scire, quod tota familia domino- 
rum canonicorum ecclesie Bremensis, clerici et laici, recipere debent 
et consueverunt ecclesiastica sacramenta apud capellam s. Willehadi 
Bremensis prenominatam; item dixit, quod scolares in dormitorio et 
nihilominus scolares frequentantes scolas apud ipsam ecclesiam Bre- 
menscm idem facere debeant; item dixit quod omnes commorantes 
in libertate dominorum canonicorum predictorum, que up der frigheyt 
dieitur, et omnes vicarii ecclesie Bremensis prediete apud eandem ca- 
pellam ecclesiastica recipore debeant sacramenta; item dixit, quod 
familia vicariorum commorantium up der frigheyt etiam teneantur 
apud eandem capellam recipere ecclesiastica sacramenta, sed vero 
familia ceterorum vicariorum up der frigheyt non commorantium reci- 


I) Bereits 1287 hatte diese Kapelle das Begräbnisrecht erhalten für 
alle in Bremen versterbenden Fremden, mit Ausnahıe der bei der Markt- 
kirche zu bestattenden Personen, die mercandi gratia dorthin gekommen 
waren, ebenda I S. 478 Nr. 438, bestätigt und erläutert 1319, ebenda 
II S. 199 Nr. 195. 
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pere debent ecclesiastica sacramenta in ecclesiis, in quarum parrochia 
commorantur; item dixit, quod omnes officiati ecclesie Bremensis pre- 
dicte, clerici et laici, debeant apud dictam capellam ecclesiastica recipere 
sacramenta; item dixit, quod omnes vicarii et officiati predicti eiusdem 
ecclesie Bremensis, quando eos mori contingerit, debent apud eandem 
ecclesiam s. Willehadi presentari et peragi, sed apud ecclesiam Bre- 
mensem maiorem sepeliri. Dixit etiam, quod in dicta capella s. Wille- 
hadi fuit antiquitus baptisterium et illud destructum fuerat per con- 
bustionem, quando turris ipsius capelle conburebatur, sed postea ad 
baptizandum pueros commorantes up der vrigheyt posita fuit una tina 
in cripta superiori, de qua fuit factum baptisterium et aliquotiens ad 


baptizandum illos pueros capellanus ecclesie s. Marie Bremensis voca- 
batur. 


Cristianus, rector ecclesie in Ogtmunde, sagt also aus: 


Se in tantum scire quod ultra triginta annos audivit et vidit, quod 
omnis familia dominorum canonicorum ecclesie Bremensis supradicte, 
clerici et laici, apud vel in dicta capella videlicet a rectore ipsius re- 
ceperunt ecclesiastica sacramenta et quod ibidem ipsa familia con- 
sueverat sepeliri; item dixit, quod ipse deponens fuerat quondam in 
dicta capella vicerector et quod sepius quosdam de familia in curiis 
habitationum dictorum dominorum canonicorum decumbentes mini- 
stravit ecclesiastica sacramenta et etiam quam plurimos dum eos mori 
contigeret, ad humandum terre commendavit zeu sepelivit; item dixit, 
quod clerici dormitoriales et scolares apud ipsam ecclesiam maiorem 
scolas frequentantes, sani et infirmi, a rectore ipsius capelle s. Wille- 
hadi consueverunt recipere ecclesiastica sacramenta et dum eos mori 
contigerit, ad dictam capellam presentari et peragi consueverunt et 
apud ecclesiam maiorem sepeliri; item dixit, quod omnes commorantes 
up der frigheyt, senes et iuvenes, divites et pauperes, a rectore ipsius 
capelle teneantur recipere ecclesiastica sacramenta et, cum ipse quon- 
dam fuerat vicerector ipsius capelle, ut premissum est, predictis omni- 
bus et singulis ecclesiastica sacramenta ministrarit. Dixit etiam se 
pluries audivisse, quod omnes et singuli vicarii et officiati ecclesie 
Bremensis predicte a rectore dicte capelle recipere debeant ecclesiastica 
sacramenta et ibidem mortui presentari et peragi, sed apud ecclesiam 
maiorem sepeliri Item interrogatus, si recordaretur, quod in diota 
capella fuisset baptisterium, dixit se non recordari, sed pluries audivisse 
etiam in jiuventute sua, quod ibidem quondam fuerat baptisterium, 
antequam turris conburebatur ipsius capelle prelibate; de aliis dixit 
se nichil scire nisi ex communi (?) fama. Item dixit, quod familia vica- 
riorum ipsius ecclesie Bremensis commorantium up der frigheyt, quod 
etiam teneantur recipere ecclesiastica sacramenta a rectore capelle 
s. Willehadi prenarrate, sed familia ceterorum vicariorum non up der 
frigheyt, sed alibi commorantium ipsa in parrochia, ubi commorantur, 
ecclesiastica recipient sacramenta. 
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Der nächste Zeuge, Henricus Meynwardi, perpetuus vi- 
carius ecclesie Bremensis, deponierte folgendes: 


Quod quadraginta annis et ultra omnis familia dominorum cano- 
nicorum, clerici et laici, etiam nullis exceptis et clerici in dormitorio 
et clerici frequentantes apud ecclesiam maiorem et officiati ecclesie 
eiusdem et omnes habitantes up der frigheyt consueverunt ecclesiastica 
recipere sacramenta apud capellam s. Willehadi et ibidem sepeliri, ex- 
ceptis clericis et scolaribus, qui presentabantur prius apud eandem 
capellam s. Willehadi et sepeliebantur apud ecclesiam maiorem, et 
dixit, quod sic semper vidit fieri nec contrarium vidit usque ad mortem 
Nyeland, qui quondam fuerat filius domini Tiderici de Brema, quem 
fecit sepeliri apud ecclesiam maiorem et quod dominus Johannes Albus, 
tunc vicerector capelle s. Willebadi, propter predicta de domino Tide- 
rico querimonias deposuit coram capitulo et quod dominus Tidericus 
indignatus procuravit per capitulum ordinari, quod de cetero familia 
eorum vestiti pultis ( ?) pannis debent sepeliri apud ecclesiam maiorem. 
Item dixit quod hospites et divites, videlicet commorantes in domibus 
Nicolai Cornepage et Gerhardi de Syden et ceterorum divitum iuxta 
cimiterium ecclesie maioris, sepeliebantur apud ecclesiam maiorem, 
postquam presentati fuerint apud s. Willehadum; item dixit quod 
omnes vicarii debent presentari apud s. Willehadum et apud ecclesiam 
maiorem sepeliri, sed ecclesiastica, ut opinatur, recipere sacramenta 
in eadem capella s. Willehadi, sed non certitudinaliter sciret.  Etiam 
interrogatus de baptisterio respondit, quod, ut recordaretur ibi fuisse 
baptisterium, sed ut audivit illud fore destructum per conbustionem 
turris. 


Helmicus, gleichfalls perpetuus vicarıus in ecclesia Bre- 
mensi, berichtete: | 


Quod quadraginta octo annis et ultra tota familia dominorum 
canonicorum, clerici et laici, et omnes scolares frequentantes consue- 
verunt ecclesiastica sacramenta recipere apud capellam s. Willehadi 
et ibidem mortui presentari, exceptis illis, qui elegerunt alibi sepeliri, 
et illi, postquam fuerant in capella s. Willehadi presentati, sepeliebantur 
ibi, ubi. sepulturam elegerunt, et similiter familiares dominorum cano- 
nicorum, quos volebant sepelire apud ecclesiam maiorem vel alibi, pre- 
sentabantur prius in capella supradicta. Simili modo dixit de officiatis 
et de illis, qui commorantur up der frigheyt. Dixit etiam de clericis 
dormitorialibus, quod ut credit, quod debeant recipere et consueverunt 
ecclesiastica sacramenta in capella s. Willehadi. Item interrogatus de 
vicariis ecclesie maioris dicit, ut credit, quod debeant recipere eccle- 
siastica sacramenta in ecclesia maiori propter obedientiam factam 
decano. Dicit tamen, quod vicari, postquam mortui fuerant, debeant 
presentari in capella s. Willehadi et apud ecclesiam maiorem sepeliri, 
et sic semper vidit fieri. Interrogatus etiam de baptisterio, dicit se 
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audivisse, fuisse antiquitus baptisterium in capella predicta ante cre- 
mationem turris, dicit tamen, quod non recordatur se vidisse. 


Zuletzt wurde Hinricus Nüt, laicus et officiatus ecclesie 
Bremensis, vernommen; er gab folgendes an: 


Se vidisse, quod tota familia dominorum canonicorum recepit apud 
capellam s. Willehadi ecclesiastica sacramenta et, quando mortui fuerint, 
omnes presentabantur ibi et sepeliebantur ibidem, exceptis indutis pul- 
tis ( ?) vestibus, qui quandoque sepeliebantur apud ecclesiam maiorem. 
De scolaribus de scola dicit se nichil scire. Item de scolaribus dor- 
mitorii dixit se aliud nescire, nisi quod sepeliuntur apud ecclesiam 
maiorem. Similiter dicit de officiatis ecclesie eiusdem, et de vicariis 
et de commorantibus up der frigheyt nichil scire. Item interrogatus 
de baptisterio, utrum antiquitus fuisset baptisterium in capella pre- 
dicta, respondit, quod sepius audiverat ibi fuisse baptisterium, sed 
non recordaretur. 


Stifts-Personalpfarreien 
verbunden mit örtlich begrenzten Sprengeln. 


Eine Verbindung von Personalpfarreien mit kleinen 
örtlich begrenzten Sprengeln, wie wir sie in Bremen hin- 
sichtlich ‘der ‚Freiheit‘, d.i. des Immunitätsgebietes der 
Kathedrale, beobachten konnten, tritt uns auch bei mehre- 
ren Stiftspfarreien entgegen, auf die Karl Heinrich Schä- 
fer erstmals hingewiesen hat, z. B. in Gandersheim!) und 
in Vreden; so erfahren wir aus einer anläßlich eines Streites 
zwischen Stift und Stadt Vreden 1485 verfaßten Aufzeich- 
nung über die Rechte und Gewohnheiten des dortigen Kano- 
nissenstiftes?): Omnes et singuli libertatis famulı utriusque 


’ 1) Schäfer, Kanonissenstifter S. 77% nach Leuckfeld, Antiqui- 
tates Gandersheimenses, Wolfenbüttel 1709, p. 122; ob man aus dem 
Ablaßbrief von 1299 folgern darf, daß damals nur der Altar des h. Ste- 
phanus der Stiftskirche, noch nicht aber die Georgskirche pfarrliche 
Rechte besessen habe, scheint mir zweifelhaft, obwohl auch ich die Stifts- 
kirche für die ursprüngliche Pfarrkirche halte. 

2) Fr. Tenhagen, Der Pfarrkirchenstreit zwischen Stift und Stadt 
Vreden, Zeitschrift für vaterländische Geschichte und Altertumskunde 
(Westfalens), IL, Münster 1891, 1. Abt. S. 142. — Auch bei den Kano- 
nissenstiftskirchen zu Essen, Kaufungen und Geseke haben nach 
Schäfer a. a.O. S. 1147 Personalpfarreien bestanden; die darüber an- 
geführte Literatur war mir nicht zugänglich. Ob die engeren Stiftspfarren 
der Kölner Kollegiat- und Kanonissenstifte, die auch Schäfer, Pfarr- 
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sexus, vulgarıter denstlude nuncupati, atque feodales et jeo- 
dalia a dicta domina abbatissa habentes ei recipientes com- 
municant in collegiata ecclesia et post obitum eorundem fient 
exequie in eadem collegiata ... . quamvıs eliam sub filia degunt 
et morantur. — Item omnes simtliter ei eodem modo fit in 
emunitate habitantıbus. 


Osnabrück. 


In einer Urkunde aus dem Jahre 1147!) teilt uns 
Bischof Philipp von Osnabrück einiges über die pfarr- 
lichen Verhältnisse seiner Bischofsstadt mit, er berichtet: 
fuit quondam et usque ad tempora nostra perduravit inter 
canonicos b. Petri et 8. Iohannis pro terminis parrochte que- 
dam gravis pestis discordie ... elaborato assensu ulriusque 
partis terminos confuse parrochie ... distinximus ...: Het- 
laye, Vockestorpe |folxen noch viele andere Namen] has villas 
prenominalas extra civilatem minori [= s. Iohannis] ecclesie 
in parrochiam destinavimus; in civilate usque ad domum Hıld- 
radi et ad oppositam domum Arnoldi terminos parrochie ex- 
tendi concessimus: hoc delerminato, quod ministeriales et liberos 
eorumque filios et filias in prediis suis degentes sive in aliis 
quibuslibet mansionibus agriculturam exercentes de prescriptis 
villis maiori ecclesie assignavimus, reliquos de eisdem villıs, 
lIiberos sive advenas sıve indigenas non habentes mansiones 
certas minori ecclesie addiximus, eos vero liberos, qui pre- 
dictum civitatis terminum inhabitant, universaliter sine deter- 
minationis siyno eiam minori ecclesie cum suis ministerialibus 
permisimus. 

Die Pfarreien des Domes und der Kollegiatkirche S. Jo- 
hann stellten demnach weder ausschließlich örtlich begrenzte 
Parochien, noch reine Personalgemeinden dar. Doch waren 
für die Bestimmung der Pfarrzugehörigkeit des einzelnen 


kirche und Stift S. 30 erwähnt, Personalpfarreien oder örtlich umgrenzte 
Immunitätspfarreien (zu diesen gehörten anscheinend die Pfarreien der 
Mainzer Stifte Liebfrauen, S. Johann, S. Mauritius, S. Stephan) waren, 
konnte ich bisher nicht feststellen. 


1) F. Philippi und M. Bär, Osnabrücker Urkundenbuch, 1892 bis 
1902, I S. 222f. Nr. 276. 
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nur wenige und einfache Unterscheidungen maßgebend. Be- 
deutend umständlichere Regeln dagegen enthalten eine etwa 
ein Jahrhundert jüngere, zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse zwischen dem Dom einerseits und den beiden Pfarr- 
kirchen S. Maria und S. Katherina anderseits erlassene Ver- 
ordnung Bischof Brunos!) und eine demselben Zwecke die- 
nende Begräbnisordnung aus dem Jahre 1278.?) 

Wenn in diesen beiden Urkunden, die wir unter Weg- 
lassung der einleitenden Sätze und der Schlußformeln hier 
folgen lassen, die Pfarrei des Johannisstiftes mit keinem 
Wort erwähnt wird, so hat das seinen Grund wohl in dem 
Umstand, daß deren Verhältnis zur Dompfarrei bereits 
durch die Urkunde von 1147 geregelt war, diese also auch 


nach den Verordnungen von 1254 und 1278 Rechtskraft 
behielt. 


1. Bischof Bruno bestimmt 1254: 


Oves pastorum, que in parrochiis s. Mariae et s. Katerinae com- 
morantur, propriis pastoribus confitebuntur, qui ei per se ad ipsas 
audiendas non suffecerint, de ipsorum assensu et rogatu alios dominus 
episcopus confessores adiunget; eodem modo, cum communicandum 
fuerit, a suis pastoribus vel eorum adiunctis communicabunt. Si vero 
in dietis parrochiis aliquem infirmari contigerit, pastor parrochiae 
_primo loco visitabit et communicabit infirmum. Postmodum, si in- 
firmus crucem?) affectaverit, custos crucis ipsum visitabit et, si infir- 
mus voluerit, secundo facta oonfessione communionem recipiat, non 
in preiudicium pastoris, sed propter antiquam oonsuetudinem & civi- 
tatensibus hactenus observatam. Sepeliendos vero prefati pastores 
sanctarum Mariae et Katherine omnes infra septennium constitutos 
per totam civitatem in suis cimiteriis sepelient; item servos et ancillas 


!) Philippi u. Bär, Osnabr. U.-B. III S. 79f. Nr. 106; Datum: 
1254 (1263) März 16. 

2) Ebenda III S.435ff. Nr. 617; Datum 1278 (1277) Februar 23. 
Über die verfassungsgeschichtliche Bedeutung der Urkunden vgl. 


F. Philippi, Verfassungsgeschichte der westfälischen Bischofsstädte, 
1894, S. 46—49. 


®) Mit dem altare s. crucis, der gewöhnlich in der Mitte des Gottes- 
hauses, zwischen Chor und Schiff stand, war in vielen Dom- und Stifte- 
kirchen die pfarrliche Seelsorge verbunden. In der Expositio der Be- 
gräbnisordnung von 1278 wird der Dompfarrer als rector primi altaris 
bezeichnet, ein Ausdruck, der auch anderwärts in der gleichen Bedeutung 
öfters vorkommt. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXVII. Kan. Abt. VI. 24 
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conducticias et familias adventicias iidem pastores sepelient. Inunctio- 
nes vero et sepulturas ministerialium et burgensium, quorum pro- 
genitores aput ecclesiam maiorem sepulti sunt, maior ecclesia, sicut 
hactenus habuit, sine contradictione habebit. 


2. Die Begräbnisordnung von 1278 setzt fest: 


... Omnes clerici, canonici ecclesiarum, plebani seculares et reli- 
giosi, moniales et monachi, divites et pauperes, exules et advene cuius- 
cunque conditionis aut etatis in tıibus parrochiis nostris commorantes 
aut decumbentes a primo altari nostro communicandi, inungendi sunt 
et in nostro parvo cymiterio sepeliendi. Item omnes nobiles et eorum 
pueri legitimi, qui septimum annum impleverunt a sacerdote, in cuius 
parrochia decumbunt vel morantur communicandi, inungendi sunt et 
in maiori ecclesia sepeliendi. Item omnes ministeriales ecclesie maioris, 
8. Iohannis Osnaburgensis et 8. Clementis in Iburg et eorum pueri, 
qui septimum annum inpleverunt, divites et pauperes, licet quidam 
ex eis serviant pro precio, apud maiorem ecclesiam sepeliendi sunt. 
Si vero aliquis ex ministerialibus predictis puerum inlegitimum ex com- 
ministeriali sua genuerit, idem puer, si septimum annum inplevit, 
propter conditionem matris apud maiorem ecclesiam sepeliendus est, 
sed a plebano, in cuius parrochia moratur aut decumbit, visitandus, 
communicandus et inungendus est. Sieciam aliquis in tribus parrochiis 
nostris moriatur, qui se dicat esse ministerisalem predictarum ecclesia- 
rum et de eo ignoratur, veritas conditionig eius, a proximis consangui- 
neis eius vel ab aliis fide dignis hominibus exquirenda est. Item omnes 
beginne antique domus begginarum iuxta hospitale a plebano primi 
altaris nostri communicande, inungende et sepeliende sunt. Si vero 
aliqua ex eis domum eandem exierit et in seculari domo manserit, a 
plebano, in cuius parrochia manserit aut decubuerit, visitanda, in- 
ungenda est, sed secundum conditionem eius sepelienda; quecumque 
enim virgo aut mulier habitum begginarum elegerit ac vestes religiosas 
induere voluerit, a plebano, in cuius parrochia moratur, vestienda est. 
Item omnes burgenses et eorum pueri legitimi, qui septimum annum 
inpleverunt, in tribus parrochiis nostris commorantes divites et pau- 
peres, licet quidam ex eis proprias domos non habeant et aliis pro pretio 
serviant, a plebano, in cuius parrochia morantur aut decumbunt, visi- 
tandi, inungendi sunt, sed apud maiorem ecclesiam sepeliendi, si vero 
burgensis puerum aliquem inlegitime genuerit, cuiuscumque etiam 
conditionis mater fuerit, idem puer, senex aut iuvenis apud ecclesiam, 
in cuius parrochis moritur, sepeliendus est, nisi concivium conquirat, 
sicut consuetum est; quicumque eciam burgensis concivium voluntarie 
resignaverit et, proprio motu aut ex paupertate civitatem mansurus 
exierit et tam diu de civitate defuerit, quod concivium ei propter ab- 
Sentiam denegatur, nisi cooncivium rursum iuxta morem civitatis adeptus 
fuerit, cum moritur apud ecclesiam, in cuius parrochia moritur, sepe- 
liendus est; pueri tamen eius legitimi infra civitatem permanentes 
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divites et pauperes omne ius civile integraliter obtinebunt. Item qui- 
cunque burgensis causa peregrinationis aut mercature exierit, quamdiu 
vixerit, cum redierit, omne ius civile totaliter obtinebit. Item si bur- 
gensis nove civitatis in antiqua moritur civitate, nisi fuerit ministerialis 
predictarum trium ecclesiarum aut burgensis antique civitatis apud 
ecolesiam, in cuius parrochis moritur, sepeliendus est. Item omnes 
carnifices et eorum pueri legitimi, qui septimum annum inpleverunt, 
qui concivium servaverint vigiliis et aliis servitiis apud maiorem eccle- 
sism sepeliendi sunt. Item si aliquis burgensis moritur, de cuius con- 
civio ignoratur, veritas conditionis eius et concivii a proximis amicis 
vel ab aliis fide dignis experienda est. Item quicumque domum in 
civitste emerit aut conduxerit, cuiuscunque fuerit conditionis, nisi 
fuerit proprius quam diu ipsam domum inhabitaverit et familiam et 
exspensas in ea habuerit, apud maiorem ecclesiam sepeliendus est. 
Item omnes, qui moriuntur in area claustrali et in atrio domini episcopi 
senes et iuvenes, divites et pauperes, cuiuscumque conditionis aut 
etatis, apud maiorem ecclesiam sepeliendi sunt; terminus claustri in- 
cipit a domo ante portam molendini dominorum, que quondam fuit 
horrium ipsius molendini, et terminatur ad domum domini decani, 
que quondam fuit domus episcopi Baldewini, cum adhuc esset pre- 
positus in Batbergen; terminus atrii incipit a domo domini episcopi, 
quam antiquus Eifelarius inhabitaverat, et terminatur ad altam por- 
tam et infra murum antique civitatis iuxta coquinam dominj episcopi. 
Item omnes, qui in hospitali leprosorum moriuntur, secundum con- 
ditionem suam et etatem sepeliendi sunt. Si vero aliquis ministerialis 
vel burgensis de domo leprosorum aut hospitali infirmorum sanus cor- 
pore exierit et in civitate manserit, secundum condicionem suam et 
etatem sepeliendus est. Item omnes coloni trium parrochiarum nostra- 
rum et eorum pueri legitimi, qui septimum annum inpleverunt, apud 
maiorem eccolesiam sepeliendi sunt, si’ vero aliquis colonus rurensis 
cultam habens domum eandem domum pueris suis colendam reliquerit 
et tamen in ea manserit et usufructum ab ea et puero suo habuerit, 
apud maiorem ecclesiam sepeliendus est. Sed si domum mansurus 
exierit et casam inhabitaverit aut in alia domo husnete fuerit, apud 
ecclesiam, in cuius parrochia moritur, sepeliendus est. Item si idem 
rurenses cultas domos habentes ad tantam perveniant paupertatem, 
quod pueri eorum serviant pro pretio, illi pueri, quam diu conducti 
sunt, apud ecclesiam, in cuius parrochia moriuntur, sepeliendi sunt. 
Item si aliquis colonus puerum suum alicui consanguineo vel amico 
suo nutriendum dedetxit, idem puer, quam diu non servit pro precio, 
apud maiorem ecclesiam sepeliendus est. Item si aliquis colonus et 
eius pueri legitimi infirmi vel vulnerati ad civitatem causs cure aut 
medicine ducti fuerint et moriantur apud ecclesiam maiorem sepeliendi 
sunt. Item omnes qui casu occiduntur, submerguntur aut subitanes 
morte moriuntur, si ministeriales trium ecclesiarum predictarum aut 
burgenses non fuerint et proprias domos aut conducticias non habuerint, 
in quamcunque parrochiam deponuntur, ibidem sepeliantur. Item qui- 
24* 
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cumque advena quantum dives et potens, si non fuerit nobilis aut trium 
predictarum ecclesiarum ministerialis vel burgensis, si in tribus par- 
rochiis nostris moritur, apud ecclesiam, in cuius parrochia moritur, 
sepeliendus est. Item quicumque in tribus parrochiis nostris moritur, 
cuiuscungue fuerit conditionis aut etatis, si in nostro parvo cymiterio 
sepeliri desiderat et dominis nostris debitam fraternitatem dederit, ut 
memorialis perpetuo permaneat, apud nos sepeliendus est et memoria 
eius cum oblationibus ac omnium, qui in nostro cymiterio sepeliuntur, 
in choro ad summum altare per anni cirulum peragenda est. Item omnes 
parrochiani trium parrochiarum nostrarum in tribus festis precipuis 
videlicet in nativitate Domini, pascha et pentecoste et in tribus diebus 
animarum videlicet in die Innocentum, bona secunda feria et in die 
beati Michahelis in suis parrochialibus ecclesiis esse tenentur, ibique 
Buas pro memoria animarum offerant oblationes et in sollempnitatibus 
predictis corporis Christi recipiant sacramentum. Item ordinamus et 
precipimus, ut nullus sacerdos infra civitatem missam sponsalem osntet 
vel legat nisi de licentia s. Marie et 8. Katerine plebanorum, baptisma 
parvulorum, reconcilistiones sponsarum ac mulierum parientium apud 
ecclesias s. Marie et s. Katerine permaneant, siouti hactenus perman- 
serunt et limites parrochiarum nostrarum permaneant sicuti antea fue- 
runt ordinati. Item si infirmus aliquis confiteatur se non esse nobilem, 
ministerialem predictarum ecclesiarum aut burgensem, sa0erdos assu- 
mat duos viros fide dignos hec de ore infirmi audientes, ut, si moriatur, 
de conditione sua perhibeant testimonium veritatis. Si vero conditio 
infirmi aut etas pueri inquiri aut investigari non potest, quod raro 
contingit, volumus, ut funus ad voluntatem amicorum sepeliatur et 
sacerdotes, inter quas heo dissensio sit, sacrificium altaris inter se divi- 
dant equali portione. Item iuvenes litterati scolas non frequentantes, 
quamdiu habitu clericali utuntur, a maiori ecclesia visitandi, inungendi 
sunt et ibidem sepeliendi. De memoriis vero, que fiunt post funera, 

‘ quia arbitrarie sunt, nichil deffinimus, nichil ordinamus, sed qui ipsas 
agere voluerint, agant in tribus nostris parrochialibus ecclesiis, ubi 
eorum fuerit voluntatis. Decentius tamen videtur, ut eas agant apud 
parrochiales et proprios sacerdotes ... 


Zwei bemerkenswerte Erscheinungen treten uns in 
diesen beiden Osnabrücker Urkunden zum erstenmal ent- 
gegen, einmal die Berücksichtigung des Alters der einzelnen 
Personen, sodann die Ausübung der verschiedenen pfarr- 
lichen Befugnisse durch verschiedene Kirchen, oder, um 
es anders auszudrücken, die Aufteilung der pfarrlichen 
Rechte hinsichtlich ein und derselben Person an mehrere 
Kirchen. 

Auf diese beiden Eigentümlichkeiten stoßen wir auch in 
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Minden, 


wo sich zwischen dem Domkapitel und dem Marienstift ein 
Streit erhoben hatte, den Bischof Volquin am 23. März 1277 
folgendermaßen beilegte!): 


. orta inter decanum et capitulum maioris ex una et decanum 
et capitulum s. Martini ecclesiarum Mindensium ex parte altera de 
ministerislibus ecclesie Mindensis, qui infra muros Mindenses in par- 
rochia predicte s. Martini ecclesie commorentur, materis questionis 
super eo videlicet, quod, licet predicti ministeriales in parrochia pre- 
dicta commorarentur, penitentiam tamen et quedam alia sacramenta 
ab ipsa maiori ecclesia receperunt et se apud illam obtinebant etiam 
sepeliri; cumque super hiis inter easdem ecclesias esset aliquamdiu 
decertatum, demum super premissis se nostro arbitrio subdiderunt. 
Nos igitur habita deliberatione et communicato consilio peritorum et 
consensu utriusque partis de parrochia predicta s. Martini sic duxi- 
mus ordinandum, quod dicta ecclesia 8. Martini predictam parrochiam 
et limites parrochie infra muros et extra muros civitatis Mindensis 
habeat, quam et quos habuit a tempoıe, cuius memoria non existit. 
De hiis vero, qui sunt in parrochia, sic statuimus observandum, quod 
clerici maiori ecclesie predicte adherentes, in dicta civitate existentes 
seu & foris venientes ibidem consequantur hujiusmodi sacramenta et 
etiam sepulturam; clerici vero adherentes ecclesie 8. Martini ab ipsa 
ecclesia s. Martini percipiant huiusmodi sacramenta et sepeliantur 
etiam apud ipsam, sed eligere poterunt sepulturam apud maiorem 
ecclesiam salva ipsi ecclesie s. Martini canonica portione. illa videlicet, 
de qua dicitur De sepulturis capitulo Relatum. Alii autem homines 
utriusque sexus, cuiuscumque conditionis existant, qui in parrochis 
predicte ecclesie s. Martini sunt vel in eam a foris veniunt, in baptismo 
et in aliis sacramentis percipiendis et in omni iure parrochiali predicte 
8. Martini ecclesie sint subiecti, sed tantummodo ministeriales ecclesie 
Mindensis, qui infra muros civitatis Mindensis seu in fossato Beldersen 
sive in villa Bastorpe in ipsa parrochia s. Martini habitant, apud maio- 
rom ecclesiam predictam confessionem faciant, penitenciam, eucharistie 
sacramentum et inunctionem extremam ab ipsa percipiant et apud 

‘ illam obtineant sepulturam perageturque in dicta maiori ecclesia cum 
oblationibus debitis certis et oonsuetis temporibus memoria ministe- 
rialium ibidem sepultorum. De pueris vero ministerialibus maioris 
ecclesio Mindensis octo annorum et infra sepeliendis in suorum sit 
arbitrio parentum, an ipsos velint apud maiorem an apud ipsam s. Mar- 
tini ecclesiam sepelire. Preterea ministeriales diete ecclesie Mindensis 
virgines sive alterius conditionis nubentes nequaquam apud ipsam 


!) Westfälisches Urkundenbuch VI, Bistum Minden, bearb. von 
H.Hoogeweg. Münster 1896—1898, S. 341f. Nr. 1088. 
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maiorem ecclesiam, ut sponse solent, benedicantur, nec missa in dicta 
maiori ecclesia pro ipsis nubentibus decantetur, nequaquam etiam ibi 
fiat purificatio seu inductio, quas mulieres ministeriales et alterius con- 
ditionis in ingressu ecclesie observant, et post nuptias et post partum, 
que apud ipsam ecclesiam s. Martini fient, nec in maiori nec alibi fieri 
permitteantur ... 


Das Begräbnis bischöflicher Ministerialen 
bei der Domkirche. 


In dem eben erwähnten Streit zwischen der Kathedrale 
und der Pfarrkirche S. Martin in Minden handelte es sich 
vornehmlich um die Seelsorge und das Begräbnis der bischöf- 
lichen Ministerialen. Auch in den weiter oben angeführten 
Urkunden hörten wir wiederholt, daß die Ministerialen von 
Bistümern, Stiften und Klöstern zu den Personalpfarreien 
der betreffenden Kirchen gehörten. Aber auch an manchen 
Orten, vor allem in vielen Bischofsstädten, wo sie anschei- 
nend (wenigstens in späterer Zeit) bei Lebzeiten ganz den 
Pfarrkirchen unterstellt waren, in deren Sprengel sie wohn- 
ten, nahmen sie nach ihrem Tode hinsichtlich des Begräb- 
nisses eine Sonderstellung ein. So höchstwahrscheinlich in 
Salzburg; doch muß ich mir ein näheres Eingehen auf die 
dortigen Verhältnisse für später vorbehalten, da über die 
Echtheit der hier in Frage kommenden Urkunden Meinungs- 
verschiedenheiten bestehen. Die übrigen Beispiele, die ich 
bis jetzt kenne, gehören mit einer Ausnahme!) Nordwest- 
deutschland an. AusHildesheim wissen wir lediglich, daß 
für die Bestattung der bischöflichen Ministerialen besondere 
Regeln galten?), kennen diese jedoch nicht. 


Dagegen sind wir über die Rechtsverhältnisse in Mün- 
ster besser unterrichtet. So erfahren wir aus einem im 
Jahre 1306 abgehaltenen Zeugenverhör über eine Reihe von 
Beschuldigungen, die gegen Bischof Otto erhoben wurden, 


1) Siehe unten $8. 380. 

2) Eine Urkunde von 1193 erwähnt liberiates ... in baptister:o, 
sepultura ministerialium maioris ecclesie et aliorum fidelium e& in 
missarum sollempniis celebrandis loco episcopi, die der Andreaskirche 
eigneten (K. Janicke und H. Hoogeweg, Urkundenbuch des Hoch- 
stifte Hildesheim I, 1896, S. 469 Nr. 492). 
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daß es in der Stadt Münster althergebrachte Gewohnheit 
sei, quod ministeriales ecclesie Momasteriensis uirvusque sexus 
manentes citra aquam dietam A morientes sepeliri debeant 
apud ecclesiam maiorem Monasteriensem. Und dem Bischof 
wird vorgeworfen, er habe dieses alte Herkommen verletzt, 
cum quedam matrona ministerialis dicte ecclesie, videlicet Ger- 
trudis uxor dicti Bruchman, viam universe carnis ingrederetur 
et .. decanus ei . . capitulum ecclesie Momasteriensis in- 
hibuerint, ne corpus dicte mulieris humaretur in alio loco guam 
apud ecclesiam eorum secundum consueludinem eorum, ipse 
tamen dominus Otto, veniens contra comsueludinem ecclesie, 
quam iuraverat observare, precepit ipsum corpus humari apud 
ecclesiam 8. Martini ...!) Ein ähnlicher Vorfall muß die 
Veranlassung zu einer förmlichen Anerkennung der An- 
sprüche der Kathedrale auf die Ministerialenbegräbnisse 
seitens des Kapitels von S. Martin gewesen sein; die Er- 
klärung des letzteren lautet folgendermaßen: 


Nos decanus totumque capitulum ecclesie s. Martini Monasteriensis 
notum facimus omnibus presentem litteram inspecturis et recognosci- 
mus publice protestantes, quod ab antiqua consuetudine iam longo 
tempore observata ministeriales s. Pauli [= des Bistums Münster], si 
qui decesserint in civitate Monasteriensi, apud maiorem s. Pauli pre- 
dieti [ecclesiam] consueverunt sepeliri. Preteres recognoscimus, quod 
ministerialem, de qua questio vertitur inter decanum et capitulum 
maioris ecclesie predicte et nos, erronie apud ecclesiam nostram sepe- 
livimus et errorem nostrum per presentes revocamus. Datum anno 
Domini 1321 die b. Barbare virginis.®) 


Für Magdeburg ist die Sitte, die Ministerialen des 
Erzstifts bei der Kathedrale zu bestatten, noch in der Mitte 
des 15. Jahrhunderts nachweisbar. Wir erfahren das aus 
zwei Urkunden Erzbischof Gunthers von 1441 und 1443. 
Mit der ersten hat Gunther Annen ...., Arnd Jordans eliche 
husfrouwe, der moder Gode Korlinges unsers dinstmannes 


!) Westfälisches Urkundenbuch VIII. Die Urkunden des Bistums 
Münster von 1301—1325, bearbeitet von R. Krumbholtz. Münster 
1913, S. 122 Nr. 351. 


2) Ebenda S. 553 Nr. 1521. — Auch Adolph Tibus, Gründungs- 
geschichte der Stifter ... des alten Bistums Münster I, Münster 1885, 
S. 108 nahm bereits auf die Urkunde Bezug. 
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seliger rechte eliche tochter war, frihe unde ledıg gegebin allıs 
dinstes und phlicht, die sie uns und unserm gotishuse von 
srer gebord wegin pflichtig ist zu thunde ... also das sıe 
sal glich sien nach [ryhen landsessen rechte in allen iren ge- 
schefften und ire bygrafft kysen wo sie wolle ...!) Und 
in derselben Weise spricht der Erzbischof zwei Jahre später 
(beidesmal mit Wissen und Willen des Domkapitels) Al- 
heiden des ..... Jungen Ludekens von Keller eliken husfrouwen, 
der moder Goden Korlinges unses Dinstmannes seliger 
rechte elike dochter was, und ore kinder frei und ledig alles 
Dienstes und aller Pflicht, also dat sy schollen glike syn nach 
frien landseten rechte in allen oren gescheften und ore bigraft 
kisen, wu sie willen, und er begründet das zu Beginn der 
Urkunde mit den Worten: ... nodeme etlike geslechte 
in der stat to Magdeburg beseten to der graft ın 
unser kerkento Magdeburg vorpflichtet sın, so werden 
sie darumb von etliken unfrier gedeili van ander, die on ın 
der bort nicht geliket, sundern mogeliken nidreger sin scholl- 
den ...?) s 

Auch Klöster erhoben Anspruch auf das Begräbnis 
ihrer Ministerialen, so Fulda, das zwei getrennte Fried- 
höfe für die Ministerialen männlichen und weiblichen Ge- 
schlechtes besaß, wie uns Schannat berichtet: Aliud coe- 
miterium intra claustrum, sed a priori?) distinchum ac sepa- 
ratum obtinuerant olim ecclesiae Fulldensis virs ministeriales 
(nam eorum, quemadmodum et benefactorum quorumcunque 
uzores ac filiae post mortem in proximo monte s. Mariae, vulgo 
Bischofsberg, sepulturae tradebantur). In illud interdum ex 
singuları gratia etiam recipiebantur exteri, sed armis ac nobi- 
htate pariter inclyti, cum tamen extra illud nulli ministerialium 


!) Gustav Hertel, Urkundenbuch der Stadt Magdeburg II 
(= Geschichtsquellen der Provinz Sachsen, XXVII) Halle 1894, 
S. 5bööf. Nr. 438. 

2) Ebenda S. 570f. Nr. 472. Zuerst hat auf die beiden Urkunden 
aufmerksam gemacht und sie abgedruckt G. A. von Mülverstedt, 
Wer durfte im Dom zu Magdeburg im Mittelalter begraben werden ? 
Geschichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg 6, 1871, 542—566. 


®) Dem Begräbnisort der Mönche. 
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fas esset alium aliquem sepulturae suae locum deligere absque 
expressa principis abbatis licentia.!) 

Wir gehen wohl nicht irre, wenn wir in solchen Be- 
gräbnisrechten oder richtiger Begräbnispflichten ?) den letz- 


1) Joannes Fridericus Schannat, Historia Fuldensis, Franco- 
furti 1729, p.26; vgl. Schannat, Corpus traditionum Fuldensium, 
Lipsiae 1724, p. 263 n. 628 (um 1130): Nach dem Tode einer Ministerialin 
und ihres Ehemannes ... convenientes itaque ulrorumque parentes alque 
cognati diviserunt idem praenominalum praedium, quod ambo simul habe- 
bant, dum viverent, et partem, quae uxori cessit, in Biscoffesberc, ubi ipsa 
mulier Liuigarda tumulata est, pro remedio animae eius delegaverunt, par- 
tem vero mariti sui, videlicet Heinrici defuncti, nobis Fuldensibus fratrıbus, 
apud quos idem Heinricus sepultus est, in memoriam animae eius tradi- 
derunt. — Eine Mehrheit von Kirchhöfen für verschiedene Klassen der 
Verstorbenen bei einer Kirche läßt sich auch sonst nachweisen; das 
Kanonissenstift S. Maria im Kapitol zu Köln besaß um das Jahr 1300 


deren sechs: Unum ... ibi sepeliuntur pauperes hospitalis; item .. . ibi 
sepeliuntur beggine de hospitali s. Marie; tercium ... ibi sepeliuntur 
pelegrini; quartum ... ibi sepeliuntur ... . cives et potenciores parrochie 
s. Martini; quintum ... ibi sepeliuntur canonice; sextum ... ibi nuno 


sepeliuntur canonici (Der Rotulus von S. Maria im Kapitol, heraus- 
gegeben von Hermann Keussen. Mitteilungen aus dem Stadtarchiv 
von Köln XXXV, 1914, S. 116f.). 

2) Daß es sich nicht um eine Vergünstigung handelte, wie z. B. Sig- 
mund Wilhelm Wohlbrück, Geschichte der Altmark, herausgegeben 
von Leopold von Ledebur, Berlin 1855, S. 98 meint, sondern um eine 
Last, eine Beschränkung der freien Begräbniswahl, geht ganz klar aus 
den oben angeführten Magdeburger Urkunden hervor, ferner aus einer 
Stelle, auf die Wohlbrück selbst in einem Aufsatz „Über die Ministe- 
rialen‘‘ (Märkische Forschungen III, Berlin 1847, S. 23) aufmerksam 
gemacht hat, wonach Erpo Graf von Padberg 1104 seinem von ihm einige 
Jahre zuvor gegründeten Eigenkloster alle seine Güter und Ministerialen 
übergibt und verfügt: ministeriales mei, qui modo sunt ministeriales 
monasterii, ın quacumque parochia moriantur, sepulturam in 
praedicto meo monasterio eligant et habeant et oplimum equum, quem 
quis habeat, et arma ibidem offerat (Monumenta Paderbornensia, Franco- 
furti 1713, p. 130). — Anders verhielt es sich mit den anscheinend erst 
in der zweiten Hälfte des Mittelalters größere Verbreitung gewinnenden 
Erbbegräbnissen bestimmter Familien in bestimmten Kirchen. Hier 
handelt es sich juristisch um fortgesetzten Gebrauch des gemeinrechtlich 
jedem Gläubigen zustehenden Rechtes der freien Begräbniswahl seitens 
der Glieder einer bestimmten Familie zugunsten ein und derselben Kirche. 
— Dagegen dürften die gleichfalls hauptsächlich dem Spätmittelalter 
angehörenden gemeinsamen Begräbnisse von Zünften, Bruderschaften 


378 Johann Dorn, 


ten Überrest eines früheren Zustandes erblicken, in dem die 
Ministerialen ganz der Seelsorge jener Kirche unterstanden, 
bei der sie später ihre letzte Ruhe fanden. 


Vermutungen über die Entstehung 
der Personalpfarreien. 


‚Es wäre wohl etwas gewagt, an der Hand der Nach- 
richten, die uns vorstehende Urkunden über etwa ein Dut- 
zend deutscher Personalpfarreien liefern, eine vollständige 
Geschichte des Ursprungs und der Entwicklung derselben 
geben zu wollen. Dazu dürften die hier dargebotenen Quel- 
len, die, wie ausdrücklich bemerkt sei, nicht auf Grund plan- 
mäßiger Nachforschung gesammelt sind, auf die der Ver- 
fasser dieses Aufsatzes vielmehr nur anläßlich anderweitiger 
Studien gestoßen ist, denn doch zu spärlich sein. Es soll 
hier keine erschöpfende Behandlung des Gegenstandes ge- 
boten, sondern erst einmal die Aufmerksamkeit der Forscher 
auf eine bisher wenig beachtete Einrichtung gelenkt und 
dadurch eine umfassendere Sammlung und Bekanntgabe 
einschlägigen Quellenmaterials angeregt werden. Denn es 
besteht wohl kaum ein Zweifel, daß die Zahl der im Mittel- 
alter tatsächlich vorhandenen Personalpfarreien die der oben 
angeführten bei weitem übertrifft, daß deren vielmehr eine 
ganze Reihe der Forschung bis heute ebenso entgangen ist, 
wie die meisten der von uns oben namhaft gemachten. Und 
auch über diese ließe sich wohl, vor allem aus ungedruckten 
Quellen, noch manche wichtige Nachricht beibringen.!) 

Wenn ich trotzdem auf die Entstehung der deutschen 
Personalpfarreien wenigstens mit ein paar Sätzen eingehe 


und ähnlichen Körperschaften in der Regel auf bischöfliches Privileg 
zurückgehen; die älteste derartige Vergünstigung, die mir bekannt ist, 
stellt die der Mainzer Weber dar, denen Erzbischof Christian 1175 ge- 
stattete, ihre Verstorbenen bei der dortigen S. Stephanskirche zu be- 
statten (Concedimus eciam, ut defunctos suos ad eandem ecclesiam fidelibus 
sepeliant obsequiis Ludwig Baur, Hessische Urkunden II, Darmstadt 
1861, S. 24 Nr. 12). 


1) Ich darf hier wohl die Bitte an die Leser anfügen, mich auf hier 
übergangene, ihnen zufällig bekannte Nachrichten zur Geschichte ein- 
zelner Personalpfarreien gütigst aufmerksam machen zu wollen. 
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— mit ein paar Sätzen, die indes keinen höheren Wert be- 
anspruchen wollen, als den vorläufiger Vermutungen, — so tue 
ich es vor allem aus dem Grunde, weil bisher außer Hin- 
schius meines Wissens noch kein Forscher seine Ansicht 
über den Ursprung jener eigentümlichen Gebilde der mittel- 
alterlichen deutschen Kirchenverfassung ausgesprochen hat, 
dessen Erklärungsversuche jedoch, wenigstens soweit deut- 
sche Verhältnisse in Frage kommen, einigen Bedenken be- 
gegnen müssen. Hinschius glaubt, die Entstehung der 
Personalpfarreien hänge (1.) damit zusammen, „daß in den 
Städten, wo die Pfarreinteilung erst spät eintrat, einzelne 
Kirchen gegründet worden sind, welche Pfarreirechte zu- 
gunsten der Fundatoren und ihrer Familien beigelegt er- 
halten haben, ferner (2.) damit, daß bei der Neugründung 
von Parochien gewisse persönliche Abhängigkeitsverhält- 
nisse insofern respektiert wurden, als man die in solchen 
stehenden Personen bei der alten Pfarrei beließ, (3.) end- 
lich damit, daß jener Zustand sich als Übergangsstufe von 
der nicht selten vorkommenden Erscheinung einer Verwal- 
tung der Seelsorge in ein und derselben Stadt durch mehrere 
Pfarrer ohne räumlich abgegrenzte Distrikte zu einer voll- 
ständigen Parochialeinteilung länger als zunächst beabsich- 
tigt wurde, fixiert hat‘.!) 

Die erste wie die letzte dieser drei Möglichkeiten kom- 
men bei der Frage nach der Entstehung der deutschen Per- 
sonalpfarreien kaum in Betracht. Pfarreien, die mit den 
parochiae gentilitiae Italiens Ähnlichkeit besessen hätten 
und auf Gründung einzelner Personen oder Geschlechter 
zurückzuführen wären, konnte ich auf deutschem Boden 
bis heute nicht nachweisen ; Pfarreien, die, ohne durch feste 
Sprengel geschieden zu sein, nebeneinander bestanden, gab 
es, wie ich an anderer Stelle zeigen werde, auch in unsern 
mittelalterlichen Städten hier und da, doch besitzen wir 
nicht den geringsten Anhaltspunkt für die Annahme, daß 
sie die Bildung von Personalgemeinden begünstigt hätten. 

Dagegen spricht in der Tat manches dafür, daß ein Teil 
unserer Personalpfarreien dadurch entstanden ist, daß man 


1) Hinschius, Kirchenrecht II, S. 292. 
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bei Neugründung von Parochien gewisse in persön- 
lichen Abhängigkeitsverhältnissen zu deren Mutterkirche 
stehende Personen bei der mit dieser Kirche verbundenen 
oder ihr unterstellten Pfarrei beließ. Auf ein solches Ver- 
fahren deuten z. B. die oben mitgeteilten Osnabrücker Ur- 
kunden. Es macht sich darin unverkennbar das Bestreben 
geltend, die einträglichen Beerdigungen der vermöglichen 
Klassen dem Dome vorzubehalten und den anderen Kirchen 
nur die Leichen von Leuten niedrigeren Standes zu über- 
lassen; so fanden die Welt- und Ordensgeistlichen, die no- 
biles, die bischöflichen Ministerialen, die Bürger, alle jene, 
die ein ‚Erbe‘ in der Stadt besaßen usw., ihre letzte Ruhe- 
stätte bei der Kathedrale, die Kinder unter sieben Jahren, 
die Leute, die um Lohn dienten, hingegen bei den Stadt- 
pfarrkirchen S. Marien und S. Katherinen. So weitgehende 
und finanziell bedeutsame Vorbehalte kann sich nur die 
Mutterkirche bei der Abzweigung von Filialen machen. 
Mit diesen Personalpfarreien, die dadurch entstanden 
sind, daß bei Neuerrichtung von Pfarreien bestimmte Stände 
oder Berufe oder Altersklassen zugunsten der Mutterkirche 
eximiert wurden, ist eine andere Gruppe nahe verwandt, zu 
der die meisten mit Kathedralen oder Kathedral-Annex- 
kirchen!), auch manche mit Stiftskirchen verbundene Per- 


1) D. i. Kirchen, in die zur Entlastung der Kathedralen der pfarr- 
liche Gottesdienst ganz oder teilweise verlegt worden war, in derselben 
Weise, wie im 11. — 13. Jahrhundert auch viele Stifts- und Klosterkirchen 
ihre Pfarreien in bereits bestehende oder eigens hierzu erbaute nahe- 
gelegene Kirchen oder Kapellen verlegten. Solche Kathedralannexkirchen 
waren S. Maria im Pesch zu Köln und die Willehadikapelle zu Bremen. 
Urkundliche Zeugnisse für derartige Übertragungen der pfarrlichen 
Rechte in Annexkirchen haben sich verhältnismäßig wenige erhalten, 
sind vielleicht, da es sich mehr um eine innere Angelegenheit der Haupt- 
kirche, nicht selten wohl auch um einen allmählichen Übergang der pfarr- 
lichen Handlungen an die Annexkirche handelte, oft überhaupt nicht aus- 
gestellt worden. Ich lasse hier im Auszug eine Urkunde Bischof Ottos 
von Freising für das Kloster Scheyern vom Jahre 1144 folgen, die beweist, 
daß nicht bloß Stifts-, sondern auch Klosterkirchen ihre Annexkirchen 
für den Pfarrgottesdienst besaßen, und außerdem zeigt, wie in solchen 
Fällen meist irgendein Rest der früheren Rechte, hier wiederum die 
Sepultur der Ministerialen, der ursprünglichen Seelsorgekirche verblieb: 
... suzxta pelitionem tuam, frater charissime, ... monasterium fuum @ 
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sonalpfarreien gehören. Bei diesen handelt es sich, wie ich 
bereits in meinem oben erwähnten Aufsatz über die Kölner 
Pfarreien für S. Maria im Pesch zu erweisen suchte, um die 
letzten Überreste ehemaliger Dom- (bzw. Stifts-) !) Pfarreien, 
die ihren Pfarrsprengel an eine oder mehrere Stadtkirchen 
abgegeben bzw. aufgeteilt und sich nur die Seelsorge eines 
von Fall zu Fall verschiedenen, aber stets in irgendeiner 
Weise vom Bischof oder von der Domkirche bzw. dem Stift 
abhängigen Personenkreises vorbehalten hatten. Verblieb 
dabei der Kathedrale ein bedeutender Teil ihrer ursprüng- 
lichen Parochianen, so konnte, wie es zum Beispiel bei 
S. Paul in Passau der Fall war, leicht auch die eigentliche 
StadtpfarreiÄ, an die im früheren Kathedralsprengel die 
ordentliche Seelsorge übergegangen war, das Aussehen einer 
Personalpfarrei bekommen. 

Auch durch Exemption bestimmter Personen und 
Stände aus bereits bestehenden Pfarreien dürften 
Personalpfarreien entstanden sein. Etwa ein gut Teil jener, 
die mit Stifts- und Klosterkirchen verbunden waren. Doch 
will es mir scheinen, als ob diese nicht so sehr auf von der 
zuständigen kirchlichen Obrigkeit verfügte oder durch Ver- 
gleich mit den beteiligten Pfarreien herbeigeführte förmliche 
Exemptionen zurückgingen?), als vielmehr auf alther- 


strepitu popuları sequesiramus et plebem inde in vicinam s. Martini eccle- 
siam, eiusdem monastersi [undo superaedificatam transferimus et transmuta- 
mus. Statuimus itaque, ut plebanus sacerdos in hac ipsa ecclesia populo 
missas celebrei ei sepulturas jaciat de plebe, salva tamen in omnibus mona- 
sterii tui reverentia, videlicet in baptismate consecrando et palmis benedicendis 
et in visitandis cum cruce reliquiis sanctorum in diebus rogationum, hanc 
polissimum honori malris ecclesiae successoribus suis in memoriam reli- 
quimus et iuslitiam. Nam ut ministeriales Schyrensium vel quoslibet illorum 
divina compunclione attentos, eicut aliqua [antiqua?] consuetudo habet, 
apud vos et a vobis sepeliri concedimus. Carolus Meichelbeok, Historia 
Frisingensis I 1, Augustae Vind. 1724, p. 327. 

ı) Z.B. in Vreden. 

2) Es ist wohl auch kein bloßer Zufall, daß die Urkunden, die wir 
besitzen, nur bisherige Übung fixieren oder bestehende Rechtsunsicher- 
heit aus dem Wege schaffen, nie dagegen eine Personalpfarrei erst be- 
gründen wollen, sich auch nie auf die Erriohtungsurkunde einer solchen 
berufen. 


382 Johann Dorn, 


gebrachte, stillschweigend geduldete Gewohnheiten, die 
ihrerseits wiederum in Anschauungen des mittelalterlichen 
deutschen Rechtes wurzeln, als ob sie Versuche darstellten, 
Immunität und Hofrecht auf geistiges Gebiet zu verpflanzen. 
Solche Versuche konnten indes nur Stiften und Klöstern 
gelingen, die die Seelsorge ihrer Eigenleute, Hintersassen 
und Dienstleute durch ihre eigenen Angehörigen versehen 
lassen konnten.!) Von weltlichen Herren hat, soviel ich 
weiß, nur Pfalzgraf Ezzo einen Anlauf gemacht, die Pfarr- 
zugehörigkeit seiner Schutzleute zu regeln.?) 

Sollten sich, wofür mir bis heute kein sicheres Bei- 
spiel begegnet ist, auch unter den in Norddeutschland 
sehr verbreiteten Marktpfarreien (parochiae forenses) ein- 
zelne Personalgemeinden finden, so wären diese wohl auf 
Privilegien des bischöflichen Stadtherrn zurückzuführen. 
Einige Anzeichen für eine kirchliche Sonderstellung der 
mercatores gibt es. Bischof Egilbert von Minden z.B. 
schenkte 1075 der dortigen Johanniskirche unter anderm 
einen Platz und bestimmte :5bi fieri sepulturam mercatorum, 
qua erat viduata ab anlecessore nostro Sigeberto, scilicet a 


1) Wie sehr das Streben von Stiften und Klöstern darauf ging, sich 
pfarrliche Rechte über ihre Untergebenen oder wenigstens deren Begräb- 
nis anzueignen, ersehen wir daraus, daß gelegentlich schon im voraus 
Maßnahmen gegen derartige Versuche getroffen wurden. So heißt es in 
der Weiheurkunde für die Klosterkirche Altenburg ausdrücklich: ... 
benediximus et consecravimus hoc videlicet pacto et tenore, ut nullatenus 
aut baptismi aut sepulture usus ıbidem celebreiur, niss forte eorum, qui 
conversi et professs loco ipsi deservire tenentur. Neque conduckiciis ipsorum, 
83 decesserint, sepulture locus concedatur ... Codex diplomaticus Nassoi- 
cus, herausgegeben von K. Menzel und W. Sauer, I 1, Wiesbaden 1886, 
S. 197 Nr. 267 (1178). 


3) Pfalzgraf Ezzo schenkte 1028 der Kirche zu Lövenich einen 
Zehnten, ut pro hac ipsa decimatione in dei servitio procurentur sub nostra 
tbi degentes tuitione; quos 83 quis pro sui ulilitate inquielaverit, eadem deci- 
matione ecclesie Brunwilarensi remissa, illuc conveniant ad audienda divina 
misteria (Laoomblet, Urkundenbuch I S. 103 Nr. 165). Ursprünglich 
hatten die unter pfalzgräflichem Schutz stehenden Einwohner von Löve- 
nich vielleicht (ich möchte es nicht mit Bestimmtheit behaupten, wie 
Wilh. Fabricius, Erläuterungen zum geschichtlichen Atlas der Rhein- 
provinz V 1, Bonn 1909, S. 42 Nr. 79) zur Pfarrei Kirohdorf-Sinthern 
gehört. 
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monte s. Marie usque ad minorem piscinam, insuper omnium 
peregrinorum atque advenarum et qui propriis carent man- 
sionibus.!) Da die Sepultur der mercatores der Kirche be- 
reits von Bischof Sigebert (1022—1036) entzogen worden 
war, ist anzunehmen, daß bereits einer seiner Vorgänger 
ihr das Begräbnisrecht erstmals erteilt hatte, dieses also in 
verhältnismäßig frühe Zeit zurückreicht. Doch trage ich 
einiges Bedenken, in dem Friedhof der Mindener mercatores 
eine Vorstufe zu einer Personalpfarrei zu erblicken, da es 
recht wohl möglich, ja wahrscheinlich ist, daß die mercatores 
nicht zerstreut, sondern innerhalb eines geschlossenen Ge- 
bietes wohnten.?) 


1) Vgl. Steph. Alex. Würdtwein, Subsidia diplomatica VI, Hei- 
delbergae 1775, p. 309—312 n. 98. 


2) Aus demselben Grunde ist auch nicht an eine Personalpfarrei 
zu denken, wenn das Halberstädter Johannisstift curam in civilate omnıum 
domorum, que extra ius fori site sunt besaß (G. Schmidt, Urkundenbuch 
des Hochstifts Halberstadt I, Berlin 1883, S. 510f. Nr. 574). Ein leider 
sehr verstümmeltes Sendprivileg für die Halberstädter mercatores aus 
dem 11. Jahrhundert bei G. Schmidt, Urkundenbuch der Stadt Halber- 
stadt I, Halle 1878, S.1 Nr. 2. — Auch in Trier waren die Pfarreien 
Liebfrauen und S. Laurentius trotz der Bemerkung Georg Christoph 
Nellers, De Burdecanatu Trevirensi (in seinen Opuscula omnia III 1, 
Coloniae 1790, p. 70): „Quidquid ad iurisdictionem palatii vel magistratus 
civici (zur Pallast- oder Statt-Gerechtigkeit)spectat, hoc quoque ads. Lau- 
rentium, caetera plebaniae zur Lieben-Frauen cedunt‘ keine Personal- 
pfarreien, sondern, wie aus der ausführlichen Grenzbeschreibung bei 
Neller p. 69s. hervorgeht, örtlich geschlossene Pfarreien, Liebfrauen 
offenbar für den Immunitätsbezirk. 


Miszellen. 


[Zur Vorgeschichte der Bezeichnung Servus servorum Dei.] Karl 
Schmitz hat in seinem Buche über die Geschichte der Devotionsformeln!) 
auch auf den Anteil hingewiesen, der Augustin an der Entwicklung der 
seit Gregor I. von den Päpsten angenommenen Bezeichnung Servus ser- 
vorum Dei zukommt. Der Bischof von Hippo kennt noch nicht die in 
den päpstlichen Urkunden zu einer Art Titel gewordene, unverändert 
festgehaltene Formel; seine eigenen Demutsformeln wechseln noch den 
Wortlaut und weisen mancherlei Wandlungen und Schwankungen auf, 
aber eins ist ihnen bei all ihrer Mannigfaltigkeit gemeinsam: sie steigern 
die Formel des Apostels Paulus, die am Anfang der Reihe steht: doülos 
Xoıorov ’Inoov, dovlos Veov, „servus lesu Christi, servus Dei“ in der 
gleichen Richtung: „servus Christi servorumque Christi, servus Christi 
membrorumque Christi, servus Christi et eius ecclesiae, servus Christi et 
per ipsum servus servorum ipsius, famulus Christi familiaeque eius‘ u. a. 
Augustin steht so in der Mitte zwischen Paulus und Gregor; es genügt 
ihm nicht, sich den Knecht Gottes zu nennen, er ist der Knecht der 
Knechte Gottes. Der Gedanke ist bereits derselbe wie bei Gregor, der 
ihm nur den endgültigen Ausdruck gegeben hat, während Augustin da- 
mit noch wechselt und keine feste Formulierung gefunden hat. Immer- 
hin ist ein gewisser Unterschied auch bei dem Gedankengange vorhanden, 
der die Beiden zur Führung solcher Demutstitel bewogen hat. Gregor hat 
sich so nicht erst als Papst genannt, sondern schon ehe er den Römischen 
Bischofstuhl bestiegen hatte; als Mönch, der sich aus Reichtum und hohen 
weltlichen Ämtern in das Kloster zurückgezogen hat, will Gregor auch 
in seiner Selbstbenennung der „Humilitas‘‘ besonderen Ausdruck geben, 
die nicht zum wenigsten der von ihm so verherrlichte Benedikt von Nursia 
als eine der Haupttugenden des Mönches gepriesen hatte?): unter den 
„servi Dei“, den Mönchen mit ihrer Demut, will er der geringste sein, 


1) Karl Schmitz, Ursprung und Geschichte der Devotionsformeln bis 
zu ihrer Aufnahme in die fränkische Königsurkunde (Kirchenrechtliche Ab- 
handlungen, herausg. von Ulrich Stutz, Heft 81), Stuttgart 1913, 8. 38ff., 
109, 131ff. Vgl. zur Geschichte der Demutsformeln im allgemeinen jetzt auch 
Fritz Kern, Gottesgnadentum und Widerstandsrecht im früheren Mittel- 
alter (Mittelalterliche Studien I 2), Leipzig 1914, S. 92 und 304ff. 


2) Sancti Benedicti Regula monachorum o. 7, ed. C. Butler (Freiburg 
i. Br. 1912) 8. 28 ff. 
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Erst die Erhebung Gregors zur höchsten Würde der Kirche hat dem 
Worte einen volleren Inhalt gegeben; es besagte auf kirchlichem Gebiet 
jetzt Ähnliches wie auf weltlichem das Wort Friedrichs des Großen vom 
Fürsten als dem ersten Diener des Staates.!) Für Augustin hat Schmitz 
solche Erwägungen als von vornherein maßgebend angenommen; da er 
die Formel nicht bereits als Laie und Presbyter geführt hat, sondern 
erst als Bischof, so sind die Diener Christi, als deren Diener er erscheinen 
will, nicht die Kleriker, „mit denen er nach Art der Mönche ein Kloster- 
leben führte‘‘, sondern seine Diözesanen überhaupt und im weiteren 
Sinne alle Gläubigen: es sind die Pflichten des bıschöflichen Amtes, um 
deren willen sich Augustin als Diener zunächst der Kirche von Hippo, 
sodann der gesamten christlichen Gemeinschaft betrachtet hat.?) 

Diese Auffassung seiner Devotionsformeln hat eine erwünschte Be- 
stätigung gefunden durch einen Schmitz noch nicht zugänglichen Text, 
durch dessen Veröffentlichung der Benediktiner Germain Morin die 
beträchtliche Reihe der von ihm zuerst bekanntgemachten Quellen in 
erfreulicher Weise vermehrt hat?); da Augustin selbst sich darin aufs 
deutlichste über den Sinn der Formel ausgesprochen hat, so sei hier 
kurz auf diese seine Äußerungen hingewiesen. Sie finden sich in einer 
Predigt, die er bei Gelegenheit einer Bischofsweihe um 412 vor der Ge- 
meinde des neuen Amtsbruders gehalten hat; Morin denkt an die Weihe 
von Antonius, der von Augustin in der Zeit des Kampfes gegen die Dona- 
tisten als erster Bischof von Fussala bestellt worden ist.*) Die Vermutung 
braucht hier ebensowenig näher erörtert zu werden wie der Widerhall, 
den der Donatistenstreit in der Predigt gefunden hat, oder die Betrach- 
tungen über die Eigenschaften eines guten Bischofs und die beredten 
Mahnungen, bei einem schlechten Bischof nur das von ihm verkündete 
Wort Gottes, nicht seine Taten zur Richtschnur zu nehmen. Hier genügt 
ein Hinweis auf den Anfang der Predigt, in dem sich die Sätze über den 
Dienst der Bischöfe finden, welche eine Erläuterung von Augustins De- 
mutsformel enthalten. An den beiden vorhergehenden Tagen hat er sich 
in seinen Predigten vor allem an die Gemeinde gewandt. Nun, da sie 
einen Bischof erhalten hat, müssen seine Worte zugleich auch diesen 
belehren: 


„Hoc itaque debemus loqui, quo et nos ipsos exhortemur et ipsum 
informemus et vos instruamus. Debet enim, qui praeest populo, prius 
intellegere se servum esse multorum. Et hoc non dedignetur: non, 
inquam, dedignetur servus esse multorum, quia servire nobis non 
dedignatus est dominus dominorum.‘®) 


Es folgen Betrachtungen über Christi Mahnungen zur Demut, über 
die Schäden der „Superbia‘‘, der der Teufel zum Opfer gefallen: 


3) Vgl. Schmitz a.a. 0. 8. 127ff. 3) Ebd. 8. 388. 

3) D.G.Morin, Discours inedit de saint Augustin pour l’ordination 
d’un Ev&que (Revue Benedictine XXX, Maredsous 1913, 8. 393—412). 

4) Ebd. 8.410ff. 5) Morin a.a. 0. 8. 398. 
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„Alloquens ergo apostolos Dominus et confirmans eos in humilitate 
sancta, posteaquam de puero proposuit exemplum!), ait illis: ‘Qws- 
cumque vult in vohis maior esse, erit vester servus.’?) Ficce, quia non 
feoi iniuriam fratri meo, futuro episcopo vestro, quias eum esse volui 
et ammonui servum vestrum. Si enim illi feci, mihi prius feci: non 
enim quicumque de episcopo, sed episcopus loquor, et quod ammoneo, 
ego ipse timeo . . . 2.22... Ergo, ut breviter audiatis, servi 
vestri sumus: servi vestri, sed et conservi vestri: servi vestri 
sumus, sed omnes unum dominum habemus: servi vestri sumus, sed 
in Iesu ....... Per illum sumus servi, per quem sumus et liberi 
BEER EN Praepositi sumus et servi sumus: praesumus, sed 
si prosumus. In quo ergo praepositus episcopus servus est, videamus. 
In quo et ipse Dominus. Nam quando dixit apostolis suis: ‘Quscumgque 
vuli in vobis maior esse, eril vester servus’, ne indignaretur servili 
nomine humana superbia, continuo consolatus est, et proposito ad 
exemplum se ipso, ad id quod iusserat adhortatus est. "Quicumque 
in vobis vult maior esse, erit vesier servus.’ Sed videte, quomodo: *sicut 
filius hominis non venit ministrari, sed ministrare'®) ........ Audi, 
quod sequitur: *Non venit’, inquit, “ministrari, sed ministrare ei dare 
animam suam redemptionem pro multis.?) FEcce quomodo Dominus 
ministravit; ecce quales servos nos esse praecepit.‘“*) 

Die weiteren Worte Augustins brauchen hier nicht mitgeteilt zu 
werden, und die vorstehenden Auszüge bedürfen kaum der Erläuterung. 
Sie bestätigen die Darlegungen von Schmitz; den Gedanken Augustins, 
die er aus dem nüchternen Wortlaut seiner Devotionsformeln erschlossen 
hat, wird hier unmittelbar der deutlichste Ausdruck gegeben. 


Bonn. Wilhelm Levison. 


[Eine Aufzeichnung über Kölner Kirchen aus dem 11. Jahrhundert.] 
Der Aufsatz von Johann Dorn über den Ursprung der Pfarreien im 
mittelalterlichen Köln im vorhergehenden Bande dieser Zeitschrift 
(S. 112ff.) erinnerte mich an eine Aufzeichnung über Kölner Kirchen 
in London, von der ich mir vor Jahren im Britischen Museum einen 
Auszug angefertigt hatte. Eine Veröffentlichung unterblieb damals in 
der Hoffnung, daß sich bald Gelegenheit zu einer vollständigen Abschrift 
darbieten würde. Da dazu in absehbarer Zeit die Gelegenheit fehlen 
dürfte, so teile ich hier jene Auszüge mit, die auch so vielleicht nicht 
unwillkommen sein werden; der geeignete Ort für eine endgültige Aus- 
gabe wird die Abteilung „Necrologia‘‘ der Monumenta Germaniae histo- 
rica sein, wenn sie dereinst die Kölner Diözese erreicht haben wird. 

Die Handschrift des Britischen Museums Harley Nr. 2805 enthält 
ein Altes Testament in Karolingischer Minuskel des 9. Jahrhunderts, 
abgesehen von einzelnen Blättern, die zur Ergänzung von Lücken erst 


1) Matthäus 18, 1#f. 2) Ebd. 20, 26. 3) Matth. 20, 28. 
4) Morin a.a.0O. 8.399 £. 
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im 12. und 15. Jahrhundert eingefügt worden sind. Der mächtige Band 
in Großfolio braucht hier im allgemeinen nicht näher betrachtet zu 
werden!); diese Zeilen gelten nur einem Vorsetzblatt am Anfang, das 
ursprünglich nichts mit dem Bande zu tun hat, vielmehr früher für den 
Einband eines anderen Buches benutzt worden zu sein scheint. Denn 
nicht nur ist das Blatt am oberen Rande unvollständig, und die Schrift 
der Vorderseite ging dort über den jetzigen Umfang hinaus®?); zudem 
trägt die im übrigen unbeschriebene Rückseite in der unteren rechten 
Hälfte einen Vermerk etwa des 15. Jahrhunderts, der über den Inhalt 
des damals zugehörigen Bandes und seine Bezeichnung in einer mir un- 
bekannten Bücherei unterrichtet. Dort stehen nämlich, dem Buchrücken 
gleichlaufend und an der heutigen Innenseite beginnend, die Worte: 


x£k uno 
Liber pergamenus 14. Incipit populus Romanus a rege Romulo 
Liber De Regibus urbis Romane 
Praradoxa?) Stoycorum Marci Tulii Ciceronis *) 


Die Handschrift enthielt also, nach dem „Incipit‘‘ zu schließen®), 
an erster Stelle wohl Florus’ Epitome aus Livius, die „Populus Romanus 
a rege Romulo‘“ beginnt®); es folgten dann Ciceros Paradoxa. Vielleicht 
ermöglichen diese Eintragungen auf der Rückseite es, die Herkunft des 
Blattes zu bestimmen, von dem sonst nur die Vorderseite von Belang ist. 

Dort sind nämlich in zwei Spalten zahlreiche Personennamen von 
Händen des 11. Jahrhunderts eingetragen, in größere und kleinere Grup- 
pen geschieden durch Namen von Kirchen. An diese hat der ursprüng- 
liche Schreiber die Mehrzahl der Personennamen angefügt, einzelne sind 
wieder ausradiert, andere von verschiedenen Händen nachgetragen wor- 
den. Das Blatt ist nicht mehr vollständig; es fehlt ein Stück am oberen 
Rande, aber auch der linke, angeheftete und der rechte, äußere Rand 
sind beschädigt, und auch sonst sind Teile des Textes abgerieben oder 
auch durch wenige Löcher in ihrer Lesbarkeit beeinträchtigt. Der folgende 
Auszug mag eine Vorstellung von der Art des Stückes geben, dessen 
Ortsangaben ich sämtlich mitteile, während ich von den Personennamen 


1) Vgl. die Beschreibung von (E.M. Thompson), Catalogue of ancient 
manuscripts in the British Museum II, London 1884, S. 4f. mit einer Auswahl 
von Lesarten 8. 39ff., sowie Samuel Berger, Histoire de la Vulgate, Nancy 
1893, S. 213, 241, 343ff., 388. 

3) Der Band selbst hat nach Robert Priebsch, Deutsche Handschriften 
in England II, Erlangen 1901, S. 10 die Maße 52,5 >< 36,4 cm, das Vorsetzblatt 
die von 51,7 >x< 25,9 cm. 

3) So die Handschrift. 

4) Außerdem liest man am oberen Rande, die Schrift nach oben gekehrt, 
die Worte: „Gesta antiquorum.“ 

5) Ein Incipit findet sich wie in den Bibliothekskatalogen des Mittel- 
alters (vgl. z.B. Th. Gottlieb, Über Mittelalterliche Bibliotheken, Leipzig 
1890, S. 316£f.) so mitunter auf dem Einbande der Handschriften, um zu- 
sammen mit der Inhaltsangabe die Identifizierung zu erleichtern. 

©) Ausgabe von O. Roßbach, Leipzig 1896, S. 6. 
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nur Proben gebe; doch wird auf alle Weglassungen und auf den Umfang 
der unterdrückten Namenreihen hingewiesen. Die Zusätze anderer Hände 
setze ich in Klammern; Ortsnamen hebe ich durch gesperrten Druck 
hervor. Die erste Spalte beginnt, an der oberen und der linken Seite 
unvollständig, also: 
iefl) Ruitger 
bert!) Heinricus 
4 weitere Zeilen Personennamen 
lichelinchusen?) 
8 Zeilen Personennamen 
De Sanctis Apostolis Racko. De S. Johanne Luceman. Imma 
De Sancto Gereone Werenbolt.?) Sigebreht.*) Dragebodo 
Meinechin. Adelbraht. Ecelin 


2 Zeilen Zwischenraum ro®) 
De Sancta Columba Vocca. Benzo. Richeza. Wizo be 
Adelbero.. Wendecha. Eingezo. Adelman. Geza, el 
Eingela. Gerhart. (Lieuecho Ruecela Guncelo) ad 


Arnolt (Minberin)®) 
De S. Severino Godescalco 


1) Die unvollständig erhaltenen Worte waren Namen wie Einlief, Vort- 
lief und Adalbert, Heribert. 

%) Es handelt sich offenbar um einen Ortsnamen, vielleicht Reckling- 
hausen, 965 Richildinchuso im Testament Erzbischof Brunos (MG. SS. IV 276), 
1077 Rigelenkhuson (J. S. Seibertz, Landes- und Rechtsgeschichte des Her- 
zogthums Westfalen II, Arnsberg 1839, Nr. 32, verbessert von R. Wilmans, 
Westfälisches Urkunden-Buch, Additamenta, Münster 1877, Nr. 20), im 12. 
und 13. Jahrhundert Richelinkhusen, Richkelinkusen, Riclinchusin und ähn- 
lich (z.B. R. Knipping, Die Regesten der Erzbischöfe von Köln Il, Bonn 
1901, Nr. 1387, 1451; Th. J. Lacomblet, Urkundenbuch für die Geschichte 
des Niederrheins II, Düsseldorf 1846, Nr. 204, 239, 537 = Westfälisches Ur- 
kunden-Buch VII, Münster 1908, Nr. 443, 479, 1137). Siehe auch H Oester- 
ley, Historisch-geographisches Wörterbuch des deutschen Mittelalters, Gotha 
1883, S. 561f.; Binterim und Mooren, Die Erzdiöcese Köln, neu bearbeitet 
von A. Moorea I, Düsseldorf 1892, S. 91, 139, 480; W. Fabricius, Er- 
läuterungen zum geschichtlichen Atlas der Rheinprovinz V, 1, Bonn 1909, 
S. 338. Während Wilmans (a.a.0O. S.20 Anm.4) Recklinghausen ‚zu 
den ältesten Besitzungen der Cölnischen Kirche in Westfalen‘‘ rechnet, be- 
zieht Ludolf Ritz, Die ältere Geschichte des Vestes und der Stadt Reck- 
linghausen, Essen 1903 (Tübinger Dissertation), S. 28 ff. die beiden oben zuerst 
angeführten Belege auf das Dorf Recklingsen bei Soest und läßt die Kölner 
Rechte in der Gegend von Recklinghausen erst bald nach 1017 begründet 
werden; der Unterschied ist für die vorliegenden Fragen ohne erhebliche 
Bedeutung. Westfälische Wüstungen desselben Namens s. bei H. Jelling- 
haus, Die westfälischen Ortsnamen, Kiel und Leipzig 1896, S. 73f. (vgl. 
Ss. V). 

%) Ein Dekan Werinbold von S. Gereon begegnet 1080; vgl. Lacom- 
blet a. a. O. IV, 1858, Nr. 606 und 607; P. Joerres, Urkunden-Buch des 
Stiftes St. Gereon zu Köln, Bonn (1893), Nr.5 und 6, 

4) Der Buchstabe h ist übergeschrieben., 

6) Von unten nach oben ergeben die vier Silben denselben Namen 
Adelbero, der eine der anstoßenden Zeilen eröffnet. 

©) Verbessert aus Minbern. 
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De Sancto Martino maiore 


Duedechin. Hiddechin ..... (12 Zeilen Namen von Männern und 
Frauen, gemischt) 
De Sanctis Virginibus Mehthilt!) 


Volevig. Badeloug. Kuneza. Berta 
2 Zeilen Zwischenraum 
endecha Irmeza ........ 3) Acela. Imeza. Emela 
Razzo. Esechin. Godefriht. Sigeburg. Ecelin. Ida 
Richolf. Wipezo. Gelwif. Ecechin. Gela. Adelbolt 
Duedechin. Ruotholf. Haddo. Hellenburg. Euoza 
Irmegart. Hereburg. Iohan (Mehtlit auf Rasur) 
1 Zeile Zwischenraum 
(Bereng) 
De S. Severino Godascalc 


Die 2. Spalte beginnt, ebenfalls unvollständig, mit 32 Zeilen Personen- 
namen, die zum kleineren Teile nachgeiragen sind. Dann: 


De Sancto Martino minore 


Regena Willeburhe ........ (8 Zeilen Namen) 
De Sancta Cecilia 
Mehthilt. Hathewihc.?) Sigewiz ........ (7 Zeilen Namen) 


De Sancto Andrea Karl.) Adelbraht. Tiezo. Noderihc 
1 Zeile Zwischenraum 

Lieuecho Tiezo5) Bezela. Imeza. Sigeza. Liedewie| 

(Buoso) Tiececha. Tiepolt. Eluezo. Gisla. Iohan. Tiepo|®) 

(Willa. Helwihe) Regingart Adelheit Uolsuint 

Volburchce Tiedo (Iohan Adelbraht) 
1 Zeile Zwischenraum 

De $. Albano. Euero. Eingele. Duua Nanno Ael 

Euezo. Ruotholf (Acewif Erpo Tegeno H] 

Ichin?) Guncelo) 


Von dem vorstehenden Texte sind nur die Namen der Kirchen 
durch Priebsch a. a. O. bisher mitgeteilt worden, wenn auch nicht ganz 


1) Eine Äbtissin Mechtild von St. Ursula findet sich 1080, Lacomblet 
a.a.0. I, 1840, Nr. 230; vgl. Johannes Zündorf, Zusammensetzung und 
Verfassung des Kölner St. Ursulastiftes, Bonner Dissertation 1911, 8. 56. 

2) Rasur von etwa 9 Buchstaben. 

3) Eine Hathewig begegnet 1094 als Äbtissin von St. Cäcilien in Köln, 
Lacomblet I Nr. 249; vgl. Nicolaus Michel, Das alte freiherrliche Kano- 
nissenstift St. Cäcilien in Köln, Bonner Dissertation 1914, S. 98. Die Urkunde 
ist verunechtet, enthält aber doch echte Teile nach O. Oppermann, Kri- 
tische Studien zur älteren Kölner Geschichte III, Westdeutsche Zeitschrift: 
für Geschichte und Kunst XXI, Trier 1902, S. 9ff. 

4) Als Dekan des Stiftes St. Andreas in Köln erscheint Karl vor 1083 
bis 1094; vgl. H. Schaefer, Annalen des Historischen Vereins für den Nieder- 
rhein LXXV, Köln 1903, S. 108 und Lacomblet I, Nr. 245 und 251. 

6) Verbessert aus „Tieza‘‘. e) Wohl Tiepoflit). 

?) Ein Name wie Duodechin, Ezzechin. 
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vollständig, und er erkannte auch, wie vorher schon Berger!), die Be- 
ziehungen des Blattes zu Köln, über die in der Tat kein Zweifel sein kann. 
Denn wenn auch nicht alle genannten Kirchen Pfarrkirchen der Stadt 
Köln gewesen sind, wie der letztere annahm?), so doch St. Johann (Bap- 
tist), St. Columba, Klein St. Martin, St. Alban und die Stiftskirchen 
St. Aposteln, St. Gereon, St. Severin und St. Andreas, von denen Gereon 
und Andreas die Pfarrseelsorge um 1200 an St. Christoph und St. Paul 
abgegeben haben?), und auch die verbleibenden Kirchen gehören der- 
selben Stadt an: Groß St. Martin war Benediktinerkloster (nach einer Ver- 
mutung von Keussen in älterer Zeit wahrscheinlich auch Pfarrkirche) *), 
St. Ursula (SS. Virgines) wie St. Cäcilien®) Kanonissenstift. Wenn 
endlich meine Deutung des verstümmelten Ortsnamens „ichelinchusen‘“ 
auf Recklinghausen richtig ist, so bleiben wir auch damit im Bereich des 
Kölner Sprengels.*®) Das Alter der Schrift hat Thompson auf das 
12. Jahrhundert bestimmt, während sie mir gleich Berger und Priebsch 
dem 11. anzugehören schien. Die Wahrheit dürfte in der Mitte liegen 
und das Namenverzeichnis im letzten Viertel des 11. Jahrhunderts ge- 
schrieben sein; denn wenn von den bei den einzelnen Abschnitten an 
erster Stelle genannten Namen trotz der großen Dürftigkeit der Quellen 
nicht weniger als drei in jener Zeit sich unter den Würdenträgern der 
betreffenden Kirchen nachweisen lassen’), so wäre es ein seltsamer Zu- 
fall, wenn es sich nicht um diese handelte, um die Dekane Werinbold 
von St. Gereon (1080) und Karl von St. Andreas (vor 1083 bis 1094)®) 
und die Äbtissin Mechtild von St. Ursula (1080), und man möchte auch 
bei St. Cäcilien in der an zweiter Stelle genannten Hathewig die gleich- 
namige Äbtissin (1094) erkennen, die vielleicht noch nicht die erste Stelle 
in ihrem Stift einnahm, als die Namenliste angelegt wurde. Auch im 
übrigen mag es sich teilweise um Mitglieder der einzelnen geistlichen 
Körperschaften handeln; auch die Männernamen bei dem Frauenstift 


1) A.2.0.S. 213. 

2) Ebd.: „noms allemands, classes sous la rubrique des diverses paroisses 
de Cologne“. 

®) Für Belege genügt es, auf die genannte Abhandlung von Dorn zu 
verweisen. Vgl. jetzt auch K. H. Schäfer, Kirchen und Christentum in 
dem spätrömischen und frühmittelalterlichen Köln (Annalen des historischen 
Vereins für den Niederrhein XCVIII, Köln 1916, S. 29 — 136), dessen zu wesent- 
lich verschiedenen Ergebnissen kommönde Darlegungen nicht selten die nötige 
Kritik bei der Benutzung später und geringwertiger Quellen vermissen lassen 
und auch sonst oft zum Widerspruch auffordern. 

%) Vgl. Dorn a.a.0. S. 120ff.; s.auch Schäfer a.a.O. S. 103 ff. 

86) Über die Beziehungen von St. Cäcilien zum ältesten Kölner Dom 
vgl. zuletzt Johann Dorn, Annalen des histor. Vereins für den Nieder- 
rhein XCVIII, 1916, S. 137 — 154. 

6) Es handelt sich schwerlich um eine zum Personennamen gefügte 
Heimatbezeichnung (wie Herimannus de Richellenchusen um 1185 bei R. Hoe- 
niger, Kölner Schreinsurkunden II, 1, Bonn 1893, 8. 229), die für die Zeit 
noch ungewöhnlich wäre und in dem Schriftstück einzig dastände. 

?) Vgl. die Belege oben S. 388 Anm. 3; 8. 389 Anm. 1, 3 und 4. 

8) Man vermißt dann freilich die Pröpste der beiden Stifter. 
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St. Ursula stehen dem nicht entgegen, da dort wie bei St. Cäcilien Kano- 
niker den Gottesdienst und die Seelsorge der Kanonissen versahen!), und 
die Frauennamen bei Klein St. Martin erklären sich wohl aus den Be- 
ziehungen dieser Kirche zu dem Kloster und späteren Kanonissenstift 
St. Maria im Kapitol.?) Aber für die Frauen z. B. bei St. Alban oder 
St. Columba versagt eine solche Erklärung, mag man nun an Pfarr- 
eingesessene oder an andere Personen denken, denen die betreffende Kirche 
etwa für Schenkungen verpflichtet war.?) Darüber wird man vielleicht 
etwas sicherer urteilen können, wenn einmal der volle Wortlaut des 
Verzeichnisses vorliegt. Über dessen Zweck freilich dürfte auch so kaum 
ein Zweifel bestehen. Das Blatt ist doch wohl als der Rest einer Auf- 
zeichnung über Personen anzusehen, deren beim Gottesdienste gedacht 
werden sollte, steht in Beziehung zu einer Gebetsverbrüderung, jener 
seit dem 8. Jahrhundert so verbreiteten Übung, an welche noch die langen 
Namenreihen so manches besser erhaltenen Liber confraternitatum er- 
innern. Heimat des Blattes könnte so auch ein auswärtiges Kloster oder 
Stift sein, das in Beziehungen zu Köln stand; aber wahrscheinlich stammt 
es doch aus Kölner Besitz, da die Kirchen einfach nach ihren Heiligen 
bezeichnet werden, dagegen der Ort als bekannt vorausgesetzt wird. 
Jedoch fehlt der Anfang beider Spalten, und so könnte irgendeine Hin- 
deutung auf die Rheinische Metropole ebenso verloren sein wie die Namen 
der Kirchen, denen die ersten Zeilen des Blattes gelten. 


Bonn. Wilhelm Levison. 


[Jus patronatus.] Um eine beiläufige Übersicht über die Einbürge- 
rung des Ausdruckes „jus patronatus‘‘ zu geben, hat Wahrmund die 
ältesten Beispiele seiner Verwendung aus den gedruckten Urkunden- 
sammlungen österreichischer Länder zusammengestellt.*) Die meisten 
von ihm angeführten Belege stammen aus den letzten Jahren des 12. 
und dem 13. Jahrhundert. Doch verzeichnet er auch eine Anzahl Ur- 
kunden, die von „jus patronatus“ sprechen und früheres Datum tragen. 
Es sind neun oder, wenn wir eine Urkunde, die nur durch ein Versehen 
Wahrmunds oder des Druckers ins Jahr 1122 gesetzt wurde, in Wirk- 


1) Vgl. Zündorf a.a.0. S.30ff.; Michel a. a. O. S. 57 ff. und im all- 
gemeinen K. Heinrich Schäfer, Die Kanonissenstifter im deutschen Mittel- 
alter (Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausg. von U. Stutz, Heft 43 und 
44, Stuttgart 1907), S. 9öff. 

3) Vgl. Dorn aa O. S.119ff.; Schäfer in dem 8.390 Anm. 3 ge- 
nannten Aufsatze S. 97 ff. 

8) Vgl. schon Thompson a.a. 0. S. 5: „probably intended as memo- 
randa for anniversaries of benefactors of the monastery to which the MS. 
belonged‘‘ (doch wäre für eigentliche Anniversarien die Angabe der Todestage 
erforderlich); Priebsch a.a. O.: „Insassen oder Wohltbäter einer Reihe 
namentlich genannter Klöster der Stadt Köln“. 

%) Ludwig Wahrmund, Das Kirchenpatronatrecht und seine Ent- 
wicklung in Österreich, Wien 1894—1896, I S. 5416, 17, 
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lichkeit aber ein Jahrhundert jünger ist!), von vornherein außer acht 
lassen, acht Stück, die sich auf die Jahre 1076 bi» 1158 verteilen. Sie 
betreffen: 

1. und 2. die Gründung des regulierten Chorherrenstifts S. Nikola 
bei Passau durch Bischof Altmann 1076; in zwei verschiedenen Texten, 
einem „Majus‘‘ und einem „Minus“ überliefert ?); 

3. einen Tausch zweier Kirchen zwischen dem Kloster Hradisch 
und dem Bistum Olmütz 1136?°); 


4. die Gründung des Klosters Seckau 11474); 


5., 6. und 7. die bischöfliche Bestätigung der Stiftung des Klosters 
Waldhausen; drei verschiedene Ausfertigungen von 11475); 


8. die Stiftung des Wiener Schottenklosters 1158.®) 


Wenden wir uns zunächst den Belegen des 12. Jahrhunderts zu! 
Die „Tauschurkunde‘“ von 1136 hat folgenden Wortlaut: 


„Abbas Deocarus et conventus monasteris Gradicensis concambiit cum 
Henrico Zdik episcopo Olomucenss ın hunc modum: tradidit videlicet 
ecclessam 8. Mauricii cum twure palronatus ei pertinentiis eius videlicet 
undecim mansis et tredecim domis in manus episcopi eiusque capituli 
pro pomerio quodam et horto secus ecclesiam s. Stephani nec non pro 
ecclesia 8. Michaelis.“ 


Als Vorlage zitiert Boczek „Annales veteres Gradicenses“. In 
der Ausgabe der Annales Gradicenses in den Monumenta Germaniae’?) 
findet sich die Stelle jedoch nicht, wird die Olmützer Mauritiuskirche 
überhaupt nicht genannt.®) Ferner handelt es sich offenbar nicht um eine 


I) Gedruckt bei Theodor Mairhofer, Urkundenbuch des Augustiner- 
Chorherren-Stiftes Neustift in Tirol (= Fontes rerum Äustriacarum D. Abt. 
XXXIV. Bd., Wien 1871), S. 81f. Nr. 195 (1221). Neustift wurde überhaupt 
erst 1142 von Bischof Hartmann von Brixen gegründet. 

2) Das Minus: Urkunden-Buch des Landes ob der Enns II, Wien 
1856, S. 105—109 Nr. 79, das Maius: ebenda S. 109-116 Nr. 80. 

°) Codex diplomaticus et epistolaris Moraviae, studio Antonii Boczek 
I, Olomucii 1836, p. 211s. n. 235. 

4) J. Zahn, Urkundenbuch des Herzogtums Steiermark 1, Graz 1875, 
S. 268f. Nr. 259. 

6) Urkunden-Buch des Landes ob der Enns II, S. 227—231 Nr. 155; 
S. 231—236 Nr. 156; S. 238f. Nr. 159. 

6) Ernest Hauswirth, Urkunden der Benediktiner-Abtei Unserer 
Lieben Frau zu den Schotten in Wien (= Fontesrerum Austriacarum II. Abt. 
XVIII. Bd., Wien 1859), S.1—3 Nr. 1. 

?) MG. SS. XVII p. 644 —653. 

8) Ihre ältere Geschichte liegt sehr im Dunkeln. Einige Notizen bei 
Gregor Wolny, Kirchliche Topographie von Mähren I. Abt. 1. Bd. (Brünn 
1855) S. 224f. Nach Wilibald Müller, Geschichte der k. Hauptstadt Ol- 
mütz (\Wien 1882) S. 25 ist sie erst für das Jahr 1257 sicher urkundlich bezeugt. 
Gegenüber den Angaben in Franz Xaver Wekebrods Mährens Kirchen- 
geschichte I (Brünn 1814), die Mauritiuskirche sei 911 erbaut worden (S. 57), 
1012 habe die Olmützer Bürgerschaft einen l'urm an sie angebaut (S. 71, vgl. 
dagegen Inschrift von 1412 bei Ad. Nowack, Kunstdenkmale aus Olmütz I, 
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Urkunde, sondern um einen erzählenden Bericht über ein Rechtsgeschäft, 
der mit diesem durchaus nicht gleichzeitig zu sein braucht. 

Ganz ähnlich verhält es sich mit der Seckauer Urkunde Zahn 
hat das betreffende Stück seines Urkundenbuches mit vollem Recht 
„Historische Darstellung der Gründung und Stiftung des Klosters Seckau“ 
überschrieben. Auch hier zwingt nichts, den in einer aus dem 14. Jahr- 
hundert stammenden Handschrift des Steiermärkischen Landesarchivs 
überlieferten Wortlaut, der sowenig als der des vorausgehenden Stückes 
in Urkundenform gehalten ist, in die Zeit der berichteten Handlung 
zu setzen. 

Förmliche Urkunden stellen hingegen die drei Waldhausener Stücke 
dar, von denen das erste noch im „Original‘‘ vorliegt, die beiden andern 
nur in jüngeren Abschriften erhalten sind. Auffallend ist vor allem, daß 
die genannten drei aus demselben Jahre’1147 stammenden Urkunden 
Bischof Reginberts von Passau, von denen zwei sogar am selben Tage 
(10. Mai) ausgestellt scin wollen, denselben Zweck verfolgen, und daß es 
noch eine weitere, bedeutend kürzere Urkunde desselben Bischofs aus 
demselben Jahre gibt, die gleichfalls die Stiftung des Klosters Wald- 
hausen bestätigt.!) In dieser begegnet der Ausdruck „jus patronatus“ 
noch nicht; sie redet lediglich von der Schenkung von Kirchen. Oskar 
von Mitis, der die Waldhausener Gründungsurkunden vor einigen 
Jahren eingehend untersucht hat?), hat nun einwandfrei festgestellt, 
daß die drei zuerst genannten Urkunden Fälschungen sind, die 1194 
und 1215 noch nicht vorhanden waren, daß die zuletzt erwähnte kurze 
Fassung dagegen wahrscheinlich echt ist. Das älteste der drei gefälschten 
Privilegien, das im „Original“ erhaltene, ist um 1220 im Kloster S. Florian 
hergestellt worden, also zu einer Zeit, wo der Ausdruck „jus patronatus“ 
bereits gang und gäbe ist. 

Ebenso haben wir, wie gleichfalls von Mitis nachgewiesen hat?°), 
in dem Stiftbrief des Wiener Schottenklosters von 1158 eine Fälschung 
vor uns, eine Fälschung, die dadurch besonderes Interesse besitzt, daß 
uns das Eingeständnis des Mannes, der die Urkunde geschrieben hat, 
protokollarisch erhalten ist. Der Stiftbrief von „‚1158° stammt in Wirk- 


1890, S. 2), 1067 habe die Kirche ihre Pfarrechte an den Dom verloren, sei aber 
1078 durch Herzog Otto wieder zur Pfarrkirche erhoben worden (S.110Ound 115), 
dürfte starkes Mißtrauen am Platze sein. Seiner Behauptung, Herzog Otto 
habe 1078 den Patronat der Kirche an das Kloster Hradisch gescherkt, 
liegt offenbar die im Codex diplomaticus Moraviae Il p. 166 n. 185 abgedruckte 
Stelle einer Hradischer Klosterchronik zugrunde: „Otto, dux Olomucensis, 
confert fundato a se monasterio s. Stephan: Gradicensi ecclesiam s. Mau- 
ritis sitam in ciritate Olomuc, cum dote sua antiyua et altinentiis‘‘; vgl. auch 
Codex diplomaticus Moraviae I p. 191 n. 209: „Quidam fratres Godard et 
Saran cedunt monusterio Gradicensi de iure ipsis in ecclesiam s. Mauritsi Olo- 
mucii comyetente 1105.“ 

1) Urkunden-Buch des Landes ob der Enns II S. 236f. Nr. 167. 

2) Oskar Freiherr von Mitis, Studien zum älteren österreichischen 
Urkundenwesen, Wien (1906—) 1912, S. 161 — 168. 

3) A.a.0. S. 347-352. 
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lichkeit erst aus den Jahren 1252 bis 1261 und die Gotteshäuser, von 
deren Patronat darin die Rede ist, lassen sich erstmals in einer Urkunde 
von 1200 im Besitz des Schottenklosters nachweisen. 

Nach dem bisher Gesagten dürfte man von vornherein auch in die 
Echtheit der Gründungsurkunden von S. Nikola bei Passau Zweifel setzen, 
wenn sie nicht ohnedies bereits als Fälschungen erwiesen wären. Von 
Mitis, der sich auch mit diesen Stücken eingehend befaßt hat!), kommt. 
zu dem Ergebnis, daß das Minus der Altmannurkunde knapp vor 1144 
auf Grund alter Notizen?), das Maius nicht lange vor 1288 angefertigt 
wurde.?) Inzwischen hat Lothar Groß die Entstehungszeit der ersten 
Altmannurkunde noch schärfer begrenzt; er setzt sie zwischen Ende 1138 
und dem 30. Mai 1139 an*) und hat hierfür auch die Zustimmung von 
Mitis’ gefunden.®) Im Minus wird nämlich ein unter Zustimmung Bischof 
Reginberts von Passau (dessen Vorgänger 30. September 1138 verstorben 
war) vollzogener Tausch berücksichtigt; anderseits war am 30. Mai 1139 
bereits eine Altmannurkunde vorhanden. Wäre diese mit dem Minus 
identisch, so würde der Fälscher des Minus als erster den Ausdruck „‚jus 
patronatus‘“‘ benützen — und zwar in auffallend früher Zeit: das erste 
unanfechtbare Beispiel für die Verwendung dieses terminus findet sich 
nämlich, soweit ich sehe, in unserem Gebiete erst mehr als ein halbes 
Jahrhundert später, in einer Urkunde Bischof Wolfkers von Passau für 
Kremsmünster.*) Nun nimmt aber bereits von Mitis an, daß sich die 
Altmannurkunde von 1138/39 nicht vollständig mit unserm heutigen 
Minus gedeckt habe, sondern eine erste kürzere Fassung desselben dar- 
stelle, die dann um das Jahr 1220 (durch Aufnahme von Bestimmungen 
über die Vogtei des österreichischen Landesfürsten) eine Erweiterung 
erfahren habe.”) Ähnlich unterscheidet Steinacker drei Redaktionen 
der Altmannurkunde; die ursprüngliche Form von 1138/39, das kurz 


1) A.a.0. S. 90-100. 

2) S.99; genauer, daß das in dem Minus enthaltene Güterverzeichnis 
einem Besitzstande des Klosters entspricht, wie er nur knapp vor 1144 be- 
stand (S. 96). 

°) S.100. Max Heuwieser, Die stadtrechtliche Entwicklung der Stadt 
Passau bis zur Stadtherrschaft der Bischöfe (Landshut [1910]) S. 553% lehnt 
diese Zeitbestimmung des Minus ab und weist dessen Entstehung in das 
erste Drittel des 13. Jahrhunderts. Für unsere Frage besitzt diese Meinungs»- 
verschiedenheit keine Bedeutung. 

4) Lothar Groß, Über das Urkundenwesen der Bischöfe von Passau 
im 12. und 13. Jahrhundert. Mitteilungen des Instituts für österreichische 
Geschichtsforschung, VIII. Erganzungsband, Innsbruck 1911, S. 631. 

6) Von Mitis, Studien 8. 441. 

6) (Theoderich Hagn) Urkundenbuch fuer die Geschichte des Bene- 
dictiner Stiftes Kremsmuenster (Wien 1852) S. 61£f. Nr. 48=Urkunden-Buch 
des Landcs ob der Enns 11 S. 457. Nr. 313. — In profanrechtlicher Bedeutung 
ist „patronatus‘‘ schon früher (aber nur selten) bezeugt, z. B. in einer nach 
dem 8. November 1151 anzusetzenden Tradition von St. Peter in Salzburg: 
on Hauthaler, Salzburger Urkundenbuch I (Salzburg 1910) S. 432 

r. 330. 
”) Von Mitis, Studien $. 98-99. 
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vor 1220 neuhergestellte Minus und das 1265— 1288 entstandene Maius.!) 
Damit entfällt für uns die Notwendigkeit, im Urminus von 1138/39 einen 
ungewöhnlich frühen ersten Zeugen für die Verwendung von jus patro- 
natus erblicken zu müssen. Jenes Urminus wird vielmehr, ähnlich wie 
z. B. die Urkunde Bischof Ulrichs I. von 1111, lediglich das Eigentum 
der Kirche zu Alburch bestätigt, erst das erweiterte Minus die neue, 
den Wandel der kirchenrechtlichen Anschauungen ausdrückende Be- 
zeichnung „jus patronatus‘ eingefügt haben, die auch die nächstjüngere 
S. Nikolaer Bestätigungsurkunde Bischof Ulrichs II. von 1220 gebraucht.?) 


Friedberg (Oberbayern). Johann Dorn. 


[Über Petrus Collivaccinus von Benevent] findet man in der neue- 
ren kirchenrechtlichen Literatur?) keine weiteren Angaben, als daß er 
im Jahre 1210 im Auftrage Papst Innozenz III. aus Dekretalen seiner 
zwölf ersten Pontifikatsjahre die später so genannte Compilatio tertia®) 
verfaßt hat, die die „Compilatio Romana‘‘ Bernhards d. Ä. von Com- 
postella®) ersetzen sollte, sowie daß er zu dieser Zeit Subdiakon und 
Notar des Papstes und vorher Magister in Bologna war. Diese Tatsachen 


1) Harold Steinacker, Diplomatik und Landeskunde. Mitteilungen 
des Instituts für österreichische Geschichtsforschung XXXII, 1911, S. 396f. 
2) Hier die drei Stellen nebeneinander (nach von Mitis, Studien S. 94): 


1111 (echt) 


unam hovesacham in loco 
qui dicslur Alburch et 
duas parles decimalionis 
esusdem aecclesiae cum 
una houba, ipsuam vero 
aecclessam Oudalri- 
cus Palaviensis epi- 
8copus pro concambio 
sagenae ... slluc tra- 
didit. 


Minus (gefälscht) 

in loco qui dieilur Al- 
burch ecclesiam et quic- 
quid iwuris episcopus 
Pataviensisin ea ha- 
bere videbaltur, gra- 
tka proprietatis fun- 
di, sus videlsicet pa- 
tronalus et duas partes 
decimationis ... 


1220 (echt) 

in loco qui dicitur Al- 
burch duas parles deci- 
mationis eiusdem ecclesie 

. Viricus episcopus 
fundationem supradicti 
cenobii ... confirmans 
ecclesiam in Alburch cum 
omns ulilitalte etiure 
quod Palaviensis ec- 
clesie episcopus ra- 


tione funds ın ea ha- 
buerit, sus videlscet 
patronatus, fratrıbus 
eiusdem monaslerii con- 
tulit. 

3) Z.B. bei Joh. Friedrich von Schulte, Die Geschichte der Quellen 
und Literatur des kanonischen Rechts von Gratian bis auf die Gegenwart I 
(Stuttgart 1875) S. 87; Franciscus Laurin, Introductio in Corpus iuris 
canonici (Friburgi B. 1889) S. 111f.; Johannes Baptist Sägmüller, 
Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts 3 I (Freiburg i. B. 1914) S. 177. 

4) Sich über diese meine Übersicht über die Dekretalensammlungen 
aus dem 1. Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts, in dieser Zeitschrift XXXV, 
Kan. Abt. IV (1914), S. 607£. 

6) Jüngst herausgegeben von Heinrich Singer, Die Dekretalensamm- 
lung des Bernardus Compostellanus antiquus [Sitzungsberichte der Kais. Aka- 
demie der Wissenschaften in Wien, Philos.-Histor. Kl., 171, 2, Wien 1914), 
mir besprochen an dem in der vorigen Anm. genannten Orte $. 583ff., 

. 602£f. 
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ergeben sich aus der Einführungsbulle Devotioni vestrae und dem Titel!) 
seiner Sammlung und ausden Vorreden der dazu von den Zeitgenossen Vin- 
centius Hispanus?) und Tankred ?4.?) geschriebenen Apparate, auf denen 
die Nachrichten jüngerer Schriftsteller beruhen. Sein Familienname Colli- 
vaccinus, der seit langem allgemein unrichtig „Collivacinus‘‘4) geschrie- 
ben wird, leitet sich von dem adeligen beneventanischen Geschlechte 
Collis Vaccini ab und ist in zwei Nekrologien daselbst überliefert.5) Hie 
und da®) wird dann außerdem von Petrus gesagt, er sei später Kar- 
dinal geworden, ohne daß man aber über dessen Kreation, Titelkirche 
und Tätigkeit etwas mitteilt. Dagegen wissen einige ältere Autoren’) 
mehr oder weniger bestimmt zu berichten, er sei von Innozenz III. zum 
Kardinaldiakon von S. Maria in Aquiro erhoben worden, als solcher 
Legat für Südfrankreich gewesen, wo er 1215 das Konzil von Montpellier 
gegen die Albigenser abgehalten habe, und als Kardinalbischof von 
Sabina gestorben. 

Nun ist für die Zeit vom 15. März 1212 bis zum 7. März 1216 ein 
Kardinaldiakon namens Petrus als Inhaber des Titels von S. Maria in 
Aquiro nachweisbar.®) Vor dem 13. April 1216 wird er Kardinalpriester 
von S. Laurentius in Damaso und bleibt dies mindestens bis zum 


1) Bei Aemilius Friedberg, Quinque compilationes antiquae nec non 
collectio canonum Lipsiensis (Lipsiae 1882) S. 105. 

°) Z.B. bei Ern. Ad. Thood. Laspeyres, Bernardi Papiensis, Faven- 
tini epigcopi, Summa decretalium (Ratisbonae 1860) S. 355. 

3) 2.B. bei v. Schulte, Quellen und Litteratur I S. 244, mit meiner 
Berichtigung an dem oben $. 395 * genannten Orte S. 5861. 

%) Franciscus Xav. Wernz, Ius decretalium I? (Prati 1913) S. 358, 
schreibt sogar „Collivicinus‘‘, 8.476 allerdings „Collivacinus‘. 

6) Sich Marius de Vipera, Chronologia episcoporum et archiepisco- 
porum metropolitanae ecclesiae Boneventanae quorum extat memoria (Nea- 
poli 1636) S. 120; Stefano Borgia, Memorie istoriche della pontificia 
citta di Benevento dal secolo VI11I. al secolo XVIIl., II (Roma 1764) S. 1891; 
Maurus Sarti et Maurus Fattorini, De claris archigymnasii Bononiensis 
professoribus a sacculo XI. usque ad saeculum XIV., 2. ed. C. Albicinius 
et C.Malagola, I (Bononiae 1888—96) S. 390 (l. Ausgabe I 1: Bononiae 
1769 S. 314). 

6) Z.B. bei Georg Phillips, Kirchenrecht IV (Regensburg 1851) S. 224; 
Rudolf von Scherer, Handbuch des Kirchenrechtes I (Graz 1886) S. 248; 
Philipp Schneider, Die Lehre von den Kirchenrechtsquellen ?2 (Regens- 
burg 1892) S. 131. 

*) 2.B. de Vipera, Chronologia metropol. eccl. Benevent. 8. 120, 
der allerdings den Kardinal Petrus Collis Vaccini aus Benevent und den. 
Beneventaner Petrus (S. 119), der die Dekretalen Innozenz III. kompi- 
lierte (‚„quinta cellatio decretalium‘“!), offenbar nicht für identisch hält; 
(feorgius Josephus Eggs, Purpura docta (Monachii 1714) I & 11 S. 122, 
der aber als Verfasser der Dekretalensammlung fälschlich den Kardinal 
Petrus „Moranus“ (richtig: de Morra) aus Benevent ansieht; Borgia, Me- 
morie istor. della pont. eittü di Benevento II S. 189! und 254! (256); Sarti et 
Fattorini, Archigymnasium Bononiense ? I S.390f. ! I1 S.314f.); vgl 
auch Augustinns 'Theinerns, Disquisitiones criticae in praecipuas cano- 
num et decretalinm collectiones (Romae 1836) S. 21. 

8) Sich Augustus Potthast, Regesta pontificum Romanorum inde 
ab a. post Christum natum MCXCVIII ad a. MCCUIV, I (Berolini 1874) S. 466 
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4. März 1217.14) Bald darauf, also nicht schon, wie es überall heißt, 
1216, aber sicher vor dem 19. April 1217, erhebt ihn Honorius III. zum 
Kardinalbischof von Sabina?); als solcher stirbt er am 21. Sep- 
tember?) 1219 oder 1220%), nicht erst 1221, wie allgemein angenommen 
wird. Daß der Kardinaldiakon, -priester und -bischof ein und dieselbe 
Persönlichkeit sind, steht außer Zweifel, da in Briefen Honorius III.) 
sowohl der Kardinalpriester von S. Laurentius in Damaso wie auch der 
Bischof von Sabina als der frühere Kardinaldiakon von S. Maria in Aquiro 
bezeichnet werden. 

Als Kardinaldiakon war Petrus z.B. im Jahre 1213 laut eines 
Schreibens Innozenz III.®) als Auditor in einem Prozesse zwischen dem 
Kapitel und den Stadtbehörden von Laon bestellt. Seine bedeutendste 
Tätigkeit aber war die Legation?), mit der ihn der Papst in den Jahren 
1214 und 1215 für das Albigensergebiet betraute, um dort den reli- 
giösen und politischen Frieden herzustellen. Schon am 1. Juni 1213®) 
hatte Innozenz die Sendung eines Kardinallegaten dem Könige Peter von 


!) Sieh Potthast, Regesta I S. 463 und 678. In der hier zuletzt 
genannten Urkunde 5608 (Pressutti Reg. 831) ist, übereinstimmend mit 
Ind. IV. zweifellos pontificatus anno I. zu lesen, so daß sie vom 10. Oktober 
1216, nicht 1217, datiert ist. 

2) Sieh Potthast, Regesta I S. 678. Die Notiz über seine Konsekration 
durch Honorius I1l. ist im Register nach dem 27. April 1217 eingetragen; 
“ sieh Petrus Pressutti, Regesta Honorii papae III., I (Romae 1888) S. 160 
(nach Reg. 956). 

3) Unter diesem Datum ist sein Tod in den oben S. 396 genannten 
Nekrologien vermerkt. 

4) Der Bischof Petrus von Sabina unterzeichnet noch am 7. August 
1219 — sieh Potthast, Regestal S. 678 — und wird zuletzt am 6. Sep- 
tember 1219 — Pressutti Reg. 2192 (Potthast 61223/26042) — er- 
wähnt; sein Nachfolger Aldebrandinus wird schon am 13. April 1221 
(Pressutti Reg. 3241, Potthast 6610) als konsekrierter Bischof von 

Sabina bezeichnet. 
5) Pressutti Reg. 345 und 401 (Potthast 549), auch 162 
{P. 5384): 943 (P. 5644) und 944 (P. 5646). 

6) Potthast Reg. 4752. 

?) Die wichtigsten Quellen für ihre Geschichte sind Petri Vallium 
Sarnaii monachi Historia Albigensium et sacri belli in eos suscepti c. 
LXXVII ss., im Recueil des historiens des Gaules et de la France X1X, par 
M.-J.-J. Brial (Paris 1833), S.93ff.; Guillelmi dePodioLaurentii Historia 
Albigensium c. XXIV e., daselbst, S. 210f.; Roderici archiepiscopi Tole- 
tani De rebus Hispaniae libri novem, 1. VI c. V, daselbst, S. 230; La Chan- 
son de la croisade contre les Albigeois, commenc&e par Guillaume de 
Tudele et continu&e par un po@te anonyme, Ed. et trad. par Paul Meyer 
(Paris 1875, 1879) laissees CXLIssa.: I S. 138ff., II S. 167ff. Vgl. sodann: 
F. Hurter, Geschichte Papst Innozenz des Dritten und seiner Zeitgenossen 
II (Hamburg 1834 — nur diese 1. Auflage war mir zugänglich) S. 587 ff., 
626ff., 657ff.; K. J. von Hefele, Konziliengeschichte V? besorgt von 
A. Knöpfler (Freiburg i. B. 1886) S. 855ff., 902ff.; Achille Luchaire, 
Innocent III, La croisade des Albigeois (Paris 1905) S. 231ff.; J. Guiraud, 
Albigeois, im Dictionnaire d’histoire et, de geographie ecclesiastiques I 
{Paris 1912), Sp. 1681ff.; Heinrich Schäfer, Geschichte von Spanien III 
(Geschichte der europäischen Staaten, herausg. von A. H.L. Heeren und 
F. A. Ukert, Gotha 1861) S. 71 ff. 

°) Potthust Reg. 4741. 
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Aragonien, dem Grafen Simon von Montfort, dem Erzbischofe Arnald von 
Narbonne und dem Bischofe Fulco von Toulouse in Aussicht gestellt; 
aber erst am 17. Januar 1214!) zeigte er den Bischöfen und Prälaten 
der Kirchenprovinzen von Embrun, Arles, Aix und Narbonne, am 23. Ja- 
nuar?) dem Grafen von Montfort das bevorstehende Eintreffen des Kar- 
dinaldiakons von S. Maria in Aquiro an, sie zu unbedingtem Gehorsam 
diesem gegenüberermahnend. Die ihm teils schriftlich®), teils mündlich) 
erteilten Instruktionen gingen dahin, einerseits die abtrünnigen Grafen 
und Herren, insbesondere die von Comminges und vom B£arn, sowie die 
Bürger von Toulouse gegen entsprechende Bürgschaften wieder in die 
Kirchengemeinschaft aufzunehmen, anderseits die Eroberungssucht und 
die sonstigen Übergriffe Simons von Montfort einzudämmen und die 
Auslieferung des von ihm in Gewahrsam gehaltenen Infanten Jakob, 
des Sohnes des gefallenen Königs von Aragonien, zu verlangen. Bereits 
im April 1214, bald nach seiner Ankunft zu Narbonne, konnte er denn auch 
die Unterwerfung des Grafen von Toulouse, der Grafen von Comminges 
und Foix, des Vizegrafen und der Einwohner von Narbonne sowie der 
Bürgerschaft von Toulouse entgegennehmen.®) Bezüglich des Grafen 
von Montfort erreichte er im Grunde nur das eine, daß er ihm den jungen 
König Jakob zuführte. Er geleitete diesen selbst nach Aragon, ließ ihm 
durch die Cortes zu Lerida den Treueid leisten, ernannte für die Zeit 
seiner Minderjährigkeit einen Prokurator, den Grafen Sancho von Rous- . 
sillon, und bemühte sich um die Herstellung der Einigkeit und des Frie- 
dens in Aragonien und Katalonien. Die lange Abwesenheit des Kardinals 
von seinem eigentlichen Legationsgebiete hatte inzwischen Simon von 
Montfort zugunsten seiner Eroberungspolitik ausgenutzt und für diese 
auch den damaligen Legaten für Frankreich, Magister Robert von Courgon, 
Kardinalpriester von S. Stephanus in Caelio monte, gewonnen, der, nicht 
zuletzt in Simons Interesse, am 7. Dezember 1214 von Reims aus eine 
Einladung®) zu einem Konzil in Montpellier hatte ergehen lassen. Die 
Eröffnung des von den fünf Kirchenprovinzen Narbonne, Auch, Embrun, 
Arles und Aix beschickten Konzils erfolgte am 8. Januar 1215 durch eine 


1) Potthast Reg. 4882. 2?) Potthast Reg. 4888. 

3) Potthast Reg. 4886, 4887, 4890. 

4) Sich den Schluß des päpstlichen Schreibens an Simon von Montfort 
(Potthast Reg. 4888). 

5) Die Unterwerfungsformeln sieh im Recueil des historiens XIX 
S. 2108 und in der Histoire generale de Languedoc, par Cl. Devio et J.Vais- 
sete, VIII (Toulouse 1879) Sp. 643ff., 646f., 647ff. — Die Unterwerfung 
Raimunds von Toulouse betrifft auch eine päpstliche Weisung an den 
Legaten vom 4. Februar 1215 (Potthast Reg. 4950). 

6) Sieh das an den Erzbischof Arnald gerichtete Einladungsschreiben 
für die Kirchenprovinz Narbonne, zuerst bei Stephanus Baluzius, Con- 
cilia Galliae Narbonensis (Parisiis 1668) S. 38, zuletzt bei J. D. Mansi, Sa- 
crorum conciliorum nova et amplissima collectio XXIIl(Venetüs 1778) Sp. 950f., 
veröffentlicht, und dazu unten S. 400f. Die Angabe Peters von Vaux- 
Cernay, Historia Albigensium oc. LXXX a, a. a. O., S. 100C, daß der Legat 
Petrus das Konzil berufen habe, ist hiernach mindestens cum grano salis 
zu verstehen. 
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Rede des aus Spanien zurückgekehrten Legaten Peter in der Marien- 
kirche. Es stellte eine Reihe von Sätzen!) über die Reform der kleri- 
kalen Disziplin, die Bewahrung des Friedens und die Denunziation der 
Ketzer auf. Außerdem aber beschlossen die versammelten Prälaten ein- 
stimmig die Einsetzung des Grafen von Montfort zum Fürsten und Mon- 
archen des konfiszierten Gebietes von Toulouse und des von den Kreuz- 
fahrern eroberten Landes, wozu man aber doch, da sie den Instruktionen 
des Legaten zuwiderlief, die Einholung der Genehmigung des Papstes 
für erforderlich erachtete, der denn auch die endgültige Entscheidung 
auf das bevorstehende allgemeine Konzil verschob, immerhin aber schon 
jetzt den Grafen zum Verwalter der der Kirche und dem Kreuzheere ° 
zugefallenen Gebiete bestellte. Die päpstliche Antwort?) traf mit der 
Anwesenheit des französischen Thronerben Ludwig im Albigensergebiet 
zusammen, der dort im April mit stattlicher Gefolgschaft eingetroffen 
war, ee, wider Erwarten dem Willen des Legaten wie des Grafen geneigt, 
in deren Begleitung bereiste und durch das bloße Erscheinen seines fried- 
lichen Kreuzheeres bewirkte, daß die Mauern von Narbonne, Toulouse 
und andern festen Plätzen geschleift wurden. Nachdem so die Pläne 
Simons anscheinend die Billigung des Papstes wie des französischen 
Königs gefunden hatten, glaubte der Legat ihn um so weniger an der 
Besitzergreifung der von den Unterworfenen in die Hand der Kirche 
gelegten Herrschaften hindern zu sollen. Als der Kardinal im Sommer 
1215 zum allgemeinen Konzil nach Rom abreiste, hatte er die Unter- 
drückung der Häresie gefördert und das Blutvergießen beendigt, aber 
den friedenstörenden Ehrgeiz des Grafen von Montfort nicht gebändigt. 
In dieser Beziehung fand seine Politik auch auf dem Laterankonzil ihre 
Kritiker, schließlich aber doch keine wesentliche Korrektur. — Von der 
kurzen Zeit des Kardinalpresbyterats Peters haben wir keine weitere 
Kunde als seine Unterschrift unter Bullen Innozenz III. und Hono- 
rius III.®) Dagegen zeugt von seiner Tätigkeit als Kardinalbischof das 
Register des letztgenannten Papstes an nicht wenigen Stellen.*) 

Ist nun dieser Kardinal und Apostolische Legat, über dessen Leben 
und Wirken wir so gut unterrichtet sind, der frühere Magister von Bo- 
logna und Verfasser der Compilatio tertia? 

Einige moderne Historiker®) nennen ihn tatsächlich Peter von 


1) Sie sind in zwei Rezensionen überliefert, von denen die eine zuletzt 
bei Mansi, Conciliorum collectio XXII Sp. 939ff., die andere bei Baluzius, 
Concilia Galliae Narbon. S. 40ff. (vgl. Mansi Sp. 951ff.) gedruckt ist. J. Har- 
duinus, (Conciliorum collectio regia maxima) Acta conciliorum et epistolae 
decretales ao constitutiones Summorum Pontificum VI 2 (Parisiis 1714) 
Sp. 2045 (richtig: 2945) ff., hat einen auf beiden beruhenden Text. 

2) Potthast Reg. 4966-4969. 

3) Sieh Potthast, Regesta I S.463 und 678 (dazu oben S. 3971) 
und Pressutti, Regesta I S. LX. 

4%) Pressutti Reg. 647, 2115, 2129, 2154, 2164 (Potthast 6109); 
656, 658, nach 898 (P. nach 5626), 939, 2192 (P. 61228/26042). 

6) So P. Meyer, La Chanson de la croisade II 8.1682; Luchaire, 
Innocent III, La croisade S. 231ff.; Guiraud, Albigeois a. a. O. Sp. 1681 ff. 
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Benevent, ohne freilich seine Identität mit dem Kanonisten zu behaupten. 
Andere, wie Friedrich Hurter!) und Karl Joseph von Hefele 
(A. Knöpfler)?), lassen Peter von Benevent erst mit dem Konzil von 
Montpellier auftreten und halten ihn für verschieden von dem Kardinal 
Peter von S. Maria in Aquiro, der die Legation begonnen hat. Die Un- 
richtigkeit dieser Annahme ergibt sich aus der obigen quellenmäßigen 
Darstellung. Hurter hätte sicher auch nur den Kardinal von S. Maria 
in Aquiro als Legaten angenommen, wenn er nicht seltsamerweise Petrus 
Collivaccinus, den er anfangs als Inhaber dieses Titels bezeichnet hatte, 
mit fälschlicher Berufung auf Sartidaneben noch den Geschlechtsnamen de 
Mora (!) zugeschrieben und dann nachträglich Petrus de Morra als Kardinal- 
diakon von S. Angelus erkannt hätte. v. Hefele (Knöpfler) nennt Peter 
von Benevent „Kardinalpriester von St. Stephanus in monte Coelio“ 
und „Legaten für ganz Frankreich“. Er hat sich hierzu offenbar durch 
den Umstand verleiten lassen, daß in den Konziliensammlungen ?) das 
Einladungsschreiben an den Erzbischof von Narbonne, dessen Absender 
sich in den Anfangsworten als Legat für die ganze französische Kirche 
hinstellt, tatsächlich Petrus servus crucis Christi, divina miseratione tituls 
S. Stephani in Coelio monte presbyter cardınalis, apostolicae sedis legatus 
betitelt ist und auch die Einleitung zu den Statuten des Konzils den Le- 
gaten Petrus, der das Konzil abgehalten habe, als Kardinal dieses Titels 
bezeichnet. Sieht man aber die beiden Stücke bei ihrem ersten Heraus- 
geber Baluze*) an, so findet man, daß dort in dem ersten nicht das Wort 
Petrus, sondern nur die Sigle P. steht und in dem zweiten Petrus de 
Benevento, sanctae Romanae sedis cardinalis et legatus ohne Nennung einer 
Titelkirche angegeben ist. Die kleine Fälschung hat sich Gabriel Cos- 
sart erlaubt, dem sie J. Hardouin und J.D. Mansi nachgedruckt 
haben. Da im Jahre 1214 in Wirklichkeit Robert von Courgon In- 
haber des Titels S. Stephanus in Caelio monte®) und Legat für Frankreich 
war, braucht man also nur die Sigle P. in R. zu verbessern, damit der 
Absender des Bricfes richtig bezeichnet ist.®) 


I) Innozenz der Dritte II S. 626 und 587, dazu I S. 31, II S. 706% u. 743. 

2) Konziliengeschichte V? 8. 857 und 856. 

3) Ph. Labbeus et G. Cossartius, Sacrosancta Concilia XI 1 (Lute- 
tiae Parisiorum 1671) Sp. 2331 und 2332; Harduinus, Acta conciliorum 
VI 2 Sp. 2044 (richtig 2944) und 2046 (richtig 2946); Mansi, Conciliorum 
collectio XXII Sp. 950 und 931. 

4) Concilia Galliae Narbonensis S. 38 und 40. 

6) Robert war dies schon zu Beginn seiner Legation im April 1213 — 
sieh Potthast Reg. 4910—4912 — nicht erst seit 1216 oder 1214, wie Con- 
radus Eubel, Hierarchia catholica medii aevi I? (Monasterü 1913) S. 5, 47, 
II (1914) S. IX, annimmt. 

6) Mit Recht haben deshalb Brial, im Recueil des historiens XIX 
S. 100%, und in neuester Zeit J. Nep. Brischar, Albigenser, in Wetzer und 
Weltes Kirchenlexikon ? I (Freiburg i. B. 1886), Sp. 436, Luchaire, Inno- 
cent III, La croisade S. 236, und Guiraud, Albigeois, a. a, O., Sp. 1683, still- 
schweigend Robert als Einberufer des Konzils angesehen, während Ch. de 
Smedt, Les sources de l’histoire de la croisade contre les albigeois, in der 
Revue des questions historiques XVI (1874), S. 448°, zwischen Peter von 
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Konrad Eubell) kennt überhaupt keinen Kardinal Petrus Bene- 
ventanus, ebensowenig Heinrich Zimmermann?) einen päpstlichen 
Legaten dieses Namens. Den Kardinaldiakon von S. Maria in Aquiro 
und späteren Kardinalbischof von Sabina nennen beide?) „Petrus Dua- 
censis“, und auch bei Pius Bonifatius Gamst) heißt dieser Bischof 
„Petrus de Douai‘. Eubel°) hat dann nachträglich bemerkt, daß Petrus 
in der Zwischenzeit Kardinalpriester von S. Laurentius in Damaso ge- 
wesen ist, aber dabei übersehen, daß er vorher für die Zeit vom 13. April 
1216 bis zum 10. Oktober 1217 (!) als Inhaber dieses Titels fälschlich 
einen „Petrus Campanus O. S. B.‘‘®) angegeben hat. Auch Zimmer- 
mann?) erwähnt diesen Kardinalpriester „Petrus Campanus‘ und nimmt 
eine Legation als möglich an, die diesen gegen Ende der Regierung Inno- 
zenz III. nach Gallien und Spanien geführt habe, wofür er einen Beweis 
in einem nur aus dem Regest bekannten Schreiben des Papstes an den 


Benevent und Robert von Courgon schwankt. — Auf Grund dieses Schrei- 
bens vom 7. Dezember 1214 (nicht 1213!) nimmt auch Ulysse Chevalier, 
Repertoire des sources historiques du moyen äge, Bio-bibliographie II (Paris 
1907) Sp. 3699, irrtümlich einen Kardinalpriester Peter von S. Stephanus an. 

I) Hierarchia catholica I S. 3ff., 56, 58. 

2) Die päpstliche Legation in dEr ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
(Görres-Gesellschaft, Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- und Sozial- 
wissenschaft, 17, Paderborn 1913). Die im folgenden zutage tretende mangel- 
hafte quellenmäßige Fundamentierung dieses Buches hat im allgemeinen 
schon A. Brackmanın, in dieser Zeitschrift XXXIV, Kan. Abt. III (1913) 
S. 522f., hervorgehoben. 

3) Eubel, Hierarchia I? S. 4, 50, 38, 56, 58; Zimmermann, Die päpst- 
liche Legation S. 44f., 62, 85f., 212, 304. 

%) Series episcoporum ecclesise catholicae (Ratisbonae 1873) S. XIII. 

5) Hierarchia II S. IX. 

©), Ein Kardinal „Petruscomes Campanus‘, Abt von Montecassino, 
wird von Johannes Tritbemius, De viris illustribus Ordinis S. Benedicti 
libri quatuor 1.4 cc. 28, in dessen Opera pia et spiritualia aL Busaeo conquisita 
(Moguntiae 1606) S. 122, angeführt. Arnoldus Wion, Lignum vitae, ornamen- 
tum et decus ecclesise I (Venetiis 1595) S. 200 u. 22, hält ihn für identisch mit 
dem 1210 (1211!) gestorbenen Abte Petrus, weil dieser den Beinamen „Comes“ 
trug. AlphonsusCiaconius, Vitae et res gestae Pontificum Romanorum 
et S.R. E. Cardinalium, ab Augustino Oldoino recognitae (Romae 1677) 
II Sp. 39, reiht ihn hiernach ebenfalls unter die Kardinäle Innozenz III. 
ein. Ihnen folgen Erasmus Gattula, Historia Abbatiae Casinensis per sae- 
culorum seriem distributa (Venetiis 1733) II S.435 und 485, und Luigi 
Tosti, Storia della Badia di Monte-Cassino II (Napoli 1842) S. 237. Einen 
bestimmten Titel hat ihm erst Eubel, Hierarchia I? S. 5, 42, 56, 58, aller- 
dings schon wegen des Todesjahres 1211 vergeblich, zuzuweisen versucht. 
Die Annales Casinenses, ed. Georgius Heinrious Pertz, in 
den Monumenta Germaniae historica, Scriptoruam XVIIII (Hannoverae 1866), 
8. 319 2.35, 320 2.1—6, und Ryccardi de Sanoto Germano no- 
tarii Chronica, ed. G. H.Pertz, daselbst, S. 333 Z. 45, 334 Z. 11—23, 
wissen niohts von einem Kardinalate des Abtes Petrus Comes (Conte). 

?) Die päpstliche Legation S. 48f. und 212. Er identifiziert ihn dazu 
ohne Bedenken mit dem unter Klemens III. vorkommenden, von Ciaco- 
nius(Oldoinus) I Sp. 1142 genannten, Kardinalpriester Petrus von S. Lau- 
rentiusin Damaso, der — sieh Philippus Jaff6, Regesta pontificum Romano- 
zum II (Lipsiae 1888) S. 536 — nur für die Jahre 1188—1190 bezeugt ist! 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXVII. Kan. Abt. VI. 26 
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Prokurator von Aragonien und Katalonien!) erblickt. Der hier erwähnte 
Legat ist aber, wie meine obigen Darlegungen zeigen, niemand anders 
als der Kardinaldiakon Petrus von S. Maria in Aquiro, dessen Tätigkeit 
in Spanien Zimmermann?) in die Zeit seines Kardinalepiskopats, und 
zwar zwischen den 7. März 1216 (!) und den 19. April 1217, verlegt, ob- 
wohl der von ihm zitierte Brief Honorius III. an den eben genannten Pro- 
kurator®) den Legaten zwar Bischof von Sabina nennt, aber ausdrücklich 
beifügt, daß er damals, d. h. zur Zeit seiner Mission, Kardinaldiakon von 
S. Maria in Aquiro war.*) — Wie steht es aber mit dem Namen „Petrus 
 Duacensis“? Dieser Kardinal „Peter von Douai‘“ ist, wie man nach 
mühsamem Suchen feststellen kann, eine monströse Schöpfung des ober- 
flächlichen französischen GeschichtschreibersFrancoisdeBelleforest®), 
der den im Jahre 1198 nach Frankreich gesandten Legaten — in Wirklich- 
keit Peter von Capua (d.Ä.), Kardinaldiakon von $. Maria in Via 
lata — aus Douai stammen und Kardinal von S. Sabina sein läßt. Er 
hat dabei offenbar einen Bericht des Rigordus (f bald nach 1206)*) 
2?) Die päpstliche Legation S. 85f. und 452. 


I) Potthast Reg. 5314. 
3) Presautti Reg. 943 (Potthast 5644). 
%) Dies hindert Zimmermann, Die päpstl. Legation S. 86, ebenso- 
wenig, nebenbei ‚auch an eine Ideytifizierung mit dem von Innozenz am 
Ende seiner Regierung nach dort gesandtein Kardinalpriester Petrus tit. 
S. Laurentii in Damaso zu denken“, die er nur deswegen ablehnt, weil dieser 
„zur Zeit des angeführten Briefes“ (!) entweder am päpstlichen Hofe oder 


schon gestorben gewesen sei! 

6) Les grandes Annales et Histoire 
venerale de France (Paris 1579) I 
fol. 575v: Cependant et au commence- 
ment de l’un de nostre salut mille cent 
qualtre vingt dixr-neuf, Philippe Comte 
de Namur frere du Conte de Fiandres, 
apres la retraite de son [rere, vint en 
Artois auec forces, mais estant surpris 
par Robert de Blois, et Fustace de 
Neujuille ses troupes deffaictes il fut 
faict prisonnier, et auec luy Pierre 
CardinalduTiltre desuincteSa- 
hine, nalif de Douay, et Leyat en 
Gaule pour le Pape Innocent, lequel 
echappe depuis, quoy que hay d mort 
par le Roy Philippe, tint le Concile 
(von Dijon) du quel parlerons cy apres 
conire le Roy de France. Ce Pierre 
Cardinal esloit venu exrpres pour 
traitter la pair entre les Rois de Frunce 
et d’ Angleterre. 


6%) Gesta Philippi Augusti $ 125, 
126, 128, bei H. Francois Dela- 
borde, Oecuvres de Rigord et de 
Guillaume le Breton historiens de 
Philippe - Auguste, I (Paris 1832) 
S.143 {f,: um hec agerenlur, Innccen- 
tus papa III misit in Franciam lega- 
tum Petrum Cwpuensem, Sancte 
Marie inVia Lata diaconum car- 
dinalem,adreformandam pacem inter 
Philippum regem Francorum et re- 
gem Angliae Richardum Anno 
Domini MCXCIX ... Dum hec et 
alia ibidem ayerentur, Philippus co- 
mee Numurti, frater comitis Flandren- 
sis, caplus est a Roberto de Belesio et 
ab Enustacho de Novarvilla cum 
XII militiLus, mense maio iurta 
castrum quod Lentium vocant, el regt 
Philippo traditus cum Petro de Do- 
aio clerico qui multa mala regi 
machinatus fuerat. Electus vero Ca- 
meracensıs caplus fuerat ab Husone 
d’Amelencort; pro quo Petrus sam 
dictus, sancle Romane ecclesie 
legatus, lolam Franciam sub inter- 
dicto posuit. Sed revolutis tribus men- 
sibus, habhito rex saniori consılio, ec- 
clesie sancte Peirum predictum 
liberum reddidit. 
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vor Augen, in dem er die Worte Peirus iam dictus, sancle Romane 
ecclesie legatus auf einen im Kontexte kurz vorher erwähnten Petrus 
de Doaio clericus statt auf den weiter oben genannten legatus Peirus 
Capuensis bezieht. Der ebenso kritiklose Arnold Wiont), selbst aus 
Douai, hat diesen „Petrus Duacensis‘‘ von de Belle-forest übernommen. 
Dessen Quelle nicht kennend, hat er den Petrus de Duai bei dem sog. 
Matthaeus Westmonasteriensis®) gefunden. Weil er dort irrtüm- 
lich nicht nur electus Cambracensis, sondern auch frater genannt wird, 
hält Wion ihn für einen Benediktiner. Er läßt ihn aber, offenbar 
weil in der von ihm zitierten Stelle von einem Kardinal überhaupt 
nicht die Rede ist und unter Innozenz ein Kardinalpriester von 
S. Sabina namens Petrus nicht vorkommt, erst unter Honorius III., 
1216, Kardinal und zwar Bischof von Sabina werden, schreibt ihm aber 
die Legation zum Könige von Frankreich unter Innozenz III. weiter 
zu. Seinen Tod setzt er in das Jahr 1252, indem er ihn nun auch noch 
mit einem späteren Bischof von Sabina (Petrus de Barro) konfundiert. 
Gegen Wion polemisiert Pierre Frizon?), der den Text des Rigordus 
ans Licht zieht und aus ihm jenen und seine trübe Quelle berichtigen will. 
Seine ganze kritische Leistung besteht aber darin, daß er dem „Petrus 
Duacensis“ die Eigenschaft eines erwählten Bischofs von Cambrai und 
eines Benediktinermönchs aberkennt. Den Rigordus mißversteht er ebenso 
gründlich wie der von ihm nicht genannte de Belle-forest. Er stellt auch 
den „Petrus Duacensis‘“ als Kardinalpriester von S. Sabina wieder her, 
ohne seine spätere Erhebung zum Kardinalbischof von Sabina zu bestrei- 
ten, als den er ihn, wie Wion, endlich 1252 sterben läßt, nachdem er ihm 
nicht nur die Legation Peters von Capua, sondern auch eine gemeinsame 
mit dem Kardinal-Legaten Romanus und auch die gegen die Albigenser 
mit der Abhaltung des Konzils von Montpellier zugeschrieben hat. Die 
seichten Ausführungen Frizons haben Agostino Oldoini*) verführt, 


I) Lignum vitae I S.200f. Schon Ferdinandus Ughellus, Italia 
sacra I (Romae 1644) Sp. 187, I® (Venetiis 1717) Sp. 164, scheint den Kon- 
jekturen Wions wenig Glauben zu schenken und widerlegt das Todesjahr 
1252 als unrichtig. 

2) Flores historiarum, ed. by Henry Richards Luard, II (Rerum 
Britannicarum medii aevi scriptores, London 1890) S. 122: /llis quoque diebus 
propter caplinnem fratris Petri de Duai, Cambracensis electi, interdicta 
est Francia. Vgl. damit Matthaei Parisiensis, monachi Sancti Albani, 
Chronica maiora, ed. by H. Richards Luard, II (Rer. Brit. m. ae. script., 
London 1874) S.458, Rogeri de Wendover Chronica sive Flores histo- 
riarum, ed. Henricus O. Coxe, III (London 1841) S. 143, und Chronica 
Magistri Rogeri de Houedene, ed. by William Stubbs, IV (Rer. Brit. 
m. ae. script., London 1871) S. 94, ed. F. Liebermann, in den Monu- 
ments Germ. hist., Scriptorum XXVII (1885), S. 180 Z. 2Lff. 

3) Gallia purpurata (1638) S. 199ff. Der spätere Francois Duchesne, 
Histoire de tous les cardinaux francois de naissance etc. (Paris 1660), hat 
sich durch diesen nicht zur Annahme eines Kardinals Peter von Douai ver- 
leiten lassen. 

4) Ciaconius (Oldoinus), Vitae et res gestae Pontificum Romanorum 
II Sp. 33. Dagegen betont er II Sp. 24, wo er von Petrus de Morra handelt, 
Petrus aus der Beneventer Familie Collis Vaccini sei Kardinaldiakon von 


26* 
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den von Innozenz kreierten Kardinal Petrus von S. Maria in Aquiro, 
späteren Bischof von Sabina, „Petrus Duacensis“ zu nennen und ihn 
nicht nur als Leiter der Synode von Montpellier, sondern auch der von 
Dijon (1199) anzusehen. Von Oldoini haben dann offenbar die späteren 
Schriftsteller!) den ungeschichtlichen Namen entlehnt, dem nun hoffent- 
lich sein Ende bereitet ist, nachdem er fast dreiundeinhalb Jahrhundert, so- 
weit ich sehe, unangefochten existiert hat. 

Wer die Quellen über die Legation des Kardinaldiakons von S. Maria 
in Aquiro zu Rate zieht, findet, daß sie keinen anderen Namen für ihn 
kennen als (Magister) Peter von Benevent. Vom dominus (meus) car- 
dinalis P. Beneventanus spricht in zwei Briefen vom Jahre 1216°), an 
HonoriusIIL und an das Kardinalskollegium, der Erzbischof Arnald von 
Narbonne, legatus dominus Peirus de Benevento cardinalis heißt er bei 
Wilhelm von Puy-Laurens?), Petrus Beneventanus S. Mariae ın Aquiro 
diaconus cardınalis auch bei Rodriguez Ximenes®), magister Pelrus 
Beneventanus cardınalis apostolicae sedis legatus nennt ihn ausdrücklich 
und wiederholt Peter von Vaux-Cernay°®); und wie die zeitgenössischen, 
so geben auch die späteren Chronisten dem Kardinaldiakon Petrus nach 


S. Maria in Aquiro gewesen und auf Gcheiß Innozenz III. als Legat nach 
Frankreich gegangen. 

t) So vor Gams, Eubel und Zimmermann schon Giuseppe de 
Novaes, Elementi della storia de’ Sommi Pontefici III (Siena 1803) S. 162f£., 
der unter den 1213 ernannten Kardinälen den ‚„Flamen Peter aus Douai‘ 
als Kardinaldiakon von S. Maria in Aquiro aufführt, der unter Honorius III. 
Bischof von Sabina geworden und 1221 gestorben sci. Dasselbe berichtet er 
aber III S. 153 auch von Pietro Collevaccino aus Benevent; nur verlegt er 
dessen Kreation schon in das Jahr 1205 und erwähnt außerdem seine Legation 
gegen die Albigenser. — Auf de Novaes, Eubel und Gams beruft sich H. Hur- 
ter, Nomenclator literarius theologiae catholicae ® II (Oeniponte 1906) Sp. 246, 
indem er unter die Kardinäle Innozenz III. namens Petrus einen „Petrus 
Duacenus‘ als mutmaßlichen Bischof von Sabina rechnet. Er bestreitet aus- 
drücklich, daß Petrus Collivaccinus Beneventanus, den er obenfalls 1205 
Kardinal werden läßt, diesen Titel innegehabt habe, und schreibt die Legation 
einem Dritten, dem Kardinalpriester (!) Petrus de Mora (!) zu. Von seinen 
verworrenen Angaben ist die merkwürdigste die, daB Innozenz III. in der ein- 
leitenden Bulle seiner Dekretalensammlung deren Kompilator Petrus von 
Benevent als Salomon seiner Zeit gepriesen habe. In Wirklichkeit ist dieser 
Ehrenname von Rainer von Pomposa in seiner Vorrede zur ersten 
Sammlung der innozenzianischen Dekretalen dem Papste beigelegt worden; 
sieh meine Beschreibung dieser Kompilation in dieser Zeitschrift XXXV, 
Kan. Abt. IV (1914), S. 593ff., bes. 594 (wo ich, wie die frühere Literatur, 
irrtümlich „Pomposi“ statt „FPomposia‘‘ oder „Pomposa‘“ geschrieben 
habe). — Auch Chevalier, Repertoire, Bio-bibliographie II Sp. 3710, regi- 
striert einen „Pierre de Douai‘“ als Kardinalpriester (!) von S. Maria in 
Aquiro, Legaten und Bischof von Sabina, während er II Sp. 3693 Peter von 
Benevent ohne Angabe seiner Titelkirche Kardinal nennt. 

2) Recueil des historiens XIX S. 620 und 596b. Ihre Zusammengehörig- 
keit hat Brial, der den zweiten in das Jahr 1215 verlegt, nicht erkannt. 

3) Historia Albigensium c. XXIV, a. a.O., S. 210. 

4) De rebus Hispaniae libri novem 1. VI c.V, a. a. O., S. 230. 

8) Historia Albigeusium oc. LXXVII, LXXVIIL, LXXX, LXXXI, 
LXXXI, a. a. O., S. 93, 94, 100, 100, 101. 
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seiner Heimat den Beinamen de Benevento!) und wegen seiner früheren 
kanonistischen Lehrtätigkeit dazu den Titel magister?). 
Bonn. Friedrich Heyer. 


[Parochus; Reste des Eigenkirchenrechts in der Epistola de 
miseria curatorum seu plebanorum und in der Reformation Kaiser 
Sigmunds.] G. Braun hat kürzlich in den Beiträgen zur bayeri- 
schen Kirchengeschichte XXI, 1916, S. 27 ff., 66ff. von neuem die Auf- 
merksamkeit gelehrter Kreise auf die längst bekannte, von den Ge- 
schichtschreibern des ausgehenden Mittelalters und der Reformationszeit 
oft benützte Flugschrift von dem Elende der Landpfarrer oder Leut- 
priester gelenkt, auch von ihr einen neuen Abdruck samt Übersetzung 
gegeben. A. Werminghoff ist dann in derselben Zeitschrift XXII, 
1916, S. 145ff. dem Ort und der Zeit der Entstehung sowie der Über- 
lieferung der Schrift in dankenswerter Weise näher nachgegangen, um uns 
schließlich im Archiv für Reformationsgeschichte XIII, 1916, Nr. 5l 
S.200ff. auch seinerseits eine und zwar verbesserte Ausgabe zu be- 
scheren, der eine wahrscheinlich von L. Eltester herrührende, abgekürzte 
Übersetzung einer zweiten, im lateinischen Original leider verlorenen 
Fassung beigegeben ist. Die Frage des Verhältnisses beider Fassungen 
ist noch nicht völlig geklärt. Ich verweise dafür wie für die andere nach 
der Heimat, als welche Werminghoff nicht wie bisher Oberschwaben 
oder Bayern, sondern ostdeutsches Gebiet, näherhin das Bistum Meißen 
annimmt, auf Werminghoffs umsichtige Erörterung. 

Nur darauf soll hier aufmerksam gemacht werden, daß die erst- 
mals 1489 in Leipzig und in Augsburg gedruckte Schrift auch rechts- 
geschichtlich des Interessanten viel bietet und sich in der neuen Ausgabe 
sehr wohl dazu eignet, zum Gegenstande kirchenrechtsgeschichtlicher 
Übungen gemacht zu werden. Schon die Überschrift gibt zu denken. 
Martin Luther, der in seiner von Werminghoff als drittes Stück seiner 
Ausgabe wiedergegebenen Vorrede zu der Wittenberger Neuausgabe von 
1540 feststellt, daß die Kirche sub papatu neben Geistlichen, die dem 
Teufel dienten oder vielmehr selbst Kirchenteufel waren, nach unserer 
Schrift zu schließen unter ihrem Klerus auch Männer gehabt habe, die 
zwar nicht ohne Fehl waren, aber doch ihr Heil in Christo mit Furcht 
und Zittern wirkten, fährt fort: Ita fuit ecclesia servata per parochos 
et ludimagistros, qui et verbum docere et sacramenta administrare coacti 


1) Z.B. das Chronicon Narbonensis ecclesiae S. Pauli, im Re- 
cueil des hist. XIX, S. 237. 

2) So die Gesta comitum Barcinonensium et Aragoniae regum 
c. XXVI, im Recueil des hist. XIX, S.233, und Bernardus Guidonis, Flores 
chronicorum seu Catalogus pontificum Romanorum, in dem auch unter dem 
falschen Titel „Praeclara Francorum facinora‘‘ gedruckten Stücke, bei Du- 
chesne, Historiae Francorum scriptores V (Lutetiae Parisiorum 1649), 
8. 769 B und 770 A, beiL. A. Muratorius, Rerum Italiocarum scriptores 
III 1 (Mediolani 1723), S. 484 A und 485 A. 
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sunt, etsi non sine vitio vixerunt et egerunt alia, per Antichristum et suos 
principes oppressi. In der ein halbes Jahrhundert älteren Epistola da- 
gegen ist nie von parochi, sondern stets nur von plebanj, curatores, pasto- 
res die Rede, was namentlich zu Anfang auffällt, wo der Pfarrer als 
Christus von allen geistlichen Amtsinhabern am nächsten stehend hin- 
gestellt und gesagt wird: Quemadmodum crucifixus est nobis omnibus 
scientibus Christus a Iudeis, ita quottidie crucifigitur eodem Christo 
attestante plebanus a parrochianis. Dadurch erhält meine in dieser 
Zeitschrift, Kan. Abt. I, 1911, S. 313ff.; II, 1912, S. 344 ff.; III, 1913, 
S. 495ff.; IV, 1914, S. 497 ff. ausgesprochene Ansicht, parochus sei dem 
mittelalterlichen kirchlichen Sprachgebrauch fremd gewesen!), mit dem 
Humanistenlatein aufgekommen, nicht vor dem 16. Jahrhundert in 
weitere Kreise gedrungen und erst durch das Tridentinum endgültig der 
Kirchensprache®) einverleibt worden, eine neue Stütze. 

Doch es kann hier nicht meine Absicht sein, die Epistola rechts- 
geschichtlich auszuschöpfen und die Schilderung des Verhältnisses zum 
Bischof, Offizial, Kaplan, Ordensprädikanten, Küster, Kirchenvorsteher 
auf ihre juristisch relevanten Züge hin zu untersuchen oder herauszuheben. 
was an den Klagen über die Köchin für die Geschichte des Zölibats, 
was an denen über den Bauer für die der katholischen Pfarrei oder der 
geistlichen Steuerfreiheit?) sowie anderer Einrichtungen lehrreich ist. Wohl 
aber sei der Beachtung der Leser die stark eigenkirchenrechtliche Prägung 


1) Johann Dorn weist mich freundlichst darauf hin, daßin Gceorgii 
Christiani Ioannis Rerum Moguntiacarum volumen II, Francofurti 1722, 
p. 507 mit p. 495 eine Urkunde \Verners (1V.) von Bolanden vom 7. März 
1245 erwähnt wird, in der dieser Simon, Conrad und Simon von Rüdes- 
heim seine Zustimmung zum Verkauf eines von ihm lehenrührigen Zehnten 
in Hattenheim gibt, und worin ein Conradus cantor sancti Petri (Mainz) et 
parochus sancti Heimerammi (ebenda) vorkommt. Das Großh. Hessische 
Haus- und Staatsarchiv in Darmstadt, an das ich mich deswegen wandte, 
machte mich gütigst darauf aufmerksam, daß das Original im Kgl. Staats- 
archiv in Wiesbaden aufbewahrt werde, eine Untersuchung desselben sich aber 
erübrige, weil W. Sauer, Nassauisches Urkundenbuch 1, 1, Wiesbaden 1885 
S. 334 Nr. 516 lediglich auf Grund des paläographischen Befundes in der 
Urkunde zweimal ganz zweifelsfrei parrochianus statt wie loannis par- 
rochus gelesen bat. Auch dieser vermeintliche mittelalterliche Beleg für 
parochus fällt also dahin. 

2) Die Überschrift von Titel III 2% der Dekretalen Gregors IX. lautet 
richtig: De parochiis et alienis parochianis, wie auch in der Richter- 
schen Ausgabe des Corpus iuris canonici II col. 534 zu lesen ist, während 
Friedberg in seiner Ausgabe nur im Index II col. 1313/4 die richtige 
Lesung hat, col. 654 dagegen versehentlich: parochis. De parochiis et 
alienis parochianis ist erst recht zu lesen in den Überschriften der Com- 
pilatio prima (III 25), secunda (IlI 16) und tertia (III 22). So auch 
Friedberg, Quinque compilationes antiquae, Lipsiae 1872 p. 34, 85, 123, 
der aber im Index p. 210 wenigstens für die Compilatio tertia wieder 
unrichtig: parochis angibt. 

8) Vgl. zu diesem Gegenstande jetzt Eugen Mack, Die kirchliche 
Steuerfreiheit in Deutschland seit der Dekretalengesetzgebung, Kirchen- 
rechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, H. 88, 
Stuttgart 1916. 
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empfohlen, die der Kirchenpatronat des späteren Mittelalters auch nach 
dieser Quelle aufweist. 

Zwar ist natürlich von einem dominus ecclesiae und von einer pro- 
prietas an der Kirche nicht mehr die Rede, wie ja überhaupt der Sprach- 
gebrauch zuerst den kanonischen Anforderungen sich angepaßt hat.!) 
Die nur in moderner deutscher Übersetzung erhaltene und deshalb in 
sprachlicher Hinsicht mit Vorbehalt zu bewertende Fassung spricht viel- 
mehr korrekt von Patronatsherren und bezeichnet den haupteächlichsten 
Ausfluß ihres Rechtes als Befugnis zum Präsentieren, bedient sich jedoch 
gewöhnlich für den Patronatsberechtigten des das Verhältnis zu der 
betreffenden Kirche nicht näher bestimmenden Ausdrucks Junker (domi- 
cellus ?). Die lateinische Fassung nennt, kirchenrechtlich allerdings nicht 
völlig zutreffend, aber nach einer damals selbst der kirchlichen Rechts- 
sprache für den Patron und seine Tätigkeit durchaus geläufigen Aus- 
drucksweise, den ehemaligen Eigenkirchenherrn collator und seine Mit- 
wirkung bei der Besetzung der Kirche conferre. Um so deutlicher verrät 
dieser spätmittelalterliche Patronat seine Herkunft aus dem Eigen- 
kirchenrecht der Sache nach. Zunächst in einzelnen Zügen und Äuße- 
rungen. Der Patron (S. 216?)) „sieht den Pfarrer als Untergebenen an 
und behandelt ihn demgemäß“ (S. 202: plebanum tanquam alium 
subditum tenet et tractat). Er befiehlt ihm nach Belieben, alles Mög- 
liche zu tun (S. 202: et quecunque alia ad libitum facere iubet; 
S. 216: „Es meinen nämlich solche Patronatsherren, sie könnten 
dem Pastor alles Beliebige befehlen und es sei Pflicht der Pastöre, 
ihren Vorschriften in Demut zu gehorchen“), Wehe dem Pfarrer, 
wenn er nicht gehorcht! Wenn er (S. 216) „des Junkers unvernünf- 
tigen Willen auch nur in der geringsten Kleinigkeit nicht‘ erfüllt, 
so wird er „in ihm den Plaggeist spüren und außer sonstigen Unzuträg- 
lichkeiten selbst ernsten Gefahren nicht entgehen“ (S. 203: Quando col- 
latoris irrationabilem voluntatem saltem in minimo non implet, preter 


1) Vgl. Ulrich Stutz, Das Münster zu Freiburg i/Br. im Lichte rechts- 
geschichtlicher Betrachtung, Tübingen 1901, S. 10; Denselben, Das habs- 
burgische Urbar und die Anfänge der Landeshoheit, in dieser Zeitschrift, 
Germ. Abt. XXV, 1904, S. 225 und dort Angeführte; Denselben, Kirchen- 
recht, 2. Auflage, in v. Holtzendorff-Kohlers Enzyklopädie der Rechts- 
wissenschaft, 7. Auflage, V. Berlin und Leipzig 1914, S. 316 mit 335, 347; 
Denselben, Art. Eigenkirche, Eigenkloster in Hauck-Herzogs Realenzy- 
klopädie für protestantische Theologie und Kirche XXIII, Leipzig 1913, 
S. 376, und namentlich die schöne Untersuchung des leider inzwischen auf 
dem Felde der Ehre gefallenen Heinrich Wirtz, Donum, investitura, con- 
ductus ecclesiae in dieser Zeitschrift, Kan. Abt. IV, 1914, S. 116ff., be- 
sonders S. 149, aber auch in diesem Bande oben S. 391ff. den Nachweis 
von Johann Dorn, daß die von Ludwig Wahrmund, Das Kir- 
chenpatronatrecht und seine Entwicklung in Österreich I, Wien 1894 
S. 5416,17 beigebrachten angeblichen Belege für das Vorkommen von jus 
patronatus und zwar nicht nur die dem 11. Jahrhundert angehörenden, 
sondern auch die aus dem 12. Jahrhundert samt und sonders jünger bzw. 
später durch Fälschung entstanden sind. 

> Die Seitenzahlen beziehen sich auf die Ausgabe von Werming- 
hof 
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cetera improperia etiam mortis periculum vix effugiet). Es ist eine wahre 
Gewaltherrschaft (S. 203: Ipse hodie sustineo, que in pastorem domi- 
natio tam est tyrannica quam iniusta, ut liceat collatori plebano quid- 
quam mandare, quem et nec habet, immo non potest investire ...). 
Der Patron fügt dem Leutpriester Übel über Übel zu (S. 203: Collator 
multa plebano infert mala, ut sit plebanus),. Nicht umsonst betrachten 
beide Fassungen der Epistola, so sehr sie sonst in der Anordnung und in 
Einzelheiten auch bezüglich des Verhältnisses von Pfarrer und Patron 
voneinander abweichen, übereinstimmend den Patron als den ersten 
Teufel oder Plagegeist, der den Pfarrer plagt. Oft genug ist es (S. 216) 
„vorgekommen, daß nicht wenige von den Pastören, durch diese Sorte 
von Menschen schwer geärgert, ihre Kirchen entweder aufgegeben oder 
das Regiment darin den Junkern überlassen haben, indem sie lieber ein 
ruhiges Leben führen, als sich vielen Anfechtungen preisgeben wollten‘ 
(S. 203: Tantum plebanum collator tribulat, ut propter infinitas istas 
tribulationes multos ecclesias suas permutasse constet, qui malunt tran- 
quillam vitam ducere quam iniuriis subiacere). Namentlich greift der 
Patron auch in die kirchliche Vermögensverwaltung ein und sucht sich 
dabei zu bereichern. Er läßt sich von dem Kirchenvorsteher, Kirchmeier, 
Heiligenpfleger oder wie er sonst genannt wird, alljährlich Rechnung über 
das Kirchengut legen (S. 207: Computationem omni anno plebano, non 
oollatori faciat vitricus) und hält überhaupt diesen vom kanonischen 
Recht lediglich als Gehilfen des Pfarrers gedachten Beamten in Ab- 
hängigkeit von sich (S. 207: Sic demum qui collatoris, non plebani intuitu 
vitricus existit non quod plebanus, sed quod collator iubet facit). Auch 
zieht er Kirchengut, selbstverständlich zu ihm nicht unvorteilhaften Be- 
dingungen, gerne käuflich an sich (S. 207: Collatores de ecclesie bonis 
villas, agros et allodia emere favetis et vos potius non contradicendo in 
miseria magna degetis).. All dies, besonders der harte Druck und die 
Mißhandlung der Geistlichen, ihre beliebige Verwendung im Dienste der 
Herren und ihre willkürliche Entlassung bildete schon unter der Herr- 
schaft des Eigenkirchenrechtes den Gegenstand immer von neuem wieder 
ertönender Klagen; ich verweise auf die Schilderung, die ich davon, 
z. T. gestützt auf Äußerungen von Agobard von Lyon, Jonas von Orleans 
und Hinkmar von Reims, in meiner Geschichte des kirchlichen Benefizial- 
wesens!) und kürzer zusammengefaßt in meiner Rede über die Eigen- 
kirche als Element des mittelalterlich-germanischen Kirchenrechtes?) 
sowie in dem Artikel Eigenkirche, Eigenkloster in Hauck-Herzogs Real- 
enzyklopädie für protestantische Theologie und Kirche?) gegeben habe. 

Die Übereinstimmung wird aber dadurch noch augenscheinlicher, 
daß selbst nach unserer Epistola der Junker oder Kollator sich neben 
obigen mehr vermögensrechtlichen Befugnissen immer noch bis zu einem 


1) I Berlin 1895 S. 217ff., besonders S. 237 ff., 264ff., 286 ff. 


2) Berlin 1895 S. 29f. 
2) XXIII S. 364 ff., besonders S. 369ff., vgl. ebenda XV, 1904, S. 16f. 


unter Patronat und S. 243f. unter Pfarre. 
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gewissen Grade die Verfügung auch in geistlichen Dingen zuschreibt. Ich 
habe an den angeführten Stellen!) dargetan, daß unter der Herrschaft des 
Eigenkirchenrechtes der Grundherr auch die volle Leitungsgewalt über 
die Kirche hatte, die Kirchherrschaft ihm nicht bloß temporelle, sondern 
auch spirituelle Befugnisse gab; der Grundherr setzte den Geistlichen ein 
und ab, und für ihn verwaltete dieser wie die Kirche so sein Amt. Und 
zwar auf Grund einer Leihe. ‚Nicht mehr kraft eines kirchlichen Auf- 
trages versah der Geistliche die Kirche, sondern darum, weil er im Leihe- 
vertrag die Verpflichtung übernommen hatte, sie in bestimmungsgemäßem 
Betrieb zu erhalten. Mit anderen Worten: er las darin die Messe aus dem- 
selben Rechtsgrunde, aus dem ein anderer Beliehener seinen Acker pflügte 
oder seine Reben beschnitt.‘‘“ Ganz deutlich schimmert diese Auffassung 
auch noch in der Epistola durch. ‚So in der Überzeugung seines Rechtes 
(nämlich daß der Patronatspfarrer sein Untergebener sei) befiehlt er“ 
(S. 216) ihm „Messe zu lesen‘ (S. 202: Et quia hanc intentionem falsam 
habet, missas celebrare.. ..... iubet). Von den daneben geforderten Leihe- 
diensten weltlicher Art und von der durch den Grundherrn für sich in 
Anspruch genommenen Entlassungsbefugnis hörten wir schon. SchließB- 
lich entpuppt sich aber auch die Leihe als unmittelbare und die noch 
immer die Köpfe der Patrone beherrschende Vorstellung des Eigentums 
an der Kirche als mittelbare Grundlage der ganzen nur notdürftig in 
das kanonische Gewand sich kleidenden Kirchherrschaft in dem Ein- 
gangssatze (S. 215£.): „Der erste Plagegeist ist eben Euer Junker, der, 
weil er Dich für die Kirche präsentiert hat und diese für sein 
Eigentum hält, Dich als Untergebenen ansieht‘ oder noch bestimmter 
und ursprünglicher in der anderen, lateinischen Fassung (S. 202): Primus 
diabolus inter omnes est ipse collator, qui, dum ecclesiam, quam 
confert, suam esse putat, plebanum tanquam alium subditum tenet. 
Dabei tritt die dem: mittelalterlichen Kirchensatz oder der damaligen 
und späteren Kirchenlehenherrlichkeit sonst?) auch in Deutschland zu- 
grunde liegende Anschauung, es werde nur die Kirche (ccclesis) oder 
die Pfründe (temporalia), nicht aber das geistliche Amt (altare, spiri- 
tualia) vom Laienherrn geliehen, nicht oder nur sehr leise zutage. Gerade 
deshalb und nur deshalb kann auch jetzt noch aus dem Eigentum an 
dem Kirchengebäude das Recht, über die Messen zu bestimmen, d. h. die 


!) Siehe namentlich Eigenkirche S. 17, 23, 29f. 

3) Vgl. darüber Paul Hinschius, Zur Geschichte der Inkorporation 
und des Patronatrechts, Festgabe für Heffter, Berlin 1873, S. 1ff.; Den- 
selben, Kirchenrecht II, Berlin 1878, S. 438ff.; Stutz, Patronat bei Hauck- 
Herzog XV S. 17; Denselben, Art. Eigenkirche, Eigenkloster, ebenda XXIII 
S. 377; Wilhelm v. Brünneck, Zur Geschichte des Kirchenpatronats in 
Ost- und Westpreußen, Beiträge zur Geschichte des Kirchenrechts in den 
deutschen Kolonisationslanden I, Berlin 1902, S. 19ff.; Fr. X. Barth, Hilde- 
bert von Lavardin, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von 
Ulrich Stutz, H. 34—36, Stuttgart 1906, S.198 ff.; Gerhard Kallen. 
Die Oberschwäbischen Pfründen des Bistums Konstanz, ebenda H. 45/6, 
Stuttgart 1907, S. 204 sowie Wirtz, RDUN: investitura, conductus eccle- 
sise &. a. OÖ. S. 122. 
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Verfügung über den Gottesdienst hergeleitet werden. Es handelt sich 
also keinesfalls um bloße, dem späteren Mittelalter eigentümliche, etwa 
mit der Grundherrschaft zusammenhängende Übelstände und Mißbräuche, 
die von der feudalen Gesellschaft der Junker und Patrone neu auf- 
gebracht sind und mit Hilfe ihrer verwandtschaftlichen Beziehungen zu 
den kirchlichen Oberen aufrechterhalten werden, wenn es auch in der 
einen Fassung (S. 216) heißt: „Die Bischöfe sind gemeiniglich von Vater 
oder Mutter Seite, als Neffen oder sonstwie mit ihnen (den Patronats- 
herren) verwandt, die Konsistorialbeamten aber sind ihre Tisch- und 
Trinkbrüder, die bei den Verfolgungen gegen Dich ein Auge zudrücken.“ 
Es ist vielmehr das alte, kaum geschwächte Eigenkirchenrecht, das nach 
unserer Epistola einen der Gründe für die Miseria curatorum seu pleba- 
norum bildet. 

Es liegt nahe, mit dieser Flugschrift die abermals genau ein halbes 
Jahrhundert ältere Reformation Kaiser Sigmunds zusammenzuhalten. 
Auch sie weist an verschiedenen Stellen auf Nachwirkungen des Eigen- 
kirchenrechts hin. Nur bekämpft sie weniger cinen noch im Eigenkirchen- 
recht steckengebliebenen Patronat als die Inkorporation, die ich als das zu- 
gunsten der Klöster und Stifter „seit Einführung des Patronates isolierte, 
systematisch ausgebaute und mit besonderem Namen verschene Eigen- 
kirchenrecht‘“ bezeichnen zu dürfen geglaubt habe.!) Dies darum, weil 
ihr Verfasser, wie es scheint, nicht sowohl mit dem Patronat als mit 
der Inkorporation schlechte Erfahrungen gemacht hatte, also kein Patro- 
natspfarrer, sondern ein an einer inkorporierten Pfarrei tätig gewesener 
oder an einer solchen interessierter Geistlicher war.?2) Ähnlich wie der 
Patronat der Epistola trägt die Inkorporation der Reformation noch deut- 
lich die Eierschalen des alten, ungeschwächten Eigenkirchenrechtes an 
sich. Da wird schon in der Vorrede namentlich über den Rechtsverkehr 
mit Kirchen geklagt, daß sie, zumal für die Stifter-und Klöster, Gegen- 
stand des Kaufes und Tausches seien (S. 6°)): „Also ist es darzü komen, 
das kain ampt im (päpstlichen) hoff ist, es werd mit kirchen außgericht 
und gesehent sy die dennocht nynder, noch wirt got noch die selen 
getröst. Also seit das der pabst ze hof verhengt hat sölichs, so hand auch 
stifften und clöster auch uff kirchen gestelt mit clainer warhait. Sy 
hand auch etlich gekauft, als yetz fast gewohnlich ist. Si 


!) Vgl. Göttingische gelehrte Anzeigen 1904 Nr. 1 S.18, Kirchenrecht ? 
S. 334, Gratian und die Eigenkirchen, in dieser Zeitschrift, Kan. Abt. I, 
1911, S. 12; Erwin Jacobi, Patronate juristischer Personen, Kirchenrecht- 
liche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, H. 78, Stuttgart 1912, 
S. 12ff.: Georg Schreiber, Kurie und Kloster, ebenda H. 65—68, Stutt- 
gart 1910, besonders II S. 17 ff.; Denselben, Kirchliches Abgabenwesen bei 
französischen Eigenkirchen, diese Zeitschrift, Kan. Abt. V, 1915, S. 433 ff. 

2) Denn daran, daß, wie Heinrich Werner, Die Reformation des 
Kaisers Sigmund 3. Ergänzungsheft des Archivs für Kulturgeschichte, Berlin 
1908, S. LV ff. will, der Verfasser ein Laie, näherhin ein Stadtschreiber, näm- 
lich der Augsburger Valentin Eber sei, ist m. E. nach dem ganzen Inbalt 
der Schrift nicht zu denken. 

®) Ich zitiere nach der Ausgabe Werners. 
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schreiben gen hoff: wir seyen verbrunnen, wir haben krieg, wir seyen 
zerstört und vinden ursach, das alles erlogen ist; mit urläb, wa sind die 
widemgutter, darauff die stifften und die closter sind geweydemt worden, 
die si noch heut beytag hand ? Und do sie kain kirchen hetten, da warn 
der person mer in gotsdienst, wann nun sind. Seit das es also ergangen 
ist, so wirt nyemand mer hailig noch sälig, weder pabst, noch bischof. 
Also ist ains nach dem andern ergangen, das sich ouch die thumherren 
nit lassen gnügen jrer pfrenden. Si müssen auch kirchen darzü han, vil- 
leicht mer dann aine‘“‘, wobei allerdings, wie schon mit dem vendere eccle- 
siam bei lateinischen Schriftstellern, z. B. bei Hinkmar von Reims!), auch 
das Verleihen von Kirchen gegen Entgelt, also die simonistische Stellen- 
besetzung mit getroffen werden soll, genau so wie in dem (S. 7) folgenden 
Satze: „Item kirchen verkouffen und verwechseln ist gemain 
worden. Das verhengt auch der pabst; yetz verhengents auch die 
bischoffl. Also hat simoni ain ursprung und reichsnet uber all an den 
gaistlichen.‘‘?) Von den Klöstern und andern geistlichen Anstalten als 
Eigenkirchen- oder nunmehr Inkorporationsherren wird (I. Kap. 1 S. 18) 
gesagt: „Seid dasmals, das die clöster die pfarn zum maisten under sich 
hand pracht, so hand sy die pfarrer für nütz und berawbent sy. Sy nement 
den zechenden und zins und dingent priester darauf als verdingt 
knecht. Sy nement den kern und land den pfarkirchen die sprewer.“ 
Darum heißt cs (I. Kap. 2 S. 21) weiter: „Man sol ouch kein ampt mit 
kirchen außrichten, es prächte anders aber ain pöse gewonhait. Der hof 
ist vor zeiten wol geordnet gewessen on alle commend der pfrönden, das 
ist ouch der urhab, das incorporaciones aufgestanden sind mit clainer 
warhait“ und (IV. Kap. 1 S. 44): „Man sol auch kainen thümherren kain 
pfarkirchen mer lassen‘, ein Zustand, der aber eben leider noch nicht 
erreicht ist, wie (ebenda S. 46) zu lesen ist: „Item es ist auch, das die 
thämherren pfarren an etlichen stetten ze leihen hand und leichentz 
mit gedinge als der probst desselben tänıs.‘“ Die Benediktiner- und 
Zisterziensermönche tun ebenso; sie sind abgefallen von ihrem einstigen 
Ordensideal (V Kap. 2 S.47): „Sy hand es alles verkert, sy benügt 
nicht, sy kauffent kirchen und bestättigents von dem pabst und 
suchen darinn kain warhait.‘‘ Darum (ebenda S. 48): „Man sol in kain 
kirchen lassen und man sol yns nemen, wa sy hand .... Man sol vor 
allen dingen all ir kirchen allen clöstern, allen tömen, was pfarkirchen 
sind gehaissen, nemen, und sol man si in die ordnung setzen, als vor 
stat von den pfarkirchen.““ Insbesondere (ebenda Kap. 7 S. 52): „Alle 
incorporationes von allen stifften und clostern sollen ab- 
sein, alle pfarkirchen frey sein mit allen iren zügehorende und sol 
man uff den pfarkirchen singen und lesen und der cristenhait ain recht 
gotzhaws sein zü allem trost.‘“ So über und gegen die Kirchen der geist- 
lichen Anstalten. Aber auch gegen die Kirchen der Laienherren, also 
den Patronat, wettert der Verfasser, wenn auch nur gelegentlich und im 


t) Vgl. meine Geschichte deskirchlichen Benefizialwesens IS. 237 Anm.6. 
2) Vgl. Schreiber, Kurie und Kloster, besonders II S. 10ff. 
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Vorübergehen (Vorrede S.7): „Item der geitz reichsnet in den welt- 
lichen, als ich euch sag. Seit das die gaistlichen vil pfrenden niessent 
unverdyent, so hand die layen das begriffen und hand auch etlich 
kirchen; sy wüchrend und furchauffent, und was uflsatz und untrew 
bringen mag, das ist gemain worden .... (8. 8): Sie niessent unbillichen 
gottes gaben, als die gaistlichen prälaten tond, die allermaisten wider 
sälige hailige ordnungen sind, die lang volendet wären, wan das si es 
nit hinderten.““ 

Die beiden Reform- und Flugschriften ergänzen sich. Die eine 
entstammt der ersten, die andere der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts. 
Jene hat mehr süddeutsche und städtische, diese mehr nordostdeutsche!) 
und ländliche Verhältnisse im Auge. Die Reformation geht vornehmlich 
den Mißständen in der Hierarchie und deshalb dem in deren Dienst 
stehenden Institut der Inkorporation zu Leibe, die Epistola dagegen 
geißelt die Bedrückung des ländlichen Seelsorgeklerus außer durch geist- 
liche Vorgesetzte namentlich durch Laien, vor allem durch die Patrone, 
und malt in düsteren Farben die rechtliche, wirtschaftliche und sittliche 
Notlage der Landpfarrer. Beide aber stimmen darin überein und lehren 
im Einklang mit Dutzenden und Hunderten von Urkunden, daß trotz 
allem der Sache nach und praktisch das Eigenkirchenrecht den Unter- 
gang, den ihm die Patronatsgesetzgebung Alexanders III. bereiten wollte, 
bei uns in Deutschland noch jahrhundertelang überlebt hat.?) 


Ulrich Stutz. 


1) Ich stimme darin durchaus Werminghoff zu. Gerade der Vergleich 
mit der Reformation Kaiser Sigmunds ergibt, auch wenn man im Auge 
behält, daß diese 50 Jahre früher entstand, m. E. deutlich, daß dic Epistola 
einem andern deutschen Landesteil entstammt. Zu Werminghoffs Aus- 
führungen über Vitricus, Beiträge zur bayerischen Kirchengeschichte XXII, 
1916, S.153 vgl. Stutz, Kirchenrecht II? S. 458, Art. Pfarre bei Hauck- 
Herzog XV S.243, ferner F. H. Jacobson, Art. Kirchenrat, ebenda X, 
Leipzig 1901, S. 463; Richter-Dove-Kahl, Kirchenrecht, 8. Auflage, Leip- 
zig 1886, S. 136); Emil Friedberg, Kirchenrecht, 6. Auflage, Leipzig 1909, 
S. 612; Joh. Baptist Sägmüller, Kirchenrecht, 3. Auflage, Freiburg 1914, 
IIS.47l u.a Mir scheint besonders der Sprachgebrauch curator statt curatus,. 
incuratus in der Epistola auf Nordostdeutschland hinzuweisen; wenigstens- 
erinnere ich mich nicht, in süd- und westdeutschen Quellen dieser Be- 
nennung für Seelsorgegeistliche oder Pfarrer begegnet zu sein, während aller- 
dings plebanus gerade hier häufig begegnet, worüber Kallen a. a. O. S. 23ff.. 
und dort Genannte zu vergleichen sind; siehe dazu auch Franz Xaver 
Künstle, Die deutsche Pfarrei und ihr Recht zu Ausgang des Mittelalters, 
Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, H. 20, 
Stuttgart 1905, S. 25ff. 

2) Vgl. Stutz, Eigenkirche S.43f.; Denselben, Kirchenrecht ? S. 347, 
376f.; Denselben, Art. Eigenkirche, Eigenkloster a. a.O. S. 376f. und 
besonders Wirtz a. a. O. S. 121ff. sowie für einzelne deutsche Landschaften 
etwa Richard Gönner in Richard Gönner und Josef Sester, Das 
Kirchenpatronatrecht im Großherzogtum Baden, Kirchenrechtliche Abhand- 
lungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, H. 10/11, Stuttgart 1904, S. 3ff.; 
v. Brünneck a. a. O. 8. 1ff. 
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Hans Lietzmann, Petrusund Paulus in Rom. Liturgische 
und archäologische Studien mit sechs Plänen. Bonn, A. 
Marcus und E. Webers Verlag 1915. XII und 1898. 8°. 


Auf neuen Wegen einer alten Frage beizukommen, unternimmt dies 
Buch. Ob der Apostel Paulus, namentlich aber ob der Apostel Petrus 
in Rom den Märtyrertod erlitten, „und ob die beiden in den von der 
katholischen Kirche bis auf den heutigen Tag feierlich verehrten Gräbern 
ruhen‘‘, darüber herrscht seit Jahrhunderten Streit. Hatte man früher 
lange Zeit auch auf protestantischer Seite aus diesem doch rein histori- 
schen Problem eine konfessionelle Angelegenheit gemacht und die Frage 
ebenso bestimmt verneint, wie man sie auf katholischer Seite bejahte, 
so verkannte man später zwar nicht, daß im Grunde genommen für den 
Protestantismus gar nichts darauf ankomme, wenn die römische Tradition 
sich bewahrheite, glaubte aber in einer Periode allgemeiner Hyperkritik 
aus rein wissenschaftlichen Rücksichten der herkömmlichen Deutung der 
allerdings dürftigen Zeugnisse sowie der daran anknüpfenden älteren und 
neueren Überlieferung entgegentreten zu müssen (Baur und besonders 
eindrucksvoll Lipsius). Erst in neuester Zeit setzte, um mit Harnack 
zu reden, eine „rückläufige‘‘ Bewegung ein, die gerade im vorliegenden 
Punkte von dem letztgenannten Schriftsteller selbst zunächst in einigen 
mehr beiläufigen Bemerkungen der ersten Auflage seiner Dogmen- 
geschichte 1886 und dann durch die einschlägigen Ausführungen seiner 
Chronologie der altchristlichen Literatur 1897 geführt und wirkungsvoll 
begründet wurde. Unter dem Eindrucke dieser Darlegungen, gegen den 
die Einwendungen von Erbes u.A. nicht aufzukommen vermochten, hat 
wohl Sieffert seine ruhig abwägende und zur Bejahung gelangende Aus- 
einandersetzung im Artikel Petrus der Herzog-Hauckschen Realenzyklo- 
pädie für protestantische Theologie und Kirche 1904 veröffentlicht, Unter 
demselben Eindruck habe auch ich im gleichen Jahre schon in der ersten 
Auflage meines Grundrisses des Kirchenrechtes und der kirchlichen 
Rechtsgeschichte in v. Holtzendorff-Kohlers Enzyklopädie der Rechts- 
wissenschaft mich für die Geschichtlichkeit des römischen Aufenthaltes 
und Märtyrertodes beider Apostel ausgesprochen. Jedoch des Unsichern 
blieb immer noch so viel, daß Andere nicht ohne Grund sich kritischer 
oder gar ablehnend verhielten; man vergleiche etwa die vorsichtige Zu- 
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rückhaltung, die zuletzt Preuschen in Krügers Handbuch der Kirchen- 
geschichte 1911 zu bewahren sich veranlaßt sah. Nicht mit Unrecht 
erblickt Lietzmann den Grund dafür, daß man nicht weiter kam, in 
der Vernachlässigung der Gesichtspunkte, welche die Erforschung der 
Liturgie und ihrer Geschichte eröffnet, und in der Mißachtung der Stütz- 
punkte, die die sicheren Ergebnisse der Ausgrabungen an die Hand geben. 
Ihrer sich für seinen Lösungsversuch zum ersten Male bedient zu haben, 
darin besteht das methodische Verdienst Lietzmanns. 

Der liturgische Teil der Arbeit geht aus von dem 354 herausgegebe- 
nen Kalender der Stadt Rom des Furius Dionysius Filocalus, insbesondere 
von der depositio episcoporum und der depositio martyrum, d.h. dem 
Verzeichnis der Beisetzungs(Todes)tage der römischen Bischöfe und der 
Märtyrer sowie von der Papstliste des Catalogus Liberianus, die in diesem 
Kalender enthalten sind. Zunächst ergibt sich, daß um 240 unter Fabian 
nicht bloß eine Papstgruft gebaut, sondern auch damit begonnen wurde, 
das Gedächtnis des Todes der einzelnen Päpste zu feiern. Zu diesem Ende 
fing man an, deren Pontifikatsdauer und Todestage aufzuzeichnen, woraus, 
als die Feier amtlich wurde, liturgische Tabellen erwuchsen und schließ- 
lich die 336 zusammengestellte Depositionsliste. Ein amtliches Jahr- 
gedächtnis der Ordination fand dagegen vor 282 nicht statt, entwickelte 
sich aber nachher allmählich ebenfalls aus ursprünglich freiwilligen Feiern 
und mündete aus in das jährlich wiederkehrende Fest der Stuhlbesteigung 
dessen, in dem man den Stifter des römischen Episkopats sah, also in 
Petri Stuhlfeier, begangen am Tage des alten römischen Stadtfestes der 
Caristia, das man dadurch verdrängen wollte, am 22. Februar, wie es 
ja auch in der depositio martyrum zu diesem Tage heißt: VIII Kal. Martias 
natale Petri de cathedra. Die Steigerung des Amtscharakters des Papst- 
tums gelangt in dieser Entwicklung beredt zum Ausdruck. Ich übergehe 
einen weiteren Abschnitt, in dem gezeigt wird, daß die erste sichere Spur 
einer bezifferten Papstliste, durch Rückschluß aus dem Tatbestande der 
Eusebianischen Kirchengeschichte in der 220 abgeschlossenen Chronik 
des Sextus Julius Africanus zu finden, gleichfalls auf die ersten Jahr- 
zehnte des dritten Jahrhunderts als auf einen für die Entwicklung des 
römischen Bischofsamtes besonders wichtigen Zeitpunkt führt. Ich lasse 
weiter beiseite tiefschürfende liturgische Untersuchungen, aus denen her- 
vorgeht, daß das Fest Petri Stuhlfeier vom 22. Februar für geraume Zeit 
aus den römischen Meßbüchern verschwand, weil es allmählich in Ver- 
gessenheit geriet und schon etwa im fünften Jahrhundert in Rom nicht 
mehr gefeiert wurde, dafür aber außerhalb Roms in Gallien und Spanien 
kräftig weiterlebte und von da ein halbes Jahrtausend später wieder nach 
Rom zurückkehrte. Vollends ein als Exkurs sich darstellendes Kapitel 
mit dem Nachweise, daß die römische Liturgie Christi Geburt als Epi- 
phanie am 6. Januar gefeiert hat, ehe sie das Weihnachtsfest des 25. De- 
zember einführte, und daß dieses letztere gegen 360 nur neben, nicht an 
Stelle der Epiphanie sich durchsetzte, indem Klerus und Volk die Be- 
seitigung des älteren Festes als unfromm empfanden, weshalb an Epi- 
pbanie und deren Oktav noch heute deutlich auf die Fleischwerdung be- 
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zügliche Gebete gesprochen werden, obwohl sie an dieser Stelle seit dem 
Ende des vieıten Jahrhunderts veraltet sind, sei nur im Vorbeigehen 
erwähnt. Zum Hauptgegenstande kehren wir dagegen zurück mit dem 
im Filokalianischen Kalender zum 29. Juni sich findenden Eintrage: 
UI Kal. Jul. Petri in Catacumbas et Pauli Ostense Tusco et Basso cons. 
[258], ein Vermerk, der allerdings verstümmelt erscheint und — das er-. 
gibt der Vergleich mit dem Martyrologium Hieronymianum — ursprüng- 
lich wohl Petri in Vaticano, Pauli vero in via Ostensi utriusque in cata- 
cumbas. Basso et Tusco cons. oder ähnlich gelautet haben muß. Also 
354 wurde die Gedächtnisfeier für Petrus in Catacumbas, d.h. in S. Se- 
bastiano an der Via Appia, die für Paulus aber an der Straße nach Ostia 
begangen. Das Jahr 258, keinesfalls das Jahr der Passion, geht, wie die 
Parallele der Märtyrer Parthenius und Calocerus sowie der heiligen Bas- 
silla außer Zweifel setzt, auf eine Translation der Apostelreliquien, die 
damals während der Valerianischen Verfolgung am 29. Juni nach den 
Catacumbae bei S. Sebastiano überführt wurden; daß sie dort wirklich 
längere Zeit geruht haben, bezeugt urkundlich eine in der Krypta von 
S. Sebastiano gefundene Inschrift des Damasus, von der alsbald noch die 
Rede sein wird. In S. Sebastiano wurde denn auch der 29. Juni festlich 
begangen. „Als nach über einem halben Jahrhundert unter Konstantin 
: die Peterskirche und die Paulskirche entstanden und die heiligen Leiber 
wieder in Vaticano und an der via Östiensis ruhten, war die Feier des 
29. Juni schon so fest in das Volksbewußtsein übergegangen, daß dieser 
Tag, der ursprünglich nur für S. Sebastıano von Bedeutung war, auch 
in den neuen Basiliken begangen wurde; man vergaß seinen alten Sinn 
und nahm ihn schließlich für das Datum der Passion.‘‘ Allerdings feierte 
die morgenländische und nach ihr die gallische Kirche das Fest der Apostel 
laut dem in einer Handschrift von 411 vorliegenden syrischen Martyıo- 
loge am 28. Dezember; allein Rom und das mit ihm verbundene Abend- 
land nahm das nicht an, setzte vielmehr an dessen Stelle das Gedächtnis 
der Unschuldigen Kindlein von Bethlehem. Und nun der urkundliche 
Beweis dafür, daß die Gebeine der beiden Apostel Petrus und Paulus 
wirklich einst in der Katakombe von S. Sebastiano ruhten, die schon 
erwähnte, in einer Kopie des dreizehnten Jahrhunderts erhaltene Da- 
masusinschrift, die, an ein damals geläufiges Schema sich enge anschließend, 
besagt, die Apostel seien zwar von auswärts, aus dem Morgenlande ge- 
kommen, um ihres blutigen Martyriums willen habe jedoch‘ Rom das 
Recht gewonnen, sie als seine Bürger in Anspruch zu nehmen. Der Ein- 
gang lautet im Urtext: 


Hic habitasse prius sanctos cognoscere debes, 
nomina quisque Petri pariter Paulique requiris. 


Mit de Waal und Lietzmann halte ich es gegen Wilpert für ganz aus- 
geschlossen, daß habitasse hier auf ein wirkliches Wohnen geht. Viel- 
mehr ‚zeigt die frühmittelalterliche Tradition die Apostelgräber inner- 
halb der‘ im vierten oder fünften Jahrhundert zu Ehren der Apostel 
über ihren Gräbern erbauten ‚Kirche‘ S. Sebastiano. Dies bereits im 
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Sommer 1914 von dem Verfasser formulierte Ergebnis hat seither durch 
die von dem Prälaten de Waal im März 1914 angestellten und im Jahre 
1915 von Styger beschriebenen Ausgrabungen zu S. Sebastiano eine 
glänzende Bestätigung gefunden; die „Memoria“ mit Vorraum, worin 
seit der Translation von 258 die Gedächtnisfeiern und -mahle für die 
Apostel abgehalten wurden, ist durch sie wieder zutage gefördert. Wo 
aber waren die ursprünglichen Gräber ? Die in der Passio Petri et Pauli 
oder dem ‚‚Marcellustext‘“ überlieferte, aber auch von Gregor dem Großen 
berichtete Räubergeschichte, wonach der Leichnam des an der via Östien- 
sis enthaupteten und daselbst beim zweiten Meilensteine begrabenen 
Paulus sowie die Überreste des „unter der Terebinthe neben der Nau- 
machie an dem Orte, welcher Vaticanus heißt‘, beigesetzten Petrus von 
Männern aus dem Morgenlande gestohlen, diesen aber an einem Orte, 
der Catacumbas heißt, beim diitten Meilenstein auf der Via Appia 
abgenommen und vorübergehend begraben worden seien, um nach einem 
Jahre und sieben Monaten wieder in die ursprünglichen Gräber überführt 
zu werden, wird von Lietzmann in überzeugender Weise als eine Er- 
findung erklärt, welche sich die Führer in S. Sebastiano auf Grund der 
Damasusinschrift zurecht: gemacht hatten und den Pilgern erzählten. 
Auch mit anderen Lokalnotizen kommt man nicht weiter, da sie keine 
alte Kenntnis vom Orte der Gräber haben. Hierhin gehört u. a. die 
Nachıicht des Liber pontificalis in der Vita Cornelii (251—253): Hic 
temporibus suis rogatus a quodam matronam Lucina corpora apostolorum 
beati Petri et Pauli de Catacumbas levavit noctu: primum quidem 
corpus beati Pauli acceptum beata Lucina posuit in predio suo via 
Ostense iuxta locum, ubi decollatus est; beati Petri accepit corpus beatus 
Cornelius episcopus et posuit iuxta locum, ubi crucifixus est, inter corpora 
sanctorum episcoporum in templum Apollonis, in monte Aureum, in 
Baticanum palatii Neroniani III Kal. Jul. Die Matrone Lucina spielt in 
einem im fünften oder sechsten Jahrhundert entstandenen Kreise phan- 
tastisch ausgestatteter römischer Legenden immer wieder die Rolle, „daß 
sie berühmte Märtyrer auf einem ihr zugehörigen Grundstücke begraben“ 
läßt. Das legt die Annahme nahe, man habe damals eben nur den an 
den Grundstücken haftenden Namen der Lucina gekannt und nichts 
weiter. „Die Notiz der Corneliusvita über die Translation des Paulus 
und Petrus aus S. Sebastiano nach der via Östiensis und dem Vatikan 
ist unhistorisch, vielleicht durch Kombination der Katakombenführer des 
fünften Jahrhunderts an der via Appia entstanden. Sie ist eine Ent- 
stellung dessen, was Filocalus vom Jahre 258 berichtet; da man aber 
in S. Sebastiano längst von dem durch Damasus angeblich besungenen 
Leichenraub in apostolischer Zeit und der sofortigen Beisetzung der beiden 
Apostel in Catacumbas erzählte, so konnte die Translation in der Mitte 
des dritten Jahrhunderts nur in umgekehrter Richtung stattgefunden 
haben. Da die Kirche S. Sebastiano ebenso wie die nicht ferne Gruft 
des Cornelius mit dem Namen der Lucina verknüpft war, schrieb man 
die Überführung der Reliquien der Lucina und dem Cornelius zu.“ Wohl 
aber ergibt das wenige, was wir von den Ausgrabungen der von Kon- 
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stantin gegründeten und von seinem Sohne Konstans vollendeten 
alten Peterskirche aus dem Jahre 1615ff. wissen, daß sie über dem von 
ihr bereits vorgefundenen und nur ungeschickt, d. h. nicht in den Mittel- 
punkt der alten Apsis in sie hineingezogenen Grabe des Apostels Petrus 
errichtet worden ist. Weiter: „direkt unter dem Fußboden der Peters- 
kirche wurden im frühen Mittelalter nicht wenige fromme Christen bei- 
gesetzt, die ihre letzte Ruhe ‚in der Nähe des Apostels‘ zu finden wünschten 
und Einfluß genug besaßen, diesem Wunsch Verwirklichung zu schaffen“. 
Sodann: „unmittelbar unter dieser christlichen Schicht befindet sich ein 
heidnischer Begräbnisplatz. Die Gräber ziehen sich am Nordrande der 
via Cornelia hin. Zwischen dieser Straße und der Confessio, unmittelbar 
am Petrusgrab vorüber, lief eine Mauer, welche zu einem etwas reicher 
ausgestatteten heidnischen Grabdenkmal gehörte. Wenige Meter vom 
Petrusgrab entfernt‘ wurde etwa im dritten Jahrhundert das Grabmal 
eines gewissen Agricola aus Tibur errichtet, der die Unverfrorenheit hatte, 
zugleich seiner Gattin Flavia Primitiva, mit der er dreißig Jahre lang 
ehelich verbunden war, zu gedenken und mit der Aufforderung zu schließen: 


Amici qui legitis, monco, miscete Lyaeum 

et potate procul redimiti tempora flore 

et venereos coitus formosis ne denegate puellis: 
cetera post obitum terra consumit et ignis. 


Würde man den Apostel, wenn man seine Beisetzung in Rom nach- 
träglich erfunden hätte, in solche und andere heidnische Nachbarschaft 
— um 150, 190, 260, ja 290 sind nach Ausweis von Münzfunden in nächster 
Nähe der heiligen Stätte noch andere Heiden begraben worden — ge- 
bracht haben? Die Frage aufwerfen heißt sie verneinen. Wenn das 
Apostelgrab inmitten eines heidnischen Friedhofs sich befand, und wenn 
auf diesem noch während des ganzen dritten Jahrhunderts die heidnischen 
Begräbnisse fortdauerten, eine Tatsache, die übrigens auch beweist, daß 
es keine vorkonstantinische Peterskirche gab, wenn ferner, weil der Leib 
des Apostels damals in S. Sebastiano ruhte, vor dem Baue Konstantins 
das Grab leer war, „so ergibt sich die einleuchtende Folgerung, daß dieses 
Grab die Reliquie eben vor jenem Translationsjahre 258 geborgen haben 
muß“. Dann ist es aber auch „wahrlich keine übertriebene Kühnbheit, 
das Vorhandensein dieser selben Stelle in den oft zitierten Worten des 
Gajus bei Euseb. hist. eccl. II 25, 7 bezeugt zu finden“: 

&yo ds ra rodnara av Aanoordiav Eyw deikar‘ dar yap Deinons äneldeiv 

ini ıöv Barıxavov N Eni mv dööv ı79 "Norlav, sbpnoss Ta rodnasa ıöy 

rauıny ldovoausvov ıny Exxinolar. 
Todraa bedeutet hier einfach Denkmäler, Gräber, als Zeugnisse für 
die einstige Wirksamkeit der Apostel in Rom. „Was man zur Zeit des 
Gajus, also um 200, auf dem Vatikan zeigte, war das Petrusgrab.“ Ganz 
äbnlich verhielt es sich mit dem Grabe des Apostels Paulus. Auch es war 
älter als die älteste, schon vor 386 vorhandene und in ihren Spuren 1834 
und 1850 festgestellte Pauluskirche, Auch et lag unmittelbar neben einem 
heidnischen Columbarium wie inmitten von heidnischen Grabstätten — 
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während altchristliche Gräber in seiner Nähe überhaupt nicht gefunden 
worden sind — und zwar im Überschwemmungsgebiet des Tiber. Also 
läßt sich die Tradition der beiden Apostelgräber, trotzdem ihnen 258 die 
Gebeine entnommen und wiewohl sie erst. unter Konstantin wieder an ihren 
Ort gebracht worden sind, bis auf etwa das ‚Jahr 200 feststellen. Das liefert 
für deren Ursprünglichkeit und den Märtyrertod der Beiden an diesen 
Stätten für sich allein noch keinen entscheidenden Beweis. Die Römer 
konnten ja, um den Orientalen nicht nachzustehen, gegen Ende des 
zweiten Jahrhunderts die Gräber willkürlich festgelegt haben. Wenn 
nun aber alle ältesten Quellenaussagen aus der Zeit um 100, namentlich 
der erste Klemensbrief, in dem & nuiv nur „bei uns“, in Rom, bedeuten 
kann, schon weil „nie ein anderer Ort Rom den Ruhm streitig gemacht 
hat, das Grab des Petrus und des Paulus zu besitzen‘, darauf hinweisen, 
daß Petrus in Rom geweilt habe und daselbst den Märtyrertod gestorben 
sei, und wenn für Paulus dasselbe gilt, so stützt das die im bisherigen nach- 
gewiesene, bis 200 zurückgehende Tradition der Apostelgräber und um- 
gekehrt diese jene Deutung der ältgsten Berichte. So viel ist sicher: 
hätte man um 170 die Gräber der beiden Apostel entdecken wollen, „so 
lag nichts näher, als sie in einer der vielen christlichen Anlagen ausfindig 
zu machen, wo die Umgebung dem religiösen Gefühl entsprach, und wo vor 
allem eine ungestörte Verehrung der heiligen Stätten möglich war“, und 
„brüderlich beieinander“. ‚Nein, der Tatbestand an beiden Orten spricht 
gegen spätere Erfindung. Es löst sich jede Schwierigkeit, wenn Petrus wirk- 
lich dort begraben wurde, wo sıch jetzt Bramantes Kuppel wölbt, und 
Paulus seine letzte Ruhe fand, wo sich die Halle der drei Kaiser dehnt.‘“ 

Soweit die Untersuchung Lietzmanns, der noch ein Anhang „Zur 
Papstchronologie‘‘ und drei weitere, mit Plänen versehene über die Aus- 
grabungen in S. Sebastiano, in der Peters- und in der Paulskirche bei- 
gefügt sind. Ich habe ihren Gedankengang hier so ausführlich wieder- 
gegeben, nicht um daran kritische Auseinandersetzungen zu knüpfen. 
Dazu fehlt mir der Beruf und ist diese weder für Kirchengeschichte noch 
für Geschichte der Liturgie oder christliche Altertumskunde zuständige 
Zeitschrift auch nicht der Ort. Aus dem gleichen Grunde würde es auch 
nicht von Bedeutung sein, wenn ich, was ich aus vollster Überzeugung 
tun könnte, bekennen wollte, daß die hier versuchte Beweisführung mir 
in allen wesentlicher. Punkten schlüssig erscheint. Daß keine Gewißheit 
erzielt ıst und erzielt werden konnte, weiß der Verfasser selbst am aller- 
besten; aber die von ihm für sein Ergebnis in Anspruch genommene 
„recht hohe Wahrscheinlichkeit‘“ dürfte ihm zugebilligt werden. Man 
vergleiche seine Untersuchung nur mit dem eingangs erwähnten, lediglich. 
mit den Mitteln der neutestamentlichen und kirchengeschichtlichen 
Wissenschaft arbeitenden Bericht von Sieffert über die Forschung vor 
1904 und man wird erkennen, welch gewaltigen Ruck nach vorwärts durch 
dieses Buch, das alle und jede nichtwissenschaftliche Rücksicht mit 
Glück ausgeschaltet hat und an gesunder, nüchterner Kritik seinen Vor- 
gängern wahrhaftig nicht nachsteht, die Lösung der von ihm behandelten 
berühmten Streitfrage gemacht hat. 
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Und zwar eben durch die vorbildliche Methode sowie durch die 
glückliche Heranziehung liturgiegeschichtlicher und archäologischer Ge- 
sichtspunkte. Da liegt auch der Grund, aus dem ich mich verpflichtet 
fühle, an dieser Stelle auf diese die kirchliche Rechtsgeschichte nicht un- 
mittelbar berührende Arbeit aufmerksam zu machen, und aus dem ich 
mich für berechtigt halte, so ausführlich darüber zu berichten. Es handelt 
sich bei ihr nioht bloß um einen außerordentlich wertvollen Beitrag zur 
ältesten Geschichte des römischen Primates. Sondern sie liefert auch den 
Beweis dafür, welche Fortschritte zu erzielen sind, wenn man nur den 
herkömmlichen Fachrahmen zu sprengen wagt und mit den Mitteln der 
Nachbardisziplinen zu arbeiten versteht. Uns Rechtshistorikern ist das nicht 
neu. Eben ist man auch bei uns — ich erinnere an die Forschungen von 
G. Schreiber — daran, die Geschichte der Liturgie für rechtsgeschicht- 
liche Untersuchungen heranzuziehen, während umgekehrt Abt Ildefons 
Herwegen mit nicht minderem Rechte die Liturgiker zur Beachtung 
der rechtsgeschichtlichen Einschläge aufgerufen hat. Was aber mit noch 
ganz anderem Erfolge als bisher betrieben werden könnte und sollte, das 
wäro die Einarbeitung der Kirchenbistoriker — ich denke vornehmlich 
an die evangelischen, da auf katholischer Seite Kirchengeschichte und 
Kirchenrecht immer in einer gewissen Fühlung miteinander geblieben 
sind — in die kirchliche Rechtsgeschichte und deren Heranziehung für 
die kirchengeschichtliche Arbeit. Auch da wäre für so manche Frage, 
in der mit den Mitteln der kirchenhistorischen Arbeit allein nicht mehr 
weiter zu kommen ist, neue Anregung und sicherer Boden zu gewinnen. 
Hoffen wir, daß es mehr und mehr zu solch kirchenrechtsgeschichtlicher 
Einarbeitung der Kirchenhistoriker kommen, und daß uns auch auf diesem 
Grenzgebiete bald beschieden wird zu erleben, was wir in Lietzmanns 
Buch dank dem Zusammenarbeiten von Kirchengeschichte, Liturgie- 
geschichte und philologisch-archäologischer Forschungsweise vor uns 
haben — ein wissenschaftliches Ereignis. 


Bonn. Ulrich Stutz. 


Leon Hardy Canfield, The early persecutions of the 
Christians (Studies in history, economics and public law, 
ed. by the faculty of political science of Columbia Uni- 
versity, Vol. LV 2=136). New-York, Columbia University 
1913. 215 8. 

Das letzte Jahrzehnt brachte eine ganze Reihe von Forschungen 
zur Geschichte der vorkonstantinischen Christenverfolgungen, außer dem 
abstrusen Versuch von P. Friede (Kreuzestod Christi und die ersten 
‚Christenverfolgungen, Berlin 1914) namentlich die zusammenfassenden 
Arbeiten von Allard (Histoire des persecutions du I au IV siecle, 5 Teile, 
Paris 1905?) und Linsenmayer (Bekämpfung des Christentums, Mün- 
chen 1905) und sodann eine ganz erkleckliche Zahl von Untersuchungen 
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neueste Zusammenstellung der Literatur bei U. Stutz, Kirchenrecht ? 
1914, S. 281f. und dazu die Ergänzungen des Refer. im „Histor. Jahr- 
buch“ 1915, S. 629). Die oben angezeigte Schrift von Canfield gehört 
wohl zum Besten und Brauchbarsten, was zur Sache geschrieben worden 
ist. Vorsichtiges Urteil, knappe und klare Sprache, überraschend reich- 
liche Literaturverwertung und praktische Anordnung zeichnen die Studie 
aus, und wenn sie auch nichts absolut Neues gebracht und die mannig- 
fachen Probleme nicht immer einer abschließenden Lösung oder end- 
gültigen Bewertung zugeführt hat — nicht zum geringsten Teil ist die 
Quellenlage selbst schuld daran —, manches auch zu sehr unter die kri- 
tische Lupe genommen worden ist, so hat doch die echt historische Auf- 
fassungsweise des Hrn. Verfassers vieles trefflicher beleuchtet und besser 
gewürdigt als dies bisher meist geschah. 

Das Buch gliedert sich in zwei Teile, in einen darstellenden und 
einen Quellenteil. Im letzteren hat man nunmehr vorteilhaft alle die in 
Betracht kommenden Quellenbelege beisammen, die wichtigeren in der 
Ursprache und in englischer Übersetzung, und die jeweils voraufgeschickte 
sachliche oder kritische Erläuterung führt gut in das Verständnis und die 
bisherige Beurteilung der Texte selbst ein. Die gesamte Darstellung des 
ersten Teils umfaßt rund ein Jahrhundert, von den Anfängen bis zu 
Hadrian einschließlich, also bis zu der Zeit, da durch die bekannten Re- 
skripte Trajans und Hadrians bis auf Jahrzehnte hinaus in rechtlicher 
Hinsicht eine gewisse Gleichmäßigkeit der Lage für die Christenverfol- 
gungen geschaffen war. 

Näherhin behandelt das 1. Kapitel die nimmer ruhende Frage nach 
dem juristischen Charakter und der Grundlage der Christenprozesse. 
Mit vollem Rechte unterstreicht der Verfasser die sozialen und politischen 
Beweggründe für das Einschreiten der staatlichen Behörden gegen das 
Christentum. Seitdem es von Neros Zeiten an vom Judentum unter- 
schieden worden, machte es sich jedermann bemerkbar, im Familien- 
leben, im Militärdienste, im öffentlichen Handel und Wandel, in der 
öffentlichen Religionsausübung. Man wurde überall auf das Absonder- 
liche seiner Lebensart aufmerksam, und dies verdichtete sich zu den ver- 
schiedenen Anklagen, die in dem „odium generis humani“ ihren summa- 
rischen Ausdruck fanden. Die Staatsgewalt mußte um der Ruhe des 
Reiches willen einschreiten, aber sie tat es nicht, wie Callewaert meinte, 
schon unter Nero auf Grund genereller Gesetzgebung gegen die Christen, 
sondern die Magistrate haben, durch die Beunruhigung weiter Kreise 
wider jene aufgestachelt oder veranlaßt, lediglich mittels der ihnen 
von vornweg zukommendenPolizeigewalt (coörcitio) eingegriffen. 
Wäre jedoch — und damit weist Canfield Mommsens zweite These 
nicht mit Unrecht ab — ihre Bestrafung auf dem Wege des Kriminal- 
prozesses wegen Verweigerung des Kaiserkults oder Verehrung der Stasats- 
götter (crimen laesae maiestatis) erfolgt, so hätte „die Verfolgung viel 
systematischer und allgemeiner stattfinden müssen als die Zeugnisse hier- 
für das vermuten lassen‘ und „Plinius wäre mit diesem Umstande sicher 
vertraut gewesen“ (S. 40), während doch sein Brief an Trajan nichts Der- 
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artiges erkennen läßt. Vielmehr genügte das bloße „Christsein‘‘ zum 
Einschreiten, und die volkstümlichen Bezichtigungen liehen demselben 
den rechten Hintergrund; die Variabilität der letzteren bedingte dann 
die Verschiedenartigkeit der Behandlungsweise der Christen ebenso wie 
die persönliche Stellungnahme der Administrativorgane. 

Das 2. Kapitel beschäftigt sich mit der Christenverfolgung unter 
Nero. Hier ist vieles dunkel und dem eigenen Kalkül der Forscher ein 
weiter Spielraum gegeben. Sicher ist, daß unter diesem Kaiser der erste 
Zusammenstoß zwischen Staatsgewalt und Christentum statthatte. Allein 
knüpft die daraus entspringende Verfolgung wirklich an den Brand Roms 
vom 18. auf 19. Juli des Jahres 64 an und sind am Ende gar Christen 
die Brandstifter gewesen, so daß die darauf einsetzenden Martyrien wenig- 
stens für einige derselben eine gewisse Berechtigung gehabt hätten? Man 
hat dies behauptet (Pascal, L’incendio di Roma. 1900); aber das heißt 
doch den Bericht des Tacitus (Annal. XVc. 44) noch schlimmer machen als 
er so schon ist. Einige neuere Autoren haben ihn bereits angezweifelt 
(Batiffol, Profumo, Klette u.a.) und auch Canfield folgt ihnen 
mit guten Gründen: keiner der verlässigen Zeugen weiß etwas von einem 
ursächlichen Zusammenhang zwischen dem Brande und dem Martyrium 
der Christen, weder Klemens von Rom noch Sueton, und keine Apologie 
hat diese gegenüber einer solchen Beschuldigung irgendwo in Schutz 
genommen, weder die des Melito noch die des Tertullian oder eines andern 
kirchlichen Schriftstellers. Nur zwei Quellen sprechen davon; die eine 
aber hängt ganz von Tacitus ab (Sulpicius Severus), die andere ist ein 
apokryphes Machwerk und schöpft gleichfalls aus demselben (Brief Se- 
necas); beide sind übrigens zeitlich so spät, daß sie als zuverlässig nicht 
mehr in Betracht kommen können. Der Taciteische Bericht ist also 
in diesem Punkte völlig irreführend und als Zeugnis für die Ver- 
bindung zwischen Verfolgung und Brand endlich ganz zu verabschieden. 

Hingegen steht die Tatsache einer ausgesucht grausamen Ver- 
folgung unter Nero nach allen Quellen unzweifelhaft fest. Ob aber der 
Kaiser ein eigenes Gesetz gegen die Christen erlassen oder nur auf Grund 
der Koerzitivgewalt gegen sie einrückte, ist fraglich. Canfield ent- 
scheidet sich für das letztere, und man kann ihm hierin unbedenklich 
folgen. Zwar ist nicht, wie er (S. 60) meint, Sulpicius Severus die einzige 
Quelle, welche von einem „Edikt‘“ redet; auch Tertullian spricht von 
einem „institutum Neronianum“ (ad nat. 1, 7), von einem „gladium 
caesarianum“‘ (Apol. 5) und von „instrumenta imperii‘ (Scorp. 15). Doch 
ist tatsächlich zu betonen, daß ersterer erst reichlich 31, Jahrhunderte 
nach Nero schrieb und wohl schon unter dem Einflusse der Kenntnis 
von den später so geläufig gewordenen Edikten stand und schrieb, wäh- 
rend, so fügen wir bei, die Worte des „Juristen‘‘ Tertullian, der so gern 
mit Gesetz und Recht spielte, nicht gepreßBt werden dürfen (s. anders, 
aber kaum richtig Batiffol, L’&glise naiss., deutsch 1910, S. 27f.). Auf 
die rechte Fährte weist, wie auch Canfield hervorhebt, Sueton (Nero 16); 
nur läßt sich noch genauer sagen, daß er dreierlei Maßnahmen Neros auf- 
führt (animadversa severe et coörcita nec minus instituta) und daß eben 
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in der Mitte derselben (entsprechend dem co£rcita) steht: adflicti suppli- 
ciis Christiani, genus hominum superstitionis novae ac malificae. Nur 
die Koerzitivgewalt des praefectus urbi für Rom stand also hier 
in Frage, nicht ein eigenes Gesetz (anders wieder Batiffol S. 29). 


Daß Juden und Christen unter Nero bereits auseinandergehalten 
wurden, darüber ist man jetzt allseits klar; man wird aber mit dem 
Hrn. Verfasser behaupten dürfen, daß der aus Klemens und Melito er- 
sichtliche Neid der Rivalen es gewesen, welcher die Staatsgewalt gegen 
die Christen hetzte. Allem nach war auch die Verfolgung keineswegs 
eine allgemeine; doch mochten immerhin, namentlich in dem christen- 
reichen Kleinasien, die staatlichen Organe ihren Vorgesetzten in Rom 
nachgeeifert haben. Die ingens multitudo des Tacitus ist, was Zahl der 
Märtyrer anbelangt, jedenfalls übertrieben, auch das roAv nAndos des 
Klemens nur cum grano salis zu verstehen. Am wenigsten leuchtet ein, 
daß Canfield den Märtyrertod beider Apostelfürsten aufs Jahr 67 fest- 
legen will; Prudentius ist ein viel zu später Zeuge (S. 67f.). 


Im 3. Kapitel werden die Verfolgungen unter den Flaviern be- 
sprochen. Den Vespasian nennt nur Hilarius von Poitiers aus dem 4. Jh. 
einen Verfolger; er wird ihn mit seinem Sohn Domitian verwechselt 
haben (S. 70). Und von Titus als Christenverfolger spricht nur die Chronik 
des Sulpicius Severus, die indes erst dem Beginne des 5. Jh. zugehört; 
hier mag der Bericht über die Zerstörung Jerusalems einen irritierenden 
Einfluß ausgeübt haben. Die erste klare Erwähnung einer Verfolgung 
unter Domitian findet sich bei Melito und Tertullian, bestimmter noch 
bei Dio Kassius, welcher von der Hinrichtung des Flavius Klemens und 
der Verbannung der Flavia Domitilla wegen Gottlosigkeit spricht. Trotz 
Sueton, der nur aus politischen Motiven den Fl. Klemens hinrichten läßt, 
wird doch das Christsein (Atheismus) der Anklagepunkt für beide ge- 
wesen sein, mag gleich Canfield der Anschauung Ausdruck verleihen, 
daß wir keinen Grund zur Annahme haben, Klemens sei Christ oder gar 
christlicher Märtyrer gewesen (S. 81). Ob Glabrio Christ war, bleibt, wie 
richtig bemerkt wird (S. 83), problematisch. Aus der Apokalypse läßt 
sich zwar ersehen, daß die Christen in Kleinasien im allgemeinen in dieser 
Periode mehr zu leiden hatten als anderswo, aber eine systematische 
Verfolgung läßt sich daraus nicht entnehmen ($. 84), sowenig als im 
Westen eine größere Verfolgung nachgewiesen werden kann (S. 76). 


Durchaus zutreffend erscheint, was im 4. Kapitel über Trajan und 
den Briefwechsel zwischen ihm und dem jüngeren Plinius gesagt wird. 
Das kaiserliche Reskript enthält die erste obrigkeitliche Autorisation zu 
den Verfolgungen; aber es erscheint als vollkommen klar, daß Trajan die 
Sache lediglich vom Standpunkt einer Polizeimaßregel aus gehandhabt 
wissen wollte (S. 95f.). Und was für Kleinasien galt, das konnte folge- 
richtig auch auf jede andere Provinz Anwendung finden. Das geschah 
auch, zumal bald danach die Korrespondenz zwischen Plinius und Trajan 
der Öffentlichkeit übergeben wurde; das ganze 2. Jh. hindurch sah man 
des Kaisers Maximen im gesamten Reich befolgt (S. 97£.). Die Echtheit 
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des Briefwechsels steht heute nicht mehr zur Debatte; man ist sich über 
dieselbe vollkommen im klaren. 

Anders bei dem Reskript des Kaisers Hadrian an Minucius Fun- 
danus, den Prokonsul von Asien. Noch Veil (1894) hat dessen Echtheit 
bezweifelt; allein Canfield tut im 5. und letzten Kapitel mit überzeugen- 
den Gründen dar, daß es durchaus als echt zu gelten hat. Gefordert wird 
darin ein regelrechtes Prozeßverfahren, verboten dagegen ein Einschreiten 
nur auf Grund von schriftlichen Denunziationen oder Volkstumulten. 
Das bedeutete nichts anderes als eine Beschränkung der magistratischen 
Willkür, war also ein Vorteil für die Christen, mochten gleich diese Forde- 
rungen lediglich dem Gerechtigkeitsgefühl des Kaisers, nicht etwa dessen 
Obsorge für die Christen als solche entsprungen sein (S. 105). Der Mär- 
tyrer gab es immerhin genug, aber doch nicht so viele, als spätere Quellen 
glauben machen wollten (S. 117). 

Am Schlusse des Buches findet sich noch eine Zusammenstellung 
der in Betracht kommenden und benutzten Literatur (S. 210—215), 
zuerst die allgemeine, hernach die für jedes einzelne Kapitel. Man hat 
damit fast alle in Frage stehenden Werke und Artikel schön beisammen, 
und dem Forscher wird die lange Liste gute Dienste tun. Nur fehlen 
nicht nur einige Sachen, die in den Noten der Darstellung selbst tatsäch- 
lich doch zitiert sind (S. 211 Wieseler, Die Christenverfolgungen, zit. 
S. 60%; S. 213 Coen, La persecuzione Neroniana S. 492, und Pascal, 
L’incendio di Roma S. 591), sondern auch solche, die, sei es der Voll- 
ständigkeit, sei es der Wichtigkeit halber doch hätten genannt bzw. ver- 
wertet werden sollen, so besonders S. 210: P. Batiffol, L’eglise naissante, 
in deutscher Übersetzung von F. X. Seppelt, Kempten 1910; A. Ehr- 
hard, Das Christentum im römischen Reich bis Konstantin. Straßburg 
1911; dann S.211: J. Visser, De christenvervolgingen in de eerste 
eeuwen na Christus, 1910; S. 212: Mair, Römische Beamte als Christen- 
verfolger nach dem Martyrium Romanum, Kath. 3. F. 28. Bd. (1903) 
8-31 und 148-171; S. 213: J. Rambaud, Le droit criminel romain 
dans les actes des martyrs.?1907; R. Seeberg, Warum verfolgte der 
römische Staat die Christen („Aus Religion und Geschichte‘ I 1906); 
P. Allard, Le christianisme et l’empire de Neron & Theodose.? 1908; 
S. 214: (Vindex), Difesa dei primi cristiani e martiri di Roma. 1902; 
S. 215: E. Manen, De briefwesseling van Plinius. 1907; H. Veil, Justins 
Rechtfertigung. 1894. 

Bamberg. A.M. Koeniger. 


Paul Leder, Acht Vorträge über das älteste Synodalrecht 
der päpstlichen Gerichtshoheit. Eine historisch-dogmatische 
Studie, zugleich ein Beitrag zur Gesellschaftslehre. Wien 
und Leipzig, Braumüller 1915. 15198. 8°. 


Unsere Kenntnis des auf der Synode zu Sardika dem römischen 
Bischof zugebilligten Rechtes in Berufungsangelegenheiten abgesetzter 


424 Lterstar 


Bischöfe ist entscheidend gefördert worden durch die Arbeit von v. Han- 
kiewicz (in dieser Ztschr. 1912, 44—99), der zum erstenmal — übrigens 
im Anschluß an die byzantinischen Kanonisten — den griechischen Text 
richtig interpretiert und zugleich als Originaltext nachgewiesen hat; der 
lateinische Vulgattext ist alte, aber oft entstellende und korrigierende 
Übersetzung. Leder lehnt diese Erkenntnis rundweg ab und hält den 
Lateiner für das Original: aus diesem Grunde kann ich seine ganze Unter- 
suchung als eine Förderung unseres Wissens nicht anerkennen, da sie 
auf falscher Grundlage aufbaut. L. hält sich an die verbesserte Form 
der lateinischen Vulgata, die Turner im Journal of theol. Studies 1902, 
396ff. auf Grund „selbständiger manuskriptarischer Untersuchung“ für 
Can. 3. 7. 8. 18. 19 veröffentlicht und für den Urtext erklärt hatte; ob 
T. heute noch ebenso denkt, weiß ich nicht zu sagen. S. 132— 145 setzt 
L. sich mit Hankiewicz auseinander und lehnt seine Arbeit als „wohl 
scharfsinnig angelegt, aber flüchtig durchgeführt“ ab. Da diese Kritik 
für L.s eigene Leistung entscheidend ist, so mag sie hier an dem aus- 
schlaggebenden Punkte nachgeprüft werden. L. bemängelt, daB der 
Autor ‚nun etwas ungenau bald die griechische Vulgata bald die von 
ihm bezeichnete Vorlage derselben „Urtext‘‘ oder auch „Originaltext“ 
nennt, so daß uns hier der Fall eines Urtextes vorliegt, den wir haben, 
der aber keiner ist, weil er die Überarbeitung eines älteren Textes ist, 
und der Fall eines Urtextes, den wir nicht haben, der aber auch keiner 
ist, weil wir von dem Autor nicht erfahren, warum gerade er zu Sardika 
beschlossen sein soll“ (S. 132f.). Wer einige Erfahrung von Textkritik 
hat, weiß, daß H. unter dem „griechischen Urtext‘‘ den von den zufälligen 
Fehlern der Überlieferung gereinigten Text versteht, woran natürlich 
nichts zu bemängeln ist. In can. 4 und 5hatte H. aus dem griechischen 
Text ein Verfahren gegen Bischöfe in drei Instanzen erschlossen. Das 
erste Urteil spricht die Provinzialsynode. Appelliert der Verurteilte, so 
sollen die Richter nach Rom schreiben und Bischof Julius soll, wenn es 
ihm nötig scheint, die der Provinz benachbarten Bischöfe zu Richtern 
zweiter Instanz bestellen. Appelliert der Verurteilte auch gegen deren 
Urteil, so entscheidet in dritter Instanz entweder Julius allein oder er 
entsendet römische Presbyter, welche im Verein mit „den Bischöfen“ das 
Gericht letzter Instanz bilden. Gegen diese aus dem griechischen Text 
sich ergebende Auffassung wendet H. ein, sie ergebe „die absurde Kon- 
sequenz der Entscheidung durch teilweise dieselben Richter in zwei ver- 
schiedenen Instanzen“ (S. 138). Nun ist aber zunächst zu bemerken, 
daß in diesen mit tastenden Versuchen die ersten größeren Rechtsformen 
schaffenden Zeiten noch manches möglich wäre, was späterem Rechts- 
empfinden widerstreitet. Jedoch: wenn Julius selbst die letzte Entschei- 
dung fällt, so trifft L.s Bedenken ja gar nicht zu! Und ist die im andern 
Falle vorgesehene Zurückverweisung an die Vorinstanz unter Angabe be- 
stimmter Gesichtspunkte für eine neue Urteilsfindung nicht eine auch 
heute noch ganz gebräuchliche Sache? Nur daß hier die „neuen Ge- 
sichtspunkte‘““ durch die römischen Legaten in Person viel wirksamer 
vertreten werden! Von einer „absurden Konsequenz‘ kann also gar nicht 
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die Rede sein, und H. hat es wahrlich nicht nötig, seinen Text „ganz 
unauffällig zu korrigieren‘ und auf die mangelnde Aufmerksamkeit seiner 
Leser zu bauen, wie L. ihm zu insinuieren für angemessen findet. Es ist 
eine völlige Verkennung der im griechischen Text vorhandenen Un- 
geschicklichkeit und Härte des Ausdruckes, wenn L. schlankweg be- 
hauptet: „Auf so schwere Übersetzungsfehler, wie es dieser ungeheure 
Textunterschied von drei oder zwei Instanzen ist, hätte selbst der stümper- 
hafteste Übersetzer kommen müssen“ (S. 139). Nein, das Griechische 
ist wirklich schwierig, und der Vulgatlateiner hat ihn nicht richtig ver- 
standen. Darum ist er noch nicht gleich ein Stümper schlimmster Sorte; 
er hat wenigstens versucht, sich etwas bei der Sache zu denken, was man 
von dem in der Sammlung des Theodosius Diakonus (Leo I. opera ed. Bal- 
lerini III 591) erhaltenen lateinischen Übersetzer nicht behaupten kann. 
S.140 wendet L. sich zu den Stellen, an denen H. lateinische Über- 
setzungsfehler im einzelnen festgestellt hat. Zunächst in can. 5 (gr.) 
heißt es: wenn der in erster Instanz Verurteilte an den Bischof von Rom 
appelliert xai BovAndein avrov Öiaxovoas das heißt „und dieser ihn 
hören will‘, denn es geht weiter dixaıdv re zivar vonion avavewoaodaı aUrov 
mv Ekeraoıy od nodyuaros. Dieser Subjektswechsel ist hart und unver- 
mutet. So ist es gekommen, daß der Vulgatlateiner übersetzt e? voluerit 
se audiri = „und Gehör für sich verlangt‘‘: das heißt, der Übersetzer 
hat den Subjektswechsel nicht gemerkt und meint, es sei noch von dem 
Appellanten die Rede. Da hier der lateinische Text augenfällig sich als 
Mißverständnis einer Schwierigkeit des Griechen begreift, hatte H. richtig 
geschlossen, das Griechische müsse der Urtext sein und das Latein eine 
private, nicht offiziell von der Synode veranstaltete Übersetzung. L. 
scheint diese Beweisführung gar nicht verstanden zu haben, denn er führt 
dagegen an (S. 140): „Den Beleg nimmt der Autor anscheinend selbst 
nicht ernst in Anspruch, da er mit keinem Worte die entscheidende Tat- 
sache andeutet, warum es sich gerade nur um eine Übersetzung aus dem 
Griechischen handeln soll“. Ebenso unverständlich ist mir, warum es 
hier „zu beanstanden ist, daß der Autor seinen lateinischen Text nicht 
nach dem einzigen manuskriptarisch untersuchten Text Turners zitiert. 
Hier steht et voluerit audirs‘‘ — denn das heißt ja genau dasselbe! Ob’s 
wirklich der ältere Text ist, bleibt übrigens immer noch fraglich: ich 
bin vom Gegenteil überzeugt. Bezeichnend ist für L., daß er seinerseits 
gar nicht seine Auffassung von Sinn und Entstehung des griechischen 
Textes mitteilt. Ganz ähnlich liegt die Sache bei can. 6 (gr. = 5. 6 lat.): 
auch hier hat H. die Originalität des Griechen eben dadurch entschieden, 
daß er den Text der lateinischen Vulgata als aus dem Mißverständnis des 
ayanoueivaı erwachsen begreiflich machte. Was L. zugunsten des Lateiners 
vorbringt, beweist gar nichts dagegen, solange nicht L. den Nachweis 
liefert, daß er den Text des Griechen aus dem Lateiner noch besser ab- 
leiten kann. Auch das Zitat im Konstantinopeler Synodalschreiben von 
382 (bei Theodoret h. e. V 9, 14) beweist nichts für die lateinische Vulgata. 
Wenn es wirklich auf das Mittelstück unseres Kanons geht, so lernen wir 
daraus, daß die Synode einen griechischen Text vor sich hatte, in dem 
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das Wort zöjs untoondiews (Lauchert S. 55,6) fehlte. Daß es solche Texte 
gab, wissen wir aber ohnehin aus der Übersetzung des Theodosius (Leo 
t. III p. 591), wie uns umgekehrt die syrische Übersetzung (Schultheß, Göt- 
tinger Abh. N. F. X 2 S. 170, 4) das Vorhandensein dieses Wortes in ihrer 
alten griechischen Vorlage bezeugt. Für die Ursprünglichkeit beweist 
keines von diesen Zeugnissen etwas. Bei der Behandlung von oan. 14 
(gr. = 17 lat.) macht sich L. einen Textfehler in der Handschrift des 
Theodosiustextes zunutze, den schon die Ballerini bemerkt und verbessert 
haben (Leo III p. 595 n. 14)! Der Syrer (Schultheß S. 173, 1ff.) hatte 
auch unseren griechischen Text vor sich, wenn er ihn auch freilich nicht 
verstanden hat. Den Schluß bildet L.s Kritik zu can. 9 (gr. = 9 lat.). 
„Es gibt im Theodosiustext noch einen ganz ähnlichen Fall, der gegen 
die Annahme eines ausschließlich griechischen Kanonesprotokolls spricht. 
Im lateinischen Vulgatkanon IX, zweiter Teil, wird verordnet, daß Ge- 
suche an den Kaiser »durch unsern Mitbischof geleitet werden sollen, 
der in der größten Stadt, das heißt in der (bürgerlichen) Provinzialhaupt- 
stadt, residiert« (per coepiscopum nostrum, qui in mazima civitale id est 
metropoli consistit). Theodosius hat eine ganz ähnliche Wendung (coept- 
8copos nostros, qui in tllo tempore in locis vel civitatibus moranlur, in 
quibus telicissimus ac beatus pius Imperator rem publicam gubernat). Da 
die Wissenschaft in diesem Text eine gute Übersetzung des ältesten grie- 
chischen Textes sieht, ist es bedeutungsvoll, festzustellen, daß hier der 
Metropolit in der allgemeinen Fassung des lateinischen Textes wieder- 
gegeben ist.‘‘“ Zur Kritik dieser Ausführung L.s genügt es, den Vulgattext 
und den des Theodosius nebeneinanderzustellen. 


Vulgata nach Dionysius. 


Et hoc consequens esse videtur, 
ut de qualibet provincia episcopi 
ad eum fratrem et co&öpisco- 
pum nostrum preces mittant, 
qui inmetropoli consistit, ut 
ille et diaconum eius et suppli- 
cationes destinet, tribuens com- 
mendatitias epistolas pari ratione 
ad fratres et co&piscopos nostros, 
qui in illo tempore in his regi- 
onibus et urbibus morantur, in 
quibus felix et beatus Augustus 
rem publicam gubernat. 


Theodosius, 


Et hoc consequenter esse puto, 
ut in quacumque provincis episco- 
pus ad fratres et coöpiscopos suos!) 
transmiserit preces, qui in maiore 
civitate est sive metropoli, ipse 
et diaconum et preces eius destinet, 
dans ei commendatitias litteras et 
scribens scilicet consequenter ad 
fratres et coöpiscopos no- 
stros, qui in illo tempore in 
locis vel civitatibus moran- 
tur, in quibus felicissimus 
ac beatus pius imperator 
rem publicam gubernat. 


H. zitiert die lateinische Vulgata wenigstens teilweise nach dem 
Text Isidors, was hier gleichgültig ist. Aber er bringt es fertig, die ge- 
spertt gedruckte Stelle des Theodosius für die Parallele der in der Vulgata 


!) So die Hs., von der ich eine Photographie besitze: episcopus ad- 


sit ei coepiscopus suas Ballerini. 
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gesperrten Stelle zu erklären, und aus dieser Konfusion unter Anrufung 
„der Wissenschaft‘ Schlüsse zu ziehen! 

So viel mag genügen. Nur das muß noch gerügt werden, daß der 
polemische Ton, in dem L. mit seinem Gegner verhandelt, überaus un- 
erfreulich ist und sich sogar zur Anzweifelung seiner bona fides versteigt 
(S. 138 unten, S. 143 unten): das wäre selbst dann scharf zu mißbilligen, 
wenn Hankiewicz’ Arbeit so unergiebig wäre, wie es das Buch Leders ist. 


Jena. Hans Lietzmann. 


K. Blume, Abbatia. Ein Beitrag zur Geschichte der kirch- 
lichen Rechtssprache (a. u. d. T.: Kirchenrechtliche Ab- 
handlungen hrsg. von U. Stutz Heft 83). Stuttgart, F. Enke 
1914. XIV, 1188. 


Wie viele Aufschlüsse noch bei sorgfältigen Untersuchungen der 
kirchlichen Rechtssprache sich erzielen lassen, verraten nicht allein die 
Arbeiten von U. Stutz über das Wort parochus (in dieser Zeitschrift, 
Kan. Abt. I, S.313ff.; II, S. 344ff.; III, 8. 495ff.; IV, S. 497ff.) und 
von G. Schreiber (Untersuchungen zum Sprachgebrauch des mittel- 
alterlichen Oblationenwesens. Freiburger theol. Diss. Wörishofen 1913)}), 
sondern auch die vorliegende Studie von K. Blume, einem Schüler von 
E. Stengel, dem die Erstlingsschrift Anregung und Förderung wie auch 
von W. Levison Unterstützung zu danken hat. Ihre Ergebnisse sind 
gewonnen auf Grund fleißiger Durchforschung namentlich des urkund- 
lichen Materials bis ins 11. Jahrhundert hinein. Sie lehren, ältere For- 
schungen u. a. von F. Hauler und E. Lesne wie ergänzend so berich- 
tigend, den irischen Ursprung des Wortes abbatia, das zum erstenmal 
auf dem europäischen Festland in einer Privaturkunde vom Jahre 661 
begegnet. Ganz langsam hat es sich steigender Beliebtheit und weiter- 
greifender Verbreitung erfreuen dürfen, freilich ohne immer und all- 
überall in der uns heute geläufigen Bedeutung: Kloster. Wie es zu ihr 
gelangte, das aufgedeckt zu haben ist das Verdienst des Verfassers, der 
jeden Beleg sorgfältig, manchmal umständlich prüft und auch den Leser 
zur Teilnahme an der Deutung im Einzelfalle auffordert. Nicht weniger 
als fünf verschiedene Bedeutungen treten auf: abbatia kann sein „das 
Amt des Abtes“, „eine Gesamtheit von Äbten‘“?), der „Missionsbezirk 


1) Auf sie wird nach ihrem Abschluß erst einzugehen sein. 

2) Man vergleiche, wie heute unter „Episkopat‘ eine größere Zahl von 
Einzelbischöfen, etwa eines Landes, verstanden wird, sobald sie in irgendeiner 
Frage gemeinsam Stellung nehmen; überaus häufig begegnet das Wort in 
dieser Bedeutung bei K. W. Nitzsch, Geschichte des deutschen Volkes II 
(Leipzig 1883) S. 53ff. 60ff. In den fränkischen Konzilien von 742—843 be- 
zeichnet episcopatus entweder Amt, Amtsverwaltung des Bischofs (MG. Con- 
cilia II, p. 167, 30. 619, 25. 623, 25) oder Diözese (ebd. II, p. 262, 25. 590, 35) 
oder endlich Güter des Bistums (ebd. II, p. 230. 681, 20. 845, 20; doch ist: letz- 
tere Bedeutung nicht ganz sicher). Episcopsum bezeichnet regelmäßig die 
Diözese; vgl. ehd. II, p. 965 =. v.). 
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eines Abtes“, die „Temporalien und die Grundherrschaft des Klosters 
(sowohl das Gut des Abtes als auch das des Klosters)“, schließlich ‚Kloster 
und Stift (kirchliche Anstalt, kirchliche Gebäude und Gemeinschaft; 
Kloster oder Stift; abbatia libera, Reichskloster)“. 

Ein letztes Kapitel faßt die Resultate zusammen, deckt aber auch 
die Zusammenhänge des Bedeutungswandels auf, derart daß auch ihm 
gegenüber der eigenkirchenrechtliche Gedanke an seine große Kraft be- 
währt hat. Sorgfältige Tabellen bezeugen das Vorkommen des Wortes 
abbatia in den Urkunden von Herrschern verschiedener Dynastien und von 
Päpsten bis zur Mitte des 11. Jahrhunderts und geben zugleich die jedes- 
malige Bedeutung sofort zu erkennen. Man möchte wünschen, daß nun 
auch einmal die Worte episcopatus, episcopium, parrochia u.a. m. in 
ähnlicher Weise durch größere Zeiträume verfolgt würden!) —, aller- 
dings ein um so schwieriger erfüllbares Verlangen, als ihre Belege unend- 
lich viel zahlreicher sind als die für das Wort abbatia: es ist, um Blumes 
Statistik doch auch durch ein Beispiel zu kennzeichnen, vor dem Jahre 
814 in nicht mehr denn sieben, höchstens in neun Fällen belegbar. — Gleich- 
sam anhangsweise wird angemerkt werden dürfen, daß „Abtei“ in der 
Stadt Genf zur Zeit Calvins, jedenfalls in den Jahren 1545 und 1546 
eine Art von ,„Klubhaus‘“ bezeichnete, in dem „für erbauliche Unter- 
haltung gesorgt und alle Ausschreitungen wie Fluchen, Tanzen, un- 
erlaubte Spiele u. dgl. unter strenge Strafen gestellt wurden“; vgl. A. Lang, 
Zwingli und Calvin (Bielefeld und Leipzig 1913), S. 120f. nach E. Dou- 
mergue, Jean Calvin, les hommes et les choses de son temps III (Lausanne 
1905), p. 70ss. 


Halle a. S. A. Werminghoff. 


t) Bekannt ist der Bedeutungswandel des Wortes ordo; vgl. meine Ver- 
fassungsgeschichte der deutschen Kirche im Mittelalter ? S.27 Anm. 3, wo 
darauf hätte verwiesen werden können, daß im späteren Mittelalter auch 
Laien des gleichen Berufs als „Orden‘‘ bezeichnet wurden, z. B. die Lands- 
knechte (s. E. von Groote, Lieder Muskatbluts, Köln 1852, S. 155 n. 62 
IV v.46f. F.A. Hünig, Lieder der Landsknechte, Leipzig 1915, S. 3ff.). 
Angeführt mag auch sein das Wort des Dominikaners Herolt in Nürnberg: 
Ordo matrimnnialis praecellit alios ordines, wo wohl zum ersten Male der Orden 
der Ehe den Orden der Benediktiner usw. gegenübergestellt wird; vgl. H. Gri- 
sar, Luther II (Freiburg i. Br. 1911), S. 479. Dem 15. Jahrhundert gehört 
die Bezeichnung ‚Orden‘ für einer vom Landesherrn verliebenen Schmuck 
an, dessen Träger wieder einen „Orden“, eine Vereinigung von Männern (und 
Frauen) in persönlicher Beziehung zum verleihenden Fürsten bilden; doch 
begegnet für das Ehrenzeichen auch das Wort „Gesellschaft‘‘, so beim Schwa- 
nenorden in Brandenburg und Franken; vgl. S. Haenle, Urkunden und Nach- 
weise zur Geschichte des Schwaneno:dens: 39. Jahresbericht des historjechen: 
Vereins für Mittelfranken 1873 und 1974 S.7ff. — Für die Terminologie 
staatlicher Verbände und Bezirke vgl. G. von Below, Der deutsche Staat 
des Mittelalters I (Leipzig 1914), S. 129ff., s. auch K. Zeumer, Heiliges Römi- 
sches Reich deutscher Nation. Weimar 1910 und F. Vigener, Bezeichnungen. 
von Volk und Land der Deutschen vom 10. bis 13. Jahrhundert. Heidel- 
berg 1901. 
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C.J. Merk, Anschauungen über die Lehre und das Leben 
der Kirche im altfranzösischen Heldenepos (a. u. d. T.: Bei- 
hefte zur Zeitschrift für Romanische Philologie hrsg. von 
E. Hoepffner Heft 41). Halle a.8., M. Niemeyer 1914. 
XXIV, 3298. 


R. Schröder hat mit seinen Beiträgen zur Kunde des deutschen 
Rechts aus deutschen Dichtern (Zeitschrift für deutsches Altertum XIL 
S. 139 ff.) und zur deutschen Rechtsgeschichte aus den Dichtungen Kon- 
rads von Würzburg (Zeitschrift für Rechtsgeschichte VII S. 131ff.) Bei- 
spiele gegeben, die man auch für das Gebiet des kirchlichen Rechts und 
seiner Entwicklung nachgeahmt wünschte. Soweit wir wissen, ist eine 
Arbeit dieser Art durch den großen Krieg aufgehalten, hoffentlich aber 
nicht vereitelt worden, so daß es statthaft dünkt, auf eine Art von Vor- 
läuferin aufmerksam zu machen. Merks Buch im einzelnen zu prüfen 
ist dem Philologen anheimzugeben, immerhin seien hier die fleißigen Zu- 
sammenstellungen erwähnt, die erkennen lassen, in welchem Umfange 
das altfranzösische Heldenepos dem Welt- und Klosterklerus, seiner Glie- 
derung, Bildung und seinen Beziehungen zum Staate Rechnung trug 
(S. 193 ff.). Charakteristisch sind die Beobachtungen über die adlıge Ab- 
stammung fast sämtlicher im Epos erwähnter Geistlicher (S. 201), über 
Doppelklöster (S. 216), über die vom König verschenkten Klöster (S. 220) 
und über die Reklusen und Eremiten (S. 221ff.). Der Verfasser setzt mit 
seiner Sammlung die Studie von H. Massing (Die Geistlichkeit im alt- 
französischen Volksepos. Darmstadt 1904) fort; seine eigene Arbeit wird 
gleichsam fortgeführt in dem Buche von S. Seler, Sitten und Bildung 
der französischen Geistlichkeit nach den Briefen Stephans von Tournai 
(f 1203), a.u.d. T.: Historische Studien hrsg. von E. Ebering n. 130. 
Berlin 1915. 


Halle a, S. A. Werminghoff. 


R. Wackernagel, Geschichte der Stadt Basel II S. 621—887 
und 8. 97*—201*. Basel, Helbing und Lichtenhahn 1916. 


Das Arbeitsprogramm unserer Zeitschrift gestattet nur in Aus- 
nahmefällen Hinweise auf Bücher spezifisch historischen Inhalts und 
Charakters —, um so mehr ist es notwendig, den Separatabdruck zu er- 
wähnen, den R. Wackernagel aus seiner vortrefllichen Geschichte der 
Stadt Basel veranstaltet hat. Er umfaßt im Rahmen des ganzen Werkes 
das sechste Kapitel des achten Buches, in sich selbst legt er die Ord- 
nungen und Erscheinungen des kirchlichen Lebens dar, wie diese sich seit 
dem Ausgang des 13. Jahrhunderts bis zur Reformation auf dem Boden der 
freien Reichsstadt entfaltet und ausgewirkt haben. Vom Kirchenwesen 
in keiner anderen Stadt ist bisher eine gleich eingehende Darstellung vor- 
handen, und, was noch mehr ins Gewicht fällt, man wird Mühe haben, ein 
Buch zu nennen, das mit gleicher Vollständigkeit und Reichhaltigkeit 


430 Literatur. 


alle Seiten zumal des kirchlichen Verfassungslebens zu würdigen über- 
nähme. Was in allgemeiner Zusammenfassung leicht unplastisch ist, weil 
diese die Fülle der Erscheinungen in möglichst knappe Formeln zu pressen 
trachten muß, tritt hier in frischer Anschaulichkeit entgegen: das Al- 
gemeine gibt dem Singulären Rückhalt und Spielraum, und eben dieses 
Einzelne, das Schicksal sei es einer Anstalt sei es einer Person, schmiegt 
sich wiederum dem Gesamtbilde ein. W. behandelt den Klerus in Basel 
und seine verschiedenen Schichten in seinen Kirchen von vielgestaltiger 
Zweckbestimmung und Rechtslage, in seinem Aufbau und seiner sozialen 
Stellung, bis im Bischof und schließlich im Papste die Organisation ihre 
Einheit empfängt. Er schildert die Beziehungen der Kirche Basels zur 
Bürgerschaft, ihre Bauten, ihren Kultus und das religiöse Leben in seinen 
verschiedenen Erscheinungsformen und Ausgestaltungen bis hin zu dem 
phantastischen Versuch des Andreas Zamometic vom Jahre 1482, in der 
Stadt des dritten und letzten Reformkonzils eine neue Kirchenversamm- 
lung zustande zu bringen. W. hat sich nicht damit begnügt, das Zu- 
ständliche darzulegen; er bemißt es auch an den Vorschriften des kirch- 
lichen Rechts, verfolgt seine Beeinflussung durch die kirchliche und 
städtische Verwaltung, veranschaulicht alles durch zahllose Einzelbei- 
spiele, die der Starrheit der zwingenden Norm das von ihr bedingte oder 
sie abwandelnde Einzelerlebnis oder Einzelschicksal entgegensetzen. Viel- 
leicht wird der Leser finden, daß die Beispiele schier allzusehr sich drängen, 
weil sie das Bild unruhig gestalten, bei wiederholter Lektüre aber wird 
er sich sagen müssen, daß ihre Zahl unausweichlich war, weil es einen 
Zeitraum von mehr als zweihundert Jahren zu überblicken galt, weil die 
Intensität des kirchlichen Lebens gerade des 14. und 15. Jahrhunderts nur 
verständlich, greifbar gemacht werden konnte durch die bunte Mannig- 
faltigkeit der Einzelfälle, die auf engem Raum unaufhörlich sich schieben 
und drängen, durchkreuzen und bedingen. Ein großes Material von Über- 
lieferungen aller Art ist verarbeitet und aus ihm ein farbenreiches Bild 
abgeleitet. Der Systematiker freilich wird die Stoffverteilung nicht immer 
ganz folgerichtig finden: sie läßt mehr die Wirrnisse des täglichen Lebens 
erkennen, als daß sie in systematisch angeordneter Übersicht den rechts- 
förmlich geordneten Aufriß der kirchlichen Verfassung entwickelt. Wer 
immer aber weiß, wie sehr gerade die Systematik der Wirklichkeit den 
Zaum des Zwanges anlegt und anlegen muß, um zu der von ihr als Wissen- 
schaft geforderten Abstraktion sich emporarbeiten zu können, wird W. 
dankbar dafür sein, daß er keine Verfassungsgeschichte des Baseler 
Kirchentums geben wollte, sondern einen Querschnitt, der das Gleich- 
artige vereinte, und soweit nur immer notwendig oder möglich, zugleich 
den Versuch machte, auch dem System des Kirchenrechts zu entsprechen. 
Mit der Schilderung verbindet sich ein klug und ruhig abwägendes Urteil, 
das historisch sein will und ist, d. h. die Dinge der Vergangenheit mit den 
Maßstäben mißt, die diese selbst uns an die Hand gibt. Das Ganze ist 
um so wertvoller, als das Kirchenwesen der Bischofs- und Reichsstadt 
alle Seiten mittelalterlichen Kirchenwesens überhaupt aufweist: Pfarr- 
kirchen, Stiftskirchen, das Domkapitel, Klöster jeder Art, der Bischof 
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mit wenigen landesherrlichen Befugnissen und mit eindringender Leitungs- 
gewalt gegenüber Klerus und Laienschaft, der Papst mit der Fülle seiner 
plenitudo potestatis in ihren vielgestaltigen Ausstrahlungen, die das geist- 
liche und laikale Element der Stadt mit dem Zentrum der katholischen 
Kirche und des katholischen Glaubens verbinden, — alles dies mußte be- 
rücksichtigt und für einen Leserkreis weiter Ausdehnung zugerüstet wer- 
den. Am gelungensten scheinen neben den Abschnitten über Kirche und 
Stadt (S. 734ff.) die über die Klöster (S. 674ff.) und das Domkapitel 
(S. 645ff.). Im Abschnitt über die Pfarrkirchen (S. 622ff.) verdienen die 
Bemerkungen über die Pfründstiftungen (S. 628ff.) Beachtung, zumal 
wenn man sich erinnert, daß sie in letzter Zeit mehrfach, u.a. von 
A. Schultze, allerdings mit viel stärkerer Betonung ihres Rechtscharak- 
ters, behandelt wurden. Als Ganzes aber leidet dieser Abschnitt für den 
Nicht-Baseler daran, daß eine Karte fehlt, die wie die kirchlichen Bezirke 
innerhalb der Stadt so die Lage der kirchlichen Gebäude und Anstalten 
klarmachte —, vielleicht wird sie dem ganzen Bande beigegeben werden. 
Nicht vergessen seien endlich die umfangreichen Anmerkungen mit der 
Unzahl ihrer Nachweise und mit ihrem Literaturverzeichnis —, kurz, man 
freut sich des Sonderabdrucks, der nicht zuletzt daran gemahnt, daß W. 
dem ersten Bande seines Werkes bereits eine durchsichtige Schilderung 
des Konzils von Basel in seinen Wirkungen auf die Stadt einfügte, neben 
Konstanz die einzige deutsche Stadt nördlich der Alpen, die längere Zeit 
einen Papst innerhalb ihrer Mauern wirken und seines Amtes walten sah, 
war es gleich Papst Felix V., der letzte Gegenpapst in der Geschichte 
des Papsttums (er residierte in Basel vom Juni 1440 bis zum November 
1442 und vom August 1446 bis Januar 1447; s. II S. 727 vgl. mit Bd. I 
S. 476ff.). Es wäre überaus erfreulich, bewirkte W.s Darstellung, daß 
auch das Kirchenwesen etwa von Köln oder Mainz einmal in ähnlicher 
Ausführlichkeit geschildert würde; vergleicht man sie mit dem ent- 
sprechenden Abschnitt bei H. Boos über Worms, so ist es nicht schwer 
zu sagen, welche Arbeit das größere Lob verdient. 


Halle a. S. A. Werminghoff. 


Hermann Henrici, Über Schenkungen an die Kirche. 
Weimar, H. Böhlaus Nachfolger 1916. 628. 8°. 


l. Am 23. Oktober 1894 hielt Ulrich Stutz seine berähmt gewordene 
Antrittsvorlesung in Basel über die Eigenkirche als Element des mittel- 
alterlich-germanischen Kirchenrechts. Er stellte damit die wissenschaft- 
liche Welt mitten in das Problem hinein, wieweit das germanische Recht 
imstande war, das fränkische und mittelalterliche Kirchenrecht zu beein- 
flussen. Dieser Gedanke von der Germanisierung des Kirchenrechtsist dann 
mit Eifer aufgenommen und weitergesponnen worden. Wir sind heute von 
dessen Richtigkeit allgemein überzeugt, mag auch dem deutschen Einfluß 
vom einzelnen Forscher ein engerer oder weiterer Kreis gezogen, mag man 

-die deutschrechtlichen Einwirkungen mehr aus dem Wesen der Grundherr- 
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schaft oder mehr aus der königlichen Gewalt heraus erklären. Beiläufig 
sei hier bemerkt, ich halte es für den starken Einfluß, den das deutsche 
Recht ausübte, auch als schr kennzeichnend, daß der römische Fest- 
kalender von fränkischen Anschauungen nicht unwesentlich berührt 
wurde, wie dies neuerdings Lietzmann in Petrus und Paulus in Rom 
(Bonn 1916, S. 33ff.) nachzuweisen versuchte. Am 9. November 1915 
hat nun ein Schüler von Stutz ebenfalls eine Antrittsvorlesung gehalten 
und ebenfalls in Basel. Dr. Hermann Henrici geht insofern den Spuren 
seines Lehrers nach, als auch er die Verbindung aufzusuchen bestrebt ist, 
welche deutsches Recht und Kirchenrecht miteinander eingegangen haben. 
Aber dabei ist er von dem entgegengesetzten Streben beseelt, dem Stutz’ 
Forschung gewidmet war. Henrici will an einem typischen Beispiel die 
Frage aufwerfen und beantworten, wieweit das Kirchenrecht auf das 
deutsche Recht einwirkte oder, schärfer formuliert, wieweit das Kirchen- 
recht. imstande war, deutsches Recht umzuformen und abzuändern. Er 
wählt dazu das Thema: Über Schenkungen an die Kirche, und faßt ganz 
besonders den Einfluß ins Auge, den das Seelgeräte, jene noch zuwenig 
beachtete Schenkungsform, auf die deutsche Entwicklung ausgeübt hat. 

Fast zu gleicher Zeit hat auch Alfred Schultze in einer geist- 
vollen Rede den „Einfluß der Kirche auf die Entwicklung des germanischen 
Erbrechts‘ behandelt (als Aufsatz in Z?RG. 35 S. 75ff.), und derselbe 
Gelchrte hat in der Festgabe für Rudolph Sohm die kräftigen und nach- 
haltigen Einwirkungen hervorgehoben, die das Seelgeräte auf das Testa- 
mentsrecht auszuüben imstande gewesen. Henrici hat seine Hauptergeb- 
nisse aber unabhängig von Schultze gefunden (vgl. den Eingang zu den 
Anmerkungen S. 41), so daß wir vor der bemerkenswerten Erscheinung 
stehen, daß zwei Forscher im nämlichen Gebiete selbständig zu mehrfach 
übereinstimmenden Resultaten gelangten. Der reiche Apparat von An- 
merkungen, welche Henrici der gedruckten Rede beigibt, beweist die 
gute und sorgfältige Orientierung des Verfassers im Umkreis seines For- 
schungsfeldes. Daß er besonders fruchtbar mit schweizerischen Quellen 
arbeitet, wird man ihm nur zugute halten können. 

2. Die Studie Henricis ist gedacht als „Prolegomenon zu einer Ge- 
schichte des Seelgeräts‘‘ (Seite 41), in welchem die gesamte Entwicklung 
kurz und plastisch dem Leser vor Augen geführt wird. Wir haben demnach 
ein größeres Werk über diesen Gegenstand zu erwarten. Dies kann nur 
begrüßt werden; denn selbstverständlich ist mancher wichtige Punkt hier 
nur angedeutet worden (etwa die Frage, wieweit das Seelgeräte zur Ent- 
wicklung der Testamente beitrug), und manche hingesetzte Behauptung 
bedarf eines gründlichen Beweises. In letzterer Beziehung darf ich den 
Verfasser etwa auf folgendes aufmerksam machen. 

Die Frage ist juristisch noch nicht geklärt, wie es die Kirche fertig 
gebracht hat, in der fränkischen Zeit das gemeingermanische Schenkungs- 
verbot zu durchbrechen. Wenn Henrici zur Rechtfertigung dieser Er- 
scheinung betont, „daß eben das Recht selber noch in stetem Flusse blieb 
und daß die Kirche am Werke war, unbekümmert um die momentan be- 
stehende Rechtsübung, für sich möglichst günstige Verhältnisse zu 
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schaffen“ (S. 15), so liegt in diesen Worten keine Erklärung, sondern ein 
Verzicht auf eine juristische Erklärung. Denn ich möchte eine Periode 
finden, in der das Recht nicht in stetem Flusse gewesen und in welcher 
die Kirche nicht den Versuch gemacht hätte, ihre Rechts- und Wirt- 
schaftslage möglichst günstig auszugestalten. Der Jurist aber muß nach 
juristischen Erklärungen suchen. Ich bin überzeugt, wir werden auf 
diesem Gebiete zu einer Klarstellung gelangen, denn die Quellen fließen 
reichlich. Meine Vermutung, daß der scheinbare Widerspruch seine 
Lösung findet in einem besonders gearteten, durch römischrechtliche 
Einflüsse beschränkten Warterecht der Erben, möchte ich hier nur ganz 
bescheiden andeuten. 

Noch ein zweiter, gelegentlicher Hinweis sei gestattet. Ich nehme 
mit dem Verfasser an, daß das Institut des germanischen Totenteils ein 
sehr wichtiges Moment in der Entwicklung des Seelgerätes gewesen ist. 
Die Untersuchungen von Brunner, Alfred Schultze, Gäl und andere lassen 
dies zweifellos erkennen. Aber mir scheint, es wird der Fehler gemacht, 
Dinge, die genetisch ganz andere Wurzeln haben, auch in Verbindung 
mit dem Totenteil zu bringen. In diesen Fehler ist auch Henrici ver- 
verfallen. Er sagt S. 17, daß „diese heidnische Idee des Totenteils“ 
u. a. deutlich auftrete in den Franchises von Vevey und er zitiert 9. 48 
eine Quelle von 1236 für die Stadt Vevey, in der es heißt, daß der Nach- 
laß des erblos verstorbenen Bürgers in Verwahrung genommen werden 
solle, wenn kein Testament vorläge. Wenn dann der rechte Erbe nicht 
komme, „dominus debet facere helemosinam consilio proborum hominum: 
si quid super est illud debet habere. Si quis mercatur venit aut pere- 
grinus aut viator hoc idem debet fieri.‘“ Es ist gewagt zu behaupten, 
hier spiele der alte Totenteil seine Rolle weiter. Ich sehe nichts, was 
darauf hindeutete. Mir scheint hier wie in vielen anderen Stellen ein- 
fach die Idee vorzuliegen, daß ein Teil des Nachlasses wohltätigen Zwecken 
zu widmen sei. Der alte Gedanke der piae causae macht sich geltend, 
wie er etwa in der Constitution Friedrichs II. von 1220 (M. G. Const. 
II, 109 c. 9, Omnes peregrini) verwertet ist in der Norm: Si vero inte- 
stati decesserint, ad hospitem nichil perveniat, set bona ipsorum per 
manus episcopi loci tradantur si fieri potest heredibus vel in pias causas 
erogentur. Diese Disposition aber zugunsten der piae causae in Ver- 
bindung mit dem germanischen Totenteil zu bringen, scheint mir nicht 
gerechtfertigt. Hier liegen nicht deutsche, sondern römisch-kanonische 
Einflüsse vor. Die verschiedenartigen Wurzeln sind streng auseinander- 
zuhalten. 

3. Was mir an der Studie Henricis besonders gut gefallen hat, das 
ist der scharf ausgeprägte Wille, die Einrichtungen vor den Augen des 
Lesers sich entwickeln zu lassen; das ist die glückliche Scheidung in eine 
ältere und eine jüngere Schenkungsperiode; das ist die Herausarbeitung 
der Schenkungsmotive, die bald profaner bald kirchlicher Natur sind, 
und das ist nicht zuletzt die Erkenntnis, daß Stadt und Land auf diesem 
Gebiete verschiedene Wege gegangen sind und verschiedene Wege gehen 
mußten. 
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So zeigen sich gute Auspizien für die Zukunft; denn bei dem wenigen, 
was der Verfasser publiziert hat, können wir von mehr als Auspizien 
nicht sprechen. Wir begrüßen den neuen Kollegen herzlichst und hoffen, 
daß es ihm gelingen werde, recht Tüchtiges auf dem schönen und zu- 
kunftsreichen Felde zu leisten, das er mit Glück betreten hat, auf dem 
Felde, auf welchem deutsches Recht und kirchliches Recht ihre eng- 
verschlungenen Wurzeln treiben. 

Halle a. S. Hans Fehr. 


Julius Krieg, Die Landkapitel im Bistum Würzburg bis zum 
Ende des 14. Jahrhunderts, unter Benutzung ungedruckter 
Urkunden und Akten dargestellt (a.u. d. T.: Görresgesell- 
schaft; Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- und Sozial- 
wissenschaft hreg. von K. Beyerle, E. Göller, @. J. Eberes. 
28. Heft). Paderborn, F. Schöningh 1916. XII, 136 8. 


Der Verfasser hat bereits 1914 eine vortreffliche Studie über die 
Archidiakonate der Würzburger Diözese herausgegeben; nun machte er sich 
daran, auch die Geschichte der Landkapitel daselbst wenigstens für deren 
frühere Periode zu bearbeiten. „Was die Dekanate betrifft, so haben wir 
wohl einzelne Arbeiten über irgendein Landkapitel eines Bistums; allein 
diese Untersuchungen beschäftigen sich meist mit den Dekanaten am 
Ausgange des Mittelalters und in der Neuzeit.“ So richtig das Vorwort. 
Man könnte beifügen, daß auch die neuere Spezialliteratur gar nicht 
so zahlreich ist. Es kann nichts schaden, sie einmal hier zusammen- 
zustellen, da man sie sonst nur zerstreut findet und Krieg sie bloß auf- 
führt, soweit er ihrer bedurfte, obwohl man gerade von ihm eine mög- 
lichst vollständige Zusammenstellung hätte wünschen mögen: 

1. Berger, Das Reutlinger Ruralkapitel. Lindau 1765; 2. Glatz, 
K. J., Beiträge z. Gesch. des Landkapitels Rottweil (Freib. Diöz.-Arch. 
12 [1878] 1ff.); 3. Bossert, G., H. decanus in Celle und die fränk. 
Ruralkapitel (Württ. Vierteljahrshefte 4 [1881], 282f.); dazu dessen Ar- 
tikel über Hall etc, in den „Blättern f. württ. Kirchengeschichte‘““ 1889, 
65ff.; 4. Hoeynck, A., Zur Gesch. der Dekanie Attendorn: (Zeitschr. 
für vaterl. Gesch. u. Alt. Westfal. 43 [1885], 62 ff., 44 [1886], 1ff.); 5. Sam- 
beth, J. G., Das Landkapitel Ailingen-Theuringen der ehem. Konstanzer 
und das Landkapitel Tettnang der jetzigen Rottenb. Diözese (Schriften 
des Vereins für die Gesch. des Bodensees 15—20, 1886-1891; 6. Kernler, 
W., Zur Gesch. des Kapitels Hechingen (Mitt. des Ver. für Gesch. u. Alt. 
in Hohenzollern 24 [1890/1], 1£f.); 7. Kayser, Fr., Aus dem Kapitels- 
buche des Dekanats Haselach, Diöz. Speier aus dem 15. Jh. (Arch. für 
kath. Kirchenrecht 67 [1892], 236fl.; 8. Lückerath, W., Die Dekanate 
Süsteren und Wassenberg (Beitr. z. Gesch. von Heinsberg 1 [1897], 8fl. 
und 14ff.); 9. Hüllen, F., Das Dekanat Zell (Mosel) nach der Visitation 
des J. 1569 (Trier. Archiv 10 [1907], 56ff.); 10. Füssenich, K., Der 
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Propst von St. Gereon zu Köln und die Bergheimer Christianität (Nieder- 
rhein. Annalen 82 [1907], 132f£.); 11. Doeser, J., Gesch. des Land- 
kapitels Dornstetten-Horb, Rottweil 1911; 12. Sontheimer, M., Die 
Geistlichkeit des Kapitels Ottobeuren. I. Memmingen 1912. 13. Dazu 
kommen die einschlägigen Kapitel bei Dumont, K. Th., Gesch. der 
Pfarreien der Erzdiöz. Köln, geordnet nach Dekanaten (seit 1868, noch 
nicht abgeschlossen) und 14. Gesch. der Landpfarreien des Archipresbyte- 
rats Sohrau (zuerst als Anhang zur Zeitschr. „Oberschles. Heimat‘ (seit 
1909), von 1912 ab selbständig in Oppeln erscheinend). 

Auf Vollständigkeit will diese Liste, aus der acht Nummern bei 
Krieg verwertet sind, keinen Anspruch erheben; aber man sieht, wie 
wenig systematisch noch die Forschung über die Landkapitel eingesetzt 
hat (für Württemberg s. W. Heyd, Bibliographie I [1895] 236/8); 
und doch wären örtlich beschränkte Forschungen hier sehr nötig. Ein 
Desiderium bliebe natürlich auch die Zusammenstellung ihrer Kapitels- 
statuten. 

Krieg ist also der erste, der die Geschichte der Landdekanate einer 
ganzen Diözese in Angriff nahm, und schon von diesem Gesichtspunkte 
aus allein ist seine Arbeit sehr begrüßenswert. Er füllt in der Tat, wie er 
auch nach dem Vorwort hoffen zu dürfen glaubt, eine „Lücke in der 
Literatur‘ aus, indem er mit der Diözese Würzburg den Anfang macht. 
Die Beschränkung auf die Zeit bis Ende des 14. Jahrhunderts wird damit 
gerechtfertigt, „daß mit dem Beginn des 15. Jahrhunderts die Glanzzeit 
der Archidiakone in der Diözese Würzburg vorüber war. Während aber 
die archidiakonale Macht sank, wuchs die Bedeutung der Ruraldekane“ 
(Vorwort) und, so mag dazugesetzt werden, es zeigt sich seitdem eine starke 
Stabilität in Hinsicht auf ihre Befugnisse. „So stellt die Zeit vom 14. 
aufs 15. Jahrhundert auch einen Wendepunkt in der Geschichte der 
Würzburger Landkapitel dar, und die erste Periode der Entwicklung 
schließt ab mit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts.“ 

Dıe Darstellung, aufgebaut nicht bloß aus gedrucktem, sondern 
auch ungedrucktem Materıal des Bisch. Ordinariats-, des Kgl. Kreis- und 
des hist. Vereinsarchivs in Würzburg sowie des Kgl. Allgemeinen Reichs- 
archivs in München, gliedert eich in drei Teile. Der erste, die Einleitung, 
gibt eınen „allgemeinen Überblick über die Entwicklung des Land- 
dekanats von der Karolingerzeit bis zum Ende des 14. Jahrhunderts“ 
(S. 1—13). Danach kamen im westfränkischen Reich mit der Vermehrung 
der Landpfarreien Landdekane auf, die etwa seit Ende des 9. Jahrhunderts 
auch den Titel archipresbyteri rurales führten, mit den Inhabern der alten 
Großpfarreien oder Taufkirchen gleichen Namens aber nicht verwechselt 
werden dürfen. „Der Name Dekan war die Bezeichnung für die Aufseher 
in den Klöstern und Kapiteln“ (S.2). Der Bischof selbst wählte den 
Dekan; dieser war nicht nur sein Mandatar, „sondern er hatte ein Amt, 
kraft dessen er innerhalb des Geschäftskreises selbständig vorgehen 
konnte“ (S.3). Er überwachte und visitierte die Geistlichkeit seines 
Dekanats, übte Aufsicht über das Kirchengut, hielt die Monatsversamm- 
lungen (calendae) des Klerus ab, präsentierte die niederen Kleriker dem 
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Bischof zur Ordination und sammelte von den Geistlichen seines Bezirks 
die an den Bischof zu leistenden Abgaben ein. Im ostfränkischen Reich 
ging dieselbe Entwicklung vor sich, nur etwas später. Ebenso kam hier, 
etwa ein Jahrhundert nachher, eine Mehrheit von Archidiakonen auf. 
So „bildete sich auf deutschem Boden seit dem 10. Jahrhundert zwischen 
dem Dekanat und dem Episkopat ein Zwischenamt: das Archidiakonat‘“ 
(S. 9). „Seit dem 10. und 11. Jahrhundert standen also die Dekane und 
Dekanate nicht nur unter dem Bischof, sondern sie hatten einen zweiten 
Herrn über sich: den Archidiakon“ (S. 10). Jedes Archidiakonat umfaßte 
in der Regel mehrere Dekanate. Indes zu Beginn des 13. Jahrhunderts 
standen die Archidiakone, die sogar in den Besitz einer iurisdictio ordinaria 
gelangt waren, auf der Höhe ihrer Macht. Dann setzte die naturgemäße 
Reaktion der Bischöfe ein; sie waren ihnen unbequeme Rivalen geworden. 
Und ein Mittel zu ihrer Bekämpfung bildeten eben auch die Dekane, 
deren Machtbefugnisse oder Selbständigkeit im Sinne der ursprünglichen 
Ordnung des 9. Jahrhunderts wieder wuchsen, je mehr die der Archi- 
diakone sanken. ‚Wenn für das 10. und 11. Jahrhundert die Quellen 
über die Landdekane fast ganz verstummen, so hat das wohl darin seinen 
Grund, daß die Dekane gegenüber den Archidiakonen in den Sprengeln 
derselben zunächst eine untergeordnete Stellung einnehmen mußten. Schon 
im 12. Jahrhundert (aber) hören wir mehr von den Landdekanen. .. 
Je mehr (dann) die Bischöfe wieder Oberhand gewannen .. ., desto mehr 
traten die Landdekane in die Erscheinung, so daß besonders seit dem 
13. Jahrhundert die Quellen über dieselben reichlicher fließen‘ (S. 10): 
am frühesten im Kölnischen (11. Jh.), dann in Mainz, Speier und den 
sächsischen Bistümern (12. Jh.), endlich in Augsburg, Trier, Bamberg 
und andern Diözesen (13. Jh.). Sie bildeten seitdem unmittelbare Auf- 
sichtsorgane für die Geistlichkeit ihres Dekanats und mittelbare Voll- 
zugsorgane der bischöflichen Diözesanverwaltung, wo und soweit die 
Archidiakone noch bestanden, diese hier inbegriffen. 

So weit Krieg in seinem allgemeinen oder einleitenden Teil. Er 
zieht damit die Grundlinien nach der bisher schon vorhandenen Literatur 
über den Gegenstand, namentlich nach Hinschius, Sägmüller, Hil- 
ling, Hauck und Werminghoff, nicht ohne auch gelegentlich die 
Quellen unmittelbar selbst nochmals zu würdigen und zu ergänzen. 

Es mag nun hier gleich eingewendet werden, daß an den geschil- 
derten Verhältnissen im einzelnen noch recht viel dunkel bleibt. Schon 
der Name decanus gibt schwierige Probleme auf. Was ist damit gesagt, 
daß diese Bezeichnung die Aufseher in Klöstern und Kapiteln führten ? 
Wie kommt er auf Vorsteher größerer kirchlicher Bezirke hinüber und 
warum wird auch der Name für die Großpfarrer archipresbyter dafür 
üblich? Es ist nicht mit einer einfachen Handbewegung abzuweisen, 
daß „der Name und das Amt der Dekane aus einer Anlehnung an die 
dem deutschen (?) Recht eigenen Dekane als “Vorstände der Bauern- 
schaften oder Marken’““ entstanden (S. 3); man vgl. etwa über decania 
als wirtschaftlichen Begriff jetzt Gareis, K., Die Landgüterordnung 
Karls d. Gr., Berlin 1908 [c. 10 und c. 58], denselben, Die Familie in 
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dem Capitulare de villis, Zürich 1915, S.9 und 16, besonders aber den 
Artikel von Stäbler, H., Zum Streit um die ältere deutsche Mark- 
genossenschaft (Neues Archiv 39 [1914], 719 ff.). Dies allein schon verdiente 
eine eigene Untersuchung. Und so ist es auch mit andern Seiten der 
alten Dekansinstitution. Es ist keineswegs völlig richtig, daß, wie Krieg 
mit Berufung auf Sägmüller sagt (S. 25), die Dekane nicht eine orga- 
nische Fortentwicklung des alten Archipresbyterats seien, sondern eine 
selbständige Neuschöpfung; hier flossen tatsächlich doch beide Einrich- 
tungen in mehr als einer Hinsicht ineinander bzw. sie sind voneinander 
abhängig. Durch die Hinkmarschen Kapitel sind wir allerdings mit einer 
willkommenen Genauigkeit über die Verhältnisse in der Reimser Erz- 
diözese unterrichtet; allein wieweit man daraus Schlüsse auf andere Diö- 
zesen ziehen darf, ist vorläufig nicht leicht zu sagen. Kurz, es mangelt 
für die Zeit bis etwa zum 12. Jahrhundert an Vertiefung. Schuld daran 
ist aber vor allem das mangelnde Quellenmaterial; doch ist auch das vor- 
handene zuwenig genau durchforscht. Jedenfalls muß man Krieg dank- 
bar sein, daß er unsere derzeitigen allgemeinen Kenntnisse als Einleitung 
vortrefflich zusammengestellt und selbständig ergänzt hat. 

Nach solcher Grundlegung geht Verfasser auf die Würzburger 
Verhältnisse ein und behandelt zunächst die „äußere Geschichte 
des Instituts der Landkapitel“. Dekanate (im räumlichen, persönlichen 
oder sachlich-amtlichen Sinn verstanden) und Kapitel (persönlich in con- 
creto oder in abstracto, oder räumlich gefaßt) mit je einem Dekan an 
der Spitze tauchen hier aus dem Dunkel der Geschichte erst im 12. Jahr- 
hundert auf und zwar in einer Urkunde von 1166, die sofort helles Licht 
über das Bestehen und die näheren Verhältnisse derselben verbreitet ($ 2). 
Eine vollständige namentliche Aufzählung gewinnt man allerdings erst 
aus einer etwa 200 Jahre jüngeren Quelle, aus der sog. Ebracher Hand- 
schrift des Michael de Leone. Danach zerfiel das Bistum in 12 Archi- 
diakonate, von denen die meisten ein oder mehrere Landkapitel um- 
faßten; die Zahl der letzteren betrug 16. Diese Einteilung in Archi- 
diakonate muß aber, wie Krieg bereits früher nachwies (Archidiako- 
nate 1914, 16—19), schon im dritten Jahrzehnt des 12. Jahrhunderts 
bestanden haben, von der Landkapitelverfassung für Würzburg läßt sich 
aber sagen, daß sie sogar seit dem 10. Jahrhundert schon angenommen 
werden darf ($ 3), doch gab es im 12. und 13. Jahrhundert weniger Land 
kapitel als im 14. Jahrhundert ($ 4), was offenbar mit der Vermehrung 
der Pfarreien im Zusammenhang steht. 

In der Stadt Würzburg ist es anfangs zur Bildung eines eigenen 
Dekanatsbezirkes nicht gekommen. Das hing ebenso mit dem geringen 
Umfang des Archidiakonatsbezirkes wie mit dem Vorhandensein der 
Domkapitel und der Stifte zusammen. Erst 1251 organisierte sich der 
irgendwelchen Kanonikaten nicht einverleibte städtische Seelsorgeklerus 
zu einem eigenen, vom Archidiakon (Dompropst) unabhängigen, nur dem 
Bischof unterstellten, also exemten Stadtdekanat. Im kleinen Archi- 
diakonat Fulda, das zu Würzburg gehörte und bloß jene Stadt und noch 
drei Pfarreien umfaßte, scheint, wie aus dem Mangel jeglicher Nach- 
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richten zu schließen ist, überhaupt nie eine Dekanatsverfassung bestanden 
zu haben ($5). 

Dekane verschiedener Landkapitel werden in Urkunden des 12. 
bis 14. Jahrhunderts erwähnt; dabei ergibt sich, daß die Dekane nicht 
nach dem Hauptort der Kapitel, sondern nach ihrer jeweiligen Pfarrei 
in demselben benannt wurden ($ 6). Zufällig ist auch schon der Name 
eines Landkapitelskämmerers erhalten aus einer Zeit, in der man 
urkundlich von Dekanen noch nichts weiß (1200), und im 13. Jahrhundert 
begegnen Kämmerer noch zweimal, begreiflicherweise seltener als die 
Dekane ($ 7). Seit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts treten dann 
neue Organe der Ruralkapitel auf, die Prokuratoren (1371), ein Name, 
welcher (man darf das positiver betonen, als Krieg es tut) der sich überall 
breitmachenden Gerichtsverfassung nach römischem Recht entnommen 
zu sein scheint ($ 8). 

Am frühesten (1166) ist die Landkapitelsorganisation im Archi- 
diakonat II (Ansbach) verbürgt, hernach im Archidiakonat VII: 1226, 
IV: 1236, etwa Ende des 13. Jahrhunderts erscheinen sogar hier schon 
drei Dekane, also auch drei Landkapitel, ferner VI: 1262, VIII: 1290, 
V: 1291, X: 1297 ($ 9) und wie die Archidiakonate von vornherein ihre 
festen Grenzen hatten, so auch die Dekanate. Letztere lassen sich, wie 
gesagt, vollständig erst aus der Ebracher Handschrift des Michael de Leone 
von der Mitte des 14. Jahrhunderts ersehen; doch ist es Krieg geglückt, 
ein allerdings unvollständiges Register für Erhebung des päpstlichen 
Zehnten in der Diözese Würzburg von 1285/6 im Kgl. Kreisarchiv da- 
selbst ausfindig zu machen, das wenigstens einen großen Teil der Kapitel 
schon für diese Zeit ersehen läßt ($ 10). Was deren Benennung betrifft, 
so kam zunächst die nach dem Gau vor; frühzeitig begegnet auch die 
nach dem Versammlungsort der Kapitelsgeistlichkeit, welch letzterer 
meist wohl der bedeutendste des Kapitels war. „Allein die Bezeichnung 
der Dekanate nach dem Kapitelsort war im 13. und 14. Jahrhundert 
noch selten, dagegen wurde sie seit dem Beginn des 15. Jahrhunderts 
gang und gäbe“ (S. 50). Nach dem Wohnsitz des jeweiligen Dekans aber 
wurden die Kapitel im Würzburgischen nicht benannt ($ 11). — 

Dem geschichtlichen Teile des Buches folgt ein dritter und letzter, 
ein rechtlicher, der die Verfassung genauestens darlegt. Er handelt 
naturgemäß zuerst vom Kapitelsdekan ($ 12). Krieg vermag un- 
bezweifelbar festzustellen, daß im Bistum Würzburg unter Archipresbyter 
immer nur der Archidiakon, nicht der Landdekan verstanden wird und 
daß die beiden ersten Ausdrücke in beliebiger Abwechslung füreinander 
gebraucht wurden. Diese Feststellung ist wertvoll gegenüber den Zweifeln, 
die in letzterer Zeit wiederholt geäußert wurden, und sie hat nun absolute 
Klarheit wenigstens für eine Diözese geschaffen. Die Dekanatswürde war 
nicht verbunden mit der Pfarrei des Landkapitelssitzes; der Dekan wurde 
vielmehr gewählt durch die Kapitelsgeistlichkeit und zwar zunächst aus 
den eigentlichen Inhabern der Pfarrpfründen, dann auch aus der Reihe 
der vicarii perpetui. Er war Vorstand des Landkapitels und ihm lagen 
vor allem verwaltungsrechtliche Befugnisse ob: Vorsitz bei den Ka- 
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pitelsversammlungen, Erledigung der Dekanatsgeschäfte, Repräsentation 
und Vertretung des Kapitels nach außen, sodann namentlich Überwachung 
der Geistlichkeit, jedoch ohne Strafgewalt (Jurisdiktion), Einschärfung 
der Diözesanstatuten und Archidiakonalmandate, Vermittelung zwischen 
Bischof bzw. Archidiakon und Klerus, Berichterstattung an die Oberen, 
Übersendung der Abgaben von seiten der Geistlichkeit an den Bischof 
(Kollekte = jährliche Abgabe; subsidium caritativum — außerordentliche 
Abgabe) und Archidiakon (synodaticum). Daran reihten sich notarielle 
Befugnisse: der Dekan konnte als Führer des Dekanatssiegels alle 
Rechtsgeschäfte über Kirchenvermögen seines Bezirks beurkunden, auch 
allgemeine Urkunden vidimieren und nichtsiegelbare Persönlichkeiten 
vertreten. Die finanziellen Befugnisse gipfelten in der jährlichen 
Vereinnahmung eines bestimmten Betrages aus der Kapitelskasse für 
die eigene Mühewaltung in der Höhe der Kollekte für eine Person. Der 
Dekan bekam ferner von jedem neu ins Kapitel eintretenden Geistlichen 
ein Geschenk und von den Testamentsvollstreckern eines verstorbenen 
Geistlichen einen Gegenstand aus dessen Nachlaß‘ (S. 67). An Ehren- 
 befugnissen endlich kam ihm die Abhaltung des Gottesdienstes (Hoch- 
amt) am Kapitelstage zu. 

„Der zweite Beamte des Landkapitels war der Kämmerer ($ 13). 
Wie der Dekan wurde offenbar auch der Kämmerer aus den Kapitels- 
geistlichen gewählt, wenn wir auch für unsere Periode keinen urkund: 
lichen Nachweis haben“ (S. 60). Er hatte vornehmlich finanzielle Ge- 
echäfte: Einsammlung der Jahreskollekte und des Subsidiums. Er war 
sodann „bis in die zweite Hälfte des 14. Jahrhunderts Verwalter des 
Kapitelsvermögens; als solcher hatte er die Einnahmen und Ausgaben 
zu besorgen und die Jahresrechnung zu stellen‘ (S. 70). Auch gottes- 
dienstliche Funktionen standen ihm zu (Vigil und Requiem am Kapitels 
tag. Für seine Mühewaltung erhielt er was der Dekan bekam. 

Seit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts treten neben Dekan 
und Kämmerer die Prokuratoren auf ($ 14). An sie gaben letztere die 
Verwaltung des Kapitelvermögens ab; sie sorgten für alles, was zum 
 Kapitelsgottesdienst notwendig war, legten alljährlich dem Kapitel Rech- 
nung über Einnahmen und Ausgaben des Dekanats ab und hatten 
die Pflicht, vom Tode eines Kapitulars die übrigen Kapitelsmitglieder zu 
benachrichtigen. 

Zu den Mitgliedern des Gesamtkapitels ($ 16) gehörten die resi- 
dierenden Pfründeinhaber, also die wirklichen parochi, dann die ständigen 
und zeitigen Vikare, ja selbst die exemten Geistlichen. „Doch konnten 
allem Anschein nach nur Priester Kapitelsmitglieder werden“ (S. 77). 
Sie mußten bei ihrem Eintritt ins Kapitel ein Ingreßgeld (vacantiae oder 
wohl auch introitus genannt, obwohl Krieg letzteres nicht ausdrücklich 
sagt) bezahlen, dazu für Dekan und Kämmerer ein Geschenk (clenodium) 
geben; sie schuldeten Obedienz den Kapitelsvorständen, vor allem dem 
Dekan; bei ihrem Hinscheiden wurde ein mortuarium oder, wie man es 
im Würzburgischen nannte, der exitus aus ihrem Nachlaß an die Kapitels- 
kasse abgegeben; verstorbenen Konkapitularen hatten sie nicht nur die 
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Ehre des Geleites zum Grabe zu geben, sondern für sie auch ein Totenamt 
mit Vigil zu halten. Der Kapitelskasse standen sie als Vereinigung zur 
gesamten Hand gegenüber, d. h. wie sie unter sich Überschüsse verteilen 
konnten, so hafteten sie auch gemeinsam für Fehlbeträge. Sie bildeten 
in der Regel auch unter sich und in Verbindung mit Laien eine Gebets- 
verbrüderung. Ihr wichtigstes Recht und ihre schönste Pflicht war die 
Teilnahme an der Kapitelsversammlung. 

Das Kapitel, als Versammlung gemeint ($ 17), fand alljährlich ein- 
mal statt; daher hieß es Kapitelsjahrtag. Man wählte hierzu wichtige 
Orte im Dekanat, womöglich mit zentraler Lage; „jedoch war ein Wechsel 
im Kapitelsort nicht ausgeschlossen“ (S. 812). Auch der Archidiakon 
oder dessen Stellvertreter nahm meist daran teil. Man hielt am Vorabend 
Vigil für die verstorbenen Kapitularen ab, am nächsten Morgen die Ma- 
tutin, und der Kämmerer sang hernach das Totenamt. Vor oder während 
desselben las jeder Kapitular die hl. Messe. Danach folgte Predigt und 
Hochamt des Dekans. Nach der kirchlichen Feier begab man sich zur 
Kapitelsversammlung. „Am Vorabend und anı Kapitelstag fand je eine 
gemeinsame Mahlzeit statt, die cena und das prandium“ (S. 82). 

„Schon früh bildeten sıch auch in Städten, welche Sitz eines Deka- 
nates waren, Bruderschaften, aus Geistlichen und Laien bestehend. Es 
waren Gebetsvereinigungen, nachgebildet dem Bunde, welcher unter den 
Geistlichen eines Landkapitels kraft Diözesanorganisation bestand“ (S.84). 

Noch erübrigt, das Verhältnis zwischen Archidiakon und Land- 
kapitel zu besehen ($ 18). -Die nächsten Vorgesetzten der letzteren waren 
die Archidiakone. Als solche amtierten diese auch als deren Gesetzgeber; 
sie bestätigten — wenigstens für das 14. Jahrhundert noch ist das be- 
zeugt — die Dekanatsstatuten, die jedes Kapitel, hier früher dort später, 
beschlossen hatte. Aus dem 14. Jahrhundert stammen, soweit bekannt, 
die des Kapitels Geisa (1340) im Archidiakonat III und des Kapitels 
Ochsenfurt (1371), welch letztere Krieg erstmals im Anhang S. 117— 121 
aus einer Handschrift des Würzburger Ordinariatsarchivs ediert. All- 
jährlich beriefen sodann die Archidiakone den Dekanatsklerus am Ka- 
pitelsorte zu Archidiakonatssynoden, abgesehen davon, daß sie auch beim 
jährlichen Send an den Sendorten (gewöhnlich ehemalige Großpfarreien) 
Gelegenheit hatten, den Pfarrklerus im einzelnen vorzunehmen. 

Damit schließt die Abhandlung Kriegs über die Landkapitel im 
Bistum Würzburg. Es folgen noch 31 Beilagen (S. 94—127). Sie „ent- 
halten teils eine verbesserte Edition von bereits gedruckten Urkunden, 
teils wichtige Regesten, zum größten Teil aber noch nicht veröffentlichte 
Urkunden“ (Vorwort). Die bedeutsamsten Stücke darunter sind ohne 
Zweifel das Bruchstück eines Würzburger Archidiakonats-, Dekanats- 
und Pfarrverzeichnisses von 1285/6 aus dem Kgl. Kreisarchiv Würzburg 
(Nr. 17 S. 104—106) und die Statuten des Landkapitels Ochsenfurt von 
1371 aus einem Ingrossationsbuch des Ordinariatsarchivs Würzburg. Ein 
vorzügliches Register beschließt das Ganze. — 

Hier sind die Hauptgedanken des Buches etwas ausführlicher wieder- 
gegeben worden, weil es das erstemal ist, daß die Forschungsresultate 
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hinsichtlich der Landkapitel über eine ganze Diözese hin dem Rechts- 
historiker unterbreitet werden. Es ist nicht zu leugnen, daß Verfasser 
seine Aufgabe in anerkennenswertester Weise gelöst hat und daß ihm die 
Bearbeitung des Neulandes durchaus gelungen ist. Wenn er für die Zeit 
vor dem 12. Jahrhundert hinsichtlich der Diözese Würzburg nichts zu 
sagen weiß, so ist das nicht seine Schuld; es mangeln eben die Nachrichten, 
und man muß durch Analogieschlüsse notwendig das Mangelnde ergänzen. 
Für die Zeit vom 12.—14. Jahrhundert aber hat er durchaus 
gründlich geforscht und seine von überallher zusammen- 
getragenen gedruckten und ungedruckten Quellen eifrigst 
ausgenützt. Dabei haben sich allerdings manche Wiederholungen oder 
Breitspurigkeiten ergeben, die indes aus dem offenbaren Bestreben heraus, 
möglichst klar zu sein, sich entschuldigen lassen. Vielleicht hätte man 
auch manches anders gruppieren, so die $$ 6—8 über Dekan, Kämmerer 
und Prokuratoren in den H. Hauptteil, der von der Verfassung der Kapitel 
handelt, hineinarbeiten können; allein das bleibt immer mehr oder weniger 
Geschmackssache. Daß fortwährend auch auf andere und besonders die 
benachbarten Diözesen vergleichsweise Bezug genommen wird, erhöht den 
Wert des Ganzen; man hätte in diesem Punkte, wenn die nötigen Vor- 
arbeiten vorhanden gewesen wären, fast noch ein Mehr wünschen mögen. 
— 5.81 scheint aber doch nicht ganz richtig angenommen zu sein, daß 
die Archidiakone oder ihre Stellvertreter immer oder regelmäßig an den 
Kapitelsjahrtagen teilnahmen und die Kapitelsgeistlichkeit nur aus- 
nahmsweise zu selbständigen Beratungen zusammentrat. Dann wäre ja 
jeder Kapitelsjahrtag zugleich Archidiakonatssynode gewesen, was allem 
nach gar nicht anzunehmen ist. — S. 84 hätte wohl bei den Kapitels- 
gebetsverbrüderungen auf den Namen der calendae oder des Kaland auf- 
merksam gemacht werden sollen; im Münsterschen besteht der Kaland 
heute noch, wenn auch in etwas geänderten Formen. — Die Stelle 69 ? 
claris suis, wonach Krieg mit Recht ein Fragezeichen macht, dürfte wohl 
in clericis suis zu emendieren sein. — Zu der Ebracher Handschrift des 
Michael de Leone sei hier eigens bemerkt, daß sich im Kgl. Kreisarchiv 
Bamberg ein Fragment derselben (abgelöst von einem Rechnungsdeckel) 
befindet, das manch andere Lesart als die Würzburger Handschrift auf- 
weist. — Im selben Archiv liegt auch (Bayreuther Pfarrakten, Rep. 173, 
Pfarrei Windsheim) eine „Confirmatio capituli Winsheimanni anno Christi 
1416“ in einer guten Abschrift des 16. Jahrhunderts, beginnend: „Jo- 
hannes Dei et apostolicae sedis gratia episcopus Herbipolensis ad rei me- 
moriam sempiternam. Periculosus nostrorum subditorum casibus nos 
decet‘‘ etc. Hier bestätigt sich zunächst, was Krieg S. 87 andeutet, 
daß vom 15. Jahrhundert ab die Dekanatsstatuten nicht mehr von den 
Archidiakonen, sondern von den Bischöfen selbst konfirmiert wurden. 
Der Inhalt handelt von Kapitelsbesitz und Einkünften und daran schließt 
sich ein „Registrum statutorum capituli“ mit dem Unterzeichnungs- 
datum: 1416 August 2. Hernach kommt noch ein „Ordo deputatorum 
quatuor capituli nostri‘ mit Aufführung aller Einzelorte des Kapitels. 
Das Prokuratorenamt wird hier, entgegen dem, was Krieg vorbringt, 
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so definiert: (procuratores) una cum decano vel eo absente aut in- 
firmante omnia et singula praescripta fideliter debent expedire et ordi- 
nare in choro et in foro. Danach wären es unmittelbare Beihilfen und 
Generalstellvertreter gewesen. Es war am Ende doch angezeigt, etwas 
mehr noch über die gesteckte Zeitgrenze in mancher Beziehung hinüber- 
zusehen, um ein volleres Bild zu gewinnen. Und überhaupt wäre es 
wünschenswert gewesen, die vorhandenen älteren Kapitelsstatuten etwa 
bis ins 16. Jahrhundert übersichtlicher, als es S. 92 geschah, zusammen- 
zustellen. — Und noch eins: bei Hartmann-Jäger, Joh. Brenz, Elber- 
feld 1862, 115, und Gmelin, J., Hällische Geschichte, Hall 1896, 676 steht 
zu lesen, daß der Rat der Stadt Hall von Papst Innozenz VIII. 1486 
(nicht 1487!) mit dem Privileg bedacht worden sei, die Schutzvogtei über 
die Verrichtungen des Kapitels auszuüben, also namentlich bei den 
Kapitelsversammlungen, woran hier sogar Abgeordnete des Rates teil- 
nahmen. Dies weckt die Frage, ob das, was in der kleinen Reichsstadt 
Schwäbisch-Hall der Fall gewesen, nicht auch anderswo statthatte, oder 
anders ausgedrückt, in welchen Beziehungen etwa die Kapitel als Korpo- 
rationen zum weltlichen Regiment da und dort und vorab in den Städten 
standen. Vielleicht wäre in dieser Richtung auch fürs 13. und 14. Jahr- 
hundert schon manches zu ergänzen gewesen. — 

Kriegs Arbeit bedeutet einen guten Ertrag für die wissenschaft- 
liche Erkenntnis. Man sieht aber auch zugleich, wenn man die frühere 
Dekanatsverfassung und die spätere, auch die heutige, gegeneinander hält, 
wie wenig im Grunde die Kompetenzen und Gebräuche der Kapitels- 
vorstände und Kapitelsmitglieder sich geändert haben; und kaum ein 
hierarchisches Amt dürfte so wenig vom Wandel der Zeitverhältnisse 
Jahrhunderte hindurch berührt worden sein als das eines Dekans. Das 
erklärt sich, abgesehen von den von selbst gegebenen Bedürfnissen, vor 
allem aus der immer vorhandenen Zwitterstellung desselben, welche die 
höheren kirchlichen Oberen nie an Selbständigkeit zunehmen ließen. Sie 
waren immer in der Hauptsache bloße Aufsichts- und Vermittelungs- 
organe. Dies hat denn der Pfarrerswitz nicht gerade schlecht in ein 
Akrostichon zu kleiden verstanden; auf die Frage, was ein Dekan sei, 
läßt er antworten: decanus est denuntians episcopo erimina aliorunı, 
non vero sua. 


Bamberg. A.M. Koenipger. 


W. Hoppe, Kloster Zinna, ein Beitrag zur Geschichte des 
ostdeutschen Koloniallandes und des Zisterzienserordens 
(Veröffentlichungen des Vereins für Geschichte der Mark 
Brandenburg). München und Leipzig, Duncker und Hum- 
blot 1914. XIV, 2758. mit 2 Karten. 

Nach Winters großangelegtem und noch heute nützlichem Werke 


über die Zisterzienser des nordöstlichen Deutschlands (3 Bände, 1868—71) 
haben die ostdeutschen Zisterzienserklöster mehrfach getrennte Darstel- 
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lungen ihrer Geschichte oder Wirtschaftsgeschichte gefunden. Erinnert 
sei nur an Sello, Beiträge zur Geschichte von Kloster und Amt Lehnin 
(1881); Nußbeck, Beiträge zur Besitzgeschichte des Klosters Lehnin 
(1912); Abb, Geschichte des Klosters Chorin (1911); Mahner, Beiträge 
zur Wirtschaftsgeschichte des Zisterzienserklosters Grüssau in Schlesien 
(1913). Im vorliegenden Buch behandelt Hoppe die Geschichte des 
Klosters Zinna bei Jüterbog, nachdem zehn Jahre vorher dessen mittel- 
alterlicher Kirchenbau eine monographische Darstellung durch Jung 
(Die Klosterkirche zu Zinna im Mittelalter; Studien zur deutschen Kunst- 
geschichte, Heft 56, 1904) gefunden hatte. 

Das Kloster Zinna wurde gegen 1170 vom Erzbischof Wichmann 
von Magdeburg auf einem von ihm eroberten und kolonisierten Gebiet 
im Brandenburgischen — vgl. die Nachricht der Magdeburger Schöppen- 
chronik (Chroniken der deutschen Städte VII 1, 1869) S. 177: „Dusse 
bischop Wichman bedwang dat land to Juterbok und satte dar bure und 
makede dat land dissem godeshuse (Magdeburg) tinsaftich“, bei Hoppe 
S. 13 Anm. 7 — bei dem slawischen Dorf Czinnow gegründet, mit dem 
umliegenden Land dotiert und Zisterziensern aus dem rheinischen Alten- 
berg übergeben. Nach vorübergehender Störung durch einen Slawen- 
einfall 1179 erhielt das Kloster anfangs des 13. Jahrhunderts gesicherten 
Bestand, erwarb mühelos durch Schenkung der Brandenburger umfang- 
reichen geschlossenen Grundbesitz im Lande Barnim und konnte durch 
geschickten Kauf seinen Jüterboger Besitz beträchtlich erweitern. Schon 
1221 durch Erteilung des gewöhnlichen zisterziensischen Privilegs (vgl. 
Tangl, Die päpstlichen Kanzleiordnungen von 1200— 1500, 1894, S. 229.) 
zum päpstlichen Schutzkloster geworden, galt es im 15. Jahrhundert 
auch als reichsunmittelbar, ohne jedoch Landeshoheit zu erlangen. Als 
geistliches Institut bestand es bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts und 
fand dann seine Auflösung von innen heraus: die Mönche schlossen sich, 
wenn auch spät, der Reformation an und verließen gegen 1553 das Kloster, 
der Abt verheiratete sich. Der nun herrenlos gewordene Besitz wurde 
von den Landesherren eingezogen, von dem Kurfürsten von Branden- 
burg in Barnim, den Magdeburgern im Lande Jüterbog. 

Wenn auch Zinna an Bedeutung hinter seinen bekannteren Schwe- 
sterklöstern Lehnin und Chorin zurücksteht, so lohnt es doch, seine Ge- 
schichte zu schreiben. Hoppe will mit seinem Buch einen Beitrag zur 
Geschichte des ostdeutschen Koloniallandes und zur Geschichte des 
Zisterzienserordens liefern; er teilt den Stoff in vier Kapitel: I. Der 
Grundbesitz und seine Wandlungen, Zinnas Stellung in der politischen 
Geschichte (8. 12—80); II. Zinna als geistliches Institut (S. 81 —129); 
III. Wirtschaft und Verwaltung (S. 130—178); IV. Die Reformationszeit, 
Verfall und Auflösung (S. 179—204). Vorhergeht eine quellenkritische 
Untersuchung, da es an einschlägigen Vorarbeiten fehlte (S. I—11). 

Im einzelnen schildert Hoppe sehr ausführlich die Entwicklung 
des Zinnaischen Grundbesitzes, wobei er feststellt, daß das Kloster sich 
nur wenig auf kolonisatorischem und germanisatorischem Gebiet betätigt 
hat; man legte nicht neue Dörfer an, sondern suchte bereits bestehende, 
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zinsende zu erwerben, was ja dem ursprünglichen Ordensprinzip aus- 
schließlicher Eigenwirtschaft auf Grangien widersprach; freilich war dieses 
Gebot im Jahre 1208 vom Generalkapitel bereits gemildert worden. Der 
Grundbesitz, der anfangs des 14. Jahrhunderts seinen größten Umfang 
erreicht hatte (er entsprach an Flächengehalt mit rund 300 Quadrat- 
kilometern etwa dem jetzigen Fürstentum Reuß ä.L.), setzte sich aus 
mehreren, voneinander getrennt liegenden, aber in sich geschlossenen 
Komplexen zusammen, für deren gegenseitige Verbindung einige Etappen- 
stationen dienten. Mit dem Jahre 1317 ist der Landerwerb im wesent- 
lichen beendet; seitdem begegnet das Streben, den Besitz auf Kosten 
abseits gelegener Güter abzurunden. Zinna ist fortan nur rentenempfan- 
gender Grundherr. Neben dem Landbesitz hatte es einige inkorporierte 
Kirchen und städtische Häuser (in Berlin, Strausberg, Jüterbog, Witten- 
berg u.a.). Auf dem Klosterland wurde vorwiegend Viehwirtschaft ge- 
trieben, auch Weinbau, Zeideiweide und Fischerei; daneben finden sich 
industrielle Anlagen, Mühlen, Steinbrüche und Eisenhämmer. Mit dem 
Überschuß der Erträge wurde Handel getrieben, später begegnen Geld- 
geschäfte, was beides durch die ursprünglichen Ordenssatzungen ver- 
boten war. Durch seine eigentümliche Lage — das Kloster gehörte zum 
Magdeburgischen Territorium, doch lagen seine hauptsächlichsten Be- 
sitzungen in Brandenburg — war Zinna eigentlich interterritorial, die 
Äbte waren später gleichzeitig im Geheimen Rat der Kurfürsten von 
Brandenburg wie in dem ihrer Magdeburgischen Landesherren, und im 
13. Jahrhundert hatten sie auch einmal, als der Markgraf von Meißen 
im Krieg gegen die Brandenburger das Land Barnim erobert hatte, unter 
geschickter Anwendung des „nulla est, potestas nisi a Deo“ sich von 
den Wettinern ihre Besitzungen verbriefen lassen. 

In dem Abschnitt über Zinna als geistliches Institut vermißt man 
die Darstellung der inneren Verfassung und ihrer Entwicklung, wobei 
zu zeigen gewesen wäre, wie die ursprünglich doch zweifellos den Ordens- 
satzungen entsprechende Klosterverfassung sich unter der Einwirkung 
der ganz anders gearteten Umwelt und nicht minder unter dem Einfluß 
menschlicher Schwäche gewandelt hat, bis sie den vom Verfasser ge- 
zeichneten spätmittelalterlichen Zustand erreichte. Hier hätte die kurz 
vorher erschienene Abhandlung von Pauen, Die Klostergrundherrschaft 
Heisterbach (Beiträge zur Geschichte des alten Mönchtums und des. 
Benediktinerordens IV, 1913) vorbildlich gewesen sein können.!) Doch hat 
das Fehlen vielleicht seinen Grund in der mangelhaften Überlieferung, auf 
die der Verfasser angewiesen war. Durch die Aufnahme in den päpstlichen 
Schutz hatte Zinna dem Diözesanbischof von Brandenburg gegenüber 
eine freiere Stellung, namentlich hinsichtlich der Besteuerung; doch wurde 
es nicht, wie Verfasser S. 114f. anzunehmen scheint, vollexemt, es blieb 
der bischöflichen Gerichtsbarkeit unterworfen und sein Abt mußte dem 
Bischof den Oboedienzeid leisten; hierzu ist jetzt G. Schreiber, Studien 


1) Vgl. meine Besprechung in dieser Zeitschrift, Kanonist. Abt. III 
1913 S. 523 £. 
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zur Exomtionsgeschichte der Zisterzienser (in dieser Zeitschrift, Kanonist. 
Abt. IV 1914 S. 74f.) zu vergleichen. Infolge päpstlichen Privilegs erhob das 
Kloster die an sich dem Bischof zustehenden kirchlichen Zehnten von 
seinen Besitzungen. Die Äbte erhielten zu Ende des Mittelalters den usus 
pontificalium und die Bofugnis, ihren Novizen die niederen Weihen zu 
erteilen; Verfasser sagt S. 117, daß dadurch das Weiherecht des Bischofs 
ganz beiseite gedrängt worden sei; das ist ein Irrtum, denn die Priester- 
weihe, die die Mönche im Spätmittelalter schon ebenso wie heute allgemein 
empfingen, konnte nur der-Bischof erteilen. Die auf S. 76 ausgesprochene 
Meinung des Verfassers, das 15. Jahrhundert sei für dio innere und häufig 
auch die äußere Geschichte des Zisterzienserordens eine Zeit des schlimm- 
sten Verfalle gewesen, ist doch wesentlich einzuschränken; erinnert sei 
an die aus dem Orden selbst geborene strenge Kongregation von Sibculo, 
die seit Anfang des 15. Jahrhunderts in Holland und Westfalen verbreitet 
war, an die zahlreichen bei Winter angeführten Neugründungen, die 
doch ein verfallener Organismus nicht mehr hervorzubringen vermag 
(Zinna selbst hat ja damals mit Dobrilugk und Lehnin einen Konvent 
in Ungarn neu besetzt), an die Reformen unter Nikolaus von Cues u. a.; 
ja, Zinna stand nach dem Urteil des Verfassers (S. 77) im 15. Jahrhundert 
äußerlich achtunggebietend da, die Verwaltung wurde ordentlich geführt 
(Landbücher von 1471 und 1480), Neubauten entstanden und im Kloster 
herrschte geistige Regsamkeit; zahlreiche Mönche besuchten die nahe- 
gelegene Leipziger Hochschule, vereinzelt begegnen sie auch in Greifs- 
wald und später in Frankfurt und Wittenberg; im Kloster selbst war 
eine Druckerei. 

S. 81f. bringt Verfasser zum erstenmal eine dokumentarisch fun- 
dierte Abtsreihe, die auch nach der ständegeschichtlichen Seite hin unter- 
sucht wird; es begegnen meist Bürgerliche, das Kloster 'rekrutierte sich 
vorwiegend aus der nächsten Umgebung, dem Jüterboger Lande. 

Bei einer Besprechung in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte gilt 
es, den rechtsgeschichtlichen Ertrag des Buches festzustellen: er ist 
hier, wieder im Gegensatz zu der genannten Pauenschen Untersuchung, 
gering; es lag allerdings ja auch nicht in der Absicht des Verfassers, 
einen Beitrag zur Rechtsgeschichte zu schreiben. Als einziges kommt 
vielleicht die in den Quellen (S. 39 Anm. 40) begegnende Auffassung in 
Frage, daß die Bürger von Treuenbrietzen den Mönchen „Wasser und 
Wind verkauft“ haben, als Umschreibung für die Mühlengerechtigkeit 
des Klosters Zinna in ihrer Stadt. Indirekt liefert das Buch einen Bei- 
trag zur Geschichte der Rechtswissenschaft; denn Abt Johannes von 
Kolbatz, der Verfasser des dem 14. Jahrhundert angehörenden Speculum 
abbreviatum, eines Lehrbuchs des kanonischen Rechts, entstammte dem 
Kloster Zinna, wie Hoppe S. 94 mit Recht gegen v. Schulte (Geschichte 
deı Quellen und Literatur des kanonischen Rechts IH, 1877, S. 254 Anm. 1) 
festhält; vorher hatte er in Paris unter den Schülern des Johannes von 
Borbonio geweilt (vgl. über ihn die auch von Hoppe beigezogene Unter- 
suchung von Muther, Zur Geschichte des römisch -kanonischen Pro- 
zesses in Deutschland während des 14. und zu Anfang des 15. Jahr- 
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hunderts; Festschrift zum 50 jährigen Doktorjubiläum C. G. v. Wächters, 
1872, S. 1£.). 

Im ganzen ist Hoppes Buch sorgfältig, in glattem Stil!) und mit 
den: „Rüstzeug historischer Kritik“ geschrieben, mit welchem Verfasser 
nach seiner eigenen Angabe gewappnet ist (S. VI des Vorworts; er 
hätte es freilich nicht zu sagen brauchen, der Leser findet es schon 
selbst heraus). Es arbeitet mit dem gesamten gedruckten und ungedruck- 
ten Material. Überall ist die einschlägige Literatur herangezogen, auch 
bei an sich entfernt liegenden und mit dem Buch nur lose zusammen- 
hängenden Materien. Auffallend ist, daß die Disposition nicht nach ein- 
heitlichem Prinzip aufgestellt ist. Das testimonium idoneitatis, das Vcr- 
fasser sich ja selbst ausgestellt hat, verleitet ihn dazu, leicht ein wenig 
absprechend über die Leistungen anderer zu urteilen (vgl. z. B. außer 
dem Vorwort noch S. 10 Anm. 52; S.14 Anm. 10; S. 125 Anm.7l; 
S. 171 Anm. 61); doch soll diese Ausstellung selbstverständlich die Wür- 
digung seines Buches nicht beeinträchtigen. Dessen Wert liegt in erster 
Linie auf wirtschaftsgeschichtlichem Gebiet. Ein Urkundenanhang, ein 
sorgfältiges Register und zwei Karten des Klosterbesitzes erhöhen seine 
Brauchbarkeit. 

An Einzelheiten wäre nur folgendes zu bemerken: 

S. 17: Die Erklärung ‚für die Lichter‘‘ ist zu eng; mit luminaria 
wird allgemeiner die Kirchenfabrik bezeichnet. 

S. 76 Anm. 73: Der ‚„abendtt Thomae apostoli‘ ist der 20. Dezember, 
nicht der 21., es ist die Vigilia s. Thomae; vgl. das Datum der Urkunde 
Nr. 47 im Anhang, S. 264f., von 1548: „mittwochs am abendt ascensionis 
Domini“. 

S. 114 Anm. 14 muß es wohl 1221 heißen statt, wie dort irrtümlich 
steht, 1121. 

S. 200 Anm. 82: Sollte der „professor von Lenynn“ nicht auf einem 
Druck-, Lese- oder Schreibfehler für ‚„‚profeß‘“ oder ‚„‚professus‘‘ beruhen ? 

Das Wort „averunstich‘“ in der Urkunde von 1470 (Anhang Nr. 24, 
S. 227f., „uns is vortyden eyn leybruder unsers cloesters uns und deme 
orden averunstich geworden, und ..... siene wonunge und nharunge 
bie juw in juwer stad hebben sal, so wie bericht sin‘ schreibt der Abt 
an Bürgermeister und Rat von Zerbst), für das Verfasser, wie er S. 98 
Anm. 50 bekennt, keine befriedigende Erklärung zu geben vermag (er 
trennt es in „aver‘ = abermals, und „unstich‘“ und macht zur Erklärung 
des letzten Wortes Anleihen bei dem mittelniederdeutschen „unstichtich‘‘ 
= unerbaulich), kommt von „av“ mit dem Bindelaut e = ab, und „run- 
stich‘‘ von „runnen‘“ = rinnen, fließen (Schiller-Lübben, Mittelnieder- 
deutsches Wörterbuch III, 1876, S. 532, 8. v.; vgl. die „blutrünstige 
Wunde“ oder „Blutrunst‘‘ im mittelalterlichen Strafrecht, davon noch 
heute „blutrünstig‘‘; analog: „günstig‘‘ von gönnen, „brünstig‘‘ von 
brennen — Feuersbrunst, inbrünstig —, „Kunst‘‘ von können), es be- 
deutet also „‚abrinnend‘““, „wegfließend‘“, übertragen „abgeirrt‘, „untreu‘“, 


1) Nur auf S. 203 findet sich eine Entgleisung. 
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„flüchtig“, ähnlich wie „abspenstig‘‘ (= „abspinnend“, nach dem von 
der Spindel abgeirrten Faden), „abtrünnig‘‘ (von trennen, also „ab- 
gesondert“). „Averunstich werden‘ heißt demnach „flüchtig werden“, 
„entrinnen‘; der Mönch war ja dem Kloster entlaufen (vgl. die bei 
Schiller-Lübben a.a.O. I, 1872, S. 32, s. v. „afrunstig‘‘ abgedruckte 
Stelle aus einem niederdeutschen Rechtsbuch des 15. Jahrhunderts: „wirt 
eynen affrunstigen manne syn guot besadt mit gerichte, den darff men 
nicht vorladen noch vorbaden, sunder der cleger sal dat gudt upbeden‘“ 
usw.). In der Form „afrunnig‘‘ begegnet das Wort auch im Sachsen- 
spiegel (Ausgabe von Homeyer, 3. Aufl., 1861) II S. 40, 4, wo von ent- 
laufenem Vieh die Rede ist. Und dasselbe Bild wie unsere Zinnaer Ur- 
kunde braucht schon das aus dem 13. Jahrhundert stammende, auf 
Rudolf von Ems zurückgehende mittelhochdeutsche Passional (her- 
ausgegeben von Köpke, 1852), wo es S. 228, 3 heißt: „ein abrinnec 
münch er hiez‘ (vgl. Müller-Zarncke, Mittelhochdeutsches Wörter- 
buch II, 1863, S. 718). — Der arme Zinnaer Mönch wird zwar von Hoppe 
(S. 98) zu Unrecht des mehrmaligen Entweichens beschuldigt; denn 
mit ‚„aver‘‘ = abermals, wiederum, hat „averunstich‘“ nichts zu tun. 


Bonn, H. Nottarp. 


H.della Valle, Die Benediktinerinnenklöster des Bistums 
Osnabrück im Mittelalter; Verfassungs-, wirtschafts- und 
ständegeschichtliche Studien. Münsterische phil. Disser- 
tation. Osnabrück, Kisling 1916. 1608. (Auch in den 
Mitteilungen des Vereins für Geschichte und Landeskunde 
zu Osnabrück, Band XXXIX.) 


Es mehren sich die wissenschaftlichen Untersuchungen zur Ge- 
schichte einzelner Stifter und Klöster. Selbst in dem an Klosterstiftungen 
gar nicht überreichen Altwestfalen haben nach Kötzschkes vorbild- 
lichen Studien über Kloster Werden jetzt außer den Domkapiteln bereits 
Überwasser und St. Mauritz in Münster, Busdorf in Paderborn, Vreden, 
Meschede, Herzebrock, Marienfcld, Dalheim. Willebadessen, Börstel u. a. 
ihren Bearbeiter gefunden. Ihnen reiht sich della Valle in einer Münste- 
rischen philosophischen Dissertation über die Osnabrücker Benediktine- 
rinnenklöster Gertrudenberg, Ösede und Malgarten an. 

Es ist eine tüchtige Arbeit, die sich allen einschlägigen Fragen zu- 
wendet und mit warmer Heimatliebe geschrieben ist. Vor vielen anderen 
derartigen Arbeiten hat sie voraus, daß sie sich nicht auf das gedruckte 
Quellenmaterial beschränkt und daß sie vielfach die anderen Frauen- 
klöster des Bistums zum Vergleich heranzieht. Die drei genannten Klöster 
sind ungefähr gleichzeitig in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts, 
aber nach verschiedenen Rechtsprinzipien gegründet worden, Gertruden- 
berg als bischöfliche Stiftung, Ösede und Malgarten als laikale Grün- 
dungen der Edelherren von Ösede bzw. der Grafen von Tecklenburg, aber 
aus der Zeit des sinkenden Eigenkirchenrechts, was bei Ösede darin zu- 
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tage tritt, daß der Stifter sein Kloster gleich in das Eigentum der Osna- 
brücker Kirche stellt, während der Tecklenburger noch ganz als Eigen- 
kirchenherr alten Stils erscheint. Diese Verschiedenheit in der rechtlichen 
Stellung hat Verfasser gut herausgearbeitet, ebenfalls hat er die etwas 
verwickelten Vogteiverhältnisse!) und die wechselnden Befugnisse des 
Klosterpropstes untersucht. Auch die innere Verfassung und deren Wand- 
lungen, die das Kloster allmählich der stiftischen Organisation annäherten, 
bis der Anschluß an die Bursfelder Reform zu Ende des Mittelalters 
den alten Zustand wiederherstellte, werden dargestellt. Verfasser wider- 
legt dabei die auch bei Hauck vertretene Auffassung, daß Gertruden- 
berg und Ösede anfangs Doppelklöster gewesen seien; die fratres, die 
mit den sanctimoniales zusammen die congregatio, das collegium oder 
capitulum bilden, waren Konversen, an deren Stelle schon bald Laien- 
schwestern traten (ob freilich die S. 27 erwähnten ministri den fratres 
gleichzusetzen und als „Diener‘‘ der Gertrudenberger Nonnen anzu- 
sprechen sind, erscheint mir zweifelhaft; ich halte sie für Ministerialen). 
Nach der Verfassungsgeschichte folgt die Wirtschaftsgeschichte, zu deren 
Schilderung Verfasser außer Urkunden und Heberegistern auch die zahl- 
reichen Klosterrechnungen heranzieht, wobei sich wieder zeigt, ein wie 
reiches kulturgeschichtliches Material die spätmittelalterlichen Rech- 
nungen bergen. Die S.88 erwähnte Form der Besitzergreifung von 
Häusern (das Feuer auf dem Herde ausgießen, das Haal über dem Feuer 
auf- und niederziehen und einen Teil aus dem Türpfosten schneiden) ist 
rechtsgeschichtlich interessant. Endlich bringt Verfasser noch eingehende 
Untersuchungen über die Besetzung der drei Konvente, die erstmals einen 
auf urkundliche Forschung gestützten Einblick in die Ständegeschichte 
der Osnabrücker Ministerialen- und Patriziergeschlechter gewähren. 

Im einzelnen möchte man hin und wieder wünsehen, daß Verfasser 
die von ihm benutzten Urkundenstellen öfters in extenso gebracht 
hätte, wodurch der Leser in die Lage gesetzt wäre, die Ergebnisse des 
Buches sofort nachzuprüfen. Öfters begegnet eine ungenaue Zitierung, 
und in der Ausdrucksweise zeigt sich vereinzelt eine etwas unhistorische 
Auffassung (vgl. z.B. S. 19; 8.23; S. 27; S.37 Anm. 1; S. 92 Ann. ]). 
Das S. 32 und S. 102 Anm. I genannte Mindener Kloster war dem hl. 
Simeon geweiht (nicht Simon), übrigens wurde es erst im 15. Jahrhundert 
an dio Simeonskirche in der Stadt verlegt; im 11. Jahrhundert, von 
welchem Verfasser S. 32 spricht, gehörte es dem hl. Mauritius auf dem 
Werder vor der Stadt. Das Kloster Ölinghausen (S. 55 Anm. 2) lag nicht 
in der Grafschaft Ravensberg, sondern im Sauerland bei Arnsberg; 
S. 33 Anm. 1 muß es wohl 1099 heißen statt 1909, und der S. 92 Anm. 2 
genannte Verfasser heißt Schwieters. Doch sind das alles unwesent- 
liche Beanstandungen. 

Bonn. H. Nottarp. 

1) Die vom Verf. angewandte schwache Deklination des Wortes 


„Vogt“ (z. B.S.47: „keinen andern Vogten wählen zu wollen“) ist durch- 
aus ungebräuchlich, 
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G. Wolf, Quellenkunde der deutschen Reformationsgeschichte 
I: Vorreformation und Allgemeine Reformationsgeschichte. 
Gotha, F. A. Perthes 1915. XIV, 5828. — II 1: Kirch- 
liche Reformationsgeschichte. Ebenda 1916. XII, 362 8. 


Es ist schwer, über das vorliegende Werk in gedrängter Kürze Be- 
richt zu erstatten. Sein Titel läßt vermuten, daß es ähnlich der „Quellen- 
kunde der deutschen Geschichte‘‘ von Dahlmann-Waitz oder der 
„Quellenkunde der Weltgeschichte‘ von Herre rein bibliographisch die 
Hinweise auf die Überlieferungen zur Geschichte der deutschen Refor- 
mation und auf die einschlägige Literatur aneinanderreihe. Dem Ver- 
fasser aber schwebte ein anderes Ziel vor. Auch er bucht die Quellen und 
die Literatur, in jedem Abschnitt jedoch in einer solchen Anordnung, 
die zugleich den Gang der Forschung über das einzelne Problem und 
ihren derzeitigen Stand erkennen lassen soll. In seinem Buche verbindet 
sich die sammelnde Vereinigung weitzerstreuten Materials mit der kriti- 
schen Würdigung der Arbeiten, die das Zeitalter der Reformation — dieses 
in seinem weitesten Ausmaße genommen —, seine Einzelerscheinungen, 
seine Persönlichkeiten zum Gegenstand der Untersuchung, Erörterung 
und Darstellung gemacht haben. Die Zeit der Vorreformation wird be- 
rücksichtigt und in ihr die allgemeinen Konzilien, die kirchliche Hier- 
archie, das religiöse Leben und der Humanismus. Im zweiten Haupt- 
abschnitt sodann wird die allgemeine Reformationsgeschichte behandelt, 
in einzelnen Kapiteln die Geschichte des Reiches, der Territorien, der 
Reichsstädte und der Reichsritterschaft. Es folgt die kirchliche Refor- 
mationsgeschichte, derart daB in ihr die Quellen zur Geschichte des 
religiösen Lebens, dann das Leben und die Schriften von Luther, Me- 
lanchthon, Zwingli und Calvin dem Leser vorgeführt werden. Ein noch 
ausstebender Halbband wird sicherlich die Geschichte des Katholizismus 
im 16. Jahrhundert zu überblicken haben, keinesfalls aber auf eingehende 
Sach- und Namenregister verzichten dürfen. 

Wir haben W.s Leistung nicht von allgemeinen Gesichtspunkten 
aus zu würdigen, nicht auch seine Stoffanordnung und Stoffverteilung 
zu beurteilen —, hier handelt es sich allein darum, ob sie dem Historiker 
des kirchlichen Rechts und in diesem der kirchlichen Verfassung diejenige 
Summe von Belehrung zu spenden vermag, die er vom Standorte seiner 
Disziplin aus erhofft. Gewiß, einer Disziplin neben vielen gleichbefugten, 
einer solchen aber, die an der Reformationsgeschichte um so mehr Anteil 
nimmt, als in dieser Periode deutscher und universaler Geschichte Neues 
neben das Alte trat, das Alte aber unter dem Drucke des Neuen hier sich 
festigte, dort zu anderen Richtungen sich entschloß. 

Unbedingt wird der Fleiß des Verfassers der Anerkennung ver- 
sichert sein können: er hat ganz gewaltige Massen von Quellen usw. 
wenigstens verzeichnet und gewertet. Alsbald aber erkennt man, daß ihn 
das einzelne Problem nicht so sehr von der Seite her reizte, daß es in das 
Gebiet des Kirchenrechts hinübergriffl, denn vielmehr als Frage histori- 
schen Schauens und Gestaltens überhaupt. Um dies zu vergegenwärtigen, 
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sei gleich der erste Abschnitt über die Konzilien des 15. Jahrhunderts 
angezogen. Er gibt zunächst eine Übersicht über die Konziliensamm- 
lungen, behandelt sodann die Konzilsgeschichtschreibung, darauf die 
urkundlichen Quellen, die Publizistik und die erzählenden Quellen zur 
Geschichte des Konstanzer Konzils, schließlich die neueren Sammlungen 
zur Geschichte der Basler Versammlung und deren Quellen. Man sieht 
sofort: der Kirchenrechtshistoriker, der sich etwa mit der Verfassung oder 
mit den Reformbeschlüssen beider Konzilien befassen will, wird bei W. 
manchen für seine Studien wertvollen Hinweis finden, läuft aber um 
nichts weniger Gefahr, in dem bunten Vielerlei sich nicht rasch genug 
orientieren zu können; gerade was er sucht ist vielleicht an verborgener, 
leicht übersehbarer Stelle angemerkt. Ganz dahingestellt mag bleiben, 
ob W.s Notizen hier bibliographisch vollständig sind — wir müssen lernen, 
Bibliographien gegenüber als niemals ausreifenden und immer rasch ver- 
welkenden Blumen am Baume der wissenschaftlichen Literatur bescheide- 
ner zu werden —, in einem anderen Abschnitt aber über die Ergebnisse 
der Kirchenreform und darunter die Neuorientierung des Verhältnisses 
von Staat und Kirche in den einzelnen deutschen Territorien (I S. 285 ff.) 
reichen die literarischen Fingerzeige bei weitem nicht aus, ähnlich wie 
man bei dem Paragraphen über die Reichsstädte (I S. 550ff.) Hinweise 
auf die Rolle des Bürgertums als eines auch das Rechtsleben des Klerus 
vor und während der Reformation bedingenden Faktors schmerzlich 
entbehren muß. Im zweiten Band ist es doch, wenn anders wir nicht 
irren, kaum angängig, die Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts allein 
als Quellen zur Geschichte des religiösen Lebens zu betrachten (S. 19ff.), 
während sie doch ebensosehr Dokumente von Rechtsschöpfungen sind, 
die an Altes anknüpften und zugleich neuartige Beziehungen zwischen 
Kirche und Territorialgewalt offenbarten. Auch der Kirchenrechtshisto- 
riker wird sich der Paragraphen über die Bekenntnisschriften (S. 39 ff.), 
über die Ausgaben von Werken der Reformatoren (S. 172ff. 277ff. 
298ff. 339 ff.) freuen und doch immer wieder sich fragen, ob nicht die 
zuweilen wortreiche Würdigung der Editionen usw. den Nachschlagenden 
eher ablenkt als dem Verfasser so danken läßt, wie dessen Streben es 
erhofft. Die Stoffülle selbst und die Stoffverteilung bringen es mit sich, 
daß man nicht selten nur nach längerem Bemühen die gewünschte Be- 
lehrung findet, wie denn bezeichnend genug jene oben erwähnte Über- 
sicht über neuere Arbeiten zur Geschichte landeskirchlicher Ansätze in 
den deutschen Territorien (I S. 285ff.) erst nach einer Umschau über die 
Leistungen zur Geschichte des Humanismus und der Reichsgeschichte 
durch die Bibliographie von Arbeiten zur Territorialgeschichte im all- 
gemeinen ergänzt und fortgesetzt wird (I S. 481ff.). So sind dem Nutzen 
des Buches für den Historiker des kirchlichen Rechts gewisse Schranken 
gezogen. Sie mußten erwähnt werden, sowenig deshalb das Bemühen des 
einzelnen Mannes in ein ungünstiges Licht gerückt wird, ein weitgestecktes 
Ziel mit eigener Kraft zu erreichen. Gewiß wird ein möglichst einläß- 
‚liches Sachregister manche Risse ausgleichen helfen, wenn es gleich nicht 
‘alle unsere Einwände wird beheben können. Sie hängen eben aufs engste 
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mit der Gesamtanlage des Werkes zusammen, ebenso aber auch mit dem 
Bestreben des Verfassers, über alle Publikationen usw. ein Urteil ab- 
zugeben. Wie die Dinge liegen, mußte deshalb W.s Urteil oft genug 
zu allgemeinen Wertungen sich verflüchtigen, so häufig bei dem einzelnen 
Buche auch tatsächliche Angaben über seinen Inhalt, seine Tendenz usw. 
begegnen. Kein Zweifel, der kirchliche Rechtshistoriker wird für manchen 
Aufschluß mit dem Ausdruck seines Dankes nicht zurückhalten (vgl. I 
S. 219 ff. über die Reformbestrebungen des Mönchtums im 16. Jahrhun- 
dert); er wird erkennen, in welcher Umgebung die Organe der kirchlichen 
Verfassung sich betätigten — freilich erscheint der Abschnitt über die 
Kurie und ihre Behörden während des 15. und beginnenden 16. Jahr- 
hunderts (I S. 108ff.) in Anordnung und Ausführung wenig glücklich —, 
er wird sich aber auch sagen, daß größere Knappheit, selbst die Nüchtern- 
heit reiner Titelangaben ihm oftmals willkommener wäre als die jetzt 
beliebte Breite manches Kapitels, die sich ihm dort in den Weg stellt, wo 
er rasch zu einer Fundstelle des ihm wissenswert Erscheinenden gelangen 
möchte (vgl. auch die Anzeige von E. Göller im Archiv für Katholisches 
Kirchenrecht 95, 1915, S. 693ff.). 
Halle a. S. A. Werminghoff. 


Joseph Freisen, Verfassungsgeschichte der katholischen 
Kirche Deutschlands in der Neuzeit. Auf Grund des 
katholischen Kirchen- und Staatskirchenrechts dargestellt. 
Leipzig und Berlin, B.G. Teubner 1916. XXIV, 4558. 8°. 

Durch eine stattliche Reihe von Veröffentlichungen hat Joseph 

Freisen sich als einen der besten Kenner des neueren katholischen Staats- 

kirchenrechtes Deutschlands erwiesen. Den tüchtigen Monographieen, mit 

denen er sich einen angesehenen Platz in der staatskirchenrechtlichen 

Literatur erworben hat, läßt er nunmehr ein großes zusammenfassendes 

Werk über die „Verfassungsgeschichte der katholischen Kirche Deutsch- 

lands in der Neuzeit“ folgen, das in gewissem Sinne die Summe aus seinen 

bisherigen Einzelstudien zum deutschen Kirchen- bzw. Staatskirchen- 
recht ziehen soll. Nachdem der Meistersche „Grundriß der Geschichts- 
wissenschaft‘‘ uns mit der in zweiter stark vermehrter Auflage erschiene- 
nen „Verfassungsgeschichte der deutschen Kirche im Mittelalter“ von 

Albert Werminghoff ein gut geschautes und in reizvoller Darstellung 

herausgebrachtes Bild der kirchlichen Verfassungsgeschichte bis zum 

15. Jahrhundert geschenkt hatte, war das Verlangen nach einer Bearbei- 

tung desselben Themas für die Neuzeit doppelt rege geworden. Das 

wichtige Werk, dessen Fehlen für die kirchliche Rechtsgeschichte einen 
fühlbaren Mangel bedeutete, und das laut Prospekt schon für 1913 vor- 
„gesehen war, ist nunmehr mit dreijähriger Verspätung erschienen. Da 
sein Umfang aber über den Rahmen des genannten Sammelwerkes er- 
heblich hinausging, entschloß sich der Verlag, es als selbständiges Buch 
herauszugeben. Ein Auszug aus demselben soll demnächst in dem er- 


wähnten „Grundriß‘ erscheinen. a8 


452 Literatur. 


Der Inhalt des Werkes gliedert sich in vier Hauptteile. 

Der erste Hauptteil (8. 3—73) behandelt die Verfassungs- 
geschichte der katholischen Kirche nach katholischem Kirchenrecht vom 
Konzil von Trient bis auf die neueste Zeit. Im 1. Kapitel (S.4—8) 
kommen zur Darstellung die verfassungsrechtlichen Reformen des Tri- 
dentinums und ihre Durchführung, die Neuorganisation der römischen 
Kurie durch Sixtus V., die Errichtung der Nuntiaturen, die Neuregelung 
der bischöflichen Amtsbefugnisse, die fortschreitende Verflüchtigung der 
Metropolitanrechte zugunsten der päpstlichen Macht, die dem Zentrali- 
sationsgedanken dienende Verpflichtung zum Obedienzeid und zur Pro- 
fessio fidei für Bischöfe und Inhaber anderer Kirchenämter und die Re- 
formbestimmungen über die kirchliche Residenzpflicht. Das 2, Kapitel 
(S. 8—10) behandelt die „Erledigung der dem Papst durch das Tridenti- 
num speziell zugewiesenen Aufgaben‘, die Abfassung des Catechismus 
Romanus, den Index librorum prohibitorum, die Reform der liturgischen 
Bücher (Missale, Brevier, Caeremoniale Romanum, Caeremoniale Episco- 
porum, Pontificale Romanum, Rituale Romanum) und die gregorianische 
Kalenderreform. Ein 3. Kapitel (S. 10—20) befaßt sich mit der „Reaktion 
der Kirche gegen das Staatskirchentum‘ und subsumiert unter diesen Titel 
ein buntes Vielerlei mehr oder minder dahin gehöriger Gegenstände, so die 
Kassation weltlicher Gesetze durch den Papst, die Aufhebung des Jesuiten- 
ordens, das kirchliche Strafrecht (Abendmahlsbulle, Konstitution „Apo- 
stolicae Sedis‘‘, Suspensio ex informata conscientia), die kirchliche De- 
nunziationspflicht (bei Ehehindernissen, vor Erteilung der Subdiakonats- 
weihe, bei Doktorpromotionen, gegen Freimaurer, gegen sollizitierende 
Beichtväter, gegen Häretiker und Apostaten, gegen schlechte Bücher, 
gelegentlich der Visitatio liminum, für Alumnen römischer Studien- 
kollegien) und die Entwicklung der kirchlichen Ehegesetzgebung (Dekret 
„Tametsi‘‘, Konstitution ,„Provida‘“, Dekret „Ne temere‘“, Mischehen- 
gesetzgebung, Matrimonium praesumptum, .‚Zivilehe). Das 4. Kapitel 
(S. 20—26) bespricht kurz die Regelung der Beziehungen zwischen Kirche 
und Staat durch gegenseitige Vereinbarungen (Konkordate) und die 
rechtliche Bedeutung dieser Abmachungen, das 5. Kapitel (S. 27—32) 
im besonderen die Vereinbarungen über Errichtung und Besetzung der 
Kirchenämter. Ein 6. Kapitel (S. 32—35): „Papst, Papstwahl, Kirchen- 
staat‘‘ behandelt die einschlägigen kirchlichen und kirchenpolitischen 
Gesetze. Das 7. Kapitel (S. 36—44): „Abweichungen von der gewöhn- 
lichen Organisation der katholischen Kirche“ bespricht die kirchliche 
Organisation in den Missionsgebieten und die Exemtionen. Den Beschluß 
des ersten Hauptteils und damit der Darstellung der innerkirchlichen 
Verfassungsgeschichte Deutschlands bildet das 8. Kapitel (S. 4473) mit 
einer Besprechung der kirchenrechtlichen Reformen Pius X. 

Der Schwerpunkt des ganzen Werkes liegt in dem zweiten Haupt- 
teil (S. 74—423), der die „Verfassungsgeschichte der katholischen Kirch& 
nach Kirchenstaatsrecht‘‘ behandelt. Nach einer kurzen Übersicht über 
das Staatskirchenrecht des früheren Deutschen Reiches, des Rheinbundes, 
des Deutschen Bundes und des Norddeutschen Bundes (S. 75—81), die 


Literatur. 453 


staatskirchliche Gesetzgebung des heutigen Deutschen Reiches (S. 81 —85) 
und Österreichs (S. 85—93) folgt eine eingehende Behandlung des Staats- 
kirchenrechts der einzelnen deutschen Bundesstaaten: Preußen (S. 94 
bis 116), Bayern (S. 117—134), Württemberg (S. 134—150), Sachsen 
(S. 1859-165), Baden (S. 165—194), Hessen (S. 194—208), Sachsen-Wei- 
mar (S. 209—227), Oldenburg (S. 227—234), Mecklenburg (S. 234— 243), 
Anhalt (S. 243—262), Sachsen-Koburg-Gotha (S. 262—276), Sachsen- 
Meiningen (S. 276—293), Sachsen-Altenburg (S. 293—300), Braunschweig 
(S. 300—311), Lippe (S. 311—334), Waldeck-Pyrmont (S. 334-351), 
Schwarzburg-Rudolstadt (S. 351—366), Schwarzburg-Sondershausen (S. 
366 —384), Reuß-Greiz (S. 384— 389), Reuß-Gera (S. 3890— 397), Schaum- 
burg-Lippe (S. 397 —400), Hamburg (S. 401—405), Lübeck (S. 405—411), 
Bremen (S. 411—416), ElsaB-Lothringen (S. 416—423). 

Der dritte Hauptteil (S. 424—427) behandelt den „Ausgleich 
zwischen dem katholischen Kirchen- und Kirchenstaatsrecht‘“. 

Der letzte und vierte Hauptteil (S. 428—442) bietet eine ge- 
drängte Übersicht über die „caritativ-religiöse, -soziale, -kulturelle, -volks- 
wirtschaftliche Tätigkeit der katholischen Kirche“ in der neueren und 
neuesten Zeit. 

Was nunmehr die Beurteilung des Freisenschen Werkes angeht, 
so wird man zwischen den verschiedenen Teilen desselben scharf unter- 
scheiden müssen. 

Am meisten überrascht die stiefmütterliche Behandlung des ersten 
Hauptteiles, der die innerkirchliche Verfassungsgeschichte der nach- 
tridentinischen Zeit behandelt. Schon äußerlich betrachtet ist er dem 
umfangreichen zweiten Teil gegenüber auf ein überaus bescheidenes Maß 
herabgedrückt worden. Bei so beschränktem Raume muß es von vorn- 
herein unmöglich erscheinen, der Bedeutung des zu behandelnden Gegen- 
standes hinreichend gerecht zu werden. Dem äußerlichen Mißverhältnis 
entspricht das innere. Die gesetzgeberische Arbeit des Tridentinums und 
die in seinem unmittelbaren und mittelbaren Gefolge oder auch un- 
abhängig von ihm sich vollziehende Rechtsentwicklung innerhalb der 
katholischen Kirchenverfassung hätten unbedingt eine eingehendere Be- 
handlung verlangt. Mag das Konzil auch „die Hoffnungen, welche man auf 
dasselbe setzte, nicht in alleweg erfüllt“ haben (S. 4), auf die weitere 
Gestaltung der katholischen Kirchenverfassung ist es jedenfalls von nicht 
leicht zu überschätzender Einwirkung gewesen; vor allem dadurch, daß 
es die spätere Rechtsentwicklung im Sinne einer steigenden Zentralisie- 
rung — einmal zugunsten der bischöflichen, dann aber auch vor allem 
der päpstlichen Gewalt — grundlegend und auch weiterhin maßgebend 
beeinflußte. Dieser Gesichtspunkt, welcher der ganzen Periode des nach- 
tridentinischen Ausbaues des kanonischen Rechtes seinen Stempel auf- 
drückt, wird. von Freisen ja wohl auch das eine oder andere Mal berührt, 
so z. B., wenn er sagt: „Das Tridentinum bildet noch heute die Grund- 
lage des katholischen Kirchenrechts, und es gibt wohl keine Materie des- 
selben, zu welcher es nicht in irgendeiner Weise Stellung genommen hat, 
Überhaupt tritt mit demselben ein Wendepunkt in der Verwaltung der 
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katholischen Kirche ein: Einmal hörte seit dieser Zeit der seither (! bisher) 
so bedeutende Einfluß der deutschen Nation auf die Entwicklung der 
Gesamtkirche auf, sodann fand die frühere konziliare Rechtsbildung ihr 
Ende, alles kam in die Hände des Papstes bzw. der von ihm betrauten 
römischen Kurialbehörden. Die Physiognomie der Kirche zeigt yon da 
ab ein mehrfach romanisches (italienisches) Gepräge“‘ (S.4). Unseres 
Erachtens genügt es aber doch wohl nicht, auf solche den Gang der kirch- 
lichen Rechtsentwicklung charakterisierende Leitgedanken das eine oder 
andere Mal hinzuweisen. Ein Werk, das den Anspruch erhebt, eine kirch- 
liche Verfassungsgeschichte der Neuzeit zu sein, darf sich der Mühe nicht 
entschlagen, seine ganze Darstellung so aufzubauen, daß die vielen Einzel- 
geschehnisse der Rechtsentwicklung in ihrem organischen Zusammenhang 
erfaßt werden und die treibenden Kräfte, welche die Weiterbildung des 
Rechtes tragen, zur gebührenden Geltung kommen. Zweifellos stellt 
ja ein solches Vielerlei der systematisierenden Schilderung und geordneten 
rechtsgeschichtlichen Zusammenfassung außerordentliche Schwierigkeiten 
in den Weg. Sie ganz zu meistern, wird niemand gelingen. Die Art aber, 
wie F. sich damit abfindet, ist so weit von dem Ideal entfernt, daß sie 
unter keinen Umständen befriedigen kann. Seine trockene, auf Kenn- 
zeichnung der rechtsgeschichtlichen Zusammenhänge wenig eingehende 
Darstellung macht mehr den Eindruck einer im übrigen gewiß dankens- 
werten Zusammenstellung des Gesetzesmaterials als einer Rechts- 
geschichte. Dieser Eindruck wird dadurch noch verstärkt, daß er seine 
geschichtlichen Darlegungen fortwährend mit einer erheblichen Anzahl 
systematischer Erörterungen durchsetzt, so daß man oft das Empfinden 
hat, keine Rechtsgeschichte zu lesen, sondern eine lehrbuchartige Dar- 
stellung des geltenden Rechtes. 

F. selbst scheint die „Leere‘‘ dieses ersten Teiles empfunden zu 
haben. Es klingt wie der Versuch einer Rechtfertigung, wenn er im 
Vorwort darauf hinweist, daß das in der Neuzeit entstandene Kirchen- 
recht „nicht umfangreich‘ sei. Ein Blick in die monographische Literatur 
der nachtridentinischen Rechtsentwicklung Deutschlands, ja sogar in das 
eine oder andere der gangbarsten Kirchenrechtslehrbücher, hätte den 
Verfasser überzeugen müssen, daß er mit einem solchen Hinweis die 
Dürftigkeit seiner Darstellung nicht rechtfertigen könne. Mag man auch 
zugeben, daß die rechtsschöpferische Tätigkeit in der genannten 
Periode sich durch eine gewisse Stagnation kennzeichnet, die Anwen- 
dung des überlieferten Rechtes hat doch auch ihre Entwicklungs- 
geschichte, an deren Darstellung der Rechtshistoriker ebensowenig vorbei- 
gehen darf wie an der ersteren. Übrigens ist die nachtridentinische Zeit 
weder in dem einen noch dem andern Betracht für die rechtsgeschicht- 
liche Ausbeute so unergiebig, wie es nach F.s Darstellung scheinen möchte. 
Eine ganze Reihe kirchlicher Rechtsinstitute, die auch in dem von F. 
besprochenen Zeitraum ihre Geschichte haben, sind ganz oder fast ganz 
vernachlässigt. Ein paar Beispiele, die sich noch erheblich vermeh- 
ren ließen, mögen hier genügen: 

Was F. z. B. über die Geschichte der Organisation der römischen 
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Kurie (S. 4f.), der Metropolitanverfassung (S. 6), die weitere Ausbildung 
des Papstwahlrechtes (S. 32f.) zu sagen hat, kann auch bescheidenen 
Ansprüchen nicht genügen. Ganz unbefriedigend ist die Behandlung 
der päpstlichen Nuntiaturen (S. öf.), deren Tätigkeit doch gerade in der 
kirchlichen Verfassungsgeschichte Deutschlands von unbestreitbarer Be- 
deutung war. Quellen und Literatur über diesen Gegenstand hätten zu 
einer ganz anderen Darstellung befähigt. Vollständig unberücksichtigt 
ist ferner die neuere Geschichte des Bischofswahlrechtes bis zur Kon- 
kordatszeit. Was F. (S. 29f£.) hierüber bringt, ist geltendes Recht, aber 
keine Geschichte. Dasselbe gilt für die breit geratene Übersicht über das 
Dekret der Konsistorialkongregation vom 30. März 1910 über die Be- 
setzung nordamerikanischer Bistümer (S. 67£.), das mit der kirchlichen 
Verfassungsgeschichte Deutschlands wahrhaftig nichts zu tun hat. Völlig 
fehlt die nachtridentinische Geschichte der Domkapitel, der Archidiakonat- 
und Dekanatverfassung, die neuere Geschichte der Ordinationstitel, des 
kirchlichen Pfründen-, speziell des Patronatrechtes und des kirchlichen 
Vermögensrechtes. 

Die Gestaltung des Ordensrechtes in der Neuzeit, das infolge der 
Gründung zahlreicher Kongregationen eine außerordentlich reiche und 
vielgestaltige Entwicklung aufweist, ist vollständig vernachlässigt. Was 
F. darüber beibringt (S. 58ff.), ist wiederum geltendes Recht, aber keine 
Geschichte. Auch das Recht der Bruderschaften, dessen neuzeitliche 
Entwicklung aller Beachtung wert ist, bleibt unberücksichtigt. 

Überaus dürftig ist, was F. zur Geschichte des Fakultätenrechtes 
sagt (S. 37). Und doch fällt letzterem in der kirchlichen Verfassungs- 
geschichte Deutschlands, das in der betreffenden Periode zum größten 
Teile Missionsland geworden war, eine bedeutsame Rolle zu. Gerade das 
für die Neuzeit charakteristische Einströmen des Missionsrechtes in das 
Recht der ordentlichen Bistumsverfassung hätte ein hochinteressantes 
Bild rechtsgeschichtlichen Werdens abgeben können. F. geht daran mit 
ein paar allgemeinen Bemerkungen vorüber. | 

Die Darstellung der Exemtionen (S. 39 ff.) beschränkt sich fast aus- 
schließlich auf das geltende Recht. 

Über die neuzeitliche Geschichte des kirchlichen Erziehungswesens 
und die Stellungnahme der Kirche zu der fortschreitenden Verstaat- 
lichung der Schule schweigt F. sich gänzlich aus. Die im zweiten 
Hauptteil gelegentlich der Behandlung des einzelstaatlichen Rechtes ein- 
gestreuten Bemerkungen können über den Mangel einer zusammenhängen- 
den Darstellung nicht hinwegtäuschen. 

So wichtige kirchenrechtsgeschichtliche Entwicklungsstufen, wie 
sie durch die Schlagwörter „Episkopalismus“ und „Febronianismus“ an- 
gedeutet sind, werden von F. (S. 5. 21) auch nicht annähernd zu erfassen 
und in ihrer Einwirkung auf Deutschland darzustellen versucht. 

Völlig vermißt haben wir in dem Werke F.s ein näheres Eingehen 
auf die Geschichte des kirchlichen Gerichtswesens. Weder die allerdings 
spärliche gemeinrechtliche Entwicklung noch die Besonderheiten der 
deutschen Kirche auf dem Gebiete der Gerichtsorganisation und des 
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Instanzenzuges finden die ihrer Bedeutung entsprechende Berücksichti- 
gung. Die kargen Bemerkungen, die er über die Instructio S.C. EE. et 
RR. vom 11. Juni 1880 (S. 13), über das Dekret „Maxima cura‘‘!) und 
die Amtsenthebung der Pfarrer auf dem Verwaltungswege (S. 5lf.), 
ferner über das Motu proprio „Quantavis diligentia‘‘*) und die Standes- 
gerichtsbarkeit der Geistlichen (S. 52) — alles also geltendes Recht — 
bringt, lassen den vollständigen Mangel einer rechtsgeschichtlichen Über- 
sicht über diesen gewiß nicht unwichtigen Teil der nachtridentinischen 
Verfassungsgeschichte nur noch mehr hervortreten. 

Man mag darüber streiten, ob die Geschichte des Eherechtes sach- 
lich zur kirchlichen Verfassungsgeschichte gehört. Wenn F. sich aber 
entschloß, sie in seine Darstellung hineinzuziehen, dann mußte er sie 
jedenfalls ihrer Wichtigkeit entsprechend behandeln. Das hat er jedoch 
nicht getan. Die paar Bemerkungen über Mischehen genügen nicht, 
um der inhaltreichen Geschichte der gerade in Deutschland besonders 
scharf umstrittenen eherechtlichen Praxis der Kirche auch nur in be- 
scheidenem Maße gerecht zu werden. 

Die obige Aufzählung wichtiger Rechtsinstitute, über deren nach- 
tridentinische Entwicklung F. nichts oder nur Unbefriedigendes bietet, 
ließe sich noch stark vermehren.) Das Angeführte möge vorläufig ge- 
nügen, da es hinreichend zeigt, daB der erste Hauptteil weit davon ent- 
fernt ist, eine auch nur annähernd ausreichende Übersicht über die kirch- 
liche Verfassungsgeschichte der Neuzeit zu bieten. 

Die Kürze, mit der F. die dreieinhalb Jahrhunderte nachreforma- 
torischer Verfassungsgeschichte auf stark 40 Seiten erledigt (scheidet man 
die systematischen Erörterungen aus, so verbleibt höchstens noch die 
Hälfte für die eigentlich geschichtlichen Partien!), wirkt um so auf- 
fälliger, wenn man sieht, daß er einem Jahrzehnt des neuesten Kirchen- 
rechtes, den Reformen Pius X., fast ebensoviel — rund 30 Seiten (S. 44 
bis 73) — widmet. Bei aller Wertschätzung der genannten Reform bleibt 


1) Gelegentlich der Besprechung des Dekrets „Maxima cura“‘ meint F., 
die nach den Vorschriften desselben ausgerprochene Amtsentlassung eines 
Pfarrers könne in Konflikt mit den staatskirchlichen Bestimmungen geraten 
(S. 52). Soweit preußische Gesetze in Betracht kommen, halten wir diese 
Befürchtung für unberechtigt. Vgl. darüber L. Kaas, Die geistliche Ge- 
richtsbarkeit der katholischen Kirche in Preußen in Vergangenheit und 
Gegenwart (Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von U. Stutz, 
84.— 87. Heft. Stuttgart 1915/16), Bd. II S. 167. 294. 

2) Die Beurteilung des in Deutschland gegen das privilegium fori ent- 
standenen Gewohnheitsrechtes ist bei F. beeinflußt von seiner Meinung, dal; 
das genannte Privileg „göttlichen Rechtes“ sei. Es folge das „aus der Stellung, 
welche der katholische Geistliche nach dem Dogma der Kirche einnimmt“ 
(S. 52). Da ein entgegenstehendes Gewohnheitsrecht bei dieser Auffassung 
selbstverständlich unmöglich ist. beruht nach F. die Ausübung der Gerichts- 
barkeit durch den Staat auf stillschweigender oder ausdrücklicher Delegation 
seitens der Kirche; schlimmstenfalls übt letztere das bewährte System des 
Dissimulierens. 

3) Eine Reihe von Vorbehalten, die sich auf das geltende Recht be- 
ziehen, müssen, als in den Rahmen dieser Zeitschrift nicht passend, hier 
übergangen werden. 
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diese ungleiche Behandlung vom Standpunkt des Historikers aus, dem 
Vergangenheit und Gegenwart gleichwichtig sein müssen, unberechtigt. 
Im übrigen bedeutet dieser Teil trotz seiner verhältnismäßigen Ausführ- 
lichkeit keine Bereicherung der bisher über das Reformwerk Pius X. 
erschienenen Literatur. Die Darstellung ist so gut wie gar nicht nach 
rechtsgeschichtlichen Gesichtspunkten geordnet; sie verläuft ganz in den 
herkömmlichen Geleisen lehrbuchartiger Rechtsdogmatik. In Disposition 
und Inhalt stützt sie sich ganz auf das bekannte Werk, von Nikolaus 
Hilling, Die Reformen des Papstes Pius X. auf dem Gebiete der kirchen- 
rechtlichen Gesetzgebung. Bonn 1909/15, und begnügt sich durchweg 
mit einer nüchternen Zusammenstellung der wichtigsten Reformbestim- 
mungen. Was F. zur sachlichen Würdigung des pianischen Reformwerkes 
beibringt, bleibt jedenfalls weit hinter dem zurück, was der einschlägige 
Abschnitt in dem Grundriß des Kirchenrechtes von Ulrich Stutz bietet. 

Der schon oben berührte Mangel an Ausgeglichenheit macht sich 
auch hier wieder störend bemerkbar. Aneiner Stelle schreitet der Verfasser 
mit grundrißartiger Großzügigkeit über wichtige Marksteine der kirch- 
lichen Rechtsentwicklung hinweg; an einer andern Stelle wird hingegen 
ein beliebiges Rechtsinstitut mit auffallender und sachlich ungerecht- 
fertigter Breite behandelt. Ein Beispiel für diesen auffallenden Mangel 
an „Ökonomie“ in der Anlage des Werkes ist die Behandlung der Per- 
sonalgemeinden (S. 41—44), wo der Verfasser sich in die Darstellung 
eineı Reihe an sich gewiß interessanter, aber im großen Zusammenhang 
einer die ganze Neuzeit umfassenden rechtsgeschichtlichen Darlegung 
gleichgültiger Einzelheiten verliert. 

Eine auffällige Unausgeglichenheit zeigen auch die Literaturnach- 
weise des ersten Hauptteils. Die Quellen werden selten als Beleg heran- 
gezogen. Oft begnügt sich der Verfasser damit, einige der gangbarsten 
Autoren,darunter vorallem Hinschius, Stutz, Siägmüllerund Scherer 
— bei der Behandlung des Reformwerkes Pius X. insbesondere Hilling — 
zu zitieren und auf ihre Literaturangaben zu verweisen. Es mag das ja 
zum Teil auf eine gewollte Selbstbeschränkung zurückzuführen sein, die 
bei dem lehrbuchartigen Zweck des Buches an sich verständlich ist. 
Unseres Erachtens aber ist F. in dieser Beschränkung so weit gegangen, 
daß die wissenschaftliche Verwendbarkeit seines Werkes wesentlich dar- 
unter leidet. 

Auf katholisch-kirchlicher Seite wird der erste Hauptteil leb- 
haftes Mißvergnügen auslösen. Die scharfe Attacke, die F. gegen die 
Handhabung des kirchlichen Strafrechts reitet (S. 13), die pikanten 
Histörchen, die er über einzelne Bischofswahlen der letzten Zeit und 
„das eigenmächtige Vorgehen der preußischen Wahlkommissare‘ zum 
besten gibt, ohne für seine Behauptungen einen Beleg anzuführen (S. 30), 
die spöttischen Bemerkungen über die — im übrigen von niemand an- 
gezweifelte — Reformbedürftigkeit mancher historischer Partien des 
Breviers (S. 9 Anm. 4), die Beurteilung der kirchlichen Denunziations- 
pflicht in ihrer heutigen Gestalt als „legalisierte Anreizung zum Klassen- 
kampf“ (8.17) werden im katholisch-kirchlichen Lager auf wenig Ver 
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ständnis zu rechnen haben. Bei unserer von wissenschaftlichen Er- 
wägungen ausgehenden Kritik könnten solche mehr den Geist polemi- 
sierender Journalistik als ruhiger Wissenschaftlichkeit atmende Aus- 
lassungen füglich außer Betracht bleiben, wenn sie innaltheh unanfechtbar 
wären. Das sind sie aber keinesfalls. 

Vereinzelte Mißgriffe kirchlicher Behörden, die F. im Auge haben 
mag, können nicht das Verdikt rechtfertigen, das er über die gegenwärtige 
Gestaltung der geistlichen Strafrechtshandhabung fällt (S. 13). 

Die Schilderung, die er (S. 30 Anm. 2) von dem ‚‚eigenmächtigen 
Vorgehen‘ des preußischen Wahlkommissars bei der Wahl des Dom- 
dechanten Dr. Schneider zum Bischof von Paderborn mit der Sicher- 
heit des Wissenden entwirft, ist unterdessen durch die Erklärungen der 
noch lebenden Mitglieder des damaligen Paderborner -Wahlkollegiums 
und durch eine auf Bitte des Domkapitels nach eingehender Prüfung der 
einschlägigen Ministerialakten ergangene Verlautbarung des Kultusmini- 
steriums als falsch zurückgewiesen worden; vgl. Köln. Volkszeitung 
Nr. 437, 30. Mai 1916. Jedenfalls entspricht es nicht den Gesetzen wissen- 
schaftlicher Arbeit, in einer so delikaten, Kirche und Staat gleichmäßig 
berührenden Angelegenheit beide Teile in einer das konkordatsmäßig fest- 
gelegte Recht so flagrant verletzenden Rolle der Öffentlichkeit vorzu- 
führen, ohne quellenmäßige Unterlagen dafür beibringen zu können. 

Das bekannte Schreiben „Ad notitiam Sanctae Sedis perve- 
nit‘, das Kardinalstaatssekretär Rampolla am 20. Juli 1900, also kurz 
nach der am 10. Mai desselben Jahres getätigten Paderborner Bischofs- 
wahl, an die deutschen Bischöfe bzw. Domkapitel richtete, glaubt F. 
durch die genannte Wahl Schneiders für Paderborn bzw. durch die etwas 
weiter zurückliegende Wahl Simars zum Erzbischofe von Köln (24. Ok- 
tober 1899)!) direkt veranlaßt (S. 30, Er vermehrt damit die Zahl der 
Vermutungen über die Entstehungsursache des genannten Erlasses, ohne 
für seine Ansicht einen andern Beweis erbringen zu können, als das: 


1) Von dieser Kölner Wahl sagt Freisen S.30 Anm. 2, bei ihr sei 
„Fischer (Nachfolger Simars) der Mehrheitskandidat des Kapitels‘‘ gewesen. 
„Dem Bemühen des Oberpräsidenten gelang es, für Simar eine Stimme 
mehr zu gewinnen, worauf Simar gewählt wurde.“ Hierzu sei auf Grund 
von durchaus zuverlässigen Auskünften, die mir mit der Ermächtigung, sie 
bei Gelegenheit zu veröffentlichen, gegeben worden sind, festgestellt, daß 
nach einer genauen Durchsicht der Akten des Preußischen Kultusministeriums 
die oben wiedergegebene Behauptung ‚‚jeder tatsächlichen Unterlage entbehrt. 
Wie das Wahlprotokoll ergibt, ist die Wahl des inzwischen verewigten Erz- 
bischofs Simar nicht mit einer Stimmenmehrheit von 1 Stimme, sondern 
mit ganz überwiegender Stimmenmehrheit erfolgt. Auch ist... nicht der 
Oberpräsident, sondern der Regierungspräsident Freiherr von Richthofen 
Wahlkommissar und ersterer bei den Vorverhandlungen zur Wahl überhaupt 
unbeteiligt gewesen.“ Selbst wenn also — und es deutet manches, ins- 
besondere auch eine von Simar beim Münchener Nuntius eingelegte Ver- 
wahrung darauf hin — wegen dieser Wahl eine Beschwerde nach Rom ge- 
gangen sein sollte, so kann sie doch, da der Kurie der wahre Sachverhalt 
bekannt war, keinesfalls den mittelbaren oder gar unmittelbaren Anlaß zum 
Erlaß des Schreibens „Ad Notitiam Sanctae Sedis pervenit‘‘ gegeben haben. 

Ulrich Stutz. 
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Post hoc, ergo propter hoc. Offenbar sind die von Rom gerügten MiB- 
bräuche nicht nur einmal, sondern — in der einen oder andern Weise — 
in verschiedenen Diözesen vorgekommen. Das geht schon aus den Ein- 
leitungsworten des Dekretes, dann aber auch daraus hervor, daß augen- 
scheinlich die Wahlkörper der verschiedensten Bistümer sich durch den 
Erlaß betroffen fühlten. Jedoch ist es bisher nicht gelungen, diejenige 
Bischofswahl zu ermitteln, welche den letzten und unmittelbaren Anlaß 
zu dem Eingreifen der Kurie gegeben hat. Die Konstruktion F.s hat 
durch die Erklärungen des Kultusministeriums und des Paderborner 
Domkapitels einen argen StoB bekommen. Zudem legen auch andere 
Erwägungen es nahe, die unmittelbare Veranlassung zu dem Eingreifen 
der Kurie anderswo und zwar im Gebiete der oberrheinischen Kirchen- 
provinz zu suchen. Einer der Hauptangriffspunkte des römischen Er- 
lasses, nämlich die offizielle Teilnahme des staatlichen Kommissars und 
damit die Gefahr einer unrechtmäßigen Beeinflussung bei der Wahl- 
handllıng selbst, war zur Zeit des Erlasses allein in der oberrheinischen 
Kirchenprovinz, und zwar im Großherzogtum Hessen, noch Rechtens, 
während sie in Preußen schon längst außer Gebrauch gekommen war. 
Gerade in Mainz war 1899 bei der Wahl Dr. Brücks mit dessen Zustim- 
mung der großherzogliche Wahlkommissar während des Wahlaktes zu- 
gegen gewesen. Und es ist gewiß kein Zufall, wenn bei der nächsten, 
dem Erlasse Rampollas folgenden Bischofswahl im Jahre 1903 das 
Mainzer Domkapitel sich veranlaßt fühlte, in einem Abkommen mit der 
großherzoglichen Regierung (abgedruckt im Archiv für katholisches 
Kirchenrecht LXXXIV, 1904, S. 142ff.) die Funktionen des staatlichen 
Wahlkommissars bis in die kleinsten Einzelheiten ganz im Sinne der 
kurialen Vorschriften festzulegen und die Regierung zum Verzicht auf 
die Anwesenheit des Kommissars beim Wahlakte selbst zu vermögen. 
Nimmt man hinzu, daß auch die Worte des Erlasses über „provectior 
aetas“ und „adversa valetudo‘ auf die Wahl des 68jährigen und schon 
nach dreijähriger Amtstätigkeit verstorbenen Dr. Brück passen, und be- 
achtet man, daß die Einleitung des Informativprozesses damals zur leb- 
haften Beunruhigung des Mainzer Domkapitels außerordentlich lange auf 
sich warten ließ, so gewinnt die schon von Ulrich Stutz (Der neuste 
Stand des deutschen Bischofswahlrechts. Kirchenrechtl. Abhandlungen, 
68. Heft, Stuttgart 1909, S. 75£.) mit diskreter Zurückhaltung angedeutete 
Vermutung an Wahrscheinlichkeit, daß, wenn auch nicht die adäquate 
Ursache, so doch die unmittelbare Veranlassung zu dem Eingreifen 
der Kurie nicht so sehr in Köln oder Paderborn zu suchen ist als viel- 
mehr in Mainz. 

Wertvoller als der wenig befriedigende erste ist der zweite Haupt- 
teil, in dem F. die Verfassungsgeschichte der katholischen Kirche nach 
Staatskirchenrecht behandelt. Hier bewegt er sich auf einem ihm auf 
Grund eingehender Spezialstudien besonders vertrauten Gebiete — wenig- 
stens soweit die kleineren deutschen Bundesstaaten in Betracht kommen, 
deren Staatskirchenrecht er vor einem Jahrzehnt in einem zweibändigen 
Werk (Staat und Kirche in den deutschen Bundesstaaten. Kirchenrecht!l. 
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Abhandlungen, herausg. von U. Stutz, 25.—29. Heft, Stuttgart 1906) 
eingehend dargestellt hat. Der Unterschied zwischen den Bundesstaaten, 
bei deren Behandlung ihm aktenmäßige Spezialstudien zur Seite standen, 
und denen, wo dies nicht der Fall ist, tritt deutlich zutage. Bei den erst- 
genannten ist F.s Darstellung breit und ausführlich, bei den letzteren 
überaus summarisch und grundrißartig. Eine solche Ungleichheit in der 
Behandlung wäre gerechtfertigt, wenn zu der ersten Klasse die größeren 
und damit auch für das geschichtliche Gesamtbild bedeutsameren Bundes- 
staaten Deutschlands gehörten. Aber das gerade Gegenteil ist der Fall. 
Für die Darstellung des Staatskirchenrechts Badens braucht F. 29, für 
Preußen 24, für Bayern 19, für Württemberg 16, für Sachsen 15, für 
Hessen 14, für Elsaß-Lothringen 7 Seiten; dafür aber werden Lippe mit 
23 (also nahezu soviel wie für Preußen), Waldeck-Pyrmont und Anhalt 
mit je 19, Schwarzburg-Sondershausen mit 18, Schwarzburg-Rudolstadt 
mit 16 Seiten bedacht. Dieses auffällige Mißverhältnis ist nur möglich 
durch die ganz verschiedene Behandlungsart, die F. dem Staatskirchenrecht 
der einzelnen Bundesstaaten zuteil werden läßt. Während er z.B. in Preu- 
Ben geradezu mit Siebenmeilenstiefeln reist, nimmt er sich bei den kleinen 
Bundesstaaten die Zeit, fast jedes Blümchen am Wege rechtsgeschicht- 
licher Entwicklung zu pflücken. Während vor allem die ältere preußische 
Zeit äußerst summarisch behandelt ist, verliert sich die geschichtliche 
Darlegung des Staatskirchenrechtes der kleineren Staaten Anhalt, Sach- 
sen-Meiningen, Lippe, Waldeck - Pyrmont, Schwarzburg-Rudolstadt und 
Schwarzburg-Sondershausen oft bis in die Geschichte der einzelnen 
Pfarreien und Missionsstationen und die umständliche Darstellung von 
allerhand Verhandlungen zwischen staatlichen und kirchlichen Gewalten, 
die im großen Zusammenhange unwichtig erscheinen. Bei den früheren 
Publikationen F.s über das Staatskirchenrecht der kleineren deutschen 
Bundesstaaten, die vor allenı durch die Veröffentlichung eines umfang- 
reichen, bis dahin unbekannten Aktenmaterials von dauerndem Werte 
sind, hatte diese liebevolle Kleinmalerei ihre volle Berechtigung. In dem 
vorliegenden zusammenfassenden Werke aber, das nach seinem Titel ganz. 
andere sachliche und methodische Zwecke verfolgen müßte, hätte er jm 
Interesse einer größeren Ausgeglichenheit der Darstellung der Versuchung 
widerstehen sollen, seine früheren Veröffentlichungen in so weitgehendem 
Maße wieder zu verwerten, daß man, wie zahlreiche Stichproben ergeben, 
öfters einen wörtlichen, sich manchmal über ganze Seiten hinziehenden 
Neuabdruck des in der Stutzschen Sammlung veröffentlichten Werkes 
und anderer Publikationen vor sich hat. 

. Abgesehen von diesen formalen Fehlern im methodischen Aufbau 
des Buches wird man anerkennen dürfen, daß der zweite Hauptteil der 
erfreulichste des ganzen Werkes ist. Eine imposante Fülle von Mate- 
rial ist hier zusammengetragen und macht diesen Teil des Werkes zu 
einem wertvollen Hilfsmittel, um sich einen Überblick über die staats- 
kirchliche Gosetzgebung Deutschlands zu verschaffen. Eine eigentlich 
rechtshistorische. die großen Zusammenhänge herausarbeitende Dar- 
stellung wird man hier aber ebensowenig finden wie im ersten Haupt- 
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teil. Die Arbeitstechnik, die seinen früheren staatskirchenrechtlichen 
Publikationen eigen ist, hat F. auch hier beibehalten. Er ist mehr Sammler 
als Systematiker, mehr Chronist als Historiker. Was früher vielleicht eine 
Notwendigkeit war, ist hier ein methodischer Fehler. Der zusammen- 
fassenden Darstellung ist F. dadurch aus dem Wege gegangen, daß er 
jeden einzelnen der deutschen Bundesstaaten gesondert behandelt. Er 
hat sich dadurch die Arbeit ungeheuer erleichtert, damit aber auch das 
versäumt, was allein geeignet war, diesen Teil seines Werkes auf die Höhe 
wissenschaftlich wertvoller, speziell rechtsgeschichtlicher Arbeit zu heben. 
Das Staatskirchenrecht der deutschen Bundesstaaten hat doch in den 
einzelnen Territorien keine ganz autochthone, von fremden Einwirkungen 
unabhängige Entwicklung gehabt. Trotz der Sonderart des einzelnen 
Staates findet sich überall so außerordentlich viel Gemeinsames, daß es 
methodisch richtiger gewesen wäre, zunächst eine zusammenfassende 
Gesamtdarstellung des deutschen Staatskirchenrechtes zu bieten und 
durch entsprechende Periodisierung und Systematisierung die geschicht- 
lichen Entwicklungsphasen und den wichtigsten Sachinhalt desselben 
hervortreten zu lassen. Auf diese Weise wäre die Schilderung des einzel- 
staatlichen Rechtes geschichtlich und sachlich vorbereitet gewesen und 
der Leser instand gesetzt worden, das verwirrende Vielerlei der Einzel- 
entwicklung in das große Gefüge der Gesamtentwicklung einzuordnen. 
Bei der Methode aber, die F. anwendet, ist die Arbeit, die eigentlich 
Sache des Verfassers gewesen wäre, nämlich die rechtsgeschichtliche 
Durchdringung und Ordnung des Stoffes, dem Leser zugeschoben worden. 
F. selbst scheint sich dessen wohl bewußt geworden zu sein, wenn er im 
Vorwort sagt, es sei auf diese Weise „ein Mosaikbild entstanden, das nur 
als Gesamtbild wirken kann“. Unseres Erachtens liegt nicht so sehr 
ein Mosaikbild vor als vielmehr ein mit bewundernswertem Fleiß zu- 
sammengetragenes, rein äußerlich sortiertes Material, das erst durch die 
Hand des ordnenden und systematisierenden Meisters zum Bilde wer- 
den könnte. 

Das Temperament F.s sorgt dafür, daB die durchweg nüchterne 
Darstellung des einzelstaatlichen Rechtes jeweilen von kritischen Be- 
merkungen durchsetzt wird, die nicht selten weit von der Zurück- 
haltung entfernt sind, die man sonst in wissenschaftlichen Werken dieser 
Art vorauszusetzen geneigt ist. Hierher gehört es zum Beispiel, wenn 
F. ohne zwingenden Grund persönlichen Unstimmigkeiten mit seiner 
früheren geistlichen Behörde einen Platz in der Geschichte zu verschaffen 
sucht (S.115 Anm.4. 311 Anm. 2), desgleichen die bittere Anmerkung über 
die kirchenpolitische Vermittlertätigkeit des Kardinals Kopp sowohl beim 
Abbau der Kulturkampfgesetzgebung als auch in den kirchenpolitischen 
Verhandlungen der neuesten Zeit (S.111. 113). Ebenso gehört es hierher, 
wenn F. die letzte Periode der kirchenpolitischen Gesetzgebung charakteri- 
siert als einen „stillen Kulturkampf‘“‘, in dem die Regierung durch ge- 
schiokteVorverhandlungen mit den Bischöfen und untermaßgebender ‚,ver- 
traulicher“ Mitwirkung des „Kronbischofs‘“ Kopp es verstanden habe, stets 
ihren Willen durchzusetzen; der Episkopat aber habe, „ganz im Gegen- 
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satz zur Kulturkampfszeit, bei jedem festen Widerspruch der Regierung 
stets auf die Geltendmachung der katholischen Grundsätze stillschweigend 
Verzicht geleistet‘ (S. 115), so daß, wenn man F. glauben will, in den 
letzten Jahrzehnten die „streng katholischen Grundsätze‘ bei den Ab- 
geordneten des Zentrums in zuverlässigeren Händen lagen als bei ihrem 
berufenen Hüter, dem Episkopat. Ob F. mit dem Vorwurf, den er vom 
kirchlichen Standpunkt aus gegen den katholischen Episkopat Preußens 
erhebt, der geschichtlichen Wahrheit gerecht wird, kann hier unerörtert 
bleiben. Von der Warte des Historikers aus betrachtet, sind solche Vor- 
würfe wieder ein Beleg für die auch sonst in der Geschichte oft zu be- 
obachtende Tatsache, daß Friedensperioden zwischen Staat und Kirche 
und das daraus sich naturgemäß ergebende Entgegenkommen beider Ge- 
walten von Eiferern des einen oder andern Lagers leicht zum Anlaß ge- 
nommen werden, um gegen die wirkliche oder eingebildete Gefahr prin- 
zipienwidriger Nachgiebigkeit Alarm zu rufen. Das Bestreben, die „Kon- 
nivenz‘‘.des Episkopats der letzten Jahrzehnte als prinzipienwidrig zu 
erweisen, hat F. der Versuchung unterliegen lassen, die Kulturkampfära 
gegen die heutige Zeit und — man beachte das vielsagende Wörtchen 
„damals“! — den „damals großartigen Episkopat‘‘ gegen den jetzigen 
auszuspielen. 

. Wie schon angedeutet, ist die Darstellung des preußischen 
Staatskirchenrechts, vor allem des der älteren Zeit bis etwa zum 
Beginn des 18. Jahrhunderts, viel zu summarisch ausgefallen. Eine Reihe 
von Vorgängen, die für die kirchliche Verfassungsgeschichte von Belang 
wären, zZ. B. der Kampf Brandenburg-Preußens gegen die Kölner Juris- 
diktion in den klevischen Landen, die Diözesaneinteilung und überhaupt 
die kirchenpolitischen Maßnahmen Preußens in den durch die Teilungen 
Polens erworbenen Gebieten, der verwickelte Jurisdiktionsaustausch unter 
den Bistümern des Ostens, der Einfluß des französischen Rechtes auf die 
Kirchenverfassung des Westens sowie die tiefgreifenden Wirkungen 
der Säkularisation finden keine ihrer Bedeutung entsprechende Behand- 
lung. Die Darstellung F.s über die Vikariatspläne unter Friedrich Wil- 
helm I. (S. 96) ist dahin zu ergänzen, daß nach dem Wortlaut der Be- 
stallungsurkunde das Vikariat des Abtes von Neuzelle anfänglich zwar 
für die gesamte Monarchie bestimmt sein sollte, daß man sich aber auf 
Veranlassung des Auswärtigen Amtes entschloß, es auf die Kurmarken, 
Magdeburg, Halberstadt und Minden zu beschränken (vgl. Kaas, Geist- 
liche Gerichtsbarkeit I S. 65). Die Änderungen auf dem Gebiet des geist- 
lichen Gerichtswesens nach der Erwerbung Schlesiens werden (S. 98) mit 
einer kurzen Bemerkung abgetan, welche die Zuständigkeit des geist- 
lichen Forums ungenau wiedergibt. Die wichtige Kabinetsorder vom 
20. April 1754, die über die Bestimmungen des Notifikationspatentes vom 
14. Januar 1742 und des Reglements de gravaminibus vom 8. August 1750 
hinausgeht, hätte zur Bestimmung der staatskirchlichen Rechtslage der 
Breslauer geistlichen Gerichtsbarkeit auch herangezogen werden müssen. 
Im übrigen ist die Entwicklung des geistlichen Gerichtswesens in Preußen, 
die im Verfolg einer kirchlichen Verfassungsgeschichte doch auch ihren 
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Platz beanspruchen dürfte, in der Darstellung F.s vollständig vernach- 
lässigt. Nicht einmal die Verordnung vom 2. Januar 1849, die der bis 
dahin in einzelnen Provinzen Preußens noch vorhandenen geistlichen 
Gerichtsbarkeit mit zivilrechtlicher Wirkung ein Ende machte und da- 
mit für das kirchliche Gerichtswesen der Monarchie eine ganz neue Periode 
einleitete, ist auch nur mit einem Worte erwähnt. 

Mehr als die Darstellung des preußischen Kirchenstaatsrechtes be- 
friedigen die Übersichten über die anderen größeren deutschen 
Bundesstaaten Bayern, Württemberg, Sachsen, Baden und Hessen. 
Sie stellen das betreffende Gesetzesmaterial in übersichtlicher Gruppie- 
rung und ziemlich hinreichender historischer Verbindung zusammen, be- 
ruben allerdings ganz auf einer überraschend spärlichen Auslese der gang- 
barsten einschlägigen Literatur. Bei den Staaten der oberrheinischen 
Kirchenprovinz macht sich der Mangel einer einheitlichen Darstellung 
und Würdigung ihres gemeinsamen Staatskirchenrechtes besonders stö- 
rend bemerkbar. Die Übersicht über das Staatskirchenrecht Österreichs, 
das F. wegen seines geschichtlichen Zusammenhanges mit dem reichs- 
deutschen Recht ebenfalls behandelt (S. 85—93), hat er sich anscheinend 
sehr leicht gemacht. Sie mutet, wenigstens was die neuere Zeit angeht, 
fast an wie ein mit einigen selbständigen Ausführungen verbrämter Aus- 
zug aus Friedrich H. Vering, Lehrbuch des Kirchenrechtes ? (Frei- 
burg i. Br. 1893), S. 118fl. Obwohl das letztgenannte Werk das ganze 
Kirchenrecht und in erster Linie dessen System umfaßt und infolge- 
dessen in seinen historischen Partien zur Kürze gezwungen ist, übertrifft 
es die Darstellung Freisens teilweise noch an Ausführlichkeit. 

Auf die Darstellung des Kirchenstaatsrechts der kleineren deut- 
schen Bundesstaaten, bei denen F. vielfach seine früheren Veröffent- 
lichungen auszugsweise und oft wörtlich wieder benutzt, kann hier nicht 
im einzelnen eingegangen werden. Über die methodische Seite ihrer 
Behandlung und den Mangel historischer Durchdringung des Stoffes ist 
oben schon das Notwendige gesagt worden. 

Auf den dritten Hauptteil (S. 424—427), der den „Ausgleich 
zwischen dem katholischen Kirchen- und Staatskirchenrecht“ behandeln 
soll, brauchen wir uns nicht weiter einzulassen. Er enthält auf drei Seiten 
ein paar Bemerkungen über die der Neuzeit charakteristische Prävalenz 
des Staatskirchenrechtes über das reine Kirchenrecht und einige Worte 
über die der Kirche dadurch aufgezwungene Notwendigkeit, sich ohne 
Preisgabe ihrer grundsätzlichen Ansprüche den tatsächlichen Verhält- 
nissen zu fügen (vigens Ecclesiae disciplina, Tolerieren und Dissimulieren, 
latentes und angewandtes Kirchenrecht). Warum F. aus diesen drei 
Seiten einen besonderen Hauptteil machte, oder — wenn er es tat —, 
warum er die eben angedeuteten und jedenfalls rechtsgeschichtlich sehr 
ergiebigen Leitgedanken nicht weiter ausgeführt und an der Hand der 
nachreformatorischen Rechtsentwicklung diesen interessanten Entwick- 
lungsprozeß nicht eingehend verfolgt hat, ist nicht recht verständlich. 
Gerade hier wäre eine reizvolle Gelegenheit gewesen, die Antithese Staat 
und Kirche in ihrem Widerspiel und ihrer gegenseitigen Abschleifung 
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zu beobachten. Auf die mehr die Rechtssystematik angehende Lieblings- 
idee F.s vom ‚‚latenten Kirchenrecht‘, die aber durch die Lehre vom 
Gewohnheitsrecht sich starke Abstriche wird gefallen lassen müssen, kann 
ich an dieser Stelle nicht eingehen. Ich möchte aber nicht verfehlen, 
nachdrücklich darauf hinzuweisen, daß der von F. berührte Ausgleichungs- 
prozeß sich zwar vorwiegend, keineswegs aber ausschließlich auf seiten 
der Kirche vollzogen hat und vollzieht. Auch auf staatlicher Seite gibt 
es in Deutschland einen beachtenswerten ‚„Bodensatz‘‘ von latentem 
Recht, das dank dem für die Gegenwart friedlichen Verhältnis zwischen 
Staat und Kirche nicht zur Anwendung kommt. 

Der vierte Hauptteil (S. 428-442) bietet einen gedrängten, in 
seinen Angaben durchweg aufdem „Kirchlichen Handbuch“ von H. Krose 
beruhenden Überblick über „die caritativ-religiöse, -soziale, -kulturelle, 
-volkswirtschaftliche Tätigkeit der katholischen Kirche“. Die Wirksam- 
keit der katholischen Kirche Deutschlands auf dem Gebiet der äußeren 
und inneren Mission, der Charitas, des Vereinswesens!), vor allem der 
sozialen Standesorganisation und der den Zwecken der Volksbildung und 
Volkspflege dienenden Vereinigungen wird hier in kurzen statistischen 
Angaben skizziert. Das Zahlenmaterial ist teilweise veraltet. Auf Voll- 
ständigkeit kann die Übersicht keinen Anspruch machen. 

Mancher wird vielleicht der Meinung sein, daß diese Seite der kirch- 
lichen Tätigkeit nur in losem Zusammenhange mit der kirchlichen Ver- 
fassungsgeschichte als solcher stehe und darum ruhig an dieser Stelle 
hätte außer Betracht bleiben können. Anderseits aber ist dieser kurze 
Überblick über die imposante organisatorische Kraft der katholischen 
Kirche Deutschlands ein Beweis dafür, wie die Kirche, je mehr der mo- 
derne grundsätzlich konfessionslose Staat sich weigert, sie weiterhin ins 
Schlepptau zu nehmen, das, was ihr an physischer Kraft genommen 
wird, an moralischer gewinnt, und daß sie jetzt, mehr als je, bestrebt ist, 
durch gesteigerte Intensität des innerkirchlichen Lebens und durch rast- 
lose Ausnützung des Organisationsgedankens nach innen das Zusammen- 
gehörigkeitsgefühl ihrer Mitglieder wachzuhalten und damit auch nach 
außen ihre Front zu verstärken. Als zahlenmäßiger Beleg für diese 
charakteristische Wendung im katholisch-kirchlichen Leben der neuesten 
Zeit hat darum auch dieser vierte statistische Hauptteil in dem Werke 
Freisens seine Berechtigung. 

Das dem Buche F.s beigegebene Register ist auffallend dürftig 
und, wie mehrfache Stichproben ergaben, sehr lückenhaft. Bei der Masse 
des in dem Buche zusammengetragenen Materials ist dieser Mangel 
doppelt bedauerlich. 

Wie F. im Vorwort mitteilt, soll ein Auszug aus dem vorliegenden 
Werke demnächst in dem ‚„Grundriß der Geschichtswissenschaft‘‘ von 


1) Als Kuriosum sei die pastorale Geste vermerkt, mit der F. gelegent- 
lich der Besprechung der katholischen Studentenorganisationen auf einmal 
aus der Rolle des rein referierenden Statistikers herausfällt und in höchst 
unwirschen Worten sich über den sogenannten „Damenbetrieb‘ der kathoh- 
schen Vereinigungen ausläßt (S. 437, 13). 
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Meister erscheinen. Wir geben uns der Erwartung hin, daß diese Neu- 
bearbeitung in mehr als einer Hinsicht eine durchgreifende Verbesserung 
des gegenwärtigen Werkes sein wird. Das letztere wird als dankenswerte 
Materialiensammlung immer einen ehrenvollen Platz behaupten. Wenn 
F. sich herbeiläßt, in der erwarteten Neubearbeitung auch der inner- 
kirchlichen Verfassungsgeschichte den Platz anzuweisen, den sie verdient, 
und weiterhin das gewaltige Rohmaterial, das er in dem jetzigen zweiten 
Hauptteil aufgestapelt hat, in straffer rechtegeschichtlicher Komposition 
zu verarbeiten, dann werden beide Veröffentlichungen sich gegenseitig 
ergänzen, die zweite wird aber unstreitig die wissenschaftlich wertvollere 
sein. Sollte F. sich zu einer solchen entsagungsvollen, jedoch für seine 
bewundernswerte Arbeitskraft und sein umfangreiches Wissen nicht zu 
schweren Umarbeitung und Neugruppierung nicht entschließen können, 
dann würde auch die zu erwartende Arbeit das harte Urteil finden müssen, 
welches die vorliegende leider verdient: sie hält nicht das, was der Titel 
verspricht. 


Koblenz. L. Kaas. 


Ludwig Kaas, Die geistliche Gerichtsbarkeit der katholi- 
schen Kirche in Preußen in Vergangenheit und Gegenwart, 
mit besonderer Berücksichtigung des Westens der Mo- 
narchie I. II. Von der juristischen Fakultät der Rheinischen 
Friedrich-Wilhelms- Universität zu Bonn gekrönte Preis- 
schrift (a. u.d. T.: Kirchenrechtliche Abhandlungen hrsg. 
von U. Stutz Heft 84/85 und 86/87). Stuttgart, F. Enke 
1915 und 1916. XL, 488 und X, 482 8. 


Ein ausgezeichnetes Buch, das unsere Kenntnis des Staatskirchen- 
rechts und seiner Geschichte in einem wichtigen Teile bereichert. Der 
Verfasser hat reichlichen noch ungedruckten Stoff aus kirchlichen und 
staatlichen Archiven heranziehen können; dies gibt der sorgfältigen Dar- 
stellung des Gegenstands einen besonderen Wert. — 

Kirchliche Gerichtsbarkeit entsteht daraus, daß der kirchliche Ver- 
band strebt, seine Mitglieder zur Beachtung bestimmter Vorschriften der 
"Religion und Sittlichkeit anzuhalten, daß infolgedessen Einrichtungen 
nötig werden, um Verfehlungen gegen jene Vorschriften in einem ge- 
regelten Verfahren festzustellen und zu ahnden. Je stärker der Gedanke 
ist, daß die Mitglieder des religiösen Verbandes nicht nur in religiösen 
Dingen, sondern darüber hinaus eine Lebensgemeinschaft, ein „Volk 
Gottes“, ein „Reich der Heiligen“ bilden, desto mehr werden auch andere 
Beziehungen als die zu Gott und zum kirchlichen Verbande von der 
Gesetzgebung oder Rechtsbildung des Verbandes erfaßt und es entsteht, 
je mehr sich jenes „Volk“ von der übrigen Welt fernhält, eine Gerichts- 
barkeit, die Streitigkeiten der Mitglieder untereinander entscheidet. Auf 
dieser Grundlage ist in den ersten drei Jahrhunderten die Gerichtsbarkeit 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXX VII. Kan. Abt, VI. 80 


466 Literatur. 


der christlichen Kirche entstanden und ist sie nach der großen Kirchen- 
spaltung in verschiedenen Kirchenbildungen des Protestantismus neu 
erwachsen, besonders dort, wo die Kirche in der Form der Sekte, des 
Vereins, geblieben ist, nicht in die breite Form der Volkskirche sich aus- 
gedebnt hat. 

Die Sätze, auf denen diese Gerichtsbarkeit beruht die die Unter- 
ordnung unter sie zur Pflicht machen, sind nur im Gewissen verbindlich. 
Sie werden beachtet, weil sie von der göttlichen oder kirchlichen Autorität 
erlassen sind und sodann weil ihre Nichtbeachtung Folgen geistlicher 
Art hier und in einer anderen Welt bewirkt. Man spricht mit Recht 
von Gerichtsbarkeit, trotzdem diesen Einrichtungen die äußere Zwangs- 
gewalt zur Durchsetzung feblt. 

Die Gerichtsbarkeit ist eine der stärksten Lebensäußerungen des 
kirchlichen Verbandes im gesellschaftlichen Leben, eine jener Betäti- 
gungen, bei denen er mit entsprechender Betätigung des staatlichen Ver- 
bandes sich berührt, für den es geradezu wesentlich ist, daß er Gerichts- 
barkeit übt, um mit geordnetem Zwange den Frieden in dem Gemein- 
wesen aufrechtzuerhalten. Ist die religiöse Gemeinschaft der Mitglieder- 
zahl nach klein gegenüber dem staatlichen Verbande, so wird für diesen 
eine lediglich auf die Gewissenspflicht gegründete geistliche Gerichts- 
barkeit belanglos sein. Anders dann, wenn der kirchliche Verband groß 
ist, das Staatsvolk vielleicht ganz umfaßt. Hier schränkt eine Gerichts- 
barkeit der Kirche, mag sie auch mit rein geistlichen Mitteln sich be- 
haupten, den Staat tatsächlich in einer seiner wichtigsten Betätigungen ein. 

Dieses Verhältnis gestaltet sich aber wieder ganz verschieden, je 
nachdem die religiöse (Gemeinschaft klerikal verfaßt ist oder ein Laien- 
priestertum hat. Denn wo eine Kirche mit Laienpriestertum als Volks- 
kirche den ganzen Staat umfaßt, steht der einzelne der Kirche wie dem 
Staate gleich nahe. Es bestcht kein Anlaß, über die in Wettbewerb treten- 
den Gerichtsbarkeiten zu streiten; wer im Staate ein Amt innehat, kann 
auch in der Kirche zu einem Amt gelangen und umgekehrt. Anders aber 
in jener Kirche, die in einem über das Laientum erhobenen Prieetertum 
einen Stand hat, der Regierung und Gerichtsbarkeit ausschließlich in 
sich vereinigt, dem daher an der Erhaltung, ja vielleicht Ausbreitung 
dieser Betätigung viel gelegen sein muß. Indem er den Gedanken des 
Rechts der Kirche betont, ihre Gerichtsbarkeit aufrechterhält, hält er 
zugleich seine Stellung aufrecht. Am stärksten wird dieses Bestreben 
in einer klerikal verfaßten Kirche sein, die ihrem Wesen nach nicht in 
dem Machtbereich eines Staates liegt, national abgeschlossen ist, sondern 
international über das Gebiet vieler Staaten sich erstreckt und eine von 
jeder Staatsgewalt unabhängige Spitze besitzt. 

In den ersten drei Jahrhunderten hat die Kirche ihre Gerichts- 
barkeit in ausgedehntem Umfang und mit rein geistlichen Mitteln geübt. 
Dies änderte sich von Grund aus durch die Gesetzgebung Konstantins 
und seiner Nachfolger. Denn nunmehr wurde diese ursprünglich geist- 
liche Gerichtsbarkeit — in einem Umfang, der sehr oft wechselte — als 
eine der staatlichen gleichwertige, sie ergänzende oder ersetzende, ja ihr 
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vorangehende anerkannt; dies bedeutete, daß es nicht nur Gewissenssache 
war, sich ihr unterzuordnen, sondern daß die Unterordnung vom Staate 
geboten und daher letztlich mit den dem Staate eigenen Mitteln der 
äußeren Gewalt erzwungen wurde. Scheinbar wurde hierdurch die Macht 
der Kirche verstärkt; aber doch nur scheinbar, denn die Kirche vertraute 
nicht mehr ausschließlich der Kraft der ihr eigenen geistlichen Mittel: 
sie bediente sich fremder Stützen. Daher denn auch gerade jene prote- 
stantischen Sekten, vor allem des Täufertums, die eine Verinnerlichung 
des religiösen Lebens und eine Neubelebung der geistlichen Gerichts- 
barkeit erstrebten, sich gegen jene Verknüpfung der geistlichen Gerichts- 
barkeit mit dem weltlichen Wesen wandten. 

Jene staatliche Anerkennung der kirchlichen Gerichtsbarkeit ist 
für die Auffassung der christlichen Kirche sehr bedeutungsvoll geworden. 
Denn unter der Herrschaft jener Rechtsordnung, die im 4. und 5. Jahr- 
hundert in ihren Grundzügen geschaffen wurde und aus dem alten Reiche 
von den germanischen Staatswesen übernommen wurde, wurde die Rechts- 
auffassung der Kirche von der ihr zustehenden Befugnis der Gerichts- 
barkeit mit nicht nur geistlicher, sondern weltlicher Wirkung bindend 
festgelegt und in dem kanonischen Rechtsbuch zur alleinigen Geltung 
gebracht. Zugleich war damit aber das Feld für viele jener Streitigkeiten 
zwischen staatlicher und kirchlicher Gewalt gegeben, die seit der recht- 
lichen Verbindung von Staat und Kirche die Jahrhunderte erfüllten. 

Die staatliche Gewalt steht gegenüber der Ausübung von geistlicher 
Gerichtsbarkeit durch die kirchlichen Amtsträger vor folgender Frage: 
Will sie diese Gerichtsbarkeit überhaupt dulden, „zulassen‘‘? Der Frage 
könnte man die andere entgegenstellen: Kann der Staat hier überhaupt 
verfügen, kann er wirksam die geistliche Gerichtsbarkeit verbieten ? 
(Wobei die Frage, ob er es dürfe, hier dahingestellt bleiben kann.) Wie 
die Geschichte lehrt, hat die staatliche Gewalt wiederholt zu verhindern 
versucht, daß die kirchliche Gerichtsbarkeit selbst mit rein geistlicher 
Verbindlichkeit tätig werde; zuletzt wurde dies in Deutschland mit dem 
Verbote, an ausländische, d. h. römische Gerichte der katholischen Kirche 
sich zu wenden, versucht. Ob die staatliche Gewalt vermöge, über den 
Bestand der rein geistlichen Gerichtsbarkeit zu verfügen, hängt ab von 
den ihr zu Gebote stehenden Machtmitteln. ihrer äußeren Zwangsgewalt 
und der Autorität, die sie genießt. Die Geschichte zeigt, daß gegenüber 
der äußeren Zwangsgewalt des Staates die geistliche Macht, der geistige 
Einfluß der Kirche in der Regel stärker ist und daß die Autorität der 
Kirche in höherem Maße für verbindlich als die Autorität der staatlichen 
Gewalt erachtet wird. Die staatliche Gewalt hat nur dort etwas ver- 
mocht, wo sie sich auf eine innerhalb der Kirche vorhandene Strömung 
in ihrem Sinne stützen konnte. 

Sodann aber steht die staatliche Gewalt vor der weiteren Frage: 
Sollen dieser geistlichen Gerichtsbarkeit im Geltungsbereich des staat- 
lichen Rechtes unmittelbare Folgen beigelegt werden ? In den Ländern, 
wo Kirche und Staat rechtlich getrennt sind, wird dies verneint; das 
kirchliche Recht ist auf die allen zu Gebote stehenden Formen des Privat- 
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rechts angewiesen, will .es staatlich-rechtliche Wirksamkeit erlangen. 
Anders aber dort, wo das kirchliche Recht durch die öffentlich-rechtliche 
Anerkennung der Kirche ganz oder teilweise die Eigenschaft staatlichen 
Rechtes erhalten hat. Will hier die Staatsgewalt die von ihr behauptete 
Befugnis, ausschließlich Rechtssätze mit äußerer Geltung zu erlassen, 
durchführen, so muß sie sich entscheiden: Wieweit zwingt die staatliche 
Gewalt ihre Untertanen, der geistlichen Gerichtsbarkeit sich unterzu- 
ordnen, mit anderen Worten, wie grenzt sie deren sachliche und persön- 
liche Zuständigkeit im Sinne der staatlichen Gerichtsordnung ab ? Welche 
Geltung gesteht sie den Erkenntnissen dieser kirchlichen Gerichte im 
staatlichen Rechtsbereiche zu, schlechthin oder bedingt? Wahrt sich 
die staatliche Gewalt einen Einfluß darauf, wie diese Gerichtsbarkeit 
geübt wird, wie die Gerichte gebildet und besetzt werden? Übt sie ein 
Aufsichtsrecht über diese Gerichtsbarkeit und nimmt sie, jene kirchliche 
Gerichtsbarkeit als einen Teil der staatlichen betrachtend, Rechtsmittel 
gegen die Erkenntnisse der geistlichen Gerichte zur eigenen obersten 
Entscheidung an? 

Hierum drehen sich, seitdem die rechtliche Einheit von Staat und 
Kirche und innerhalb ihrer das Staatskirchentum begründet worden ist, 
die Kämpfe zwischen staatlicher und kirchlicher Gewalt mit wechselndem 
Erfolge. Sie ergeben sich als Folge jener Rechtsordnung, die kirchliches 
Recht mit staatlicher Geltung ausstattet. Sie nehmen ab, je mehr einer- 
seits Gegenstände entkirchlicht, der kirchlichen Rechtsetzung entzogen 
werden (vor allem Gebiete des wirtschaftlichen Lebens und des sozialen 
Rechts) und je mehr andererseits Rechtssätze entstaatlicht, auf den rein 
geistlichen Geltungsbereich verwiesen werden. Dies geschieht vor allem, 
je mehr der staatliche Verband von der Gebundenheit an ein einzelner 
religiöses Bekenntnis sich löst, je mehr er den Glaubens- und Religions- 
zwang abbaut. 

Diese Entwicklung der Abgrenzung von kirchlicher und staatlicher 
Gerichtsbarkeit stellt Kaas für den preußischen Staat dar, bei dem dieser 
Vorgang dadurch noch besonders bestimmt ist, daß nicht eine katholische 
Staatsgewalt der Kirche gegenübersteht, sondern eine in der älteren Zeit 
durch den Protestantismus bestimmte, in der neueren Zeit bekenntnis- 
mäßig überhaupt nicht gebundene Staatsgewalt. 

In den einzelnen Gebietsteilen dee vorfriderizianischen Staates 
jst die Rechtslage verschieden, vor allem anders in den Stammlanden 
und in den später erworbenen Gebietsteilen, besonders im Westen. Die 
Politik des Landesherrn geht dahin, die kirchliche Gerichtsbarkeit der 
katholischen Bischöfe möglichst zu beschränken oder auszuschließen; sie 
ist geleitet von der territorialistischen Auffassung, die danach trachtet, 
keine fremde Gerichtsgewalt zu dulden, wie sie ja in ganz ähnlicher Weise 
die Kirchenpolitik der katholischen Landesherren, z. B. der bayerischen 
Kurfürsten, beherrscht hat. Daher werden Pläne erwogen, für das ganze 
Staatsgebiet eine oberste Gerichtsstelle in einem vom Könige zu er- 
nennenden, im Namen des Königs rechtsprechenden Vikar zu schaffen. 
Also eine königlich preußische katholisch-kirchliche Gerichtsbarkeit — 
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ein Plan, auf den die Kurie auch einzugehen bereit war, der aber, nach- 
dem er auch unter Friedrich dem Großen noch einmal aufgenommen 
worden war. letztlich doch scheiterte. Eine neue Regelung der katholi- 
schen Gerichtsbarkeit wurde notwendig mit der Erwerbung Schlesiens, 
dessen Rechtsordnung dann auch vorbildlich wurde für die mit den 
Teilungen Polens an Preußen gelangten Gebietsteile. In Schlesien wurde 
der bisherige Bereich der kirchlichen Gerichtsbarkeit nach dem Stande 
des Jahres 1740 im wesentlichen aufrechterhalten. Die kirchlichen Urteile 
galten unmittelbar für den bürgerlichen Rechtsbereich und bedurften 
keiner Bestätigung durch die weltlichen Gerichte. Für die Diözese Breslau 
wurde ein eigentümlicher Instanzenzug geschaffen. Die Appellation gegen 
die Breslauer Urteile soll an den Nuntius von Polen der Form nach gehen, 
der dann seinerseits Richter zweiter oder dritter Instanz bestellt aus einer 
Liste von tauglichen Geistlichen, die der Bischof von Breslau mit Zu- 
stimmung des Kapitels aufstellt und dem Nuntius einsendet. So wurde 
vermieden, daß die Appellationen an den Nuntius von Wien oder an die 
preußischen weltlichen Gerichte gingen. — Ein neuer Gegenstand ergab 
sich durch die Möglichkeit der gemischten Ehen, für die ebenfalls die 
Gerichtsbarkeit geregelt werden mußte. Nach dem Reglement vom 
8. August 1750 sollten Ehe- und Verlöbnisstreitigkeiten von Personen 
verschiedenen Bekenntnisses lediglich von dem königlichen Oberkonsisto- 
rium und den königlichen Oberamtsregierungen entschieden werden. Doch 
sollten diese staatlichen Behörden ‚ein jedes Teil nach denen principiis 
seiner Religion beurteilen und das Erkenntnis darnach einrichten‘. Das 
staatliche Recht verbot dem Katholiken die Wiederverheiratung. 

Das Allgemeine Landrecht sucht, durchaus landeskirchlich 
denkend, jede Gerichtsbarkeit eines auswärtigen Kirchenoberen auszu- 
schließen, stellt die zuständigen Gerichte fest, beschränkt die vom kirch- 
lichen Strafrichter auszusprechenden Strafen. Am meisten wird das 
kirchliche Eherecht und die kirchliche Ehegerichtsbarkeit durch die 
Schaffung eines staatlichen Eherechts getroffen. Zur näheren Ausführung 
erging eine für die weitere Rechtebildung höchst wichtige Konstitution 
für Südpreußen vom 25. August 1796, die bei Kaas, Band II S. 319— 328 
abgedruckt ist. 

Am Ende der napoleonischen Umwälzungen steht Preußen vor der 
Aufgabe, zur geistlichen Gerichtsbarkeit vor allem in den neu erworbenen 
katholischen Gebietsteilen des Westens Stellung zu nehmen. Hier war 
nicht nur mit der Säkularisation die alte Verfassung der kirchlichen Ge- 
richtsbehörden fast völlig zerstört worden, sondern auch das alte Recht 
durch das neu eingedrungene französische Recht aufgehoben worden. 
Es beschränkte die kirchliche Gerichtsbarkeit aufs äußerste, aber es er- 
weiterte zugleich die Disziplinargewalt des Bischofs gegenüber der ihm 
unterstellten Geistlichkeit. Die Rechtslage war unsicher, und so setzten 
angestrengte Bemühungen: cin, wieder zu einer klaren Regelung des 
Gegenstands zu gelangen. Kaas berichtet ausführlich und aktenmäßig 
hierüber. (Ich hebe das in Band II S. 329 aus den Akten des Justiz- 
ministeriums abgedruckte Gutachten hervor, das von dem ersten Präsi- 
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denten des Revisions- und Kassationshofes zu Köln, Geheimem Staatsrat 
Daniels, und dem Generalprokurator zu Köln, Boelling, am 8. Dezember 
1823 dem Justizminister über die geistliche Gerichtsbarkeit erstattet 
wurde.) 

Bei den Verhandlungen, die zur Erlassung der Bulle „Do salute 
animarum‘“ und damit zum Aufbau der katholischen Kirchenverfassung 
in Preußen führten, vermied die Regierung es ausdrücklich, die geistliche 
Gerichtsbarkeit zu berühren. Und so wurde in den folgenden Jahrzehnten 
wesentlich zwischen der Regierung und den Kölner und Breslauer Kirchen- 
fürsten weiterverhandelt. An einem Erfolg mußte im Gegensatz zu den 
östlichen Diözesen, wo das alte Recht fast unberührt fortbestand, vor allem 
den rheinisch-westfälischen Bischöfen gelegen sein. Ihr Ziel war, daß 
der Staat die kirchliche Gerichtsbarkeit, anders als das französische 
Recht, aneıkenne und ausstatte. Es treten hier besonders Graf Spiegel 
und J. von Geißel hervor. Die Regierung, vor allem der Kultusminister 
von Altenstein, trachtete, entsprechend der damals überhaupt herrschen- 
den Grundrichtung des Beamtentums, alle provinziellen Besonderheiten 
innerhalb des Staatsgebietes zu beseitigen und ein einheitliches Recht 
zu schaffen, wobei die südpreußische Konstitution für das ganze Staats- 
gebiet durchgeführt worden wäre, was für Rheinland und Westfalen also 
eine Wiederaufrichtung der geistlichen Gerichtsbarkeit bedeutet hätte. 

Später taucht der Plan auf, für die ganze Kölner Kirchenprovinz 
ein Zentralprosynodalgericht in Aachen als drittinstanzielles Gericht ein- 
zurichten. Kirchenpolitisch ist sehr bemerkenswert die Erklärung, die 
Kaas dafür beibringt, daß Graf Spiegel diesen Plan der Regierung be- 
günstigte. Kaas nimmt an, daß bei Spiegel Wessenbergische Gedanken 
nachwirkten und daß Spiegel, der ein starkes Bewußtsein seiner metro- 
politanen Gewalt besaß, es gerne gesehen hätte, wenn hier auf deutschem 
Boden ein zwar nicht grundsätzlich, aber doch tatsächlich von Rom 
unabhängiges Gericht errichtet worden wäre. Der Plan scheiterte an 
dem Widerstand der Kurie. Nach langem Hin und Her komnit es sodann 
im Jahre 1836 zu einem staatlichen Gesetzentwurfe über die geistliche 
Gerichtsbarkeit, der die kirchliche Ehegerichtsbarkeit anerkennt. Ein 
neuer Umstand tritt dadurch in den Gang der Angelegenheit, daß aus der 
niederen Geistlichkeit der Rheinlande heraus die Forderung erhoben 
wird, es möchte eine ordentliche geistliche Gerichteverfassung hergestellt 
werden und „für die kirchlichen Streitsachen in der ganzen Monarchie 
auf allerhöchsten Befehl ein letztes Instanzgericht in partibus nieder- 
gesetzt werden“. Die Rechtslage der niederen Geistlichkeit habe sich 
durch das preußische Recht verschlechtert und so entbehre die Geist- 
lichkeit des richterlichen Rechtsschutzes, den ihr das französische Recht 
durch den appel comme d’abus gewährt habe. Es ist lehrreich zu sehen, 
wie stark damals noch — auch 1848 flackerte die Bewegung nochmals 
auf — in der niederen Geistlichkeit die Überzeugung herrschte, auch 
den kirchlichen Oberen gegenüber ein rechtlich umschriebenes Maß von 
Unabhängigkeit zu besitzen und als Bürgen hierfür die weltliche Gewalt 
anrufen zu müssen, ja wie sogar ein gewisser Anteil an der Regierung 
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der Diözese gefordert wurde. Ein sehr bemerkenswertes Zeugnis hierfür 
ist die dem vierten rheinischen Provinziallandtag am 13. November 1833: 
eingereichte „Denkschrift über die Organisation des geistlichen Gerichts- 
wesens“, die Kaas in Band II 8. 350-437 mitteilt. 

Allein die weitere Entwicklung und Vollendung wird nach de 
Tode Spiegels (1835) gehemmt durch die Kölner Wirren; ein 1838 
fertiggestellter Gesetzentwurf wird nicht ala Gesetz veröffentlicht. 1842: 
wird noch einmal, diesmal auf Veranlassung aus dem Osten, das Gesetz- 
gebungswerk versucht, aber 1844 eingestellt. Es ist sehr bemerkenswert, 
daß Geißel in den Verhandlungen mit der Regierung bereit war, die 
appellatio ab abusu dem Staate zuzugestehen. Und er begründete dies, 
wohl auf Grund seiner bayerischen Erfahrungen, damit, „daß sie nichts 
weiter ala eine reine Formalität sei, die nur in der Theorie: besteht, da 
keine Gesetzgebung da ist, sie auszuführen“. „Er habe deshalb dem 
Staate diese juristische Fiktion als ein kleines ee ohne Folgen 
gelassen ... .“ 

Alle diese Pläne, für das ganze Königreich eine einheitliche Ver- 
fassung der kirchlichen Gerichtsbarkeit mit staatlich-rechtlicher Geltung 
zu schaffen, wurden erledigt durch die Neugestaltung des öffentlichen. 
Rechtes im Jahre 1848. Die Kirche erhielt in erweiterte Rahmen die 
Freiheit der Disziplinargerichtsbarkeit, andererseits wurde die bürger- 
liche Eheschließung zur alleingültigen erklärt: damit wird das kirchliche 
Eherecht völlig vergeistlicht, lediglich für das Gewissen verbindlich; es 
jällt die kirchliche Ehegerichtsbarkeit mit bürgerlicher Wirksamkeit, wie 
überhaupt jede geistliche Gerichtsbarkeit in weltlichen Angelegenheiten 
aufgehoben wird. Für den Westen galten ja im wesentlichen schon diese 
Grundsätze, für den Osten aber war es eine grundlegende Umgestaltung 
der bisherigen Rechtsordnung. Ein Rest des älteren Rechts blieb er- 
halten, insofern die „Zivilgerichte den Requisitionen des bischöflichen 
Konsistoriums um eidliche Vernehmung von Zeugen und um Einziehung 
von Kosten in Disziplinarsachen gegen die katholischen Geistlichen sowie 
in Eherachen Genüge zu leisten haben‘‘. — Freilich zeigt sich auch hier, 
wie in dem ganzen kirchenpolitischen Streben der katholischen Kirche, 
daß die Bischöfe zwar die Befreiung der kirchlichen Gerichtsbarkeit von 
der Aufsicht und beschränkenden Gewalt der Staatebehörden freudig 
begrüßten, daß sie aber die mit dieser Befreiung verbundene Verweisung 
auf das rein kirchliche Gebiet nicht hinnehmen wollten, vondern hier 
gemäß der seit dem Mittelalter in der Kirche festgelegten Rechtsan- 
schauung die weltlich-rechtliche Wirksamkeit der von der Staats- 
gewalt befreiten Gerichtsbarkeit, zum mindesten der Ehegerichtsbarkeit 
forderten. : 
Schließlich wird die ganze Frage nach dem Rechte der geistlichen. 
Gerichtsbarkeit nochmals gestellt im Kulturkampfe. Es war der letzte 
Versuch, die katholische Kirche Deutschlands von Staats wegen in 
nationalkirchlichem Sinne zu beeinflussen, und als Mittel hierzu sollten 
Rechtesätze staatskirchlicher Natur dienen. Dies zeigte sich auch. in. 
der Behandlung der kirchlichen Gerichtsbarkeit. Sie wurde durch Staats- 
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gesetze beschränkt hinsichtlich der zulässigen Strafen, hinsichtlich des 
zu beobachtenden Verfahrens, durch die Festsetzung der Pflicht, die Er- 
kenntnisse der kirchlichen Gerichte den staatlichen Behörden mitzuteilen. 
Sie wurde vor allem aber beschränkt durch das rein staatskirchlich ge- 
dachte Verbot einer von ausländischen Gerichtsbehörden geübten Ge- 
richtsbarkeit, und den Plan eines staatlichen Gerichtshofes für geistliche 
Angelegenheiten. Kaas behandelt diesen Abschnitt etwas kurz, wohl 
weil er eilt, das geltende Recht darzustellen. 

In der heutigen Gestaltung des preußischen Rechtes, wie es sich 
nach der Aufhebung eines großen Teils der Kulturkampfgesetzgebung 
darstellt, sind m. E. zwei Hauptteile zu unterscheiden. In beschränktem 
Rahmen anerkennt das staatliche Recht die kirchliche Gerichtsbarkeit 
und stattet sie mit staatlich-rechtlicher Geltung aus. Die Erkenntnisse 
der Gerichte werden unmittelbar vom Staate mit der ihm vorbehaltenen 
Zwangsgewalt vollstreckt. (Woneben die Möglichkeit besteht, nach Maß- 
gabe der Vorschriften der Zivilprozeßordnung über das schiedsgericht- 
liche Verfahren dem Spruch der kirchlichen Behörde verbindliche Kraft 
zu verschaffen.) Insofern zeigt das preußische Recht durchaus die Züge 
jener Rechtsordnung, in der der kirchlichen Ordnung, wenn auch in be- 
schränktem Umfange, die Eigenschaft staatlichen Rechtes beigelegt wird. 
Daneben aber hat das preußische Recht auch heute noch Sätze aufrecht- 
erhalten für die Ausübung jener kirchlichen Gerichtsbarkeit, die nur im 
Gewissen verbindlich ist. Die Strafen, die gegen Laien angedroht und 
verhängt werden dürfen, ebenso die Strafen, die gegen Geistliche zulässig 
sind sind gesetzlich umschrieben und beschränkt. Der Staat stellt 
Mindestanforderungen an das Verfahren. Er übt die Aufsicht über den 
Strafvollzug in den Demeritenhäusern, gleichviel ob ein Geistlicher 
zwangsweise dorthin eingeschafft wird oder sich freiwillig der kirchlichen 
Strafe unterzieht. Insoweit enthält das preußische Recht also Sätze auch 
für jenen Bereich, wo die geistliche Gewalt lediglich mit den ihr eigenen 
geistlichen Mitteln wirkt, des vom Staate zu gewährenden äußeren 
Zwanges nicht bedarf. 

In diesem Rahmen wird im wesentlichen die kirchliche Disziplinar- 
gerichtsbarkeit über Geistliche, die nur mit geistlicher Wirkung aus- 
gestattete geistliche Strafgerichtsbarkeit über Laien und die geistliche 
Zivilgerichtebarkeit, im besonderen Ehegerichtsbarkeit geübt. Kaas gibt 
einen Überblick über die hier maßgebenden kirchlichen Rechtssätze und 
eine dankenswerte Übersicht der in den einzelnen Diözesen bestehenden 
Gerichtsverfassung. Es wäre wünschenswert zu wissen, wie stark diese 
Gerichtsbarkeit in den verschiedenen Instanzen eigentlich in Anspruch 
genommen wird, wie zahlreich im besonderen die Fälle der Ehegerichts- 
barkeit sind. Hier würde eine Justizstatistik über tatsächliche Verhält- 
. nisse wertvolle Aufschlüsse gewähren. Wir würden erfahren, welche 
Bedeutung der kirchlichen Gerichtsbarkeit heute noch zukommt. 

Sie ist ja mit der Entstaatlichung in einen neuen Abschnitt ihrer 
Entwicklung eingetreten; der Kreis der Lebensbeziehungen, auf die sie 
sich erstreckt, hat sich nicht nur gegenüber dem Mittelalter, sondern auch 
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gegenüber den ersten Jahrhunderten verengert; in der Zeit des immer 
mächtiger werdenden weltlichen Staates entziehen sich immer mehr 
Gegenstände der Regelung und Richtung durch die Kirche. Nur in einem, 
und für sie wesentlichen Punkte hat die katholische Kirche ihre Gerichts- 
barkeit gewahrt und von der Einmischung der staatlichen Gewalt immer 
mehr, und in den Ländern mit Trennungsrecht sogar völlig befreit, die 
Disziplinargerichtsbarkeit über ihre Geistlichen. 


München. K. Rothenbüoher. 


Kurt Uhlemann, Das Verhältnis der politischen zur 
Kirchengemeinde der Stadt Altenburg. Jenaer jurist. 
Dissertation 1914. 818. 

Karl Rost, Die Entstehung der Kirchengemeinde in Saal- 
feld aus der politischen Gemeinde. Jenaer jurist. Disser- 
tation 1914. 508. 


Die beiden Dissertationen, die Johannes Niedner angeregt hat, 
wollen Kleinarbeit leisten für die Geschichte des Anteils der politischen 
Gemeinde am örtlichen Kirchenwesen und der schließlichen Loslösung 
einer selbständigen, eigens organisierten Kirchengemeinde. Daß es sich 
um ein Stück kommunaler und kirchlicher Rechtsgeschichte von großer, 
vielseitiger Wichtigkeit handelt, daß es auch für die heutige Rechtspraxis 
in immer noch zahlreichen Einzelfällen unmittelbare Bedeutung hat, 
braucht kaum noch gesagt zu werden. Niedner hat es mit seiner eigenen, 
aus der Beschäftigung mit dem Berliner Kirchenbaulastprozeß heraus- 
gewachsenen Untersuchung über ‚die Entwicklung des städtischen Patro- 
nats in der Mark Brandenburg“ (Kirchenrechtl. Abh. herausg. von Stutz 
Heft 73/74, 1911, vgl. dazu die Besprechung Heymanns in Bd. 33 dieser 
Zeitschr., Kanonist. Abt. 2, S. 486ff.) bewiesen. Hier war in ausgezeich- 
neter quellenmäßiger Durchführung für die lutherische Kirche der Mark 
Brandenburg überzeugend dargelegt worden, daß in den Städten von der 
Reformation an bis ins 19. Jahrhundert das Organ der politischen Ge- 
meinde, der Stadtrat, die kirchliche Lokalverwaltung geführt hat und daß 
diese ihm erst seit der Steinschen Städteordnung sehr allmählich und 
stückweise in einem heute noch nicht restlos abgeschlossenen Differen- 
zierungsprozeß von einer neugebildeten evangelischen Kirchengemeinde 
abgenommen worden ist. Vorreformatorische Anknüpfungen für dieses 
kirchliche Wirken der Stadtgemeinde hatte Niedner kaum gestreift. 
Ich konnte in einem Aufsatz ‚Die Vorgeschichte unserer heutigen Kirchen- 
gemeinden‘‘ in der Internationalen Monatsschrift, Jahrg. 8 Sp. 785fl. 
(1914) und in weiterer Ausführung in meinem Beitrag zur Festgabe für 
Rudolph Sohm (1914) „Stadtgemeinde und Kirche im Mittelalter‘ (auch 
selbständig erschienen, vgl. dazu Stutz in Bd. 36 dieser Zeitschr., Kano- 
nist. Abt. 5, 8. 487 ff.) klarlegen, daß in dem städtischen Rechtsleben der 
letzten Jahrhunderte des Mittelalters nicht bloße Anknüpfungen, sondern 
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geradezu die geschichtlichen Grundlagen dieser kommunalen Entwicklung 
zu finden sind, daß die Reformatoren nur benutzt, freilich auch prinzipiell 
neu fundamentiert haben, was damals, obschon nicht im gemeinen kano- 
nischen Recht, bereits vorhanden war. All das, die vorreformatorische 
Zeit wie die nachreformatorische bis zur Gegenwart, bedarf auf diesem 
Gebiete noch sehr der Aufklärung durch lokale Einzeluntersuchungen, 
die nach Möglichkeit auch auf die Landgemeinden (Weistümer und Dorf- 
ordnungen!) und auf den nachtridentinischen Bereich der katholischen 
Kirche zu erstreckenwären. Ich verweise in letzterer Hinsicht auf die von 
mir angeregte Freiburger jurist. Dissertation (1914) von Albert Maier 
„Der Stiftungsrat als Verwalter des katholischen Ortskirchenvermögens 
in Baden und seine Vorgeschichte“. | 

Von den beiden an dieser Stelle zu besprechenden Schriften iet die 
gründlichere und ertragreichere die Dissertation von Uhlemann über 
Altenburg. Sie geht im ersten Abschnitt auch auf die vorreformatorische 
Zeit ein. In Altenburg scheint danach für eine zu Ausgang des Mittelalters 
schon stark fortgeschrittene Kommunalisierung manches interessante 
Quellenmaterial vorhanden zu sein. Aber freilich vom Verfasser ist nur 
ungeordnet das eine oder andere angemerkt worden. Zu einer fruchtbaren 
Verarbeitung fehlte es ihm an der ausreichenden allgemeingeschichtlichen 
Orientierung, für die der interessante und stoffreiche Abschnitt in Wer- 
minghoffs „Verfassungsgeschichte der deutschen Kirche im Mittelalter“ 
(2. Aufl., 1913) über „Städte und Geistlichkeit‘‘ ($ 29) doch schon wert- 
volle Anhaltspunkte geliefert hätte. So kommt es, daß er bei Dingen 
verweilt, die nicht eigentlich zum Thema gehören — geistlicher Grund- 
erwerb in der Stadt, Heranziehung zu den städtischen Abgaben, Streitig- 
keiten zwischen Rat und Geistlichkeit über das Brau- und Schankrecht —, 
während wir über diejenigen Seiten des städtischen Wirkens, die für das 
- Gemeindeproblem im Kirchenrecht wesentlich in Betracht kommen und 
die er für die spätere Zeit richtig herausstellt, wie besonders über die 
Pfründenbesetzung und ihre rechtlichen Grundlagen, über den Anteil des 
Rats an der kirchlichen Vermögensverwaltung und an der Ausübung der 
Kirchenzucht, gern mehr als die wenigen hingestreuten Einzelheiten er- 
fahren hätten. Für seine Bemerkungen auf S. 15f. über das vom Rat 
abhängige Altarlehen hätte Verf. die treffliche Göttinger phil. Dissertation 
von Johannes Heepe ‚Die Organisation der Altarpfründen an den 
Pfarrkirchen der Stadt Braunschweig im Mittelalter‘‘ (1913) vergleichend 
benutzen sollen. Unter diesen Umständen leidet auch die Überleitung 
ins Reformationszeitalter. Die durch Luthers persönliches Eingreifen 
bekannten und gerade auch für das Gemeindeproblem besonders bedeut- 
samen Vorgänge bei der Einführung der Reformation in Altenburg hätten 
wohl nach der juristischen Seite eine noch klarere Darstellung er- 
fahren können. Dagegen ist anzuerkennen, daß der Zeit von der Refor- 
mation ab eine sachgemäße und gutgegliederte Behandlung zuteil wird. 
Im Anfange steht ein umfassendes Kirchenregiment des Stadtrats, auf 
das er in einem Bericht an den Kurfürsten vom 2. März 1524 ausdrück- 
lich Anspruch erhebt mit den Worten „das auch ein Radt yn den kirchen 


oh 


rw 


Fu, 
u # 
| 


r 


ut Yı' 
m. 


Ace 


Am Na 


WI m 
En x & 


N. 


Ab 


Si 


Literatur. 475 


regiere und schaffe, halten wir für gebührlich‘‘. Der Rat hat bei der Pfarr» 
amtsbesetzung die entscheidende Stimme, bestellt auch den Superinten- 
denten, übt die Disziplinargewalt und Kirchenzucht als Gemeindeange- 
legenheit, so zwar, daß er Rekursinstanz ist über den in leichteren Fällen 
urteilenden Superintendenten, in schwereren Fällen, so z. B. auf Absetzung 
eines renitenten Geistlichen, allein erkennt. Der Rat hat die kirchliche 
Vermögensverwaltung; unter ihm walten sechs Kastenvorsteher des ge- 
meinen Kastens; wie sie bestellt werden, erhellt nicht. Bei Unzulänglich- 
keit tritt für die Pfarrbesoldung und zur Erfüllung der kirchlichen Bau- 
last „der gemeinen Stadt Kammerbeutel‘“ ein. In der Rechnung von 1527 
(S. 40) ist das Darlehn ‚„‚von der armen leuthe gelde‘ nicht, wie Verfasser 
für „wahrscheinlich“ hält, bei den „Hospital-Insassen“ (!), sondern natür- 
lich bei der Spitalkasse aufgenommen. Das Begräbniswesen (S. 26, 44) 
untersteht bis ins einzelne der Regelung durch den Rat. Überall vertritt 
dabei der Rat die Stadtgemeinde; von einer von ihr verschiedenen, selb- 
ständigen Kirchengemeinde ist keine Rede. 

Eine Veränderung kommt nur von der Seite des landesherrlichen 
Kirchenregiments. Der Rat wird zu der vom Landesherrn den Unter- 
tanen übergeordneten Obrigkeit; er selbst wird in kirchlichen Dingen dem 
Konsistorium untergeordnet. Aber in der rechtlichen Organisation wird 
dadurch im übrigen kein Wandel herbeigeführt, selbst nicht, als in Alten- 
burg durch fürstliches Reskript vom 26. Januar 1807 Lutheraner, Katho- 
liken und Reformierte in Bezug auf freie Religionsübung, politische und 
bürgerliche Rechte einander gleichgestellt werden. Die Regierungserlasse 
setzen nach wie vor die Identität der politischen und der Bekenntnis- 
gemeinde voraus. „Noch immer werden die kirchlichen Interessen als 
Kommunalangelegenheiten angesehen und die darauf bezüglichen Ge- 
schäfte in ihrem bisherigen Umfange von Gemeindeorganen besorgt.“ 
Erst das Grundgesetz von 1831 und die Städteordnung vom gleichen 
Jahre geben mit der neuzeitlichen Regelung des Gemeinderechts auf denı 
Boden der Selbstverwaltung die Grundlage für die Ablösung einer prote- 
stantischen, nicht bloß die Stadt Altenburg, sondern auch eine Anzahl 
eingepfarrter Nachbarorte umschließenden Kirchengemeinde vom poli- 
tischen Verbande. Aber eben auch nur die Grundlage: in Organisation 
und Beamtenschaft bleibt diese Kirchengemeinde zunächst auf Anleihen 
bei den zugehörigen politischen Körperschaften angewiesen. Die Ver- 
schiebung ist also nur eine sozusagen programmatische; es ist das Über- 
gangsstadium, das wir mit seinen besonders in den Privat- und Prozeß- 
rechtsverhältnissen entstehenden Unklarheiten und Schwierigkeiten auch 
anderwärts beobachten können. Erst die Kirchengemeindeordnung vom 
8. Februar 1877 gewährt, wie das Publikationspatent sagt, den evangeli- 
schen Kirchengemeinden des Herzogtums „eine größere Selbständigkeit 
und geordnete Beteiligung bei Verwaltung des kirchlichen Gemeinde- 
wesens‘“. In Altenburg selbst ist nunmehr eine mit juristischer Persön- 
lichkeit ausgestattete städtisch-ländliche evangelische Kirchengemeinde 
organisiert, mit einem Kirchenvorstand, der sich-aus dem Generalsuper- 
intendenten als Vorsitzendem, den sämtlichen festangestellten Geistlichen, 
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dem Oberbürgermeister kraft Amtes und zehn gewählten Beisitzern zu- 
sammensetzt und aus seiner Mitte einen dreiköpfigen Verwaltungsaus- 
schußB — Generalsuperintendent, Oberbürgermeister, ein gewähltes Mit- 
glied — bildet. Unter bestimmten Voraussetzungen kann die Kultus- 
ministerialabteilung, die an die Stelle des aufgehobenen Konsistoriums 
getreten ist, durch Einberufung einer Versammlung sämtlicher stimm- 
berechtigter Mitglieder einen Beschluß der gesamten Kirchengemeinde . 
herbeiführen. Damit ist die Ablösung der Kirchengemeinde nun auch 
praktisch vollzogen. Immerhin lebt die Anteilnahme der politischen Ge- 
meinde am örtlichen Kirchenwesen noch fort in der Mitgliedschaft des 
Oberbürgermeisters als solchen im Kirchenvorstand und im Verwaltungs- 
ausschuß, während das in der Kirchengemeindeordnung vorgesehene 
Mitbestimmungsrecht bei Erhebung von Kirchensteuern und Aufnahme 
von Darlehen nur ein im Interesse der Leistungsfähigkeit der politischen 
Gemeinde gegebenes Außenrecht, nicht ein im Rahmen der kirchlichen 
Verwaltungstätigkeit selbst liegendes Recht bildet. — Auch der Ent- 
stehung der katholischen Kirchengemeinde in Altenburg widmet Uhle- 
mann am Schluß eine kurze Erörterung. Ihre rechtliche Vollexistenz 
wurde erst durch ein Gesetz von 1876 begründet. — — 


Die Dissertation von Rost weiß aus Saalfeld für die Zeit vor der 
Reformation von einem kirchlichen Wirken der Stadtgemeinde nichts zu 
vermelden. Die Reformation selbst dagegen erscheint in den städtischen 
Quellen bereits durch und durch als Angelegenheit der politischen Ge- 
meinde, und ohne Ausgliederung einer besonderen Kirchengemeinde 
besetzte der Rat die Kirchenämter und verwaltete er den Kirchkasten, 
wie auch bei Unzulänglichkeit des letzteren die Bürgerschaft vermittels 
eines umzulegenden ‚„Handgeldes‘“ die Baulast trug. Die Ausbeute an 
lokalgeschichtlichen Tatsachen und Vorgängen, die in dieser Richtung 
liegen, ist nicht groß; Verfasser arbeitet mehr mit deduktiver Über- 
tragung der Ergebnisse aus Niedners brandenburgischen Untersuchun- 
gen. Nach innen blieb der ortskirchliche Zustand auch später im wesent- 
lichen unbeeinflußt von der landesherrlichen Machtentwicklung. Erst 
die Sachsen-Meiningensche Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 
4. Januar 1876 brachte eine selbständige, von der politischen Gemeinde 
losgelöste, mit Kirchenvorstand und Gemeindeversammlung organisierte 
Kirchengemeinde. Als kommunaler Rest ist nur ein kleiner jährlicher 
städtischer Beitrag zur Kirchkasse, dessen nicht einmal abgerundeten 
Betrag Verf. nicht zu erklären vermag, zurückgebleben.?) 


Freiburg i. Br. Alfred Schultze. 


1) Ein weiteres Thema thüringischer Kirchenrechtsgeschichte, freilich 
nicht lokal-, sondern territorialgeschichtlichen Inhalts, behandelt die gleich- 
falls aus Niednors Schule stammende Jenaer jurist. Dissertation: Rudolf 
Zeissner, Staat und Kirche im Fürstentum Reußj.L. 1915. 
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Rudolf Hindringer, Das kirchliche Schulrecht in Altbayern 
von Albrecht V. bis zum Erlasse der bayerischen Verfas- 
sungsurkunde 1550—1818 (a.u.d. T.: Görres- Gesellschaft 
zur Pflege der Wissenschaft im katholischen Deutschland. 
Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- und Sozial- - 
wissenschaft 27. Heft). Paderborn, Schöningh 1916. XV, 
176 8. 


Die Geschichte der rechtlichen Beziehungen zwischen Kirche und 
Staat hinsichtlich der Schule in Altbayern — das ist das, was Verf. im 
vorliegenden Werke schildern will, wenn wir den etwas unklaren Titel 
ins Verständliche übersetzen. Das Jahr 1550 ist als Beginn gewählt, weil 
nach der Anschauung des Verf. die Mitte des 16. Jahrhunderts einen 
Wendepunkt in den allgemeinen Schulverhältnissen Bayerns bezeichnet, 
einmal weil sich damals unter Führung der Jesuiten die Scheidung von 
Elementarschule und „Mittelschule‘‘ im heutigen Sinne des Worts voll- 
zogen hat, und sodann weil um diese Zeit auch die Rechtsverhältnisse 
des Schulwesens festere Formen gewonnen, Kirchenrecht und Staatsrecht 
das Schulwesen in ihre Sphäre gezogen haben (S. 2). Die Entwicklung 
zerfällt in drei Perioden und demgemäß die Darstellung in drei Abschnitte, 
Die erste Periode ist die Zeit bis zur Aufklärung 1550-1770, die eigent- 
lich kirchliche Periode des Schulwesens, da dieses als annexum der Kirche 
angesehen und behandelt worden ist. Wenn in dieser Zeit auch die welt- 
liche Obrigkeit sich um das Schulwesen angenommen hat, so ist dies 
nach der richtigen Auffassung des Verf. (S. 41) nicht als widerrechtlicher 
staatlicher Eingriff in die kirchliche Jurisdiktion zu beurteilen, sondern 
als Ausübung der landesfürstlichen advocatia ecclesiae; ob freilich dieses 
landesherrliche Recht sich einfach als ein von der Kirche erteiltes Pri- 
vileg darstellt, wie Verf. meint (S. 42), das ist eine andere Frage. Jeden- 
falls aber — und das ist die Hauptsache — ist das Eingreifen der weltlichen 
Obrigkeit in der zweiten Periode ganz anders zu beurteilen: ‚der Begriff 
der Kirchen- und Schulhoheit des Landesherrn war bereits zum staats- 
politischen Dogma geworden“ (S. 86). Die Schule ist jetzt ein Politikum, 
eine „weltliche Regierungsanstalt‘‘, eine ‚‚Polizeianstalt‘‘; der Staat nimmt 
das Schulwesen selbst in die Hand und leitet es durch seine weltlichen 
Behörden. In der dritten Periode, die mit dem Erlaß der Verfassungs- 
urkunde abschließt, tritt ein Ausgleich zwischen dem rein weltlichen und 
dem rein kirchlichen Standpunkt ein, nachdem der Aufklärungsminister 
Montgelas vom Schauplatz abgetreten ist: „bei voller Wahrung ihres 
prinzipiellen Standpunktes anerkennt die Kirche bereitwillig die berech- 
tigten Ansprüche der Staatsgewalt auf dem Gebiete des Schulwesens‘“ 
(8. 167). Verf. berücksichtigt durchweg auch die protestantischen Ver- 
hältnisse, soweit sie in Betracht kommen. Dankenswert sind insbesondere 
seine Mitteilungen aus ungedrucktem archivalischem Material. Aus der 
ganzen Schrift geht hervor, daB die Schulentwicklung in Altbayern gerade- 
so verlaufen ist wie im übrigen Deutschland: auf eine streng kirchliche 
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Periode folgt die Zeit der Aufklärung mit ihren ziemlich einseitigen An- 
schauungen und Forderungen. Das 19. Jahrhundert hat einen vermitteln- 
den Charakter: es sucht die Ansprüche des modernen Staates ınit denen 
der Kirche zu vereinigen. 


Erlangen. K. Rieker. 


Des kurtrierischen Geistlichen Rats Heinrich Aloys Arnoldi 
Tagebuch über die zu Ems gehaltene Zusammenkunft 
der vier Erzbischöflichen deutschen Herrn Deputirten, die 
Beschwerde der Deutschen Natzion gegen den Römischen 
Stuhl und sonstige geistliche Gerechtsame betr., 1786. 
Herausgegeben von Dr. Matthias Höhler, Domkapitular 
und Generalvikar zu Limburg a. d. Lahn. Mainz, Kirch- 
hein 1915. VII, 354 8. mit 12 Abbildungen. 


Die große Aktion der deutschen Erzbischöfe von Mainz, Trier, Köln 
und Salzburg, die in dem sogenannten Emser Kongreß von 1786 ihren 
Höhepunkt fand, war nur eine Episode in der Geschichte der katholischen 
Kirche des 18. Jahrhunderts; denn sie verlief im Sande und hat die er- 
strebte Anerkennung der Febronianischen Grundsätze nicht durchzu- 
setzen vermocht. Aber trotz diosos augenscheinlichen Mißerfolges ist 
dieser Kongreß ein Ereignis von hervorragender Bedeutung, und zwar 
ebensosehr nach der kirchengeschichtlichen wie nach der kirchenrecht- 
lichen Seite, auch ist die Geschichte der Emser Punktation mit der politi- 
schen Bewegung der achtziger und neunziger Jahre aufs engste verknüpft. 
Da die Vorgeschichte dieser Emser Versammlung und ihr Verlauf nur 
lückenhaft bekannt war, ist die Veröffentlichung eines über die Konferenz 
von einem Teilnehmer geführten Tagebuchs und einer Reihe von Akten 
über die der Tagung vorangegangenen Verhandlungen von nicht geringer 
Wichtigkeit. Verfasser des Tagebuchs ist der Geistliche Rat Heinrich 
Arnoldi, der den kurtrierischen Deputierten, Geheimen Rat Joseph Beck 
als Sekretär nach Ems begleitete. Arnoldi brachte einen Entwurf für 
die von dem Kongreß zu fassenden Beschlüsse mit, der dann im wesent- 
lichen zur Annahme gelangt ist, er hat dann auch die Schlußredaktion 
der Beschlüsse übernommen (S. 2), war also mit den Gegenständen, über 
die verhandelt wurde, aufs genaueste vertraut. Von der Führung „eines 
ordentlichen Protokolls“ wurde Abstand genommen, „weilen sonst das 
Gerücht entstehen würde, als wäre es mehr ein Konzilium als freund- 
schaftliche Beratung und Übereinkunft“, aber man einigte sich dahin, 
daß die Resultate jeder Verhandlung aufgezeichnet und von allen Depu- 
tierten unterschrieben werden sollten (S. 68). 

Der Herausgeber schreibt über die Gesichtspunkte, denen er ge- 
folgt ist: „Es kam für mich lediglich darauf an, die Veröffentlichung so 
zu gestalten, daß sie für sachkundige Leser klar verständlich werde. Dies 
wäre nun, soweit das Tagebuch selbst in Betracht kommt, mit keinerlei 
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Schwierigkeit verbunden gewesen; ein einfacher Abdruck würde hin- 
gereicht haben. Anders aber gestaltete sich die Sache, wenn, wie durch- 
aus notwendig, auch die Debatten selbst nach den Arnoldischen Auf- 
zeichnungen mit veröffentlicht werden sollten. Denn diese Aufzeichnungen 
sind sehr flüchtig und bestehen zumeist nur aus kurz hingeworfenen 
Sätzchen, zu deren Verständnis man die betreffenden Beratungsgegen- 
stände stets genau vor Augen haben muß. Ein: wörtlicher Abdruck der- 
selben konnte daher allein nicht genügen. In Anbetracht dessen hielt 
ich es für das beste, jeden Beratungstag für sich zu behandeln, zu Anfang 
die gefaßten Beschlüsse neben den angezogenen Artikeln der Koblenzer 
Zusammenkunft zu stellen, dann den betreffenden Teil des Tagebuchs 
folgen zu lassen und daran die Aufzeichnungen über den Gang der De- 
batten in zusammenhängender Darstellung unter möglichster Beibehaltung 
der Worte Arnoldis zu reihen. Auf diese Weise erhält der Leser ein klares 
Bild der Kongreßverhandlungen, wie sie sich Tag für Tag abspielten‘“ 
(S. 5f.). 

Infolge der hier eingeschlagenen Methode werden also die neuen 
Quellen zum Teil in bereits verarbeiteter Gestalt dargeboten; das ist zu 
bedauern und mindert den Wert des Buches. Dazu kommt, daß der 
Herausgeber es unterlassen hat, bei den einzelnen von ihm mitgeteilten 
Aktenstücken, die bereits früher veröffentlicht wurden, auf diese Ab. 
drücke hinzuweisen und deren Wert zu bestimmen. Es wird dadurch 
der irreführende Eindruck hervorgerufen, als ob das gesamte vorgelegte 
urkundliche Material jetzt zum erstenmal zugänglich gemacht würde. 
Daß die Emser Punktation mehrfach abgedruckt worden ist, braucht 
nicht erst nachgewiesen zu werden, aber auch manches andere Stück 
ist längst bekannt, vgl. beispielsweise das Schreiben der Erzbischöfe an 
Kaiser Josef II. vom 8. September 1786, Höhler S. 168f. = E. Münch, 
Vollständige Sammlung aller ältern und neuern Konkordate, Leipzig 
1830, I S. 419ff.; das Schreiben des Kaisers an den Bischof von Speier 
vom 16. November 1786, Höhler S.188 = M. Stigloher, Die Er- 
richtung der päpstlichen Nuntiatur in München und der Emser Kon- 
greß, Regensburg 1867, S. 291; das Schreiben .des Kaisers an die 
Erzbischöfe vom gleichen Tage, Höhler S. 190, vgl. Münch I S. 422; 
das Schreiben des Kurfürsten von Mainz an Josef II. wegen der neuen 
Nuntiatur in München vom 22. September 1785, Höhler S. 275, vgl. 
Stigloher S. 261 und die Antwort des Kaisers, Höhler S. 277, vgl. 
Stigloher 8. 263. Damit hängt zusammen, daß der Verfasser darauf 
verzichtet hat, festzustellen, welcho wirklich neuen Erkenntnisse uns 
durch die vorliegende Publikation vermittelt werden. — Die allgemeinen 
Ausführungen in den ersten Kapiteln des Buches sind zwar sehr loyal, 
aber darum zum Teil nicht weniger anfechtbar, vgl. die Beurteilung des 
päpstlichen Finanzwesens S. 10. 18 und Luthers S. 19. — S. 5 Mitte lies: 
Anlage XVIII statt Anlage XIV. 


Göttingen. Carl Mirbt. 
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Fritz Vigener, Gallikanismus und episkopalistische Strö- 
mungen im deutschen Katholizismus zwischen Tridentinum 
und Vaticanum. Studien zur Geschichte der Lehre von 
dem Universalepiskopat und der Unfehlbarkeit des Papstes. 
München und Berlin, R. Oldenburg 1913. 


Die epochemachende Bedeutung des Vatikanischen Konzils für den 
modernen Katholizismus macht die Aufhellung der Vorgeschichte dieser 
Kirchenversammlung zu einer überaus wichtigen historischen Aufgabe. 
Die Vigenersche Studie, die zuerst in der Historischen Zeitschrift Band 
CXI (3. Folge 15. Band. 1913) S. 495— 6582 veröffentlicht wurde, ist einem 
Ausschnitt aus dieser Vorgeschichte gewidmet, der durch die Kompliziert- 
heit der hier zusammentroffenden Entwicklungslinien besonderes Inter- 
esse erregt. Man kann nicht sagen, daß die Untersuchung in unbekannte 

"Gebiete hineinführt, sie bietet auch keine erschöpfende Darstellung des 

Gegenstandes, denn es wird beispielsweise die Zeit zwischen dem Ableben 
Gregors XVI. und dem Jahre 1870 nur skizzenhaft behandelt, aber die 
gehaltvolle, auf eingehenden Studien ruhende Abhandlung ist als zu- 
sammenfassende Übersicht wie durch mancherlei Berichtigungen, die 
sie bringt, von Wert. Vor allem aber hat sie das Verdienst, auf die 
starke Wirkung hingewiesen zu haben, die von Gregor XVI auf die 
Entwicklung der papalistischen Bewegung in Deutschland, die in der 
Regel als ultramontane bezeichnet wird, ausgegangen ist. 

Einleitungsweise macht der Verfasser einige Bemerkungen über die 
Verbreitung des Gedankens der Unfehlbarkeit und des allgemeinen Bischof- 
tums des römischen Papstes imMittelalter. Ein so seltsames Urteil wie das: 
„Man darf wohl sagen, daß die Konzilien des 12. und 13. Jahrhunderts 
und selbst noch das von Vienne an und für sich 30 gut wie das vatikanische 
und gewiß eifriger als dieses zu einer Dogmatisierung des Universal- 
episkopates und der Unfehlbarkeit des Papstes grundsätzlich bereit ge- 
wesen wären. Aber die Frage würde nicht aufgeworfen, weil sie gar nicht 
als eine der Lösung bedürftige Frage enıpfunden worden ist‘‘, hätte eine 
Begründung verdient. In dem großen Ringen zwischen Papalismus und 
Episkopalismus hat das Trienter Konzil keine Entscheidung gebracht. 
Sein Verlauf und die von ihm gefaßten Beschlüsse zeigen aber ein sieg- 
reiches Aufsteigen des kurialistischen Systems, das ich noch höher be- 
werten möchte als der Verfasser anzunehmen geneigt zu sein scheint., 
Es wird dann geschildert, wie in der Folgezeit einerseits die kurialistische 
Doktrin innerhalb der Theologie an Boden gewann — als Hauptvertreter 
werden Melchior Canus, Petrus Canisius, Gregor von Valencia, Helfrich 
Ulrich Hunnius gewürdigt — andererseits der Gallikanismus sich nicht 
nur zu behaupten, sondern durch die theoretische Ausgestaltung seiner 
Grundsätze sogar zu befestigen verstand. 

Auf deutschem Boden ist er in dem System des Febronianismus, 
das die Kirchenpolitik des Zeitalters der Aufklärung stark beeinflußt hat, 
praktisch verwendet worden. Es war aber ein Hinausschreiten über die 
Positionen des Febronianismus, wenn Männer wie Werkmeister und 
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Blau sich mit der Bestreitung der Machtstellung des Papsttums inner- 
halb der katholischen Kirche nicht begnügten, sondern gegen den katho- 
lischen Kirchenbegriff anstürmten. Der Zusammenbruch des katholischen 
Kirchenwesens in Deutschland durch die großen Säkularisationen am 
Anfang des 19. Jahrhunderts schnitt alle diese Erörterungen jäh ab. In 
der restaurierten katholischen Kirche Deutschlands sind nun sehr bald 
extreme papalistische Bestrebungen aufgetaucht, die schließlich in ihrer 
Mitte zum Sieg gelangt sind und dem neuzeitlichen Katholizismus sein 
Gepräge geben. Aufgabe der Forschung ist, die Anfänge dieser ultra- 
montanen Bewegung aufzudecken und zu zeigen, wie sie allmählich die 
starken, in der Überlieferung wurzelnden Widerstände niederzukämpfen 
verstanden hat. Aus den Arbeiten Mejers, Nippolds u. a. ist bekannt, 
daß die Kirchenpolitik der deutschen Regierungen, die dem Gedanken 
einer deutschen Nationalkirche mißtrauisch entgegentraten, dem Papa- 
lismus die Wege geebnet hat, und daß auf der anderen Seite die erste 
Generation des deutschen Klerus in dem vergangenen Jahrhundert einer 
weitergreifenden Romanisierung der katholischen Kirche durchaus ab- 
geneigt war. Vor langen Jahren hat Friedrich in dem ersten Band seiner 
grundlegenden Geschichte des Vatikanischen Konzils den Nachweis ge- 
führt, wie der „Ultramontanismus‘‘ nach Deutschland importiert worden 
ist und wie es vor allem die Gedanken von de Maistre gewesen sind, 
durch die er Eingang fand. Aber die Vigenerschen Darlegungen zeigen, 
daß diese Entwicklung noch genauerer Untersuchungen bedarf. Im Unter- 
schied von den „Romantikern‘‘ hat die katholische Theologenwelt das 
Buch „Vom Papst‘ kühl aufgenommen. Allerdings hat die aus dem Main- 
zer Kreis hervorgegangene Zeitschrift „Der Katholik‘“ die hier ausge- 
sprochenen Ideen verbreitet, übrigens nicht unterschiedslos, denn sie trat 
zwar für die monarchische Leitung der Kirche ein, aber nicht für die 
päpstliche Unfehlbarkeit. In wie weiten Kreisen diese Infallibilität da- 
mals abgelehnt wurde, zeigt Vigener aus Werken der wissenschaftlich- 
theologischen Literatur (F. Walters Lehrbuch des Kirchenrechts und 
Liebermanns Institutiones theologicae) an Äußerungen des Münsteri- 
schen Kreises (Friedrich Leopold Stolbergs Geschichte der christ- 
lichen Religion) wie Sailers und seiner Anhänger in Oberdeutschland, 
endlich aus Urteilen der Theologischen Quartalschrift. Aber es bestand 
bei diesen Gegnern eines gesteigerten Papalismus keine Neigung, etwa 
für die Überordnung der ökumenischen Synode über den Papst Pro- 
paganda zu machen. Sie haben sogar, und das ist für ihre Grundstimmung 
sehr bezeichnend, die Frage nach dem Verhältnis von Papst und Konzil 
geflissentlich zurückgestellt: sie war unbequem und gefährlich. Es wird 
von Vigener gut hervorgehoben, wio die katholische deutsche Theologie 
aus dieser Situation.heraus unter der Führung Möhlers dann dazu ge- 
langt ist, in dem Gedanken der Einheit der Kirche die Verbindung der 
Vorstellungen von Episkopat und Primat zu vollzichen. Die verschiedene 
Beantwortung der Frage nach der Stellung des Papstes innerhalb der 
katholischen Kirche verlor noch weiter an Gewicht, seit der Kölner 
Kirchenstreit gemeinsame Kampfesziele gegenüber dem preußischen 
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Staat schuf und im Zusammenhang damit den engen Anschluß an den 
römischen Stuhl herbeiführte. Diese Wendung wurde dem Herınesianis- 
mus verhängnisvoll, dessen Anhänger zwar nicht offen der universal- 
episkopalistischen und infallibilistischen Doktrin entgegentraten, aber ihr 
in Wege standen, ‚da sie an den alten episkopalistisch orientierten Über- 
lieferungen festhielten. 

Der bisher herkömmlichen Zurückführung dieser Ansätze einer papa- 
listischen Bewegung in Deutschland aus dem französischen Lager stellt 
Vigener die Behauptung entgegen, daß sie in erster Linie von Italien 
aus und zwar direkt durch die Kurie die entscheidenden Anregungen 
empfangen hat. Es handelt sich hier um den Anteil, der dem Papst 
Gregor XVI. an dieser Entwicklung zugesprochen werden muß. Dabei 
kommt nicht nur seine Enzyklika „Mirari vos‘ von 1832 in Betracht, 
sondern vor allem seine, merkwürdigerweise ganz in Vergessenheit ge- 
ratene, Schrift über „Triumph des heiligen Stuhles und der Kirche 
über die Neueren‘“‘, die von ihm 1799 veröffentlicht wurde, als er noclı 
Kamaldulenser in Rom war, und die Gedanken vertritt, die später auf dem 
Vaticanum zur Anerkennung gelangt sind. Nach ihrem Erscheinen offen- 
bar wenig beachtet und von de Maistres Schriften in Schatten gestellt, 
wurde sie eine dio Aufmerksamkeit sich erzwingende Programmschrift, 
: als der Verfasser in die Reihe der Nachfolger des Petrus einrückte und 
die Neuherausgabe herbeiführte. Nachdem sie bald durch Übeısetzungen 
dem deutschen Publikum zugänglich geworden war, haben der „Katholik“, 
der Jesuit Perrone durch seine Dogmatik und G.Phillips durch sein Kirchen- 
recht für die Verbreitung der gregorianischen Ideen Sorge getragen. 

Es wird Vigener im Hinblick auf die von ihm gegebenen Nach- 
weise zuzugeben sein, daß unter den Faktoren, die auf die Entwicklung 
des Papalismus in Deutschland eingewirkt haben, der Einfluß Gre- 
gors XVI. ganz anders als es früher geschehen ist in Rechnung zu stellen 
sein wird. Dagegen scheint mir der Beweis dafür, daß ‚die ersten be- 
deutenden Ansätze einer erfolgreichen Propagierung des geschlossen papa- 
listischen Kirchenbegriffs sich im damaligen Deutschland, also nicht so 
unter französischem, wie vielmehr italienischem, römischem, päpstlichem 
Einfluß vollzogen haben“, nicht erbracht zu sein. Schon der Umstand, 
daß diese kuriale Einwirkung erst 1832 beginnen konnte, also zu einem 
Zeitpunkt, als der Prozeß der Ultramontanisierung der Kirche bereits 
längst eingesetzt hatte, spricht dagegen, die Schlußfolgerungen aus Gre- 
gors XV]. Eingreifen so hoch zu bewerten, wie es durch den Verfasser 
geschieht. 

Ich möchte nicht unterlassen, an dieser Stelle auf die Abhandlung 
Vigeners über „Ketteler und das Vaticanum“ in den „Forschungen und 
Versuche zur Geschichte des Mittelalters und dem Neuzeit, Festschrift 
für Dietrich Schäfer‘ (Jena 1915) S. 652-746 hinzuweisen, die sich mit 
dem hier verhandelten Gegenstand berührt. Die von Vigener in Aus- 
Bicht gestellte Biographie Kettelers wird Gelegenheit geben, zu den hier 
gegebenen Ausführungen Stellung zu nehmen. 


Göttingen. Carl Mirbt. 
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J. Bauer, Zur Geschichte des Bekenntnisstandes der ver- 
einigten evangelisch-protestantischen Kirche im Großherzog- 
tum Baden. Heidelberg, Evang. Verlag 1915. X, 179 8. 


Die Geschichte des Bekenntnisstandes der badischen evangelischen 
Landeskirche im 19. Jahrhundert ist deshalb besonders lehrreich, weil die 
im Lauf dieses Jahrhunderts die badische Kirche ebenso wie die anderen 
deutsch-evangelischen Landeskirchen durchziehenden Auseinandersetzun- 
gen über Geltung und Wertung der in der Reformation und den reforma- 
torischen Bekenntnissen gegebenen geschichtlichen Grundlagen des evan- 
gelischen Kirchenwesens einerseits, über Recht und Notwendigkeit der 
Beeinflussung der kirchlichen Lehrverkündigung durch die allgemeine 
geistige und wissenschaftliche Kultur der Gegenwart anderseits hier ihren 
Angelpunkt in zwei am Anfang des Jahrhunderts stehenden Ordnungen 
finden konnten, die, den landeskirchlichen Bekenntnisstand zwar dehnbar 
genug, aber doch mit relativer Bestimmtheit umschreibend, in der Landes- 
kirche ausdrücklich als geltendes Recht anerkannt sind: die Karlsruher 
Kirchenratsinstruktion von 1797 und die Unionsurkunde von 1821. In- 
folgedessen konnten die theologısch-kirchenpolitischen Meinungskämpfe, 
soweit sie die Handhabung der kirchlichen Lehrordnung seitens der 
Kirchenbehörden für sich in Anspruch zu nehmen suchten, sehr viel 
leichter zu klarer rechtlicher Entscheidung (natürlich nicht zu innerer 
Lösung) gebracht werden als in anderen Landeskirchen, denen zum recht- 
lichen Austrag jener Kämpfe der Rückhalt aktueller gesetzlicher Be- 
stimmungen fehlte, und die sich deshalb der Frage nach Maß und Art 
der Geltung, die den Bekenntnissen des 16. Jahrhunderts in der evangeli- 
schen Kirche von heute zukommt, unvermittelt gegenübergestellt sahen. 
Gewiß hat die geistige Geschichte der badischen Kirche im 19. Jahr- 
hundert ihren eigentümlichen Charakter. Aber sie steht doch in so engem 
Zusammenhang mit der Gesamtgeschichte des deutschen Protestantismus, 
daß sie dessen inneren Werdegang im abgelaufenen Jahrhundert an ihrem 
Teil vorzüglich mit beleuchten hilft. Alles, was den deutschen Gesamt- 
protestantismus bewegt, findet sich auch in ihr wieder, wenngleich die 
Fassung der Probleme und die Art ihrer Lösung spezifisch badisch ist. 
Es ist deshalb mit Freuden zu begrüßen, daß J. Bauer-Heidelberg, dem 
alles amtliche Material wie auch die gesamte einschlägige Literatur, ein- 
schließlich der Flug- und Zeitschriften, zur Verfügung stand, uns eine ebenso 
peinlich sorgfältige wie klare und übersichtliche Darstellung der Geschichte 
des badischen Bekenntnisstandes geschenkt hat. Das Rückgrat der Dar- 
bietungen bilden die gesetzlichen Bestimmungen, die behördlichen Erlasse 
und synodalen Beschlüsse zur Frage des Bekenntnisstandes in den ein- 
zelnen Perioden vom milden, supranaturalistisch gefärbten Rationalismus 
an (Kirchenratsinstruktion 1797, Unionsurkunde 1821), zur kirchlichen 
Restaurationsbewegung — die sich allerdings in Baden nur sehr ab- 
geschwächt ausgewirkt hat — der 20er bis 50er Jahre (Erläuterung des 
$ 2 der Unionsurkunde von 1855), zum Überwiegen des kirchlichen Libe- 
ralismus in Baden (Erklärung der Generalsynode von 1867 aus Anlaß des 
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Schenkelstreits) bis zu den theologisch-kirchenpolitischen Kämpfen der 
Gegenwart (Erlaß des Oberkirchenrats 1904: Anerkennung von zwei Strö- 
mungen in der evangelischen Kirche als lebensnotwendig für dieselbe). 
Aber es werden aus den amtlichen und außeramtlichen Verhandlungen 
und Meinungsäußerungen, die zu jenen Erlassen und Beschlüssen geführt 
haben, mit großem Geschick die bedeutsamsten ausgewählt und mit- 
geteilt, auch die nötigen Erläuterungen (auch bezüglich der handelnden 
Personen), zwar in knappster Form, aber sachlich völlig ausreichend ge- 
boten. Es wäre sehr zu begrüßen, wenn die von B. für Baden in muster- 
hafter Weise geleistete Arbeit für andere Gebiete Nachfolge fände. 


Halle a. S. K. Eger. 


Otto Riedner, Die geistlichen Gerichtshöfe zu Speier im 
Mittelalter (a.u.d. T.: Görresgesellschaft. Veröffentlichungen 
der Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, hrsg. von 
K. Beyerle, E. Göller, G. J. Ebers. 26. Heft). Pader- 
born, F. Schöningh 1915. XI, 305 8. 


Der Herausgeber hat bereits 1907 in seiner Dissertation, die das Offi- 
zialatsgericht zu Speier im 13. Jahrhundert zum Thema hatte, über einen 
der dortigen geistlichen Gerichtshöfe grundlegend gehandelt. Nun baut 
er das Thema weiter aus und bearbeitet alle in Speier während des 
Mittelalters bestehenden geistlichen Gerichtshöfe. Er wird erstmals ofien- 
eichtlich ausführlichst über ein derartiges Thema schreiben, nachdem 
K. Stenzel seine Darlegungen über die geistlichen Gerichtshöfe zu StraB- 
burg im 15. Jahrhundert nur im engeren Rahmen (Zeitschr. f. Gesch. 
des Oberrheins N. F. 29 [1914], 365—446) bieten konnte. Der zunächst 
vorgelegte II. oder Quellenband läßt das Beste von dem in Aussicht ge- 
stellten darstellenden Band erhoffen. 

Auf mehr denn 300 Seiten werden hierin aus 16 Archiven und Biblio- 
theken 75°), bisher noch nicht gedruckter Quellen (genau 75 von 100 
Stück) für das Thema veröffentlicht. Ist auch über Plan und Anlage der 
kommenden Darstellung in der „Vorbemerkung“ nur wenig angedeutet, 
so läßt doch eine Übersicht über diese Belege ungefähr erkennen, daß 
wohl der Gerichtshof des bischöflichen Gerichts, des Dompropsteigerichts, 
des Archidiakonatsgerichts, das seltsamerweise als eines mit einem Offizial 
für alle vier Archidiakonate in Speier bestand, dann des Generalvikariats 
zur Behandlung kommen werden, vielleicht im großen ganzen nach dem 
Schema Gerichtsherrlichkeit, Verfassung und Verfahren. Besonders heben 
sich vier Gerichtsordnungen aus dem gesamten Material heraus: der Ordo 
judiciarius „Antequam‘ von ca. 1260, ein Speirer Lehrbuch des ka- 
nonischen Zivilprozesses, dann die Gerichtsordnung des Bischofs Mathias 
von 1466, ferner die des Bischofs Ludwig von ca. 1479 und eine solche 
von ca. 1540, die, auf der vorigen fußend, eine Reihe von Ergänzungen 
bringt. Vornehmlich daserste Stück ist von Wichtigkeit und zugleich all- 
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gemeiner Bedeutung. Mit ihm hatte der Herausgeber sich schon 1907 in 
der einleitungsweise genannten Dissertation kritisch beschäftigt; es soll 
„laut Vorbemerkung‘ im I. Band eingehend gewürdigt und berücksichtigt 
werden. Und das, was Referent in deren Besprechung (Deutsche Lit.- 
Ztg. 1911 Sp. 1204) als nötig betonte, nämlich eine mit mehr Methode 
gehandhabte Durchforschung der Handschriften und Drucke des Ordo, 
ist jetzt geschehen in einer Weise, daß nunmehr eine ebenso vortrefflich 
gelungene als übersichtlich und brauchbar gestaltete Neuausgabe 
(S. 5—48) vorliegt. 

Sachbemerkungen zu den Texten als solchen sind vorläufig, da der 
Darstellungsband noch aussteht, nicht angebracht. Formell läßt sich 
sagen, daß sie alle außerordentlich sorgfältig korrigiert sind, der Druck 
ungemein übersichtlich und klar ist und die Editionsweise nicht das ge- 
ringste zu wünschen übrig läßt. Besondere Hervorhebung verdient das 
„Wortregister‘ am Schluß; es umfaßt nicht weniger als 23 Seiten und 
gewährt einen bis ins kleinste gehenden Einblick in die Worttechnik der 
geistlichen Gerichte. So macht in allem diese Ausgabe geistlicher Gerichts- 
texte einen durchaus günstigen Eindruck und man mag dem Herausgeber 
für seine neuerlichen Bemühungen um Förderung der kirchenrechtes- 
geschichtlichen Erkenntnisse aufrichtig danken. 

Er wird aber gestatten, einigen kleinen Wahrnehmungen Ausdruck 
zu verleihen. Im Abkürzungsverzeichnis S. XI hätte wohl auch das 
„KB.“ der Quellenangaben (von S. 54 an) Platz finden dürfen, da nur 
der Kundige weiß, daß es „Kopialbuch‘“ bedeutet. — Vielleicht hätten 
sich die Überschriften über den beiden Teilen des Ganzen einfachhin als 
„Quellen zur Verfassung‘ und „Quellen zum Verfahren‘ geben lassen. — 
S. 9! wird der Merkvers: Et locus et tempus annumerantur eis als „spon- 
deischer Hexameter‘ bezeichnet. Natürlich denkt man zunächst an einen 
Hexameter, da auch die übrigen Verse solche sind; allein die Stammsilbe 
in numerare ist von Natur kurz, ebenso wie das e vor dem iin eis; bei 
hexametrischer Skandierung müßte aber an deren beider Stelle eine Länge 
stehen, weswegen an einen Spondaicus zu denken ausgeschlossen ist. 
Der Vers ist ein leibhaftiger Pentameter. — S. 60 heißt es: propter quod 
layci clericali opido (vom Ref. unterstrichen) infesti ... disponunt. 
Die Stelle stammt aus einem Synodalerlaß, der handschriftlich als A 
(= Abschrift) im KB. 415 (so in der Quellenangabe), also wohl im Karles- 
ruher Kopialbuch 415, außerdem gedruckt (D) in der Collectio proces- 
suum synodalium dioecesis Spirensis (1786) vorliegt. An letzterer Stelle 
steht ‚„‚clerici‘‘ statt ‚‚elericali‘“ und Riedner beläßt die erste Lesart. 
Was soll aber clericali opido in dem Satze heißen? Welche geistliche 
Stadt ist gemeint? Offenbar ist die Karlsruher Abschrift (oder ihr erster 
Gewährsmann) ganz fehlgegangen, da sie das ihr sichtlich nicht geläufige 
opido als Ablativ nahm und in clericali korrigierte; hingegen gerät D an 
das Richtigere hin, wenn er clerici setzt. Es muß natürlich heißen clericis, 
wobei opido Adverb (= arg, gewaltig) ist; die ganze Stelle „layci cleriois 
infesti‘ entstammt dem Beginne der berühmten Bulle Bonifaz’ VIII. 
gegen Philipp IV. von Frankreich 1296: Clericis laicos infestos oppido 
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tradit antiquitas (c. 3 VI de immunit. 3. 23). Danach wäre also die Emen- 
dation vorzunehmen gewesen. — Die Note S. 68! über die biblische Wen- 
dung ‚„falcem mittere in messem alienam““ wäre schon auf $8. 60 angebracht 
gewesen, weil hier bereits dieselbe sich findet. 

Der volle Wert der schönen Publikation wird sich erst nach Er- 
scheinen des darstellenden Bandes offenbaren. 


Bamberg. A.M. Koecniger. 


Außerdem sind bis zum 1. November 1916 der Redaktion folgende 
Schriften zugegangen, die nach Möglichkeit später besprochen werden 
sollen?): 


G. von Below, Die Ursachen der Reformation. Rede, gehalten bei der 
Übernahme des Rektorats. Freiburg i. Br., E. A. Günther 1916. . 


Jahrbuch der rechts- und gesellschaftswissenschaftlichen Sektion des 
Siebenbürger Muscumsvereins Jahrgang 1913 — 1914 hrsg. von 
M. von Bochkor. Budapest, J. Benkö (1914; in ungarischer und 
deutscher Sprache). 


L. Jenni, Jesus. Sein Leben und Wirken. Auf Grundlage hauptsäch- 
lich der Übersetzung des Evangeliums nach Markus von Klostermann. 
Ein Beitrag zur Wertung der Evangelien und zur Feststellung des 
Urevangeliums. Lugano und Mailand, Verlagshaus Coenobium 1916. 


J. B. Kißling, Geschichte des Kulturkampfes im Deutschen Reiche III. 
Freiburg i. Br., Herder 1916. 


A. von Martin, Coluccio Salutati und das humanistische Lebensideal 
(a.u.d. T.: Beiträge zur Kulturgeschichte des Mittelalters und der 
Renaissance, herausg. von W. Goetz XXIII). Leipzig und Berlin, 
B. G. Teubner 1916. 


H. Nottarp, Das Ludgersche Eigenkloster Werden im 9. Jahrhundert: 
Historisches Jahrbuch XXVII (München 1916), S. 80—98. 


F. Radcke, Die eschatologischen Anschauungen Bernhards von Clair- 
vaux. Ein Beitrag zur historischen Interpretation aus den Zeit- 
anschauungen (a.u.d. T.: Sammlung wissenschaftlicher Arbeiten 
XLV). Langensalza, Wendt und Klauwell 1915. 


A. Störmann, Die städtischen Gravamina gegen den Klerus am Aus- 
ganze des Mittelalters und in der Reformationszeit (a.u.d.T.: 
Reformationsgeschichtliche Studien und Texte, herausg. von J. Gre- 
ving XXIV—XXV]J). Münster i. W., Aschendorff 1916. 


G. Tangl, Die Teilnehmer an den allgemeinen Konzilien des Mittelalters 
(Teil I-Ille). Berliner Phil. Diss. Weimar, Hof-Buchdruckerei 1916. 


1) Eingänge, die völlig aus dem Bereich unserer Zeitschrift bezw. 
unserer Abteilung fallen, finden keine Berücksichtigung. Auch übernimmt 
die Redaktion für nicht erbetene Zusendungen keine Verpflichtung zur 
Besprechung oder Rücksendung. A.W. 
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F. Thaner, Anselmi episcopi Lucensis collectio canonum una cum ool- 
lectione minore fasciculus II. Innsbruck, Wagner 1915. 


L. Wahrmund, Quellen zur Geschichte des römisch-kanonischen Pro- 
zesses im Mittelalter IIl 1: Der ordo iudiciarius des Aegidius de 
Fuscarariis. Mit Unterstützung der Savigny-Stiftung. Innabruck, 
Wagner 1916. 


A. Werminghoff, Die deutschen Reichskriegssteuergesetze von 1422 bis 
1427 und die deutsche Kirche. Ein Beitrag zur Geschichte des vor- 
reformatorischen deutschen Staatskirchenrechts.. Weimar, H. Böh- 
laus Nachf. 1916 (erweiterter Abdruck aus dieser Zeitschrift, Kan. 
Abt. V). 

E. Wolgast, Die rechtliche Stellung des schleswig-holsteinischen Kon- 
sistoriums. Ein Beitrag zur Beurteilung des Verhältnisses der Landes- 
kirche zum Staate (a. u.d. T.: Schriften des Vereins für schleswig- 
holsteinische Kirchengeschichte I 8). Kiel, R. Cordes 1916. 


J. Zeller, Das Prämonstratenserstift Adelberg, das letzte schwäbische 
Doppelkloster (1178 [1188] bis 1476): Württembergische Viertel- 
jahrshefte für Landesgeschichte N. F. XXV (Stuttgart 1916), S. 107 
bis 162. 


Entgegnung. 


Im letzten (36.) Bande dieser Zeitschrift hat Herr Prof. Dr. Hans 
von Voltelini eine Besprechung meines Buches „Ursprung und Herkunft 
der Reformideen Kaiser Josefs II. auf kirchlichem Gebiete‘ (1914) ver- 
öffentlicht, die mehrfach zu Richtigstellungen auffordert. 

V. stellt die Sache so dar, als ob der Schwerpunkt meiner Arbeit 
in der Bekänipfung jener Lehre ruhen würde, die das Programm für diese 
Reformen Josefs II. aus der naturrechtlichen Schule ableitet. Er nimmt 
dazu die Vaterstelle für jene Theorie für sich in Anspruch, obwohl all- 
gemein bekannt ist, daß sie längst vor V.s Aufsatz von anderen vor- 
getragen worden ist. Tatsächlich habe ich mich nur nebenbei damit 
beschäftigt, so daß die Ablehnung jener Theorie nur einen kleinen Teil 
meiner Ausführungen bildet. Den ganzen übrigen positiven Teil meiner 
Studie, den von mir erbrachten, aus den Quellen geschöpften und durch- 
wegs durch Zitate belegten Nachweis, daß vor allem andere Faktoren 
mitgewirkt haben, hat er aber unbeachtet gelassen; ein Referat über den 
sachlichen Inhalt wäre um so mehr zu erwarten gewesen, als der Polemik 
in persönlicher Sache ein breiter Raum gegönnt wurde — 

Unrichtig, ja geradezu irreführend ist auch die Behauptung V.s, 
daß ich als Rüstkammer des Josefinismus nur die Legistenschriften an- 
gesehen hätte. Tatsächlich habe ich als Quellgebiet der josefinischen 
Reformidee bezeichnet: 1. die Schriften der Legisten, 2. der Vertreter 
der Konziliartheorie und des Episkopalsystemes, 3. jene der auf den erste- 
ren fußenden Gallikaner, 4. der Publizistik Venedigs contra Kurie, 5. der 
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kartesianisch-jansenistischen Neuscholastik (S. 3ff.); auch auf die Refor- 
men vorbereitende praktische Momente wurde hingewiesen (S. 52), be- 
sonders auf die Gegenreformation; es wurde auch zugegeben, daß einige 
dieser Ideen durch die naturrechtlichen Strömungen Deutschlands mög- 
licherweise eine Stärkung erfahren haben; gewendet habe ich mich 
gegen die Auffassung, daß das Naturrecht den Anstoß zur Reform ge- 
geben oder gar und besonders allein deren Ideegehalt bestimmt habe 
und gegen die Annahme eines, geschweige eines hervorragenden Anteils 
Martinis an der josefinischen Reform. Hier sei übrigens ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß Ignaz Beidtel (1849) der Vater des Gedankens 
ist, den Voltelini vertritt, und daß außer Beidtel auch noch Jäger, 
Friedberg u. a. m. dem Naturrecht einen gewissen, bescheidenen Anteil 
bei Entfaltung der Reformideen zuerkannt haben, wie ich ja S. 14 näher 
ausgeführt habe. V. zitiert dieselben Stellen aus Martini wie Beidtel: im 
Anhang seines Werkes. Auf V. fällt so zurück, was er mir S. 546 Z. 18 
v. u. und S. 549 Z. 2] v. u. zum Vorwurf gemacht hat. Er hält das, was 
er rezipierte, für originär erworben; er überschätzt den Bann der über- 
kommenen Lehrmeinung und ist auch radikaler als sein Meister — 
Beidtel. 

Ich erbrachte ferner den Nachweis, daß Heinke, Eybel, Rauten- 
strauch auch aus Bossuet, Van Espen, Muratori usw. schöpfen, 
diese aber ihrerseits aus weiter zurückliegenden-Quellen. Der Ref. scheint 
den betreffenden Abschnitt übersehen zu haben, sonst hätte er unmöglich 
S. 548 die Behauptung aufstellen können, ich hätte erst lernen sollen, 
„daß schon Bossuet usw. zu naturrechtlichen Anschauungen neigen“, 
Ja, darauf habe ich ja hingewiesen — während V. früher, in seiner von 
mir zurückgewiesenen Studie in diesem Zusammenhange nichts davon zu 
berichten wußte —; ich habe aber ausdrücklich zwischen dem Natur- 
recht des Mittelalters, das auch noch Vertreter in der Neuzeit hat, 
wie z. B. Bossuet, und dem rationalistischen Naturrecht, das sich 
von der religiös-theologischen Grundlage emanzipierte, unterschieden 
(8.15 A.8; 8.22 A.5; S. 14 Überschrift usw.). Gerade diese Unter- 
scheidung ist es, welche die auf diesem Gebiete herrschende Konfusion 
entwirren helfen kann. V. verwischt hingegen diesen Unterschied; in 
seiner Studie sprach er nur von der naturrechtlichen Lehre Deutschlands, 
zog bloß Grotius, Pufendorf, Thomasius, Wolff und Martini her- 
an; im Referat dehnt er den Inhalt und Umfang des Begriffes beliebig 
und sucht sich auf Grund ciner Beweisverrückung und Äquivokation zu 
retten. Die Behauptung und der Nachweis, daß das rationalistische 
Naturrecht, der Gallikanismus und der Josefinismus zum guten Teil in 
den Schriften der Legisten wurzeln, stammen von mir. Daß der Josefinis- 
mus auf Gallikaner, Legisten usw. zurückgreift, findet darin eine Er- 
klärung, daß die auf protestantischer Grundlage und auf protestantische 
Verhältnisse gedachte deutsche Naturrechtslehre viele Fragen, welche in 
den katholischen Staaten die brennenden waren und im Vordergrund 
der Diskussion standen, gar nicht mehr berücksichtigte, weil die von 
Luther herbeigeführte Umwälzung diese Dinge längst zersetzt und ab- 
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gestreift hatte. Vgl. S. 42. Überdies muß ich die Frage aufwerfen, welche 
Lehren des rationalistischen Naturrechtes Deutschlands der Josefinismus 
eigentlich nach V. aufgenommen habe? DaB Josef II. kein Anhänger 
der Lehre vom Gesellschaftsvertrag, sondern vom Gottesgnadentum war, 
mußte zugegeben werden; die Behauptung, daB Josef, die Beamten und 
die Publizistik sich nur einer Formel bedienten, widerspricht dem Sinn 
der Quellenstellen; Belege für diese seine Ansicht hat der Ref. seinerseits 
nicht erbracht. 

Daß der Souveränitätsbegriff des josefinischen Staatsrechtes der 
des französischen Absolutismus ist: Bodinus, Bossuet usw., habe ich 
quellenmäßig nachgewiesen; absolutistische Ansätze, Tendenzen finden 
sich in Österreich schon sehr früh, längst vor der Entfaltung des deutschen 
rationalistischen Naturrechtes; viele österreichische Staatsmänner waren 
begeisterte Anhänger Ludwigs XIV. und seines Systemes schon unter 
Leopold I.; wer wollte aber etwa behaupten, daß die Politik des Fürsten 
Kaunitz von der Naturrechtslehre Deutschlands aus orientiert war? Das 
Verhältnis von Staat und Kirche war durch österreichische Spezial- 
verhältnisse seit Ausgang des Mittelalters vorbereitet; das Rüstzeug zur 
Polemik fand man bei den Legisten usw.; ich habe die Werke und die 
Parallelstellen zitiert. Beim deutschen rationalistischen Naturrecht konnte 
man aus dem oben besprochenen Grunde keine oder doch nur ganz be- 
scheidene Anleihen nehmen; übrigens finden sich auch nirgends im Akten- 
material Hinweise dafür. Was bleibt nunmehr als eventueller Einfluß 
des Naturrechtes Deutschlands ? Daß die Monarchen sich als Diener des 
Staates bezeichneten, Wie stellt sich der Inhalt dieses Dienerbegriffes 
zum tatsächlich herrschenden und in den Reformen sich auswirkenden 
Souveränitätsbegriff? Contradictio in adjecto. — 

V. behauptet ferner, daß ich Nikolaus Hontheim nicht in seiner 
Bedeutung erkannt hätte. Tatsächlich war Hontheim (Febronius) Kom- 
pilator aus Legisten, Gallikanern usw., was ihm schon zu seiner Zeit 
nachgewiesen wurde; auch wurden — was für die Frage nach den Quellen 
des Josefinismus von viel größerer Bedeutung ist — Berufungen auf 
Hontheim im Staatsrate, selbst von Kresel, abgelehnt. — 

Weiter: Muratori schöpfe aus Wolff. V. scheint jene Kapitel 
übersehen zu haben, wo Muratori sich gegen „die Luftschlösser‘‘ wendet, 
„welche die deutschen Philosophen Leibniz und seine Schule bauen“, 
Frappierend ist die Bemerkung des Ref., daß Eybel, Heinke, Rauten- 
strauch von keiner wissenschaftlichen Bedeutung gewesen seien. Aber 
darauf kommt es doch hier nicht an. Heinke. Eybel usw. waren Refe- 
renten inı geistlichen Fach (Näheres S.11 A.5 und S. 16 A. 1); auf Grund 
ihrer Vorschläge werden die meisten Verordnungen in publico-ecclesiastico 
gemacht; es handelt sich hier doch nicht um die wissenschaftliche Be- 
deutung, sondern um die praktische und politische Wirksamkeit dieser 
Männer, um ihren Einfluß auf den Gang der Gesetzgebung und der 
Ereignisse und dieser war ein hervorragender. 

In seiner Studie betonte V. ausdrücklich den hervorragenden Ein- 
fluß Martinis auf die Reformen — ich wandte mich dagegen —, nun 
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findet der Ref., daß Martini noch weniger radikal gewesen als ich an- 
nehme. „Originell ist er deswegen doch nicht gewesen usw.‘ schreibt 
er S. 549. Mit Verlaub: Wo habe ich das beliauptet? S. 55 lege ich doch 
das Gegenteil dar. Was die Lehrerschaft Martinis anlangt, so ist zu be- 
merken, daß das angeführte Argument ex silentio (daß „die Akten über 
die Erziebung K. Josefs keinerlei Anhalt dafür geben‘) methodologisch 
unzulässig ist; V. selbst hatte ja in scinem Aufsatz bemerkt (8.72), daß 
diese Akten „‚freilich nicht lückenlos sind‘. Inı übrigen ist es, wie betont 
wurde, für meine Beweisführung irrelevant. Aber fällt da nicht eine 
weitere Stütze für die früheren Annahmen V.s selbst ? 

Den Sinn meiner allerdings kurzen Bemerkung 8. 86 A. 2 hat der 
Ref. nicht aufgefaßt; denn sonst hätten meine Ausführungen, daß aus 
dem Jesuitenfonds Darlehen an die österreichische Aristokratie und 
Bureaukratie gereicht wurden, während den Jesuiten sechs Monate keine 
Pensionen ausgezahlt wurden, den Ref. wohl nicht zu dem Vorwurf wider 
mich verleiten können, ich wüßte nicht, daß „man Kapitalien anlegt und 
nicht brachliegen läßt‘ (S. 550). Denn damit wird doch nicht das Vor- 
gehen wider die Jesuiten entschuldigt? Meine Bemerkung brachte übri- 
gens an sich nichts Neues, nur einen weiteren Beleg für die finanzielle 
Mißwirtschaft, von der in jedem Handbuch zu lesen, z. B. Mayer, Ge- 
schichte Österreichs II 447 u. a. 

Zu S. 549 2.3 v.u. ist zu bemerken, daß nicht alle Ordensgeist- 
lichen — wie der Ref. meint — Mönche sind; darüber orientiert gut 
Heimbucher, Orden I 38ffl. Mönche wäre hier ein zu enger Begriff, 
er würde sich nur auf Benediktiner und ihre Zweige, sowie auf Karthäuser 
beziehen; Josef II. hat aber auch andere Orden aufgehoben. Daß Ref. 
über die Amortisationsgesetzgebung unter Maria Theresia und Josef Il 
und über die hier eingreifenden Konflikte wegen dispensatio votorum 
nicht orientiert ist, erklärt sich aus der Unkenntnis des diesbezüglichen 
Aktennuaterials; des näheren darauf einzugehen, ist hier nicht der Raum, 
auch überflüssig, da eine Studie darüber in Vorbereitung ist. — In meiner 
Behauptung, daß Josef II. bei Durchsetzung seiner beinahe fixen Ideen 
ein robustes Gewissen bekundet, wird ein Widerspruch gesehen zu meiner 
Ansicht, daß Josef Realpolitiker war und nicht doktrinär. Ja, soll denn 
ein Realpolitiker keine Ideen, Vorstellungen, Zielvorstellungen haben ? 
Sind denn fixe Ideen Monopol des Doktrinärs ? 

V. meint des weiteren, ich hätte übersehen, daß das Vermögen der 
aufgehobenen Klöster zur Bildung des Religionsfonds verwendet wurde. 
Ich spreche tatsächlich davon öfters S. 80, 81, 85, 86 usw. Wie flüchtig 
er liest, zeigt auch die Bemerkung, ich hätte Hatzfeld als Stürmer in An- 
spruch genommen. Wo denn? Gerade das Gegenteil ist der Fall: S. 60 
u. passim. Der Hauptfehler der Forschungsmethode Voltelinis liegt im 
Ignorieren der Archivalien; ohne eingehende Einsicht in diese primären 
Quellen ist in unserer Frage aber kein richtiges Urteil zu gewinnen. Es 
bleibt cben — beim alten! Allerdings will ja v. V. dem „Bann der 
überkommenen Lehrmeinung‘“ beileibe nicht zu nahe treten (S. 546). 

Wien. Dr. Georgine Holzknocht. 
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Vorstehende Entgegnung haben wir dem bei unserer Zeitschrift 
beobachteten Brauche gemäß Herrn Professor Dr. H. von Voltelini zur 
Kenntnisnahme zugeschickt. Er sandte uns eine Erwiderung, die im 
folgenden zum Abdruck gebracht wird. Zugleich erklären wir damit 
die Auseinandersetzung in dieser Zeitschrift für geschlossen. 


Für die Red. A. Werminghoff. 


Erwiderung. 


Die vorstehende Entgegnung von Frau Dr.Georgine Holzknecht 
kann mein Urteil über ihr Buch in keiner Weise verändern. Es bleibt 
dabei, daß die Verfasserin die naturrechtliche Literatur des 18. Jahrh. 
nicht kennt, daß sie den überragenden Einfluß Hontheims übersehen 
hat, daß sie es unterlassen hat, sich aus den gangbaren Handbüchern 
auch nur ein flüchtiges Bild der geistigen Entwickelung auf dem Boden 
des Staats-, Verwaltungs- urd Kirchenrechts zu verschaffen, daß ihr 
die Geschichte der Gesetzgebung und Verwaltung in Österreich, Preu- 
ßen, den anderen deutschen und außerdeutschen Staaten in der zweiten 
Hälfte des 18. Jabrh. unbekannt geblieben ist und daß sie daher von 
dem Einfluß des Naturrechtes keine Ahnung hat, daß Mönche und 
nicht Geistliche säkularisiert werden, daß die Verleihung der Testier- 
fähigkeit an Exmönche und Exnonnen mit den Amortisationsgesetzen 
nichts zu tun hat usw., daß also der Verfasserin die nötigen Vorkennt- 
nisse fehlen, um ihren Vorwurf lösen zu können, was inzwischen auch 
Wolfgang Windelband in der Historischen Zeitschrift 115 8. 643f. 
festgestellt hat. Die Entdeckung des Realpolitikers mit den fixen 
Ideen sei der Verf. noch außerdem herzlich gegönnt. 

In eigener Sache bemerke ich noch, daß es mir nie eingefallen 
ist zu behaupten, den Einfluß des Naturrechtes auf die Verwaltung 
des aufgeklärten Absolutismus entdeckt zu haben, daß ich Beidtel, 
Jäger und Friedberg bereits zu einer Zeit studiert habe, in der die 
Verfasserin wohl noch kaum das Licht der Welt erblickt haben dürfte, 
endlich daß ich während meiner langjährigen Amtstätigkeit im Haus-, 
Hof- und Staatsarchiv in Wien nicht nur die Romana verwaltete, son- 
dern aus Anlaß zum Teil amtlicher Arbeiten einen großen Teil der 
Staatsratsakten, die sich auf die kirchlichen Reformen Josephs II. be- 
ziehen, und einen Teil derselben Akten für noch unveröffentlichte 
Forschungen zur Geschichte des bürgerlichen Rechts in Österreich 
neuerdings erst vor wenigen Jahren durchgenomnien habe, also nicht 
bloß nach der Literatur, sondern aus Kenntnis der Akten urteile Wie 
aber die Verfasserin die Akten benutzt hat, habe ich in meiner Be- 
sprechung zur Genüge dargetan. 


Wien. H. von Voltelini. 


Kanonistische Chronik. 


a esse, 


Ende Dezember 1915 starb in Agram der emeritierte ordentliche 
Professor des Kirchenrechts Protonotar Dr. Ferdinand Belaj. 


Am 5. Februar 1916 starb in Köln der Professor des öffentlichen 
Rechts an der dortigen Handelshochschule, Geheimer Regierungsrat 
Dr. jur. et phil Heinrich Geffeken. Als Sohn des hanseatischen 
Ministerresidenten F. H. Geficken zu Berlin am 27. Juni 1865 geboren, 
verbrachte er seine Jugendzeit in Straßburg, wohin sein Vater als Professor 
des Staats- und Völkerrechts berufen worden war; seit dem Jahre 1885 be- 
suchte er die Universitäten Freiburg, Leipzig und Berlin, um hier Geschichte 
und Jurisprudenz zu studieren; seine Lehrer waren besonders W. Arndt, 
E. Friedberg und R. Sohm. Im Jahre 1894 habilitierte er sich in Leip- 
zig für deutsche Rechtsgeschichte und Kirchenrecht und im Jahre 1898 
ging er als Professor des deutschen und öffentlichen Rechts nach Ro- 
stock, das er im Jahre 1903 mit Köln vertauschte. Die deutsche Rechts- 
geschichte verdankt ihm außer einer Studie über den germanischen Ehr- 
begriff (Deutsche Zeitschrift für Geschichtswissenschaft N. F. T) eine sorg- 
fältige Ausgabe der Lex Salica, deren Text ermit wertvollen Erläuterungen 
versah (Leipzig 1894), die kirchliche Rechtsgeschichte außer kleineren For- 
schungen zunächst die Erstlingsschrift über „Die Krone und das niedere 
deutsche Kirchengut unter Kaiser Friedrich IL“ (Jena 1890) und sodann die 
Studie „Zur Geschichte der Ehescheidung vor Gratian“‘ (Leipzig 1894); auch 
das von Geffeken im Verein mit H. Tykocinski herausgegebene ‚ Stiftungs- 
buch der Stadt Teipzig auf Grund der Urkunden und Akten des Rats- 
archivs“ (Leipzig 1905) sei erwähnt. Man darf bedauern, daß die erst- 
genannte Abhandlung keine Fortsetzung erhalten hat: eine solche wurde 
sicher dadurch verhindert, daß ihr Verfasser wie durch Fragen des Staats- 
rechts so durch seine Teilnahme an den religiös-kirchlichen Bewegungen 
der Rheinlande, die ein freieres Christentum ins Auge faßten, allzusehr 
“ in Anspruch genommen wurde. Die hierauf sich erstreckenden Veröffent- 
lichungen des Verewigten aber sind an dieser Stelle nicht zu werten. 

Mitte April 1916 starb in Breslau der ordentliche Professor der 
Moraltheologie an der dortigen katholisch - theologischen Fakultät 
Dr. Franz Renz. 
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Berufen wurden der ordentliche Professor der Kirchengeschichte 
und christlichen Archäologie in Halle D. Hans Achelis an die evan- 
gelisch-theologische Fakultät in Bonn; der Privatdozent der Kirchen- 
geschichte in Göttingen D. E. Kohlmeyer zum außerordentlichen Pro- 
fessor nach Kiel. 


Ernannt wurden: der außerordentliche Professor in der katholisch- 
theologischen Fakultät in Tübingen Dr. Karl Bihlmeyer zum ordent- 
lichen Professor der Kirchengeschichte, Patrologie und kirchlichen 
Archäologie; der außerordentliche Professor für Kirchenrecht an der 
Universität Budapest Dr. Johann Reiner zum ordentlichen Professor; 
der Privatgelehrte Dr. Otto Schilling zum ordentlichen Professor der 
Moral- und Pastoraltheologie an der katholisch - theologischen Fakultät 
in Tübingen. 


Es habilitierte sich in der katholisch -theologischen Fakultät zu 
Würzburg Dr. Julius Krieg für Kirchenrecht. 


A W. 
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